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ADOLPH  VON  ELM  •  RÜCKBLICK  AUF  DEN  FÜNFTEN 
DEUTSCHEN  GEWERKSCHAFTSKONGRESS 

artei  und  Gewerkschaften  sind  eins!  Das  hörten  wir  am  Schlüsse 
des  Stuttgarter  Gewerkschaftskongresses;  bei  der  Eröffnung  des 
Cölner  Kongresses  hörten  wir  es  wiederum,  und  am  Schlüsse  des 
scll)en  vernahmen  wir  sogar:  Partei  und  Gewerkschaften  sind  eins, 
sind  eins  auch  in  ihren  Zielen! 
D1K>H  Aussprüche  mit  Stillschweigen  übergehen,  hiesse,  sie  als  berechtigt 
anerkennen.  Nach  Cöln  wäre  Schweigen  aber  geradezu  unverantwortlich. 
Vom  gewerkschaftlichen  Standpunkt  muss  zunächst  Einspruch  dagegen  er- 
hoben werden,  da&s  sämtlichen  der  Gcneralkommission  der  Gewerkschaften 
Deutschlands  angeschlossenen  Zcntralverbänden  mit  solchen  Erklärungen  ein- 
fach der  sozialdemokratische  Parteistcmpel  aufgedrückt  und  ihnen  dadurch 
die  Agitation  unter  den  der  Sozialdemokratie  noch  fernstehenden  Arbeitern 
erheblich  erschwert  wird.  Ich  muss  ganz  entschieden  bestreiten,  dass  sich  die 
Gewerkschaften  in  ihren  Statuten  oder  in  programmatischen  Erklärungen 
jemals  auf  das  Endziel  der  Sozialdemokratie,  die  Verwandlung  des  kapita- 
listischen Privateigentums  an  Produktionsmitteln  in  gesellschaftliches  Eigen- 
tum, festgelegt  hätten.  Die  Gewerkschaften  sind  Organisationen  zu  dem  aus- 
gesprochenen Zw^ck,  auf  dem  Bwlen  des  heutigen  Gegenwartsstaates  für 
die  Arbeiterklasse  die  grösstmöglichcn  Vorteile  zu  erringen ;  die  Fragen  einer 
zukünftigen  f}csellschaftsordnung  zu  erörtern,  haben  alle  Gewerkschaften  bis- 
her abgelehnt;  auf  das  sozialdemokratische  Programm  verpflichtet  keine  Ge- 
werkschaft neu  eintretende  Mitglieder.  Ebenso  müssten  die  Ciewerkschaftcn 
die  V^erantwortung  dafür  ablehnen,  wenn  einmal  in  einer  Versammlung  ein 
Redner  glaubt,  seine  Privatmeinung  über  religiöse  Fragen  zum  besten 
geben  zu  müssen.  Derartige  Entgleisungen  kommen  vor  und  werden  dann  so- 
fort von  den  Gegnern  gegen  die  gesamte  Gewerkschaftsbewegung  ausge- 
schlachtet. Mit  Unrecht:  die  Gewerkschaften  kümmern  sich  um  die  religiösen 
Anschauungen  ihrer  Berufsangehörigen  absolut  nicht;  im  Kampfe  für  bessere 
I-ohn-  und  Arbeitsbedingungen  der  Arbeiter  ist  die  Mitwirkung  aller, 
ob  evangelisch  oder  katholisch  oder  atheistisch,  notwendig. 
DIE  ostentative  Betonung  der  Einheit  von  Partei  und  Gewerkschaft  war  im 
übrigen  bei  Beendigung  des  Cölner  Kongresses  um  so  weniger  angebracht,  als 

37" 


Digitized  by  Google 


ADOLPH  VON  ELM  •  RÜCKBLICK  AUF  DEN  rONPTCN  DEUTSCHEN  ETC, 

doch  für  jcflen.  der  den  Verhandlunjrcn  beiwohnte,  die  Tatsaclic  feststand,  dass 
in  Cöln  zum  ersten  Mal  auf  einem  Gewerkschaftskongress  das  Bestreben 
zu  Tage  trat,  d«n  Entscheidung«!!  der  Parteitage  der  Sozialdeoiokratie  vorzu- 
greifen, der  deutschen  Arbeiterbewegung  nicht  nur  in  wirtschaftlichen,  sondern 
auch  in  politischen  Fragen  eine  Marschroute  zu  geben. 

ZWnLl'  Jahre  sind  seit  dem  Cölner  Parteitag  vergangen;  damals  wurden  die 
Gewerkschaften  von  manchen  Parteiführern  noch  von  oben  herab  beliandelt: 
gegenüber  der  mächtigen  Partei  spielten  ne  eine  unteif  eordnete  Rolle.  Nach 
dem  selbstbewussten  Ton,  den  manche  Gewerkschaftsfährer  jetzt  in  Cöln  an- 
schlugen, könnte  man  fast  glauben,  heute  sei  das  Gegenteil  der  Fall.  Ich 
persönlich  habe  nie  auf  dem  Standpunkt  gestanden,  dass  die  Gewerkschaften 
den  Schwanz  der  sozialdemokratischen  Partei  bilden  sollten;  ich  betrachte  es 
auch  gar  nicht  einmal  als  ein  Unglück,  wenn  einmal  ein  Gewerkschaftskongrcss 
einen  Beschluss  fasst,  der  mit  den  Beschlüssen  der  sozialdemokratischen  Partei 
nicht  übereinstimmt;  ja,  ich  halte  es  sogar  für  notwendig,  dass  die  Gewerk- 
schaften zu  aktuellen  Fragen  der  Gesetzgebung  Stelhintif  nehmen  —  wie  dies 
zum  Beispiel  auch  in  Cöln  geschah  bei  der  Frage,  ob  von  der  Gesetzgebung 
Arbditskamment  oder  Arbeiterkammem  zn  lordan  seien,  wo  sich  der  Kon- 
gress  tatsächlich  im  Gegensatz  zu  der  sozialdemokratischen  Fraktion  seiner- 
seits für  Arbeiterkammem  entschieden  hat  — ,  kh  lialte  ihr  Urteil  in  solchen 
^Fragen  der  Arbeiterinteressenpolitik  unter  Umstanden  für  kompetenter,  als 
das  Urteil  von  Parteitagen,  auf  welchen  eine  grosse  Zahl  Nichtlohnarbcitcr 
als  Del^erte  sttaen.  Und  dodi  Un  ich  von  der  Bdiandlung  mehrerer  Fragen 
auf  dem  Cölner  Gewerkschaftdcongress  sehr  wenig  befriedigt 
ICH  habe  schon  früher  wiederholt  betont:  So  sehr  ich  die  völlige  Unab- 
hängigkeit der  Gewerkschaften  von  jeder  politischen  Partei  für  notwendig 
halte,  so  sehr  wünsche  ich,  dass  der  sozialistische  Geist,  der  Geist 
der  Solidarität  der  Geist  des  Allgemeininteresses  des  ganzen  Volkes  in  den 
Beschlüssen  der  Gewerkschaftskongresse  zum  Ausdruck  komme.  Schon  vm 
fünf  Jahren  habe  ich  in  dieser  Zeitschrift  den  kurzsiditigen,  unsolidarischen 
Geist,  der  in  der  englischen  Gewerkschaftsbewegimg  manchmal  zu  Tage  trete, 
getadelt,  aber  gleichzeitig  betont,  dass  auch  bei  uns  in  Deutschland  in  den 
Äusserungen  einzelner  Gewerkschaftsführer  sich  der  selbe  engherzige  Stand- 
punkt zeige.^)  Nach  Cöln  kann  ich  nur  sagen:  Die  deutsche  Gewerkschafts- 
bew^jVng  stellt  vor  der  Gefahr,  in  die  Bahnen  der  englischen  Gcwerkschafts- 
bcwegtmg  hineinzukommen.  Die  Führer  der  grossen  Gewerkschaften  fangen 
an,  wie  in  England,  die  Stellungnahme  zu  allgemeinen  Fragen  rein  rech- 
nerisch zu  erwägen;  mehr  und  mehr  tritt  das  ideale  Moment  in  den  Hintergrund. 
SO  bd  Behandlung  der  Frage  des  politischen  Massenstreiks. 
DER  Bremer  Parteitag  bcschlosa,  den  Antrag,  diese  Frage  auf  die  Tages- 
ordnung des  nächsten  Parteitages  zu  setzen,  dem  Parteivor'^fand  zur  Erwägung 
zu  überweisen.  In  Amsterdam,  auf  dan  internationalen  Kongress,  hatte  man 
im  vorigen  Jahr  unter  bestimmten  Voraussetzungen  den  politischen  Massen- 
streik für  möglich  und  notwendig  erklärt  Als  Voraussetzungen  wurden  an- 
genommen: starke  Organisationen,  starke,  freiwillige  Disziplin  und  die  nötige 
X'orbereitnng  auf  die  Aktion.  Ausdrücklich  warnte  der  Amsterdamer  Kon- 
gress davor,  sich  durch  die  von  anarchistischer  Seite  betriebene  Propaganda 

')  Vagi,  maneo  Artikel  Organitationsstorrt  io  den  SoziaUstisckeH  MonaUktflt»t  i^oo,  pag.  at6f. 
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für  den  Generalstreik  davon  abhalten  zu  lassen,  den  bedeutungsvollen,  täg- 
lichen Kleinkampf  durch  die  gewerkschaftliche,  politische  und  genossenschaft- 
liche Aktion  zu  führen.  In  dem  Schlusssatz  der  betreffenden  Resolution  for- 
derte er  die  Arbeiterschaft  auf,  ihre  Einheit  und  MachtsteUttOff  im  Klassen- 
kampf durch  Entwickclung  ihrer  Organisation  zu  stärken,  weil,  sollte  der 
Streik  mit  einem  politischen  fZicl  sich  einst  als  nötig  und  nützlich  heraus- 
stellen, sein  Gelingen  davon  abhängen  würde.  Ein  Parteitag  der  Sozialdemo- 
Icratie  Deutschlands  würde  sidi  anders,  als  es  in  Amsterdam  geschdien,  zu  dem 
politischen  Massenstreik  ebenfalls  nicht  gestellt  haben.  EHe  gelegentliche 
Erörtcnmg  der  Fraj^e  des  politischen  Massenstreiks  in  den  letzten  Jahren  in 
Deutschland  durch  Bernstein,  Kautsky.  Clara  Zetkin  hat  den  Gewerkschaften 
absolut  nicht  geschadet,  zumal  niemand  von  den  Genannten  die  gewerkschaft- 
lidie  Agitation  und  Organisati«»!  zu  gunsten  des  politischen  Massenstreiks 
zurücksetzen  wollte,  sie  im  Gegenteil  diese  für  die  Vorbedingung  erldäiten. 
WELCHER  Grund  lag  min  eigentlich  für  den  Gewerkschaftskongres  vor,  in  so 
scharfer  Weise  gc-gen  eine  etwaige  Propagierung  des  politischen 
Massenstreiks  in  Deutschland  Stellung  tu  nehmen?  Der  betreffende  Passus  der 
mit  allen  gegen  7  Stimmen  besdilossenen  Resolution  lautet: 

»Der  Kongress  halt  daher  auch  alle  Versuche,  durch  die  Propagierung  des  politisdien 
Massenstreiks  eine  bestimmte  Taktik  festlegen  zu  wollen,  für  verwerflich;  er 
empfiehlt  der  organisierten  Arbdtersduft,  solchen  Versuchen,  energisch  eotgt^ien» 
zutrcten.t 

NACH  dem  Wortlaut  der  Resolution  wäre  der  Versuch  schon  strafbar,  durch 
einen  Antrag  zum  Parteitag  diesen  bestimmen  zu  wollen,  den  politischen  Massen- 
streik unter  bestimmten  Voraussetzungen  unter  die  Kampfmittel  des  Proletariats 
einzureihen.  Die  organisierte  Arbeiterschaft  soll  solchem  verwerflichen  Ttm 
energisch  entgegentreten.  Wenn  das  nicht  in  aller  Form  ein  Bannstrahl  gegen 
alle  jene  Genossen  bedeutet,  welche  in  diesem  Punkt  anderer  Meinung  sind, 
dann  haben  Worte  überhaupt  keinen  Sinn  mehr.  Ein  Maulkorlii^esetz  in 
schlimmster  Eorm  ist  dieser  BeschJuss;  daran  gibt  s  nichts  zu  drehen  und  zu 
deuteln.  Angesidits  der  Tatsache,  dass  die  Reaktion  neuerdings  wiederum 
am  Werke  ist,  den  Arbeitern  das  Wahlrecht  zu  kürzen,  und  des  Umstandes, 
dass  der  Referent  gerade  auf  den  vom  Hamburger  Senat  und  Bürgerschaft  ge- 
planten Wahlrechtsraub  hinwies  und  behauptete,  ein  Massenstreik  in  Hamburg 
würde  nur  d  i  e  Wirkung  haben,  dass  die  Senatsvorlage  mit  noch  grösserer 
Mdifheit  angenommen  wörd^  konnte  man  die  Resolution  gar  nicht  anders,  denn 
als  etoe  Weisung  an  die  Arbeiterschaft  deuten,  Gewehr  bei  Fuss  gegenüber  den 
Wahlrechtsräubern  zu  stehen.  Und  weshalb  diese  Aufforderung  zur  Ruhe? 
Der  Referent  sagte  es  klar  und  deutlich : 

»Wir  alle  wissen,  welche  Mühe  es  gekostet  hat,  dass  die  Gewerkschaften  einen  solchen 
Stand  erreicht  haben.  Das  ist  nicht  die  Arbeit  eines  Jahres,  auch  nicht  die  Arbeit 
eines  Jahrzehnts,  nein,  darin  steckt  die  mühsame  Arbeit  von  drei,  vier  Jahrzehnten. 
Ungeheure  Opfer  hat  es  gekostet,  um  den  augenblicklichen  Stand  der  Organisation 
zu  erreichen,  und  ungeheure  Opfer  wird  es  nmh  kosten,  um  die  Organisation  auf  eine 
noch  höhere  Stufe  der  Macht  zu  heben.  Um  aber  unsere  Organisationen  auszubauen, 
dazu  bedürfen  wir  in  der  Arbeiterbewegung  Ruhe.« 
Der  Kenner  der  Qadiichte  der  englischen  Arbeiterbew^^iu^f  wird  hier  un- 
willkürlich an  den  unglücklichen  Verlauf  «der  Chartistenbewegung  in  England 
erinnert :  auch  dort  verlangten  die  Gewerkschaftsführer  Ruhe  im  Interesse  der 
Entwickelung  der  Gewerkschaften.    Die  Arbeiter  folgten  ihren  Ratschlägen 


Diyiiized  by  Google 


670 


ADOLPH  VON  ELM  •  RÜCKBLICK  AUF  DEN  FONFTEN  DEUTSCHEN  ETC 


und  die  Gewerkschaften  erstarkten  mächtig.    Aber  in  diesem  Streben  nach 

rein  materiellen  Vorteilen,  nach  höheren  Löhnen  und  kürzerer  Arbeitszeit  ver- 
kümmerte bald  der  Sinn  für  politische  Ideale.  Die  Stagnation,  in  welche  die. 
politische  Arbeiterbewegung  in  England  damals  hineingeriet,  ist  noch  nicht 
überwunden,  die  selbständige  politische  Arbeiterpartei  ist  ohne  Bedeutung,  die 

Abciter  in  ihrer  Masse  bilden  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  den  Schwanz  der 
Partei  der  Liberalen.  Wir  haben  in  Deutschland  alle  Veranlassung,  den  ersten 
Anfängen  einer  solchen  Entwickclung  entgegenzutreten.  Schon  jubiliert  man 
im  linksliberalen  Lager:  Die  Gewerkschaftsbewegung,  der  tragkräftigste  Teil 
der  Arbeiterbewq;tnig,  die  nicht  anders  kann,  als  auf  dem  Boden  der  Wirk- 
lichkeit zu  stehen,  wird  der  Sozialdemokratie  immer  mehr  entfremdet!  Mög- 
lich sei,  dass  die  Sozialdemokratie  bei  dem  jetzigen  Wahlsystem  noch  weitere 
äussere  Erfolge  erringe,  schreibt  ein  hüro^erlichcT  Sozialpolitiker  über  den 
Gewerkschaftskongress,  aber  mit  dic>ea  Lriolgcn  werde  auch  die  Axt  an  die 
Wurzel  dieses  Systems  gelegt :  >Denn  in  dem  selben  Masse,  in  dem  den  bärger- 
lichen  Parteien  die  Arbeiter  entschwinden,  werden  sie  reaktionär  und  wahl- 
rechtsfeindlich.« Und  dann  kommt  das  Heilmittel :  »Niemand  hängt  mehr  von 
einer  aktionsfähigen  deutschen  Linken  ab,  als  die  Ciewerkschaftcn.  Und  um- 
gekehrt: ohne  Unterstützung  der  Gewerkschaften  gibt  es  keinen  neuen  Libera- 
lismus. Wer  Ohren  hat,  der  höret«  So  argumentiert  der  liberale  Herr. 
SONDERB.ARER  Schwärmer!  Um  zu  verhüten,  dass  sie  »reaktionär  und 
walilrecbtsfeindlich«  werden,  sollen  die  Arbeiter  diese  unsicheren  Kantonisten 
mit  der  politischen  V'ertrctung  ihrer  Interessen  betrauen  und  sich  von  der  Sozial- 
demokratie abwenden !  Aber,  vergessen  wir  es  nicht :  das  war  die  Entwicke- 
lung  in  England,  und  es  ist  für  bürigerliche  Elemente  nicht  ganz  unberechtigt, 
auch  für  Deutschland  solche  Hoffnungen  zu  hegen,  wenn  Gewerkschaftsführer 
einen  so  fatalistischen  Standpunkt  gegenüber  den  Attentaten  auf  die  politische 
Freiheit  vertreten,  wie  dies  in  Cöln  geschehen. 

IN  seinem  Offenen  Antwortschreiben  schrieb  Lassalle  die  denkwürdigen  Worte : 

»Alle  Kunst  praktischer  Erfolge  besteht  darin,  alle  Kraft  zu 

jeder  Zeit  auf  einen  Punkt,  auf  den  wichtigsten  Punkt,  zu 
konzentrieren  und  nicht  nach  rechts  noch  links  zu  sehen.  Blicken  Sie  nicht 
nach  rechts  noch  Ihtks,  seien  Sie  taub  für  alles,  was  nicht  allgemeines  und  direktes 
Wahlrecht  hdsst  oder  damit  in  Zusammenhang  steht  und  dazu  führen  kann  t< 

Und  er  fügte  noch  hinzu : 

»Das  allgemeine  Wahlrecht  als  Magenfragc  aufgefasst  und  daher  aucii 
mit  der  Magen  wärme  durch  den  ganzen  nationalen  Körper  hin  verbreiten :  seien 
Sic  ganz  unbesorgt,  meine  Herren,  es  pibt  keine  Macht,  die  sich  dem  lange  wider- 
setzen würde !  Dies  ist  das  Zeichen,  das  Sic  aufpflanzen  müssen.  Dies  ist  das 
Zeichen,  in  dem  Sie  siegen  werdenl   Es  gibt  kein  anderes  für  Sie!« 

Das  ist  der  springende  Pimkt :  das  allg^emeine  Wahlrecht  muss  als  Magen- 
tragc  aufgefasst  werden.  Und  nun  lese  man  noch  einmal  die  Reden  auf  dem 
Gewerkschaftskongress  gegen  den  politischen  Massenstreik,  und  man  wird  ver- 
geblich nach  esnem  Wort  suchen,  das  darauf  schliessen  Uisst,  dass  die  Redner 
eine  derartige  Bedeutung  dem  allgemeinen  Wahlrecht  beil^[ten.  Wir  bedürfen 
der  Ruhe !  Wenn  jemand  im  Kampfe  um  die  wichtigsten  Volksrechte  diese 
inhalt.sschwcrcn  Worte  spricht,  dann  bedeutet  das  nichts  anderes,  als  dass  er 
die  Waffen  vor  dem  Feind  streckt. 

»Sollte  die  Realdioa  einmal  die  Absicht  haben,  das  Wahlrecht  zu  verschlechtem, 
dann  werden  wir  in  eingehender  Weise  beraten,  was  wir  ton  wollen,  und  wir  werden 
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dt«  Mittel  anwenden,  die  wir  als  richtig  und  zeitgcmäss  betrachten.  Und  wenn  uns 
dann  trotzdem  «fie  Reaktion  das  Wahlrecht  nimmt  —  glauben  Sie  denn,  daas  wir 
dann  am  Ende  unseres  Lateins  sind?  Nein,  noch  lanpc  nicht.  Und  selbst  wenn  die 
Reaktion  uns  das  Koalitionsrecht  nehmen  würde,  sind  wir  noch  nicht  am  Ende 
unseres  Lateins  .  .  .  Wenn  man  uns  auf  dic^e  Weise  niedertnten  wollte,  dann  wür- 
den wir  andere  Mittel  iin<Ien,  um  den  Kampf  erfolgrciclu9r  gegen  die  Reaktion  xn 
führen  •  • .« 

Das  erklärte  uns  der  Referent  über  die  Frage  des  Generalstreiks.  Venrandert 
fr^en  wir  uns:  Warum  erst  dann?  Ist  es  da  nicht  viel  richtiger,  wir  ver- 
suchen, durch  diese  Mittel  den  Raub  des  Wahlrechts  von  vornherein  zu  ver- 
hindern? Welcher  Art  nun  diese  Mittel  sind,  das  haben  wir  in  Cöln  nicht 
erfahren.  Der  politische  Massenstreik  ist  es  nicht ;  denn  den  zu  propagieren,  um 
dadurch  eine  bestimmte  Taktik  festztdegen,  soll  ja  in  Ztiktmft  virwtrfUeh  sein. 
Ein  Redner  erklärte,  durch  die  Anwendung  dieses  Mittels  werde  nur  die  Reaktion 
gestärkt,  genau  so  wie  durch  die  Anwendung  der  Gewalt.  Man  solle  auch  nicht 
immer  das  Schreckgespenst  der  Wahlentrechtung  an  die  Wand  malen.  Ja, 
sind  wir  denn  alle  taub  und  blind  geworden?  Die  Axt  ist  schon  an  die  Wurzel 
gelegt;  die  Reaktionäre  rüsten  sidb,  um  den  vemiditenden  Schlag  zu  führen. 
Und  da  sollen  wir  nicht  erwägen,  was  zu  tun  ist,  um  den  Hieb  m  parieren? 
GERADE  die  g^ewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  sind  in  erster  Linie 
bei  den  sich  in  der  letzten  Zeit,  zum  Teil  hinter  den  Kulissen,  zum  Teil  öffentlich, 
abspielenden  Vorgängen  interessiert.  Wer  sind  denn  die  führenden  Elemente 
unter  den  Reaktionären  in  der  Bewegung  für  VoUcsentrechtung?  Lest  die 
ArbeitgeberMeihing,  die  Hamburger  NachrichUn,  die  Post  und  andere  Scharf- 
macherorgane f  Es  sind  eure  schlimmsten  Feinde  auch  im  wirtschaftlichen 
Kampf,  die  Herren  im  Hause,  die  gnmdsätzlich  Verhandlungen  mit  euren  Ver- 
tretern ablehnen,  die  jegliche  Sozialreform,  auch  das  minimalste  Mass  von  ge- 
setslichem  Arbeiterschuts  mit  alkn  Mit^  bdaaq>fen  und  unmöglich  zu 
machen  suchen.  Sie  haben  Lassalle  besser  verstanden,  als  die  Arbeiter:  das 
allgemeine  Wahlrecht  ist  eine  Mlagenfrage!  Nicht  die  Verwirklichung 
der  Endziele  der  Sozialdemokratie  ist  es,  die  sie  beunruhiget;  denn  sie  wissen 
so  gut,  wie  wir,  dass  diese  nur  das  Resultat  einer  längeren  wirtschaftlichen 
Entirickelttng  sein  kann  und  wird.  Die  Zukunft  ist  ihnen  gleichgültig.  Nach 
uns  die  SmifMt  ist  ihr  Grundsatz  im  wirtschaftlichen,  wie  im  politischen  Leben. 
Das  Heute,  das  Jetzt  ist  es,  wodurch  sie  in  ständig  wachsende  Unruhe  versetzt 
werden.  Der  sich  ständig  mehrende  Einfluss  der  Sozialdemokratie  im  Parla- 
ment beginnt  ihnen  immer  gefährlicher  zu  werden.  War  die  Sozialdemokratie 
in  friäheren  Reichstagsperioden  nur  im  stände,  die  Versuche  erfolgreich  ah* 
wehren  zu  können,  durch  ein  Zuchthau^smetz  und  Verschärfung  der  Bestim- 
mnngen  der  Gewerbeordnung  die  wirtschaftliche  BcNstKnmg^  der  Arbeiter  zu 
erdrosseln,  so  ist  sie  jetzt  durch  die  grosse  Zahl  ihrer  Abgeordneten  schon  in 
der  Lage,  einen  positiven  Einfluss  zur  Herbeiführung  eines  verstärkten  Arbeiter- 
schutzes ausüben  zu  können.  In  einem  Artikel  über  den  Gewerkschaftskongress 
im  Kwresp^mdenten  für  DtuschUmds  Buchdrucker  gestattet  sich  der  Verfasser 
von  der  >politischen  Ohnmacht«  der  Sozialdemokratie  zu  reden,  behauptet,  dass 
die  Regierung  die  Partei  nur  »als  Luftc  behandle.  Der  Chefredakteur  der 
Arbeitgeberzeitungf  Freiherr  von  Reiswitz,  ist  ganz  entgegengesetzter  Meinung 
und  wettert  fast  in  jeder  Nummer  seines  Blattes  gegen  die  Regienmg,  die  er 
der  ständig  wachsenden  Rücksichtnahme  auf  die  Sozialdemokratie  besdhuldigt 
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Ohnmächtig  wäre  die  Paitd  allerdings,  wenn  sie  ihren  mächtigen  Rückhalt 
in  den  Arbeitermassen  verlöre:  aber  das  Gegenteil  ist  der  Fall,  trotz  des  Nöcgelns 
und  Bohrens  einiger  unpolitischer  Flaumacher  in  Gewerkschaftskreisen. 
ABER  die  Gewerkschaften,  sagt  man,  sind  eine  Macht  geworden,  die  man  selbst 
in  den  liarthdrigsten  Untemdunerkreisen  nicht  länger  ignorieren  kann.  Gewiss, 
eine  unbestrittene  Tatsache.  Aber  sind  denn  diese  Leute,  die  heute  das  Wort 
von  der  n'trtschaftlichn:  Macht  genau  so  im  Munde  führen,  wie  vor  einem 
Jahrzelmt  noch  das  Wort  von  der  politischen  Macht,  wirklich  so  kurzsichtig, 
zu  wähnen,  die  Reaktionäre  hätten  es  nur  auf  die  Hemmung  der  politischen 
Machtstdhing  der  Arbeiterklasse  abgesehen?  Auf  dem  Gewerkschaftskongress 
8{»rach  ein  Redner  auch  vom  So»ialisteugesetM  imd  meinte,  wenn  den  Arbeitern 
das  Wahlrecht  genommen  würde,  dann  würden  sie  dieselben  Mittel  anwenden, 
wie  unter  dem  Sozialistengesetz.  Gerade  ein  Rückblick  auf  die  Periode  des 
Sozialistengesetzes  sollte  uns  aber  lehren,  dass  für  die  Kapitalisten  an  dem 
Sozialistengesetx  das  Wertvollste  das  war,  dass  es  mit  demadben  möglich  war, 
die  Arbeiter  wirtschaftlicli  an  knechten.  Und  wenn  die  Kapitalisten  heute 
danach  streben,  die  Klinke  der  Gesetsgebung  wieder  völlig  in  ihre  Hand  zu 
bekommen,  so  glaul>e  man  doch  ja  nicht,  sie  würden  dann  die  (Gewerkschaften 
ungestört  sich  weiter  entwickeln  lassen !  Der  Sockel,  auf  dem  die  internationale 
Grosamacht,  das  Kapital,  sowohl  in  Monardiieen,  ww  in  Repabliken,  allein 
thronen  kann,  ist  der  Hunger,  das  Elend  der  Idisssen.  Uneingeschriidrte  Ans- 
beutungsfreiheit  des  Proletariats :  das  ist  ihr  Ideal,  welches  sie  einesteils  durch 
gesetzgeberische  ÄTassnahmen,  anderenteils  durch  Massenaussperrungen  zu  ver- 
wiridichen  bestrebt  sind.  Die  Gewerkschaften  haben  ein  weit 
grösseres  Interesse  an  der  Erhaltung  des  allgemeinen, 
gleichen,  dt rektcnnnd  geheimen  Wahlrechts,  als  die  pol i' 
tische  Partei,  deren  Werbekraft  l>ei  einer  Verschlechterung  des  Wahl- 
rechts nur  gewinnen  würde,  und  die  allerdings  ohne  grosse  Schwierigkeiten 
wieder  zu  ihrer  alten  Taktik  unter  dem  Sozialistengesetz  zurückgreifen  köiuUe, 
während  die  Gewerkschaften  durch  politische  Massnahmen  zur  Beschränkung 
des  Koalitionsredites,  die  der  Wahlentrechtung  bald  fo^ien  würden,  in  ihrer 
Aktionsfähigkeit  weit  mehr  gehemmt  würden.  Wer  in  dem  Wahn  befangen 
ist,  in  Deutschland  würde  die  Entwickelung  den  selben  Verlauf  nehmen,  wie 
in  England,  tauscht  sich  ganz  gewaltig;  unsere  Grosskapitalisten  sind  ver- 
bissene Gegner  jedes  Entgegenkommens  gegen  die  Arbtiter  und  werden  ihre 
Macht  nutzen,  scriange  sie  im  Besitz  der  selben  sind.  Und  deshalb  ist  die  Er> 
haltung  des  Wahlrechts  für  die  Gewerkschaften  eine  Lebensfrage.  Anstatt 
dne  Resolution  gegen  den  politischen  Massenstreik  7\\  beschliessen.  wäre  es 
weit  eher  am  Platze  gewesen,  den  Machthabcrn  in  Deutschland  unzweideutig 
zu  erklären:  wagt  ihr  es,  an  dem  Grundrecht  des  deutschen  Volkes,  am  Wahl- 
recht, zu  rütteln,  dann  werden  die  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  ihre 
wirtschaftliche  Macht  voll  einsetzen,  um  ein  solches  Verbrechen  zu  verhindern! 
UXD  das  alles  sage  ich,  der  ungefragt  zu  den  Revisionisten  Ge- 
worfene, der  Anhänger  der  striktesten  Neutralität  innerhalb 
der  Gewerkschaftsorganisationen,  der  ich  das  Hereinziehen  aller 
Arbeiter,  wes  Glanbens  und  wdchnr  politisdien  Richtunsr  sie  zurzeit 
auch  noch  sein  mögen,  für  die  unerlässliche  Vorbedingung  zur  Erhaltung 
der  gq^wartigen  und  zur  Erringui^  weiterer  politischer  Rechte  halte. 
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DAS  nenne  ich  Arbeiterpolitik.  Dazu  gehört  in  allererster  Linie  die  Schulung 
der  Jugend,  der  männlichen  nicht  nur,  sondern  ebenso  der  weiblichen  zum  poli- 
tischen Denken,  zur  Erkenntnis  der  Zusammenhänge  der  Dinge.  Unsere 
männliche  Jugend,  welche  heute  noch  unter  den  Auswüchsen  des  militärischen 
Systems,  den  Soldatcnmisshandlungen  etc.,  schwer  zu  leiden  hat  —  gegen  die 
Erziehung  zur  Disziplin  wird  kein  vernünftiger  Sozialdemokrat  etwas  ein- 
zuwenden haben,  fordern  dodi  auch  wir  in  unserem  Programm  geradezu  diese 
Schulung  in  der  V  o  1  k  s  w  e  h  r  — ,  unsere  männliche  Jugend  muss  heute  schon 
an  den  Gedanken  gewöhnt  werden,  dass  ein  Tag  kommen  kann,  wo  die  finsteren 
Mächte  des  Kapitals  dem  Volke  seine  politischen  Rechte,  zunächst  das  allge- 
meine, gleiche,  geheime  und  direkte  Wahlreclit  rauben  wollen,  wo  dem  Volk 
dann  doch  nichts  anderes  fibrig  bleiben  wird,  als  das  Werkzeug  aus  der  Hand 
zu  legen,  den  Sdiacht,  die  Werkstatt,  die  Fabrik  zu  verlassen,  die  Maschinen 
stillzusetzen;  und  wenn  dann  die  Trommel  gerührt  und  sie  unter  die  Waffen 
{gerufen  werden,  was  vielleicht  bei  einem  Massenstreik  die  erste  Massnahme 
der  Machthaber  sein  wird,  da  müssen  die  Söhne  des  Volkes  wissen,  dass,  wenn 
.ihnen  kommandiert  wird,  auf  Vater  und  Mutter  zu  schiessen,  das  zugleich  den 
Mord  der  Freiheit  und  der  Unabhängigkeit  des  deutschen  Volkes  bedeutet. 
Dieses  Verständnis  und  die  Begeisterung  für  politische  ^'olksrechte  kann  den 
Massen  aber  nicht  über  Nacht,  nicht  im  Moment  des  Kampfes  kommen.  Das 
nmss  ohne  Unterlass  gelehrt  und  propagiert  werden,  und  als  ein  oberster  Hoch- 
schultag  ist  mir  deshalb  audi  die  internationale  Feier  des  i.  Mai 
von  der  allei^össten  Bedeutung,  in  der  alles,  was  hoch  und  heilig  für  die 
ganze  Menschheit  ist,  zum  Ausdruck  gebracht  werden  soll.  Recht  haben  die, 
\  die  da  rufen:  die  Maifeier  muss  anders  werden!  Denn  vielfach  entspricht  <lie 
Art  der  selben  nicht  der  Würde  und  der  Bedeutung  dieses  internationalen 
Demonstrationstages. 

FÜR  die  Arbdtsmhe  am  i.  Mai,  als  vrirksamste  Demonstration  zur  Erkampfung 

des  Achtstundentages,  bin  ich  im  Jahre  1890  anfänglich  mit  grosser  Wärme 
eingetreten.  Als  dann  aber  am  13.  April  1890  durch  den  Aufruf  der  sozial- 
demokratischen Fraktion  die  Begeisterung  in  Gewerkschaftskreisen  gedämpft 
wurde,  als  die  Fraktion  erklärte,  der  Zweck  der  Maifeier  werde  völlig  erreicht 
durch  Abhaltung  von  Arbeiterversammlungen,  Arbeiterfesten  tmd  ähnlichen 
Kundgebungen,  auf  denen  Massenbeschlüsse  im  Sinne  des  Pariser  Kongresses 
gefasst  werden,  da  stand  für  mich  fest,  dass  durch  Arbettsruhe  nur  ein  Bruch- 
teil der  Arbeiter  demonstrieren  werde;  und  daher  forderte  ich  damals  die  Ar- 
beiter auf,  von  der  allgemeinen  Arbeitsruhe  Abstand  zu  nehmen,  dagegen  aber 
mindestens  ein  Drittel  des  am  i.  Mai  verdienten  Tagelohnes  zu  opfern  und  mit 
diesen  Geldern  einen  allgemeinen  Kampffonds  zur  Erringung  der  achtstündigen 
Arbeitszeit  zu  bilden.  Für  die  Arbeitsruhe  traten  damals  viele  Genossen  auf  den 
Plan,  welche  sie  heute  beseitigen  wollen ;  in  Hamburg  wurde  in  einer  grossen 
Massenversammlung  bei  Sagebiel,  in  dem  grössten  Saal  Deutschlands,  gegen 
meine  Warnung  die  Arbeitsrohe  am  x.  Mai  beschlossen.  Ein  grosser  Teil  der 
Arbeiter  Hamburgs  brachte  den  Beschluss  zur  Ausföhrtu^:.  l^i^  Kapitalisten 
antworteten  mit  Ma?<enausspcrrungen  und  verlangten  von  den  Arbeitern  den 
Austritt  aus  der  Gewerkschaft.  Ein  erbitterter  Kampf  folgte,  der  für  die 
Arbeiter  mit  einer  Niederlage  endete.  Die  Gewerkschaften  waren  damals 
noch  ZQ  schwadi,  um  eine  solche  Feuerprobe  siqpreich  bestehen  zu  können. 
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Auf  dem  Parteitag  in  HaUe  /1891/  wurde  sodann  beschlossen,  die  Maifeier 
am  ersten  Sonntag  im  Mai  abzuhiüten,  1892  in  Berlin  beschloss  man,  am  Abend 

des  I.  Mai  zu  demonstrieren,  und  erst  auf  dem  Cfifawr  Parteitag  /1893/  wurde 
die  jetzige  Art  der  Maifeier  festgesetzt,  nach  der  nur  die,  die  ohne  Schädigung 
der  Arbeiterinteressen  dazu  im  stände  sind,  den  i.  Mai  durch  Arbeitsruhc  feiern 
sollen.  Seit  der  Zeit  hat  sich  die  Maifeier  durch  Arbeitsruhe  immer  mehr  ein- 
gebiirgert;  in  einer  grossen  Zahl  kleinerer  Orte,  in  denen  anfitnglich  von 
Arbeitsmhe  gar  nidit  gesprochen  wurde,  wurde  in  den  letzten  Jahren  von  einer 
verhältnismässig  grossen  Zahl  von  Arbeitern  gefeiert.  Nun  ist  es  vom  rein 
gewerkschaftlichen  Standpunkt  aus  ja  sehr  begreifhch,  dass  die  Führer  nicht 
besonders  entzückt  davon  sind,  wenn  der  Maifeier  durch  Arbeitsruhe  an  irgend 
einem  Orte  .eine  Aussperrung  folgt,  durch  welche  die  von  ihnen  getroffenen 
gewerkschaftlichen  Kanipfdispositionen  völlig  durchkreuzt  werden.  Würde  es 
sich  bei  der  Maifeier  lediglich  um  eine  rein  gewerkschaftliche  Angelegenheit 
handeln,  so  würde  auch  ich  dafür  sein,  von  eitler  Arbeitsruhc  Abstand  zu 
nehmen.  Das  ist  aber  längst  nicht  mehr  der  Fall.  Die  Maifeier  ist  zu  einer 
DeuMMistration  nicht  nur  für  Arbetterschutz  und  Verkürzung  der  Arbeitszeit, 
sondern  auch  für  die  politische  Freiheit,  für  den  Sozialismus  geworden.  Der 
I.  ^^ai  gilt  dem  idealen  Streben  der  Arbeiterschaft,  den  grossen  Zielen,  deren 
Propa^^icrunij  im  taglichen  Kleinkrieg  der  Gewerkschaften  um  Krlu)hung  der 
Lebenshaltung  der  Arbeiter  nicht  besonders  gefördert  wird  und  auch  nicht  ge- 
fördert werden  kann. 

AUF  dem  Gewerkschaf tskongress  wurde  nun  von  Ittiner  Seite  auf  eine  Besei- 
tigung der  Maifeier  hingewirkt.  Der  Referent  wünschte,  die  Feier  atif  den 
Abend  des  i.  Mai  zu  beschränken;  <lie  Arbeitsruhe  am  i.  Mai  müsste  dagegen 
aufhören.  Von  anderer  Seite  wurde  aber  gerade  die  Arbeitsruhe  am  i.  Mai 
für  notwendig  erklärt,  um  der  Maifeier  ihr  besonderes  Gepräge  zu  belassen. 
Und  wohl  mit  Recht  Denn  beseitigt  man  durch  einen  Besdiluss  des  Gewerk- 
schaftskongresses die  Arbeitsruhe  am  1.  Mai,  so  hat  man  damit  die  Maifeier 
überhaupt  beseitigt.  Der  Grund,  den  man  für  Aufhebung  der  Maifeier  ins 
Feld  führte:  die  Vereinheitlichung  der  selben,  ist  wenig  stichhaltig,  da  von  den 
am  Tage  Feiernden  als  selbstverständlich  vorausgesetzt  werden  muss,  dass  sie 
auch  die  Abendversammlungen  besuchen.  Der  wahre  Gmnd,  weshalb  ein 
Teil  der  Gewerkschaftsführer,  welche  früher  für  die  Arbeitsruhe  eintraten, 
jetzt  zu  bremsen  beginnt,  ist  eben  der  von  mir  schon  angeführte:  sie  wollen  als 
gute  Strategen  im  gewerkschaftlichen  Kampf  nicht  von  den  Kapitalisten  den 
Zeitpunkt  des  Beginns  des  Kampfes  in  einem  Ort  geraxte  auf  den  i.  Mai  fest- 
legen lassen.  Das  ist  für  mich  ein  Grund,  der  nicht  so  ohne  weiteres  von  der 
Hand  zu  weisen  ist.  Es  ist  ganz  falnh.  <!en  Gewerkschaftsführern  zu  unter- 
stellen, es  sei  lediglich  die  Sorge  um  ihre  Kassen,  die  sie  bestimme,  gegen  die 
Arbeitsruhe  einzutreten.  Aber  jeder  tüchtige  Gewerkschaitsbcamte  wird  und 
muss  peinlich  davon  berührt  sein,  wenn  unnütz  Geld  verausgabt  wird,  «renn 
trotz  der  Stärke  der  Oiiganisation  der  Kampf  mit  einer  Niederlage  endet,  eben 
weil  die  Kapiulisten  das  Feiern  ihrer  Arbeiter  am  l.  Mai  als  Veranlassung 
nahmen,  ihnen  gerade  jetzt  zu  einer  den  Arbeitern  sehr  ungünstigen  Zeit  einen 
Kampf  aufzudrängen,  welcher  erst  für  eine  spätere  Periode  des  Jahres  in  Aus- 
sicht genommen  war. 

TROTZ  alledem  wurde  ich  es  jetzt,  nachdem  sich  die  Arbeitsruhe  am  i.  Mai 
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mehr  und  mehr  eingebürgert  und  sich  ein  «^rocscr  Teil  der  Fabrikanten  mit 
ihr  abgefunden  hat,  sehr  viele  die  Aussperrungen  auf  einen  oder  höchstens 
2  bis  3  Tage  beschränken,  für  einen  Fehler  halten,  die  Arbeitsruhe  zu  besei- 
tigen. Und  zwar  sind  es  ffir  mich  in  erster  Linie  politische  Gründe,  die  mich 
für  die  Beibehaltung  und  weitere  Propagierung  der  Arf>eitsruhe  eintreten 
hcissen.  Noch  so  viele  Tausende  von  Resolutionen,  die  man  in  \''crsamm!ungen 
beschliesst,  sind  eine  höchst  unwirksame  Demonstration;  die  Arbeiter  müssen 
dazu  erzogen  werden,  in  wirksamerer  Weise  ihren  Willen  zum  Ausdruck  zu 
bringen.  Wir  leben  in  einer  Zeit,  in  der  ständig  neue  bedeutsame  Ereignisse 
die  Aufmerksamkeit  weiter  Kreise  der  Bevölkerung  auf  sich  lenken,  w^ir  sind 
k  ■C^  keinen  Tap'  vor  t^berraschungen  sicher:  da  dürfte  es  sich  weit  mehr  empfehlen, 

den  einmal  schon  eingebürgerten  Demonstrationstag  wirksamer  zu  gestalten, 
als  ihm  seinen  demonstrativen  Charakter  durch  völlige  Beseitigung  der  Arbeits- 
mhe  zu  ndimen. 

NACHDEM  sämtliche  Anträge  zur  Maifeier  zurückgezogen,  überHess  der  Ger 
werkschaftskongress  die  Entscheidung  dem  nächsten  internationalen  Kongress 
in  Stuttgart,  dadurch  bekuiulcnd,  dass  er  keineswegs  die  Absicht  habe,  in  Sachen 
der  Maifeier  Gegensätze  mit  der  politischen  Partei  hervorzurufen.  Es  ist  nicht 
unwafarscheinitdi,  dass  bis  dahin  die  Stimmung  in  Gewerksdiaftskreisen  in  das 
Gegenteil  umgeschlagen  ist.  Die  Entscheidung  über  die  Art  der  Maifeier  liegt 
nicht  bei  den  Gewerkschaftsführern,  darüber  bestimmen  die  Arbeiter  selbst. 
Deren  Entschliessung  wird  aber  wesentlich  davon  abhänjjen,  wie  sich  Regierung 
-  ^  und  Parlament  in  nächster  Zukunft  zu  dem  verwerflichen  Treiben  der  Reaktio- 

näre in  Deutschland  stellen  werden.  Am  politischen  Horizont  zeigen  sich  ge- 
witterschwere, düstere  Wolken;  bevor  die  Luft  in  Deutschlands  Gauen  von 
dem  unheilvollen  Reaktionsbazillus  gereinigt  ist,  wäre  es  ein  politischer  Fehler, 
eine  der  wirksamsten  Demonstrationen  gegen  die  Pläne  der  Finsterlinge  be- 
seitigen zu  wollen. 

DIE  Stellungnahme  des  Kongresses  zur  Regelung  der  Stretknnterstüt- 
z  tt  n  g  zeigt  uns,  wie  man  sich  langsam,  langsam  an  den  Gedanken  gewöhnt,  dass 

der  bisherigen  Anarchie  auf  diesem  Gebiet  entgegen  gewirkt  werden  muss.  Fest- 
gehalten wurde  an  dem  Grundsatz,  dass  zunächst  jede  Gewerkschaft  selbst  ver- 
pflichtet ist,  für  Aufbringung  von  Mitteln  zur  Führung  wirtschaftlicher  Kämpfe 
zu  sorgen,  und  dass  zu  diesem  Zwecke  ausreichend  hohe  Mitgliederbeiträge  er- 
forderlich sind.  Der  Kongress  erkannte  jedoch  an,  dass  ausnahmsweise  die 
^  finanzielle  Hilfe  der  gesamten  organisierten  Arbeiter  bei  unerwartet  grossen 

Streiks  und  Aussperrungen  sich  als  notwendig  erweisen  kann.  In  solchen  ausser- 
ordentlichen Fällen  soll  die  Gcncralkommission  ermächtigt  sein,  auf  Antrag 
der  betreffenden  Gewerkschaft  unter  Zustimmung  der  Zentral  vorstände  die  Be» 
Schaffung  finanzieller  Mittel  eventuell  durch  Vornahme  allgemeiner  Samm- 
lungen zu  veranlassen.  Der  Generalkommission  soll  dann  ein  Mitbestimmimgs- 
rccht  über  alle  taktischen  Massnahmen,  sowie  über  die  T.oitung  des  Kampfes 
zustehen.  Es  ist  zu  hoffen,  dass  in  späterer  Zeit  auf  Grundlage  dieses  Be- 
schlusses einmal  eine  den  V^erhältnissen  wirklich  entsprechende  Regelung  er- 
wachsen wird.  Denn  der  Beschluss  selbst  bedeutet  eine  ausreidiende  Stärkung 
der  Kampfposttion  der  Gewerkschaften  in  keiner  Weise.  Die  Vornalime  all- 
gemeiner Sammlungen  inmitten  des  Kampfes  ist  und  bleibt  immer  ein  Merkmal 
der  Schwäche  und  wird  von  den  Kapitalisten  niemals  anders  aufgefasst  werden. 
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Was  man  heute  verhindern  will,  nämlich,  dass  schwache  Gewerkschaften  sich 
auf  allgemeine  Sammlungen  allzusehr  verlassen,  könnte  weit  besser  erreicht 
werden  durch  die  Bestimmung,  aus  einem  allgemeinen  Streikfonds  nur  dann 
Unterstützung  zu  gewähren,  wenn  eine  Gewerkschaft  aus  eigenen  Mitteln  einen 
näher  zu  bestimmenden  Prozentsatz  ihrer  Mitglicdcrzahl  auf  eine  Reihe 
von  Wochen  selbst  zu  unterstützen  im  stände  wäre.  Die  Unterstützung  aus 
dem  allgemeinen  Fonds  selbst  dürfte  audi  nur  ein  Zusdiuss  su  der  von  der 
Gewerkschaft  selbst  zu  zahlenden  Unterstützung  sein.  Durch  die  strikte  Inne- 
hahung  solcher  Rcstiiimiungen  würde  erreicht  werden,  dass  die  Gewerkschaften 
weit  mehr,  als  das  heute  der  Fall  ist.  für  Stiirkung  ihrer  Kassen  sorj^eii  wiirdeu, 
weil  sie  ohne  eigene  Mittel  aus  dem  allgemeinen  Fonds  nichts  zu  erwarten 
hätten.  Das  jetzt  geschaffene  System  muss  naturgemäss  zu  Ungleichheiten 
und  rechtigkeitcn  führen.  Eine  bindende  Verpflichtung,  im  Falle  grösserer 
Streiks  l)L>timnit  nonnicrte  wöchentliche  Beiträge  zu  zahlen,  besteht  nicht  ;  die 
( iew  erkschaften  können  nur  ninrahscli  verpflichtet  werden,  zu  tun.  was  in  ihren 
Krallen  steht.  Je  nachdem  eine  Gewerkschaft  selbst  in  wirtschaftlichen  ivampfen 
engagiert  ist,  je  nadidem  ihre  Kassenverhältnisse  bestellt  sind,  wird  deshalb 
die  Beihilfe  an  andere  Gewerkschaften  in  solchen  Fällen  bemessen  werden, 
Sympathiccn  und  Antipathieen  werden  ebenfalls  eine  nicht  untergeordnete  Rolle 
dabei  spieleti.  Jedenfalls  werden  kleine  Gewerkschaften  trotz  der  X'ersichenmg 
des  Berichterstatters  der  Konunission  über  diese  Frage  nicht  allzusehr  auf  die 
allgemeine  Solidarität  in  Kotfällen  rechnen  können. 

ES  ist  erstaunlich,  wie  lange  Zeit  es  währt,  bis  ein  gesunder  Gedanke  von  den 
Köpfen  der  Menschen  Besitz  ergreift.  Wie  lange  haben  tüchtige  Gewerk- 
schaftsführer sich  gegen  die  Einführung  der  Arbeitslosenunterstützung  gewehrt, 
und  mit  welcher  Entschiedenheit  haben  sich  die  selben  Genossen  später  dafür 
ins  Zeug  gelegt !  Auch  der  allgemeine  Streikfonds  wird  einmal  kommen,  und 
sollten  die  grossen  Gewerkschaften  sich  aus  ^istisdien  Motiven  noch  lange 
sperren,  der  Solidarität  praktischen  Ausdruck  zu  geben,  so  wird  der  allgemeine 
Fonds,  wie  in  England,  geschaffen  werden  auch  ohne  diejenigen  Organisa- 
tionen, welche  für  die  I3ekundung  von  Solidarität  an  alle  Arbeiter  nicht  zu 
hsAen  sind,  welche  für  die  Notwendigkeit,  unter  gleidien  Voraussetzungen  die 
gleidien  bindenden  Verpflichtungen  auf  sich  zu  nehmen,  kein  Gefühl  und  kein 
Verständnis  besitzen.  \''ermut!ich  dürften  aber  unsere  Scharfmacher  schon  das 
ihre  dazu  tun.  dass  der  Gedanke  der  Zusammengehörigkeit  aller  Arbeiter  immer 
mehr  praktische  Tat  wird ;  ohne  deren  nach  dieser  Richtung  hin  wirklich  aner- 
kennenswerte erzieherische  Tätigkeit  wäre  allerdings  zu  befürchten,  dass 
unsere  grossen  deutschen  Gewerkschaften  —  natürlich  immer  unter  Protest 
ihrer  Führer  gegenüber  denen,  die  solches  behaupten,  —  in  die  Orgaiiisations- 
starre  gleich  der  einiger  grossen  englischen  Gewerkschaften  hineingeraten. 
MIT  den  Erörterungen  über  den  Generalstreik,  die  Maifeier  und  die  Regelung 
der  Strei  kunterstützung,  sowie  der  Genossenschaftsdebatte — die  ananderer  Stelle 
dieses  Heftes  besonders  behandelt  wird  —  sind  die  die  Öffentlichkeit  hervorragend 
interessierenden  Fragen  erschöpft.  Der  Gewcrkschaftskongress  hat  ausserdem 
ein  gut  leil  gewerkschaftlicher  ürganisationsarbeit  vollbracht,  die  vielleicht 
erst  in  spaterer  Zeit  einmal  voll  gewürdigt  werden  wird. 
KEINER  der  früheren  Gewerkschaftskongresse  hat,  obgleich  in  den 
ersten  Tagen  in  Cöhi  die  Debatten  sich  etwas  müde  hinschleppten,  wegen  der 
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«piter  lolgenden  erregten  Auseinandersetzungen  so  sehr  das  allgetncinc  Inter- 
esse wachgerufen,  wie  der  dicsjäliriji^^c.  Die  Erörtcrnncrcn  sind  in  der  Arbeiter- 
presse noch  heute  nicht  beendet  und  werden  in  Gewerkschafts-  und  Parteivcr- 
«ammlungen  noch  lange  2eit  fortgeführt  werden.  Auch  die  bürgerlichen  Blatter 
haben  ihre  Epiloge  zu  dem  Gewerkschaftskongress  gilben.  Der  grösste  Teil 
Imupft,  wie  immer,  an  die  Debatte  die  Hoffnung,  der  sozialdemokratischen  Partei 
werdf  ihr  starkes  Rückgrat,  welches  sie  bisher  in  den  gewerkschaftlich  orga- 
nisierten Arbeitern  besessen  hat,  mit  der  weiteren  Entwickelung  der  Gewerk- 
schaften gebrochen  werden.  Sie  vergessen,  dass  die  MeinungsdifTcrcnzen, 
welche  auf  dem  Gewerkschaftslomgress  in  Cöln  zu  Tage  getreten  sind,  in  der 
sozialdemokratischen  Partei  selbst  vorhanden  sind.  Die  rücksichtslose  Aus- 
sprache dessen,  was  ist,  hat  einer  Partei,  die,  wie  die  Sozialdemokratie,  so  fest 
im  Volke  wurzelt,  noch  nie  geschadet.  Mit  dem  Cölncr  Kongress  ist  das  letzte 
Wort  über  die  dort  erörterten  Fragen  nicht  gesprochen,  weitere  Auseinander- 
setzungen werden  folgen.  Aber,  wie  ernst  diese  immer  geführt  werden  mögen, 
in  der  Arbeiterbewegung  bestimmt  die  Mehrheit;  die  Minderheit  wird  sich,  wie 
bisher,  der  Disziplin  unterordnen.  Unsere  Haltung  in  taktischen  Fraf,'en  wird 
je  nach  dem  \  erhalten  der  Gegner  und  den  praktischen  Bedürfnissen  in  unseren 
eigenen  Reihen  noch  wiederholt  geändert  werden  müssen.  Zeigen  sich  irgendwo 
SSdiäden,  ist  Gefahr  im  Anzüge,  dass  ein  Teil  unserer  Genossen  über  die  Be- 
dürfnisse des  Tages  das  Streben  nach  den  idealen  höheren  Zielen  bei  seite  setzen 
will,  so  wird  schon  der  g^simde  Sinn  der  in  der  sozialdemokratischen  Partei 
organisierten  Arbeiter  dafür  sorgen,  dass  Wandel  geschaffen  wird. 
DIE  gewaltige  Entwickelung  der  Gewerkschaften  in  den  letzten  zehn  Jaiiren 
—  in  C^n  waren  zirka  iK  Millionen  organisierter  Arbeiter  vertreten  —  wird 
die  politische  Partei  nötigen,  der  Gewerkschaftsbewegung  und  ihren  Interessen 
noch  grössere  Beachtung,  als  bisher,  zu  schenken.  Aufgabe  der  Sozialdemo- 
kratie ist  es,  den  Geist  der  Solidarität  bei  den  gewerkschaftlich  organisierten 
Arbeitern  zu  pflegen.  Der  Cölner  Kongress  wird  für  viele  Genossen  eine  Mali- 
nui^  sein,  steh  dieser  Aufgabe  in  steigendem  Masse  zu  wi^en. 
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EDUARD  BERNSTEIN  ■  NOCH  EINMAL  PARTQ,  GE- 
WERKSCHAFTEN UND  MAIFEIER 

,IE  Debatten  des  Cölner  Gewerkschafskongresses  über  Generalstreik 
und  Maifeier  haben,  wie  zu  erwarten  war,  viele  und  vielerlei  Kom- 
imentare  nach  sich  gezogen.  Ein  Teil  der  Gegner  der  Sozialdemo- 
kratie hat  auf  Grund  der  stark  opportunistischen  Färbung  einzelner 
iReden  von  namhaften  Gewerkschaftsführern  die  beginnende  Los- 
lösung der  Gewerkschaften  von  der  sozialdemokratischen  Partei  konstatieren 
zu  können  geglaubt ;  andere  haben  das  Herannahen  der  Zeit  vnrluTt^esagt,  wo  die 
Gewerkschaften  die  Führung  der  Sozialdemokratie  in  die  Hand  nehmen,  dieser 
Tonart  «od  Taktik  diktieren  wurden.  Das  Gegcnstfick  tn  diesen  Sprüchen 
aus  bürgerlichem  Lager  bildet  eine  Reihe  mdir  oder  weniger  gereizter  Kritiken 
aus  den  Reihen  der  Sozialdemokratie  selbst  wider  die  betreffenden  Gewerk- 
schaftsvertreter, und  in  einigen  dieser  Kritiken  läuft  eine  Note  durch«  die  auf  die 
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I>efürchtiing  schlicssen  lässt,  es  könne,  wenn  man  den  Gewerkschaften  nicht 
auf  die  Finger  schaue,  doch  eines  Tages  dahin  kommen,  dass  jene  bürgerlichen 
Propheten  redit  behielten.  Obwohl  nun  schon  von  versdiiedenen  Seiten  Trif- 
tiges gegen  diese  Furcht  geltend  gemacht  worden  ist,  scheint  es  mir  doch  an- 
gezeigt, dem  Gegenstand  eine  besondere  Betrachtung  zu  widmen.  Denn  der 
llauptgesichtspunkt,  von  dem  aus  die  Frage  behandelt  werden  niuss,  ist  meines 
Erachtens  nicht  mit  der  nötigen ,  Schärfe  klargestellt  worden. 
DARÜBER  ist  man  sidi  freilich  prinzipiell  fast  allerseits  Idar»  dass»  da  Partei 
und  Gewerkschaft  verschiedene  Aufgaben  zu  erfüllen  haben,  dies  auch  bei 
ihren  Vertretern  zu  Unterschieden  in  der  Betrachtung  und  Wertung  der  Dinge 
fiihren  muss.  Aber  man  sieht  dies  mehr  als  ein  V.he\  an.  mit  dem  sich  die 
Partei  als  etwas  Unvermeidlichem  so  gut  wie  möglich  abzufinden  habe,  denn  als 
eine  Tatsache,  die  neben  manchem  Stoff  zu  Reibungen  aller  Art  doch  auch 
ihre  grossen  Vorteile  bat  Man  wärdigt  die  Gewerkschaft,  sowdt  es  sich  um 
geistige  Einflüsse  handdt,  tut  nur  als  die  Bremse  am  Wagen  der  grossen 
politischen  Arbeiterbewegung,  verkennt  jedoch,  dass  sie  auch  in  geistiger  Hin- 
sicht weit  mehr  ist,  als  bloss  das  Organ,  den  Hiramelstürmcr  auf  der  Erde  zurück- 
zuhalten, dass  sie  die  politische  Bewegung  auch  in  geistiger  Hinsicht  im  vollen 
Sinne  des  Wortes  ergänzt,  das  heisst,  sie  geistig  positiv  bereichert. 
DIE  Gewerkschaft  veniditet  zum  Beispiel  für  die  positive  Arbeiterbewegung 
ein  gutes  Stück  dessen,  was  man  in  den  Natur\vissenschaften  Laboratoriums- 
arbeit  nennt:  sie  liefert  die  experimentellen  Beispiele  und  Nachweise  für  die 
Wirkungen  imd  Möglichkeiten  bestimmter  Neuerungen.  Organ  der  ■wirt- 
schaftlich leistungskräftigsten  Elemente  der  Arbeiterschaft,  zeigt  sie  in  der 
Praxis  vielfach  der  für  die  Gesamtheit  bestimmten  Gesetzgebung  erst  den 
Weg.  Auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  ist  die  Gesetzgebung  noch  nir- 
gends so  weit  gegangen,  wie  verschiedene  Gewerkschaften  schon  auf  dem 
Wege  der  orgamsierten  Selbsthilfe  gegangen  sind,  Sie  hat  bisher  fast  überall 
nur  in  abgeschwäditer  Form  verallgemeinert,  ffir  alle  Arbeiter  vorgeschrid>en, 
was  ein  Teil  der  Gewerkschaften  schon  für  ihre  Mitglieder  respektive  ihren  Be- 
ruf erkämpft  hatten.  Und  solange  die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  währt, 
wird  es  auch  nie  anders  werden,  wird  die  Gewerkschaft  stets  der  Pionier  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  und  vieler  sonstiger  Aufgaben  der  Arbeitsgesetz- 
gebung sein.  Welche  Bedeutung  sie  damit  allein  schon  für  die  politische 
Arbeiterbewegung  erlangt,  braucht  wohl  nicht  erst  des  längeren  entwickelt 
zu  werden. 

ES'  stünde  natürlich  der  politischen  Arbeiterbewegimg,  das  heisst  der  sozial- 
demokratischen Partei,  frei,  im  Parlament  so  weitgehende  sozialpolitische 
Forderungen  aufzustellen,  dass  alles  praktisch  schon  Vorhandene  dadurch  über- 
troffen, in  den  Schatten  gedrängt  wurde.  Aber  sie  hat  das  bisher  nicht  getan 
und  wird  es  auch  wohl  so  bald  nicht  tun.  Als  Gesetzgebungsfaktor  hat  sie 
stets  den  Höhepunkt  der  erreichten  allgemeinen  Entwicklung  in  Berechnung 
gezogen,  statt  sich  kurzweg  von  der  ungezügelten  Spekulation  lenken  zu 
lassen.  Insofern  ist  sie  also  schon  von  sdbst  opportunistisch. 
ABER  die  Sozialpolitik  bildet  nur  einen  Teil  des  Tätigkeitsgebiets  der  sozial- 
demokratischen Partei.  Innerhalb,  wie  ausserhalb  des  Parlaments  geht  der 
Kampf  der  Sozialdemokratie  weit  über  das  hinaus,  was  man  heut  unter  diesen 
Begriff  zusanunenfasst    Kann  es  nun  schon  —  wie  der  Ausgang  der  Debatte 
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Über  die  Frage,  ob  Arbeitskunmern  oder  Arbeiterkammeni,  gezeigt  hat  — 
auch  auf  dem  Gebiet  der  eng^eren  Sozialpolitik  dahin  kommen,  dass  die  Mehr- 
heit der  Gewerkschaften  zu  einer  bestimmten  Frage  sich  anders  stellt,  als  die 
Mehrheit  der  \'crtreter  der  sozialdemokratischen  Partei,  um  wie  viel  eher  bei 
Fragen,  die  jenseits  dieses  Gebiets  liegen.  Es  ist  ganz  imwisaensdiafdich» 
aller  Erkenntnis  vom  Einfluss  der  r^lmassigen  Beschäftigung  auf  das  Denken 
widersprechend,  zu  verlnniren.  dass  der  Gewerkschaftsführer  die  vielen  hier 
in  Betracht  kommenden  I'Vagen  j^enau  so  beurteilen,  genau  so  werten  soll, 
wie  der  überwiegend  oder  ausschliesslich  politisch  tätige  Sozialdemokrat. 
*  Haben  wir  auch  in  Deutschland  in  der  freien  Gewrerkschaftsbewegung  keine 

^  Fuhrer,  die  nidits  als  Gewerkschafter  sind  oder  sein  wollen,  so  haben  wir 

doch  immer  mehr  Gewerkschaften  bekommen,  die  wirklich  das  sind,  als  was  sie 
sich  bezeichnen,  und  nicht  bloss  Ansätze  dazu,  und  die  daher  die  Geisteskraft 
ihrer  Führer  für  Gewerkschaftsaufgaben  der  verschiedensten  Art  fortlaufend 
in  Ansprud)  nehmen.  Dies  eriieia^t  oder  erzeugt  notwendig  eine  beitinunle 
Tendenz,  die  Dinge  zu  beurteilen;  und  es  li^  im  Wesen  des  gewerkachafdichen 
Kampfes,  dass  die  zahlenmässige  Kalkulation  beim  Abwägen  des  Für  und 
Wider  eine  grössere  Rolle  spielt,  als  im  politischen  Kampf.  Das  kann  in  Einzel- 
fällen zu  engherziger,  geistiger  Pfennigfuchserei  führen,  braucht  es  aber  nicht, 
und  ist  prnusipicll  sdiliesalkli  dodi  nidits  anderes^  als  was  man  in  anderer 
F<Min  auch  bei  den  Führern  des  politisdien  Kämpft  findet  Audi  sie  redinen 
und  müssen  rechnen,  nur  setzen  sie  etwas  andere  Massstäbe  an. 
^  DER  wesentliche  Unterschied  zwischen  politischem  Parteiführer  und  Gewerk- 

schaftsführer, soweit  beide  den  Geist  der  Bewegung  reflektieren,  die  sie  ver- 
treten, wird  dnrdi  folgende  Tatsachen  bestinunt.  Die  Sozialdemokratie  als 
politisdie  Partd  stdit  der  Gesamthdt  der  nichtsoziatdemokratischen  Parteien 
kämpfend  gegenüber;  auch  wenn  sie  zwischen  ihnen  prinzipidl  Unterschiede 
macht,  bekämpft  sie  faktisch  doch  die  einen  so  gut,  wie  die  anderen,  oft  gerade 
die  ihr  am  nächsten  stehenden  Parteien  mit  grösserer  Heftigkeit,  als  die  ihr  in 
jeder  Hinsicht  feindlichen  Parteigruppen.  Es  ist  eine  unter  verschiedenen 
Gesicht^nkten  unangendmie,  aber,  wie  die  Verhältnisse  dnmal  sind,  unver- 
meidliche Tatsache,  dass  die  Sozialdemokratie  gerade  denjenigen  Partdoi, 
mit  denen  sie  gegebenenfalls  im  Parlament  zu  kooperieren  hat,  im  aiusserparla- 
mentarischcn  Kampf,  der  doch  für  die  Dynamik  der  Parteien  entscheidet,  am 
stärksten  zu  Leibe  geht,  ihnen  am  meisten  durch  Entziehung  von  Kräften 
^  Terhängnisvi^l  vrird.    Warum  das  in  Deutsdiland  in  höherem  Grade  der 

Fall,  als  in  irgend  einem  anderen  Lande,  ist  bekannt,  ebenso,  dass  es  mindestens 
in  gleichem  Masse  Folge,  wie  Ursache  der  Kraftlosigkeit  des  deutschen  Libe- 
ralismus ist.  Aber  Tatsache  bleibt,  dass  es  nicht  nur  Folge,  sondern  auch  Ur- 
sache ist  und  im  Verlauf  der  Entwickelung  immer  mehr  Ursache  weiterer  Ent- 
kräftung des  Liberalismus  respektive  der  bfirgerlichen  Demokratie  wird.  Da- 
durch erhält  die  politische  Verelendungstheorie  für  Deutschland  einen  starken 
Rücklialt;  hier  scheint  die  pessimistische  Perspektive:  Verschärfung  der  po- 
litischen Gegensätze,  Zuspitzung  zu  einem  gewaltigen  Zusammenstoss  zwischen 
einer  sozialdemokratisch  geführten  und  einer  den  Reaktionsparteien  folgenden 
Masse,  wadisende  Berechtigung  zu  gewinnen.  Inwjiieweit  die  Taktik  der 
Partei  dieser,  heute  mit  besonderem  Eifer  von  dem  offiziellen  Parteitheoretiker 
Kairtslgr  gepredigten  Anschatnmf  in  jeder  Hinsicht  gerecht  wird,  bleibe  dner 
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späteren  Untersuchung  vorbehalten.  Hier  gcinige  die  Feststellung,  dass  in 
der  Partei  heute  (kr  politische  Pessimismus  Oberhand  hat,  dem  die  Verschlech- 
terung der  Zustände  als  die  normale,  die  Verbesserung  als  die  anormale  Er- 
scheinung gilt. 

DIESER  Pessünismus  aber  verträgt  sich  auf  die  Dauer  nur  schlecht  mit  der 
Gewerkschaftsbewegung.  Oder,  um  es  genauer  auszudrücken,  die  Gewerk- 
schaftsbewegung verträgt  solchen  Pessimismus  auf  die  Länjjc  der  Zeit  nicht. 
Sie  erweist  ihre  Existenzberechtigung  durch  die  Verbesserungen,  die 
sie  erzielt,  durch  die  Verschlechterungen,  die  sie  verhindert 
hat.  Weil  sie  begrenztere  Aufgaben  zu  erfüllen  hat,  als  die  politische  Partei, 
ist  sie  mehr,  als  diese,  auf  materielle  Erfolge  angewiesen.  Wer  das  nidit  an- 
erkennt, bricht  über  sie,  ob  er  es  will  oder  nicht,  grundsätzlich  den  Stab, 
spricht  ihr  jede  Möglichkeit  o<ler  jeclcs  Recht  zu  einer  eigenen  Entwickelung 
ab.  Das  hcisst,  er  lässt  ihr  nur  eine  politische  Entwickelung,  und  zwar 
die  auf  den  revolutionären  Generalstreik  hin,  wie  ihn  die  französischen  anti- 
parlamentarischen  Gewerkschafter  sich  als  Ziel  stellen,  und  bei  dem  die  Gewerk- 
schaft aufhört,  Cewerkschaft  zu  sein,  und  zur  politischen  Massenbeweq-uni^  in 
gewerkschaftlichem  GewamJe  wird,  äie  keine  andere  politische  Bcwegiinfj 
neben  oder  gar  über  sich  anerkennt.  Man  verbiete  den  Gewerkschaften  die 
Politik  der  schrittweise  zu  gewinnenden  Verbesserungen,  und  man  drängt 
sie  mit  Notwendigkeit  entweder  zur  v^Ügen  Ablösung  von  der  grossen  sozia- 
listischen Arbeiterbewegung  oder  zur  völligen  Verlegung  auf  die  Generalstreik- 
propaganda, mit  der  eine  Ausbildung  wirtschaftlich  leistungsfähiger  Gewerk- 
schaften erfahrungsgemäss  unvereinbar  ist. 

WAS  ist  die  soraale  Fnnkttoa  der  Gewerkschaft?  Wo  sie  nicht  lediglich  Form 
oder  Sukknrsale  der  politischen  Bew^ng  ist,  ist  die  Gewerieschaft  dazu  da, 

die  Lage  der  Arbeiter  im  Beruf  zu  schützen  und  zu  verbessern,  die  Arbeiter 
aus  Lohnhörigen  zu  Mitbcrcchtigtcn  in  der  Industrie  zu  machen.  Was  darüber 
hinausgeht,  ist  nicht  mehr  Gewerkschaftaufgabe.  Wenn  Gewerkschaften  die 
Beseitigung  der  Lohnarbeit  Absdiaifung  des  Kapitalismus  und  dergleichen  in 
ihre  Statuten  eingeschrieben  haben,  so  gesdiah  es  wo  es  nicht  bloss  den 
inneren  Zusammenhang  mit  der  grossen  sozialistischen  Bewegung  bekräftigen 
sollte  —  in  grundirriger  Auffassung  der  Aufgaben  einer  Berufsverbindung. 
Nicht  die  Berufsverbindungen,  sondern  die  Organe  der  Allgemeininteressen 
haben  nach  sozialistischer  Auffassung  an  die  Stelle  der  kapitalistischen  Unter- 
nehmer zu  treten.  Das  andere  wäre  nicht  Sozialinnus,  sondern  höchstens 
Partikularkollektivismus.  Indes  haben  die  Gewerkschaften,  die  eine  längere 
Erfahamg  hinter  sich  haben,  auch  in  der  Praxis  noch  nirgend  Neigung  ver- 
spüren lassen,  sich  etwa  an  die  Stelle  kapitalistischer  oder  sonstiger  Unter- 
nehmer zu  setzen,  darauf  hinauslaufende  Zumutungen  vielmehr  wiederholt 
kurzerhand  abgewiesen.  Die  Gewerkschaft  kämpft  wider  den  Unternehmer, 
wer  er  auch  sei,  um  mös^ichst  günstige  Arbeitsbedingungen,  sie  ist  aber  mit 
ihm,  wer  er  auch  sei.  gleichmässig  an  günstigen  Marktbedingungen,  guten  Ge- 
schäftskonjunkturen interessiert.  Sie  kämpft  ausserdem  jeweilig  immer  nur 
mit  bestimmten  Berufsgruppen  der  Untemehmertdasse  und  kann  in  diesem 
Kampf  gemeinsame  Interessen  mit  Unternehmern  anderer  Berufe  oder  Wirt- 
schaftszweige haben.  Kurz,  sie  rückt  einzelnen  Kapitalisten  viel  unmittelbarer 
auf  den  Hals,  als  in  der  Regel  die  Sozialdemokratie,  aber  sie  wirkt  nur 


Digitized  by  Google 


EDUARD  BERNSTEIN  •  NOCH  EINMAL  PARTEI,  OEWERKSCHAPTEN  UND  MAIFEIER  59| 


indirekt  auf  <!ic  Ablösung  des  Kapitaleigentums  hin,  dem  die  Sozialdemokratie 

direkt  an  den  Leib  will. 

ALL  das  hat  zur  notwendigen  Folge  Unterschiede  in  der  Kampfesweise  und 
damit  auch  in  der  Beurteilung  der  Kampfformen.  Für  die  Sozialdemokratie 
ist  der  Kampf  der  Normalzustand,  die  Gewerkschaft  aber  mag  noch  so  kampf- 
lustig sein,  sie  wird  doch  immer  den  Kampf  als  die  Ausnahme,  den  Frieden 
oder  zum  Frieden  sich  ausdehnenden  Waffenstillstand  als  die  Regel  betrachten 
müssen,  weil  sie  anders  die  Bedingungen  ihrer  Existenz,  die  Voraussetzungen 
ihrer  Erfolge  untergraben  würde.  Ihre  Fortschritte  sind  an  die  Proq»eritit 
ihrer  Industrie  gebunden,  ihr  Selbsterhaltungsinteresse  verbietet  ihr  eine  Tak- 
tik, welche  ihrer  Industrie  emsthaften  Abbruch  tut.  Man  wird  vielleicht  ein- 
wenden, das  <]feltc  allenfalls  für  einzelne  Gewerkschaften,  nicht  aber  für  die 
Gewerkschaftsbewegung  als  r.anzes,  da  ja  der  Verlust  der  einen  Industrie  der 
Gewinn  anderer  zu  sein  ptkgt.  Aber, das  stimmt  nicht;  für  die  einzehie  Ge- 
werkschaft wird  der  Gedanke,  dass,  was  ihre  Industrie  verliert,  andere  ge- 
winnen, bei  der  Bestimmung  der  Taktik  nie  durclischla^^ande  Kraft  haben, 
zumal  solche  Kompensationen  oft  ^cnug  recht  zweifelhaft  sind;  und  die  einzelne 
Gewerkschaft  ist  hierin  der  Typus  für  die  Gesamtheit.  Wer  die  Geschichte 
der  Gewerkschaftsbewegung  in  den  verschiedk^nien  Ländern  und  die  Ent- 
wickelmigsgeschidite  der  einzelnen  Gewerkschaften  verfolgt,  der  wird  mit 
Xotwendigkeit  zu  der  Erkenntnis  gedrängt,  dass,  wie  sehr  auch  die  sonstigen 
\'crha!tnis';o  von  Land  zu  Land  wechseln,  sich  gewisse  typische  Tendenzen 
doch  uberall  durchbrechen,  wo  die  Gewerkschaften  festen  Boden  gefasst  und 
eine  gewisse  Stärke  erlangt  haben.  Man  kann  keine  starke  Gewerkschafts- 
bewegung haben,  wenn  man  den  Gewerkschaften  nicht  das  Recht  zugestdit; 
ihre  Kampfesweise  nach  der  Natur  ihrer  Aufgaben  einzurichten,  oder  ihnen 
.\uf gaben  zuweist,  ^e  weit  über  den  Rahmen  gewerkschaftlicher  Betätigung 
hinausgreifen. 

VERGEGENWÄRTIGT  man  sich  dies  alles,  so  kann  man  wirklich  nicht 
sdir  darüber  erstaunt  sein,  dass  in  den  Reihen  unserer  Gewerkschaftsvertreter 
das  Verlangen,  den  i.  Mai  durch  Arbeitsruhe  zu  feiern,  so  starke  Gegner 

gefunden  bat.  Die  Geschichte  der  Maifeier  in  Deutschland  hat  der  ArheitS- 
ruhe  an  jenem  Tage  an  vielen  Orten  und  in  vielen  Berufen  den  Stempel  einer 
Kampfmassregel,  einer  Kraftprobe  aufgedrückt.  Nun  wird,  wie  kein  sozial- 
demokratischer Parteiführer,  so  auch  kein  Gewerkschafter,  der  sein  Salz 

wert  sein  will,  prinzipiell  etwas  gegen  Kraftproben  haben  können.  Aber  mehr, 
als  der  Parteiführer,  bei  dem  es  heisst  kampfbereit  jederzeit,  wird  der  Gewerk- 
schaftsführer den  Wunsch  haben,  den  Zeitpunkt  der  Kraftprobe  jedesmal  selbst 
zu  bestimmen. 

DIE  Gewerkschaft  ist  nicht  jcderadt  in  gleidiem  Grade  kampfbereit.  SSe  hat 

mit  Wirtschaftsbedtngungen  zu  rechnen,  die  von  Gewerbe  zu  Gewerbe  wechseln. 
Nehmen  wir  zum  Beispiel  die  Baugewerbe.  Für  sie  ist  das  Frühjahr  die 
Einleitung  der  Arbeitssaison.  Es  ist  daher  auch  die  Saison  ihrer  Lohn-  etc. 
Kampfe.  Aber  diese  Kämpfe  werden  durchgängig  im  März  und  April  aus- 
gefoditen  mid  sind  in  der  fibergrossen  Mdirheit  dtr  Fälle  schon  entschieden, 
wenn  der  i.  Mai  herankommt.  Sollen  sie  nun,  die  eben  erst  Frieden  geschlossen, 
um  der  Feier  des  i.  Mai  willen  von  neuem  einen  Kampf  aufnehmen  oder 
grössere  Opfer  übernehmen,  so  müsste  es  geradezu  unnatürhcb  zugehen,  wenn 
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sie  da  nicht  erst  fragten:  dient  die  Arbeitsruhe  wirklich  einem  nennens- 
werten Zwed^  der  lAa»  sie  nicht  erreicht  werden  könnte?  In  ganz  entgegen- 
gesetzter Lage,  wie  sie»  ist  aber  der  Beruf  der  Schneiderei.  Bei  den  Schnei- 
dern ist  Ende  April  die  Arbettssaison  für  die  grosse  Mehrzahl  vorüber,  in 
vielen  Geschäften  wird  nur  noch  unregelmässigf  {gearbeitet,  werden  ohnehin 
ganze  Tage  ausgesetzt.  Es  kommt  also  bei  der  Masse  der  Gehilfen  gar  nicht 
darauf  an,  einen  Tag  frei  zu  machen,  von  den  Heimarbeitern  ganz  abgesehen. 
WIE  hier  von  Beruf  zu  Beruf  die  Begehung  der  Mhifeier  durch  Arbeitsruhe 
.ganz  verschiedene  Anforderungen  stellt,  so  in  anderen  Berufen  von  Ort  zu  Ort, 
so  schliesslich  auch  von  Land  zu  Land.  Zugleich  ist  aber  auch  das  Bedürfnis 
nach  der  Maifeier  ein  sehr  verschiedenartiges,  wird  es  von  Ort  zu  Ort,  von 
Land  zu  Land  mit  sehr  verschiedener  Stärke  empfunden. 
WAS  soll  die  Maifeier?  Soll  sie  Demonstration  für  den  Achtstundenti^  und 
andere  Forderungen  des  Arbeiterschutzes  sein,  so  ist  sie  in  einer  Zeit,  wo  diese 
Forderungen  in  fast  allen  T-findern  in  Parlament,  Presse,  Vereinen  beständig 
auf  der  Tagesordnung  stehen,  ziemlich  veraltet.  Es  handelt  sich  nicht  mehr 
darum,  diese  Forderungen  bekannt  zu  machen,  sondern  einen  Druck  auf  die 
gesetzgebenden  Korper  und  Verwaltungen  zu  ihren  Gunsten  auszuüben.  Dieser 
Druck  wird  aber  durch  eine  blosse  Feier  im  Rahmen  der  von  hoher  Obr^keit 
gestatteten  Formen,  wie  es  unsere  Maifeier  ist,  nicht  ausgeii!)t.  Demon- 
strationen nutzen  sich  überhaupt  leicht  ab,  aber  nichts  wird  ihrer  Wirkungs- 
kraft gefährlicher,  als  ein  für  allemal  bestimmte  Regelmässigkeit.  Die  Wir- 
knngdcraft  von  Demonstrationen  liegt  in  ihrer  Spontaneität,  ihrem  Elementar- 
chankter.  Das  gilt  nidit  nur  für  ihre  Wirkung  nach  aussen,  sondern,  imd 
zwar  mehr  noch,  für  ihre  Wirkung  nach  innen»  für  ihre  Räckwirkui^  auf  das 
Gemüt  der  Demonstrierenden. 

DAS  führt  mich  auf  den  anderen,  heute  immer  mehr  in  den  Vordergrund 
tretenden  Zweck  der  Maifeier:  die  Bdoriftigung  der  grossen  Ziele  des  Scnia- 
lismus  im  allgemeinen,  die  Weihe  der  internationalen  Solidarität  und  Einheit- 
lichkeit der  Arbeiterbewegung.  Gegen  ein  Fest  zu  diesem  Zweck  lässt  sich 
gewiss  nichts  einwenden,  nur  ist  es  nicht  unbediii^  notwendig,  dass  es  ein 
an  Opfer  geknüpftes  Fest  sei. 

WARE  unsere  Zeit  noch  fähig»  Vbllafeste  nach  Art  der  alten  reltgiosen  Fest- 
tage zu  schaffen,  so  würde  ich  sagen,  der  Maitag  musste  ein  soldies  Vcrfksfest 
werden.  Mag  man  am  Wort  Religion  nodi  so  sehr  Anstoss  nehmei^  die  Sache 
wird,  soweit  es  sich  um  die  Erfüllung  der  Gemüter  mit  der  Gedankenwelt  des 
Sozialismus,  um  die  Würdigung  der  Gemütsseite  der  sozialistischen  Lehre  han- 
delt» niemand  verwerfen.  Nun  fehlt  aber  unserer  Zeit  der  Beruf  zur  Schaffung 
neuer  Volksfeste.  Das  haben  alle  Partden  schon  an  stdi  ausgekostet,  das 
scheinen  wir  auch  an  uns  erfahren  zu  sollen.  Wenigstens  haben  wir  es  bisher 
noch  nicht  fertig  gebracht,  ein  wirkliches  sozialistisches  Volksfest  von  Dauer 
ins  Leben  zu  rufen.  Wir  veranstalten  der  Feste  genug,  aber  keines,  das  eine 
so  intensive  Kraft  auf  die  Gemüter  ausübte,  wie  einst  die  alten,  von  den 
Kirchen  übernommenen  Feste.  Moglidi,  dass  an  einzelnen  Orten  die  Maiftier 
sich  in  ihrer  Wirkung  auf  die  Gemüter  ihnen  annähert,  im  allgemeinen  ist  sie 
noch  ziemlich  weit  davon  entfernt,  trägt  sie  noch  überwiegend  den  Charakter 
einer  Pfiichtfeicr,  dieses  Widerspruches  in  sich  selbst,  dieser  zwei  Halben,  die 
kein  Ganzes  bilden. 
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UNSERER  Maifeier  fehlt  durchaus  die  Einheitlichkeit.  Wir  haben  sie  in  zwei 
Hälften  geteilt :  vormittags  die  Demonstration,  nachmittags  beziehungs- 
weise abends  das  Fest;  die  Demonstration  den  Gewerkschaften,  der  Partei 
das  Fest  Wie  es  zu  dieser  ZweiteUung  gekocninen  ist,  vug  hier  ttoerortert 
bleiben,  sie  war  jedenfalls  nichts  von  Hause  aus  Geplantes,  sondern  wurde  als 
Ausfluchtsmittel  ergriffen,  dem  Doppelcharakter  der  Maifeier  gerecht  zu  werden. 
Nicht  ein  von  den  Gewerkschaften  selbst  empfundenes  Bedürfnis  wies  ihnen 
die  Demonstration  durch  Arbeitsruhe  zu,  sondern  ein  Entscheid,  bei  dem  der 
Znfall  eine  ungebührlich  grosse  Rolle  gespielt  hat  Würde  das  grossere  Kan^f- 
bedürfnis  entschieden  haben,  so  hätte  aus  den  oben  entwickelten  Gründen  die 
Partei  die  Demonstration  für  sich  reklamieren  müssen. 

NUN  haben  die  Gewerkschaften  deutlich  zu  verstehen  gegeben,  dass  sie  keine 
Lust  haben,  die  Demonstrationen  durch  Arbeitsruhe  am  Maitage  fortzusetzen. 
Damit  ist  schon  ausgesprochei^  dass  diese  Maidemonstrationen  für  sie  keinem 
Bedürfnis  entsprechen.  Ist  dem  ao^  dann  wire  es  das  Allerverkehrteste,  aus 
Rücksicht  darauf,  was  die  Gegner  etwa  sagen  mögen,  an  dem  für  zweckwidrig 
Erkannten  festzuhalten.  Es  wird  sich  dann  vielmehr  darum  handeln,  die  ganze 
Frage  der  Maifeier  von  neuem  zu  prüfen.  Und  da  wird  sich  meines  Erachtens 
hemnss^en,  dass  international  nur  eines  vereinbart  werden  kann,  nämlich  den 
I.  Mai  als  das  Fest  der  grossen  Ziele  des  Soziairsmus  allerorts  feierlich  zu 
b^;ehen,  es  aber  den  einzelnen  Ländern  oder  Organisationen  zu  überlassen,  mit 
diesem  Fest  diejenigen  Demonstrationen  zu  verbinden,  die  sie  aus  ihren  be- 
sonderen Verhältnissen  heraus  für  angezeigt  und  zweckmässig  halten. 
ES  ist  schon  oft  ausgesprochen  worden,  dass  man  keine  Revolutionen  auf  das 
Datum  vorher  ansagt  Gilt,  was  hier  gegen  die  lange  Vorherbestimmung 
spricht,  nicht  auch  von  der  Kampfdemonstration,  die  ja  einen  Revolutions- 
mikrokosmos darstellt,  und  deren  Gelingen,  wie  das  von  Revolutionen,  von  un- 
zähligen unvorherzuschenden  Umständen  (Wetter,  unmittelbar  vorhergegan- 
gene Inanspruchnahme  der  verfügbaren  Kräfte  etc.)  beeinflusst  wird?  Feste 
kann  man  vorher  ansetzen,  Kampfe  aber  wird  jede  Kan^fgemdnschaft  nicht 
an  Daten,  sondern  an  sich  darbietende  Anlässe  knüpfen  wollen. 
ES  ist  meines  Erachtens  ein  Verdienst  der  Gewerkschaften,  uns  das  aufs  neue 
zum  Bewusstsein  gebracht  zu  haben.  Und  das  bringt  mich  auf  das  Thema  der 
Ergänxung  der  Partei  durch  die  Gewerkschaft  surnck.  Wenn  der  Kampl  der 
Normalzustand  der  Partei  ist  und  die  pessimistische  Note  die  Normalitfinimung, 
so  kann  beides  doch  auf  einen  Grad  gebracht  werden,  wo  es  seinem  Zweck  ins 
Gesicht  schlägt,  zu  einer  Hypertrophie  ausarten,  die  schliesslich  in  Abstumpfung 
übergehen  muss.  Hiergegen  lehnt  sich  der  Geist  der  Gewerkschaftsbewegung 
auf,  der  keinen  erschlaffenden  Frieden  verträgt,  aber  auf  Grund  stärkerer  Füh* 
lung  mit  den  Wirtsdiaftsverhältiüssen  für  die  Ökonomie  des  Kampfes  zuver- 
lässigere Massstäbe  hat,  als  sie  die  politische  Partei  haben  kann,  der  keine 
Schönfärberei  duldet,  aber  dem  Pessimismus  durch  das  Bedürfnis  Grenzen 
setzt,  materielle  Resultate  der  geleisteten  Kampfe  festzustellen.  Die  Gewerk- 
schaft vertritt  die  optimistische  Note  in  der  Arbeiterbewegung,  und  wer  etwas 
tiefer  in  die  Psychologie  dieser  Bewegung  eingedrungen  ist,  der  wird  auch 
wissen,  wie  sehr  sie  der  kräftigenden  Wirkung  optimistischer  Beurteilung  ihrer 
Kampfesergebnisse  bedarf. 
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HELMA  STEINBACH  •  BEMERKUNGEN  ÜBER  DIE 
GENOSSENSCHAFTSDEBAnE  AUF  DEM  CÖLNER 
GEWERKSCHAFTSKONGRESS 

EIT  den  Tagen  des  sdig<en  Schulze-Delitzsch,  seit  der  Grfindung 

der  ersten  Konsumentenorganisation,  der  im  Lauf  der  Jahre  Hun- 
derte gefolgt  sind,  hat  sich  bis  vor  fünf  o<ler  sechs  Jahren  kein  Teufel 
um  die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  der  in  Genossenschafts-  i3 
betrieben  Beschäftigten  graue  Haare  wachsen  lassen.   Wann  hätten 
deren  Geschäftsleiter  es  je  notig  gehabt,  sich  bei  Anstellung  von  Personal  erst 
an  die  gewerkschaftlichen  Arbeitsnachweise  der  betreffenden  Branchen  zu 
wenden?    War  doch  stets  ein  übergrosses  Angebot  von  Arbeitskräften  vor- 
handen, die  tun  jeden  Preis  eine  Anstellung  in  einem  relativ  demokratischen 
Vereinstmtemehmen  der  in  einem  privatkapitalistischen  Betriebe  vorzogen.  Ks 
wurde  allgemein  als  selbstverständlich  hingenommen,  dass  bei  geschäftlichen 
LTnternehnmngen,  wie  es  Konsumvereine  doch  nun  einmal  sind,  im  Interesse 
der  Konsumenten  dir  !i(H-!istnir)r,dichen  materiellen  Vorteile,  insbesondere  durch 
möglichst  niedrige   Sj)c,scii.  niuglichst   hohe  Dividenden  hcrausgewirtschaftet 
werden  nmssten.    Da  war  das  freie  Spiel  der  Kräfte  selbstverständliches  Ge- 
sdiäftsprinzip.   Die  naturliche  Folge  war  eine  oft  geradezu  skandalöse  Aus>  4 
beutung  der  Angestellten.  Mit  der  wachsenden  \^crbreitung  der  Ideen  der  mo- 
dernen Arbeiterbewegfung  wuchs  auch  der  Zorn  über  die  tmletiq-bar  'Schlechten 
Lohn-  und  Arheitsverhriltnisse  in  den  Konsumgenossenschaften  und  die  i\Tiss- 
achiung  der  divuieniienschtndenden  Konsumvereinsmcierei.  Sonderbarerweise 
legte  aber  in  der  Partei  und  in  den  Gewerkschaften  niemand  sdber  Hand  an.  ' 
Man  kritisierte,  blieb  aber  schimpfend  ausserhalb  stehen.   Ja,  man  zieh  sogar 
diejenigen,  welche  den   Arbeitern   die  einer   wirklichen  genossenschaftlichen 
Organisation  innewohnende  Machtfülle  /um  \'crstan<lnis  zu  bringen  suchten, 
schlankweg  des  Verrates  an  den  Prinzipien  der  Partei. 
DIE  Zeiten  ändern  sich.  Wie  die  Macht  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  den 
modernen   Gewerkschaftsorganisationen   innerhalb   der  gesamten  Arbeiter- 
bewegung heute  die  ihr  zukommende  Stellung  verschaffen  musste,  so  geschah 
es  auch  mit  der  Wertung  der  Genossenschaftsbewegung.     1886  zählten  die 
Konsunivereine  in  Deutschland  144000  Mitglieder,  heute  zählen  sie  deren  über 
eine  Million,  die  zusammen  mit  den  Angchurigcn  eine  Zahl  vonfiber  5  Millio- 
nen Interessenten  repräsentiert     Ein  wirtschaftlicher  Riesenkampf,   in  dem 
unter  den  empörendsten  Begleiterscheinungen  xSooo  Hafenarbeiter  und  See- 
ltute 1896- 1897  mitten  im  Winter  vom  Unternehmertum  in  Hamburg  ausgesperrt 
waren,  und  in  dem  diese  damals  noch  sehr  ungenügend  organisierten  Arbeiter 
imdi  heroisch  durchgeführter  Gegenwehr  unterlagen,  gab  den  Anstoss  zu  einem 
gewaltigen  Ruck  nach  vorwärts  ffir  eine  moderne  Ausgestaltung  der  ganzen 
Konsumgenossenschaftsbewegnng  in  Deutschland.    Aus  der  furchtbaren  Not 
dieser  im  Kampf  mit  einem  übermächtigen  und  übermütigen  Scharfmachertum 
unterlegenen  Massen  erstand  die  Idee:  durch  planmässig  organisierten  Massen- 
konsum und  Aufspeicherung  der  sonst  als  IXvtdeode  verzettdten  Übersdiüsse 
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zu  einem  personellen  Xotfonds  für  jedes  einzelne  ^Utglied  die  Rctriebsmittd 
zur  Eigenproduktion  zu  schaffen.    So  erstand  der  Konsum-,  Bau-  und  Sparvercin 
Produktion  in  Hamburg.    Trotz  anfänglicher  schwerster  Anfeindung  aus  den 
Reihen  der  eigenen  Ptrtei  erwies  sich  unter  den  bestorganisierten  Arbeitem 
Hamburgs  die  hier  zur  Tat  gewordene  Idee  von  solcher  Werbekraft,  dass  heute, 
nach  kaum  sechsjährigem  Bestehen  der  Produktion,  über  20000  Mitglieder  ihr 
beigetreten  sind.  Haupt-  und  Grundgedanke  ihrer  (Iründer,  wie  ihrer  bisherigen 
Leiter  war:  engstes  Hand  in  Hand  Arbeiten  zwischen  Genossenschaft  und  Ge- 
werkschaftei^  fnr  Protetarier  der  einzig  denkbare  Weg,  durch  Hebung  ihrer 
wirtschaftlichen  Lage  sich  zugleich  In  dem  angesammelten  NotiKnids  eine  WafTe 
für  die  unausbleiblichen  Tage  des  Kampfes  zu  schaffen.    Mit  dem  freien  Spiel 
der  Kräfte  unter  Verwaltungen  und  Personal  der  Genossenschaften,  sowie  in 
der  gesamten  Geschäftsführung  kommt  man  da  freilich  nicht  mehr  aus,  wo.  man 
es  als  Grundsatz  erldär^  die  Interessen  der  organisierten  Konsumenten  mit  den 
Interessen  der  organisierten  Produzenten  in  Einklang  bringen  zu  müssen.  Fiir 
jeden  Kenner  der  Verhältnisse  steht  fest,  dass  dieser  Umschwung  der  ganzen 
inneren  Konstruktion  und  aller  bisherigen  Auffassungen  über  Wert  und  Bedeu- 
tung der  Genossenschaften  ihnen  auch  die  erste  offizielle  Anerkennung  in  der 
Partei  gebracht  hat,  wie  sie  in  der  ▼om  Parteitag  in  Hannover  /1899/  beschlos- 
senen Resolution  zttm  Ansdrudc  kommt,  die,  wenn  sie  damals  audi  noch  vor- 
sichtigerweise der  Gründung  von  Konsumgenossensdiaften  keine  ausschlag- 
gebende Bedeutung  beimessen  wollte,  der  selben  doch  so  viel  ausserordentliche 
W'ertmomente  beiniass,  dass  man  es  seitdem  mit  Seelenruhe  als  Parteigenosse 
wagen  darf,  jedem  Arbeiter  auf  die  Schulter  zu  klopfen  und  ihn  zn  fragen: 
wie  stdifs»  Genosse,  bist  du  auch  Mitglied  der  Genossenschaft?   Das  kann 
man  allerdings  erst  jetzt  auch  aus  voller  Überzeugung  tun,  wo  das  Organisa- 
tionsprinzip  in  den  dem  Zentralverband  deutscher  Konsumvereine  angeschlos- 
senen Genossenschaften  zu  allgemeiner  Anerkennung  gelangt  ist.   Jetzt,  wo  in 
modernen  Genossenschaften  nach  dem  Prinzip  der  Hamburger  PrcduktUm  aus- 
schliesslich gewerkschaftlich  organisierte  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  angestellt 
werden  sollen,  ist  es  den  besonders  in  Betracht  kommenden  Organisationen, 
deren  Mitglieder  zu  Tausenden  und  Abertausenden  in  der  Distribution  und 
Produktion  der  Konsum-  und  Produktivgenossenschaften  ihre  Existenz  hnden, 
leicht  gemacht,  einen  stetig  wachsenden  ununterbrochen  Beiträge  zahlenden 
Proeentsatz  von  Angehörigen  ihrer  Branche  an  den  Verband  zu  fessdn  und  so 
nicht  nur  den  Genossenschaften,  sondern  auch  dem  Unterndwiertum  gegenüber 
-überhaupt  ein  Faktor  zu  werden,  dessen  Bedeutung  Anerkennung  fordern  darf. 
THEORETISCH  betrachtet,  wäre  ja  nun  eigentlich  alles  im  richtigen  Lot, 
wenn  —  ja,  wenn  Vernunft  und  Logik  Allgemeingut  wäre,  und  wenn  Eng- 
herzigkeit und  SoiMerinteressen  im  Bunde  mit  mangdndem  Verständnis  fSr  die 
Gt4lkidbedingung<en  eines  gedeihlichen  Zusammenarbeiten^   nicht  auf  beiden 
Seiten  heute  noch  im  Wege  ständen.    Optimisten  in  beiden  Lagern  hatten  ge- 
hofft, durch  ein  instruktives  Referat  und  eine  sachliche  Debatte  über  den  auf 
die  Tagesordnung  des  fünften  deutschen  Gewerkschaftskongresses  gesetzten 
Punkt  Gewerkschaften  tmd  Genossenschaften  würde  es  möglich  sein,  Klarheit 
zn  schaffen,  vorhandene  Differenzen  auszugleichen  und  somit  der  Aufgabe  des 
q'enossenschaftlichcn  Zusammenschlusses  unter  den  organisierten  Massen  neue 
propagandistische  Kräfte  zu  gewinnen.  Ja,  wenn  Genosse  von  Elm,  der  eigent- 
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liclie  Vater  und  unermüdliche  Verfechter  dieses  Prinzips,  dem  das  Referat  über 
diesen  Punkt  zugewiesen  war,  mit  seiner  \''oraussctzung  recht  gehabt  hätte, 
dass  die  meisten  der  auf  dem  Kungress  anwesenden  213  Delegierten  über  die 
Materie  orientiert  seien,  wenn  sie  mm  Beispiel  den  Artikel,  den  von  Elm  über 
diesen  Gegenstand  in  der  Mainummer  der  Soztalistischen  Monatshefte  veröffent- 
lichte, gelesen  hätten,  dann  wäre  den  Vertretern  einiger  spezieller  Inter- 
essengruppen (Handlungsgehilfen.  Handels-  und  Transportarbeiter,  Konditoren, 
Schuhmacher,  Glasmacher  etc.)  von  der  Mehrheit  der  Anwesenden  schwerlich 
gestattet  worden,  in  einer  zwn.Teil  geradezu  gehässigen,  jedenfalls  nichts 
weniger  als  zweckdienlichen  Weise  die  Sache  ihrer  A1I^tr^geber  zu  verfechten. 
Die  ganze  Dehatte  hätte  einen  anderen  Oiarakter  geträgen,  und  durch  ein- 
gehende \^entilierung  der  gesamten  Materie  wäre  auf  diesem  Gewerkschafts- 
kongress  eine  praktische  Vorarbeit  für  die  Verhandlungen  des  Genossenschafts- 
tages  über  den  selben  Gegenstand  geleistet  worden.  Der  Referent  hatte  aber 
das  vorhandene  Mass  von  Verständnis  für  die  praktischen  Bedürfnisse  der  von 
Regierungen  und  privatkapitalistischer  Konkurrenz  bis  aufs  Messer  bekämpften 
Genossenschaften  bei  den  Delegierten  überschätzt:  dieser  Auffassung  habe  ich 
mich  schon  während  seines  Referates  nicht  erwehren  können.  Wer  selber  so 
vom  Wirbel  bis  zur  Zdie  Gewerksdiafter  und  Genossenschafter  is^  wie 
von  Elm,  der  vergisst  manchmal,  das  ABC  zu  predigen.  Mit  grosser  Mühe 
hatte  der  Referent  statistisches  Material  über  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse 
einer  grossen  Anzahl  in  Genossenschaftsbetrieben  Beschäftigter  zusammen- 
gestellt, soweit  ihm  solches  irgend  erhältlich  gewesen  war.  In  loyalster  Weise 
hatte  er  Schäden  tmd  Mängel,  die  noch  in  einer  grossen  Zahl  von  Konsum- 
vereinen auf  diesem  Gebiet  bestehen,  zahlenmässig  festgestellt  und  unumwunden 
die  Notwendigkeit  betont,  dass  die  gewerksdiaftlich  oi^r^üsierten  Arbeiter» 
massen,  soweit  sie  Mitglieder  von  Konsumentenorganisationen  sind,  sich  vor 
allem  der  widerwärtigen  und  unmoralischen  Dividendenjagd  auf  Kosten  der 
von  ihnen  abhängigen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  in  ihren  Genossenschaften 
widersetzen  müssten.  Wenn  der  Referent  aber  auf  der  andern  Seite  in  der 
angenehmen  Lage  war,  an  der  Hand  nicht  nur  seines  eigenen,  sondern  aucli  des 
vom  T.at,^erlla!te^^Tr^an(!  selber  beigc!)racbten  umfangreichen  statistischen  Ma- 
terials feststellen  zu  können,  dass  schon  heute  die  Arbeitsverhältnisse  in  moder- 
nen Genossenschaftsbetrieben  durchweg  ganz  bedeutend  günstigere  sind,  als  bei 
den  hier  in  Betracht  kommenden  Privatbetrieben,  da  musste  es  allerdings  im 
Moment  geradezu  deprimierend  wirken,  dass  einige  Delegierte  der  spezidl 
hierbei  interessierten  Gewerkschaftsorganisationen,  deren  Blühen  und  Wachsen 
zum  grossen  Teil  direkt  vom  Gedeihen  der  Genossenschaften  abhängt,  in  gerade- 
zu unqualifizierbarer  Weise  den  Referenten  zu  desavouieren  versuchten.  Ver- 
antwortliche Gewerkschaftsführer  sollten  wahrlich  nidit  so  unbedenklich  drauf» 
los  sündigen,  im  Vertrauen  darauf,  dass  den  derartig  gesdimähten  untl  in  der 
Achtung  der  Genossen  herfibgcsetztcn  Leitern  der  Genossenschaften  ihrerseits 
aus  Rücksicht  auf  die  lihrc  der  tk-werkschaften  (üe  Zuns^c  gebunden  ist. 
WENN  der  im  Munde  des  ausbeuterischen  Unternehmertums  absurd  klingende 
Satz  vom  Absägen  des  Astes,  auf  dem  man  sitst,  irgendwo  Geltung  hat,  so  hier. 
Wir  stehen  in  den  Anfängen  der  Entwickelung  zur  Eigenproduktion  durch  Ge- 
nossenschaftsbetriebe;  da  wird  es  absolut  notwendig  sein,  dass  die  Gewerk- 
schaften Strenge  Selbstzucht  üben  und  sich  Leiter  wählen,  die  mit  genügendem 
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Weitblick  ausgerüstet  sind,  um,  unbecinflusst  von  pcrsönlicbcn  Motiven,  die 
Gewähr  zu  bieten  fiir  ein  vernünftiges  und  zweckdienliches  Zusammenarbeiten 
der  bdden  Körperschaften.  Die  Debatten  in  Cöln  zeigten  dies  Bild  leider  in 
keiner  Weise.  Die  meisten  der  hier  in  Betracht  kommenden  Gewerkschaften 
haben  ihren  Sitz  in  Hamburg,  wo  gleichzeitig  auch  die  in  ihrer  ganzen  Organi- 
sation auf  der  idealsten  Basis  aufgebaute  Produktion  eine  ganze  Reihe  von  Pro- 
duktionsbetrieben heute  schon  in  Angriff  genommen  hat,  zum  Beispiel  den  Bau 
von  Wdinttngen  für  die  Mitglieder.  Nirgend  liegt  der  Vei|;ieich  zwisdien  den 
Arbeitsbedingungen  in  der  Genossenschaft  und  in  Privatbetrieben  so  nahe» 
wie  hier.  In  34  Verkaufsmagazinen,  sowie  am  Hauptlager  und  im  Kontor 
sind  zirka  200  Personen  beschäftigt,  für  welche  die  Genossenschaft  sämtliche 
Kranken-,  Alters-  und  Invalidenversicherungsgelder  bezahlt.  Das  im  Waren- 
verkauf beschäftigte  Personal  hat  eine  um  zirka  54  Tage  pro  Jahr  geringere 
Arbeitszeit,  als  ihre  in  Privatgeschäften  angestellten  Kollegen;  ausserdem  3 
Stunden  Ruhepausen  pro  Tag.  Das  KontorperscMial,  sowie  die  in  der  Bäckerei, 
Schlächterei,  Tischlerei  etc.  beschäftigten  Personen  haben  einen  achtstündigen 
Arbeitstag.  Die  Löhne  sind  speziell  für  das  weibliche  Personal  bedeutend 
höher,  ab  der  Durchschnitt  in  Privatbetrieben.  In  der  Bäckerei,  Schlächterei, 
Kaffeerösterei,  Tischlerei,  sowie  für  alle  beim  Häuserbau  in  Betracht  kommen- 
den Branchen  gelten  ohne  weiteres  die  von  den  Gewerkschaften  mit  der  Unter- 
nehmerschaft abgeschlossenen  Tarife.  Ausserdem  steht  in  allen  mit  den  die 
Bauten  ausführenden  Unternehmern  abgeschlossenen  Verträgen,  dass,  sobald 
die  Arbeiter  einer  Branche  an  die  Gesamtunternehmerschaft  mit  einer  Lohn- 
fofderung  herantreten,  diese  bei  allen  Produktion^vAtn  von  vornherein  bewilligt 
werden  müsse,  und  der  dafür  verausgabte  Mehrbetrag  der  Produktion  in  An- 
rechnung zu  bringen  sei.  Zur  Schlichtung  irgend  vorkommen lor  Differenzen 
wählen  sämtliche  Kategorieen  ihre  Betriebsausschüsse.  Wie  bcrcchligt  es  war, 
wenn  der  Referent  in  Cöln  sagte:  »die  Arbeiter  stellen  auch  manchmal  unver- 
nünftige Forderungen«  — >  ein  Ausspruch,  der  mit  grosser  Entrüstung  und 
lautem  Protest  zurüd^gewiesen  wurde  — ,  dafür  sei  hier  nur  das  eine  Beis|Hel 
angeführt:  Für  den  zurzeit  fertigzustellenden  Neubau  von  zirka  .^00  \yohnnngen 
hatte  der  Vorstand  der  Produktion  nicht  nur  eine  Reihe  TTatiil)urL;( t  l'irmen 
zur  Konkurrenz  bei  der  Lieferung  der  Holzfenster  herangezogen,  sondern  auch 
einige  auswärtige  Finnen.  Die  Preisdifferenz  zwischen  einer  der  letzteren  imd 
den  Hamburger  Firmen  betrug  zirka  10000  Marie  lediglich  bei  dieser  Fenster- 
lieferung. Sobald  nun  aber  die  Hamburger  Innungsmeister  herausspioniert 
hatten,  dass  die  Fensterlicferung  eventuell  nach  auswärts  vergeben  werden 
sollte,  hetzten  sie  die  bctreiienden  Arbeiter  auf,  indem  sie  sie  brutal  hinaus- 
warfen und.  ihnen  sagten,  sie  sollten  sich  nur  an  ihre  Genossenschaft  wenden, 
die  Hesse  ja  die  Arbeiten  auswärts  billiger  herstellen.  Obgleich  nun  der  Leitung 
des  Holzarbeiterverbandes,  welche  in  dieser  Sache  beim  Vorstand  der  Pro- 
duktion vorstellig  ward,  klar  und  deutlich  bewiesen  wurde,  dass  die  grössere 
Billigkeit  der  auswärtigen  Firma  absolut  nicht  an  geringerer  Lohnzahlung 
der  betreffenden  Arbeiter  läge,  sondern  daran,  dass  die  grosse  Holzfirma  ihre 
Maadiinen  in  unmittelbarer  Nähe  der  Waldungen  habe,  wodurch  eine  Menge 
Spesen  für  Transport  etc.  gespart  würden,  und  trotz  des  Hinweises  darauf, 
dass  doch  der  Holzarbeiterverband  keine  Hamburger  Lokalorganisation  sei, 
sondern  seine  Mitglieder  auch  an  dem  Ort  habe,  wo  die  Lieferung,  bei  tarif- 
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massiger  Bezahlung  der  Arbeiter,  ttm  loooo  Mark  billiger  zur  Verfügung  gestellt 
werde,  bedrohte  man  die  Genossenschaft  mit  der  Sperre.  Wenn  private  Unter- 
nehmer hei  solchen  T.iefenin<^en  die  Fenster  ebenfalls  von  jener  auswärtigen 

Firma  beziehen,  und  die  Hamburger  Tischler  einfach  angewiesen  werden,  an 
einem  Bau  diese  Fenster  anzusdilagen,  dann  kräht  kein  Hahn  danach ;  der  aus 
Proletariern  —  Fleisdi  von  ihrem  Fleisch  —  beatmenden  Genossenschaft  aber 
hilft  man  die  Wohnungen  um  scdche  Summen  verteuern,  zu  gunsten  kaptta» 
listischer,  konkurrenzneidischer  Ausbeuter!    Aber  mm  beachte  man  das  eine: 
Muss  uns  als  Parteigenossen  nicht  der  Umstand  mü   Stolz   und  innerem 
Jubel  erfüllen,  dass  hier  nicht  nur  die  Verwaltung  einer  (ienossenschaft  das 
Recht  hat,  eventuell  im  Interesse  einer  Gewerkschaft  den  Mitgliedern  derartige 
Mdirausgaben  atifzuerl^^en,  sondern  dass  auch,  bei  dem  innigen  Zusammenhalt  der 
in  hundert  Kämpfen  gegen  den  gemeinsamen  Feind  zusammengeketteten  Ham- 
burger Arbeiter,  eben  diese  Mitglieder  der  Genossenschaft  ihre  Verwaltung 
einfach  nötigen  würden,  den  vom  Holzarbeiterverband  im  Interesse  seiner  Orga- 
nisation für  notwendig  erklärten  Schritt  zu  tun  —  wenn  es  sich  um  eine  l^ohn- 
erhöhung  handelte,  wddie  von  der  Organisation  an  die  Untemehmersdiaft  über- 
haupt gfestellt  worden  ist?  Wie  die  Dinge  hier  lagen,  wo  von  den  Innungs- 
meistern lediglich  hinterrücks  ein  Streich  durch  die  Arbeiter  gegen  die  Pro- 
duktion geführt  werden  sollte,  und  sie  dazu  schlau  den  Moment  wählten, 
wo  die  Holzarbeiter  in  eine  Lohnbewegung  einzutreten  im  Begriff  standen,  wo 
sie  die  Arbeiter  geradezu  zu  einer  Kirchturm^litik  kurzsichtigster  Art  ver- 
anlassten, da  war  für  \''orstand  und  Verwaltung  der  Produktion  die  Grenze 
von  selbst  gegeben,    in  der  ihnen  im  Interesse  der  Genossenschaft  gebotenen 
Vorsicht,  die  Wohnungen  nicht  durch  unsinnig  hohe  Baukosten  derart  zu  ver- 
teuern, dass  sie  der  höheren  Mieten  wegen  leer  stehen  bleiben  würden.  Hatte 
Genosse  von  Elm  da  nicht  ein  Recht,  zu  sagen,  die  Arbeiter  stellten  an  Ge- 
nossenschaftsbetriebe oftmals  unvernünftige  Forderungen?    Nun  also,  WOZU 
der  Lärm?    In  jenem  Falle  wurde  die  Lösung   des    Knotens,  den  die  aus- 
sperrungswütigen L'nternehmer  so  schlau  geschlungen  zu  haben  glaubten,  darin 
gefunden,  dass  die  Verwaltung  kurz  entschlossen  die  umstrittene  Fenster- 
lieferung in  der  Produktion  in  eigener  Regie  ausführen  lässt;  selbstverständ- 
lich ZU  tarifmassigen  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen.    Man  sieht:  bei  einer 
solchen  Organisation  kann  die  Gewerkschaft,  wenn  sie  Hand  in  Hand  unter 
vernünftigen  Voraussetzungen  mit  der  \'erwaltung  der  Genossenschaft  zusam- 
menarbeitet, in  ihren  Kämpfen  einen  starken  Rücklialt  finden. 
OBER  den  Wert  der  Genossenschaft  für  die  Unterbringung  der  zahllosen  Ge- 
massregelten  ist  schon  so  viel  geredet  und  geschrieben»  dass  ich  an  dieser  Sidle 
weiter  darauf  einzugdien,  verzichte.    Andererseits  bedarf  es  aber  auch  keiner 
langen  Beweisführung,  um  darzutun,  dass  die  ganze  Leistungsfähigkeit  und 
der  eminente  Nutzen,  der  von  einer  derartigen  Organisation  des  Konsums  für 
die  Gesamtheit  erwachsen  soll,  abhängt  von  der  Sympathie  der  breiten  Miassen, 
von  der  tatigen  Anteilnahme  dieser  Gesamtheit.  Je  gröss^  der  Jahresumsatz, 
desto  höher  die  Leistungsfähigkeit  in  Qualität  und  Billigkeit  der  Waren;  je 
geringer  die  Unkosten,  desto  grösser  der  Übcrschuss.  desto  eher  die  Füllung 
des  Xotfonds,  desto  rascher  das  Anwachsen  der  Eigenproduktion. 
NICHT,  dass  auf  dem  Gewerkschaftskongress  in  Cöln  noch  nicht  gleidi  bei 
der  ersten  Erörterung  dieser  Lebensfrage  für  beide  Richtungen  eine  völlig  be- 
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friedigende  Lösung  erzielt  ist,  darf  uns  wundemelimen,  son<lem.  dass  Partei 
und  Gewerkschaften  so  lange  teilnahmlos  abseits  stehen  konnten,  ohne  die  unge- 
heuere Wichtigkeit  zu  erkennen,  welche  ein  inniges  Hand  ni  Hand  Arbeiten 
für  die  gesamte  proletarisdie  Aufwärtsbewegung  hat  Es  ist  ja  bedauerlich, 
dass  es  einigen,  sagen  wir:  unklaren  Köpfen  gelingen  konnte,  die  von  dem 
Referenten  eingebrachte  äusserst  instruktive  und  sehr  weit  den  Erfordernissen 
der  heutigen  Gewerkschaften  entgegcnkotninende  Resolution  so  weil  umzuge- 
stalten, dass  dieser  die  Verantwortung  dafür  ablehnen  musste.  Wäre  die  Re- 
strfotion  in  ihrem  tirsprünglichen  Wortlaut  angenommen  worden,  dann  hatte 
der  Genossenschaftskongress  in  Stuttgart  —  statt,  wie  jetJtt  geschehen,  sie  leÄg- 
lich  als  Wunsch  der  Gewerkschaften  entgegenzunehmen  —  sie  chenfalls  zu  der 
seinigen  machen  ki innen,  nnd  es  wäre  damit  ein  ganz \\'e>entliches  gewonnen 
worden:  eine  allgemeingültige  Richtschnur  für  das  Verhalten  der  Genossenschaf- 
ten gegenüber  den  Gewerkschaften.  Wenn  es  jetzt  in  Punkt  2  der  Resolution 
abgeändert  heisst:  »die  genossenschaftlichen  Betriebe  sollen  nidit  nur  gewerk- 
schaftliche Tarife  anerkennen,  sondern  auch  Forderungen  allgemeinen  Cha- 
rakters«, so  ist  das  für  die  Genossenschaften  einfach  undiskutabel.  »Forde- 
rungen aJlgemeinen  Charakters«,  welche  die  Gewerkschaft  bei  Privatunter- 
nehmern nidit  durcfazttsetsen  vermag,  soll  sie  von  der  Arbdtergenossenschaft 
etwa  dmrdi  Vethängung  von  Sperren  erzwii^n  dfirfen?  Das  ist  ein  Nonsens! 
WAS  aber  will  das  alles  gross  besagen?'  Wer  wollte  so  vermessen  sein,  zu 
p^lauben,  dass  heute  mitten  im  Chaos  der  k:ij)italistischen  Weltwirtschaft  durch 
den  Willen  einiger  noch  so  hoclistehender,  ideal  denkender  Menschen  neue 
vofflimnmene  Organisationen  sich  aus  der  Erde  stampfen  liessenl  Ist  das,  was 
schon  in  dieser  kurzen  Zeit  geschaffen  ist,  nicht  statmenswert?  Gewerkschaf- 
ten und  Genossenschaften  sind  so  eng  auf  einander  angewiesen,  dass  es  an  der 
gesimden  Vernunft,  an  der  Logik  der  Tatsachen  zweifeln  hiesse,  wenn  man 
sich  durch  einige  natürliche  Erscheinungen  des  Ganges  der  Entwickelung 
irritieren  lassen  wollte.  Wie  wir  unsere  beste  Kraft  eingesetzt  haben  für 
den  Auf-  und  Ausbau  der  Gewerkschaftsorgamsation,  nicht  um  die  Gewinnung 
von  ein  paar  Pfennigen  Lohnerhöhung,  so  setzen  wir  auch  nicht  unsere  Kraft 
ein,  um  durch  Konsumvereine  beim  Einkauf  unserer  Nahrungsmittel  ein  paar 
Pfennige  mehr  herauszuschinden.  Wir  bauen  Stege  und  Wege,  die  hinaus- 
führen aus  dem  Chaos  der  Not  und  der  Selbstsucht  ins  lichte  Retdi  der 
Freiheit  durch  Selbstzucht.   Aber  ~  schnell  gdit  das  nicht 
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KNOSSE  Erdmann  plädiert  in  dieser  Ztitschrift  —  für  den  Fall  des 

Eintritts  einer  Revision  unseres  Programms  —  für  eine  völlige  Um- 
gestaltung des  Punktes,  der  von  der  Stellung  der  Sozialdemokratie 
zur  Religion  liandelt.^)  Nun  ist  ja  an  eine  sehr  nahe  Programin- 
revision  nicht  zu  denken,  und  ich  würde  aus  Rücksicht  auf  diese 
kaum  tu  dem  Artikel  Erdmanns  das  Wort  genommen  haben.  Audi  ist  ein 
giOBser  Teil  seiner  Verämterui^rsvorschläge  nicht  nur  diskutabel,  sondern  auch 

t)  VergL  Aactttt  Exdm&an:  SoaialdtmoMraUt  tmä  JUUgtom  im  vorigca  Baad  d«r  SoaUtütUektm 
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akzeptabel.  Was  mich  jedoch  auch  meinerseits  zu  einer  Stellunf^nahme  ver- 
anlasst, ist  die  Forderung  Erdmanns,  den  entscheidenden  Satz  jenes  Programm- 
abschnitts, ErkU^Hg  der  Religion  mtr  PrivatMche,  ginzltdx  zu  streichen,  tmd 
vor  allem  die  B^ründung,  die  er  dieser  seiner  Forderung  gibt  Mit  kurzen 
Worten  geht  sie  dahin :  Soweit  dieser  Satz  eine  Forderung  an  den  heutigen  Staat 
enthält,  ist  er  richtig,  sein  Inhalt  aber  bereits  an  anderer  Stelle  ausgesprochen; 
soweit  er  aber  eine  Charakterisierung  der  neutralen  Haltung  unserer  Partei  zu 
Religion  und  Kirche  sein  soll,  ist  er  falsch,  da  unsere  Partei  gegen  diese  beiden 
Instanzen  gar  nicht  neutral,  viehnehr  eine  v(^Iendete  Gegnerin  beider  ist;  aus 
beiden  Gesichtspunkten,  die  entscheidend  sind,  ist  der  ganze  Slatz  völlig  aus  dem 
Programm  zu  streichen. 

SOWOHL  diese  Forderung,  wie  erst  recht  ihre  Begründung  halte  ich  für  falsch 
und,  durchgeführt,  verhängnisvoll  für  die  Weiterentwickelung  der  Partei.  Im 
Gegensatz  dazu  bin  ich  vielmehr  der  Meintmg,  dass  der  Satz  Erklänmg  der 
Religion  zur  Privatsache  auch  heute  noch  die  geeignete  und  der  Situation  in  der 
Partei  durchaus  entsprechende  Formulierung  ist,  und  dass  er  darum  im  Pro- 
gramm auch  erhalten  werden  muss.  Ich  möchte  im  nachstehenden  den  Versuch 
machen,  die  hauptsächlichen  Beweisgründe  dafür  anzuführen.  Der  Leser  mag 
dann  entscheiden,  auf  welcher  Seite,  ob  auf  der  Erdmanns  oder  auf  der  meinigen, 

das  Richtige  liegt.  \ 


DER  erste  nruiuI.'V^er  für  die  Beibehaltimg  des  Satzes  ins  Cicwicht  fällt,  liegt 
darin,  dass  er  in  der  denkbar  bündigsten  und  ciiiiachsten  l'orni  die  in  Religions- 
und Kirchensachen  wichtigste  Forderung  unserer  Partei  an  den  Staat  ausspricht. 
Die  Richtigkeit  dieser  Forderung  bestrettet  ja  auch  Genosse  Erdmann  nicht 
Nur  erklärt  er  es  für  überflüssig,  sie  auch  extra  im  Programm  zum  Ausdruck 
zu  bringe!i.  Formel!  hat  er  damit  ja  auch  recht:  in  der  Tat  lieg^  sie  an  anderer, 
von  Erdniann  auch  angegebener  Stelle  schon  mit  einbegriffen.  Nur  sind  walir- 
lich  solche  fonnellen  Gesichtspmikte  nicht  ausschlaggebend.  Wären  sie  es,  und 
wendete  man  sie  nach  dem  hier  vorliegenden  Erdmannschen  Rezept  allgemein 
im  Programm  an,  so  wäre  die  eilige  Konsequenz,  dass  dieses  auf  einige  wenige 
Sätze  zusammengestrichen  werden  mü^ste,  in  denen  die  Prinzipien  unserer 
Partei  ausgesprochen  sind.  Da  au-;  ihnen  sich  alle  einzelnen  (irundsatze  und 
Forderungen  ganz  von  selber  ergäben,  so  waren  diese  alle  im  Programm  über- 
flüssig. Diese  Konsequenz  ausgesprochen,  zeigt  ihre  Absurdität  Ein  Programm 
soll  nicht  bloss  die  kurze  Parole  einer  Partei,  sondern  zugleich  deren  klare 
Mjarschroute  für  ihren  \'orniarsch  gegen  den  Feind  sein:  alle  wichtigeren  Ziel- 
punkte müssen  deshalb  darin  auch  ausgesprochen  sein.  Es  soll  ferner  ein 
deutliches,  ganzlich  unmissverständliches  Mittel  der  Unterscheidung  von  diesem 
Feinde  selbst  und  sdnen  Programmen,  sowie  der  Propaganda  unserer  Gesin- 
nungen und  Absichten  unter  den  noch  zu  gewinnenden  Massen  sein.  Auch  aus 
diesen  Gründen  muss  ein  Programm  ausführlicher  sein,  muss  es  alle  wirklich 
wichtigen  und  charakteristischen  Fordcrungcti,  die  wir  durchzusetzen  bestrebt 
smd,  auch  aussprechen.  Muss  es  das  tun  auch  auf  die  Gefahr  hin,  in  Wieder- 
holungen und  grossere  Breite  hineinzugeraten.  Dass  aber  zu  diesen  wichtigsten 
und  für  unsere  Partei  charakteristischen  Forderungen  auch  die  Erklärung  der 
Religion  zur  Privatsache  durch  den  Staat  gehört,  ist  ohne  w'eiteres  einleuchtend. 
Man  braucht  nur  an  den  Preussentag  und  die  \'erhandlungen  des  selben  über 
die  Volksschule  zu  erinnern.   Das  schliessliche  Ergebnis  war,  dass  es  mit  dieser 
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Volk^-^chnk'  nicht  eher  besser  werden  würde,  als  bis  der  Religionsunterricht  aus 
ihr  beseitigt  sei.  Das  aber  erschien  nicht  eher  möglich,  als  bis  der  Staat  seine 
Hand  von  der  Kirche  gezogen,  seine  \'crl)in<lung  mit  ihr  gelöst,  selbst  religions- 
los geworden  sei.  Die  Trennung  der  Kirche  von  der  Schule  hat  zur  Voraus- 
setztmg  die  Trennung  des  Staats  von  der  Kirche.  Ganz  ähnlich  liegf  s  init  der 
endgültigen  Befreiung  der  Dissidenten  von  allerhand  quälenden  und  demütigen- 
den Fesseln  im  heutigen  Staat.  Sic  sind  da.  ja.  werden  immer  straffer  angezogen 
von  dem  selben  Staat,  d^r  längst  die  Religions-  nnd  (k-wisscnsfrcihcit  prokla- 
miert hat  Dass  diese  mit  allen  ihren  Konsequenzen  auch  gewahrt  und  gesichert 
vird,  ist  wiederum  nicht  eher  möglich,  als  bis  das  Band  zwischen  Kirche  und 
Staat  dauernd  und  gänzlich  durchschnitten,  die  Trennung  zwischen  beiden  voll- 
zogen, der  Staat  selber  religionslos  ge\vnr<lcn  ist.  Oder  —  um  unter  anderen 
einmal  auch  einen  scheinbar  sehr  fern  liegenden  Gesichtsptinkt  noch  anzu- 
führen — :  selbst  eine  wirklich  gründliche  Neuordnung  der  Finanzwirtschaft 
in  Reich  und  Einzelstaaten  ist  nicht  möglich  ohne  vorherige  oder  doch  gleidi- 
zdtige  Erfüllung  dieser  Forderung  unseres  Programms  auf  Erklärung  der  Reli- 
gion zur  Privatsache  durch  den  Staat.  ITinderlich  ist  auch  die  heutige,  dutzcnd- 
mal  verbriefte  und  kirchenrechtlicli  verknotete  Kirchcnunterhaltungspflicht  des 
Staats,  die  diesen,  das  heisst  die  Steuerzahler,  jährlich  viele  Millionen  kostet 
Kurzum,  kein  Einsichtiger  kann  die  deinentare  Bedeutung  unserer  Forderung 
an  den  Staat  auf  Erklärung  der  Religion  zur  Privatsache  leugnen.  Es  wäre 
darum  direkt  unverständlich,  diese  Forderung  nur  um  eines  formalen  Gesichts- 
punktes willen  einfach  aus  unserem  Programm  zu  streichen.  Auch  würde  diese 
jetzt  vorgenommene  Streichung  sofort  noch  eine  besondere  unliebsame  Wir- 
kung haben.  Gerade  sie  wurde  uns  umgehend  den  Vorwurf  der  Heuchelet, 
Unklarheit  und  Vertuschung,  den  Erdmann  für  die  Partei  vermieden  sehen 
möchte,  seitens  miserer  Geffner  einbrinijen,  dann  sogar  mit  einem  sehr 
w'irksamcn  Scheine  des  Rechts.  Gerade  solchem  heutigen  Vorwurf  aber  be- 
gegnet unser  jetzt  gültiger  Programmsatz  durchaus:  er  weist  mit  aller  wün- 
schenswerten Deutlichkeit  auf  die  in  den  schwebenden  Religions-  und  Kirchen- 
fragen dem  Staate  gegenüber  notwendigste  Forderung  hin. 
ALLERDINGS,  das  muss  in  diesem  Zusammenhange  noch  gesagt  werden:  man 
soll  nicht  glauben,  dass  die  Verwirklichung  dieser  Forderung  der  Religion  selbst 
oder  auch  nur  irgend  einer  Kirche  den  Todesstoss  versetzen  würde.  Wie  wenig 
b^[röndet  eine  solche  HofFnung  etwa  wäre,  beweist  ein  einziger  Blick  auf  die 
religiösen  und  kirchlichen  Zustände  in  den  Vereinigten  Staaten.  Dort  ist 
unseres  Wissens  unsere  Forderung  bis  heute  grundsätzlich,  peinlich  und  allgemein 
durchgeführt  oder  doch  durchgeführt  gewesen  —  und  gleichwohl  hat  die  Aus- 
dehnung und  Organisation  der  dortigen  Kirchen  aller  Art  im  ganzen  letzten 
Jahrhundert  geradezu  überraschende  Fortschritte  gemacht.  Durch  diesen  Hin* 
weis  wird  übrigens  auch  die  Bdiauptung  Erdmanns  bedenklich  ins  Wanken 
gebracht,  dass  die  Kirche  das,  was  sie  ist.  heute  nur  durch  die  Gunst  des  Staates, 
das  heisst  der  herr.schenden  Klasse,  sei.  Jedenfalls  pilt  das  nicht  schlechthin 
und  durchaus.  Die  katholische  Kirche  in  Nordamerika  zum  Beispiel,  die  in  den 
letzten  Menscbenaltem  dort  die  allererstaunlichste  Entwickelung  im  Vergleich 
mit  den  anderen  Kirchen  und  Denominationen  durchgeroadit  hat,  hatte  doch 
sicher  am  allerwenipstcn  von  allen  auch  nur  der  indirektesten  Gunst  der  dor- 
tigen herrschenden  Klassen  sich  zu  erfreuen.   Denn  deren  Angehörige  waren 
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ihrer  europäischen  Herkunft  nach  fast  durchweg  Protestanten,  un(i  zwar  {rrossen- 
tetls  sogar  schärfster  Observanz,    also  auch    bewusste  Gegner  der  katho- 
lischen Kirche,  während  diese  letztere  sich  vorwiegend  auf  die  beherrschten 
Klassen  zu  stützen  gezwungen  war.    Etwas  Ähnliches  erleben  wir  gegenwärtig 
in  Frankreich,  wie  man  es  dort  schon  einmal  vor  hundert  Jahren  erlebt  hat.  VV^ie 
damals,  so  glaubt  auch  heute  kein  Mensch,  dass  selbst  die  deutlichste  .Abkehr 
des  Staates  von  der  Kirche  diese  in  ihren  eigentlichen  Machtpositionen  erschiit- 
tem  würde.  Selbst  die  Schweiz  könnte  in  diesem  ZtuKunmenhange  teilweise  als 
Beispiel  angezogen  werden.    Kurzum:  so  schnell  lässt  sich  das  Problem  nicht 
abtnn.  wie  es  durch  den  zitierten  .Ausspruch  Erdmanns  zu  crcsrhehcn  scheint. 
Die  Kirclic,  sei  es  die  katholische  oder  auch  nur  eine  proie.^taiitische,  ist  ein 
sehr  kompliziertes,  geschichtlich  gewordenes  Gebilde,  dessen  innerste  und  zälieste 
Kraft  nidit  in  der  Anlehnung  an  den  Staat  und  seine  herrschende  Klasse,  nicht 
einmal  bloss  in  der  Atmosphäre  geistiger  Befangenheit,  die  sie  in  den  Köpfen 
der  Masse  zu  verhrcitcn  pflegt,  sondern  letztlich  in  der  Tatsache  des  mensch- 
lichen Beflurtnisscs  nach  Religion  und  in  deren  positiver,  natürlicher,  beglücken- 
der Macht  begründet  ist.  Ware  letzteres  nicht  der  Fall,  so  wäre  es  schlechter- 
dings unverständlich,  wie  trotz  des  unsäglichen  Missbrauchs,  den  alle  Zeiten 
mit  der  Religion  getrieben  haben,  diese  noch  heute  solche  Bedeutung  besitzt. 
Und  die  I'rage  ist  nur,  ob  sie  eine  Bedeutung  auch  in  Zukunft  haben  wird.  In 
Tmseren  Kreisen  \\ird  dies,  angeblich  vom  Bo<len  der  ökonomischen  Ceschichts- 
auiiassung  aus,  viel  lach  verneint;  ich  behaupte,  dass  man  es,  von  dem  selben 
Boden  aus  und  mit  dem  gleichen  Rechte,  bejahen  muss.  Wie  dem  aber  auch  sei, 
<las  eine  steht  jedenfalls  unter  uns  allen  fest,  dass  auch  die  .strikteste  Durch- 
führung der  F'orderung  an  den  J^taat  Erklärung  der  Religion  ::ur  Pirvatsacke 
allein  der  Religion  und  Kirclie  keineswegs  den  Garaus  zu  machen  vermag. 
ABER  sie  wird  dafür  einen  anderen  bedeutsamen  Erfolg  haben:  sie  wird  der 
Religion  und  Kirche  die  Ausnahmestellung  nehmen,  die  beide  heute  durch  ihre 
Verbindung  mit  dem  Staate  haben,  und  die  ihre  ohnditn  grosse  Macht  noch  ins 
Vielfache  steigert.    Diese  sind  von  da  an  gezwungen,  sich  allein  auf  sich  zu 
stellen.    Die  Waffen  der  Anhänger  und  Gegner  im  Kampf  um  Religion  und 
Kirche  sind  von  da  an  wieder  gleich,  imd  erst  dann  wird  es  möglich  sein,  fest- 
zustellen, welche  Lebenskraft  die  Religion  auch  zukünftig  haben  wird.  Dieser 
Zustand  muss  aber  auch  den  aufrichtig  Rel^ösen  selber  nur  erstrebenswert 
sein,  wie  er  tatsächlich  auch  von  den  Ernstesten  unter  ihnen  —  freilich  auch 
von  anderen,   zum  Beispiel    von  Stocckcr,  aus  ganz  anderen,  hauptsächlich 
hierarchischen  Tendenzen  heraus  —  schon  erhoben  worden  ist.  Indem  also  die 
Sozialdemokratie  diese  von  Erdmann  gestrichene  Forderung  deutlich  tmd  beson- 
der ausspricht,  zeigt  sie  dadurch  zugleich  an.  dass  sie,  weit  entfernt,  eine  un- 
bedingte Gegnerin  aller  Religion  —  Religion  in  dem  einzig  zulässigen,  weil  ge- 
schichtlich begründeten  Sinne  des  Glaubens  und  der  Hinneigung  an  ein  gött- 
liches Wesen  gefasst  —  zu  sein,  vielmehr,  gleichgültig,  ob  gern  oder  ungern, 
eine  Förderin  ihres  unverfälschten  und  innerlichsten  Wesens  sein  muss. 
DAMIT  stehen  wir  aber  an  dem  zweiten  wichtigen  Motiv,  das  uns  veranlassen 
muss,  für  die  Erhaltung  de-  umstrittenen  Satzes  im  Parteiprogramm  einzutreten. 
Denn  dieser  Satz  im  Programm  f>ewahrt  auch  ausdrücklich  und  darum  gründ- 
lich die  Partei  vor  der  Gefahr,  eine  Bewegung  der  imbedingten  Rcligions-  und 
Kirchenfeindschaft,  eine  Kutturkampfpartei  zu  werden,  ihr  eigentHehes,  ort- 
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ginales  Wesen  und  mit  ihm  ihre  sicgliaftc,  allmählich  <hc  W'tit  umwandelnde 
Kraft  zu  verlieren.    Jener  Satz  tut  das  iiocli  dazu  in  einer  solch  eigenartigen, 
freien  Form,  dass  eine  geeignetere  wirklich  nicht  denkbar  ist. 
ALLERDINGS,  aaf  den  ersten  Blick  ist  weder  in  dem  Satz,  noch  in  dem  ganzen 
sich  ihm  anschliessenden  Absatz  des  Progranmu  auch  nur  ein  Sterbenswörtdien 
davon  die  Rede,  wie  die  Partei  selbst  zu  Religion  und  Kirche  steht  und  sich 
zu  stellen  hat.    Auch  ist  es  von  vornherein  —  das  muss  ohne  weiteres  zugegeben 
werden  —  durchaus  nicht  nötig,  dass  die  Forderung  einer  Partei  an  den  Staat, 
das  hdsst  also  an  die  organisierte  Gesellschaft,  der  jedermann  zngehdren  muss, 
auch  zugleich  Forderung  dieser  Partei,  der  jemaiid  nur  auf  freiwilligen  Eni- 
schluss  hin  angehört,  an  sich  selbst  ist.    Bei  vielen  Forderungen  ist  das  sogar 
einfach  unmcVglich.    In  dem  vorliegenden  Falle  aber  und  für  eine  Partei  von 
dem  Umfange  und  den  Aspirationen,  wie  die  unsere,  ist  das  nicht  nur  möglich, 
sondern  auch  notwendig.  Unsere  Partei  hofft  darauf  und  rechnet  damit,  einst 
die  erdrückende  Mehrheit  des  gesamten  Volks  hinter  sich  zu  bekommen,  mit 
anderen  Worten:  den  heutigen  staatlichen  Organismus  aufnisaugcii  <  <U  r.  was 
das  selbe  ist,  zu  durchdringen.    Eine  solche  Partei  aber  muss  ihre  Forderung 
an  den  Staat  auch  als  Forderung  für  sich  und  an  sich  gelten  lassen.    Denn  je 
mehr  sie,  in  Konsequenz  dessen,  im  eigenen  Bereidi  diese  PoMerui^  ehrlich 
audi  betitiflv  desto  schneller  bereitet  sie  dann  auch  im  Staatsleben  den  selben 
Zustand  vor,  desto  leichter  gewinnt  sie  für  diese  und  andere  ihrer  Forderungen 
überzeugte,  weil  durch  die  Praxis  überführte  Anhänger,  desto  glatter  und  voll- 
kommener vollzieht  sich  schliesslich  der  Übergang  in  den  allgemeinen  Zustand, 
den  sie  auf  diesem  Gebiete  erstrebt.   So  ergibt  sich,  obwohl  in  jenem  Satze 
tmseres  Programms  keine  Silbe  davon  steht,  dass  er  audi  für  die  Partei  selber 
zu  gelten  hat,  dennoch  diese  Geltung  mit  sdbstverständlicher  Sicherheit.  Die 
Forderung  der  Erklärung  der  Religion  zur  Privatsache  an  den  Staat  ist  also  zu- 
gleich der  in  allgemeinster,  aber  durchaus  genügender  Form  ausgedrückte  Grund- 
satz für  das  Verhalten  der  Partei  selbst  in  Religionssachen:  sie  ist  religionslos, 
hesser  rd^l^  neutral. 

MIT  diesem  Satze  nun  ist  der  Partei  ein  starker  Schutz  geboten  vor  der  Ge- 
fahr, zu  einer  Partei  der  blossen  Rcligionsfeindschaft  und  Kulturkämpferci 
herabgedrückt  zu  werden.  Auch  in  dem  Erdmannschen  Artikel  zeigt  sich  diese 
Gdahr,  die  zeitweise  immer  von  neuem  auftaucht  Demgegenüber  ist  jener 
Satz  im  Programm  BrUänmg  der  Religum  Mur  Prwatsaehe  eine  standige  Mah- 
nung und  Erinnerung  an  das  eigentliche  Wesen  und  die  eigentlichen  Ziele  der 
Partei.  Die  aber  sind  nicht  die  Vernichtung  der  Kirchen  und  Religionen,  son- 
dern die  Schaffung  einer  neuen,  bessern,  freiem,  der  sozialistischen  Gesellschaft, 
Und  nur  insoweit  Kirchen  und  Religionen  ihr  bei  der  Verwirklichung  dieses 
Zieles  hinderlich  sind,  hat  sie  das  Recht,  aber  auch  die  Pflicht,  beide  zu  be- 
kämpfen. Soweit  sie  beide  aber  ihr  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  förderlich 
und  dienstlich  sind,  hat  sie  andererseits  beide  auch  zu  benutzen,  ja  sie  gelegent- 
lich sogar  zu  fördern.  Und  beides  geschieht  in  der  Tat  auch.  Freilich  mehr 
g^enüber  der  Religion,  als  gegenüber  ihren  organisierten  Vertretungen,  den 
IQrchen.  Gegenfiber  eraterer  jedenfalls  ist  das  ganz  dentlidi.  Wo  immer  es 
angän^g  und  erfolgverheissend  ist,  verwendet  die  Partei  bei  ihrer  vielseitigen 
Tätigkeit  stets  die  grossen  enthusiastischen  und  moralischen  Werte,  die  in  oder 
doch  neben  der  Religion  liegen.   Auf  der  anderen  Seite  kämpft  sie  allerdings 
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auch  mit  der  Religion  und  ihren  Vertretern  überall  da  einen  hartnäckigen  und 
berechtigten  Kampf,  wo  jene  auftritt  im  Gewände  und  in  der  Verbindung  mit 
einer  langst  äberiiolten  Wisaenacfaaft,  die  die  Kopfe  dumm  eriialt,  während  sie 
selbst  aufs  engste  mit  der  f<Mtschreitenden,  modernen  Wissenseluft  und  ihren 

Ergebnissen  verwachsen  ist,  ja  darin  lebt  und  webt  Aber  gerade  je  sieg- 
hafter die  Sozialdemokratie  in  diesem  Kampfe  ist,  desto  förderlicher  wirkt  sie 
zngletcb  auch  auf  die  Religion  selbst  ein.  Denn  sie  zwingt  sie  zur  allmähhchen 
Aii%abe  dieser  ihrer  engen  Verbindung  mit  jener  alten,  sterbenden  Wissen- 
schaft, befreit  »e  damit  von  ihrem  dogmatischen  Charakter  und  rettet  ihr  selbst 
und  ihrer  ureigensten  Art  Leben  und  Existenz.  Die  ganze,  zunäclist  allerdings 
noch  theologische  Krisis,  die  heutzutage  auf  protestantischem  Boden  sich  voll- 
zidit  und  bereits  über  die  mit  dem  Namen  Harnack  charakterisierte  Entwicke- 
Inngsphase  htnausgekomnien  ist,  wäre  unmöglich  gewesen  ohne  solche  geschtl- 
derte  Einwirkung  der  Sozialdemokratie  auf  den  Protestantismus.  Diese  aber 
erfüllt  damit  nur  eine  ihrer  t^ossen  weltgeschichtlichen  Aufgaben,  die  darin 
besteht,  dass  sie  alle  Lebensgebiete,  zu  deren  Niveau  sie  allmählich  empor- 
schwillt  und  die  sie  dann  überschwemmt,  damit  zwar  zunächst  scheinbar  ver- 
wüstet, dann  aber  aiicfa  so  starte  und  original  befruchtet,  dass  ein  Neues» 
Besseres,  als  die  alte  Art  war,  lebensstark  erwächst  —  hier  vermutlich  eine  neue, 
gercinipfte,  auf  sich  seihst  gestellte  Religion,  die  ihrem  Wesen  nach  nicht  Geg- 
nerin, sondern  FreiiiKlin  und  Förderin  des  Sozialismus  sein  wird,  also  eine  neue 
cigengeartete  Kraft,  die  ihm  dienen  muss.  Und,  wie  schon  gesagt,  ähnlich, 
freilich  mutttHs  mutomdis,  Utgt  es  zwischen  Kirche  und  Sozialdemäratie.  In 
Deutschland  freilich  ist,  mit  Redi^  das  Verhältnis  ein  vorwiegend  feindliches: 
die  Kirche  hat  sich  zum  Instrument  der  herrschenden  Klasse  entwickelt,  das 
diese,  wie  alle  anderen  ihrer  Machtmittel,  gegen  die  Arbeiterklasse  und  Sozial- 
demokratie anwendet.  Diese  müsste  kindisch  sein,  wollte  sie  nicht  mit  gleicher 
Miunze  dienen;  sie  bekSmpft  daher,  wie  alle  anderen  Maditmittel  der  Hefr- 
sehenden,  auch  die  heutige  Kirche  selbstverständlidi  auf  das  entschiedenste. 
Aber  wieder,  indem  sie  das  tut,  je  entschiedener  gerade  sie  das  tut,  bringt  sie 
doch  allmählich  in  deren  Schosse  eine  Reaktion  gegen  diesen  unwürdigen  Zu- 
stand hervor;  und  wer  engere  Fühlung  mit  kirchlichen  Kreisen  hat,  bemerkt 
audi  bereits,  wie  diese  Reaktion  immer  stärker  wird.  Ja^  es  gibt  heute  schon 
auch  in  Deutschland  Kirchengemeinden,  deren  Geistliche  und  Gemeinderäte  zur 
Sozialdemokratie  und  zum  Sozialismus  eine  auffällig  freundliche  Haltung  ein- 
nehmen. Ob  diese  ersten  Ansätze  sich  zu  einer  die  heutige  Kirche  wirklich  um- 
wälzenden Bewegung  auch  bei  uns  in  Deutschland  auswachsen  werden,  ist  ja 
freilich  noch  fiher  die  lifassen  fraglidi.  Da  es  aber  schlechterdings  nichts  als 
Utopisterei  wär^  heute  auf  eine  irgendwie  grundliche  Ekrasierung  der  Kirchen 
in  irgendwelcher  absehbaren  Zeit  zu  rechnen,  so  kann  eine  solche  innere  Um- 
wandlung der  selben  unsere  Partei  nur  dringend  wünschen,  und  sie  kann  sie  gerade 
durch  konsequentes  Festlialten  des  Gnmdsatzes  Erklärung  der  Religion  swr 
Priwitsaeke  am  meisten  fördern.  Im  AtislaiM^  in  der  Sdhweiz,  Holland,  Sdiwe- 
den,  Norwegenv  sehen  wir  übrigens,  um  auch  das  noch  zu  sagen,  eine  solche 
Entwickeltmg  tatsächlich  schon  viel  weiter  vorgeschritten:  wir  kennen  dort 
kirchliche  Organisationen,  Kirchgemeinden,  die  enge  Nachbarschaft  mit  der 
Sozialdemokratie  halten,  in  denen  sich  sogar  in  der  Person  des  Geistlichen, 
der  zugleich  sozialistisdier  Fuhier  ist,  eine  Personalunion  xwisdien  beiden 


Digitized  by  Google 


PAUL  OÖHRE  •  REUOION  -  PRIVATSACHE 


696 


ausgebildet  hat,  die  beiden  nur  förderlich  ist.  Jedenfalls  ist  das  alles  die  Kon- 
sequenz aus  dem  prinzipiellen  Charakter  der  Partei,  wonach  deren  Aufgabe  die 
Schaffung  der  neuen,  besseren,  sozialistischen  Gesellschaft  nicht  die  unbedingte 
Bekämpfung  von  Religion  und  Kirche  ist.  Und  weil  jener  Satz  von  der  Er- 
klärung der  Religion  zur  Privatsache  im  Programm  diesen  ihrer  prinzipiellen 
Charakter  in  Hinblick  auf  Religion  und  Kirche  am  besten  zu  wahren  und  sie 
vor  der  Gefahr  einer  unbedingten  Bekämpfung  jener  beiden  sicher  zu  behüten 
vermag,  deshalb  gehört  dieser  Satz  notwendigerweise  rnncih  in  Zukunft  in  unser 
Programm. 

NOCH  ein  dritter  Gesichtspunkt  kommt  dazu:  Die  Beibehaltung  dieser  Forderung 
im  Programm  ermöglicht  auch  den  Religiösen  den  Zutritt  und  die  Zugehörig- 
keit zur  Partei  ebenso,  wie  sie  die  Agitation  zum  Austritt  aus  der  Landeskirche 
seitens  Parteigenossen  nicht  nur  zuUlsst,  sondern  audi  wünschenswert  macht. 
So  paradox  das  klingt,  so  bedeutsam  ist  es,  gerade  in  unseren  Tagen  und  in 
der  gegenwärtigen  Situation  der  Partei.  In  Hinblick  auf  diese  letztere  darf 
man  wohl  sagen,  dass  die  Partei  in  den  letzten  Jahren  an  einen  charakteristischen 
Grenzpunkt  gekommen  ist;  da,  wo  das  Gebiet  der  eigentlich  und  ernsthaft 
fdigiösen  Massen  unseres  Volkes  bq;innt  Die  ICdirzahl  derer,  die  die  Partei 
bisher  gewonnen  hat,  waren,  das  darf  man  wohl  behaupten,  von  vornherein  reli- 
giös gleichgültiger  gerichtete  Menschen.  Ob  das  noch  durch  Wirkung  der 
früheren  liberalen  Aiifklärungsperiode,  durch  Anlage,  elterliche  Erziehung  wier 
Lebenserfahrung  oder  durch  das  alles  zusammen,  ist  in  diesem  Zusammenhange 
gleichgültig.  Nur  die  Tatsache  sdbst  interesstert  und  ist  unbestreitbar.  Nicht 
aUzuviden  der  heutigen  Genossen  hat  das  religiöse  Problem  je  ernste  oder  gar 
schwere  Sttmden  berettet,  ist  Relignon  jemals  und  in  einer  längeren  Zeit  ihres 
Lebens  unerlässliche  Lebensnotwendigkeit  gewesen.  Darum  ist  auch  die  Stel- 
lung der  Partei  zur  Religion  wohl  für  die  meisten  unter  ihnen  wenig  entschei- 
dend für  ihren  eigenen  Entschluss,  in  die  Partei  zu  treten,  gewesen;  sie  wären 
grossenteils  sicher  zur  Partei  gekommen,  auch  wenn  diese  sich  laut  und  deut- 
lich  zum  Atheismus  bdomit  hätte;  ja,  ihre  eigene  religiöse  Gleichgültigkeit  oder 
ihr  Atheismus  hat  ihnen  sogar  teilweise  den  Schritt  in  die  Partei  erleichtert 
oder  beschleunigt,  da  sie  obendrein  in  ihr  noch  einen  vernünftigeren  Ersatz 
für  das  ihnen  in  ihrer  Jugend  aufgezwungene  Surrogat  angeblicher  Religion 
zu  finden  sicher  waren,  ^ders  heute.  Die  Massen,  die  bis  heute  sich  gegen 
die  Anfnahme  der  sozialistischen  Ideale  und  Grundsätze  gestrinbt  haben,  haben 
das  zu  einem  grossen  Teil  getan  in  der  bcwusstcn  Besorgnis,  dass  sie  in  der 
Gemeinschaft  der  Genossen  ihre  religiöse  Überzeugung  nicht  mehr  haben,  zeigen 
und  betätigen  könnten,  dass  sie  gar  ihren  religiösen  Glauben  aufgeben  müssten. 
Dieses  Faktum  ist  unbestreitbar.  Dahn  ist  es  ganz  nebensächlich,  ob  jene  Be- 
sorgnis aus  ihnen  selbst  gekommen,  oder  ob  sie  ihnen  durch  andere  Religiöse  und 
Priester  cingeflösst  worden  ist.  Entscheidend  ist  in  diesem  Falle,  dass  diese 
Besorgnis  eine  wirkliche  Macht  und  Kraft  in  ihnen  wurde,  und  dass  sie 
aus  dieser  Kraft  heraus  einen  immer  neuen,  zähen  Widerstand  gegen  alle  Agita- 
tionsversuche an  Ihnen  leisten.  Um  so  beaditlicher  ist  dies,  als  die  sie  unigd>en- 
den  ökonomischen  Verhältnisse,  ihre  ptrfitische  Einsicht  und  die  persön- 
lichsten Erfahrungen  sie  immer  wieder  in  die  Bahnen  der  Partei  drängen. 
Auch  verschlägt  dabei  gar  nicht,  dass  in  vielen  Fällen  diese  selbe  Religion,  die 
ihnen  heute  jedenfalls  noch  itmerliches  Bedürfnis  ist,  die  Quelle  vieler  geistiger 
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Lcfaugenhcit,  i'assivitat  und  iiaikcn  Umerordnungsgefühls  geworden  ist  und 
so  die  Energie  ihres  Denkens  und  Wollens  gelähmt  hat.  Viehndir  um  so 
zwingender  ist  für  uns  Sozialdemokraten  die  Pflicht,  dieses  ihr  personliches 
religiöses  Bedürfnis  und  ihre  religiöse  Überzeugung  peinlichst  zu  schonen,  um 
ihnen  so  den  für  sie  an  sich  schweren,  aber  durch  die  Entwickclung  ihrer 
Klassenlage  immer  wieder  nahe  gelegten  Schritt  zur  Partei  möglichst  zu  erleich- 
tem. Eben  dazu  aber  brauchen  wir  die  Beibehaltui^  des  Satzes  BrUärung 
der  Retigym  zur  Privatsachi  wtedemm  bitter  notig.  Er  ist  die  feierUdie  und, 
immer  von  neuem  wiederholt  und  praktisch  betätigt,  auch  schliesslich  wirksame 
Beteuerung,  dass  keiner  von  diesen  Religiösen  für  ihr  ihnen  kostharcs  Gut  reli- 
giösen Glaubens  und  Empfindens  innerhalb  der  Partei  etwas  zu  fürchten  hat. 
Ich  selbst  bin  hierfür  ein  lebendiges  Beispiel.  Nun  konnte  man  fireilidi  sagen, 
dass  die  Partei  solche  starker  und  emsthafter  religiöse  Menschen  gar  nicht  ge- 
brauchen kann,  oder  dass  sie  ihnen  eben  ei^t  ihre  religiösen  Schrullen  mid  Be- 
dürfnisse austreiben  müsse,  ehe  man  sie  als  Sozialdemokraten  gebrauchen  könne. 
Ich  meine  aber,  dass  man  sich  dann  noch  recht  lange  wird  mühen  müssen,  um 
schliesslidi  doch  nicht  allzu  viel  zu  erreichen.  Die  Macht  des  religiösen  Bedürf- 
nisses wird  in  unseren  Reihen  aus  Gründen,  die  in  den  SIeiten  vorher  auch  sdion 
engedeutet  wurden,  wirklich  noch  sehr  unterschätzt,  das  Wesen  des  Religiösen 
vielfach  gänzlich  misskannt.  Alan  würde  infolgedessen  gegen  ^^aue^n  rennen, 
die  auch  bei  der  grössten  Kraftanstrengung  nur  zu  einem  recht  geringen  Teil 
und  auch  nur  auf  Zeit  fallen  würden.  Dass  wir  aber  nicht  neue  Anhänger- 
massen, und  sei  es  aus  dem  religiösesten  Lager,  brauchen  könnten,  kann  wirk- 
lich niemand  bestreiten.  Wir  brauchen  sie  auf  das  dringendste,  so  schnell  als 
möglich,  um  das  bisschen  Macht,  das  wir  erst  halien,  zu  vt-rgrö^sern.  Indem 
wir  strikt  un<i  konsequent  den  Grundsatz  der  F.rkUirimg  der  Religion  zur  Privat- 
sache in  dem  Sinne,  wie  er  unter  dem  zweiten  Punkt  erläutert  worden  ist,  für 
die  Partei  und  im  Programm  festhalten,  halten  wir  unsere  Türen  auch  für  die» 
jenigen  offen,  die  zwar  Sozialdemokraten,  aber  auch  religiöse  Menschen  sein 

wollen.  Wir  wären  wirklich  Toren,  wenn  wir  es  anders  machten. 
IM  übrigen  braten  wir  ja  dieser  Art  luiserer  Genossen  wahrlicli  keinen  beson- 
deren Braten,  machen  wir  ihnen  keine  Extrakonzessionen,  im  Gegenteil,  wir 
werfen  sie  ohndiin  in  besondere  Schwierig^iten  und  Auf  gaben  hinein,  die  ihnen 
freilich  nur  heilsam  sind.  Denn  auch  sie  müssen  natürlich  das  Parteiprogramm, 
wie  jeder  andere,  triebt  nur  anerkennen,  sondern  auch  betätigen,  müssen  also  * 
auch  den  Klasscnkanipf  gegen  die  eigene,  von  der  herrschenden  Schicht  miss- 
brauchte Kirche  führen ;  auch  sie  können  sich  dem  Einflu^s  der  in  allen  Organen 
und  Leistungen  der  Partei  zum  Ausdruck  gebrachten  heutigen  Wissenschaft 
nicht  entzidien,  müssen  ihn  vielmehr  selbstverständlich  audi  in  sich  aufneh- 
men lind  geraten  so  in  unerwartete  innere  Auseinandersetzungen  und  Kämpfe. 
Aber  dem  Ehrlichen,  der  aus  t  ibcr7;eugtnig  I^ozialdemokrat  wurde,  muss  auch  das 
nur  willkommen  sein.  Denn  entweder  tindet  er  dabei,  dass  die  Religion,  die 
ihm  bidier  ein  unerlässliches  Bedürfnis  zu  sein  schien,  ihm  ganz  allmählich  ans 
Herz  und  Him  verrinnt:  dann  war  sie  eben  keine  reine  Notwendigkeit,  son- 
dern etwas  nur  Angelerntes  für  ihn.  und  ist  ihm  von  nun  an  entbehrlich.  Oder 
aber  sie  behauptet  sich  in  seinem  Innern  trotz  aller  Einflüsse  der  heutigen 
Wissenschaft  und  unter  deren  Einfluss,  dann  ist  ihm  das  nicht  nur  eine  neue 
Bestärkung  seiner  religiösen  Überzeugung,  sondem  auch  ein  Anlass  zur  Ver^ 
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tiefung  und  Abkläninp  dieser  Überzeugung,  in  beider  Hinsicht  aber  jeden- 
falls eine  Quelle  neuen  Glücksgefühls.  In  Bezug  auf  die  Zukunft  der  Religion 
im  allgemeinen  aber  liegen  dann  in  sedeben  Mensdieii  dift  besten  Voraus- 
setzungen dafür,  dass  gerade  durch  sie,  die  von  der  Idee  und  der  Kraft  des 
Sosialismus  Befmditeten,  jene  Fort-  und  Höhenentwickelung  der  Religion  von 
innen  heraus  vollzogen  wird,  zu  der  auch  der  Kampf  zwischen  Sozialdemokratie 
und  Religion  und  Kirche  ausserhalb  der  Partei,  auf  dem  allgemeinen  Kampf- 
feld, schon  seinerseits  immer  wieder  Anstoss  gibt  So  löst  die  Erhaltung  und 
Befolgung  jenes  zur  Diskussion  stehenden  Punktes  unseres  Programms  auch 
auf  diesem  neuen  Wege  neue  Entwickelungskräfte  und  Entwickelungtendenzen 
aus,  die  nun  abermals  Beweis  dafür  sind,  dass  die  Partei  an  diesem  Pro- 
granimpunkte  festhalten  muss.  "W^er  aber  diesen  Gesichtsptmkt  für  gering 
achtet,  dem  muss  doch  der  andere  gültig  sein,  dass  wir  in  Zukunft  einen  neuen 
grossen  Teil  der  Masse  unseres  Vdkes  nur  dann  gewinnen  «erden,  wenn  wir 
der  Partei  ihren  religiös  absolut  neutralen  Charakter  wahren. 
DANN  allein  auch  ist  es  möglich,  dass  in  demselben  Augenblick,  wo  der  Reli- 
giöse oiine  innere  Not  zur  Partei  tritt,  im  Kreise  ihrer  Anhänger  ruhig  für  den 
Austritt  aus  der  Landeskirche  agitiert  wird,  ja,  dass  die  Partei  diesen  sogar, 
ohne  Anstoss  zu  erregen,  begünstigen  muss.  Nidi^  weil  sie  schliesslich  doch 
eine  Gegnerin  von  Religion  und  Kirche  ist,  sondern  aus  dem  selben  Grund,  aus 
dem  jede  Kirchengemeinschaft,  der  es  wirklich  um  Religion,  nicht  um  Macht 
und  Gewinn,  zu  tun  ist,  solchen  Austritt  wünschen  muss:  dass  jeder,  der 
religiös  fertig  und  gleichgültig  ist,  auch  die  praktische  Konsequenz  dieser  seiner 
ÜbMzeugung  ziehen  muss.  Da,  wieder  auf  Grund  des  Satzes  von  der  Erklärung  der 
Religion  zur  Privatsache,  die  Partei  auch  Religionslose,  religiös  Gleichgültige, 
Atheisten  in  sehr  starken  Massen  in  ihren  Reihen  zahlt,  kann  und  darf  sie  auch 
von  ihnen,  aber  auch  nur  von  ihnen,  diese  Konsequenz  verlangen,  verlangen 
deshalb,  weil  sie  niemals  Gesinnungslauheit,  noch  Heuchelei,  auf  wcl- 
diem  GdUete  immer  es  sei,  von  ihren  Genossen  dulden  darf.  Ich,  der  ich 
wahrlich  nicht  im  Verdachte  des  Atheismus  und  der  Ungläubigkeit  bei  den 
Genossen  stehe,  bedaurc  auf  das  lebhafteste,  dass  eine  also  begründete  Massen- 
austrittsbewegung unter  den  Genossen  noch  nicht  zu  stände  gekommen  ist.  Sic 
wurde  nur  den  Wahrhaftigkeitssinn  stärken,  den  ehrlich  Religiösen  nicht  im 
geringsten  verletzen,  die  hohle  und  deshalb  unberechtigte  Machtposition  der 
Kirdien  schwächen  und  auf  ihr  berechtigtes  Mass  zurückführen,  ferner  in- 
direkt zu  einer  Läuterung  der  Religion  selbst  beitragen  und  die  Durchführung 
der  Forderung  auf  Trennung  der  Kirche  vom  Staat  und  der  Schule  von  der 
Kirche  stark  erleichtern.  Alles  —  auf  Grund  imd  mit  Hilfe  des  Satzes  in 
unserem  Programm  Erklärung  der  Religion  sur  Pfwatsaehe.  Wer  also  mochte 
daraufhin,  dass  er  aus  dem  Programm  verschwände? 

ABER  es  liegt  noch  ein  viertes  starkes  Motiv  vor,  das  für  seine  Beibehaltung 
spricht,  die  Aussicht  nämlich,  dass  unter  seiner  allgemeinen  und  allseitigen  An- 
erkennung und  Respektierung  die  Ausbildung  einer  ehrlichen  und  gründlichen 
religiösen  Toleranz  endlich  möglidi  und  damit  ein  Kulturgut,  Allgemein- 
gut wirdb  nach  dem  die  Menschheit  bisher  vergeblich  lechzte  und  rang.  Denn 
auch  von  ihr  gilt  noch  heute,  dass  sie  nur  erst  in  der  Theorie  und  auf  dem 
Papier  steht.  Der  Staat  übt  sie  vorgeblich  —  in  Wahrheit  sündic't  er  so  lange 
gegen  sie,  als  er  selbst  nicht  religiös  ganz  neutral  ward.   Die  einzelucn  Kirchen 
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verlangen  sie  —  aber  nur  für  sich  selbst.  Die  verschiedenen  Parteien  geben 
vor,  sie  zu  haben  —  tatsächlich  ist  jede  von  ihnen  einer  bestimmten  reli- 
giösen Richtung  verschworen  oder  doch  unbewusst  verfallen,  tmd Andersdenkende 
werden  nur  stillschweigend  geduldet.  Toleranz  aber  ist,  so  paradox  das  klingt, 
mehr,  als  Duldung.  Untl  die  Sozialdemokratie  erscheint  allein  befähigt,  dieses 
Mass  zu  schaffen,  das  wahre  W  esen  religiöser  Toleranz  zu  entwickeln.  Sic 
ist  die  grosste  Massenbewegung  der  Gegenwart,  sie  ist  intemtional;  sie  muss, 
wie  wir  schon  ausführten,  um  zu  ihrem  Ziele  zu  gelangen,  die  denkbar  grosste 
Majorität  zu  erlangen  versuchen.  Sie  darf  also  auch  keinem  religiösen  Be- 
kenntnis die  Türe  verschliessen.  denn  das  wäre  Beschncidung  ihrer  notwendigen 
Majorität.  So  bringt  sie  die  Anhänger  der  ailerverschicdensten  religiösen 
und  religionsfeindlichen  Anschauungen  zusammen,  alle  auf  dem  Boden  des  ge- 
meinsamen Ptogramms,  als  Genossen,  Kameraden,  Mitkampfer.  Die  aber 
können  dann  nur  zusammenhalten,  zusammen  arbeiten  und  zusammen  kämpfen, 
wenn  sie  auf  dem  Grunde  ihrer  gemeinsamen  t^ber/eugungen  die  vorhandenen 
gegenseitigen  rehgiösen  Anschauiuigen  achten  und  respektieren.  Nicht,  indem  sie 
nidit  davon  reden,  sondern  gerade,  indem  «e  sich  darüber  aussprechen ;  indem 
sie  die  eine  gegen  die  andere  stellen,  messen,  prüfen;  indem  sie  auf  diesem 
Wege  die  eigentliche  und  innere  Berechtigung  der  einzelnen  Anschauungen 
zu  fixieren  suchen  und  auf  Grund  dieser  relativen  Berechtigung  aller  Anschauun- 
gen es  aufgeben,  einander  wegen  solcher  Überzeugung  zu  bekämpfen.  Das  aber 
ist  Toleranz:  nicht  bloss  Duldung,  sondern  Respekt  vor  de\  religiösen  Über- 
zeugung des  anderen,  friedlicher,  sachlicher  Austausch  über  sie,  Anerkennung 
ihrer  relativen  Berechtigung,  Achtung  vor  der  Person  ihrer  Träger,  sowie  sich 
herausstellt,  dass  diese  Überzeugung  ehrlich  ist.  Die  Partei  ist  heute  schon 
trotz  einzelner  Ausnahmen  voll  dieser  Toleranz;  sie  wird  unter  den  Genossen 
schon  heute  geübt,  und  die  Form  dieser  religiösen  Debatte  selbst  ist  wieder,  wie 
schon  manche  frühere,  ein  neuer  Beweis  für  ihr  Vorhandensein.  Aber  sicher 
würde  diese  glückliche  Entwickelung  sofort  einen  sehr  gefährlichen  Rückstoss 
erhalten,  würde  man  heute  den  Grundsatz  Erkläruns^  der  Religion  cur  Privat- 
sache aus  dem  Progrannn  beseitigen.  Das  würde  oder  könnte  manchem 
als  Signal  zur  Beiscitcsdiiebung  dieser  mühsam  entwickelten  religiösen  Toleranz 
unter  uns  fuhren,  diese  selbst  in  ihrer  Hebung  und  Weiterentfaltung  gefährden. 
Das  aber  wäre  ein  Verlust  nicht  nur  für  ims,  sondern  für  die  Allgemeinheit. 
L'nd  darum  darf  auch  aus  diesem  Grund  der  umstrittene  Programmpunkt  nicht 
fallen. 

DAMIT  habe  ich  die  nach  meiner  Ansicht  entscheidensten  Gründe  angeführt, 
die  gegen  die  Erdmann  sehe  Position  sprechen.  Zatn.  Schluss  möchte  ich  nur 
noch  eine  praktische  Erwägung  hinzufügen,  die  gcwissermassen  als  Probe  auf 
das  Exempel  gelten  kann,  das  ich  im  Vorstehenden  aufgemacht  habe.  Ich  bitte 
die  Leser,  nur  einmal  ganz  eilig  alle  die  .Xusserungcn  Revue  passieren  zu 
lassen,  die  in  der  allerletzten  Zeit  zum  religiösen  Problem  innerhalb  der  Partei 
bekannt  geworden  sind.  Da  ist  ein  Artikel  von  Hue  in  dieser  Zeitschrift:  er 
fordert  für  die  sozialistischen  Gewerkschaften  völliges  Femhalten  aller  Pro- 
paganda für  oder  wider  ein  religiöses  Bekenntnis.-)  Dann  ein  Vortrag  Mauren- 
brecbers  in  Leipzig,  der  wiederum  aus  der  sozialistischen  Weltanschauung  eine 

2)  Vcr»;].  n  ■  • , ,  II  aei  Zw  GtttMtkU  dtr  OifMIkkeH  Ot«$iJiHrHn$  In  vorigen  Baal  der  SvMHiHaehm 
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neue  Religion  bereiten  möchte.   Dazu  die  Ausseningen  der  Leipziger  Volks- 

seitung  in  zwei  Artikeln,  die  die  gleiche  Forderung  für  die  Partei  erhebt,  die 
Hue  für  die  ncworkschaftcn  aufstcHte.  W  eiter  eine  soeben  erschienene  Bro- 
schüre Stanii)fcrs.  in  der  dieser  (ienossc  in  >elir  vielseitiger,  leider  deshalb  nicht 
immer  ganz  klärender  Betrachtung,  mit  grossem  Ernst  und  feiner  Besonnen- 
heit unseren  hier  zur  Diskussion  stehenden  Programmpunkt  erörtert.*)  Ferner 
meine  eigenen  Darlegungen  in  diesem  vorliegenden  Artikel.  Dazu  Erdmanns  ganz 
entgop;^cnfjesctzte  Ansführungcn,  gecjon  die  sieh  mein  Artikel  wendet.  Schliesslich 
das  von  der/  'c/ t^vir/j-lnielihandluns,'  her;iU>gegebeiie  zweilianiiige  Werk  Rosenows*), 
ein  Buch,  das  ganz  aus  dem  Geiste  der  Erdmannschcn  Gedankengange  heraus- 
geschrieben  ist.  Welch  eine  bunte  Karte  der  allerverschiedensten  oder  doch  auf 
das  verschiedenste  nuancierten  M'einungen  über  das  religiöse  Problem  in  der 
Sozialdemokratie  !  Wie  will  man  diese  anders  unter  einem  Hute  halten,  als 
eben  demjenigen,  den  Erdmann  seinerseits  für  überflüssig  erklärt?  Wenn  alle 
meine  bisherigen  Beweisführungen  nicht  stichhaltig  wären,  so  wäre  es  der  Hin- 
weis auf  diese  vorliegenden,  so  verschiedenartigen  Aussenmgen  für  das  Recht 
der  Beibehaltung  des  bisherigen  Prograaunsatzes.  Solange  solche  Äusserungen 
neben  einander  noch  möglich  sind  und  wirklich  vorkommen,  ist  dieser  S^atz  im 
Programm  eine  selbstverständliche  Notwendigkeit.  Angesichts  ihrer  muss  man 
zugeben,  dass  des  alten  Liebknecht  Wort  noch  heute  Geltung  hat,  das  Genosse 
Erdmann  selber  aitiert:  einen  vernünftigeren,  praktischeren  Sata,  als  diesen, 
haben  wir  nidit  unter  allen  unseren  nadisten  Forderuiq;en. 
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RICHARD  CALWER  •  DIE  BETRIEBSMIHELGEMEIN- 
SCHAFT  DER  DEUTSCHEN  EISENBAHNEN 

« 

llü  dcT!iv(-hen  Eisenbahnen  müssen  durch  das  Reich  zentralisiert 
werden.  Das  ist  die  Forderung,  die  im  Interesse  von  Deutschlands 
!  wirtschaftlicher  Zukunft  immer  wieder  aufgestellt  und  betont  werden 
muss.  Alle  Massnahmen  der  deutschen  Eisenbahnpolitik  müssen 
Idarauf  geprüft  werden,  ob  sie  geeignet  smd,  die  Erreichung  von 
Reichseiscnbahncn  zu  fördern  oder  zu  hemmen.  Eine  günstige  Beurteilung 
der  geplanten  Betriebsmittelgeincinschaft  kann  nur  dann  erfolgen,  wenn  sie  auf 
dem  direkten  Wege  zum  Rcichseisenbahnsystem  liegt.  Darüber  herrscht  nun 
freilich  schon  in  den  Kreisen  ein  weitgdiende  Meinungsverschiedenheit,  die 
sich  die  Hand  zum  Bunde  reiclun  wollen.  Herr  von  Budde,  der  preussische 
Eisenbahnminister,  erblickt  in  der  Betricbsmittelgemeinschaft  schon  den  äusser- 
sten  Grad  von  möglichem  Zusaminenschluss  der  deutschen  Eisenbahnen,  wäh- 
rend sein  württembergischer  Kollege  in  der  neuen  Gemeinschaft  nur  eine  vor- 
übergehende Bildung  auf  dem  Wege  zu  einer  engeren  Gemeinschaft  sieht. 
IN  der  Sitzung  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  vom  6.  März  i()n5  sprach 
sich  der  preussische  Eisenbahnminister,  Herr  von  Budde,  über  die  geplant? 
Betricbsmittelgemeinschaft  aus.  Er  halt  diese  Gemeinschaft  fnr  eine  sehr  grosse 
Sache.    >Im  Intcre>se  der  Durchführung  der  geplanten  grossen  deulsch-natio- 

*)  VergL  Friedrich  Stampfer:  Religion  ist  Privalsacht !  /Berlin  1905^1. 
^  Emil  Rottaow:  WUer  äU  Fft^nikmrruikajl!  /Berlb  1905/. 
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nalcn  Einrichtung«  will  Prensscn  sogar  Opfer  bringen.  Unbequemlichkeiten 
müssen  in  Kauf  genommen  werden,  wenn  man  »eine  grosszui^ij;e  V'erkehrs- 
politikt  treiben  will.  Herr  von  Budde  hat  jedes  normale  Augcnmass  ver- 
loren, wenn  er  die  Betriebsmittelgemeinschaft  als  den  Ausfluss  einer  gross- 
zügigen  Verkehrspolitik  und  als  eine  grosse  deutsch-nationale  Einrichtung^ 
bezeichnet.  Es  ist  da  auch  kein  Wunder,  dass  Herr  von  Budde  den  Gedanken 
von  Reichseisenbahnen  förnüich  perhorresziert  und  sogar  die  Reichsverfassung 
für  sdne  Atifiassut^  m  iUtspruch  ninunt.  Er  sagt  nämUch,  dass  sich  an  die 
Betriebsmittdgemeinscbaft  keine  Konsequenzen  knüpfen  durften,  und  dass  vor 
allem  nicht  an  Retchseisenbahnen  zu  denken  sei: 

tDazu  würde  ich  mich  nicnuls  verstehen  können.  Ich  glaube  aber  auch,  dass  die 
Betriebsmittelgemeinschaft  der  beste  Schutz  gegen  Reichsetsenbahnen  ist;  denn  wenn 
im  .\rtikel  42  der  Reichsverfassung  verlangt  wird:  »Sarmliche  deutsche  Bundesregie- 
rungen verpthchten  sich,  die  dcut^en  Eisenbahnen  im  Interesse  des  Verkehrs  wie 
ein  dnheitltches  Netz  zu  verwalten«,  so  ist  diese  Voraussetzung  erfüllt,  wenn  wir 
die  BctrielismittcIgeniciiT^cluift  haben,  und  in  dem  Artikel  ist  tlurchaus  nichts  von 
Reichsetsenbahnen  gesagt,  sondern  ausdrücklich  von  einer  Vcrpfliclitung  der  Bundes- 
regierungen die  Rede,  denn  staatliche  Eisenbahnnetze  als  solche  anerkannt  werden; 
die  Verfassung  trifTt  aber  die  Bestimmung,  dass  diese  Staatlichen  Eisenbahnnetze 
wie  ein  einheitliches  Netz  verwaltet  werden  sollen.« 

Mit  Verlaub:  Wenn  Artikel  42  der  Verfassung  erfüllt  ist,  so  ist  damit  noch 
keinesw^  die  Frage  der  Reichseisenbahnen  im  Sinne  des  preussischen  Eisen- 
bahnministers erledigt.  Die  Reichsverfassung  hat  auch  einen  Artikel  4,  dessen 
Ziffer  8  das  Eisenbahnwesen  im  Interesse  <ler  Landesvcrtcidigimg  und  des  all- 
gemeinen Verkehrs  der  Bcaufsichtigiuig  und  Cicsetzgebung  des  Reichs  unter- 
stellt. Auf  Grund  dieser  Bestimmung  ist  das  Reich  befugt,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  das  Eisenbahnwesen  in  allen  Beziehungen  einheitlich  zu  regeln. 
Der  Autonomie  der  Einzelstaaten  ist  verfassungsmässig  kein  Teil  des  gesamten 
Eisenbahnwesens  vorbehalten  worden,  .\rtikel  41  bis  47  sind  in  die  X'crfassung 
nur  aufgenommen,  um  eine  vorläufige  Ordniuig  in  Eisenbahnsachen  zu  schaf- 
fen, solange  ein  Reichseisenbahngesciz  fehlt.  Man  kann  daher  mit  Labatid 
diese  Artikel  als  ein  Eisenbahnnotgesetz  oder  mit  Hänel  als  Vorgriffe  auf  die 
künftige  Reichgesetzgebung  bezeichnen.  Falsch  ist  ea  aber,  den  provisorischen 
Charakter  dieser  Artikel  zu  übersehen,  wie  es  Herr  von  Budde  tat.  Das  mn^s 
hervorgehoben  wenien,  auch  wenn  man  sehr  wohl  weiss,  dass  die  gegenwärtige 
Zeit  für  Reichseiseubahnen  recht  aussichtslos  ist.  Dass  Herr  von  Budde  nicht  an 
Reichseisenbahnen  denkt,  der  schon  die  Betriebsmittelgemeinschaft  als  eine 
grosse  Reform  ansteht,  das  braucht  er  nicht  erst  zu  versichern.  Jedenfalls 
würde  er  aber  gut  tun,  sich  dabei  nicht  erst  auf  die  Rcichverfassung  zu  berufen. 
GANZ  abgesehen  aber  von  der  politi.sclien  Seite  der  Reichseisenbahnen  sollte 
doch  ein  Eiscnbalmminister  im  Zeitalter  des  Verkehrs  ein  gewisses  Verständ- 
nis wenigstens  fnr  die  wrtschaftlichen  Vorteile  einer  Zentralisation  der  deut- 
schen Eisenbahnen  haben.  Das  fehlt  aber  Herrn  von  Budde,  und  so  kommt  er 
dazu,  die  Betriebsmittelgemeinschaft  schon  für  eine  grosse  deutsdi-nationale 
Einrichtung  zu  halten. 

DA  weicht  denn  doch  die  Beurteilung  der  Bctriebsmittelgemcinscliaft  durch 
den  württembergischen  Minirter  von  So<ten  sehr  stark  von  der  seines  preussi- 
schen Kdl^n  ab.  Er  sieht  in  der  Betriebsmittelgemeinschaft  keineswegs 
dn  ^dziel,  sondern  nur  eine  Etappe  auf  dem  Wege  zu  einem  engeren  Zu- 
sammenschluss  der  deutschen  Eisenbahnen.   Ganz  im  G^nsatz  zu  den  Aus- 


Digitized  by  Google 


RICHARD  CALWER  •  DIE  BETRlEBSMITTCLOEMEINSCHAfT  DER  DEUTSCHEN  ETC. 


führungen  des  Ministers  von  Budde  äusserte  sich  der  Alinister  von  Soden  in 

der  Sitzung  der  württembergischen  Abgeordneten  vom  6.  April,  wie  folgt : 

»Sicher  ist,  dass,  wenn  der  Vertrag  über  die  Betriebsmittelgemeinschaft  beschlossen 
wird,  er  nicht  nach  allen  Seiten  hin  befriedigen  wird.  Mir  wäre  eine  Betriebs-  und 
Finanzgemeinschaft  allerdings  vorlciliiafter  erschienen,  als  eine  Betriebsmittelgemein- 
sdiaft;  ich  Inbe  aber  mit  meinen  Vorschlägen  Gegenliebe  gefunden.  Ein 

engerer  Zusammen schKiss  wäre  niir  <loshalb  lieber  gewesen,  weil  wesentlich  grössere 
Opfer  auf  dem  Gebiet  der  Selbständigkeit  nicht  erforderlich  gewesen  wären,  und  weil 
andererseits  doch  bedeutende  Nachteile»  die  der  Betriebsmittelgemeinschaft  nodi  an- 
haften, liätten  beseitigt  werden  können  .  .  ,  wäre  überhaupt  falsch,  glauben, 
dass  so  wichtige,  weit  ausgreifende  Gebilde  von  einem  einzelnen  gemacht  werden; 
(iie^e  Gebilde  sind  vielmehr  die  Ergebnisse  der  ganzen  verkehrspoditischen  Entwidcie* 
lung,  sie  sind  aus  den  Bedürfnissen  und  Verhältnissen  der  2^t  heraus  geboren  .  .  .  . 
Eiyns  anderes,  als  eine  Betriebsmittelgemeinschaft,  können  wir  zurzeit  nicht  ab- 
schliessen.  Entspricht  sie  den  Erwartungen,  so  können  wir  uns  ja  darüber  nur 
freuen;  werden  die  in  sie  gesetzten  Hoffnungen  nicht  erfüllt,  so  wird  die  Macht 
der  Verhaltnisse  dazu  drängen,  dass  an  die  Stelle  der  sdtherigen  Gemcinsdiafl  ^e 
andere  tritt.  Wann  dies  der  Fall  sein  wird,  und  in  wdcher  Fomif  darüber  sollten 
wir  uns  den  Kopf  jetzt  noch  nicht  zerbrechen.» 

Minister  von  Budde  erblickt  in  der  Betriebsmittelgemeinschaft  einen  Schutz 
gegen  Reichseisenbahnen,  Minister  von  Soden  sieht  in  ihr  einen  ersten  Schritt  xu 
einem  engeren  Zusammenschluss  der  deutschen  Eisenbahnen.  Herr  von  Budde 

spricht  selbstherrlich  ein  Niemals,  wenn  er  an  Reichseisenbahnen  erinnert  wird, 
Herr  von  Soden  glaubt  an  die  Macht  der  Verhältnisse  die  über  dn  solches 
Niemals  einfach  zur  Tagesordnung  übergeht. 

NUN  üsst  sich  gewiss  nicht  bestreiten,  du*  die  Betriebsmittclgetiieinschafl 
«inen  wirtschaftlichen  und  audi  finanziellen  Fortschritt  gegenüber  dem  heu- 
tigen Stand  der  Dinge  bedeutet.  Der  Zweck  der  Gemeinschaft  ist,  dass  die 
Lokomotiven,  die  Personen-,  Gepäck-  und  insbesondere  die  Gilterwagen  gemein- 
schaftlich von  allen  Ei  scnbalm Verwaltungen  benutzt  werden  können.  Gegen- 
wärtig kann  das  Wagennmterial  aamentüdi  der  kldnereii  Eisenbahnen  nur 
ganz  mgenugend  ausgenutzt  werden,  da  ein  grosser  Prozentsatz  der  Wagen, 
die  aus  dem  Gebiet  einer  Eisenbahnverwaltung  in  das  Gebiet  einer  anderen 
Verwaltung  Güter  bringen,  in  ihr  Ausgangsgebiet  leer  zurücklaufen  muss. 
Dazu  Icommen  verwickelte  Abrechnungen  zwischen  den  einzelnen  Verwaltun- 
gen und  dn  starioor  Aufwand  von  Personal  an  den  Übergangsstationen.  Nach 
Angaben  des  Ministers  von  Budde  betragen  die  Leerläufe  der  Güterwagen  auf 
den  deutschen  Eisenbahnen  jährlich  über  4  Millionen  Achskiloineter.  Wenn 
nur  5  bis  6  %,  also  250  Millionen  Achskiloineter  durch  die  Betriebsmittel- 
gemeinschaft vermieden  werden  können,  dann  würde,  wenn  man  das  Achs- 
kilometer zu  1%  Pfennig  berechnet,  eine  Ersparnis  von  mehr  als  Millionen 
Mark  jährlich  herauslumunen.  Dazu  kämen  die  Frspamisse  durch  den  Weg- 
fall der  Revisionen  auf  den  Übergangsstationen,  durch  den  Wegfall  der  Abrech- 
nung, durch  die  Vereinfachung  des  Betriebsdienstes  und  endlich  durch  die 
einheitliche  Konstruktion  der  Betriebsmittel.  Nach  der  amtlichen  Schätzung 
würden  jährlich  über  8  Millionen  Mark  erspart  werden  können. 
DAS  sind  ganz  huhsche  Ersparnisse,  die  aber  die  finanziellen  Ergebnisse  der 
deutschen  Eisenbahnen  kaum  merklich  oder  nachhaltig  beeinflussen  dürften. 
Neben  diesem  Nutzen  für  die  Eiscnbahnvcrwaltungen  bringt  die  Botriebsmittcl- 
gemeinschaft  auch  einige  Vorteile  für  den  Verkehr  selbst.  Die  bisherige  Art 
der  getrennten  Benutzung  der  Betriebsmittel  erschwert  und  verlangsamt  den 
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Verkehr  und  sdiidigt  dalier  Handel  und  Industrie.  Bei  der  heutigen  Art  der 
Behandlung  der  Güterzüge  ist  es  absolut  unmöglich,  die  Spanne  Zeit  genau  be- 
rechnen zu  können,  die  ein  Transport  braucht,  um  an  seinem  Bestimmungs- 
ort anzukommen.  Verursacht  doch  die  Übergabe  von  Bahn  zu  Bahn  empfind- 
liche und  nicht  vorher  ,  berechenbare  Zeitverluste.  Soweit  also  diese  Verkehrs- 
sdiranken  wegfallen»  bringt  die  Betriebsmittelgemeinschaft  noch  eine  Ver^ 
bcsserung  und  Beschleunigung  des  Eisenbahnverkehrs. 

WENN  wir  so  die  tatsächlichen  Vorteile  einer  Betriebsmittelgemeinschaft 
sehr  wohl  anerkennen,  so  wird  doch  durch  diese  Neubildung  eine  Gefahr 
heraufbeschworen,  die  nicht  zu  unterschätzen  ist:  diegesamte  Betriebs- 
mittelgemeinschaft   bedeutet    eine    neue  Stärkung  der 
preussischen  Eisenbahnpolitik.    Das  ergibt  sich  schon  daraus, 
(lasss  die  Leitung  der  Betriebsmittelgemeinschaft  durch  Prcusscn  (rrfolqi.  Xnr 
unter  dieser  Bedingung  erklärte  sich  Preussen  übcrhauj)!  zur  Bildung  einer' 
Betriebsmittelgemeinschaft  bereit.     Diese  Präsidialstcilung  Preusscns  bringt 
es  mit  sich,  dass  die  übrigen  Bahnverwaltungen  gewisse  Opfer  an  Selbständig- 
keit bringen  müssen.   Wie  auch  die  Befugnisse  des  Gemeinschaftsamtes,  das 
der  Leitung  des  preussischen  Eisenbahnministers  untersteht,  abgegrenzt  werden 
mögen,  auf  alle  Pralle  konmit  eine  Stärkung  des  Einflusses  der  preussischen 
Eisenbahnverwaltung    heraus.    Das  fühlen  auch    die  kleineren  Kontrahenicn 
deutlich  heraus:  daher  die  zunehmenden  Bedenken  und  Schwierigkeiten,  je 
weiter  die  Verhandlungen  über  die  Betriebsmittelgemeinschaft  fortschreiten. 
EIN  Bedenken,  das  sich  gegen  die  Betriebsmittelgemeinschaft  richtet,  ist  des- 
halb besonders  wichtig,  weil  es  einen  Eingriff  in  das  Budgetrecht  der  einzelnen 
Bundesstaaten  bedeutet.   Der  geringe  parlamentarische  Eintiuss,  der  den  Eisen- 
bahnverwaltungen gegenüber  noch  verblieben  war,  muss  bei  einer  Betriebs- 
mittelgemeinsdiaft  Prenssens  Politik  zuliebe  geopfert  werden.  Durch  das  Ge- 
meinschaftsamt wird  die  Anschaffung  der  Betriebsmittel  den  einzelnen  \'cr- 
waltungcn  vorgeschrieben,  die  Mittel  dafür  werden  in  den  Etat  eingestellt  und 
unterliegen  in  den  süddeutschen  Staaten  der  Genehmigung  des  Parlaments. 
Auf  der  andern  Seite  ist  die  Regierung  vertn^smässig  verpflichtet,  die  Mittel 
für  soldie  Anschaffungen  aufzubringen.  Lehnt  sie  das  Parlament  ab,  so  bleibt 
nichts  weiter  übrig,  als  die  Betriebsmittelgemeinschaft  zu  sprengen.    Ist  aber 
erst  diese  Gemeinschaft  gebildet,  so  ist  es  für  die  kleineren  Verwaltungen, 
wollen  sie  sich  nicht  sehr  erheblich  ins  eigene  Fleisch  schneiden,  fast  un- 
möglich, aus  der  Gemeinschaft  auszutreten  und  sich  damit  gänzlich  zu  isolieren. 
Wohl  oder  übel  muss  daher  das  Parlament  das  bewilligen,  was  das  Gemein- 
schaftsamt, das  Preussen  leitet,  von  den  Parlamenten  der  Einzelstaaten  an- 
fordert.   Durch  die  Betriehsniittelgenicinschaft  wird  das  Eisenbahnwesen  nOCh 
mehr,  als  bisher,  dem  parlamentarischen  Einfluss  entzogen. 
DURCH  die  Betriebsmittelgemeinschaft    wird  zunächst    die  Agitation  für 
Reidiseisenbahnen  aufgdialten,  da  man  nicht  nur  bei  den  beteiligten  Bahnver- 
waltungen, sondern  auch  in  den  Kreisen  der  Industrie  und  des  Handels  die 
\'erkehrsvorteile  der  Gemeinschaft  überschätzt  und  rille  politischen  Bedenken 
in  den  Wind  schlägt.     Trotz  der  allgemeinen   Klagen  über  die  fiskalische 
Eisenbahnpolitik  Preusscns,  die  gerade  von  Industrie  und  Handel  fortgesetzt 
erhoben  werden,  jubelt  man  jetzt  einer  Massnahme  zu,  die  die  preussische 
Eisenbahnpolitik  noch  mächtiger  werden  lässt.  Gewiss  werden  auch  die 
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preupsischen  Bäume  nicht  in  den  Himmel  wachsen,  aber  tatsächlich  stehen  die 
Dinge  so,  dass  der  preussische  Eisenbabnmtnister  jederzeit  in  der  Lage  ist, 
die  Handdspotitik  des  Reiches  zu  konterkarieren.  Verkdirspolitik  und  Han- 
delspolitik, überhaupt  die  gesamte  Wirtschaftspolitik  Deutschlands  müssen  in 
der  heutigen  Zeit  von  einer  Stelle  aus  gemacht  werden,  soll  Deutschlanil 
nicht  Gefahr  laufen,  in  dem  industriellen  Wettkampt  der  Zukunft  von  Kon- 
kurrenten, wie  Amerika  und  England,  zurückgedrängt  zu  werden.  Diese  Gefahr 
der  Zukunft  wird  Dentachland  nötigen,  seine  Verkehr*  und  Handelspolitik  nach 
gäadich  anderen  Prinzipien  zu  gestalten,  als  dies  heute  der  Fall  ist 
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IE  standig  wachsende  Verteuerung  des  Grund  nnd  Bodens  in  den 
Grossstädten  und  Industriezentren  wird  zu  einer  immer  ernsteren 
Gefahr,  Sie  führt  zu  einer  unsinnigen  Steigerung  der  Wohmmgs- 
und  Werkstättenmiete  und  damit  zu  schweren  Schädigungen  unseres 
gesamten  Volks-  und  Wirtschaftslebens;  sie  trägt  auch  die  Haupt- 
schuld an  dem  verkehrten  Aufbau  und  der  Gestaltung  unserer  Städte,  die 
keineswegs  fortgeschrittenen  Anforderungen  der  Gesundhcitslehrc  imd  Kultur 
entsprechen  .  .  .  Dies  die  Lage.  Für  ihre  Beseitigung  bestehen  zwei  Bewe- 
gungen. Einmal  eine  solche  auf  politisch  rechtlichem  Gebiete,  mit  den  Zielen: 
Wohnungsgesetze  durch  Reich  nnd  Einzdstaaten,  Erringung  fortschrittlicherer 
Gemeindeverfassung,  Erreichung  weitgehender  Enteignungsrechte  und  Bau- 
ordnungsbeschränkungen, auch  für  entferntere  ländliche  Aussenbezirke,  zur 
Sicherung  einer  künftigen  gesunden  Besicdelungsweise.  Und  daneben  als 
neuere  Erscheinung  die  Ansiedelungsbewegung.  Ihr  Walilspruch  lautet:  plan- 
mässiges  Schaffen  von  Ansiedelungen  auf  Neuland  unter  Vermeidung  der  alten 
Irrtfimer;  Bresdie  L^jen  in  die  Spekulationswälle  der  Städte,  nicht  allein  von 
innen  heraus,  sondern  auch  von  aussen  durch  Begründung  von  Ansiedelungen 
auf  Grund  und  Boden,  auf  dem  noch  keine  städtische  Grundrente  lastet,  und  wo 
deren  Aneignimg  dtu'ch  einzelne  für  alle  Zukunft  ausgeschlossen  wird  !c 
IN  diesen  Worten,  die  wir  einer  Flugschrift  der  Deutschen  GartenstadtgeseU- 
tckaft  entnehmen,  sind  zutreffend  die  beiden  Strömungen  der  Bewegung  dar- 
gestellt, die  man  zusammenfassend  als  die  Bewegung  für  die  Dezentralisation 
des  städtischen  Wohnungswesens  bezeichnen  kann.  Die  eine  von  ihnen 
knüpft  an  die  gegebenen  Zustände  an  und  will  die  urwüchsig  entstandenen 
Dezentralisationsbewegungcn  planmässig  durdi  Beeinflussung  der  Verwaltungs- 
kdrpersdiaften  des  öffentlichen  Rechtes,  in  erster  Linie  der  Gemeinden  und 
dann  des  Staates,  durch  eine  Unqpestaltung  der  Gesetzgebung  auf  den  zahl- 
reichen mit  der  Wohnungsfrage  zusammenhängenden  Gebieten  unseres  gesell- 
schaftlichen Lebens  energisch  unterstützen.  Verschieden  von  ihr  ist  die  zweite 
Bewegung,  welche  gewissennassen  aus  unseren  Wohnungszentren  heraus  sich 
auf  neues  unbebautes  Land  flächten  will,  um  dort  neue  Städte  zu  gründen,  die, 
planmässig  aufgebaut  alle  die  Nachteile  unserer  heutigen  Städte  vermaden 
sollen.  Beide  Bewegungen  haben  das  gleiche  Ziel,  die  Dezentralisation  unserer 
Wohnimgsverhältnisse,  gemein.  In  den  Mitteln  dagegen  unterscheiden  sie  sich. 
Wir  haben  es  hier  nur  mit  der  letzteren  zu  tun,  ihre  theoretische  Grundlage  sei 
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hier  auf  Grund  der  Ergebnisse,  zu  denen  ich  in  dem  Artikel  Die  städtische 
Grundrente  und  ihre  Bekämpfung  im  Mäfzhefte  dieser  Zeitscfarüt  gekommen 
bin,  einer  kurzen  Besprechung  unterworfen.  Diese  TJntersuchung  scheint  uns 

um  so  notwendiger  zu  sein,  als  die  Gefahr  vorhanden  ist,  dass  die  grosse  De- 
zcntralisationsbewegung  mit  diesem  Teile,  der  Gartenstadthewegung,  identi- 
fiziert wird  und  deren  handgreifliche  Utopieen  und.  sozialpolitische  Rück- 
ständigkeiten jener  aufs  Konto  gesetzt  werden. 

DIE  Gartenstadtbewegung  hat   in   Deutschland  erst   seit   ganz  kurzer 

Zeit  Fuss  gcfasst.  Zwar  war  schon  im  Jahre  1896  eine  Id^iw 
Broschüre  von  Themlor  Fritsch  unter  dem  Titel  Die  Stadt  der  Zukunft  mit  aus- 
führlichen Plänen,  Grundrissen  und  Vorschlägen  für  zu  gründende  Städte,  so- 
wie Angaben  über  die  finanzielle  Durchführbarkeit  solcher  Gründungen  er- 
schienen. Doch  blieb  die  selbe  so  gut  wie  unbeachtet  Erst  zwei  Jahre  später 
erschien  in  England  das  Buch  Ebenezer  Howards  To-morrow,  das  die  Garten- 
stadthewcpftinc^  ausgelöst  hat.  Es  entstand  die  Garden  City  Association,  die 
sich  die  Propaganda  der  Howardschen  Ideen  und  ihre  Realisierung  zur  Auf- 
gabe machte.  Von  England  siiid  diese  Ideen  dann  nach  den  kontinentalen 
Landern,  auch  nach  Deutschland,  gekommen.  Wie  in  England,  bildete  sich  hier 
eine  Vereinigung,  die  Deutsche  Gartenstadt gesellschaft,  die  durch  Flugsdiriften 
und  X'orträge  für  den  Bau  einer  deutschen  Gartenstadt  agitiert. 
DAS  Ziel  der  Gartenstadtbewegung  ist  die  vollständige  Revolutionierung  der 
heutigen  städtischen  Wobnweise.  Es  genügt  nicht,  sagt  Howard,  unsere  be- 
stehenden Städte  zu  reformieren,  sie  durch  vernünftige  Bebauung  zu  ver- 
bessern,  es  gilt,  neue  Städte  zu  bauen,  und  sie  nach  dnem  vernünftigen  P1&, 
unter  Ausschaltung  der  früheren  Ziellosigkeit  zu  bauen.  Er  will  also  Menschen 
und  Industrieen  auf  bisher  tinhebautem  BcnJen  ansiedeln,  damit  sie  dort  die 
\'orteile  von  Stadt-  und  Landleben  zugleich  geniesscn  können.  Der  schon 
heute  bemerkbare  Zug  der  Industrie,  die  mit  zu  hxAiec  Grundrente  belasteten 
städtisdien  Standorte  zu  verlassen  und  auf  das  Land  hinaus  zu  wandern, 
soll  planmässig  organisiert  und  auf  diese  Weise  die  wirtschaftliche  Basis  für 
die  neue  ländliche  Städtegriindung  geschaffen  werden.  Diese  enge  Verbindung 
von  industrieller  und  Wohnuncj^sansicdelung  ist  das  Charakteristische  des  Ho- 
wardschen Vorschlages.  Alien  Schwierigkeiten,  mit  denen  heutzutage  die 
Industriellen  bei  der  Verlegung  ihrer  Betriebe  auf  das  platte  Land  zu  kämpfen 
haben,  der  Isolierung  v<m  den  Nebenbetrieben,  der  Transportfrage,  der  Arbeiter- 
beschaffung etc.,  hofft  man  durch  die  Organisierung  des  Ztizuges  und  durch  die 
ganze  Art  der  Ansiedlung  begegnen  zu  können. 

IS'ACH  den  Howardschen  Vorschlagen  sollen  2400  Hektar  Land  als  Bezirk 
der  künftigen  Gartenstadt  an  einem  Orte  gdcauft  werden,  wo  man  es  zum  land- 
wirtschaftlichen Wert  bekommen  kann.   Das  Land  muss  jedoch  in  der  Nähe 

einer  Eisenbahnlinie  liegen,  mit  der  eine  Verbindung  hergestellt  werden  kann. 
Die  Gartenstadt  soll  womöglich  im  Mittelpunkte  dieses  Gebietes  entstehen.  Das 
Land  wird  für  Wohn-,  Industrie-,  landwirtschaftliche,  wie  gärtnerische  Zwecke 
nur  pachtweise  abgegeben.  Die  Paditsummen  sind  an  das  TrustkoUegitun  ab- 
zuführen, dem  das  Eigentumsrecht  an  dem  Grundbesitz  zustdit.  Aus  den  Pacfat- 
summen  werden  die  Zinsen  des  Kaufgeldes,  sowie  die  Amortisationsquote  an 
die  Geldgeber  gezahlt,  und  der  Rest  dem  Hauptverwaltungsrat  der  Gartenstadt 
übergeben,  der  aus  ihm  die  Ausgaben  für  öffentliche  Zwecke,  Schaffung  und 
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Erhaltung  aller  öffentlichen  Anlagen,  wie  Strassen,  Parks,  Schulen  etc.,  be- 
streitet. Die  Gartenstadtgesellschaft  will  sich  also  auf  die  Verwaltung  des 
gemeinsdiaftlichen  Bodenbesitzes,  die  weitere  Entwicketting  des  selben  und  die 
Durdifnhning  von  öffentlichen  Unteraehnitti^;en  beschränken,  wie  sie  heute 
von  den  Gemeinden  ausgeführt  werden.  Die  Stadt  selbst  bedeckt  ein  Sechstel 
des  Areals.  Fünf  Sechstel  sollen  stets  von  der  Bebauung  frei  bleiben.  Diese 
Einteilung  ist  ein  prinzipieller  Punkt  des  Planes:  >aus  sanitären  und  ästhe- 
tisdien  Gründen  sollen  nicht  wieder  zu  grosse  Städte  entstehen«.  Wenn  also 
das  Sedistel  des  Areals  überbaut  ist,  und  die  Stadt  eine  Einwohnerzahl  von 
rund  30000  Einwohnern  erreicht  hat,  soll  das  Wachstum  der  neuen  S'tadt  ab- 
geschlossen sein.  Das  ist  ein  so  durchaus  utopischer  Gedanke,  dass  das  Fest- 
halten an  diesem  Prinzip  allein  schon  ausreichen  würde,  die  ganze  Sache  un- 
möglich zu  machen.  Wo  bleibt  zum  Beispiel  der  Bevölkerungszuwachs?  Ist 
er  zur  Auswanderung  gezwungen,  so  würden  gerade  die  arbeitskräftigsten 
Elemente  allmählich  der  Stadt  entzogen  werden.  Wie  wird  das  Erweiterungs» 
hedürfnis  der  Induslriecn,  die,  sei  es  durch  die  Konkurrenz,  sei  es  aus  anderen 
(Gründen  zur  \'er5:;^rösscrung  der  Betriebe  gezwungen  werden,  überhaupt  befrie- 
digt werden  können,  wenn  die  Stadt  die  vorgeschriebene  Einwohnerzahl  er- 
reidit  hat;  also  Zuzug  von  ausserhalb  verboten  ist?  Mit  dem  Aufhören  des 
Wachstums  muss  Stagnation,  mit  der  Sti^nation  der  Verfall  des  ganzen  Unter- 
nehmens eintreten, 

WIE  bereits  erwähnt,  bleibt  der  Grund  und  Boden  stets  Besitz  der  Gemein- 
schaft Er  soll  nie  Privateigentum  der  Bewohner  werden.  >Dies  ist  oberstes 
Gesetz!  Für  die  versdiiedenen  Zwecke  des«Wohnens,  der  Landwirtsdiaft,  des 
Gewerbebetriebes  wird  das  Land  nur  pachtweise  —  je  nach  Bedürfnis  in  langen 

cder  kurzen  Fristen  —  ausgegeben.«  Das  gesamte  Einkommen  der  Gemeinschaft 
besteht  also  aus  den  Pachten.  Sie  sollen  die  finanziellen  Mittel  aufbringen, 
aus  denen  die  ganze  Städtegründung  bezahlt  wird.  Dieser  Punkt  wird  in  der 
Flugschrift  Die  Vermählung  von  Stadt  und  Land  in  folgender  Weise  dargelegt. 
Nach^m  es  gelungen  sei,  einen  Ansiedelungskem  von  emigen  Tausend  Per- 
sonen zusammenzubringen,  werde  das  Land,  das  vorher  Ackerlandrente  brachte, 
durch  die  Ansiedelung  und  die  plan\x>lle,  tausendjährige  Kollektivarbeit  ver- 
wertende Einrichtung:  mit  einem  Schlage  die  Rente  von  Stadtland  aufbringen. 
>Die  Differenz  zwischen  diesen  beiden  Renten,  die  bei  der  Aufgabe  des  Privat- 
eigentums an  Grund  und  Boden  der  Gemeinde,  und  nicht  dem  einzelnen«  zu- 
fallen würde,  gibt  die  finanzielle  Basis  für  das  Projekt  her,  schafft  allmählich 
das  Kapital  für  die  Städtegründnnt^,  das  Kapital,  das  leihweise  aufgenommen 
v.ar  und  lum  aUmahlich  zurückgezahlt  werden  kann.«  Wir  wollen  hier  nicht 
darauf  eingehen,  ob  sich  die  Steigerung  der  Grundrente  in  der  von  Howard 
imd  seinen  Nachfolgern  angenommenen  Weise  voUzidien  und  die  für  die  Ent- 
wickelung  der  Stadt  erforderlichen  Mittel  aufbringen  wird,  so  wichtig  eine 
derartige  Frage  für  die  praktische  Realisierung  des  Projektes  sein  mag.  Die 
Pachtdauer  wird  je  nach  der  Art  der  Benutzung  eine  verschieden  lange  sein. 
Bei  den  Grundstücken  für  Wohnhäuser  kann  sie  nach  der  Flugschrift  Die  Ver- 
mahkmg  wm  Stadi  und  Land  100  und  mehr  Jahre  betr^en,  bei  Grundstücken 
für  industrielle  Betriebe  wird  man  die  Pachtdauer  mindestens  ebenso  hoch 
normieren  müssen.  In  den  100  Jahren  der  Pachtdauer  wird  die  Grtmdrente  ganz 
sicher  eine  Steigerung  erfahren,  vorausgesetzt,  dass  die  Gartenstadt  überhaupt 
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ztt  Stande  kommt  und  so  lange  existiert  Mit  der  Steigerung  der  Grundrente 

rechnen  alle  Veröffentlichungen  der  Gartcnstadtgeseüschaft,  obschon  sich  die 
ganze  Bewegung  als  eine  Bekämpfung  der  Grundrente  vorstellt.  Allerdings 
wird  immer  hervorgehoben,  dass  die  gestiegenen  Renten  nicht  dem  einzelnen, 
sondern  der  Gemeinschaft  zufallen.  Man  sollte  daher  erwarten,  dass  sich  die 
Veröffentlichungen  darüber  klar  sind,  inwiefern  diese  Steigerungen  einen 
Vorteil  für  die  Bewohner  bedeuten,  und  wie  man  vor-ihen  will,  um  die 
selben  für  die  Gemeinschaft  abzufangen.  M'an  wird  aber  vergeblich  nach 
Aufschluss  über  diese  eminent  wichtigen  Fragen  suchen.  Um  so  notwendiger 
ist  es,  dass  wir  mit  einigen  Worten  auf  die  selben  eingehen. 
DIE  langfristigen  Pachtverträge  —  um  sie  handelt  es  sich  im  wesentlichen  — 
können  entweder  so  abgeschlossen  werden,  dass  der  Pächter  während  der 
Dauer  des  \'ertrages  eine  gleichbleibende  Pacht  zu  bezahlen  hat.  otlcr  dass  in 
ihnen  eine  steigende  Pachtsuintne  stipuliert  wird.  Im  trstercn  Falle  würde 
die  Gemeinschaft  vollständig  auf  die  Teilnahme  an  der  steigenden  Grundrente 
verzichten,  im  zweiten  Falle  würde  sie  eine  solche  beanspruchen.  Für  den 
einzelnen,  der  nicht  Pächter  ist,  würde  weder  in  dem  einen,  noch  in  dem  anderen 
Falle  ein  direkter  Vorteil  erwachsen,  was  sich  im  einzelnen  leicht  nachweisen 
lässt.  Gehen  wir  zu  diesem  Zweck  die  verschiedenen  Benutzungen  des  Grund 
und  Bodens  durch.  Da  nicht  jeder  in  der  Gartenstadt  ein  Einfamilienhaus 
bewohnen  kann,  so  werden  Miethäuser  entstehen,  in  denen  Wohnungen  und 
Läden  von  den  Hausbesitzern  vermietet  werden.  Der  Hauseigentümer  wird  den 
gesamten  \'orteil  der  Grundrcntcnstcigcrun^'  einheimsen  oder,  falls  sich  die 
Gemeinschaft  an  der  Steigerung  l^teilitjt,  den  nach  Al)zu.i,'  <kr  P.etcili<:ftnit^  ver- 
bleibenden Rest  der  selben.  Für  die  Mieter  würde  ein  \  urteil  nur  dann  ent- 
stehen, wenn  sich  die  Gemeinschaft  einen  Einfluss  auf  die  Festsetzung  der  Mie- 
ten vorbehalten  und  die  selben  so  festsetzen  würde,  dass  keine  oder  nur  eine 
geringe  Grundrentensteigerung  in  ihnen  zum  Ausdrucke  käme.  Für  die  Laden- 
mietcr  gilt  das  gleiche,  wie  für  die  anderen  Mieter.  Werden  sie  in  der  gleichen 
Weise  gegen  Mietssteigerungen  geschützt,  so  sind  sie  im  stände,  ihre  Waren 
billiger  abzusetzen,  als  sie  in  anderen  Orten  verkauft  werden,  wo  die  Laden- 
mieten beträchtlidi  hoher  sind.  Es  ist  aber  sehr  fraglich,  ob  die  geringere 
Ladenmiete  voll  in  niedrigeren  Preisen  zum  Ausdruck  kommen  wird.  Viel 
wahrscheinlicher  ist  es,  dass  die  Warenpreise  allerdin^^s  etwas  niedriger,  als 
auswärts,  stehen  werden,  um  das  Eindringen  der  auswärtigen  Konkurrenz  ab- 
zuschneiden, dass  im  übrigen  aber  die  niedrigere  Ladenmiete  als  Extraprofit 
in  die  Tasdien  der  Ladeninhaber  fliessen  wird.  Gegenmittd  wären  in  diesem 
Falle  Konsumvereine  oder  kommunale  Läden  —  oluic  ihre  Einrichtung  wäre 
das  Gemeineigentum  des  Böhlens  nutzlos.  Die  (jartenstadt  liegt  eben  nicht 
auf  einer  Insel,  noch  im  Monde,  sondern  in  einer  kapitalistischen  Gesellschaft, 
mit  der  sie  durch  tausend  Fäden  zusammenhangt  Die  wirtschaftlichen  Ge- 
setze, die  dort  gelten,  sind  auch  in  der  Gartenstadt  in  Kraft,  und  die  wirt- 
schaftlichen Vorgänge,  die  sich  dort  abspielen,  üben  ihre  Wirkung  auf  die 
wirtschaftlichen  \'orgänge  in  der  Gartenstadt,  .^n  diesen  Verhältnissen  wi  rd 
in  gar  keiner  Weise  durch  die  Einriclitung  etwas  geändert,  dass  das  Eigentum 
an  dem  Gnmd  und  Boden,  auf  dem  die  Stadt  steht,  einer  Gesellschaft  gehört 
Ebenso  setzt  sich  bei  Fabriken^  die  für  den  auswärtigen  Markt  arbeiten,  die 
von  ihnen  zu  zahlende  niedrigere  Grundrente  in  höheren  Profit  für  den  Fabrik- 
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besitzcr  um.  Bei  der  landlichen  Produktion,  die  für  den  Markt  der  Garten- 
Stadt  arbeitet,  triflFt  das  gleiche  zu,  wie  bei  den  Ladengeschäften. 
DURCH  den  Besitz  des  Grand  und  Bodens  seitens  der  Gemeinschaft  wird  also 
an  und  für  sich  den  einzelnen  Einwohnern  nicht  der  geringste  Schutz  gegen 
die  Grundrentensteigerung  gewährt.  Um  ihn  zu  erreichen,  müsste  der  ( jemein- 
schaft  der  bestimmende  Einüuss  bei  der  Preisfestsetzung  aller  der  Waren 
zustehen,  die  für  die  Konsumtion  der  Lokalität  bestimmt  sind  Einen  Vor- 
teil aber  aus  der  Grundrentensteigening  würden  sie  nur  insofern  haben,  als 
sie  an  den  öfTentlichen  Einrichtungen  teilnehmen,  die  von  der  Gemeinschaft 
mit  den  Erträgen  aus  der  (Grundrentensteigening  gcschatYen  werden.  Um  die 
steigende  Grundrente  der  Gemeinschaft  zuzuführen,  müssen  in  den  Pacht- 
verträgen Bestimmungen  getroffen  werden,  die  diese  Absidit  sicb^  und 
▼eriiindem,  dass  eine  Umgehung,  stattfindet.  Die  Schwierigkeiten  eines  der- 
artig ausgetäfelten,  alle  zukünftigen  Möglichkeiten  regelnden  Vertrages 
scheinen  mir  unüberwindlich  zu  sein. 

WIE  wird  nun  die  Höhe  der  Pacht  bestimmt?  Wir  haben  dar- 
über nur  in  dem  Howardschen  Buche  einige  Bemerkungen  fin- 
den   können.     Es    heisst  da    zum    Beikel    auf    Seite    13:  »All 

ground  rents,  which  are  to  be  determined  by  competition  among  the  tenantsc, 
das  heisst,  alle  Grundrenten,  die  durch  die  Konkurrenz  der  Pächter  bestimmt 
werden  sollen.  Damit  stimmt  nicht  ganz  eine  andere  Stelle,  wo  die  Funktionen 
der  Abteilung  für  Paditeinsdiätzungen  (assessment)  bestimmt  werden.  Hier 
wird  gesagt,  die  zu  zahlenden  Grundrenten  werden  nach  dem  Betrage  normiert, 
den  der  Durchschnittspächter  zu  zahlen  willens  wäre.  Es  ist  also  nicht  die 
Konktjrrenz  des  einzelnen  Falles,  sondern  ein  gewisser  Durchschnittssatz  für 
die  Höhe  der  Grundrente  entscheidend,  der  ja  allerduigs  im  Grunde  ein  Mittel 
aus  den  angebotenen  Preisen  konkturierender  Pächter  ist.  Wir  können  also 
mit  Recht  anndimen,  dass  sich  die  Grundrentenbildung  in  der  Gartenstadt 
ganz  in  der  selben  Weise  abspielen  wird,  wie  in  unseren  Städten.  Die  von 
den  konkurrierenden  Pächtern  angebotenen  Preise  werden  durch  das  von  ihnen 
zu  erzielende  Erträgnis,  also  die  Mieten,  bestinnnt.  Die  von  uns  zu  Anfang 
erwähnten  Ergebnisse  der  Weberschen  Untersuchung  gelten  also  auch  hier. 
Die  Gesamtheit  der  Mieter  der  Gartenstadt  muss  in  den  Mieten  die  der  Ge- 
sellschaft zu  zahlende  Grundrentensumme  aufbringen,  aus  der  der  gesamte 
kommunale  Bedarf  gedeckt  werden  soll.  Es  müssen  also  alle  die  Gesetze,  die 
für  die  Wohnungsverhältnisse  unserer  heutigen  .Städte  gelten,  auch  in  der 
Gartenstadt  in  Kraft  stehen.  Es  wird  in  der  Gartenstadt  das  Schwabcsche 
Gesetz  gelten,  wonach  mit  abnehmendem  Einkommen  eine  wachsende  Quote 
des  selben  für  die  Wohntmg  gezahlt  werden  muss.  Es  wird  weiter  das  Gesetz 
gelten,  wonach  der  Preis  des  Kubikmeters  Luftraum  in  dem  Masse  steigt,  wie 
die  Grosse  der  Wohnung  und  die  Grösse  des  Einkommens  abnehmen.  Es 
würden  also  gerade  die  unbemittelten  Klassen  relativ  schwerer  belastet  werden, 
als  die  wddhabeoden.  Sen>stver8tändlieh  wfirden  die  grösseren  Familien  in 
der  Gartenstadt  auch  eine  grössere  Wohnung  haben  müssen,  denn  eine  Über- 
völkerung der  Wohnungen  würde  doch  wohl  aus  sanitären  Gründen  verhindert 
werden.  Die  grössere  Wohnung  würden  sie  selbstverständlich  teurer  bezahlen 
müssen  und  so  einen  grösseren  Beitrag  zu  der  Grundrenicnsummo  leisten. 
Die  Deckung  des  kommunalen  Bedarfes  durch  die  Grundrente  würde  daher 
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wie  eine  Kopfsteuer  wirken.  So  ergibt  sich  das  Resultat,  dass  die  Autbringung 
des  kommunalen  Bedarfes  der  Gartenstadt  ausschliesslich  durch  die  Grund- 
rente die  minder  bemittelten  Teile  der  Bevölkerung  relativ  schwerer  belastet, 
asl  die  wolilhalfciuleii,  und  zweitens  sie  wie  eine  Kopfsteuer  trifft.  Man  kann 
keine  schärfere  \'erurtcihnif:  dieser  ganzen  Restcuerunfj  formulieren.  Seit 
Jahrzehnten  kämpft  die  Arbeiterklasse  um  eine  gerechte  kommunale  Besteue- 
rung, bekämpft  sie  das  System  der  Zolle  tmd  der  Konsumtioiisbesteueruiig. 
Wissenschaft  und  Praxis  sind  infolgedessen  glüddich  zu  den  Grundsätzen  ge- 
kommen, dass  die  Kopfsteuer  die  roheste  und  rückständigste  Form  der  Be- 
steuerung^ ist,  weil  sie  gar  keine  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Re- 
steuerten nunnit,  und  dass  jede  Steuer  sozialpolitisch  verwerflich  ist,  die  die 
unbemittelten  Klassen  relativ  zum  Einkommen  schwerer  belastet,  als  die  lie- 
mittelten.  Beiden  Grundsätzen  der  s(»iaIpoIitisch  denkenden  Steuerwissen- 
schaft  schlägt  die  kommunale  Besteuerung  in  der  Gartenstadtgescllschaft  direkt 
ins  ricsicht.  Daran  ändert  auch  der  Umstand  nichts,  dass  der  Gartenstädter 
nur  Grundrente,  der  normale  Städtehewohner  dagegen  Grundrente  plus  kom- 
munale Steuern  zu  zahlen  hat.  Das  System  ist  und  bleibt  sozialpolitisch  falsch. 
DER  eben  erwähnte  Umstand  muss  aber  noch  andere  Folgen  nach  sich  ziehen, 
die  als  Einwand  gegen  die  Besteuerung  des  unverdienten  Wert- 
zuwnch<;cs  irelt(>ti<l  gemacht  worden  sind.  Da  keine  kommunalen  Steuern  zur 
Erhebung  konnneu.  muss  der  Zuzug  zur  Gartenstadt  an  Reiz  gewinnen.  Die 
Folge  des  grösseren  Andranges  muss  eine  Steigerung  der  Grundrenten  sein. 
Sollen  daraus  nidit  alte  Übelstände  resultieren,  die  in  den  heutigen  rasdi- 
wachsenden  Städten  an  der  Tagesordimng  sind,  so  muss,  um  die  Worte  Webers 
zu  gebrauchen,  eine  Regulierung  der  Rentenfunktion  eintreten,  da  die  Renten- 
bildung zu  stark  ist.  Wir  sind  also  schliesslich  bei  der  Gartenstadt  ganz  genau 
da,  wo  wir  auch  heute  schon  sind.  Auch  in  der  Gartenstadt  wird  man  sich 
mit  der  Frage  abzufinden  haben:  wie  kann  die  R^ulierung  der  Rentenfunktion 
stattfinden?  Dass  die  selbe  aber  mit  bodenreformerischen  Mitteln  nicht  möglich 
ist,  durfte  nunowhr  hinreichend  klar  geworden  sein. 
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TRENG  wird  in  den  Gewerkschaftsversammlungen  über  den  Ldir- 
lingsausbeuter  der  Stab  gebrochen.  Und  mit  Recht:  der  Morder, 
der  mit  raschem  Dolchstoss  ein  Menschenleben  vemicfatet,  handdt 

fast  humaner,  als  der  Lehrlingszüchter.  der  einen  jungen  bildungs- 
faliigen  Menschen  um  drei  oder  vier  Jahre  seines  Lebens  bringt,  ihn 
in  seinen  Diensten  fronden  lässt  und  durch  Ausnutzung  seiner  Arbeitskraft 
Profit  einheimst  Denn  im  rauhen  Kampf  ums  Dasein  muss  solch  ein  junger 
Arbeiter  elend  zu  Grunde  gehen.  Nach  beendeter  Ldirzeit  tritt  er  ins  Leben 
hinaus»  den  Kopf  voll  hoher  Ideale,  die  Brust  von  Tatkraft  geschwellt. 
Wohl  zieht  der  junge  Mann  hinaus  in  die  Ferne  und  träumt  von  einem  guten 
Lohn,  damit  er  es  zu  etwas  bringen  kann.  Aber  länger  als  vierzehn  Tage  findet 
er  nirgends  Arbeit  Kanm  hat  er  begonnen,  so  jagt  ihn  der  Meister  fort,  es  sei 
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denn,  dass  er  mit  einem  Hunp;crlohn  zufrieden  ist  und  sich  von  seinen  Kollegen 
als  Lohndrücker  verachten  lässt.  Die  meisten  derer,  die  die  Landstrassc  be- 
völkern, eine  grosse  Zahl  unter  den  zweifelhatten  Existenzen,  die  ins  Lumpen- 
proletariat versinken,  sind  in  der  Jugend  augebeutet,  statt  ausgebildet  wofden. 
ABER  alles  Schelten  auf  die  Lehrmeister  rottet  die  Lehrlingsausbeutung  nicht 
aus  und  verhindert  sie  nicht;  denn  sie  ist  etlMS  der  Übel,  wdche  durch  die 
kapitalistische  Arbeitsteilung  hcrvorj^rufen  sind:  je  mehr  im  wirtschaftlichen 
Konkurrenzkampfe  das  Kleingewerbe  von  der  grossen  Industrie  verdrängt 
wird,  umsomehr  nimmt  die  Lehrlingsausbeutung  zu,  umso  schlechter,  mangel- 
hafter und  einseitiger  wird  die  Lehrlingsausbildung.  Entwickelt  sich  ein  hand- 
werksmässiger  Betrieb  zur  Fabrik,  so  sinkt  der  Lehrling  zum  Hilfs- 
arbeiter herab.  Und  sinkt  der  ITandwerksincistcr  7\\m  Heimarbeiter  herunter, 
so  winkt  dem  Lehrling  kein  besseres  Los,  als  seinem  Kollegen  im  Grossbetrieb. 
DIE  üewerbcordnung  begünstigt  diese  Enlwickelung  noch.  Nach  §  127  der 
Gewerbeordnung  ist  der  Lehrherr  verpfliditet,  »den  Lehrling  in  den  i  n  s  e  i  n  e  m 
Betriebe  vorkommenden  Arbeiten  des  Gewerbes  dem  Zweck  der  Aus- 
bild vmg  entsprechend  zu  unterweisen«.  Es  hängt  also  von  »den  in  seinem 
Betrieb  vorkommenden  Arbeiten«  ab,  inwieweit  der  Lehrherr  seinen  Lehrling 
auszubilden  hat.  Selbst  zu  solchen  Arbeiten,  welche  für  die  Heranbildung 
eines  wirklidi  leistungsfähigen  Arbeiters  unerlSsslich  sind,  braucht  der  Lehr- 
ling nicht  herangezogen  zu  werden,  wenn  sie  im  Betriebe  des  Meisters  nicht 
vorkommen.')  Einen  kleinen  Schritt  zum  besseren  bedeuten  hier  die  Gesellen- 
prüfungen. Aber  diese  bestrafen  —  abgesehen  von  dem  auf  ihn  fallenden  Teil 
der  Blcunage  —  nicht  den  schuldigen  Lehrherrn,  sondern  den  schon  ohnehin 
geschädigten  Lehrlti^I  Denn  wenn  er  die  Prüfung  nicht  besteht,  muss  er 
je  nach  dem  Stande  seines  Könnens  längere  oder  kürzere  Zeit  nachlemen, 
wird  also  wiederum  ein  Ausbeutungsobjekt,  das  seine  Arbeitskraft  unbezahlt 
preisgeben  muss.  OIuu-  Bezahlung  und  ohne  Nutzen ;  denn  was  ihtn  in  drei 
oder  vier  Jahren  nicht  beigebracht  wurde,  lä&st  sich  ihm  auch  nicht  in  einigen 
Monaten  einpauken. 

*)  Gewissenlose  I.chrlinRsau.sbcatcr  V)crufen  siih  Ivci  Rn htsstrcitigkeiten,  die  dem  I.ehrlin|jsvi'i)ia;tr.is 
eatspri.ngrn.  ;iiif  (lifcn  Paragraphen.  So  klai;li»n  vor  kurzem  bi'i  dorn  I?erlincr  (lewcrlic-^i-ri.  ht  rwci 
Bnchhinder  K^'K^n  einen  Um  hdnu  kcrei-  und  Huchbindereibesiucr  mit  dem  Antiag,  den  Heklaj;teu  zu  vcr- 
arteilcn,  auf  seine  Kosten  <H<-  Kl.'i(;er,  die  bei  ihm  Lehrlinge  gewesen.  Ja  •ioMn  anderen  Betrieb  ihre 
AttsbUdoDic  voUendea  zu  iMten.  Di«  KUiger  hattco  die  GeiellenpirafimK  wigta  rnngeUtaitn  AMbildnng 
oicbt  betlnd«a,  vad  ito  nawea  di«  Schuld  den  Betriebciababer  bri:  «r  bitte  akbt  die  aS«!^  Eia- 
ridttiutgeii  txu  grOadUcbea  Avat>Udun(;  getroffen  und  nicht  verhindert,  dass  die  Lehrlinge  cu  viel  mit  dem 
Haiidwai;en  henunkarren  mntsten.  Die  Beschäftigung  mit  Ncbcnarhciten,  mit  Maschinenheften  und  ahn- 
!!•  hrm,  h.ibe  zu  sehr  ül'crwof^f'n.  Die  Firrnrninhabcr  bestritten,  ihre  Plliihtcn  vi-rnaihlässigt  zu  haben. 
I*ie  Lehrlinge  seien  genügend  in  Jen  in  ihrem  Buchbindereibetrieb  vorkommenden  Arbeiten  unterwiesen 
worden,  und  damit  habe  man  dem  §  der  Gewerbeordnung  (}enüj;o  (;etan.  In  dem  letzten  Jahre  sei 
•ogar  aoch  darüber  hiaaos  vemcht  wordeo,  ihnen  das  Anfertigen  von  llalbfranzbändcn,  was  in  dem  anf 
Partiearbeit  eiogerichteten  Beirieb  alcht  ▼orkoauae,  beisabringen.  In  der  Beweiserhebung  wurde 
fwtgcitalit,  daai  die  Kligcr  auch  nicht  einmal  etocs  etoJachea  Haibleinenband  ricfatig  licnteUea  kgaaltB, 
eiae  Arbeit,  die  bei  eini^emassen  sorgfältiger  Aasbildanff  aach  balbjfthnger  Lahneit  verlangt  werdea 
kann.  Der  Vertreter  der  Kl.li^er,  ein  Beamter  des  Iiuchbir.ilcrv(  rl>andes,  konnte  fc^t-trücn,  das«  die  be- 
sondere Untcrweisunj;  im  Herstellen  eines  Halbfranzbandes  erst  mi  letzten  Vierteljahr  der  vierj.lhrigea 
Lehrzeit  erfol>;t  sei,  nach  Aussage  eines  Zeugen  sogar  erst  in  den  letzten  sechs  \\'o.  hcn.  Damit  sei 
natOrlich  nichts  geschehen,  denn  was  in  Jahren  vcrs.lumt  sei,  las^e  sich  nicht  in  Wo«  hen  nachholen. 
Aach  habe  der  eine  Kllger  knrs  vor  Beendigung  der  Lehrzeit  zum  erstenmal  ein  Buch  in  die  Decke 
geUact  Beide  Klagaa  waidca  abgewieaca  aiit  der  £rkUbnng:  das  Gaiicht  liabe  aich  keineswegs  davoa 
Oberteagee  kSaaea,  dass  der  Lebrfaerr  die  Sebald  trage  in  den  Siaae,  dan  er  viel  tu  wenig  getan  bitte 
und  man  sagen  könne,  er  habe  die  I^flicKtcr.  ,ris  i!rm!  rhr\-ertra;;  ^'robüch  verletrt!  Zu  ililfsarbeitcrn  wird 
Biaa  die  beiden  jungen  Leute  bestenfalls  gebrauchen  können,  Buchbindet  werden  sie  nie  and  nimmer. 
Sol^  Mimtindt  kteaaa  Tmter  dca  gagenwiitigaa  gasdaUcbea  BestianBoagea  lugettnftbeetabeB  Ueibea. 
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DIE  Arbeiterschaft  hat  daher  (lie  Pflicht.  lebhaft  für  eine  Änderung  der  Ce- 
■\verl)eordinn)i^  in  dem  Sinne  einzutreten,  dass  der  Lehrling  in  allen  im  Berufe 
vorkommenden  Arbeiten  unterwiesen  werden  niuss,  der  Lehrherr  ihm  für 
mangelhafte  Ausbildung  haftet  und  Entschädigung  zahlen  muss,  wenn  seine 
Kenntnisse  und  Fähigkeiten  den  Mindestanforderungen  nicht  entsprechen.*)  Für 
die  Lehrlinge,  die  durch  ein  solches  Gesetz  arbeitslos  würden,  müsste  durch 
Errichtung  von  Lehrwerkstätten  der  Staat  anderweitige  und  bessere  Gelegen- 
heit zur  Ausbildung  schatTen.  So  schwer  auch  fast  die  gesamte  Industrie, 
Grossbetrieb  wie  Kleinhandweric,  unter  der  schlediten  Ausbildung  der  Lehr- 
linge leidet,  so  bin  ich  doch  überaeugt,  dass  wir  die  so  notwendigen  Staats- 
lehrwerkstättcn  erst  nach  Jaibrtehnten  erhalten  worden.  Vorausgesetzt,  dass 
wir  sie  überhaupt  bekommen;  es  ist  doch  fraglich,  ob  die  herrschenden  Parteien 
je  Einriditungen  zustimmen  werden,  die  bekunden,  dass  die  Masse  der  Klein- 
gewerbetreibenden ins  Proletariat  versinkt  Deshalb  ist  es  Aufgabe 
der  Gewerkschaften»  mit  der  Errichtung  von  Lehrwerk- 
stätten bahnbrechend  voranzugehen. 

EHE  man  an  die  Ausfühnmg  dieses  Planes  herangeht,  müssen  natürlich  alle 
beruflichen  und  cirtlichen  Faktoren  eingehend  geprüft  werden.  Aber  meines 
Erlochtcns  gibt  es  eine  ganze  Anzaiil  von  Organisationen,  die  solche  Institute 
schaffen  können,  für  die  es  nicht  Non  possumtis  heisst,  'sondern  Non  volumus. 
Ich  will  her  keine  Beispiele  anführen,  um  nicht  den  Entscheidungen  der  Ogani- 
sationen  vorzugreifen.  Aber  die  Mitglieder  jeder  einzelnen  Gewerkschaft 
sollten  die  Frage  der  Lehrwerkstätten  ernstlich  prüfen  und  durch  ihre  Fin- 
richtung  zeigen,  dass  die  Arbeiterorganisationen  der  treibende  Faktor  aller 
Sbzialreform  und  und  bleiben. 

WIE  die  Einfuhrung  aller  Unterstfitzungen,  insbesondere  der  g^:en  Arbeits» 
losigkeit,  wird  auch  dieser  Plan  mit  dem  Argumente  l)ekämpft  werden,  dass 
durch  seine  Ausführung  der  Charakter  der  Gewerkschaft  als  Kampfesorga- 
nisation verwischt  werde.  Aber  wenn  man  die  Wirkungen  der  Gewerkschafts- 
Idirwerkstätten  Ws  in  ihre  letzten  Konsequenzen  überdenkt,  wird  man  bald 
erkennen,  dass  sie  gerade  für  den  Gewerkschaftskampf  von  nicht  zu  unter- 
schätzender Bedeutung  sind. 

NUR  der  tüchtige  und  geschickte  Arbeiter  kann  Lohnforderungen  mit  vollem 
Nachdruck  vertreten.  Nun  ist  ja  der  intelligente  Teil  der  Arbeiterscliaft  schon 
heute  fast  durchweg  organisiert.  Aber  Intelligenz  ist  nicht  immer  gleichbedeu- 
tend mit  Geschicklichkeit.  Tatsache  ist  jedenfalls,  dass  o|t  gerade  die  ausser- 
gewöhnlich  tüchtigen  Arbeiter  ausserhalb  der  Organisation  stehen,  Sie  glauben, 
aucli  olme  das  Zusammengehen  mit  ihren  Kollegen  einen  g^ten  Ix)hn  verdienen 
zu  können,  und  fallen  iliiuii  wahrend  des  Kampfes  in  den  Rücken,  um  sich  be- 
sonders gut  bezahlte  Arbeit  zu  erhalten.  Denn,  so  heisst  es  schon  bei  Marx 
im  Kapital,  ^die  Schwäche  der  menschlidien  Natur  ist  so  gross,  dass  der  Ar- 
beiter, je  geschickter,  desto  eigenwilliger  und  schwieriger  zu  behandeln  ist  und 

*)  Bueln«  G«wefktcluiften  vefinchen,  in  ihnmi  Beruf  die  T.ehrIine«.tnsHeutiiti|;  zu  1>eschr5nken,  indem 
rie  Vorschriften  ahcr  Jir  Zahl  .!cr  in  h.altfn"li*n  I,plit;in^c  in  ihre  T.irifvprtrSLjc  mit  .lufrehnicn  ,  aniler« 
wieder,  so  zum  Beispiel  il:e  U.lckci,  warnen  ilie  Litern  iles  Leluliiii;<  vor  Uer  Wahl  lies  Berufs.  Solch« 
Mittel  sind  für  eine  Arhuitcrorj^.inis.Ttton  r;icbt  zu  empfehlen,  cier.n  damit  steuert  man  in  du  FahrwusCt 
der  alten  Zunft,  nt<  ht  der  moderaeo  Arbeiterbeweguiig.  Empfehlenswert  wäre  es  dagegan,  die  Eltani 
vor  Abschluss  eines  Lchrvertrags  in  wanvn,  iadsa  mu  cuw  Liste  bduoBter  Lehrliagnoibeiiter  «ad 
•chlechtei  Lehntellen  heransgibt 
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folglich    dem  Gesamtmechanismus   schweren   Schaden   zufügt«.  Dagegen 

schliessen  sich  ungeschicktere  Arbeiter  —  vorausgesetzt,  dass  sie  durch  ihre 
wirtschaftliche  Not  noch  nicht  ganz  versklavt  sind  —  gern  den  Gewerkschaften 
an,  weil  sie  an  ihren  guten  Unterstützungscinrichtungen  einen  starken  Rückhalt 
finden.  Im  Kampfe  für  die  Verbesserang  der  Lohn«  und  Arbeitsbedingungen 
musa  aber  die  Gewerkschaft  die  tüchtigsten  Arbeiter  um  ihr  Panier  scharen, 
-wenn  sie  Lohnforderungen  mit  vollem  Nachdruck  vertreten  will.  Des- 
halb lieget  es  im  ureigensten  Interesse  aller  Gewerkschaften.  Lehrwerkstätten 
zu  errichten,  in  denen  der  junge  Arbeiternacliwuchs  eine  gründliche  praktische 
txnd  dieoretische  Ausbildung  erhalt. 

BESONDERS  steht'  die  Lehrlingszüchterei  in  den  Gewerben  im  Flor, 
in  denen  noch  der  handwerksmässige  Betrieb  vorherrscht.  In  diesen  Berufen, 
in  denen  die  schlechtesten  Löhne  und  die  ungünstig^sten  Arbeitsbedingungen 
zusammentreffen,  können  Verbesserungen  selbst  von  starken  Organisationen 
nur  mit  unverhältnismässig  grossen  Opfern  durchgesetzt  werden.  Ein  Streik 
ist  in  den  meisten  Fällen  aussichtslos;  denn  der  Kleinmeister  kann  adion  einmal 
die  Arbeitskraft  des  Gehilfen  entbehren,  wenn  er  nur  seine  und  des  Ldirlings 
Arbeitskraft  noch  intensiver  anspannt,  als  bisher.  Aber  auch  wenn  der  Lehrling 
ausgelernt  hat,  bleibt  er  gewöhnlich  noch  einige  Jahre  als  Geselle  bei  seinem 
Lehrmeister,  da  .üim  sehr  wohl  bewusst  ist,  dass  ihm  noch  vieles  zu  seiner 
vollständigen  Ausbildung  fehlt  und  er  deshalb  anderwärts  schwerlich  dn  Fort- 
kommen finden  würde.  So  prostituiert  er  noch  auf  Jahre  hinaus  seine  Arbeits- 
kraft und  ist  um  so  schwerer  von  dem  LTnwürdigen  seiner  Lohnsklaverei  zu 
überzeugen,  als  dieses  X'erhältnis,  das  ihm  in  Wahrheit  nur  Opfer  für  den 
Unternehmer  auferlegt,  durch  die  Macht  der  Gewohnheit  und  den  Schein 
väterlidien  Wohlwollens  noch  Gefühle  der  Danld>arkett  gegen  den  Idjelster  in 
ihm  auslöst  Die  über^viegende  Mehrzahl  dieser  Arbeiter  vrird  mit  dem  Stolze- 
eines  Herostrat  bei  jedem  Lohnkampfe  S'treikbrecherdicnstc  tun. 
WIE  an<lers,  wenn  die  Gewerkschaften  Lehrwerkstätten  errichten  und  in  den 
Arbeiterkreisen,  aus  denen  ja  die  meisten  Lehrlinge  stammen,  lebhaft  für  den 
Besuch  ihres  Instituts  agitieren !  Da  werden  die  Ldirlinge  während  der  Arbeit 
über  das  Wesen  und  den  Zweck  der  Gewerkschaften  aufgeklärt,  lernen  Ge- 
schichte und  Theorie  der  Gewerkschaftsbewegung  kennen  und  werden  so  zu  über- 
zeugten Gewerkschaftern  erzogen.  Belehnmgen  und  Eindrücke,  die  in  diesem 
aufnahmefähigsten  Alter  empfangen  werden,  sind  unverwischbar  in  das  Be- 
wusstaein  eingegraben,  Ideale,  die  in  <Uesen  Jahren  gepflanzt  und  sorgsam  ge- 
■pf^egt  werden,  formen  den  ganzen  Charakter.  Die  jungen  Arbeiter,  weldie 
diesen  Instituten  ihre  Erziehung  verdanken,  werden  aus  voller  Überzeugung 
für  die  Gewerkschaft  wirken,  zu  jedem  persönlichen  Opfer  für  das  Gesamt- 
interesse gern  bereit  sein.  Schon  durch  die  Erziehung  zum  Gewerkschafter 
stdit  die  Gewerkschaftslehrwerkstätte  auf  dem  Boden  der  Kampforganisation. 
ABER  noch  in  anderer  Hinsicht  kann  die  Lehrwerkstätte  besonders  im  Kampfe 
gtgai  die  Kleinmdster  der  Gcwerks.li.ift  dienen.  Als  lästige  Konkurrentin 
wird  sie  dem  Kleingewerbetreibenden  besonders  zur  Zeit  einer  Arbeitseinstel- 
lung unbequem.  Muss  der  Klcinmeister  befürchten,  dass  die  Lehrwerkstätte 
einen  Teil  seiner  Kundschaft  an  sich  reisst,  so  ist  er  gezwungen,  rasch  den 
Forderungen  der  Gehilfenschaft  nachzugeben.  Dann  aber  sind  die  Aufträge, 
die  dem  Kleingewerbetreibenden  g^ben  werden,  in  der  Regd  moglidist  bald 
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ZU  erfüllen,  seine  Arbeiten  können  nicht  gut  auf  die  lange  Bank  geschoben 
werden.  Entzieht  nun  die  Lehrwerkstätte  dem  Kleinhandwerker  die  stets 
willigen  Arbeiter,  so  muss  er  wc^l  oder  übd  der  Gehilfenschaft  höhere  Löhne 
sahlen,  soll  sein  Betrieb  nicht  völlig  ins  Stocken  geraten.  Eine  dem  Klein- 
gewerbe feindliche  Tendenz  liegt  mir  dabei  durchaus  fern.  Im  Gegenteil :  es 
wird  durch  dieses  Vorgehen  dem  kleinen  Handwerk  gerade  auch  das  Odium 
genommen,  das  ihm  heute  zum  Teil  anhaftet:  als  ob  es  sich  nur  durch  Aus- 
beutung der  Schwächsten  der  Schwachen  ld>ensfähig  erhalten  kann.  Ein  Be- 
trieb, der  darauf  basiert,  soll  freUidi,  und  mit  Redit,  zu  Grunde  gehen :  das 
ist  zugleich  eine  sittliche  und  eine  kulturelle  Forderung.  Ich  bin  aber  nicht 
der  Ansicht,  dass  der  Handwerksbetrieb  notwendig  mit  dieser  Art  der  Aus- 
beutung verbunden  ist  Wo  diese  in  Blüte  steht,  kann  sie  ohne  Schaden,  auch 
für  das  Gewerbe  selbst,  verschwinden  . 

DAZU  wird  die  Gewerlcschaftslehrwerkstatte  ihr  vollgeruttelt  Mass  beitragen. 
Sie  wird  zu  einem  starkenden,  si^bringenden  Faktor  des  allgemeinen  Gewerk- 
schaftskampfes heranwachsen;  sie  wird  es  ermöglichen,  dass  gerade  auch  in 
den  rückständigsten  Berufen  der  eiserne  Besen  einer  Straßen  Organisation  Ord- 
nung schafft. 

KXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

HERMANN  WENDEL  -  EIN  LYRISCHER  GESELL- 
SCHAFTSREVOLUTIONÄR AUS  DER  FRANZÖSI- 
SCHEN MODERNE 
I 

EBEN  dem  verwitterten  Silensgesicht  Paul  Verlaines  erhebt  sidi 

am  Eingange  der  modernen,  franzosischen  Lyrik  eine  andere  Ge- 
stalt :  ein  Dichter,  unter  dem  selben  unsteten,  saturnisch  irren  Gestirn 
in  die  Welt  gesetzt,  wie  jener,  ausgestattet  mit  allen  morbid  reiz- 
vollen Merkzeichen  des  Niedergangsmenschen,  unveriSUsdites 
Zigeunerblut  mit  einem  starken  Sdiuss  Konquistadorentemperament,  ein  Ironi- 
ker und  Prohlcinatiker:  Jean  Arthur  Rimbaud.  Verlaine  hat  nidit  nur  auf 
Kaffeehausliteraten,  sondern  auf  unsere  echten  und  grössten  Lyriker  Ein- 
wirkung ausgeübt.  Um  Rimbaud  haben  sich  die  wenigsten  geschert. 
SEIN  ganzes  kurzes,  an  Ekstasen  aller  Art  so  reiches  Leben  verfliesst  und 
liest  sich,  wie  der  scheckigste  Abenteurerroman.  1854  als  Sohn  eines  Infanterie- 
haiiptnianns  geboren,  vorbringt  er  die  ersten  fim&ehn  Jahre  in  seinem  Geburts- 
ort Charlcville.  Doch  früli  schon  gärt  eine  unerklärliche  Sehnsucht  nach 
fernen,  bunteren  Himmeln  in  ihm,  ein  rastloses  Fieber,  zu  wandern.  Nur 
auf  unserem  Planeten  ist  er  ansässig;  eine  eng  umfriedete  Heimat  kennt  er 
nicht  Herddämmerglück  und  das  Ideal  bfirgerlicher  Sesshaftigkeit  schimmert 
wohl  in  späteren,  ruhelosen  Jahren  manchmal  \3Lg  lockend  in  seine  Träume. 
Nie  hat  er  ihm  nachgegeben,  es  verachtet  stets.  An  einem  schönen  September- 
tag des  Jahres  1870,  als  aus  den  Trümmern  der  niedergckrachten  Monarchie 
das  Triumphlied  der  jungen  Republik  an  sein  Ohr  dringt,  findet  er  sich  als 
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blinder  Passagier  in  einem  Bahnwagen  nach  Paris.  Bei  Ankunft  in  der  Haupt- 
stadt wird  er  erwischt.  Man  weiss  nicht,  was  man  aus  ihm  machen  soll,  da  er 
hartnackig  jede  Auskunft  verweigert,  und  halt  ihn  vierzdin  Tage  als  der 

Spionage  verdächtig  in  Untersuchungshaft  Dann  wird  er  identifiziert  und 
per  Schub  nach  Mause  zurückbefördert.  Wenige  Zeit  darauf  treibt  er  sich  auf 
den  Landstrassen  herum,  bettelnd,  vagabundierend,  unter  freiem  Himmel 
schlafend,  doch  £raih  und  unhekümmert  Sein  Ziel  ist  Charleroi ;  sein  Wunsch : 
dort  eine  Redaktenrstelle  zu  bekleiden.  Natürlich  weist  man  den  zerlumpten 
jungen  Menschen  ab.  Er  tmcht  zurück.  Einige  Monate  hält  es  ihn  im  elter- 
lichen Heim.  Aber  die  Aufhebung  der  Bela^^cning  treibt  ihn  von  neuem  nach 
der  Hauptstadt.  Acht  Tage  lang,  ohne  Obdach,  von  Kalte  gcsciiüttelt.  vom 
Hunger  gerüttelt,  lungert  er,  wie  der  letzte  seiner  Menschenbrüder,  auf  den 
Gassen  umher.  Dann,  mit  zusammengebissenen  Zähnen,  Ruckk^r  nach  Charle- 
ville.  Von  neuem  reisst  ihn  die  Kunde,  dass  drüben  in  der  Kapitale  der 
Stras;=;cnkampf  brodele,  mit  suggestiver  Gewalt  Tiach  Paris.  Die  tiraillcurs  de 
la  rci'olutioti,  die  Rcvolutionsschülzen,  stellen  den  noch  nicht  siebzehnjährigen 
Schwärmer  für  die  heilige  Dreiheit  Freiheit,  Gleichheit,  Brüderlichkeit  in  ihre 
Reihen  ein.  Auf  den  Barrikaden  verschiesst  er  sein  Blei,  wie  ein  ergrauter 
Freischärler.  Mit  Mühe  entgeht  er  nach  dem  Sieg  der  Versailler  den  Füsilladen, 
die  den  Xamen  GallifTet  berüchtigter  gemacht  haben,  als  die  Reiterattacke  auf 
den  Höhen  von  Floing  berühmt. 

Wieder  rw  Hause,  dichtet  er  jenes  seltsame  Poem  Le  bateau  ivre.  Mit  anderen 
seiner  musischen  Schöpfungen  schickt  er  es  an  Verlaine.  Der  ist  entzückt  Er  lädt 
ihn  ein.  Unverzüglich  folgt.  Im  CHctober  1871,  der  junge  Poet  dem  Kuf  seines  auch 

noch  nicht  gerade  ruhmumgrünten  späteren  Weggefährten.  Die  erste  Zeit 
wohnt  und  haust  er  bei  ihm,  dann  bei  Banville,  schliesslich  ermöglicht  es  ihm 
Vcrlaines  Unterstützung,  ein  eigenes  Zimmer  zu  beziehen.  Reisen  nach  Eng- 
land und  Belgien,  immer  Verlaine  und  Rimbaud  in  unzertrennlidier  Kumpanei, 
folgen.  1873  feuert  Verlaine  auf  seinen  Freund  (vielleicht  Geliebten),  der  sich 
in  Brüssel  von  ihm  trennen  will,  jene  verhängnisvollen  Revolverschüsse  ab,  die 
den  poor  Lclian  auf  zwei  Jahre  ins  Gefängnis  bringen.  Nachdem  Rimbauds 
Wunden  im  Spital  geheilt  sind,  weist  ihn  das  Königreich  Belgien  aus  seinen 
Grenzen  aus.  Im  selben  Jahre  lässt  er  eine  Art  Selbstbekenntnis  tmter  dem 
Titel  Eine  Soison  in  der  HöUe  veröffentlichen  und  i^eich  wieder  einstampfen. 
NUN  kommt  ihm  eine  Erkenntnis:  dass  Poesie  nur  zweitschichtiges,  Leben 
aus  zweiter  Hand  ist.  Sein  Blut  drängt  ihn  zu  intensiverem  Erfassen  der 
Wirklichkeit  Entschlossen,  und  für  immer, —  in  der  Folge  hat  er  nie  wieder 
einen  Reim  geschrieben  —  kehrt  er  der  Literatur  den  Rücken,  und  seine  Tage 
werden  zur  Hetzjagd.  Zeitweilig  taucht  er  ganz  unter  die  Oberfläche  des 
Daseins  und  gilt  als  verschollen,  als  verdorben  und  gestorben,  selbst  bei  seinen 
Freunden.  In  Tx^ndon  erscheint  er,  wo  er  sich  als  Sprachlehrer  bei  trockenem 
Brot  durchschlägt.  Und  nebenbei  von  einer  Ürientreise  träumt.  In  Livomo. 
Den  Weg  €ber  den  Gotthard  hat  er  zu  Fuss  zurückgelegt.  In  Stuttgart,  wo 
er  sidi  mit  Verlaine,  der  das  Busserhemd  des  Konvertiten  trägt,  herumprügelt. 
In  Wien,  wo  man  ihn  ausweist.  In  Marseille,  wo  er  sich  als  Hafenarbeiter 
betätigt.  Der  Carlistenarmee  verkauft  er  seinen  Leib,  hält  es  aber  für  geratener, 
mit  dem  Wcrbegeld  das  Weite  zu  suchen,  als  seine  Haut  für  einen  ihm  mehr 
als  gleichgültigen  Prätendenten  tu  Markt  zu  tragen.    In   die  hoUändisdie 
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•Fremdenlegion  tritt  er  ein,  desertiert  von  Java,  irrt  auf  den  Sttmatrainsdn  um- 
her, fährt  auf  einem  engüschen  Katiflahrer  als  Dolmetscher  von  Batavia  nach 
Dicppe,  baut  auf  Cypern  den  Gouvernementspalast,  lässt  sich  mit  einem  Wan- 
derzirkus in  den  Grossstädten  des  Nordens  sehen,  Hamburg,  Kopenhagen. 
Stockholm,  dringt  als  Angestellter  eines  französischen  Handelshauses  von  Aden 
in  Afrika  dn,  ist  zäh  und  verschlagen,  handelt  mit  Elfenbein,  Goldstaub,  Kaffee, 
versorgt  Abessynien  mit  Waffen,  duzt  sich  mit  dem  braunen  Granden  Ras 
Makonncn.  notiert  sicli  etnographische  und  geographische  Entdeckungen,  kennt 
sich  in  dunklen,  bisher  unerforschten  Gebietsteilen  aus,  wie  in  seiner  Hosen- 
lasche, erwagt  die  Einführung  syrischer  Esel  in  jenen  Landstrich  Und  zieht 
sich  schliesslich  ein  Furunkel  am  Kidt  zu.  Im  Marseiller  Sgital  sägt  man  ihm 
das  Bein  ab.  Er  kämpft  einen  monatelangen,  entsetzlichen  Todeskanq>f.  End- 
lich erlischt  er.  Siebenundreissig  Jahre  alt.  In  Taten  und  seltenen  Aben« 
tcuern  war  sein  Leben  verflammt  Victor  Hugo,  in  seiner  Freude  am  Para- 
doxen, hat  ihn  Shakespeare  enfant  genannt,  Verlaine  einen  Gott  unter  Halb- 
göttern, Wie  ein  Elender  starb  tu  und  ein  Gehetzter.  Im  lifarseiller  Spiul. 

II 

lESF.R  I^fann  steht  neben  Wrlaine  —  mit  dem  man  ihn  auch  als 
Dichter  immer  wieder  zusanuncn  nennen  muss  —  an  der  Schwelle 
der  modernen  französischen  Lyrik.  Er  selbst  bt  sich  dessen  wohl 
katun  bewusst  geworden.  Auf  sein  Betreiben  ist  übethaupt  nur  das 

schon  erwähnte  Werk  Une  saison  cn  Enfer  ediert  und  ja  gleich 
wieder  aus  dem  Handel  gezognen  worden  /1873/'.  Später  erscheint  durch  Ver- 
laines  Bemühungen  eine  annähernd  vollständige  Ausgabe  seiner  (selbst- 
verständlich nicht  gerade  umfangreichen)  Werke  bei  Vanier  /1892  und  1895/; 
Les  ütumnations  schon  früher  einmal  im  Veriag  der  Zeitschrift  La  Vogue. 
Kritischen  Ansprüchen  standhalten  kann  indes  nur  die  VcröfTentlichtmg  der 
Ocu7  rcs  de  Jean-Arthur  Rimbaud,  die  der  treffliche  Mercure  dt  Frcmce  mit  vicl 
Liebe  und  Verständnis  im  Jahre  1898  besorgt  hat. 

ALS  der  Sechzehnjährige  im  Herbst  1871  in  die  Cenacles  des  Pariser  Quartier 
latin  platzte  und  nun  im  Kreise  seiner  ihm  an  Jahren  durchschnittlich  weit  über- 
legenen Genossen  ein  wästes  Leben  führte,  ein  wenig  zu  sehr  nach  Murgers 
•Zigeuncrbibel  zugeschnitten,  da  wurde  er  mit  einem  Enthusiasmus  sonder- 
fjleichen  bcgrüsst  und  als  eine  künftige  Iveuciitc  der  französischen  Literatur  ge- 
feiert Vielleicht  spürte  man  instinktiv  aus  seinen  Gedichten  die  eigenartige 
Grosse  und  grosse  Eigenart  heraus.  Vielleicht  empfand  man  nur  dunkd  und 
verworren,  dass  dieser  delirante  Jüngling  ganz  andere,  seltnere,  reichere  Töne 
fand,  als  die  anerkannten  Xotabcln  des  zeitgenössischen  Pamass.  Da  war 
\'ictor  Hugo,  hin-  und  herspringend,  wie  ein  Fetischpriester,  die  Augen  rollend, 
imter  rauhen  Kehllauten  auf  sein  klingendes,  klimperndes  Tamburin  losschla- 
gend. Leconte  de  Lisle,  der  im  Studierstflbcheu  fleissig  und  unermüdlich  an 
seinen  mydiologischen  Bildern  aus  entschwundenen  Jahrtausenden  feilte.  Sully 
Prudhomme,  der  fem  der  allgemeinen  Anerkennung,  in  deren  Licht  ihn  erst 
die  Verleihung  des  Nobelpreises  rückte,  seine  schlichten  (jcdichte  voll  .«sanfter, 
schlichter  Menschlichkeit  hinstellte.  Fran^ois  Coppee  endlich,  der  volkstüm- 
liche, etwas  duftlose  Sachen  produzierte,  aber  noch  nicht  mit  dem  Weihrauch- 
fass  und  pathetischer  Frommlergeberde  vor  der  hohen  Klerisei  hertanzelte. 
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Alles  unzweifelhaft  höchst  ehrbare  Männer,  von  gründlicher  Bildung,  geschick- 
ter Hand,  auf  dem  Boden  einer  ernsten,  positivistischen  VV'eltauffassung  — 
mit  alleiniger  Ausnahme  des  Eklektikers  Hugo  — ,  nur  fehlte  ihnen  der  Zauber- 
tqipich,  diesen  Boden  unter  sich  ztt  lüssen  und  in  Uaue,  selige  Lfifte  zu  ent- 
sdiweben.  Den,  im  Feengarten  der  Poerie  gewoben,  besass  der  junge  heim- 
entlaufene Rimbaud,  der  beim  gprossen  Hexensabbat  der  Commune  im  tollsten 
Wirbel  dringcsteckt  und  sich  auf  mancherlei  Landstrassen  umhergetrieben  hatte. 
Banvilles  Traktat  über  Poeterei  war  ihm  wohl  kaum  bekannt  Die  notdürftig- 
sten Versregeln  hatte  er  noch  von  der  Schule  mitgebracht  Aber  Uneihörtes 
fördert  er  tu  T^gc  Denn:  er  dichtet  kedc  und  fachlich  drauflos»  wie  der  Vogel 
singt,  der  in  den  ...  —  welches  Zitat  hier  keine  Banalität  ist.  Denn  der 
Franzose  kennt  rein  unbewusste  Lyrik,  Lyrik  im  eigentlichen,  in  unserem  Sinne 
kaum.  Das  deutsche  Lied  ist  ihm  so  fremd,  dass  er  für  den  Ausdruck  in  seiner 
Sprache  keinen  gleic^wert^^  hat  und  das  deutsche  Wort  hinöbemtmmt  Des- 
halb kann  RImlnud  nicht  Su  Prosodietheoretiker  dastehen,  wie  der  Verfechter 
des  vers  libre  und  Metser  Gustave  Kahn.  Er  setzt  sich  nicht  willkürlich  über 
altehrwürdige  und  verstaubte  Dogmen  hinweg.  Aber:  in  seinen  Gedichten,  die 
oft  Schlangenhaft  schillernde  Serpentintänze  in  Worten  sind,  fluktuiert  ein  un- 
wägbares, entgleitendes  Etwas,  zittert  dne  Vibration  im  Reimgefüge,  rauscht 
eine  Unterstrtoung.  Und  Musik  Idtngt  hinein,  Schimmer  strahlt  um 
seine  Vers^  halb  nebelhaft  verhüllend,  wie  er  den  nüchternen  Gebilden  der 
anderen  nie  eignete.  Deshalb  das  jubelnde  Erstaunen.  Deshalb  die  Platz- 
zuweisung: an  die  Schwelle  der  modernen  französischen  Lyrik.  Denn  er  hat 
Verlaine  bednflusst.  Auf  Verlaine,  der  damals  noch  halb  im  formalistischen 
Pamassientum  drinsteckt,  fussen  die  Heutigen,  die  Symbolisten.  Und  werden 
die  Morgigen  fussen. 

DIE  Wesensart  des  Dichters  tritt  nicht  ^rell  aufleuchtend  zu  Tage.  Gern  ver- 
schleiert er  mit  kokett  nachlässiger  Geberde  und  streut  glitzernde  Farbtupf erchen 
über  seine  Gefiihle.  Doch  im  Grund  ist  er  scharf  eindeutig.  S!ein  Leben  war 
eine  Revolte»  seine  Dichtung  ein  Schrei.  Den  tiefsten  sozialen  Instinkten  ent- 
keimt, lodert  ein  unbändig  wilder  Hass  in  ihm,  zischt  ihm  wie  weissglühender 
Stahl  im  innersten  Fleisch.  Hass  gegen  die  gesellschaftliche  Ordnung,  die  den 
Reichen  schaukelt  und  den  Armen  durch  Dornenhecken  retsst  Doppelter  Hass 
gegen  die  Menschen,  die  solche  Ordnung  gutheissen  und  stützen.  Dreifadier 
Hass  gegen  den  Gott,  der  dieses  Schmacbgcbilde  eingesetzt  hat  und  hinterdrein 
gefunden,  dass  alles  sdir  gut  war.  Drdst  kann  man  Rimbaud  einen  sozialen 
Lyriker  par  cxceUencc  nennen.  Gerade  weil  ihm  alles  Tendenziöse  so  weltfern 
liegt.  Bei  ihm  flicsst  das  soziale  Empfinden  machtvoll  als  unterirdisches  Ge- 
wässer und  speist  alle  seine  Triebe.  Auch  die,  so  sich  nicht  offensichtlich  zur 
sozialen  Betätigung  hindrängen.  Im  Porgeron  stdlt  er  die  wuchtige  Kraft  des 
Pr<4etariats  der  ins  Wackeln  geratenen  Monarchie  gegenüber,  verkörpert  durch 
den  entnervten  Bourbonen.  den  sechzehnten  Ludwig,  dessen  Haupt  später 
Bürger  Samson,  Henker  der  ersten  freien  und  unteilbaren  Republik,  unter 
Trommelwirbel  allem  Volk  zeigte  ...  So  offenbart  sich  in  dem  Sonnet  Le  mal 
—  meint  sein  Chronist  und  Schwager  Patente  Berrichon  —  deutlich  der  Ein- 
fluss  Proudhonscher  Lektüre.  Nur  für  die  Letzten  glüht  sein  Herz  —  mit 
geheuchelter  Kälte  — ,  für  die  Proletarierkindcr.  die  hungrig  vor  dem  Bäcker- 
laden den  würzigen  Duft  frischgebackenen  Brotes  einsaugen,    für   den  Sol- 
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daten,  der  im  Tal  auf  g^ncr  Wiese  H^t,  ein  bleicher  Schläfer  und  sttunmer 

Mann,  zwei  winzige  Löcher  in  der  Brust.  Und  ist  auch  einer  Mutter  Sohn.  Warum  ? 
Die  Anwort  bleibt  uns  Rimbaud  schuldijE:.  (icr  Hass  bleibt,  l'nd  so  eingewühlt 
ist  er  in  seinen  Hass,  dass  er  manchmal  selbst  der  ])rimitivs!(Mi  Ästhetik  zum 
Hohn  in  den  Schmutz  greift  und  Schmutz,  Schmutz  nach  den  lllimmerndcn 
Sternen  wirft,  vor  denen  seine  bürferlidie  Mitmenschhdt  kniet  und  betet,  die 
ihm  aber  nur  aus  Goldpapier  sind,  aufgeklebt  auf  ein  erlogenes  Firmament  aus 
Pappe.  Und  r.ebüde  liat  er  wieder  fjschaflfen,  in  den  lUumituitions.  die  durch 
eine  hypnolisclie  Drehung  um  die  eigene  Axe  entstanden  zu  sein  scheinen,  voll 
brünstiger  F"arben  und  taumelnder  Fiebertraume,  aus  dem  Innersten  der  Seele 
machtvoll  losgesprengt,  wenn  der  Absinth  im  Blut  seme  wilden  Weisen  singt. 
Gebilde  voll  dunkler  Holdheit,  verworren  durch  die  Unzahl  grellbunter  Wimpcl, 
Kunstschöpfungen,  die  weit  jenseits  aller  kaukasischen  Ästhetik  stehen.  Nach 
ihm  haben  andere  ähnliche  Akkorde  angeschlagen.  Ausscrste  Europäer,  deren 
hell  und  dünn  gewordenes  Blut  in  wundersamen  Mclodieen  braust,  Sehnsücht- 
linge  der  letzten  Linie:  der  Lyriker  Nietzsche,  Mombert,  der  glanzäugige 
Fimenwanderer.   Und  hier  einer  und  dort  einer. 

DREIERLEI  kann  man  tmscrem  Dasein  gegenüber  tun:  es  gleichgültig  auf- 
fassen; oder  tragiscli ;  oder  komisch.  Man  kann  drüberstehen  o<lcr  drinstecken. 
Rimbaud  steckt  mitten  drin.  Rimbaud  fasst  es  ironisch,  also  tragisch,  auf. 
Und  er  ist  kein  Überwinder  des  Lebens,  kein  Jasager,  kein  Triumphator.  Eher 
schon  ein  resigniert  Fluchender.  Ein  zen)uet8chter  Ironiker,  zusammengesun> 
kener  Blasphemiker.  Ein  Hasser,  kein  Tadler.  Aber  selbst  aus  dem  Wider- 
lichsten, das  er  geschrieben,  weht  heiss  der  Schrei  einer  gequälten  und  ringen- 
den Menschlichkeit.  Und  so  betrachtet,  verklärt  sich  das  Werk  des  Dichters 
zu  jener  höheren,  überlegenen  Reinheit,  die  allen  Wegweisem  in  morgcn- 
schdnere  Lande  immanent  ist,  allen  (selbst  unbewussten)  Aposteln  der  Zukunft» 
allen,  die  vom  Zeitwillen  zu  Opfern  erkoren  sind,  um  das  Riesenrad  der  Ent- 
wickelung  auch  nur  lun  einen  Zoll  einer  Umdrehung  weiter  zu  bringen. 
DASS  seine  Persönlichkeit  gegenwärtig  wächst,  ist  erfreulich.  Dass  man  auf 
den  Square  von  darleville  im  Jahre  1901  aebe  Branzebfiste  hmgestellt  ha)^ 
belanglos.  Uns  soll  er  unvergesslich  sein.  Denn  er  geberdet  sich  nicht  als  Büi^;er 
vcm  Charleville  '  ^  r  Frankreich,  sondern  als  Bürger  der  Zukunftsraenschheit  von 
übermorgen,  die  da  kommen  wird  und  muss.  Sein  Leben  war  eine  Revolte» 
seine  Dichtung  ein  .'^chrci. 
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BörM  und  po-  SO  geschidct  die  Bdrse 
IMtogfc*  Kata*  oft  blosse  Gerüchte  und 
^iMfMa  Stimmungen  auszunutzen 
versteht,  so  harthörig  erweist  sie  sich 
nicht  selten  bei  tatsächlich  eingetreten rn 
Ereignissen  sensationellster  Art.  Konnte 
man  den  Borseaner  in  Verdadit  haben. 


er  sei  mit  materialistischer  Geschidits- 

Philosophie  durchtränkt,  so  würde  man 
ihm  vielleicht  zutrauen,  er  wisse  in  be- 
wvsstem  WdtUidc  zu  unterscheiden  zwi- 
schen grossen  Knalleffekten  an  dor  poli- 
tischen Oberfläche  der  Gesellschaft  und 
wirklichen  tiefen  Umwälzungen  im  In- 
nern, in  der  gesamten  Wirtschaftslajje :  er 
bewerte  deshalb  die  Tagcsv  organge  an- 
ders, als  der  Sensattoasjonmalist  und  der 
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gesinnuTigNtüchtige  Bierbankphüosoph,  der 
alle  vier  Wochen  seine  Katastrophe 
haben  mttss,  ob  deren  sich  ihm  tind  ad- 
ntn  geduldigen  und  gutglättbigeil  Zuhö- 
rern die  Haare  sträuben. 
SO  ist  es  charakteristisch,  dass  die 
Auflösung  der  skandinavi- 
schen Union  die  Kurse  der  nordi- 
schen Anleihen  kaum  irgendwie  beein- 
flusste.  Was  Staats-  und  völkerrechtlich 
einen  geschichtlichen  Wendepunkt  bedeu- 
ten mag,  erscheint  der  internationalen 
Hochfinanz  als  staatswirtschaftlich  und 
allgemein  ökonomisch  recht  belanglos, 
r.nd  darin  mag  sie  nicht  unrecht  haben. 
BEI  den  Russen  werten  sehen  wir  je- 
dodi  deutlich  die  Drähte,  mit  denen  die 
verhältnismässige  B'")rsi'nruhe  künst- 
lich aufrechterhalten  wird ;  mit  einer 
überlegenen  Anffasstnig  der  gesamten 
Lage  Rus>land5  haben  sie  wahrlich  nicht 
das  geringste  zu  schaffen.  Frappierend  ist 
allerdings  der  klaffende  Widerspmdi 
-/wischen  den  erregten  Befürchtungen  und 
Erwartungen  in  der  grossen  Bcvölkc- 
rungsniasse  und  der  Presse  und  dem  an- 
scheinend unbeweglichen  Gleichmut  der 
Inhaber  russischer  Staatspapiere.  Bei  der 
Bekanntgabe  der  zerschmetternden  Ver- 
nichtung  der  letzten  verfügbaren  rus»- 
schen  Flotte  blieben  die  russischen  Ren- 
t<npapiere  an  allen  Börsen  ohne  Mühe 
behauptet!  In  Deutschland  wurde  der. 
mit  «r  Zeit  erfolgende,  nicljt  betrScht- 
liche  Kursrückgang  rasch  wieder  mehr 
als  eingeholt,  als  die  Friedensgerücbte 
emsthaftn*  Glauben  fanden.  Ffir  Paris 
schien  die  Flottenkatastrnplic  kaum  tu 
existieren.  Aber  für  das  besitzende 
Frankreich  mit  seinen  Milliarden  von 
russischen  Staatswerten,  mit  seiner  Zwei- 
bundspolitik, ist  der  Glaube  an  die  fort- 
bestehende Lebensfähigkeit  der  herr- 
•-chendcn  russischen  Politik,  wenn  auch 
unter  starken  Zugestandnissen  an  äussere 
und  innere  Feinde,  zugleich  ein  eigenes 
Lel>cnsinteresse.  Die  französischen  Ban- 
ken sind,  wie  die  deutschen,  von  der  rus- 
sischen Regierung  mit  roichen  Mitteln 
ausgerüstet,  alle  abgestossenen  Papiere 
sofort  aufeunehmen,  um  eine  Panik  nicht 
aufkommen  zu  !a=scn.  Die  eigenartige 
Piriscr  Börsenverfassung  erschwert 
zudem  einer  Baisse  Organisation  das 
Vorgehen :  bei  Geschäften  auf  Zeit  wird, 
gegen  Barzahlung  seitens  des  Käufers,  die 
vorzeitige,  sofortige  Lieferung  seitens  des 
Verkäufers  Pflicht.  Kapitalstarke,  mit 
Russland  hicrtc  Spekulanten  und  Banken 
können  also  jederzeit  Blankoverkäufcm 


—  die  erst  das  Kurssinken  in  Gang  brin« 
gen  wollen,  um  sich  später  bequem  zu 
decken  —  das  Leben  recht  sauer  machen, 

und  bis  jetzt  ist  dadurch  jede  Unterneh- 
mung der  Baissiers  vereitelt  worden; 
der  russtscfie  Bär  hat  auf  diese  Weite  die 
Bären,  im  Sinne  des  Börsenjarifons,  nodh 
immer  zurückhalten  können. 
X  X 
AnMhea  ABRECHNUNGEN  über 
das  Ergebnis  der  Steuer- 
und  Zoll  er  höhungen  der 
kriegführenden  Länder  lassen  sich  bis 
zur  Stunde  wohl  kaum  aufstellen.  Dage- 
gen möge  eine  kurze  Ubersicht  über  Se. 
im  Inlande  wie  im  Auslande,  aufgenom- 
menen Anleihen  Platz  finden.  Japans 
drei  äussere  Anleihen,  vorwiegend  von 
England,  in  zweiter  Linie  von  Amerika 
aufgenommen,  belaufen  sich  auf  etwa  i,i 
Milliarden  M.  Nominalbetrag.  Im  Innern 
lieh  Japan,  in  fünf  Anläufen,  rund  960 
Mill.  M.  (480  Mill.  Jen).  Zusammen  er- 
gibt das  eine  Schuldensteigerung  des 
Staates  von  etwas  über  2  Milliarden. 
R  u  s  1  a  n  d  stützte  sich  im  .Ausland  auf 
Frankreich  und  Deutschland.  Die  erste 
Anleihe.  800  Mill.  fr.  Schatzanweisungen, 
wtirde  in  Paris  imtergebracht ;  die  näch- 
sten 500  Mill.  M.  übernahmen  deutsche 
Häuser.  Vorwiegend  im  Ausland  befin- 
den sich  auch  die  200  Mill.  Rubel  kurz- 
fristiger Schuldscheine  der  Reichsrentei. 
Als  innere  Anleihe  folgten  auf  die  ersten 
150  Mill.  Rul)cl  weitere  200  Mill.  Rubel; 
in  gleicher  Linie  steht  weiter  noch  die 
Vermehrung  des  Umlaufs  an  l&editltit- 
lets  der  russischen  Staatsbank,  um  über 
300  Mill.  Rubel.  Das  ist.  seit  Beginn  des 
Krieges,  eine  neue  Schuldenbelastung  von 
fast  3  Milliarden  M.  Dazu  riiu-  verstörte 
Flotte,  deren  Neuschaffung  neue  Schul- 
den bedingt,  dazu  ungeheure  einmalige 
Ausgraben  für  die  Neuausrüstung  des 
Heeres,  für  die  Modernisierung  und  Er- 
weiterung der  versagenden  oder  dtx:h 
ül  er  an  spannten  und  ergänztmgsbedürfti- 
gen  grossen  Verkehrswege  tmd  Trans- 
portmittel :  man  kann  sich  dnikcn.  dass 
dieses  Russland  die  Zahlung  einer  Kriegs- 
entschädigung wie  «Css  Feuer  furchtet 
Dafür  liest  man  in  kontinentalen  und 
englischen,  in  amerikanischen  Fachblat- 
tern nicht  selten,  dass  die  Wiedererholung 
und  Wiederkräftignnp  der  beiden  Gegner 
grossen  Industrieen  wichtige  Bestellungen 
und  Lieferungen  bringen  nXMt,  10  da» 
vor  allem  die  Eisengewerbe  eine  gewisse 
Erleichterung  erfahren  müssten. 
X  X 
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Etsentn         DER  deutschen,  aber  auch 
der   englischen  Etsenpro> 

duktion  ist  die  Einführung 
eines  schwedischen  Ausfuhrzolles 
auf  Eisenerze  nochmals  erspart  geblieben. 
Der  «clnvodi'^chi'  Reichstag  hat  das  seit 
langen  Jahren  schwebende  Projekt  in  letz- 
ter Stunde  wider  Erwarten  abgelehnt. 
Es  mag  richtig  sein,  dass,  nach  den  üb- 
lichen Verträgen,  die  deutschen  Werke 
die  .Auflage  nur  zum  Teil  selber  getragen 
haben  würden,  während  den  anderen  Teil 
die  sdiwedtsehen  Besitzer  getragen  hät- 
ten. Jedoch  trifft  da«  auf  alle  diejenigen 
Gruben  nicht  zu,  die  Eigentum  deutscher 
Kapitalisten  sind  —  meist  deutscher 
Eisenwerke.  die  ihren  Rohstoffbe7Ug 
sicherstellen  wollten.  Die  Frage  war  also 
nicht  ohne  Bedeutung;  da  von  den  ^ 
Mill.  t  schwediwrher  Erzausfuhr  2% 
Mill.  t  nach  Deut>ichland.  und  zwar  2 
Mill.  t  allein  nach  Rheinland-Westfalen 
gingen.  Wahrscheinlich  wird  die  fortl)e- 
Stehoide  l'nsiclu-rheit  dahin  führen,  die 
heimischen  Mincttelager  Lothringen-Lu- 
xemburgs durch  Transportvergiinstigtm- 
gen  und  rasdieren  Ausbau  der  Wasser- 
stra-stn  noch  stärker  für  die  deutsche 
Eisen  Produktion  heranzuziehen. 
X  X 
PatlOlaun  TX  Rnrn.lni'n  '-chcint  für 
die  internationale  Kapita- 
listengnippe.  wdche  den 
PctrnlcuTTircichtum  dc<  Landes  auf  Jahr- 
zehnte hinaus  monopolistisch  zu  beherr- 
schen dachte,  gleichfalls  nicht  alles  ganz 
glatt  zu  verlaufen.  Der  Vertrag  des 
Staates  mit  dem  aus  der  Deutschen  Bank 
und  der  Banque  de  Paris  et  des  Pays-Bas 
bestehenden  Konsortium  ist  allerdings 
aussergcwöhnlich.  Der  rassischen  Zei- 
tung wird  darüber  aus  Bukarest  mitge- 
teilt: »Der  Vertrag  ist  gleich  dem  am  lo. 
September  1904  von  Demeter  Sturdza  ab- 
geschlossenen auf  dem  Cruiidsatze  der 
jährlichen  Redevenz  vom  Bruttoertrage 
und  der  Teilnahme  des  Staates  am  Rein- 
gewinn heprründet.  Der  von  Sturdza 
abgeschlossene  Vertrag  gab  der  Gesell- 
schaft das  ausschliessliche  Recht, 
im  Laufe  der  ersten  10  Jahre  n-if  rtüen 
dem  rumänischen  Staate  gehörenden  Gü- 
tern in  allen  Teilen  des  Landes  Grand- 
stücke in  der  Ausdehnung  bis  zu  .^0000 
ha  aaSTUwählen  und  die  selben  zu  erfor- 
schen inid  ausztibcuten.  l-'t-nur  wurde 
der  Gesellschaft  für  die  restlichen  40 
Jahre  der  Vertragsdauer  das  Vor- 
zugsrecht der  Pachtung  auf  alle  jene 
Petroleumfelder  gewährt,  die  in- 


nerhalb der  ersten  10  Jahre  nicht  aus- 
gewählt wfirden,  auch  wurden  für  die 

ganze  Dauer  der  50  Jahre  gewisse  Be- 
günstigungen in  der  Zahlung  der 
Steuern  und  dtr  Transportta- 
rife auf  den  Eisenbahnen  gewährt.  Da- 
für verpflichtete  sich  die  Gesellschaft, 
eine  jährliche  Redevenz  von  8  %  vom 
Bruttoertrag  und  von  to  bis  50  %  vom 
Reingewinne  zu  bezahlen.  Des  weiteren 
war  die  Gesellschaft  verpflichtet,  in  den 
ersten  sechs  Jahren  wenigstens  120  Son- 
den mit  einer  Bohrtiefe  von  mindestens 
250  ni  anzulegen.  Der  v  o  n  d  er  heu- 
tigen Regierung  und  der  Gruppe 
der  Deutschen  Bank  abgeschlossene  Ver- 
ttag  erhöht  die  jährliche  Redevenz  von 
8  auf  10  %  und  setzt  den  Anteil  des 
Staates  am  Reingewinn  auf  33  bis  50  % 
fest.  Das  Recht  der  .Auswahl  wird  fiir  die 
Gesellschaft  von  30000  auf  ^000  ha  be- 
schrankt, und  der  Zeitraum  für  die  Aus- 
wahl und  die  Erforschung  der  Ölfelder 
von  10  auf  6  Jahre  herabgesetzt.  Die 
2^1  der  in  den  ersten  sechs  Jahren  zu 
errichtenden  Sonden  wird  auf  150  mit 
einer  Bohrtiefe  von  350,  600  bis  zu  750  m 
erhöht,  und  es  ist  die  Klausel  a  u  f  g  e  - 
hoben,  durch  welche  der  Gesellschaft 
bei  der  Verpachtung  der  noch  übri- 
gen ölfelder  des  Staates  das  Vor- 
zugsrecht gewahrt  wird.  Die 
Steuer-  und  Fraditbegfinstigungen  wer- 
den auf  die  ersten  10  Jahre  beschränkt 
und  ausdrücklich  bestimmt,  dass  der 
Verwaltungsrat  der  neuen  Gesell- 
schaft zur  Hälfte  aus  Rumäne  n 
l)estehe,  und  dass  ein  Drittel  der  In- 
geni^re  gleichfalls  Rumänen  seien.« 
Der  neue  Entwurf  ist  sicherlich  eine  Ab- 
schwächung  des  ersten  Löwenvertrages. 
Trotzdem  wnrd  die  Regierung  Mühe  ha- 
ben, ihn  durchzudrücken,  da  eine  tmter- 
des  rasch  zusammengebrachte  mmätil- 
sche  r,e<cll-<'haft.  freilicli  ~tl;r  zweifelhaf- 
ter Art.  günstigere  Bedingungen  anbie- 
tet. Femer  wird  Herrn  Sturdza  seme 
Opposition  dadurch  nicht  wenig  er- 
schwert, dass  er  selber,  im  Regiment, 
noch  viel  weiter  zu  gehen  entschlossen 
war.  als  die  jetzige  Regierung.  Immer- 
hin hat  die  Regierung  die  Einbringung 
des  Pachtvertrages  in  der  eben  abgelau- 
fenen Parlamentssession  unterlassen,  so 
dass  erst  die  Herbsttagung  die  Entschei- 
dung bringen  kann,  die  vielleicht  einmal 
für  den  ganzen  mitteleuropäischen  Petro- 
letunmarkt  von  nicht  geringer  Bedeutung 
sein  kann. 

X  X 
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SplittMS  Sr:iT  dem  22.  Mai  hat  der 

deutsche  Ring  den  Ab- 
schlagspreis an  die  Bren- 
ner wieder  von  57  auf  50  M.  pro  hl  rei- 
nen Alkohols  herabgesetzt.  Es  wiederholt 
sich  hier,  obwohl  in  ausnahnisweiser  Ge- 
stalt, eine  alte  Erfahrung  der  Syndi- 
katspolitik. Der  hohe  Preis  gibt  zu 
stärkeren  Befürchtungen  für  den  Rück- 
gang des  Konsums  An1a«s,  als  das  einer 
auf  den  Massenabsatz  atii^ewiesenen  Pn>- 
doktion  lieb  sein  kann.  I'.ttut  bildet  die 
selbe  Preishochhaltung  einen  Anreiz  zur 
Prodaktionsvermehrnng.  deren  Fortgang 
gleichfalls  alle  Unternehmer  bedenklich 
stimmen  muss.  Die  wachsende  Erzeu- 
gung machte  sich  besonders  seit  Ende 
März  bemerkbar:  die  Kartoffeln  der  letz- 
ten Ernte  haben  sich,  wohl  gerade  in- 
folge des  trockciHTi  Wetters,  als  imge- 
wühnlich  haltbar  lawährt.  so  da^s  die 
Rohstoffnot  nicht  die  erwartete  Ausdeh- 
nung gewann.  Dazu  kam  die  Produk» 
tionssteigerung  der  gewerblichen  Betriebe 
und  der  landwirtschaftlichen  Getreide- 
brennereien. Die  Grossdestillateure,  die 
sonst  gern  die  Preiserhöhungen  de»  Rin- 
ges bddagen.  sind  von  dem  Preisabsdhiag 
gleichfalls  nicht  erbaut,  und  zwar  deswe- 
gen, weil  sie  ihre  Vorräte  entwertet  und 
Ihre  Zukttnftsberechnungen  dordikrenzt 
sehen. 

X  X 
Rnst  GhNMlk  DIE  Futtemot  im  Vor- 
jahre hat  die  üblichen  Fol- 
gen erzeugt :  eine  raschere 
Alvichlachttmg  im  .Augenblicke  der  Ver- 
legenheit, einen  Rückgang  der  Aufzucht 
und  Mavt.  woraus  sich  dann  später  eine 
um  «o  stärkere  Knappheit  auf  dem 
Schlachtviehmarkt  ergibt.  Da 
die  Anfwärtsbcwegimg  der  Prei<e  gegen- 
v.artitr  offenbar  noch  keinen  Alxchhiss 
gefunden  hat,  so  kommen  wir  später  auf 
die  Angelegenheit  zarück.      max  «ohippcl 

PolHik 

■uvlik*         DIE    MarokkoaffSre  ist 

noch  inuner  nicht  in  einer 
Frankreich  und  Deutsch- 
land befriedigenden  Weise  erledigt.  Die 
Einmischung  Deutschlands  in  den  Handel 
hat  den  Sultan  von  Marokko  veranlasst, 
die  französischen  Forderungen  abzuldi- 
nen  und  eine  internationale  Konferenz 
vorzuschlagen,  auf  der  die  verschiedenen 
Streitfragen  ausgetragen  werden  sollen. 
Die  Ablehnimg  der  französischen  Forde- 
rungen führte  mm  Rüdetritt  des  Mini- 
sters Delcass^,  der  in  qrstematischer  und 


geschickter  Wci«c  auf  eine  Isolierung 
Deutschlands  in  Europa  hingearbeitet  und 
sie  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  er- 
reicht hatte.  Einerseits  l)estand  die  Al- 
lianz mit  Russland,  andererseits  ein  vol- 
les Einvernehmen  mit  Italien.  Spanien 
und  England  wegen  des  Vorgehens  in 
Marokko.  Es  lässt  sich  nicht  leugnen, 
dass  die  auswärtige  Politik  Delcasses  für 
die  Beziehungen  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich  gefährlich  werden  mtiss- 
tc.  Man  nahm  daher  die  Nachricht  von 
seinem  Rücktritt  mit  einer  gewissen  Er- 
leiditerung  auf.  Und  in  der  Tat  schien  • 
mit  der  Beseiti!;tTng  Delca'^ses  die  Lösung 
der  Marokkoaffäre  bei  einigem  guten 
Willen  der  Diplomatie  beider  Länder 
leicht  zu  sein.  .Aber  merkwürdigerweise 
müssen  Zwischenfalle  eingetreten  sein,  die 
das  Verhalten  der  deutschen  Politik  in 
ein  wenig  günstiges  Licht  stellen.  Jaures, 
der  gewiss  für  freundliche  Beziehungen 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  ist. 
schlägt  in  seiner  Zeitung  einen  ziemlich 
drohenden  Ton  gegenüber  Deutschland 
an.  Ohne  stichhaltigen  Grund  geschieht 
dies  nicht.  Es  wäre  aber  das  Verkehr- 
teste, was  deutscherseits  geschehen  konn- 
te, wenn  Fürst  Bülow  Frankreich  Zu- 
mutungen machen  würde,  auf  die  es  un- 
ter keinen  Umsttnden  eingehen  kann.  Das 
hie^'^e  <loch  nichts  anderes,  als  in  ganz 
leichtfertiger  Weise  auf  einen  Konflikt 
zwischen  Frankreich  und  Dcut-^chland 
hirarluiten  und  die  schlimm«;te  Gefahr 
heraufbescliuoren,  die  für  die  europäi- 
sche Kultur  au.sgedacht  werden  kann. 
Leider  wird  der  grössere  Teil  der  deut- 
schen Presse  in  Fragen  der  auswärtigen 
Politik  direkt  vom  .Auswärtigen  Amt  ge- 
speist und  entwickelt  überwiegend  a»»ch 
ziemlich  unkritisch  die  dort  jeweils  er- 
haltenen Inforniatiiincn.  Darüber  hinaus 
erfährt  die  öffentliche  Meinung  I>eutsch- 
lands  nichts,  wenn  sie  nicht  schliesslich 
auf  dem  Wope  übers  Ausland  zu  sp.^t  er- 
fährt, welche  Schacbzüge  von  Deutsch- 
land gemacht  worden  sind.  Da  auch  der 
Reichstag  nicht  beisammen  ist,  so  kann 
Fürst  Bülaw  ebenfalls  nicht  über  seine 
Absichten  Frankreich  gegenüber  inter- 
pelliert werden.  Böse  Leute  behaupten 
sogar,  der  Reichstag  sei  gerade  deswegen 
n?ch  Hause  geschickt  worden,  damit 
Für^t  Bülow  wegen  seiner  Marokkopoli- 
tik gänzlich  freie  Hand  erhalte  und  nicht 
durch  eine  Interpellation  belästigt  wer- 
den könne.  So  viel  darf  als  sicher  be- 
zeichnet werden,  dass  nadi  Delcassds 
Rücktritt  neue.  Schwierigkeiten  in  der  Er- 
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Icdigung  der  Marokkoaffäre  eintraten, 
für  die  die  deutsche  Regierung  die  Ver- 
antwortung träfft.  Aiicresiclits  dieser  Wen- 
dung muss  man  allen  Ernstes  gegen  eine 
Politik  protestieren,  die  ohne  Grund  in 
einen  ernsten  Konflikt  hineintreibt,  nach- 
dem eben  Frankreich  entschieden  bekun- 
det hat.  dass  ihm  die  Provozierung  eines 
solchen  durchaus  iera  liegt  Den 
Rücktritt  Delcass^s  mit  überraschenden 
Zumutungen  beantworten,  luisst  nichts 
anderes,  als  den  gleichen,  ja,  noch  einen 
«.chlimmeren  Fehler  machen,  als  wir  ihn 
Frankreich  gegenüber  gcrü^  haben.  An- 
stalt den  Konflikt  mit  Frankreich  zu  ver- 
schärfen, hätte  die  deutsche  Regierung 
vielmehr  nücs  aufbieten  sollen,  die  nach 
Delcasses  Kucktritt  so  günstige  Gelegen- 
heit zu  einer  .-\nnähcrung  zwischen 
Deutschland  und  Frankreich  aus7unnt7en. 
Jetzt  bleibt  zum  mindesten  durch 
Dentschlands  Verhalten  ein  Rest  von 
Verstimmung  zurück,  der  für  die  Anhän- 

§tr  der  Delcass^schen  Politik  eine  neue 
(arknng  bedeutet 

X  X 
Morwagau  DER  Streit  zwischen  Nor- 
wegen und  Schweden  über 
die  Leitung  der  auswärti- 
gen Angelegenheiten,  der  seit  Anfang  der 
achtziger  Jahre  andauerte,  hatte  nx)?  zu 
emem  Abkommen  gefuhrt,  durch  das  eine 
dcfmitjve  Beilegung  zu  erwarten  war. 
Am  24.  März  1903  konnte  der  schwedi- 
sche Minister  des  Äusseren  eine  Mit- 
teihuig  veröffentlichen,  wonach  die 
schwedischen  und  norwegischen  Unt  r 
händler  folgende  Grundlage  einer  Rege 
Irng  des  Konsulatswesens  vereinbarten: 
»Beide  Länder  erhalten  ein  besonderes 
Konsulatswesen.  Die  Konsuln  unter- 
.stehcn  ihren  bcimatlichcn  Bch(irden,  die 
jedes  Land  bestimmt  Schweden  und 
Norwegen  regeln  durch  gleichlautende 
r.p^et^e  das  Verhältnis  zwischen  dem 
Minister  des  Äussern  und  dem  diploma- 
tischen Korps  einerseits  und  den  läm- 
suln  der  In-iden  FJnzel reiche  andererseits, 
mit  Bürgschaften  dafür,  dass  die  Konsuln 
die  Grenzen  ihrer  Redite  einhalten  und 
das  notwendige  Zusammenarbeiten  mit 
dem  Minister  des  Äussern  gesichert 
bleibt,  t'her  den  schwedischen  \  mi  oblag* 
den  Konig  durch  gleichlautende  Gesetze 
zu  ermächtigen,  einen  Schweden  oder 
einen  Xorweger  zum  Minister  des  Aus- 
sem zu  ernennen,  der  beiden  Parlamen- 
ten verantwortlieh  ist,  ist  eine  Einigung 
nicht  erzielt.«  In  Norwegen  wurde  diese 
Vereinbarung  ohne  Widerspruch  von  sel- 


ten Schwedens  dahin  gedeutet,  dass  diu-ch 
die  Vereinbarunjg:  die  Leitung  der  Ord- 
nung der  auswärtigen  Politik  unberührt 
bleiben  und  ihrer  Lösung  in  keiner  Weise 
vorgegriffen  werden  solle.  Diese  Verein- 
bcrung  verletzte  Schweden  in  dem 
Augenblick,  als  es  verlangte,  dass  die 
norwegischen  Konsuln  der  Kontrolle  des 
Ministers  des  Aussem,  der  ein  Schwede 
ist,  unterstellt  werden  sollten.  Äusser- 
lich  trat  der  Bruch  mit  Norwegen  da- 
durch in  die  Erscheinung,  dass  der  König 
von  Schweden  den  norwegischen  Gesetzen 
über  die  Regelung  der  Konsulatsfrage, 
die  auf  der  Vereinbarung  vom  24.  März 
1903  basierten,  seine  Sanktion  verwei- 
gtrte.  Die  norwegischen  Minister  demis- 
sionierten, und  König  Oskar  erklärte  sich 
ausser  stände,  dn  neues  Ministerium  zu 
bilden.  Mit  dieser  Erklänmg  war  der 
Bruch  vollzogen.  Konnte  oder  wollte  der 
König  keine  Regierung  bilden,  so  musste 
das  Storthing  ein  neues  Ministerium  von 
sich  au^  einsetzen.  Das  geschah  denn 
auch  am  7.  Juni,  indem  das  Storthing  fol- 
genden Bcschluss  fasste:  Da  .«ämtliche 
Mitglieder  des  Staatsrates  (die  Minister) 
ihre  Ämter  niedergelegt  haben,  der  Ko- 
nig sich  ausser  stände  erklärt  hat,  dem 
Ijundc  eine  neue  Regierung  zu  versdiaf- 
fcn  und  die  konstitutionelle  Königsmacht 
somit  ausser  Wirksamkeit  getreten  ist.  er- 
mächtigt das  Storthhig  die  Hitf^ieder 
des  heute  abgetretenen  Staatsrats  bis  auf 
weiteres,  als  die  norwegische  Regierung, 
die  dem  König  zustehendle  Macht  auszu- 
üben in  Übereinstimmung  mit  der  Ver- 
f.nssung  Norwegens  und  den  geltenden 
( jc  t  izen  mit  den  Änderungen,  welche  da- 
durch notwendig  werden,  dass  die  Ver- 
einigung mit  Schweden  unter  einem 
König  als  Folge  davon  aufgelöst  ist,  dass 
der  König  aufgehört  hat,  als  norwegi- 
scher König  zu  fungieren.  Gleichzeitig 
vn  rde  eine  Adresse  an  den  König  an-- 
genommen,  in  der  der  König  utn  Mitwir- 
kung dazu  ersucht  wird,  dass  ein  jünge- 
rer Prinz  vom  Har.^r  Rerüaiotte  den 
Thron  Norwegens  besteigen  kann. 
Schweden  hat  —  wie  die  Thronrede  bei 
der  Eröffnung  des  ausserordentlichen 
Reichstags  zeigt  —  darauf  verzichtet.  Nor- 
wegen zur  Rückkehr  in  die  Union  zu  zwin- 
gen. Auch  ist  es  unwahrscheinlich,  dass 
König  Oskar  dazu  mitwirken  wird,  den 
norwegischen  Thron  zu  besetzen.  Unter 
diesen. Umständen  dürfte  Norwegen  eine 
republikanische  Staatsform  erhalten,  wie 
das  von  der  norwegischen  Sozialdemo- 
kratie gewünscht  wird.    Interessant  an 
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dieser  friedlichen  Umwälzung  i^t  immcr- 
}dn  die  Haltung  des  Storthings  insofern, 
als  dieses  der  Frage,  ob  ein  Präsident 
oder  ein  König  die  Spitze  der  Exekutive 
zu  bilden  habe,  keine  ausschlaggebende 
Bedeutong  betmass. 

X  X 
aosslMh'Japs«  NACH  den  Niederlagen 
■Iscisf  Meg  ^  russischen  Landarmee 
im  rassisch  -  japanischen 
Kriege  ist  nunmehr  auch  das  Schicksal 
der  russischen  Seemacht  in  O^tasien  be- 
siegelt: Die  russische  Flotte  ist  in  den 
letzten  Tagen  des  Mai  von  den  Japanern 
vernichtet  worden.  Alle  musischen 
Schlachtschiffe,  mit  Ausnahme  zweier, 
die  von  den  Japanern  genommen  wur- 
den, sind  untergegangen;  die  Admirale 
Roshdjestwenskij.  Fölkersahm  und  Ne- 
bogatow  worden  gefangen  genommen. 
Die  Mcnschenverluste  der  Russen  wer- 
den, von  den  Gefangenen  abgesehen,  auf 
7000  bis  9000  Mann  geschätzt,  von  denen 
die  Mehrzahl  umgekommen  ist.  Die  japa- 
nischen Verluste  waren  dagegen  im  Ver- 
flddi  ZU  der  Furchtbarkeit  der  Schlacht 
erstaunlich  gering.  Die  Verluste  sollen 
nur  113  getötete  und  424  verwundete  Of- 
fiziere und  Mannschaften  betragen  haben. 
Die  Schlacht  begann  am  27.  Mai.  Schon 
am  28.  war  das  Gefecht  nur  noch  eine 
blosse  Metzelei.  Unter  dem  Hagel  der 
feindlichen  Geschosse  beteten  und  schrieen 
die  nusiscben  Seeleute,  wie  die  Venewet- 
{dtcn,  sie  Hefen  in  wilder  Verwirrung 
auf  Deck  hin  und  her,  bis  das  Schiff  un- 
terging und  damit  die  Übergabe  erfolgte. 
Die  Szenen  waren  so  grauenhaft,  dass  so- 
ga.T  die  Japaner  bei  ihrem  Anblick  von 
Entsetzen  und  Mitleid  erfüllt  wurden. 
Mit  der  Vernichtung  der  russischen 
Flotte  hat  vorläufig  Russland  Japan  ge- 
genüber ausgespielt.  Aber  noch  denkt  es 
nicht  daran,  Frieden  zu  schliessen.  Auch 
die  auf  Veranlassung  Roosevelts  zu  er- 
Kk  artenden  Friedensverhandlungen  zwi- 
schen japanischen  und  russischen  Dele- 
gierten haben  bei  der  gegenwärtigen 
Stimmung  in  Russland  nocli  recht  wenig 
Aussicht  auf  irgendwelclte  Erfolge.  Es 
ist  vielmdir  wahrscheinlich,  dass  ein 
eventueller  Waffenstillstand  zwar  von 
beiden  Teilen  aus  dien  verschiedensten 
Gründen  akzeptiert  werden  wird,  dass 
aber  Russland  nicht  daran  denkt,  die  ja- 
panischen Forderungen  zu  bewilligen. 
Aach  in  Japan  ist  das  Frieden  hc  lürfnis 
noch  nicht  so  stark,  um  von  den  hohen 
Forderungen  irgendwie  abgehen  zu  wol- 
len. Viefandir  will  Japan  die  Rassen  zu 


Lando  noch  weiter  zurückdrängen  und  der 
rrssischen  Landmacht  eine  vernichtende 
Niederlage  beibringen.  Soll  doch  die 
russische  Armee  unter  Linjewitsch  von  den 
Japanern  gegenwärtig  schon  fast  völlig 
Zernien  sein.  Man  wird  nach  allem  also 
den  demnäch^ticTtn  Friedensverhandlun- 
gen skepti.'^ch  gegenuljcrsiehen  müssen. 
X  X 
Kuixa  Cliraaik  DER  nationallibe- 
rale Parteitag,  der  am  ai. 
und  22.  Mai  in  Dresden  ab- 
gehalten wurde,  gab  ein  deutliches  Bild 
von  der  Zerfahrenheit  und  den  Gegen- 
sätzen, die  innerhall)  dieser  liberalen  Par- 
tei bestehen.  X  Das  preussische  Abgeord- 
netenhatis  nahm  am  a6.  Mai  die  Berg- 
arbeitern ov  eile  in  einer  für  die 
Bergarbeiter  gänzlich  unzulänglichen  Fas- 
sung an.  X  Der  Refchstag  ist  am  ao. 
Mai  ganz  unerwartet  geschlossen  worden. 
X  -Am  6.  Juni  fand  die  Vermahlung  des 
deutschen  Kronprinzen  mit  einer 
Herzogin  Cäcilie  von  Mecklenburg  statt. 
X  Am  gleichen  Tage  erhielt  der 
Reichskanzler  Graf  BiUow  den 
FärstentiteU  «chahooalwm 

Soziale  Kommunalpolitik 

Wahlrechtsver-  DAS    starke  Eindringen 

sohleofatsruR-  der  Sozialdemokratie  in  die 

0»n  Cu  mcindevertretungen  hat 

den  reaktionären  bürgerlichen  Parteien 
nahegelegt,  sich  auf.  die  einfachste  und 
bequemste  Weise,  nämlich  durch  den 
Auss^luss  der  sozialdemokratischen 
Vertreter  mittels  einer  Umgestaltung  des 
Wahlrechts,  dieser  gefährlichen  Konkur- 
renz zu  erwehren.  Es  ist  charakteristisch, 
dass  es  die  nord-  und  mitteldeutschen 
Staaten  sind,  welche  den  Kampf  gegen 
die  Sozialdemokratie  dadurch  am  erfolg- 
reichsten zu  führen  glauben,  dass  sie  sie 
von  der  Teilnahme  an  der  öffentlichen 
Verwaltung  ausschliesscn.  Preussen  hat 
durch  sein  Dreiklassen u;ili!rccht.  das  als 
eiserner  Bestand  aucli  in  scine^  neueren 
Städteordnungen  übergegangen  ist,  dafür 
gesorgt,  dn-^s  nie  mehr  als  ein  Drittel 
der  Stadtverordnetensitze  in  die  Hände 
der  Sozialdemokratie  geraten  kann.  Sei- 
nem Vorbilde  ist  man  dann  auch  in  an- 
deren deutschen  Staaten  gefolgt.  In 
Sachsen  hat  Leipzig  an  der  Spitze 
der  sächsischen  Städte  das  Dreiklasscn- 
wahlrecht  im  Jahre  1896  eingeführt,  lun 
zu  verhindern,  dass  bei  den  nächsten 
Wahlen  die  sozialdemokratische  Liste 
siegreich  durchdränge.  Die  Leipziger 
Bourgeoisie  griff  zn  dieser  Wahlentrech- 
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tung  der  Arbeiterschaft,  weil  die  Ver- 
suche, durch  die  Interpretation  der  revi- 
dicrtfn  StädtcorflntinR  die  BürRCrrcchts- 
erwerbung    durch  die  Arbeiterschaft  zu 
verhindern,  an  der  Rechtsprechung  des 
ObervcrwaUungsgerichtes  gescheitert  wa- 
ren.   Ganz  die  gleiche  Entwickelung  hat 
sich  auch  in  Dresden  abgcspit.lt,  wo  sicli 
die  herrschenden  Antisemiten  durch  die 
an  Zahl    stets  zunehmende  sozialdemo- 
kratische Bürgerschaft  in  ihrer  Position 
aufs  schwerste  bedrängt  fühlen.  Wie  in 
Leipzig,  hat  auch  der  Rat  in  Dresden  den 
Arbeitern   die   Erwcrhiincr   dt-;  Bürger- 
rechts dadurch  auf  alle  mögliche  Weise 
tu  erschweren  gesucM,  dbus  er  die  Bür- 
gerrechtshestimmungen    der  revidierten 
Städtcordnung    in    der  skandalösesten 
Weise  auslegte.  So  definierte  er  den  Be- 
griff der  im  Gesetz  für  die  Genuind'«- 
mitgliedschaft  vorgeschrielx;nen  Sclhstau- 
digkcit  in  einer  Weise,  dass  kein  Arbeiter 
Gemeindcmifglied  sein  und  infolgedes'-eii 
auch  nicht  Bürger  werden  konnte.  Er 
Hess  ^  anfangs  sogar  alle  FamüienvSter 
abweisen,    obwohl    sie    einen  eigenen 
Haasstand   hatten,    weil   sie  irgendwo 
gegen  Lohn  arbeiteten.    Die  Kreishaupt- 
inannschaft  billigte  allerdings  diese 
terpretation  nicht  und  rektifizierte  in 
jedem  einzelnen  Fall  den  Dresdener  R;it. 
ohne  es  indes  durclisetzen  zu  können, 
dass  der  selbe  von  seinem  ungesetzlichen 
Verfahren  allgemein  Absfand  nahm.  Tn 
jedem  neuen  Fall  wiederholte  sich  das 
alte  Spiel :  Abweisung  des  Bewerbers. 
Beschwerde    des   selben    und  Entschei- 
dung der  vorgesetzten  Behörde  gegen 
den  Rat.   Es  bedurfte  einer  prinzipiellen 
Entscheidung      des  Obcrverwaltnngs- 
gerichts,    um  den  Dresdener  Rat  zum 
Verzicht  anf  seine  Manöver  zu  zwingen. 
Dann,  als  das  Bürgerrecht  den  Familien- 
vätern nicht  länger  vorenthalten  werden 
konnte,  verweiticrt'-  der  Rat  allen  denen 
das  Bürgerrecht,    die    zur  Aftermiete 
wohnen,   also  keinen  eigenen  Haushalt 
haben,  mögen  sie  son-^t  alle  gesetzlichen 
Vorbedingungen    erfüllen.    Auch  diese 
Auslegung  wurde  durch  das  Oherverwal- 
tongsgeridlt    für    tmgesetzlich  erklärt 
Als  der  Rat  mit  seiner  Interpretation  des 
Begriffs  der  Selbständigkeit  nicht  zum 
Ziele  kam,    suchte  er    durch    die  Aus- 
legung der  gleichfalls  vom  Gesetz  gefor 
derren  Unhcscholtenhcit  seine  Absicht  zw 
erreichen.  Personen,  die  vor  einem  Dut- 
zend Jahren  iigendwo  einmal  gerichtlich 
bestraft  waren,  wurden,  als  nicht  unbe- 
scholten, abgewiesen.   Auch  dieser  Aus- 


legungskunst musstc  durch  das  Obcrvcr- 
waltungsgericht  ein  Ende  gemacht  wer- 
den. In  dieser  Notlage  beschloss  der  Rat 
von  Dresden,  zunächtst  einmal  von  dem 
Landtage  eine  authentische  Interpretation 
der  Bestimmimgen  der  Städteordnung  zu 
ei bitten.  Er  arbeitete  im  Jahre  1904  eine 
umfangreiche  Petition  aus,  in  der  er  den 
Grund  seiner  Verlangens  deutlich  genug 
zum  Ausdruck  brachte.  >In  der  Tat«, 
hcisst  es  in  diesem  Schriftstück,  »gebt 
auch  die  Absicht  der  zahlreichen  dem 
Arbeiterstande  angehörigen  Personen, 
wx-lclic  in  den  letzten  Jahren  um  das 
Bürgerrecht  nacligesucht  haben,  nicht  so- 
wohl dahin,  durch  Übernahme  von 
Fbnnämtem  das  Wohl  der  Gemeinde 
zu  fördern,  vielmehr  erfolgt  die  Bewer- 
bung um  das  Bürgerrecht  in  den  aller- 
meisten Fällen  auf  den  Rat  und  .\ntrieb 
von  .Agitatoren,  denen  es  darauf  an- 
konur.t,  l'nr  ihre  Partei  über  kurz  oder 
lang  die  Mehrheit  in  den  städtischen 
Kuliegien  und  damit  einen  massgeben- 
den änfluss  auf  die  Gemcindeverwaltun,:^ 
zu  gewinnen.«  Der  Landtag  soll  also 
ohne  Rücksicht  auf  die  bisherige,  jahr- 
zehntealte Praxis,  im  Illte^c^^e  der  Dres- 
dener Antisemitenherrscliaft  den  Begriff 
der  Selbständigkeit  ^hin  erlätitem,  dass 
als  selbständig  diejenigen  Personen  nicht 
anzusehen  sind,  welche  in  eines  anderen 
Lohn  und  Kost  stehen  oder  keine  eigene 
Wohnung  haben. 

MAN  scheint  sich  aber  von  einer  der- 
artigen Petitton  nicht  genügend  Erfolg 

zu  versprechen  und  selbst  die  gewünschte 
Interpretation  für  nicht  ausreichend  zu 
halten.  Denn  schon  seit  längerer  Zeit 
sind  Bestrebungen  im  Gange,  durch  eine 
radikale  Änderung  des  Wahlrechts  allen 
sozialdemokratischen  Fortschritten  ein 
für  alle  Mal  ein  Ende  zu  machen.  Be- 
reits im  Jahre  1899  hatte  der  Oberbürger- 
meister Beutler  den  Stadt  verordneten 
den  Entwurf  einer  Wahlrechtsänderung 
vorgelegt,  der  sich  an  die  Chemnitzer 
Wahlrechtsordnr^riL:  nnlcbnte.  In  Giem- 
nitz  war  bekanntlich  im  Jahre  1898. 
gleichfalls  um  die  Sozialdemt^ratoi  von 
der  Gemeindevertretung  auszuschliessen. 
ein  Berufsklassenwahlrecht  eingeführt 
worden,  durch  das  die  Vertretung  der 
Arbeiterschaft  dauernd  auf  0  .Stadtver- 
ordnete beschränkt  wurde.  4200  Bürger 
der  3  obersten  Klassen  wählen  hier  39 
Stadverordncte.  während  auf  die  übrigen 
9800  Bürger  der  unteren  Klassen,  das 
heisst  die  Arbeiter,  Kleingewetfoetreibcn- 
den,  Beamten,  Lehrer  u  .s.  w.  mit  noch 
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nicht  2500  M.  Einkommen,  nur  18  Stadt- 
verordnete kommen.  Das  Chemnitzer 
Wahlrecht  ist  also  noch  reaktionärer,  al> 
das  prenssiscbe  Dreiklassenwahlrecht. 
Deshall»  aber  gerade  empfahl  es  sich  den 
bürgerlichen  Parteien.  Schon  vor  den 
Stadtverordneten  wählen  des  Jahres  1904 
legte  der  Dresdener  Rat  auf  Grand  eines 
Kompromisses  mit  den  Nationallibcralen 
eine  solche  Wahlrechtsvorlage  vor,  die 
das  Berufsklassenwahlrecht  einführte. 
Das  Projekt  scheiterte  damals,  ist  aber 
vor  kurzem  in  einer  WahlrcchtsvurlaKe 
des  Rechtsausschussses  der  Stadtverord- 
neten wieder  lebendig  geworden.  Gleich- 
zeitig wurden  noch  zwei  andere  Plane 
vorgelegt,  die  das  Pluralwahlredit  ent- 
hielten und  noch  reaktionärer  waren,  als 
das  erstgenannte  Projekt  Nach  dem 
Projekte  des  Recht ^ausschusscs  sollten 
4  Wählerabtcilungen  geschaffen  werden. 
In  der  I.  Attteilong  wählen  die  Selb- 
ständigen in  Industrie  und  Handel,  ein- 
schliesslich der  leitenden  Beamten,  a) 
mit  über  2500  M.  Einkonnnen  13  An- 
sässige und  12  Unan-i.'i'i-iiKe.  b)  mit  einem 
Einkommen  von  2500  M.  und  darunter  6 
Ansässige  und  6  Unansässige;  in  der  II. 
Abteilung  die  Gewerbe-  und  Tlandwerks- 
gehilfen,  das  Bureau-  und  Ladenpersonal, 
Fabrik-  und  sonstige  Arbeiter  6  Ansässige 
und  6  l^nansässipc :  in  der  III.  Abteilung 
die  öffentlichen  Beamten  und  Lehrer. 
Militärpersonen  und  Angehörige  der 
freien  Berufsarten  12  Ansässige  und  12 
Unansässige;  in  der  IV'.  Abteilung  Rent- 
ner und  Pen>;ionäre  6  Ansässige  und  6 
Uransässtge.  In  der  Sitzung  der  Stadtver- 
ordneten vom  2.  Juni  wurde  über  die 
drei  Vorlagen  beraten.  Obwohl  sich  alle 
Redner  für  eine  Wahlrechtsänderung  in 
rcaktionirem  Sinne  atissprachen.  wn  das 
Eindringen  der  Sozialdemokraten  in  das 
Stadtparlament  möglichst  zu  verhindern, 
konnte  man  sich  doch  nicht  fiber  die  Aus- 
führung der  Wahlentrechtunp  einigen. 
Das  Resultat  der  langen  Verhandlungen 
war  die  Ablehnung  aller  3  Vorlagen. 
Damit  ist  vorl.Hufip  die  Wahlrechtsin>I 
rung  gescheitert.  Bis  zu  den  im  Novem- 
ber stattfindenden  Stadtverordnetenwah- 
len werden  sich  aber  die  Reaktionäre 
wohl  über  eine  neue  Vorlage  geeinigt 
haben.  ' 
GROSSERES  Aufsehen,  als  die  Dres- 
dener Vorgänge,  haben  die  WaMrechts- 
Vertchlechtcrunptn  erri'i:!.  dir  in  der 
letzten  Zeit  in  den  hanseatischen  Repub- 
liken Lfibeck  nnd  Hamburg  ver- 
tndit  werden.  Da  es  sich  hier  tnn  Stadt- 


staaten handelt,  bei  denen  die  Vertre- 
tungskörperschaft zugleich  Gemeinde- 
behörde und  gesetzgebende  Körperschaft 
ist,  kommt  dem  Wahlrechte  grössere  Be- 
deutung zu,  als  dort,  wo  es  sich,  wie  in 
I")re-;den,  nur  um  eine  Gemeindebehörde 
handelt.  £s  ist  daher  auch  begreiflich, 
dass  die  Arbeiterschaft  Hamborgs  der 
Verschlechterung  ihres  Wrddrcchts  mit 
grösserem  Widerstände  begegnet,  umso- 
mehr,  als  sie  ohnehin  nur  ein  sehr  be- 
schriinktcs  Wahlrecht  besitzt.  Die  Hälfte 
der  Mitglieder  der  Bürgerschaft  wir  ; 
nämlich  von  den  Notabein  und  den 
Grundeigentümern  gewählt.  Die  übrigen 
80  von  allen  steuerzahlenden  Bürgern  in 
allgemeinen  Wahlen.  Das  Bürgerrecht 
kann  seit  1896  von  jedem  grossjährigen 
männlichen  Staatsangehörigen  erworben 
werden,  der  5  Jahre  hintereinander  ein 
Einkommen  von  mindestens  1200  M.  ver- 
steuert hat  Erst  seit  dieser  Zeit  ist 
es  für  die  So7,i.Tldemokr,itie  möglich  ge- 
worden, Vertreter  in  die  Bürgerschaft  zu 
wählen,  xgot  hielt  der  erste  Sozialdemo- 
krat seinen  Einzug,  dem  1904  12  weitere 
folgten.  Unter  Berücksichtigung  der 
neuen  Bezirkseinteilung  und  des  sozialen 
Charakters  der  verschiedenen  Bezirke  ist 
eine  Vermehrung  der  sozialdemokrati- 
schen Mandate  um  etwa  weitere  12  bei 
den  Wahlen  des  Jahres  TQo?  anzunehmen. 
Im  allergünstigstcn  Falle  könnte  sich 
diese  Mandatzahl  im  Laufe  dar  Jahre  auf 
zirka  50  erhöhen,  denen  immer  noch  iio 
bürgerliche  in  der  Bürgerschaft  gegen- 
iiberst;mdcn.  Diese  Zukimft  hat  dem 
reaktionären  Teile  der  bürgerlichen  Par- 
teien einen  solchen  Schrecken  eingejagt, 
dass  schon  gleich  nach  den  Wahlen  des 
Jahres  1904  die  Agitation  gegen  das  be- 
stehende Wahlrecht  einsetzte.  Sie  hatte 
Erfolg :  am  14.  Mai  brachte  der  Senat 
bei  der  Bürgerschaft  eine  Vorlage  ein. 
die  eine  Verfassnngs-  und  Wahlrechts- 
ändcrung  beantragte.  Ganz  offen  wurde 
ausgesprochen,  dass  es  sich  um  ein  Gesetz 
gegen  die  Sozialdemokratie  handle, 
deren  Mandate  man  auf  die  geringste 
Zahl  beschränken  wolle.  An  der  Wahl 
der  einen  Hälfte  der  Bürgerschaft  dtvch 
die  Notabein  und  Grundeigentümer 
wurde  nichts  geändert.  Die  allgemeinen 
Wahlen  werden  aber  in  Klassenwahten 
tungestaltet  Die  Bürger  werden  in  drei 
Klassen  geteilt:  I.  Klasse  über  6cx»  M. 
Einkommen,  II.  Klasse  3000  bis  6000  M. 
Einkommen,  III.  Klasse  unter  3000  M. 
Einkommen.  Jede'  Klai»e  wählt  24  Ab- 
geordnete.   Die  übrigen  8  werden,  wie 
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bisher,  vom  Landgebiet  in  allgemeinen 
Wahlen  grewählt.   Um  aber  zu  verhüten. 

<las>;  die  24  Mandate  der  III.  Klasse  der 
Sozialdemokratie  zufallen,  soll  die  Ver- 
hältniswahl eingeführt  werden.  Audi 
durch  die  Verleihung  des  pas'iiven  Wahl- 
rechts an  die  Beamten  hoßt  man  die 
Stimmen  der  Unterbeamten  der  Sozial- 
<^cmokratie  abspenstig  zu  machen,  da  man 
nunmehr  die  Aufstellung  eigener  Kan- 
didaten von  ihnen  erwartet.  Man  schätzt, 
dass  die  Sozialdemokratie  es  in  der  III. 
Klasse  auf  zirka  15  Mandate,  in  der  II. 
Klasse  im  günstigsten  Fall  auf  l  Man- 
dat bringen  wird.  16  AhRn  irrinete  — 
das  w.ire  also  die  »der  Bcdcututig  der 
Arbeitcrbevrdkerung  für  das  Staatswesen 
entsprechende  Vertretungc,  die  der  Senat 
nach  den  Motiven  der  Arbeiterschaft  zu- 
Kfstclu-JT  will.  Ebenso  entrechtet,  wie 
die  Arbcitersdiaft.  ist  durch  die  Vorlage 
auch  das  Kleinbürgertum.  Die  T.  Klasse 
würde,  in  Verbindung  mit  den  80  Man- 
daten der  Notabein  und  Grundcigen- 
tfimer,  stets  die  Mehrheit  der  Burger- 
schaft besitzen. 

AUCH  in  Lübeck  ist  man  seit  längerer 
Zeit  an  der  Arbeit,  durch  stets  gesteigerte 

Entrechtung  die  Massen  der  Einwohner- 
schaft von  der  Teilnahme  an  der  Ver- 
waltung auszuschliessen.  Bis  zum  Jahre 
ig02  wurde  das  Bürgerrecht,  das  das 
aktive  und  passive  Wahlrecht  in  sich 
i^chliesst.  gegen  Zahlung  einer  Rekogni- 
tionsgebühr  von  28  M.  gewährt.  Im  Jahre 
1902  wurde  ein  Zusatz  zur  Verfassung 
durchgesetzt,  durch  den  der  Erwerb  des 
Bürgerrechts  auf  die  Versteuerung  eines 
Einkonunens  von  mindestens  laoo  M. 
während  der  vorangehenden  s  Jahre  be- 
schränkt wurde.  Infolge  dieser  Wahl- 
entrechtung  versdiärfte  sich  aber  nur 
die  Opposition  gegen  die  regierende 
Clique,  und  die  Bewerbungen  um  das 
Burgerredit  nahmen  in  den  letzten  Jah- 
ren ausserordentlich  7U.  Um  nun  ihre 
Herrschaft  zu  sichern,  setzte  die  regieren- 
de Clique  im  Jahre  1(^34  die  Einsetzung 
einer  Kommission  zur  Revision  der  V^er- 
fassung  durch.  <lie  im  Februar  1905  ihre 
Vorschläge  dem  Senate  vorlegte.  Da- 
nach werden  die  Bürger  in  zwei  Klassen 
geteilt.  Das  Bürgerrecht  wird  in  der 
einen  Klasse,  welche  über  2000  M.  Ein- 
konmien  versteuert,  schon  nach  einer 
Karenzzeit  von  .1  Jahren,  in  der  andern 
Klasse  von  den  Bürgern  mit  weniger  als 
2000  M.  Einkommeti  erst  nach  einer 
Karenzzeit  von  4  Jahren  erworben.  Jede 
Klasse  zerfällt  wiederum  in  zwd  Abt^- 


lungen  nach  dem  Wohnsitze  der  Wähler, 
ob  der  selbe  sich  in  der  Stadt  und  den 
\'c>rst.;dten  oder  in  Travemünde  pntl 
dem  Landgebiet  befindet.  Die  erste  Ab- 
teilung der  I.  Klasse  wurde  90,  die  zweite 
15  Vertreter,  die  T.  Klasse  zusammen 
also  105,  die  erste  Abteilung  der  IL 
Klasse  12,  die  zweite  3  Vertreter,  im 
ganzen  also  15,  zu  wählen  haben.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  dass  bei  einer  der- 
artigen Klasseneinteilung  die  ganze  II. 
Klasse,  das  heisst  also  die  .Arbeiterschaft, 
ein  grosser  Teil  des  Kleinbürgertums 
tmd  des  Beamttntuins,  absolut  einfluss- 
los sein  wird.  Die  Kommission  recht- 
fertigt ihren  Vorschlag  mit  der  Gefahr 
einer  sozialdemokratischen  Herrschaft  in 
der  Bürgerschaft,  die  die  Schaffung  einer 
zuverlässigen  Abwehr  notwendig  mache. 
Welcher  Geist  in  der  Mehrheit  der  Kom- 
mission geherrscht  hat,  das  H^ricbt  der 
folgende  Satz  ihres  Berichts  recht  deut- 
lich aus :  »Die  Mehrlu  it  der  Kommission 
schreckt  auch  nicht  das  mehr  ästhetische 
Bedenken  der  mehr  formell  genommenen, 
recht  erheblichen  Ungleichheit  der  auf 
Abteilung  I  und  II  entfallenden  Zahlen 
der  Vertreter.  Den  Anforderungen  me- 
chanischer Gleichheit  entspricht  die  Ver- 
teilung der  \'ertreter  auf  die  beiden  Ab- 
teilungen allerdings  nicht,  wohl  aber  ent- 
spricht sie  durchaus  d  in  \'crli;dtnis  der 
steuerlichen  Leistungen  der  beiden  bür- 
gerlichen Gruppen.«  DeiHhcher  kann  der 
piutokratische  Beweggrund  und  die  Ten- 
denz auf  politische  Entrechtung  der 
grossen  Majorität  der  Einwohnerschaft 
nicht  wohl  ausgesprochen  werden  —  so 
schreibt  dazu  die  Frankfurter  Zeitung. 
deren  Urteil  wir  voll  beipflichten  können,. 
DIE  Vorlage  der  gemischten  Kommis- 
sion wurde  von  dem  Senat  adoptiert  und 
der  Bürgerschaft  vorgelegt,  die  den  Ge- 
genstand ihrerseits  einer  Kommission 
überwies.  Diese  Kommission  stellte  sidi 
gleichfalls  völlig  auf  den  Boden  der  Se- 
natsvorlage, fügte  aber  ausserdem  noch 
eine  zur  Erwerbung  des  Bürgerrechts 
verpflichtende  Br^tinimnng  hinzu,  die 
vom  Senat  abgelehnt  wurde.  In  der  Bür- 
gerschaft ist  es  zu  einer  Beschluss- 
fassung  noch  nicht  gekommen:  es  wurde 
.  vielmehr  eine  nochmalige  Kommtssims- 
beratung  beschlossen. 

X  X 
Kam  Chronik  ZWISCHEN  Frankfurt  a. 

M.   und  OflFenbach  wurde 
ein  Vertrag  über  den  Neu- 
bau der  etdctrischen  Bahn  Frankfurt- 
Offenbach    abgeschlossen.   X  Der 
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Frankfurter    MagistFat    hat  der 

Stadtrerordnetenversamnilttiiir  ^«  Vor- 
lage zwecks  Errichtung  einer  Vcrbrcn- 
nungsanstalt  zur  Unschadiiciunachung 
der  Kchrichtabfille  tmd  dos  Klarbedcen« 
Schlammes  gemacht.  X  Die  D  a  r  m  - 
Städter  Sladtverordnetenvcriammlung 
beschloss  die  Bewilligung  von  Rulle- 
gefaalt  imd  Hinterbliebcnenversorgung 
an  nicht  voll  beschäftigte  städtische  Be- 
dienstete imd  Arbeiter.  X  Die  Ham- 
burger Bürgerschaft  hat  es  abgelehnt, 
die  Krankenversicherungspflicht  auch  auf 
die  Heimarbeiter  und  Hausgewerbe- 
treibenden auszudehnen,  obwohl  ein  da- 
Ungdtender  Antrag  von  der  Ortsicnin* 
kenkas5c  der  Schneider  und  dem  Ver- 
band der  Ortskrankenkassen  Hamburgs 
etngereiclit  wofdea  «ar.Xln  M.<<jlad- 
bach  wurde  durch  Stadtvemrdnetcn- 
beschluss  die  private  Arbcitsnachweis- 
sbdle  leommunalisiert.  X  Die  Duis- 
burger Stadtverordnetenversammlnnj? 
hat  den  Entwurf  eines  Vertrages  über 
die  Interessen-  und  Betriebsgemeinschall 
der  Häfen  zu  Duisburg  und  Ruhrort  ge- 
nehmigt. Vom  I.  Oktober  ab  gehen 
Mde  Häfen  in  fiskalische  Leitung  über. 
Ein  ans  7  Mitgliedern  bestehender  Hafen- 
beirat, von  den  Stadtverordneten  gewählt, 
tritt  als  Beratungsorgan  adwii  die  fis- 
kalische Leitung.  tumo  unmmanii 

Sozi«llstitche  Bewegung 

OriaatsatlOB    ZWECKS  Reorganisation 
der  sozialdemokratischen 

Partei  von  E  1  s  a  s  s  - 
Lothringen  fand  am  29.  Mai  eine 
Konferenz  in  Strassburg  statt,  die  von  48 
Delegierten  au«  allen  Teilen  dc<  Landes 
besucht  war.  Veranlassung  dazu  bot  das 
von  KSUer  für  Elsass-Ixjthringen  ge- 
schaffene neue  Vereinsgesetz,  welches  es 
der  dsässisetien  Sozialdemokratie  er- 
möglicht, sich  eine  feste  Organisation  zu 
schaffen.  Es  wurde  beschlossen,  3  Be- 
ziric'svereiiw  zo  grfinden,  mit  dem  Sitz  in 
Mülhausen  respektive  Strassburg  und 
Metz.  Diese  zu  gründenden  drei  Vereine 
sollen  mit  etnandier  in  ständiger  Fühltihg 
vtchcn  und  alljShrlicfa  gemeinsam«  Tagun- 
gen abhalten. 

X  X 
HollMid  LM  Haag  tagte  am  2.-?..  24. 

und  25.  April  der  jährliche 
Parteitag  der  sozialdemo- 
kratischen Arbeiterpartei  Hollands.  Auch 
in  dem  vergangenen  Jahre  ist  die  Par- 
tei wieder  stärker  geworden.  Sie  ist 
von  124  Abteilungen  auf  137,  von  5600 


Mitgliedern  auf  6100  gestiegen.  Die  Ein- 
nahmen stiegen  von  8347  auif  8449  f.  Die 

obligatorischen  Beiträge  der  Mitglieder 
stiegen  um  704  f,  so  dass  das  Wachstum 
der  regulären  Parteieinkünfte  grösser  ist, 
als  aus  den  allgemeinen  Einnahmen  her- 
vorgeht. Die  Ausgaben  sind  um  500  f 
gestiegen.  Einige  Kongressmitglicder  l.i- 
delten,  dass  die  Delegation  der  Partei  auf 
dem  internationalen  Kongreß  nicht  für 
die  Dresdener  Resolution  geCtimmt  habe. 
Ein  Votum  hierüber  ward  aber  nicht  be- 
antragt. Ein  grosser  Teil  des  Kongresses 
wurde  durch  die  Beratung  eines  Zwistes 
innerhalb  der  Utrechter  Abteilungen  in 
Anspnidi  genommen.  Genosse  Troclstra 
referierte  über  die  \\'alileii  im  Juni, 
Eine  Resolution  wurde  einstimmig  ange- 
nommen, bei  Stidiwahlen  nur  diejenigen 
Kandidaten  zu  unterstützen,  die  sich  für 
Erringung  des  allgemeinen  Wahlrechts 
erklären.  Zur  ausführlichen  Behandlung 
der  Agrarfrage  war  keine  Zeit  mehr.  Die 
Agrarkommission  beantragte  deshalb  deren 
Vertagung.  Vliegcn  brachte  folgende  Re- 
solution ein :  »Der  Kongress  ist  der  Mei- 
nung, dass  der  prinzipielle  Programmteil 
in  einigen  Punkten  der  Abänderung  be- 
darf, geht  aber  heute  über  die  hier  be- 
antragte Änderung  zur  Tagesordnung 
über.«  Die  Resolution  wurde  angenom- 
men. Das  vorgeschlagene  Wahlpro- 
gramm wurde  sodann  und  In  der  vor- 
geschlagenen Form  angenommen.  Eine 
sehr  lange  Diskussion  wurde  geführt 
über  die  Redaktion  des  Het  Volk.  Ge- 
noss<'  Tack  wurde  mit  Stimmcnnidiriieit 

zum  Redakteur  gewählt. 
X  X 
Eoglaad  IX  der  Osterwoche  hielten 

die  beiden  sozialistischen 
Organisationen  Grossbri- 
tanntens,  die  S.D.  F.  und  die  /.  L.  F.,  die 
erstere  in  Northhampton,  die  letztere  in 
Manchester,  ihre  Jahreskonferenzen  ab. 
AN  der  25.  Jahreskonferenz  der  S.  D.  F. 
nahmen  34  Delegierte  teil.  Der  wichtigste 
Beratungsgegenstand  bildete  der  Antrag 
auf  Vereinigtmg  mit  der  LL.P.  durch 
Einberufung  eines  allgemeinen  sozia- 
listischen Kongresses.  Dieser  .'\ntrag 
wurde  mit  36  gegen  20  Stimmen  abge- 
lehnt; jedoch  beschloss  der  Kongress. 
auf  Grund  der  Amsterdamer  Resolution 
mit  der  /.  L.  P.  in  Unterhandlungen  zu 
treten.  Ein  .\ntrag,  welcher  den  Wieder- 
eintritt in  das  L.  R.  C.  forderte,  wurde  mit 
55  gegen  11  Stimmen  abgelehnt 
DER  Kongress  der  /.  L.  P.  war  von  15.2 
Delegierten  besucht.    Audi  hier  wurde 
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die  Einigungsfrage  behandelt,  und  zwar 
wurde  sie  durch  die  Mitteilung  des  Vor- 
standes erledigt,  das'?  dii-  /.  L.  P.  mit  dem 
internationalen  sozialistischen  Bureau  in 
Unterhandlungen  eingetreteii  sei.  Der 
Vorstandsbericht  zeipt  einen  bcmerkcnä- 
wertcn  Aufschwung,  vor  allem  auch  eine 
Festigung  der  Partei  finanzen.  Das  Jahr 
1904  hatte  mit  einem  Defizit  von  692  M. 
abgeschlossen,  es  endete  mit  einem  über- 
schuss  von  10334  M.  Ausserdem  ist  ein 
Wahlfonds  vorhanden,  der  im  Berichts- 
jahre von  10749  auf  24020  M.  stieg.  Der 
Literaturvertrieb  der  Partei  brachte  einen 
Überschuss  von  2269  M;  {emer  verfügt 
die  Partei  noch  über  verschiedene  Hilfs- 
fonds. In  dem  Bericht  wird  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  kommenden  Wahlen 
der  ^rtet  noch  grössere  Veri»flichtungen 
bringen  werden.  Es  sei  zu  hofTen,  dass 
eine  grössere  Anzahl  der  Parteikandi- 
daten ins  Parlament  gewihlt  wfirde,  die 
dann  von  der  Gesamtheit  der  Partei  Di- 
äten zu  erhalten  hätten.  Die  hierfür 
ndtige  Summe  werde  mit  4-  bis  5000  M. 
pro  Abgeordneten  zu  berechnen  sein.  Mit 
grosser  Befriedigung  wurde  auf  die  Über- 
nahme des  Labour  Leader  in  eigene  Ver- 
wahnng  der  Partei  hingewiesen.  Das  Blatt 
ist  erheblich  erweitert,  sein  Inhalt  ver- 
bessert worden,  dadurch  hat  die  Partei 
einen  erhöhten  Einfluss  auf  die  allgemeine 
Arbeiterbewegung  erhalten;  die  durch 
die  Vergrösscrung  anfangs  entstandenen 
Verluste  sind  bereits  wieder  ausgeglichen. 
Die  Ddegierten  erklirten  sich  im  Prinzip 
für  die  Ausdehnung  de?  Wahlrechts  auf 
die  Frauen.  Genosse  Keir  Hardie  be- 
grSndete  den  Antrag  atif  Einführung 
einer  pfiaentattven  Verfassung  für  In- 
dien. 

X  X 
Fraakialeh  KAUM  ist  die  Einigimg 
sämtlicher  sozialistischer 
Gruppen  vollzogen,  da  be- 
ginnen sich  schon  wieder  einzelne  abzu- 
trennen; so  hat  der  Genosse  Gerault- 
Richard,  der  Chefredakteur  der  Pctitr 
Ripubliqite  erklärt,  der  neuen  sozia- 
listisdien  lünnmerfraktion  nicht  heimtre- 
ten. Als  Grund  gibt  er  die  bekannten 
Ausführungen  des  ehemaligen  Gymnasial- 
lehrers Gustave  Herv£  an.  Dieser  hatte 
gesagt,  dass  die  franzosischen  Sozialisten 
im  Kriegsfalle  die  Pflicht  hätten,  wer 
anch  der  Angreifer  sein  möge,  den  Mo- 
bilisationsbcfehl  mit  einem  Generalstreik 
der  Reservisten  zu  beantworten.  Jaures 
nahm  in  der  HumaniU  zu  der  Austritts- 
erklärung  seines  Parteifreundes  Stellung, 


und  zwar  tadelte  er  sie.  In  einer  grossen 
Partei,  welche  die  Zttkunft  der  Mensdi- 

heit  vorbereite,  die  eine  Umwälzung  der 
ganzen  sozialen  Ordnung  anstrebe,  gehe 
es  nicht  ab  ohne  ein  Aufsdiämnen  der 

Ideen ;  unter  die  korrekten  Anschauun- 
gen mischten  sich  notwendigerweise 
falsche  Vorstellungen.  Das  müsse  man 
tolerieren.  Aus  diesen  Gesichtspunkten 
heraus  erklärt  Jaures  den  Schritt  Gerault- 
Richards  für  einen  Fehler.  Er  beschwört 
dann  zum  Schluss  seines  Artikels  seine 
Parteifreunde,  in  der  geeinten  Partei  zu 
bleiben  und  Ihr  nicht  wegen  derartigen 
Vorkommnissen  den  Rücken  zu  kehren. 
Gleidiwohl  ist  die  Zahl  der  Dissidenten 
nicht  unbeträchtlich.  So  haben  die  Ge- 
nossen Paschal  Grousset,  Qovis  Hugues, 
Aug^gneur  und  Colliafd  ebenfalls  de* 
finitiv  erklärt,  der  Fraktion  nicht  beizu- 
treten. Ausserdem  nimmt  eine  Anzahl 
Deputierter,  unter  diesen  Briand,  noch 
eine  abwartende  Stellung  ein ;  ihr  Beitritt 
hängt  noch  von  Beschlüssen  ihrer  respek- 
tiven  FSderationen  ab. 
X  X" 
Beigten  AM      i.  Pfingstfcicrtage 

wurde  in  Frameries,  im 
Kohl  engebiete  der  Bori- 
nage  gelegen,  ein  Denkmal  Alfred  De- 
fuisseaux'  enthüllt.  Das  ganze  sozia- 
listische Belgien  war  vertreten,  zaiilreiche 
Sonderzüge  führten  die  Genossen  aus 
allen  Teilen  des  Landes  nach  dem  Orte, 
wo  Defuisseaux,  der  Verkünder  des 
Sozialismus  im  wallonisdien  Belgien,  der 
Organisator  der  belgischen  Bergarbeiter, 
gelebt  und  gewirkt  hat  Fast  alle  so- 
dalistisehen  Deputierten,  Gemeinderäte, 
dei  Parteivorstand  und  die  in  der  Be- 
wegung tätigen  Genossen  waren  zugegen 
und  beteiligten  sich  an  dem  Zdmtausende 
zählenden  Demonstrationsumzuge.  Vor 
dem  Denkmal  hielten  die  Genossen  Se- 
nator Bastien,  die  Deputierten  Vander- 
velde  und  Destree  im  Namen  des  Fartei- 
vorstandes  und  der  Fraktion,  femer  Oiv- 
rot,  im  Namen  des  belgischen  Bcrgarbei- 
terverbandes,  und  schliesslich  die  Genos- 
sin Gatti  de  Ganumd  Ansprachen  an  die 
von  B^sdsterang  getrsgene  Menge. 
X  X 
Japan  TROTZ  Ues  Krieges,  der 

natUfgemäss,  besonders,  da 
er  siegreich  verläuft,  die 
Wellen  der  patriotischen  Begeisterung 
mächtig  steigen  macht,  und  der  aiirh  son- 
stige Hindernisse  bereitet,  ruhen  die  ja- 
panischen Sozialdemokraten  mit  der  Pro- 
paganda für  die  Ideen  des  Sozialismus 
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kernen  AugeabUck.  So  wurden  im  Laufe 
4t$  Monats  April  in  Japan  ai  sozia- 
listische Versammlungen  abgehalten.  Für 
die  demnächst  stattfindenden  Kommunal- 
walden  worde  Genosse  Kinoshtta  als 
Kandidat  aufgestellt  Bei  dem  ungünsti- 
gen Wahlsystem  —  von  1800000  i£in- 
wohnern  von  Tokio  haben  nur  16  500  das 
Wahlrecht  —  ist  ein  Si^  des  sozialisti- 
schen Kandidaten  natürlich  ausgeschlos- 
sen; die  Wahlzeit  soll  vor  allem  au  einer 
kräftigen  Agitation  auH^enutzt  werden. 
DIE  sozialistische  Zeitsdirift  Chokugen, 
die  früher  nur  monatlich  herauskam,  er- 
scheint jetzt  wöchentlich. 
y  X 
RassprifrarjeundTN  der  letzten  Nummer 
Soiuiismus  des  japanischen  Socialist 
facsdiwert  sich  Genosse  Sa- 
kai  bitter  über  Anfeindungen,  denen  die 
Japaner  in  Amerika  ausgesetzt  sind.  £s 
sei  imridit^,  wenn  behauptet  werde,  die 
Japaner  arbeiteten  für  geringeren  Lohn; 
d)enso  falsch  sei  es,  anzunehmen,  die  ja- 
panischen Arbeiter  ständen  sittlich  imd 
in  der  Bildung  auf  einem  tieferen  Niveau, 
als  die  grösste  Zahl  der  europäischen 
Einwanderer  in  Amerika;  seien  doch  die 
meisten  der  einwandernden  Slawen  und 
Romanen  Analphabeten.  Sodann  wendet 
stdi  der  Schreiber  gegen  die  Resolution, 
welche  die  amerikanischen  Delegierten 
dem  Amsterdamer  Kbngress  zur  An- 
nahme empfohlen  hatte,  und  durch  welche 
die  Barbaren,  namentlich  die  Asiaten,  von 
der  Snwandenmg  in  andere  Länder 
aufeschlossen  sein  sollten.  »Sind  die 
Priaapien  des  Sozialismus  nur  auf  die 
weissen  Völker  anwendbar?  Sind  wir 
ungeeignet,  in  die  internationale  sozia- 
Ustische  Bewegung  einzutreten?  Ist  der 
Sottalitmus  nur  dazu  da,  um  die  Inter- 
essen einer  bestimmten  JRasse  wahren- 
nehmen ?« 

>■  X 
PrM««  DIE  Sächsische  Arbeiter- 

seitung  erziette  im  ver- 
flossenen Gf-cli.ifti^iahre 
einschlieslich  der  Druckerei  einen  Rein- 
gewinn von  37500  M.,  obwohl  grosse 
Umbauten  vorgenommen  und  reichliche 
Abschreibungen  gemacht  wurden,  und  ob- 
wohl gegen  6000  M.  für  Strafen  nnd  Ge- 
richtsko?ten  aufzubringen  waren.  Das 
Blatt  hat  jetzt  24000  Abonnenten,  wozu 
noch  12000  Abonnenten  eines  Kopf- 
blattes kommen.  Die  Bergischc  Arbeiter- 
stimme  hat  jetzt  6500  Abonnenten  und 
erzidte  im  letzten  Geschäftsjahre  einen 
Reingewinn  von  14800  M.  Demnächst 


soll  die  Aufstellung  einer  Rotations- 
maschine erfolgen.    Einen  erfreutidien 

Aufschwimg  nimmt  die  in  Niederöster- 
reich verbreitete  Volkstribüne.  Dieses 
Parteiorgan  hatte  im  Jahre  1901  eitie 
Auflage  von  24800  Exemplaren,  stieg  im 
Jahre  1903  auf  4.2  500  und  erreichte  Ende 
vorigen  Jahres  eine  Auflage  von  4900a 
In  den  letzten  Wix-hcn  ist  die  Auflage 
des  Blattes  auf  53000  Exemplare  ge- 
stiegen- Die  Auflage  der  Wiener  Ar- 
beiterzeitung ist  im  letzten  Jahre  tun 
5000  gestiegen. 

X  X 
Kons  Cbraatk  GENOSSE  Tauscher 
in  Stuttgart  frierte  das 
Jubiläum  5oj  ähriger  Be- 
rufstätigkeit. X  Der  Landesverband  der 
deiftsdien  imd  Ssterreidi-tmgarischen 
Sozialisten  in  der  Schweiz  hat  im 
Jahre  1904  seine  Mitgliederzahl  von  2^ 
auf  9^  erhöht.  X  Die  Vie  Socialiste 
hat  eine  internationale  Enquete  über  So- 
zialismus und  Patriotismus 
veranstaltet.  Nuao  ManaoN 

fltowarkaChaftabeweirung 

Gawerkichafts-  DER  Gewerkschaf tskon- 
koairMSlaCOlagress.  der  vom  22.  bis  27. 

Mai  in  Cöln  stattfand,  hat 
einen  für  die  Gewerkschafter  durchaus 
günstigen  Verlauf  genommen.  Von  einer 
Einladung  der  Reichsregicrung  war  dies- 
mal Abstand  genommen  worden,  weil, 
wie  Legien  erklärte,  es  der  Ehre  der 
deutschen  Gewerkschaften  widerspridit, 
an  jene  Stellen  wieder  Einladungen  er- 
gehen zu  lassen,  die  doch  nur  ignoriert 
werden.  Die  vorgeschlagene  Tagesord- 
nung erfuhr  eine  Erweiterung  insofern, 
als  ihr  ein  neuer  Punkt  Stellungmhme 
Mttm  Übertritt  aus  einer  Cezierkschaft  in 
die  andere  infolf;e  Berufrwechscls  einge- 
fügt wurde.  Der  Rechenschaftsbericht 
der  Generalkommission,  gegen  deren 
Tätigkeit  emsthafte  Einwendungen  nicht 
erhoben  wurden,  fand  eine  mehr  ge- 
schäftsmässige  Erledig^ung.  Lel)h.ift  dis- 
kutiert wurde  der  Punkt  Streikunterstüt- 
svng;  es  kam  zur  Annahme  eines  An- 
tiages.  der  vorläufiKe  feste  Normen 
schafft  für  Inszenierung  von  Sammlungen 
bei  Massenstreiks.  Einen  Glanzpunkt  des 
frsnzcn  Kongresses  bildete  der  Bericht 
des  Zcntralarbeitersekretariats,  erstattet 
von  Robert  Schmidt,  der  eine  gross- 
zügige Darstellung  der  Praxis  un- 
serer Arbeilcrver  Sicherung  gab.  Auch 
der  Punkt  Die  gesetzliche  Vertrt- 
tung  der  Arbeiterschaft  im  Arbeitskom- 
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mern  oder  Arbtiterkammem,  Referenten 

P.  Umbreit  und  O,  Huc.  fand  .sowohl 
durch  die  Referate,  als  durch  die  Diskus- 
sion, wie  auch  die  Abstimmung  eine 
(iurch.'Ui^  angrmi-- seile  Erledigung;.  Mit 
Zweidrittelniehrbeit  erklärte  sich  der 
Kongress  für  Arbeiterkammem.  Das 
Referat  C  Links  über  die  A-.ifgnben  der 
GcwerkschaflskartcUe  wurde  ohne  De- 
batte und  mit  Beifall  entgegengenommen. 
Ebenso  fand  der  v(>r7Üpb'cbe  Vortrag  A. 
von  Elms  über  Gewerkschaften  und  Ge- 
nossenschaften sehr  viel  Zustimmung; 
weniger  erfreulich  war  die  Diskussion  zu 
diesem  I'unkte  (vergl.  den  Artikel  von 
Helma  Steinbach  Bemerkungen  über  die 
Gmossenschaftsdebatte  auf  dem  Cölntr 
Gewerkschaftskongress,  pag.  584  ff.). 
Mit  grosser  Mehrheit  sprach  sich  der 
Kongress  nach  einem  Referat  Bömel- 
hurgs  und  nach  längerer  Diskussion 
gegen  den  Generalstreik  aus.  Von  Wich- 
tigkeit war  weiter  das  Referat  Robert 
"Schmidts  und  die  Aussprache  öber  die 
Maifeier.  Von  einer  Beschlassfassung 
wurde  bei  diesem  Punkt  abgesehen.  In 
Rücksicht  auf  den  Raum  unserer  Rund» 
schau  müssen  wir  uns  auf  diese  kurze 
Wiedergabe  der  Verhandlungen  be- 
schränken (vergl.  im  übrigen  den  Ar- 
tikel von  Adolph  von  Elm  Rückblick  auf 
den  fünften  deutschen  Gewerkschafts- 
kw^ptus,  |ng.  5^  II.). 
X  X 
BOuudMJalH  ZU  unseren  früheren  An- 
rtt  1904  gaben     im  vorigen  Bandie 

(pag.  gi  und  555  ff.)  nodi 
einige  Zahlen  ans  der  Gewerkschafts- 
statistik für  das  Jahr  1904.  die  nunmehr 
in  Nr.  21  des  Korrcspondenzblatts  ver- 
«fffeiitlicht  wird.  Zunächst  über  die  Mit- 
glie<lerbcwegiing  aller  fleutschen  Gewerk- 
schaften die  Hauptzahlen.  Es  hatten 
Mitglieder  die 
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Die  Mitglicdcrzunahme  der  Zentralver- 
bände bleibt  danach,  relativ  betrachtet, 
um  etwas  hinter  der  der  christlichen  Ge- 
werkschaften zurück,  absolut  ist  sie  mehr, 

als  5mal  so  stark,  wie  die  der  übri- 
gen Gewcrkscljaften  zusammengenommen. 
DIE  Zahl  der  w  ei  b  1 1  c  h  e  n  Mitglieder 

vermehrte  sich  um  7938,  die  Zunahme 
ist  wesentlich  geringer,  als  im  Jahre 
1903,  wo  sie  sich  auf  12448  belief.  In 

nicht  weniger,  als  7  Organisationen 
ist  die  Zahl  der  weiblichen  Mitglieder 
zurückgegangen. 

EINE  sehr  günsti^^e  Entwickelung  nahm 
da>  Kassen  \v  e  s  e  n  der  Gewerkschaf- 
ten. Die  Grvanit  einnähme  der  sel- 
ben belief  sich  auf  20  190  724  M.  (gegen- 
über 16 419 992  M.  im  Vorjahr),  davon 
entfallen  auf  die  Verbände  der  Metall- 
arbeiter 3J09888,  Maurer  2546937« 
Holzarbeiter  2  344  994,  Buchdrudttr 
-'104821.  Te.xtilarheiter  916 931.  Zim- 
merer 805712,  Bauarbeiter  713799,  Berg- 
arbeiter 694019,  Handels-  und  Trans- 
portarbeiter 537391.  Fabrikarbeiter 
480368,  Maler  452372,  Tabakarbeiier 
393073,  Brauer  315  476  M.  Die  Aus- 
gaben beliefen  sich  inisgesamt  auf 
^7  73^753  (13  724  33^  >  M.  Davon  ent- 
fallen auf  Streikunterstützung  5869499^ 
für  Recht ---chtitz  206  7S2,  Gemassrcgel- 
tenuntcrstui/ung  536209,  Keiseunterstut- 
zang  646821,  Arbeitslosenunterstützung 
r  VK)  424,  Kraiikcmiiiterstützung  14169.^5, 
invaiidcnuntersiutzung  213  626,  Sterbe- 
follunterstützung  267090,  Notfallunter- 
stützung 243702,  Umzugsunterstützung 
1 10  917,  Verbandsorgane  1097257,  Agi- 
tation 962392,  Gehiiltcr  367557.  Verwal- 
tungsmaterial  409966  M.  .\uffällig  ist 
die  gewaltige  Steige nmg  der  Unter- 
--tüt;ruiigen,  besondi  i  ^  abiT  clcr  Aus- 
gaben für  Streikunterstützung,  die  um 
1,25  Mill.  M.  grösser  sind,  als  selbst  im 
Vorjahre,  wo  sie  sich  auf  4529672  M. 
beliefen.  Und  da  redet  man  noch  von 
einer  «arigelhaften  Aggressivkraft  der 
Gewerkschaften !  Trotz  der  gewaltigen 
Steigerung  der  Gewerkschaftsausgaben 
ist  im  Jiüire  1904  r  G  e  s  a  m  t  k  a  S  - 
s  e  n  b  c  s  t  a  n  d  der  (Gewerkschaften  um 
ein  Bedeutendes  in  die  Höhe  gegangen. 
Er  stieg  am  Jahresschluss  auf  16109903 
M.  (gegenüber  12570972  M.  im  Jahre 
1903).  Davon  In-fanden  sich  in  der  Kasse 
des  Buchdruckerverbandes  4374013.  des 
Maurerverbandes  2090681.  des  Metall- 
arbcitcrverbandes  1  543  353.  des  Holz- 
arbeitervcrbnndes  1452  215  M.  Die  Ge- 
samteinnahmen   und  -ausgaben  aller 
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Organisationen  im  Jahre  1904  beliefen  sich 
auf  315370^  M.  respektive  17304546  M. 
Und  »war  hatten  (in  M.)  die  


Jahre«- 

Jahres* 
atugauc 

Katseif 

7entralverb5nde  . 

10 190  724 

'{ 

16  100903 

isSiaiiS 

Lokale  Veremc 

T 

HttTch-Dnocker» 

sehe  Gewerk" 

T 

? 

? 

Quistliche  Ge- 

wnkschaftcD  (Gt- 

tamlptrbamd) .  . 

8945*7 

711  700 

ChtiftUdM  Ge- 

wakfcbaften  (nn- 

abUsgige)  .    .  . 

451834 

38»  «H3 

Unabhängige  Ver- 

7 

7 

in  Kumma 

' »  537  ^5 

17104  SAt> 

'  >3  7'»o335 

X  X 
KmaChiOTlk  IM  Verband    der  Por- 
zellanarbeiter wxir- 
<te    durch  Urabstimmung 
die  obligatorische  Einführung  des  Kran- 
kengeldzuschusses beschlossen.  4329  Mit- 
glieder stimmten    mit  Ja  und    3662  mit 
Nein,    X     Der    dänische  Gcwerk- 
sdialtskongress,  der  am  GrSndonnerstag 
in  Kopenhagen  abgehalten    wurde,  be- 
schäftigte sich  in  der  Hauptsache  mit  den 
beiden  Fragen  ArbeUsteit   und  Arbeits' 
'  losi^krit.    Zu  letzterem  Punkte  forderte 
der  Kongress  Zuschüsse  zu  den  Arbeits- 
losenunterstützungen  der  Gewerkschaf- 
ten.   X     Ein  Weltverband  der  Dia- 
mantarbeiter ist  auf  dem  6.  inter- 
nationalen Kongress  der  Dianiantarbetter 
in  Paris  gegründet  worden. 
X  X 
Utamhnr         DIE  gewerkschaftliche  Li- 
teratur hat  in  den  letzten 
Jahren  einen  Um&ng  an- 
gt  nommen.  dass  es  schwer  ist,  sie  in  dem 
beschränkten    Raum    dieser  Rundschau 
etngdiend  zu  wfirdigen  oder  sie  anch  nur 
vollständig  mit  Titel  und  Inhalt  zu  ver- 
zeichnen.   Wir  wollen    versuchen,  die 
wichtigsten    gewerkschaftlichen  Schrif- 
ten, die  im  letzten  Halbjahr  erschienen 
sind,  kurz  zu  besprechen.  Da  müssen  wir 
zunächst     August  BringmattAS 
Geschichte  der  deutschen  Zimmererbewe- 
gung /Stuttgart,  Dietz/  nennen,  die  nun- 
mdir  bis  zum    II.  Band  fortgeschritten 
ist  (über  den  I.  siehe  Sosialistische  Mo- 
natshefte, 1904,  I.  Bd.,  pag.  255  ff.).  In 
ihm  ist  die  Geschichte  nicht    nur  der 
Zinmererbewegung,    sondern  auch  dar- 
über hhians  die  der  detttsdien  Gewerk- 
schaften überhaupt  für  die  Zeit  von  1868 
bis  1890  geschildert.    Gerade   aus  den 


ersten  Entwickclungsjahrcn    der  deut- 
schen Gewerkschaftsbewegung,  aus  den  da- 
maligen Kämpfen  der  Gewerksch.iften  un- 
ter einander  und  mit  den  Anhängern  der 
verschiedenen  sozialistischen  Richtungen 
wird   ein    rdchbaltiges  Material  beige- 
Inadit,   das  uns   diese   Zeit   und  ihre 
Kampfe  viel  verständlicher  macht.  Mit 
ipossem^  Interesse  lesen  wir  vor  allem 
die  Schilderung  der  grossen  Bauarbeiter- 
aussperrungen in  den  Jahren  1872  und 
1873,  die  so  sehr  an  die  modernen  Aus- 
sperrungen erinnern.    Audi  sonst  bietet 
die  Bringmannsche  Schrift    eine  Fülle 
des  Interessanten  und  Belehrenden  .  für 
den  Gewerkschafter  und  den  Gewerk- 
schaftsfreund, dass  wir  die  I^ktürc  des 
selben  nur  jedem  empfehlen  können.  X 
Ein    gutes  Buch    sind    auch  Fai>ny 
Imles  Gewerbliche  Friedensdokumente, 
Entstehungs-      und  Entwickelungsge- 
schichtc    der    Tarifgemeinschaften  in 
Deutschland  /Jena,  Gustav  Fischer/.  Die 
Verfasserin  hat  sich  redliche  Mühe  ge- 
geben, alles  nur  irgendwie  zu  erlangende 
Material    über  die  Tarifgeraeinschaften 
in  Deutschland  zu  sammeln.    Mit  allen 
gewerkschaftlichen     Zentralstellen  und 
ffsgen  5000  gewerkschaftlichen  Ortsver- 
einen hat  sie  sich  rur  Erlangwig  der  not- 
wendigen Unterlagen  in  Verbindung  ge- 
setzt. Das  Resultat  ihrer  Umfrage  ist  in 
ihrem  570  Seiten  starken  Buche  nteder- 
!3:elegt    und  verarbeitet.    Nicht  weniger 
als  736  TanfTcrtrage  werden    von  ihr 
wiedergegeben,  dazu  wird  aus  fa^t  allen 
Gewerben  eine  Geschichte  der  Tarifge- 
meinschaft geboten,  die  auf  Vollständig- 
keit natürlich  keinen  .^nspruch  machen 
kann.   Störend  wirkt  in  der  Schilderung 
der  Verfasserin  nur  immer  wieder  ihr 
Bestreben,   die     atttirrtolutionären  Ten- 
denzen der  Tarifgemeinscbaften  hervor- 
zuheben, die  dodi  sehr  bestritten  sind. 
Ahgc sehen  von   dieser  Tendenz,  die  ja 
schon  im  Titel  des  Buches  zum  Ausdruck 
kommt,  ist  nur  Gutes  von  ihm  zu  sagen. 
Gerade  jetzt,  wo  die  Tarifbewepung  «o 
hoch  geht,  wird  es  vielen  Gewerkschafts- 
führern gtite  Dienste  leisten.  Freilich  ist 
das  Buch  für  einen  Arbeiter  recht  teuer: 
es  kostet  10  M.    Doch  können  Vereins- 
bibliotheken sich  diese  Ausgabe  immer- 
hin gestatten,  um  es  so  auch  wetteren 
Kreisen  zugänglidi  zu  machen.  X  Mit 
den      amerikanischen  Gewerkschaften 
macht  uns  ein  Buch  John  Mitchells, 
des  PrSsidenten  d^r  United  Mine  Wer- 
kers of  America,  bekannt,  das  unter  dem 
Titel  Organisierte  Arbeit  /Dresden,  Böh- 
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mert/  von  Dr.   Hermann   Has?c  ins 
Deutsche  übertraRcn  worden  ist.    Es  ist 
ein  anderer  Geist,  der  aus  dieser  Schrift 
■/u  uns  redet,  als  der  Geist  der  deutseben 
Gewerkschaften   es  ist.     Das  lehrt  vor 
allen  Dingen    das  Bestreben    des  Ver- 
fassers, immer  wieder  zu  betonen,  dass 
die  Gewerkschaften    »für    den  Arbeiter 
bestimmt,  aber  gegen  niemanden  gerich- 
tet«   eien.  die  »Interessen  von  Arbeit  und 
Kapital«  zu  versöhnen,  »nicht  durch  eine 
Niederlage  des  einen,   sondern  durch 
gegenseitiges   Verständnis,     die  Rechte 
und  Verantwortung  aller  Beteiligten:  des 
Arbeiters,  Unternehmers  und  der  Öffent- 
lichkeit, geklärt  und  lückenlos  anerkannt«. 
Diese  andere  Auffassung   der  amerika- 
nischen Gewerkschafter  zeigt    sich  vor 
allem  bei  ihrer  Behandlung  der  unorga- 
nisierten Arbeiter,  ihrer  Fremdenpolitik, 
ilirer  Zwedmuässtglceitspolitik.    in  ihrer 
Beteiligtmg  an  der  Ciz'ic  Fedcration  und 
anderm.    Diese  Kapitel,  vor  allem  aber 
auch  die  Schilderung  der  Geschichte,  der 
Entwickelung  und  der  Verfassung  der 
amerikanischen  Gewerkschaften  werden 
bei     den     deutschen  Gewerkschaftern 
grosses  Interesse  erwecken,  we^lb  wir 
ihnen  die  ansprechend  gesdniebene  Schrift 
angelegcntüchst  empfehlen.    Dem  Über- 
setzer gebührt  unser  Dank,  dass  er  uns 
mit  dieser  Schrift  bekannt  gemacht  hat. 
X     -Aufrichtige     Freude     bereitet  des 
württemhorgi^elmi  Gewerbein ^pcktors  G. 
Hardegg     Broschüre  Arhcitnchmer- 
und      Arbntgcbcn'crbändc  /Stuttgart, 
Witt  wer/,  die  zwei  Vorträge  des  Ver- 
fosscrs  über  die  genannten  Organisatio- 
nen im  Goethebund  in  Stuttgart  wieder- 
gibt.   Sie  bringt  uns  zunächst  eine  kurz- 
gefasste.  objektive  Würdigung  der  deut- 
schen  Gewerkschaftsbewegung  sowohl, 
wie  der  Unternehmerverbände  und  kann 
in  ihrem  ersten  Teil    als    ein  einziges 
wirksames  Plaidoyer  für  starke  Arbetter- 
ori^nisationen  gelten.   Von  der  bürger» 
h'clirn  Literatur  über  die  Gewerkschaften, 
die  uns  das    letzte  Jahr  gebracht  hat, 
bietet  dieses  Schriftchen  das  Beste. 
ÜBERHAUPT  macht  sich  in  dm  lot?:- 
ten  Jahren  ein  grosseres  Verständnis  für 
die  Gewerkschaf t,slH*wegung  bemerkbar. 
Das  verrät  auch  G.  C  a  r  r  i  n  g  s  Aufsatz 
Die  deutsche  Gewerkschaftsbewegung  im 
Tmrmer-Jakrhueh  für  1905.  Der  Verfasser 
gibt  ein  übersichtliches,  objektives  Bild 
der    deutschen  Gewerkschaftsbewegung ; 
gegenüber  den  Schattenseiten,    die  von 
der  bürgerlichen  Tagesjoumalistik  gar 
ni  sehr  tmd  gar  m  ■flwidilieMlidi  betoot 


werden,  zeigt  er  ihre  Lichtseiten,  ihre 

sittliche  vmd  kulturgeschichtliche  Bedeu- 
tung. Wie  er  selbst  sagt,  kam  es  ihm 
darauf  an.  »in  möglichster  Kurze  eine 
der  Ix'deutungsvoÜsten  Bewegungen  un- 
serer Zeit  in  ihren  Hauptzugen  richtig  zu 
schildern,  meinend,  dass  das  Gesamtbild 
erfreulich  sein  müsse  für  Geist  und  Ge- 
mütc.  Dieser  Satz  drückt  der  ganzen 
Abhandlung,  die  als  Einführung  in  di  - 
deutsche  Gewerlcschaftsbewegung  gelten 
kann,  ihren  Stempel  auf.    onit  obnnmiot 

Genossenschaftabewegung 

Zeniraht^r.    DER    Bericht    des  Ver- 
"J!er  'koh.    bandssekrctariats  über  das 
aumvweitte    Jahr    1904    zeigt  deutlich 
ein     weiteres     kraftvolles  Wachstum 
dieser  Organisation    der    modernen  (ie- 
nossenscliaftsbcwegung.    Die    Zaiil  der 
angeschlossenen  Vereine   vermehrte  sich 
von   685  auf  760.    Darunter  befanden 
sich  14  Produktivgenossenschaften.  Die 
zur  Statistik   berichtenden    725  Vereine 
hatten  649  588  Mitglieder,  ein  Kapital  von 
19  761 210    M.,    einen    Umsatz  von 
202646189  M.  und  einen  ^'bcT^chuss  vOn 
16767778  M.  Sie  beschäftigten  8261  Per- 
sonen mid  stellten  für  17092086  M. 
Waren  in  eigener  Produktion  her.  Unter 
den  berichtenden  waren  ii  Produkiiv- 
genossensdnften    mit   34I3  Mitgliedern 
tind  3  047  479  M.  Produktion.    Eine  ein- 
gehende Berufsstatistik  der  Mit- 
glieder,   die  ungefähr  500000  Personen 
umfasst,  ergab  folgendes  Resultat:  44263 
selbständige     Gewerbetreibende,     10  289 
selbständige  Landwirte.   30122  Beamte 
und    freie    Berufe,    359  405  industrielle 
Lohnarbeiter,   14  420  landwirtschaftliche 
Lohnarbeiter  und  .36376  ohne  bestimmten 
Beruf.    Auffallend   ist,   dass   nur  die 
Gruppe    der    industriellen  Lohnarbeiter 
gegen   das  Vorjahr    einen  erheblichen 
Rückgang  (tun  33 122)  aufzuweisen  hat. 
dem  aber  eine  fast  genau  entsprechende 
Steigerung    der    weiblichen  Mitglieder 
(von  31;^  auf  67285)  gegenübersteht. 
Es  ersdieMit  demmdi  die  Annahme  ge- 
rechtfertigt,  dass  mehr  und  mehr  die  Ar- 
beiterfrauen selbst  Mitglied  der  Konsum- 
vereine werden,  eine  sehr  erfreuliche  Er« 
scheinung  angesichts  der  gerade  von  die- 
ser Seite  ausserordentlich  starken  Hem- 
mungen.   Endlich    seien    noch  folgende 
Durchschnittsziffern  der  Kern» 
sumvereine  mitgeteilt,  die  ein  interessan- 
tes und  klares  Bild  der  Orgam'sation  und 
Leistuiunlähiskeit    der  genossenschaft- 
ficben  Wsromrteilttng  geben:  ICüglte- 
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^enah\    pro  Verein:  gio.    Umsatz  pro 
Verein:  233370  M.,  Umsatz  pro  Mitglied: 
2S6        überschttss  pro  Mitglied:  25,35 
M..  Umsatz  einer  Verkaufsstelle:  80107. 
Mitglieder  pro  Verkaufsstelle  351.  Den 
Mitgliedern  nach  umfasst  der  Zentral- 
verband  etwa  drei  V^icrtel  der  deutschen 
Konsumvereinsbewegung ;  ihm  folgt  der 
Allgemeine  Verband  mit  372  Vereinen 
«md  248004  MitgUedem. 
DAS  von  Heinrich  Kaufmann  geleitete 
Verbandssekretariat  hatte  wie- 
der eine  ausserordentliche  Fülle  von  Ar- 
beiten zu  bewältigen.   Ihm  liegt  die  Re- 
<laktion  der  von  der  Wrlagsanstalt  de- 
Verbandes   herausgegebenen  Agitations- 
schriften. Flugblitter.  sowie  der  beiden 
Zeitschriften  oh,  von  denen  die  Konsum- 
genossenschaftliche   Rundschau    in  einer 
Auflage    TOn    6400    Exemplaren,  das 
Frauengenossenschaftshliift  in  einer  sol- 
chen von  146000  Exemplaren  erscheint. 
Das  Fraucnblatt  ist  von  300  Vereinen  für 
ihre  Mitglieder  abonniert.    Es  soll  in 
Zukunft  im  Gegensatz  zu  seinem  jetzigen 
familicnblattmässigen  einen  mehr  genos- 
senschaftlichen Charakter  erhalten,  was 
ihm    sicherlich    nichts    schaden  wird. 
Ausserdem  wurde  das  Sekretariat  viel- 
fach in  Anspruch  genommen  bei  Grün- 
dimg von  Konstnnvereinen,    sowie  für 
praktische    und    juristische  Ati^^k-Tinft- 
erteilung.    Auch  lag  in  seiner  Hand  die 
Leitung    der    Abwehrmassnahmen,  die 
durch  die  immer  erbitterter  und  ma^«^ 
loser  werdenden  Angriffe    der  Gegner 
bedingt    wurden.     Die  Verfaigsanstalt 
schliesst  bei  einem  Umsätze  von  232,336 
"M.  mit  einem  überschuss  von  7474  M.  ab. 
ENDLICH  enthält  der  Bericht  noch  die 
mit  Spannung  erwarteten  Ergebnisse  der 
Im  letzten  Winter  aufgenommenen  Sta- 
tiltSk    über  den   cl  i  r  e  k  t  e  n   W  ;i  r  e  n  - 
1>e z n g  der  Verbandsvereine  von  land- 
wirtschaftlichen Genossen- 
schaften.   Diese  Ergebnisse  sind  so- 
wohl hinsichtlich  des  Umfanges  der  ge- 
nannten Beziehungen,  als  auch  der  daM 
gemachten    Erfahrungen  überraschend 
gute.  Von  678  berichtenden  Verbahds- 
▼ereinen  bezoRcn   2q8,  oder  44%.  ans 
direkten     landwirtschaftlichen  Quellen, 
und  zwar   wurden   von  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  für  5  187252,  von 
adbständigen  Landwirten  für  2515721  M. 
Waren  bezogen.   Rechnet  man  hierzu  die 
2  254  575  M.  durch  die  G.  E.  G.  direkt 
bezogenen  Undwirtacfaaftlichen  Produkte. 
M  cmibt  dat  cioaii  Cttiiwibfnig  von 
1007741  M.,  fldch  9%  des  Waren- 


bezugs  der  Verbandsvereine  überhaupt. 
Weit   mehr   als  die  Hälfte  dieses  Be- 
trags  entfiel   auf  den  Umsatz  in  Mol» 
kcreiprodukten.  der  nächsthochste  Betrag 
auf  Schlachtvieh,    sodann  auf  Getreide. 
Ger,  Kartoffeln,  Konserven,  Wein,  Ho- 
nig.   Was  die  gemachten  Erfahrungen 
betrifft,  so  werden  sie  im  Gegensatz  zu 
früheren  Zeiten  fast  durchgängig  als  gut. 
teilweise  als  sehr  gut,  bezeichnet.  Nur 
wenige  Klagen  liegen  vor,  und  dann 
hauptsächlich  über  zu  hohe  Preise  und 
mangelhafte  kaufmännische  Rechnungs- 
führung. Erstere  erklären  sich  zum  Teil 
durch   die   hervorragend   guten  Quali- 
täten, letztere  durch  die  Unerfahrenheit 
junger  Genossenschaften.   Im  höchsten 
Grade  wünschenswert  wäre  eine  inten- 
sive Weiterentwickelung    dieser  sowohl 
vom  rein  kaufmännischen,  als  auch  vom 
volkswirtschafth'chen  Standpunkt  ausser- 
ordentlich bedeutungsvollen  Beziehungen. 
X  X 
Uatarvsitante-  DER  Monat  Mai  stand  im 
Zeichen  der  Unterverbands- 
tage.   Die  rheinisch-west- 
fälischen,   süddeutschen,  thüringischen 
und  mitteldeutschen  Konsumvereine  tra- 
ten in  ihm  zur  Tagimg  zu'^ammen,  denen 
im  Juni  noch  die  sächsischen  und  bran- 
denburgischen  folgten.     Die  Jahresbe- 
richte dic-^er  dem  Zcntrak'crband  ange- 
schlossenen Vereine  wie,sen  durchweg  ein 
sehr  erfreuliches  Bild  auf:  Zunahme  an 
W reinen,  an   Mitgliedern,   Umsatz  und 
Reingewinn.  Die  auf  den  Verbandstagen 
behandelten  Fragen  waren  mannigfJti- 
ger  Natur.    Eine  grosse  Rolle  spielte  na- 
türlich die  Tagesordnung  des  Stuttgar- 
ter   Genossenschaftstages,    speziell  die 
Frage    der  Angestelltenunter- 
stutzungskasse.    Es  herrschte  da 
eine  bemerkenswerte  Einigkeit  Auf  eini- 
gen Verbandstagen  wurden  zwar  einzelne 
Punkte  bemingdt,  doch  wurden  kdne 
.Abänderungsvorschläge  beschlossen.  Auch 
der  Punkt   Umsatssteutr  und  Konsum- 
verHM  wurde  auf  zwei  Verfaandstagen 
behandelt  und  in   Verbindung  mit  ihm 
die  Affäre  Peus,  die  in  der  Partei  so  viel 
Staub  aufgewirbelt  hat.    Peus  war  be- 
kanntlich  im  anhaltischen  Landtag  be- 
dingungsweise für  eine  %prozentige  Um- 
satzbesteuenmg  der  lOmnimvereine  ein- 
getreten, die  dann  aber  an  Stelle  jeder 
anderen  Besteuerungsart  treten  solle.  Er 
hatte  sich  damit  in  scharfen  Gegensatz 
«tr  Haltung  sowohl  der  Partei,  als  auch 
6tt  Genossenschaften  gegenüber  dieser 
Frafe  gestellt  Auf  dem  mittcldratadiea 
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V«rbandstage  in  Dessau  gab  nun  Peus, 
er  leine  bona  fides  erklärt  hatte, 

an  der  wohl  auch  niemand  zu  zweifeln 
dn  Redit  gehabt  hatte,  selbst  seinen 
Standpankt  preis  imd  empfahl  eine  die 
Besteuerung  des  Umsatzes  verwerfende 
Resolution.  Damit  hat  hoffentlich  die  un- 
eiiqnidclidie  Angdegenhett  für  die  Ge- 
nossensdiafter  ihre  Erledigung  gefunden, 
Endlidi  wurden  noch  auf  mehreren  Ver- 
bandstagen  Wiinsdie  nach  Errichtung 
von  Agitationsausschü'isen  oder 
Anstellung  ständiger  Wanderleh- 
rer respdctive  Bezirks sekretäre  mit  Un- 
terstützung de;  Zr»tralverbandes  laut, 
für  die  bei  der  raMhen  Ausdehnung  des 
Genossenschaftswesens  offenbar  ein  gros- 
ses Bedürfnis  vorUegt.  Von  sdten  der 
anwesenden  Vertreter  des  Zentralver- 
bandes  konnte  erklärt  werden,  dass  ein 
entaprediender  Antrag  dem  Genossen- 
schaftstage vorgelegt  werden  wärde. 
X  X 
WIM  ZU  unserer  Mitteilung  im 

vorigen  Bande  (pag.  47^) 
über  den  jungen  Wiener 
Arbeiterkonsumverein  V'orwäris  wird  ims 
ans  Wien  ergänzend  geschrieben,  dass 
da^elb'^t  noch  3  andere  Arbeiterkonsum- 
vereine älteren  Datums  mit  19000,  4000 
und  1500  Mitgliedem  existieren.  Der 
Vorwärts  hatte  es  Ende  des  T.  Scine-^tcrs 
1904-1905  auf  12  157  Mitglieder  gebracht. 
Rechnet  man  dazu  die  40  ODO  BÜtglieder 
des  bürgerlichen  Konsumvereins,  so  er- 
gibt das  für  Wien  eine  organisierte  Kon- 
sumentenschaft von  über  76000  Familien. 
Das  würde  allerdings  in  etwas  die  land- 
läufige Ansicht  widerlegen,  dass  Kon- 
sumvereine in  Grossstädten,  oder  viel- 
mehr Weltstädten,  überhaupt  nicht  ge- 
deihen können,  wenn  —  es  nicht  etwa  be- 
wiese, dass  Wien  in  gewisser  Beziehung 
eben  doch  keine  Weltstadt  ist  Trotz- 
dem können  wir  dem  Genossen,  der  uns 
den  Brief  pc-sohrieben.  nicht  zustim- 
men, wenn  er  es  ganz  allgemein  als  eine 
Fabel  bezeichnet,  »dass  die  Grossstädte 
einen  besonders  ungünstigen  Boden  dar- 
stellen«. Die  Schwierigkeiten  sind  hier 
zweifellos  grössere,  als  anderswo.  Aber 
sie  sind  zu  überwinden.  Und  da  i't  e~ 
uns  denn  trotz  obiger  Einschränkung 
eine  sehr  interessante  Bestätigtmg  der,  so- 
wohl in  diesen  Blättern,  als  auch  anders- 
wo schon  öfters  geäusserten  Ansichten 
Über  das  Stagnieren  der  Berliner  Bewe- 
gung gewesen,  was  der  Brief  uns  in 
Hinblick  auf  die  sehr  rasche  Entwidce- 
lung  des  Vomirts  nrittdlt,  und  was  wir 


daher  hier  wörtlich  wiedergeben  wollen: 
»Nicht  die  Grossstadt  ist  schuld,  wenn 
ein  Konsumverein  nicht  entsprechend  ge- 
deiht, sondern  die  Trägheit  oder  Ein- 
sichtslosi^cdt  der  fahrenden  Genossen. 
In  Vorstand  und  Aufsichtsrat  des  ['.v- 
ufärts  sttscn  unsere  besten  Genossen,  und 
das  gibt  der  Hasse  das  notwendige  Ver- 
trauen. Die  Arbfilerseitung  steht  uns 
zur  Verfügung,  so  oft  wir  sie  brauchen, 
die  politische  und  gewerkschaftliche  Or- 
ganisation fördert  uns  mit  alier  Macht. 
Daher  der  Erfolg.«  Glückliches 
Wienl  möchte  man  ausrufen,  wo  die  bei 
uns  so  oft  propagierte,  aber  für  Deutsch- 
land, und  speziell  Berlin,  noch  lange  nicht 
zur  Tatsache  fewordene  Einheitlichkdt 
der  Arbdterbewegnng  verwirklicht  ist 
X  X 
Kam  OMoalk  AUF  dem  Cölner  Ge- 
werkschaftskon- 
gress  wurde  nach  einem 
Referate  des  Genossen  von  Elm  und 
nach  einer  längeren,  teilweise  ziemlich 
eir^len  Debatte  eine  Resolution  ange- 
nommen, die  eine  gegenseitige  Unter- 
stützungspflicht beider  Organisationen 
postuliert  (vergl.  den  Artikel  von  Hdnrn 
Steinbach  Bemerkungen  über  die  Ge- 
nossenschaftsdebattc  auf  dem  Cölner  Gc- 
wtrkschaftskongrtss,  pag.  584  ff.).  X 
Eine  vom  preussischen  Abgeordneten- 
haus beschlossene  Abänderung  des 
Warenhaussteuergesetzes,  die 
das  selbe  zu  einem  direkten  Erdrosse - 
lungsgeselzc  gemacht  hatte,  wurde  von» 
Herrenhaus  verworfen,  x  Dem  Dres- 
dener Stadtverordnctenkollegium  ist 
eine  neue  Ratsvorlage  für  ein  Umsatz- 
steuergesetz zugegangen,  die  sich  bis  auf 
einige  unwesentliche  Abscbwächungen 
mit  der  Kommissionsvorlage  des  vorigen 
Jahres  deckt,  und  deren  Annahme  als  so 
gut  wie  sicher  bezeichnet  wird.  Die  vier 
Dresdener  Konsumverdne,  die  mit  dner 
Stcuersummc  von  nicht  weniger  als 
150000  M.  in  Betracht  kommen,  habea 
durdi  sechs  grosse  Massenversamm- 
lungen l>ereits  eine  energische  Protest- 
aktion in  die  Wege  geleitet.  X  Dagegen 
wurde  der  in  Hessen  gemadite  Ver* 
such,  die  Konsumvereine  auch  nur  zur 
Gewerbesteuer  heranzuziehen,  glücklich 
abgeschlagen.  Eine  bei  der  Beratung  des 
neuen  Gemeindesteuergesetrcs  von  dem 
Mainzer  Rabatt  sparverein  gemachte  da- 
hinzielende  Eingabe  wurde  von  der  Kom- 
mission einstinimig  abgelehnt,  so  dasa 
eingetragene  Gcmssensdiamn,  deren 
Geschäftsbetrieb  nidit  über  den  Krds. 
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ihrer  Mitglieder  hinausgeht,  nach  wie  vor 
von  der  Gewerbesteuer  befreit  sind.  X 
Dem  Jahrbtteh  pro  1905  des  hollän- 
dischen Genossenschaftsbundes  zufolge 
gab  es  Ende  1904  in  H  o  1 1  a  n  d  471  Kon- 
sum-, 690  Produktiv-,  143  Bau-  und  335 
Sptr-,  Versicherung»-  und  sonstige  Ge- 
nossenschaften. Davon  gehörten  respek- 
tive 45.  31.  3,  4  (ktti  Bunde  an.  Die  Han- 
delskammer des  Bundes  vermittelte  für 
674900  f  Waren  an  die  Konsum- 
vereine. X  In  einer  in  Biel  abgehaltenen 
Delegiertenversammlung  der  Angestell- 
tm  verschiedener  schweizerischer 
Konsumvereine  wurde  die  Gründung 
eines  Verbandes  schweizerischer  Kon- 
sumvergitubediensteten  beraten  und  be- 
schlossen. MRfnMio  nAwe 

WISSENSCHAFT 

Philosophie 

Aügamelnet  DER  Herausgeber  dieser 
Zdtsdirift  hat  mich  er- 
sucht, von  Zeit  zu  Zeit  über 
die  neuere  philosophische  Entwickclung  zu 
berichten.  In  welchem  Sinne  ich  das  tun 
kann,  geht  aus  meinen  Bächem  Ethik 
und  Politik  und  Sprüche  der  Freiheit, 
sowie  aus  dem  .Aufsatz  Kant  und  der 
Sosialismus  in  den  Sozialistischen  Mo- 
maUheften  (1904,  1.  Bd..  pag.  i03ff.)  her- 
vor. Trotzdem  sei  noch  eine  Bemcr- 
Icung  vorausgeschickt.  Zwar  nicht  der 
sonaldcfnoka^sehen  Partei  angehörig, 
stehe  ich  doch,  gcmä'js  rletn  Programm 
dieser  Zeitschrift,  »auf  dem  gemeinsamen 
Boden  des  Sozialismus«.  Von  hier  atis 
werde  ich  vor  allem  die  ethischen  Fragen 
behandeln,  deren  Stand  ich  für  grund- 
legend und  sogar  die  Erkenntnisfrag.-: 
in  weitem  Umfang  für  bestimmend  halte. 
Reine  Wahrheit  kann,  wie  die  Geschichte 
tausendfach  leigt,  nur  auf  dem  Boden 
äusserer,  wie  innerer  Freiheit  ge- 
deihen. Und  wo  darum  der  Gedanke  der 
Freiheit  nicht  die  Grundtriebkraft  ist,  da 
muss  auch,  wie  beim  elektrischen  Strome, 
der  Erkenntnis  w  i  1 1  e  durch  die  Magnet- 
nadel fremder  Interessen  und  Rücksich- 
ten von  seinem  naturlichen  Ziele  mehr 
0<fer  minder  abgebogen  werden. 
X  X 
.W«ttaatcbauuDgiNDEM  wir  nun  an  die 
Attfigabe  dieser  Rimdschau 
herangehen,  wollen  wir 
fürs  ers«e  Mitteilungen  über  eine  Anzahl 
von  Neuerscheinungen  geben,  die  In 
der  letzten  Zeit  gerade  herausgekommen 
sind  Da  lut  Rudolf  Eucken  Ge- 
sammelte Aufsätee  sur  Pküotophie  und 


Lebensanschauung  /Leipzig,  Dürr/  her- 
ausgegeben. Sie  sind  charakteristisch  für 
jene  Richtung,  die  bei  aller  Feinheit  des 
persönlichen  Lebensempfindens  den  Zu- 
sammenhang mit  der  Lebens  p  r  a  x  i  s 
nach  keiner  Seite  finden  kann.  Schon  die 
Grundlage  ist  zu  beanstanden,  das  mo- 
derne Leben  gehe  vom  Menschen  aus. 
während  d.ts  (incchentum  und  Mittel- 
alter von  einer  geschlossenen  Weltord- 
nung ausgegangen  seien,  die  den  Men- 
-eilen  umfing.  Ck-rade  die  Stoa  ttc.  will 
innere  Freiheit  des  Einzelmenschen.  Was 
heute  wirklich  untersditeden  denkt,  das 
geht  von  dem  praktisch  nachweisbaren 
korrelativen  Zusammenhang 
zwischen  Gesellschaft  und  Individtimn 
ati>.  Alle  absolut! ■-tischen  und  bloss  rela- 
tivistischen Ideen  M-liniecken  nach  Ver- 
gangenheit, Nun  fiilili  Eucken  freflidi. 
dass  dem  modernen  I^'bcn.  das  er  kennt, 
ein  beherrschendes  Lcl>cn>ideal,  ein  Zu- 
.sammenhang  fehlt,  und  hofft  nach  der 
Periode  der  Verflachung  auf  eine  Periode 
der  Vertiefung.  Dass  sie  vielleicht  in  der 
konkreten  Lebenspraxis  der  sozialen 
Bewegung  sich  schon  ausdrückt,  erwägt 
er  nicht.  Nodi  mehr  auf  altem  Stand- 
punkt steht  Gustav  P  o  r  t  i  in  den 
Grundlagen  der  monistischen  und  dua- 
listischen Weltanschauung  /Stuttgart, 
Kielmann/.  In  diesem  Werkchen, 
einem  Separatabdruck  aus  einer  grösse- 
ren Sdirift,  geht  das  Ziel  ziemlich  offen- 
kundig dahin,  .ihe  metaphysische  Prin- 
zipien durch  modern  naturwissenschaft- 
liche Zutaten  geniessbarer  zu  machen. 
Arbeiten,  wie  Hans  R  e  1  a  r  t  s  Büch- 
lein P.rnst  ilacckcls  Xaturpliilosophic 
/Berlin.  Wunder/,  und  F.  Wollnys 
Moderne  Kultur  /Berlin.  Simion/,  sind 
ganz  schätzbare  Privatübungen,  blieben 
aber  besser  vor  Druck  bewahrt. 
X  X 
fOilOlQgla  DIE  praktische  Phi- 
losophie kommt  in 
einer  ganzen  Anzahl  so- 
ziologischer und  ethiscHer  Schriften  zum 
Ausdruck.  Unter  den  Soziologieen  ist 
Raoul  de  la  Grasserie  Essai  d'une 
sodohgte  globale  et  »ynthitique  /Paris. 
Reinwald/  eine  halb  juristische,  halb 
soziologische  Begriffsklitterung,  aus  der 
wenig  Erkenntnis  zu  entnehmen  ist.  Mehr 
zu  hegrüssen  dagegen  ist  des  Brüsseler 
Professors  Eugene  de  Roberty 
Nouveau  proiirammc  Je  sociologie  /Pa- 
ris. Alcan/.  Ohne  freilich  auf  die  prak- 
tischen Einzelfragen  sehr  einzugetien, 
unterscheidet  er  gtit  zwischen  der  alten 
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Welt,  worin  die  Moralisiening  und  So- 
zialisRTung  wcsentlicfa  durch  die  Gruppe, 
der  das  Individuum  angehört,  besorgt 
wird,  wahrend  die  neue  Welt  individuelle 
und  kollektive  Beziehungen  in  eins  zu 
setzen  strebt.  Das  Buch  ist  dabei  flott 
geschrieben.  Leichtere  Ware  ist  das  in 
gleidiem  Wrlage  herausgekommene 
Combat  pour  l'indiviäu  von  Georges 
P  a  I  a  t)  t  e ,  eine  Sammlung  von  Auf- 
siitzcn  eines  gewandten  und  kenntnis- 
reichen Feuillet(»iisten.  Sehr  schön  sind 
dnige  satirische  Aufsätze,  wie  St  über 
den  esprit  de  corps,  den  csprit  de  l'ad- 
ministration,  welche  die  Schwächen  des 
KorpSjgeistcs  und  der  Bureaukratie  pridl- 
tig  geisscln.  Wo  hIht.  wie  in  F.rziehiings- 
fragen,  der  Gedanke  tiefer  gehen  müsste, 
da  langt  der  einseitige  Individualismus 
des  Verfassers  nidit  zu. 
X  X 
EtWk  EINE    ganz   andere  Stel- 

lung nimmt  die  bekannte, 
bereits  in  der  Rubrik 
Sosialwissrii.U'haftoi  im  vorigen  Bande 
der  Sosialutischen  Monatshefte  (pag. 
182  ff.)  gewiirdigte  Schrift  des  national- 
sozialen  Geistlichen  G.  T  r  a  u  b  Ethik 
uttd  Kapitalismus  /Heilbronn,  Salzer/ 
ein.  Im  Prinzip  offenbart  sich  auch  Traub 
als  Kantianer  in  der  Ethik.  Und  Kants 
Lehre  wird  gerade  in  der  Ethik  in  fort- 
schreitendem Mas.ie  anerkannt,  so  viel 
man  auch  über  den  Ursprung  und  die 
Anwendung  des  Grundprinzips  noch 
streiten  mag.  Das  Prinzip  selbst,  der 
Gedanke  der  Zweckgemeinschaft  freier 
Menschen,  ist  eingestandenermassen  oder 
unbcwusst  das  Prinzip  aller  fortschreiten- 
den Mächte.  So  erkennen  es  auch  der 
neukantisch-sozialtstisdie  Ethiker  Her- 
rn a  n  n  C  o  h  e  n  in  seiner  Ethik  des 
reinen  li''iliens  /Berlin,  Cassirer/,  so 
auch  der  Willensenergettker  Rudolf 
Gold  scheid  in  seinen  Grundlinien  su 
einer  Kritik  der  W  illenskraft  /Wien, 
Braumüller/  an.  Beide  sehr  beachtens- 
werte Bücher  werden  wir  einmal  beson- 
derer Besprechung  unterziehen.  Halb 
und  halb  gehört  hierher  auch  das  Werk 
des  ^streichen,  vielbelesenen  Ludwig 
Stein  Der  soziale  Optimismus  /Jena, 
Costenoble/,  das  zwar  über  politisdie 
und  andere  Gegensätze  hinaus  »zu  jener 
Gletscherhöhe  emporführen  möchte,  wo 
das  Gewimmel  des  lauten,  allzu  lauten 
Allugs  nur  noch  verklingend  nach- 
zittert«, das  aber  doch  in  ein  leises  Lob 
für  die  Zukunft  des  optimistischen  So- 
zialinnus  auskiingt.    Diesem  gegenüber 


hab>e  der  Konservativismus  etwas  vom 
politischen  Buddhismus,  »etwas  beschau- 
lich Verträumtes,  lähmend  Wcichseliges*. 
Das  letzte  wird  man  freilich  von  dem 
rücksichtslos  harten  praktischen  Konser- 
vativismus kaum  behaupten  können,  daa 
trifft  nur  für  den  romantischen  Konser- 
vativismus zu,  der  dem  praktischen  dea 
Herrentums  die  Kastanien  aus  dem 
Feuer  holen  mttss.  Speziell  fiber  Kants 
Philosophie  respektive  Ethik  handeln  Dr. 
A.  .Messer  Kants  Ethik  /Leipzig, 
Veit/  und  Georg  Simmel  Kant 
/Leipzig,  Duncker  &  Humblot/.  Beide 
Arbeiten  sollen  zusammen  mit  Cohen  und 
Goldscheid  gewürdigt  werden. 
AN  die  Kantianer  schliefst  sich  in  der 
Tendenz  an  die  kleine  Schrift  von  Dr. 
G.  Burk  Sosialeudämonisimu  und 
sittlirhc  Verpflichtung  /Langensalza, 
Beyer/.  Sie  will  zeigen,  dass  weder  der 
Individualeudämonismus",  noch  der  So- 
zialeudämonismus im  Stande  ist,  das 
tatsachliche  Phänomen  der  sittlichen 
X'erpflichtung  zu  erklären.  Im  An- 
schluss  daran  tadelt  sie  scharf  diejenige 
Richtung  der  Sozialdemokratie,  welche 
einerseits  -ich  hIk  r  dm  Klassenegoismus 
der  Besitzenden  entrüstet,  andererseits 
aber  sich  an  den  Klassenegoismus  der 
-Arbeiter  wendet.  Wie  aber,  wenn  dies 
mehr  nur  ein  logischer  Fehler  wäre,  wie 
auch  Cohen  sagt,  wenn  aber  in  deren 
Egoismus  das  höhere  Interesse  dennoch 
steckte?  Dann  müsste  man  doch  noch 
weiter  unterscheiden.  Es  handelte  sich 
dann  wesentlich  darum,  diese  Tatsache 
zum  Selbstbewusstsein  zu  bringen  und 
zu  tadeln,  wo  es  beim  instinktiven  Trei- 
ben bleibt,  das  doch  oft  irreführt.  Mehr 
darstellender  Art  ist  die  kleinere  Arbeit 
von  Dr.  S  a  ni  u  e  I  Danz  i  g  Drei  Ge- 
nealogieen  der  Moral  /Pressbur^,  Stei- 
ner/, worin  er  die  sittlichen  Nihilisten 
Mandeville  und  Nietzsche,  dazwischen 
den  eigentlich  nicht  dazugehörigen  Leh- 
rer Nietzsches  Paul  Ree,  bespridit.  Die 
Darstellung  Mandevilles  dürfte  am  ge- 
lungensten sein.  Von  Nietzsche  ist  doch 
wohl  allttt  einseitig  die  Moral  des 
Herrentums  hervorgekehrt,  die  ja 
freilich  am  meisten  hervorsticht.  Der 
wescntlidurte  Gnmdnig  Nietzsches,  die 
Empörung  gegen  die  Lehre  vom  lei- 
denden Gehorsam  (die  Sklavenmoral), 
die  in  fcsselloser  Weise  nach  der  ent- 
gegengesetzten Seite  über  die  Stränge 
schlägt,  tritt  dadurch  nicht  genug  her- 
vor. 

DIE  Betrachtung  Nietzsdies  führt  zu 
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cuugcn  Werken  hinüber,  welche  die  Lust 
selbst,  die  bei  Nietzsche  dem  Wollen 
untergeordnet  ist,  direkter  ins  Auge 
fassen;  Palante  mit  seinem  Indivuluahs- 
mits  (siehe  c^n!)  gehört  im  Grunde 
schon  mit  hierher,  stärker  tritt  der  Zug 
hervor  in  A  1 1  o  s  t  i  s  Die  Tugend  des 
Gtnusst*  /Jena,  Costenoble/  und  Dr. 
Max  Zerbst  Die  Philosophie  der 
Freude  /Leipzig,  Naumann/.  Beide 
sehen  nicht,  dass  die  Lust  nur  in  einer 
besdiränkten  Zahl  von  Handlungen  das 
Ziel,  meist  aber  nur  Begleiterscheinung 
gelingender  Tätigkeit  ist.  Sofern  beide 
gegen  die  zu  Herrenzwecken  miss- 
brauchte Kasteiung  des  Leibes  zu  Felde 
ziehen,  gegen  die  einseitige,  innere  Frei- 
heit» vtrSenen  sie  Sympathie.  Aber  Fun- 
damente kamt  sokhe  Philosophie  nicht 
geben. 

IN  dieser  Ri^tnng,  «nf  falsche  oder  doch 
übertriebene  innere  Freiheit,  be- 
werft sich  dagegen  der  Berner  Pro- 
fi'^^or  Heinrich  Gomperz  in  der 
Lebensauffassung  der  griechischen  PhüO' 
sophen  /Jena,  Diedenchs/.  Es  ist  ein 
feinsinniges  Werk,  das  aber  den  inneren 
Mangel  all  der  schönen  Seelen  zeigt,  die 
bloss  jene  innere  Freiheit  suchen.  Sie 
ist  ihnen  innerster  Kern  und  Sinn  aller 
Religion.  Dagegen  wäre  nichts  einzu- 
wenden, wenn  eben  das  Korrelat,  das 
allein  Tatkraft  der  Neubildung  schafft, 
nicht  zu  sehr  fehlte.  In  ähnlicher  Rich- 
tung bewegt  sich  natürlich  auch  ein  bud- 
dhistisches Büchlein,  Dhamma  oder  die 
Moralphilosophie  des  Buddita  Gaulama, 
das  von  Professor  H.  T  i  1  b  e  in  Rangoon 
vcriasst,  von  K.  B.  Seidenstäcker  im 
BuddhkfiteheH  Verlage  in  Leipzig  her- 
ausgegeben ist.  »Vernichtung  des  Indens 
ist  Verlöschen  der  Gier«,  heisst  es  da. 
Die  berechtigte  m»d  notwendige  Forde- 
rung, dass  man  eventuell  seine  Begier- 
den im  Zaum  halten  mu&s,  um  sein  Leben 
▼emünftig  zu  gestalten  mid  erfolgreich 
zu  arbeiten,  wird  zum  Prinzip  der  Be- 
seligung erhoben.  In  dem  selben  Ver- 
lage eradieiiit  soeben,  von  Seidenstücker 
herausgegeben,  eine  neue  Zeitschrift  Der 
Buddhist,  für  deren  erste  Nummer  das 
Gesagte  vollanf  sntiifft. 

MW»«  VON  dieser  Klasse  der 
Ethik  fährt  ein  Schritt  zu 
der  religiösen  Ethik  und 
der  Religion  selbst  hinüber.  Wie  bei  der 
Ethik  selbst,  sind  aber  auch  hier  zwei 
Richtungen  scharf  zu  unterscheiden,  nur 
umgekehrt  an  werten :  die  wirldidi  innere 


liehe  Religion,  die  innere  Lebenstatsachen 

bezeichnen  und  pflegen  will,  und  die 
äusserlich  dogmatische  Religion,  der  das 
Kleid  Hauptsache  ist,  für  die  die  Reli- 
gion wesentlich  Herrschaftsmittel  wird. 
ZU  den  innerlich  religiösen  Naturen  ge- 
hört T  o  1  s  t  o  j  ,  von  dem  ein  bei  Die- 
derichs  erschienenes  Schriftchen  IVtu  ist 
ReUgioHf  vorliegt.  Grundgedanke  ist/ 
dass  im  Menschen  der  Geist  Gottes  lebe 
und  so  imsiatf  dass  man  dem  Nächsten 
tue,  was  man  wönsdie,  dass  dieser  uns 
tue.  Leider  ist  auch  der  treffliche  Tolstoj 
darin  einseitig,  dass  er  die  äussere  Ord- 
nung gar  gering  achtet,  was,  wie  beim 
einseitig  angewandten  Imperativ  Kants, 
notwendig  zum  leidenden  Gehorsam  der 
Sklavenmoral  führt.  Die  Religion  als 
innere  Lebensbeziehung  hat  auch  Sa- 
muel Lublinski  in  seiner  Schrift 
Vom  unbekannten  Gott  /Dresden,  Reiss- 
ner/  dargestellt.  Er  predigt  keinerlei 
leidenden  Gehorsam,  sondern  glaubt,  dass 
zur  Verallgemeinerung  seiner  Religions- 
auffassung die  vorhergehende  Löstmg  der 
sozialen  Probleme  nötig  sei.  Ich  mödite 
glauben,  dass  seine  Gottesauffassung,  ob 
man  nun  das  Wort  Gott  beibehalten  oder 
wegen  der  Verweclisetungsgefahr  mit 
entgegengesetzten  Auffassungen  ablehnen 
will,  die  Triebkraft  im  Kampfe  für 
höhercLebensgeraeinschaft  schon  heute  sei. 
MINDER  mit  der  Religionsinncrlicbkeit. 
als  mit  den  Religionsvorslcllungen  hat 
es  Paul  Warburg  in  der  Schrift  Re- 
ligion und  Kultur  /Würzburg,  Stahel/ 
zu  tun,  einer  jener  bedenklichen  Leute, 
die  die  alten  Vorstellnngen  ein  wenig 
wissenschaftlich  aufbessern  und  Freiheit 
des  Glaubens  verkünden,  >aber  für  auf- 
bauende, nicht  für  niederreissendc  Gei- 
ster«. Es  ist  nützlich,  zuweilen  auch  in 
Aese  Geister  dnen  Blick  zu  tun.  Mehr 
subjektiv  ist  das  mit  manchen  guten  Be- 
merkungen dtvchsetzte,  aber  doch  ek- 
lektische und  metaphyselnde  Werfcdien 
Auch  eine  Philosophie  oder  Religion f, 
aus  dem  Nachlasse  eines  Frankfurter  Ma- 
liieniatikers  herausgegeben  von  Theo- 
dor Poppe  /Frankfurt  a.  M., 
Knauer/.  Mehr  historisch  vergleichend 
die  Dogmen  zu  widerlegen  sucht  die 
Schrift  von  C.  Promus  Die  Ent- 
stehung des  Christentums  /Jena,  Die- 
derichs/.  Sie  sieht  Gott  in  der  Idee  der 
Gerechtigkeit  und  will  im  praktischen 
Christentum  den  Ersatz  für  die  Dogmen 
&iden,  bestimmt  diese  Forderungen  aber 
leider  gar  nicht. 

X  X 
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Erkanntnlt-  ZUR  Logik  und  Erkennt- 
UiMri«  nistheohe  liegt  dem  Rcie- 

r«nten  wenig  vor.   Da  ist 

ein  in  2.  Auflage  aus  dem  Nachlasse 
des  Züricher  Empiriokriükcrs  Richard 
Avenarius  herausgekommene  Schri f : 
Der  menschliche  IVcItbcgriff  /I^ipzig, 
Reisland/  zu  erwähnen,  darin  er  auf  eine 
methodisch  anfechtbare,  aber  immerhin 
scharfsinnige  Weise  die  natürliche  WeU- 
vorstellung  als  richtig  zu  erweisen  sucht. 
Er  begeht  meines  Erachtens.  ebenso  wie 
Mach,  den  entgegengesetzten  Fehler  wie 
Kant  Während  dieser  aus  der  Vorstel- 
lung, die  nur  in  uns  ist.  nicht  heraus- 
kann zu  Dingen,  so  kann  Avenarius  von 
den  Dingen,  die  nach  ihm  unmittelbar 
in  der  Wahrnehmung  gegeben  sind, 
nicht  zu  einer  davon  getrennten  Wahr- 
nehmung kommen.  Diese  Ist  ihm  nur 
eine  Intrajektion,  eine  Einlcgung.  Be- 
seitigt man  die,  so  hat  man  das  Aussen- 
ding.  Da  ist  doch  wohl  vorausgesetzt, 
was  bewiesen  werden  soll. 
X  X 
NmNMSgsfeta  ALTERE  philoM>phische 
Werke  werden  neu  aufge- 
legt von  der  Vcrlagshand- 
lung  Eugen  Diederichs  in  Jena.  Max 
Riss  gibt  einen  Auszug  aus  Werken  von 
Fichte  {Ein  Evangelium  der  Frei- 
heit). Kuhlen beck  veranstaltet  eine  deut- 
sche Ubersetzung  der  Werke  Gior- 
dano  Bronos  mit  ausf^rltcher  Ein- 
Idtuag  und  Anmerlomgen ;  es  liegt  n  v(  r 
Das  AschermUtwocksmahl.  Die  Vertrei- 
bung der  triumphierenden  Bestie  und  Vom 
unendlichen  AU  und  den  Weltru.  Die 
Dürrsche  Buchhandlung  in  Leipzig  lasst 
seit  geraumer  Zeit  die  oft  recht  mangel- 
haft kommentierten  Kirchmann<:chen 
Ausgaben  in  dankenswerter  Weise  von 
einer  Reihe  von  Gelehrten  erneuern.  Es 
erschienen  da  neuerdings  :  G.  W.  L  e  i  b  - 
niz  Hauptschriften  zur  Grundlegung  der 
Philosophie,  übersetzt  von  Dr.  A.  Ba- 
chenau,  durchgesehen  und  eingeleitet  von 
Dr.  E.  Cassirer ;  Rene  Descartes 
Abhandlung  Uber  die  Methode,  übersetzt, 
eingeleitet  und  mit  Erläuterungen  ver- 
sehen von  Dr.  A.  Buchenau;  Baruch 
Spinoza  Ethik,  übersetzt,  mit  Einlei- 
tung und  Register  versehen  von  Dr.  Otto 
Bacnsch. 

X  X 
Amoldt  t  AM  31.  Mai  ist  in  Königs- 
berg der  Kantforscher  Dr. 
Emil  Amoldt  gestorben. 
Von  einem,  der  dem  Verstorbenen  nahe 
Stand,  wird  nns  über  ihn  das  Nachstehende 


geschrieben  :  Arnoldt  wurde  im  Jahre  1831 
geboren.  Der  Vater  war  Pfarrer  in  « 
Ostprettssen  mit  sahtretdier  Familie.  Der 
Sohn  Stndierte  in  Königsberg,  vor  .illem 
Philosophie.  Er  wandte  sich  schon  auf 
der  Universität  von  dem  Hegelianismus 
dem  Studium  Kants  7u.  sympathisierte 
stark  mit  der  damals  (Mitte  der  vierziger 
Jahre)  tieu  gegrimdeten  Freien  evange- 
lisch-katholischen  Gemeinde  und  wurde 
von  der  Polizei  wiederholentlich  mit 
Ausweisung  bedroht.  Er  heiratete  — 
der  Bund  war  eine  ideale  Ehe  — ,  schlug 
sich  als  Lehrer  des  Englischen  an  den 
Schulen  und  mit  Privatunterricht  durch, 
habilitierte  sich  als  Kantianer,  wurde 
wiederholentlich  von  der  Fakultät  lur 
Pr(>f( -^ur  vorpc^chlagen,  aber  von  der 
Regierung  nie  bestätigt.  In  einer  Reihe 
phtlosophisdter  Aufsätze  behandelte  er 
Probleme  der  Kanfischen  Doktrinen, 
so  die  Idee  des  höchsten  Gutes  bei 
Kant,  die  Idealitat  des  Raomes  und 
anderes  mehr.  In  den  späteren 
Jahren  beschäftigten  ihn  hauptsäch- 
lich Untersuchungen  zur  Kantischen  Bio- 
graphie. Sehr  anerkannt  unter  den  Fach- 
genossen, galt  er  als  einer  der  gründ- 
lichsten Kantkenner.  Den  Lesern  dieser 
Zeitschrift  ist  er  kein  Unbekannter:  Von 
ihm  stammt  der  Nachruf  auf  Carl 
Schmidt  {  So:iiiUstisclu-  Monatshefte 
1898.  pag.  244  ff.),  mit  dem  ihn  lang- 
jährige Freundschaft  und  Gesinnungs- 
iiK  ;n-r1i.ift  verband.  Sein  reiner  und 
überaus  liebenswerter  Charakter,  wie  der 
Einfluss,  den  seine  ganze  Persönlichkeit 
auf  junge,  aufstrebende  Geister  ausül)te. 
ist  in  einem  Gedenkartikcl  der  Köniiis- 
berger  Volksseitung  vom  2.  Juni  trefflich 
dargestellt.  Am  3.  Juni  wurde  sein  Leich- 
nam im  Jcnenser  Krematorium  verbrannt, 
naturlich  ohne  jede  kirchlidie  Weihe. 
X  X 
KanaCkioiilk  UNTER  dem  Titel  ^ueh 
des  Richters  sind  bei  Diede- 
richs Tagebücher  ^  von 
Soren  Kiergegaard  ersdtienen. 
Mail  k  ill  1  ihn  einen  konservativen  Ro- 
mantiker nennen,  von  persönlich  grosser 
Tnnigkett.  aber  einer  von  denen,  die  ihre 
ergreifende  Gemütswärme  dazu  dienen 
lassen,  das  Volk  zu  passivem  Gehorsam 
zu  erziehen,  wenn  sie  auch  zuweilen 
über  die  Kirche  und  die  Moral  der 
Olnren  schelten.  X  Von  dem  besonders 
in  seinen  erklärenden  Teilen  feinen  Buch 
A.  Riehls  Der  philosophische  Kriti- 
sismus  /Leipzig,  Engelmann/  ist  eine 
X  Auflage  erschienen.  X   Ebenso  von 
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S  1  g  w  a  r  t  s  anerkannt  bedeutender 
Aogik  /Tübingen,  Laupp/. 

Utmtur  ZUR  Geschichte  der  Phi- 
losphie  sind  ausser  den 
ebenfalls  hierher  gehörigen 
Werken  von  Messer  und  Simmcl  unter 
anderm  erschienen  dne  2.  Auflage  des 
Kantbuches  von  Dr.  Max  Kronen- 
berg Kant,  sein  Leben  und  seine 
Lehre  /München.  Beck/,  in  dem  einige 
Parlieen,  besonders  äbCT  Ugewandte 
Ethik,  neu  hinzugekommen  sind.  Da 
fällt  der  Blick  g^leich  auf  den  gesperrt 
gedruckten  Satz  Kants  Grundsatz  des 
Rechts  seit  so  tu  handeln,  dass  des  einen 
Freiheit  mit  der  aller  bestehen  könne, 
ein  Wort.  dn>  man  hci'. litten  Tlcrrcn- 
seelen.  denen  das  Recht  nur  ein  Zaun  für 
ihre  Privilegien  ist,  tu  Gemfite  fuhren 
könnte  —  wenn  Kant  auf  die  irgend- 
welchen Eindruck  machte.  X  Über  Plate 
ist  ein  schönes  Bnch  von  Walter 
Pater.  Pinto  und  der  Platonismus 
/Jena,  Dicderichs/  erschienen,  das  Leben 
tind  Lehre  ^hr  ansprechend  und  gemein- 
verständlich  darstellt.  Wir  erinnern  da- 
bei an  das  voriges  Jahr  erschienene  Buch 
Natorps  über  Piatos  Ideenlehre,  das  frei- 
lich viel  tiefer  eingeht  nnd  die  Tdeen- 
lehre  durchaus  kritisch,  nicht  metapity- 
sisch,  anfRefasst  uisscn  will.  X  Raoul 
Richter  behandelt  in  einem  gross  an- 
gelegten Werke  I>er  Skepiisismus  in  der 
Philosophie  /Leipzig,  Dürr/  die  Ge- 
schichte des  Skeptizismus,  wovon  der 
I.  Band,  den  Skeptizismus  der  Griechen 
«nthaltend,  erschienen  ist.  X  Albert 
Levy.  Professor  in  Toulouse,  gibt  La 
Philosophie  de  Feuerbach  et  son  influenae 
sur  la  litierature  allemande  /Paris,  .-\1- 
can/  und  bespricht  ausführlich  den  Ein- 
fluss  dieses  »höchst  originellen  und  höchst 
verkannten  Denkers«  auf  Rüge,  Marx, 
Stirner  und  andere.  X  Auch  Schopen- 
■haucr  hat  in  Frankreich  in  A.  B  n  s  s  c  r  t 
einen  Biographen  cfunden,  dessen  Werk 
Schopenhatter  als  Mensch  «nd  als  Philo- 
soph, von  Dr.  Friedrich  Norden  über- 
setzt, in  Dresden  bei  Reisner  erschienen 
ist.  Sein  Urteil  ist:  In  Schopenhauer 
steckte  zugleich  ein  Denker,  ein  Mora- 
list, ein  Künstler  und  ein  Dichter,  aber 
es  fehlte  ihm  an  Einheit,  tind  die  Zeit  der 
Metaphysik  ist  vorüber,  prai»  •tAUOMai« 
Sozial  wi— nachäffen 

AllBMMiRm     MIT    der  regelmässigen 
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schatten  verbinden  die  SotialisHsehtn 
Monatshefte  die  Absicht,  ein  gedrängtes 
Bild  von  den  hervorragendsten,  charak- 
teristischen Erscheinungen  des  gesell- 
schaftlichen Lebens  zu  schaffen.  Unter 
dem  Gesellsehaftsleben  werden  hier  die 
gemeinsamen  .-Äusserungen  und  Tätigkei- 
ten der  Menschen  verstanden,  die  sie  auf 
Grmid  des  gesetzlidien  Zwanges  oder 
freier  Vereinbarung  begehen.  Dieser  Be- 
griff des  Gesellschaftslebens  schliesst  sich 
eng  an  die  Stanunlersche  Definition  des 
sozialen  Lebens  an,  die  dieser  geistvolle 
Rechtstheoretiker  in  seinem  grundlegen- 
den Werke  Wirtschaft  und  Recht  nach 
der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung gegeben  hat.  Nach  Stammler 
ist  soziales  Leben  »ausser lieh  ge- 
regeltes Zusammenleben  von  Menschen<. 
DAS  gesellschaftliche  Leben  umfasst  die 
Äusserungen  und  Handlungen  der  Wirt- 
schaitsvereinigungen,  der  Familien-,  Ge- 
schlechts- und  Staatsverbände,  der  Kalt-, 
Bildoiws-  tmd  geselHgen  Vereine. 
X  X 
NaltoaalBka-  DIE  wtrt«schaftende  Ge- 
aoaile  .Seilschaft    \>t    der  Gegen- 

stand der  Nationalökono- 
mie. Wirtschaftliche  Verhältnisse  sind 
stets  äusscrlich  geregelte  Verhältnisse, 
und  sie  sind  es  selbst  vor  der  Begrün- 
dung des  Staates  gewesen.  Die  niark- 
genossenscbaftlichen  Verbände  reichen 
bis  tief  in  die  Zeiten  der  Gcschlechter- 
verfassung  hinein,  und  diese  Verbände 
ordneten  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten 
die  Bebauung  und  den  Besitzwechsel  der 
Felder,  den  Viehtrieb,  den  Fischfang,  die 
Jagd  etc.  Menschliches  Wirtschaftsleben 
ist  nie  form-  und  regellos  gewesen.  In 
unserer  soziahvissenschaftlichcn  Rund- 
schau werden  die  wirtschaftlichen  Or- 
gcnisationsfomien  in  ihrer  geschicht- 
lichen Aufeinanderfolge  eingehend  be- 
handelt werden.  Namentlich  darf  hier 
die  kapitalistische  Wirtschaft  mit  ihren 
Aneignungs-  und  Lohnformen  auf  eine 
besondere  Berücksichtigung  rechnen.  Die 
wissenschaftliche  Zusammenfassung  des 
vielgestaltigen  Wirtschaftslebens,  die 
theorctisclie  Nationalökonomie,  wird  von 
uns  aus  der  Aschcnputtelstellung.  die  ihr 
vielfach  die  Schmollersche  Schule  zuwies, 
in  den  grossen  Königssaal  gesetzt  werden. 
Unter  dem  Rufe  der  Rettung  der  Natio- 
nalökonomie vor  falschen  Abstraktionen 
warf  sich  diese  Schute  zunieist  auf  die 
historisch  beschreibende  Kleinarbeit.  Das 
klassische  Werk  der  Schule,  der  Grund- 
riss  4*r  aUgemeitun  VoUtswirtsehaftir 
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lehre  von  Gustav  Schmollcr  /Leip- 
zig, Duncker  &  Humblot/  erdrückt  fast 
den  Leser  durdi  die  Fülle  charakte- 
ristischer historisch-ökonomischer  Ein- 
zelheiteo,  nimmt  ihm  aber  vielfach  den 
Blick  auf  die  grosszügigen  theoretischen 
Systeme  der  klassischen  imd  der  sozia- 
listischen politischen  Ökonomie.  Als 
Sammelwerk  grundlegender  wirtschafts- 
geschichtlicher Tatsachen  wird  der 
Schmollersche  Grundriss  stets  einen  gu- 
ten Klang  in  der  nationalökonomischen 
Literatur  haben,  als  ein  begriffsklares, 
ssrstematisches  Lehrbuch  der  theore- 
tischen Volkswirtschaft  dapcgcn  kann  e-; 
nimmer  gelten.  Man  verfolge  zum  Bei- 
spiel nur  einmal  die  Einzelzüge,  mit 
denen  Schmoller  den  modernen  Scviah's- 
mus  zeichnet,  um  sich  davon  zu  über- 
zeugen, wie  wenig  scharf  er  die  theore- 
tischen Grundgedanken  des  modernen 
Sozialismus  auffasst.  Was  hat  im  Ernste 
der  Sozialismus  eines  Marx  und  Engels 
mit  einem  utopistischen  Kasernen-  und 
Anstaltssozialismus  7u  tun?  Und  den- 
noch schreibt  Schmoller.  der  Sozialismus 
träume  von  einem  Leben  der  Verehelich- 
ten in  Hotels  und  Logierhäusem.  von 
der  Unterbringung  der  gebärenden 
Frauen  in  Gcbärhäusem  und  der  Kin- 
der in  IGnderbewahranstalten.  Die 
sdliefe  Idee,  als  ob  die  Handarbeit  allein 
oder  hauptsächlich  alle  Produkte  schaffe, 
sei,  so  führt  Schmoller  aus,  von  Hiomp- 
SOn  auf  Marx  und  Rodbertns  über- 
gegangen. Und  doch  hat  Marx  in 
seinem  Kapital  eingehend  die  Notwendig- 
keit und  Bedeutung  der  Direktionsarbeit 
im  Produktionsprozesse  auf  allen  histo- 
rischen Stufen  der  menschlichen  koopera- 
tiven Arbeit  nachgewiesen.  Und  —  last 
not  least  —  welch'  ein  gröbliches  Miss- 
verständnis läuft  Schmoller  bei  seiner 
Darstellung  der  sozialistischen  Klassen- 
lehre  von  Marx  tmd  Lassalle  mit  unter! 
Alle  Menschen,  so  lehren  diese  Sozia- 
listen nach  Schmoller,  sind  von  Natur 
gleidi,  und  nur  die  sozialen  Einrich- 
tungen haben  die  Ungleichheiten  geschaf- 
fen. Wie  heftig  stürmt  nun  gerade  En- 
gels in  seinem  Anti-DühriHg  gegen  den 
trivialen  Gedanken  von  der  Gleichheit 
der  Menschen  an  !  Nach  ihm  ist  die  Vor- 
stellimg.  dass  die  Menschen  völlig  glddi 
seien,  nicht  nur  kein  Axiom,  sondern 
eine  starke  Übertreibung.  Die  prole- 
tarische Gleichheitsfordcrung  ist  ihrem 
wirklichen  Inhalte  nach  nicht  die  For- 
derung einer  allgemeinen  NivelKerung 
tiefgehender  individueller  Unterschiede. 


sondern  die  Forderung  der  Abschaffuiig 
der  Klassen. 

EINE  aasbündige  Freude  an  der  Häu- 
fung historisch  beschreibender  Tatsachen 
herrschte  eine  geraume  Zeit  in  der  Natio- 
nalökonomie der  staatlichen  Lehranstal- 
ten, und  die  Theorie  dieser  Wissenschaft 
kam  bei  dieser  Geistesrichtung  sehr,  sehr 
zu  kurz.  Jetzt  erschallt  wieder  kräftig 
und  ein  vielfaches,  lantcs  Echo  weckend 
der  Ruf  Zurück  den  Klüssikcrn  der 
Nationalökonomie  l  »Tatsachen!*,  so 
schreibt  Professor  Waentig  in  dem 
L  Band  der  weiter  unten  besprochenen 
Sammlung  soziakcissensckaftlichcr  Meis- 
ter, »Tatsachen l  wurde  die  Losung  audi 
in  den  Seminaren,  die  statistische  Ta- 
belle, die  realistische  Scliildi-nint^  unser 
Evangelium.«  Gegen  diese  Strömung  hat 
jetzt  eine  kräftige  Reaktion  eingesetzt 
X  X 
OrganltatioBt-  DIE  äusserliche  Regelung 
formt«:  Staat  der  menschlichen  Verhält- 
ni^'^c  fällt  nicht  mit  der 
staatlichen  Regelung  der  selben  zusam- 
men. Die  Zetol  der  Geschlechterver- 
fassungen  kennen  eine  peinlich  genaue 
Ordnung  der  Familienverhältnisse,  der 
Verwandtschaftsgrade  etc.  und  eine  tief- 
greifende Regelung  der  Rechtsbrüche 
durch  die  Sippen gewalt.  Unter  den 
grossen  '^o/ialcn  X'crbandcn  xur  Lusung 
gemeinsamer  Aufgaben  steht  seiner  um- 
fassenden Wirlcsaonkeit  nach  obenan  der 
Staat.  Der  F.ntwickelungsgeschichte  der 
Geschlechterverbände  und  vor  allem  des 
Staates  werden  wir  in  der  sozialwissen- 
schaftlichen Rundschau  einen  breiten 
Raum  gewahren. 

IM  allgemeinen  akzeptieren  wir  die 
Engelssche  Wesensbestimmung  des  Staa- 
tes. Wir  sehen  als  charakteristische 
Merkmale  des  Staates  an:  die  Organi- 
sation der  Menschen  nach  der  Ortsange- 
hörigkeit, die  Bildung  sozialer  Klassen 
und  die  Errichtung  einer  . liTcntlichen  Ce- 
walt,  die  nicht  mehr  unmittelbar  zusam- 
menföllt  mit  der  sich  selbst  als  bewaff- 
nete Macht  organisierenden  Bevölkerung. 
Der  Staat,  obwohl  seit  der  Entstehung 
socialer  Klassen  vorwiegend  Klassen- 
staat, hat  dennoch  stets  eine  ganze  Reihe 
allgemeiner  sozialer  Aufgaben  erfüllt. 
Der  staatlichen  Tätigkeit  liegt  nach  En- 
gels eine  gesellschaftliche  /\mtstätigkeit 
zu  Grunde,  und  in  einem  gewissen  Um- 
fange hat  der  Staat  stets  diese  Tätigkeit 
erfüllt.  Die  Staatsgewalt  funktionierte 
häufig  als  Organ  der  ökonomischen  Ent- 
widcelnng;    Auf  einer  gewissen  State 
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seiner   Machtcntfaltung  verselbständigt 

sie  sich. 

DER  Marx-Engclsschcn  Staatstheorie 
sagt  Dr.  W.  Ed.  Bierinannin  seinem 
Werke  Staat  und  IVirtschaft  /Berlin, 
Puttkammer  &  Mühlbrccht/ eine  gewisse 
Unfruchtbarkeit  nach,  weil  sie  den  Staat 
ausschliesslich  zu  einem  blossen  brutalen 
Machtapparat  zur  Xicderhaltung  der 
nnterdrückten  Klassen  herabgewürdigt 
bäbe.  Herr  Dr.  Biermann  hat  zu  ein- 
seitig bestimmte  krasse  Sätze  aus  Engels' 
Ursprung  der  Familie  zur  Wertung  der 
mandstisdiett  Staatsldire  herangexogen. 
Er  überschlug  die  wertvollen  Ausführun- 
gen Engels'  im  Auti-Dühring  über  die 
Amtstätigkeit  des  Staates,  die  offenbar 
auch  die  Billigung  von  Marx  gefunden 
haben,  und  er  las  namentlich  völlig  über 
den  Satz  hinweg,  dass  die  politische 
Herrschaft  auch  dann  nur  auf  die  Dauer 
bestanden  habe,  wenn  sie  diese  ihre  gc- 
sellscfaaftliclie  AintsC&tii^t  vollzog. 
X  X 
jttoia— jBii^  DIE  Grundideen  von  Karl 
luMMafeinpfa  Marx  über  die  sozialen 
Klassen  und  Klassen- 
kämpfe haben  stark  die  Richtung  der 
sechs  Vorträge  Ludo  H  a  r  t  m  a  n  ii - 
Über  historische  Entwickelung  /Gotha, 
F^rtiies/  bestimmt.  Allerdings  pulst  in  die- 
sen Vorträgen  besonders  lebliaft  noch 
der  Geist  von  Darwin.  Die  Anschau- 
mgcn  Darwins  vom  Kampf  mns  Dasein, 
von  der  Auslese  und  von  den  Anpassun- 
gen sucht  Hartmann  für  die  historisch- 
SOciologische  Forschung  fruchtbar  SU 
machen.  Die  historische  Entwickelung 
steuert  nach  Hartmann  auf  dem  Wege 
der  Klassenkämpfe  der  Auflicbung  der 
Klassen  und  auf  dem  Wege  der  Staaten- 
Vimpfe  der  Beseitigung  der  Staaten- 
gegensätze zu.  In  der  fortschreitenden 
Vergesdlschaftnng,  in  der  fortschreiten- 
den Prodnktivitat  in  der  fortschreiten- 
den Differenzierung  ist  der  gesamte  In- 
halt der  Entwickelung  enthalten. 

X   ^  X 

■■MMpnUem  IN  den  Brennpimkt  sozio- 
logischer Auseinanderset- 
zungen wurde  vielfach  in 
jüngster  Zeit  durch  Männer  wie  Cham- 
berlain,  Ammon  das  Rassenproblem  ge- 
stellt. Hält  man  an  der  von  sadivcrstbi- 
digcn  Anthropologen  allgemein  vertrete- 
nen Ansicht  einer  gemeinsamen  Abstam- 
mung des  Menschengeschlechts  fest,  so 
sind  die  sogenannten  Rasseneigentümlich- 
keiten erst  im  Laufe  der.  Zeit  unter  dem 
EinfliiM  bestimmter  geograirinscher  und 


Wrh.iltnissc  entstanden.  Aber 
waren  sie  einmal  vorhanden,  so  mussteti 
sie  auch  im  Zusammenprall  mit  bestimm- 
ten sozialen  Institutionen  eine  besondere, 
allerdings  schwer  zu  erfassende  Wirkung 
gehabt  haben.  Für  die  heissblütigen 
Rassenthoretiker,  bei  denen  sich  bei  der 
Deutung  sozialer  Zusammenhänge  immer 
das  alles  erklärende  Wort  Rasse  eintindot, 
gelten  selbstverständlich  die  Sombart- 
schen  Ausführungen:  »Die  Einstellung 
einer  Rasscncigi  ntiimüchkcit  in  einen  so- 
zialen Zusammenhang  ist  doch  immer 
nur  eine  Verlegenheitsoperation,  bedeutet 
ein  Durchhauen  des  Knotens,  wo  eine 
Lösung  verlangt  wird.  Denn  das  Rassen- 
merknial  als  Erklärung  eines  Phänomens 
benutzen,  heisst  den  kausalen  Regressus 
sehr  früh  abbrechen,  heisst  auf  die  Auf- 
deckung intimer  p^chologischer  Zusam- 
menhänge verzichten,  heisst  im  Grunde 
eine  Bankerotterklaning  aller  wirklichen 
Motivierung.  Weshail>  «1< mi  das  Operie- 
ren mit  Rassenmerkmalcn  bei  der  Auf- 
deckung historischer  Zusammenhänge  so 
beliebt  bei  allen  geistreichen  Dilettanten 
geworden  ist.« 

X  X 
Entsrtungt-  MIT  dem  Rassenproblem 
proUsm  wird  vielfach  das  Ent- 
artwigsproblem  in  engm 
Zusammenhang  gebracht.  Zumeist  mit 
grossem  Unrecht.  Man  kann  dem  Pro- 
blem nicht  ausweichen:  entartet  ein  KuU 
turvolk.  mag  es  auch  aus  den  verschie- 
denartigsten Rassenclementen  zusammen- 
gesetzt sein,  nicht  unter  bestimmten  so- 
zialen Verhältnissen  körperlich  und  gei- 
stig? Im  Jahre  1891  warf  Dr.  W. 
S  c  h  a  1 1  m  e  yc  r  bereits  eui  aufliellendes 
Licht  auf  das  Entartungsproblem  durch 
seine  Schrift  über  die  drohende  körper- 
liche nntartung  der  Kutturmenschheit. 
Das  Problem  in  seiner  ganzen  Tiefe 
durchleuchtete  dann  die  Arbeit  von  Dr. 
Alfred  Ploetz  Die  Tüchtigkeit  un- 
serer Rasse  und  der  Schuts  der  Schwa" 
chen.  Rasse  ist  bei  Ploetz  die  Bezeidi- 
nung  einer  durch  Generationen  lebenden 
Gesamtheit  von  Menschen  im  Hinblick 
auf  ihre  l^i»erltchen  und  geistigen 
Eigenschaften.  In  dem  von  Dr.  Ploetz 
redigierten  Archiv  für  Rassen-  und  Ge- 
sellschaftshygiene wertete  jüngst  Dr. 
Schallmeycr  die  soziologische  Bedeutung 
des  Nachwuchses  der  Begabten  und  die 
psychische  Vererbung.  Der  Soziologe  S. 
R.  Steinmetz  -  Haag  versandte  an  800 
Männer,  die  in  Holland  i.  in  der  Wis- 
senschaft, 2.  in  der  Kunst,  3*  tnter  den 
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pr.ikti^choi  Ärzten.  Journalisten  und 
Rechtsanwälten,  4.  unter  den  Staatsbe- 
amten, 5.  ttfiter  den  Kaufleuten,  Indu- 
striellen und  Technikern  eine  führende 
Stellung  einnehmen.  300  Bogen  erhielt 
er  MSf^ülIt  zurück.  Bei  allen  5  Katego- 
gcrieen  zeigte  sich  die  selbe  Erscheinung: 
bedeutende  Abnahme  der  Fortpflanzung 
im  Vergleich  mit  den  Eltern  dieser  voll- 
ständig Reüssierten.  Diese  Tatsache  hält 
Schallmeycr  soziologisch  für  bedenklich, 
denn  imter  den  ausgewählten  führenden 
Personen  dürfte  sich  mit  hoher  Wahr- 
scheinlichkeit eine  viel  grössere  Propor- 
tion von  Menschen  mit  sozial  wertvollen 
erblichen  Eigenschaften  befunden  haben, 
als  in  der  grossen  dunklen  Masse.  Dis 
Kiii'-chriinkung  des  Nachwuchses  der  Rr- 
gabten  ist  nach  Schallmeyer  von  dem  Hi- 
storiker O.  Seeck  zum  Gegenstand  einer 
grösseren  Arbeit  gemacht  worden.  Seeck 
führt  den  Untergang  der  antiken  Well 
in  erster  Linie  auf  diese  Einschränkung 
und  auf  die  ungenügende  Fortpflanzung 
der  ursprimglichen  Kulturrasse  zurück. 
Von  einer  drohenden  Verschlechterung 
der  jetzigen  Bcviilkerung  der  Vereinig- 
ten Staaten  redet  sehr  beweglich  das 
geistvolle  Blich  von  W  i  I  h  c  1  m  von 
Polenz  Das  Land  der  Zukunft  /Berlin. 
Fontane/.  Neben  dem  massenhaften 
Einströmen  geistip  und  kr>rpcrliih  tief- 
Stehender  Volkselcmente  beeinflusse  vor 
allem  die  Abnahme  der  Gebarten  in  den 
höheren  Stünden  die  Rassenentwickelunsr 
sehr  ungünstig.  Die  Bewohner  Neueng- 
lands haben  schon  lange  aufgdidrt.  ein 
kinderreicher  Stamm  zu  sein.  Im  Hin- 
blick auf  die  bedenklichen  Fort:»chrittc 
des  Neomalthusianismus  spreche  bereits 
der  Priisidcnt  Roosevelt  von  dem  Niclit- 
hciralcn  als  von  einem  l'crbrcclicn  gegen 
die  Rasse.  Die  sinkende  Nachkommen- 
schaft der  auf  höherer  materieller  und 
geistiger  Kulturstufe  stehender  Gesell- 
schaftsklassen, sogar  der  ganzer  X'olkf- 
veranlasst  W.  Schallmeyer  zu  der  For- 
mttliertmg  des  folgenden  Gesetzes:  >Jc 
h»)lKT  der  Wohlstand  und  die  durch- 
schnittliche Bildung  einer  Gesellschafts- 
klasse, je  hoher  die  materielle  und  gei- 
stige Kultur  einer  Nation,  desto  geringer 
ihre  Fortpflanzung.«  Gegen  dieses  Gesetz 
verstösst  jedoch  die  kulturell  hoch- 
stehende, sich  stark  fortpflanzende  iapa- 
nisch-chincaischc  Rasse  sehr  brutal. 
Schallmeyer  glaubt  dalier  angesichts  der 
starken  Vermehrung  dieser  Rasse  zu  fol- 
gender wichtigen,  die  Kulturentwicke- 
Iting  der  europäischen  und  chinesischen 


Völker  erklärenden  Bcmerkunc:  berech- 
tigt zu  sein :  *In  dieser  verschiedenen  ße- 
wertting  des  Familienlebens  im  Vergleich 
zu  dem,  was  sonst  für  erstreben  n wert 
gilt,  scheint  mir  der  Grundunterschied 
zwischen  der  europäischen  und  chinesi* 
sehen  Lebensauffassunj^  zu  bestehen, 
und  ich  glaube,  dass  hauptsachlich  hier- 
durch die  Kurzlebigkeit  der  westlichen 
Kulturvölker  im  Vergleich  zu  der  bei- 
spiellosen Dauerhaftigkeit  des  chinesi- 
schen Kultur-  und  Staatswesens  zu  er- 
klären ist  ...< 

X  X 
NSMMSgSbM    BEI    Gustav    Fischer  in 
Jena   erscheinjt  jetzt  eine 
Sammlung  sosialwissen- 

scliafllieher  Meister.  Der  I.  Band  bringt 
Turgots  Betrachtungen  üb:r  die  Bil- 
dung und  dw  VerteUung  des  RHehtums. 

Turgnt  betont  als  echter  Physiokrat  den 
Vorrang  des  Landmanns,  der  hcrz'or- 
hrtngt.  vor  den  Handwerker,  der  zu- 
richtet.  Der  L.niidniann  zwingt  dem 
Boden  den  Lohn  für  alle  Gewerbsleute 
ab.  Die  Erde  bleibt  nach  Turgot  die  erste 
und  einzige  Quelle  alles  Reichtums.  »Sie 
ist  es.  die  infolge  ihrer  Bearbeitung  alles 
Einkommen  hervorbringt,  sie  auch,  die 
noch  vor  aller  Kultur  die  ersten  Vor- 
schüsse geleistet  hat.«  Die  historische 
Tlrdingtheit  der  industriellen  und  kauf- 
männischen Unternehmertätigkeit  von 
der  Entwickelung  der  Geldwirtschaft 
steht  für  Turpot  fost.  diese  Tiitigkeit 
hat  »vor  der  Einführung  von  Gold  und 
Silber  in  den  Verkehr  nur  sehr  beschränk- 
ter Natur  sein  können«.  Der  Landhau 
mit  seiner  unfreien  Arbeit  beseitigte  die 
Gewohnheit,  den  Gefangenen  zu  töten. 
Die  Unproduktivität  der  SklaveiiarlR-it 
legt  Turgot  dann  sehr  treffend  dar.  Tur- 
got sagt  bereits:  der  Lohn  des  Arbeiters 
ist  infolge  der  Konkurrenz  der  Arbeiter 
untereinander  auf  seinen  notwendigen 
Leben>unterhalt  beschränkt.  Und  merk 
würdig  modern  klingt  seine  Begründung 
dieses  Satzes:  »Dem  einfachen  Arbeiter, 
der  nur  seine  Anne  i'.nd  seine  Geschick- 
lichkeit hat,  bleibt  nichts  übrig,  als  seine 
Arbeitskraft  an  andere  zu  verkaufen.«  In 
der  selben  Sammhing  erschien  auch 
Malthus'  Abhandlung  Uber  das  Bc- 
vSlkerungsgesets.  Als  ein  Naturgesetz 
wird  in  diesem  Werke  die  Tenden.^  der 
Bevölkerung  bezeichnet,  über  das  Mass 
der  Nahrungsmittel,  das  sie  produziert 
oder  erwerben  kann,  hinauszuwachsen. 
Not  und  Elend  sind  somit  ein  notwen- 
diges Produkt  eines  unverrückbaren  Na- 
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turgesctzes,  und  nicht  das  Resultat  ab* 
inderHdier  socialer  Gesetze  der  Vertei- 
lung der  Subsistcnzmittel.  Den  Einfluss 
sozialökonomischer  Machtverhältnisse  auf 
diese  Verteilung  schaltet  Maltfaus  Töllig 
aus.  Er  hält  femer  irrtümlicherweise 
die  sich  in  den  Zeugungsakten  ungebun- 
den auslebende  Liebesleidensduft  für 
konstant.  Tatsächlich  fehlt  ihr  ja  in 
den  Zeiten  ihrer  Wirksamkeit  noch 
voUkocnmen  das  Moment  planmässiger 
Regelung.  Malthus  konnte  noch  den 
Satz  unterstreichen,  dass  die  Fruchtbar- 
keit der  Ehen  keiner  grossen  Verände- 
rung unterworfen  sei.  Ferner  bewegte 
sich  die  systematische  Ausbeutung  und 
Beherrschimg  der  Natyr  für  menschliche 
Wirtschaftszwecke  in  seinen  Tagen  noch 
in  zwerghaften  Dimensionen.  Sehen  wir 
über  die  in  die  Augen  springenden 
Gnmdiehlerin  dem  Malthussdien  sozial- 
wirtsdiaftlidien  Denken  hinweg,  so  ge- 
währt sein  Werk  auch  heute  noch  für 
uns  ein  grosses  Interesse,  weil  wir  gerade 
aas  ihm  den  historisdi  begrentten  Ein- 
fluss eines  Faktors  auf  die  Grösse  der 
Bevölkerung  ermessen  können :  der  Volk- 
sendie  (der  Pest).  Die  historische  Seite 
der  Volksseuchen  als  eines  die  Bevölke- 
rung r^elnden  Moments  erkennt  übri- 
gens MalUras  selbst  an.  und  er  hebt  als 
Grundursachen  für  die  moderne  Regulie- 
rung der  Bevölkerung  hervor  »die  stiüc. 
aber  sichere  Vernichtung  von  Men^clRt; 
leben  in  grossen  Städten  und  Fabriken 
und  die  engen  Wohnungen  und  ungenü- 
gende Nahrung  vieler  Armen«.  Neu- 
ausgaben älterer  Werke  bringt  auch  die 
unter  dem  Titel  Hauptwerke  des  Sozia- 
lismus und  der  Sozialpolitik  /Leipzig, 
Hirschfeld/  erscheinende  Sammlung  her- 
vorragender, der  Vergangenheit  angeho- 
riger  Schriften  aus  dem  Gebiete  des  So- 
zialismus und  der  SozialpoUtik,  deren 
erste  Hefte  von  Professor  Georg  Adler- 
Kiel  soeben  herausgegeben  sind.  In  dem 
Genuineigentum  am  Boden  von  Tho- 
mas Spence  hat  Professor  Adler 
die  erste  Schrift  der  Weltliteratur  ver- 
öffentlicht, in  der  die  Rückgabe  des  ge- 
samten Bodena  an  das  ganze  Volk  ver- 
langt wird. 

X  X 
Kon  ClMili  DIE  Wissenschaft  von  der 
GeseUsehaft  von  Ste- 
phen Pearl  Andrews 
/Berlin,  Verlag  Renaissance/  erschöpft 
sieb  in  der  Proklamierung  des  Gruud- 
satxea  Di*  SomnrSmOt  dt*  Iniwidmm* 
«ff  4i*  r*€hl*  V*rfQ**mtg  4«r  G***ttsehafi 


und  in  der  Propaganda  des  allumfassen- 
den Prinzips  Die  Kosten  bestimmen  den 
Preis.    Unter  Kosten  wird  der  Betrag 
der  Arbeit,  Zeit  und  Mühe,  die  auf  die 
Erzeugung  verwandt  vnrd,  verstanden. 
X  X 
Utaratur        EINER    klaren  Fassung 
der  einzelnen  wirtsdiafts- 
geschichtlichen  Phasen  be- 
gegnen wir  in  der  Geschichte  der  Natio- 
ntJökonomie   von    Professor  August 
Oncken   /Leipzig,   Hirschfeld/.  Der 
Vorkulturstufe  des  gesellschaftlichen  Ur- 
zustandes folgt  das  System  der  markge- 
nossenschaftlichen  Naturalwirtschaft  im 
frühen    Mittelalter.     über    diese  Stufe 
hebt  sich  sodann  das  System  der  kircb- 
lich-feudalen    Naturalwirtschaft  empor. 
Die  Stadt  erzeugt  eine  neue  ökonomische 
Entwickelungsphase :  die  mittelalterliche 
Stadtwirtschaft.   Das  neue  ökonomische 
System  charakterisiert  Ondcen  glücklich 
als   System    der   f^cbundcncn  Geldwirt' 
Schaft,  Auf  dem  Fundamente  dieses  Sy- 
stems erwadisen  folgende  Haupttheorieen : 
die  kanonische  Gcldlehre.  die  Lohre  vom 
gerechten  Preis,  die  Zinslebre.  £s  schliesst 
sidi  an  das  Entwickelungsi^icd  der  ge- 
bundenen Gcldwirtschaft  der  Merkanti- 
lismus oder  das  System  der  landesfürst^ 
liehen  Wohlfahrtspolisei  an.   In  das  Sta- 
dium der  Wissenschaft  tritt  die  National- 
Jikonomie  erst  mit  dem  Physiokratismus 
Quesnays.    Die  Grundsätze  der  Physio- 
kratic       (Naturherrschaft)  verkündet 
Quesnay :   Der  Ackerbau  ist  die  Quelle 
aller  Reichtümer  des  Staates  und  der 
aller  seiner   Bürger.     Die  Ackerbauer 
allein  bringen  vermöge  der  Freigebig- 
keit  der   Natur   einen  ÜIhtvcIiuss  über 
den  Ersatz  der  aufgewendeten  Arbeit» 
nur  sie  bilden  daher  eigentlich  die  pro- 
duktive Klasse.   Bei  Quesnay  finden  wir 
die  Ansätze  zu  dem  Malthusschen  Be- 
völkerungsgesetz und  zu  dem  an  den 
Namen  Ricardos  geknüpften  Ix>hngesetz. 
Die  geschichtliche  Darstellung  der  natio- 
naldbonoaiiaelicn    Theorieen  Onckens 
wird  uns  spätef  noch  weiter  beschäf- 
tigen. 

EINEN  Gesamtüberblick  über  das  rie- 
sige Arbeitsgebiet  der  Sozial  wissen  Schäf- 
ten geben  die  Kritischen  Blatter  für  die 
gesamten  Sozialwissenschaften,  herausgc* 
geben  von  Dr.  Hermann  Beck-Berlin, 
Dr.  Hanns  Dom-München  «nd  Dr.  Oth- 
mar  Spann-Berlin  und  verlegt  bei  O.  V. 
Böhmert  in  Dresden.  Die  Bibliographie 
and  die  Bespredrangen  erstrecken  sich 
auf  die  Sonologic!,  theoretische  und  prak- 
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tische  Sozialokonomie,  Sozialgeschichte, 
insonda'heit  Wiitschaft^sdiicht«,  So- 
zialpolitik, Finanzwirtschaft  und  Finanz- 
politik, Statistik,  Bevölkerungslehrc ;  fer- 
ner als  Hilfswissenschaften:  Philosophie, 
Rechtswissenschaft,  Handelswissenschaf - 
tcn,  Technik,  Geographie,  EtlinoloKic. 
Anthropologie.  Jeder  Wissens^  haftlicli 
vertretenen  Auffassung  von  Gefell - 
sdiafts-,  Wirtschafts-  und  Staaislcbcn 
leben  öffnet  die  Zeitschrift  ihre  Spalten. 
Für  alle  auf  den  sozialwissenschaftlichen 
Gebieten  arbeitenden  Männer  der  Wis- 
senschaft und  Praxis  werden  die  Kriti- 
scken  Blätter  ein  treffliches  Hilfsmittel 
•ein.  X  Der  bibliographische  Teil  der 
von  Eduard  Bernstein  heransgcRobcnen 
Dokumente  des  Sozialismus  ist  seit  Be- 
ginn dieses  Jahres  als  Bibliographie  des 
Sozialismus  und  der  Sncialu-issrnsilhif - 
ten  ausgebaut  und  systematisch  gcslaltcl 
worden.  Er  zerfällt  in  7  Unterabteilun- 
gen, von  denen  jede  zunächst  Besprech- 
ungen von  Neuerscheinungen,  sodann 
eine  Aaftiililung  aller  neuerschienenen 
Schriften      und  Zeitschriftenaufsätre 

bringt.  PAUL  KAMPFFMCYCR 

KUNST 

PicMkunat 

Chrittua-  DAS  Leben  Tcni  als  epi- 
problem  sches  Kunstwerk  zu  gestal- 

ten, einen  Weltheiland  aus 
der  Phantasie  des  Erzählers  spriessen  zu 
lassen,  muss  eine  Zeitsehnsucht  sein,  die 
auf  gleicher  Spur  mit  dem  Bemühen 
läuft,  in  kritischer  Arbeit  dos  Vorstandes 
den  Gottessohn  der  Göttlichkeit  zu  ent- 
kleiden, dagogoti  alles  menschlich  Ho- 
heitsvolle und  Pathetische  setner  Persön- 
lichkeit modernem  Gefuhle  zu  übersetzen. 
Denker  und  Dichter  der  verschiedensten 
Zungen  und  Absichten  schaffen  an  die- 
«em  Werke. 

DER  Christus  II.  ?  t  C  h  a  m  b  c  r  1  a  i  n  s 
ist  ein  sehr  verwickeltes  Geschöpf,  ein 
Gemisch  von  Weisheit,  AIlHebe.  Schön- 
heit und  ruhloser  Träumerei.  Er  trägt 
Züge  von  jeder  Heldeneigenschaft,  die 
0;amberlain  anbeten  mtiss.  Er  ent- 
spricht wohl  am  wenigsten  dem  ge- 
schichtlichen Zimmerniannssohne.  Aber 
er  ist  ein  sehr  fesselnder  Eigenmensch, 
die  Frucht  eines  Geistes,  der  oft  schmä- 
henswert  ist  und  gründlich  verblendet, 
dennoch  mit  heller  Einsicht  begabt. 
DIE  IVorte  Christi  sau^t  der  letzte  Held 
des  etwas  zu  redselig  gewordenen  Pe- 
ter Rosegger  auf  und  erbaut  sich 
aus  ihnen  ein  Erangelium  für  eigenen 


Gebrauch,  in  dessen  Kern  das  Apostel- 
wort von  der  Übermadit  reinster  Liebe 

schimmert.     Dieser    ungelenke  Bauern- 
interpret hat  im  Gefängnis  die  Müsse, 
das  Heilswort  grübelnd  zu  deuten.  Erst 
allmählich  schärfen  sich  ihm  Gedanken 
imd  Worte  für  die  fremde  Tätigkeit. 
UMGEKEHRT  wird  ein  reiches  Kultur- 
hirn RC^wungen.  ans  allen  Bezirken  sei- 
ner weiten  Ideen  in  das  schmale  Zen- 
trum der   Jesum.vthe    sich  abzulenken. 
Oscar  Wilde  (De  profundis  /Berlin. 
S.  Fischer/)  hat  in  der  Gefangenschaft 
über  den  Messias  gedacht.    Er  will  nicht 
historisch  konstruieren  und  zurechtstel- 
len.  Die  Blume  seiner  Empfindung,  auf 
der  ein  Schmelz  des  eins.iin-^teti,  vimti  Ir- 
dischen gar  nicht  berührten  Sinnens  la- 
gert, will  er  geben.    Er  war  ein  Fürst 
des  Genusses  und  i<t  sun  ein  Hund,  der 
in  einen  Tierkäfig  gesperrt  ward.  Da 
könnte  er  im  Zorn,  in  Wut  flackern,  und 
sein  Christus  müsste  nach  Rachemorden 
sehnen.    Er  dämmt  sich  im  Gegenteil 
zu  Weichheit,  zu  Demut,  zu  diogcni scher 
Wunschlosipkeit.     Christus    gab_  alles 
Greifbare  hin,  um  in  das  über  sich,  in 
das  Reich  von  jener  Welt  hineinzurei- 
fen.    Sein  Trachten  ist  diogcnisch.  Die 
KlaRo,  die  Furcht,  die  Begierde  werden 
nicht  abgeschworen,  weil  sie  nichtig  sind. 
Es  bringt  Wollust,  sie  absterben  zu  sehen, 
es  erquickt,  noch  in  den  Nerven  ver- 
schüttete Paradiese  spüren   zu  können, 
wenn    nur    Geisselung.  Mis.shandlung. 
Darbnis  als  tägliche  Speise  geboten  wer- 
den.    Darf  die  Tragik  eine  Remigung 
fordern,  .so  ist  es  die  Wildesche.  Nicht 
mechanisch  soll  der  tragische  Mensch 
untergehen,  wri!  or  ja  auch  nicht  im  me- 
chanischen, ungeknickten  Weg  ein  To- 
desgezeichneter ward.    Wilde  betont  das 
an  seinem  Christus.    Er  ist  der  Heid 
etiler  Tragödie.   Er  stirbt  nidit  bloss  am 
Körper.    Dies  Hingehen  ist  sogar  sehr 
unwesentlich.   Aber  ein  vollendetes  Zer- 
schmelzen der  Seele  sagt,  wie  weit  je- 
matid    aU    TToiland    starb.     Mit  emeni 
wuchtigen  Büsserschlag  auf  die  Brust 
predigt  der  eingekerkerte  Dichter  seine 
Wahrhaftigkeit,   die   Christus,  den  mo- 
dernsten Märtyrer,  gebar.   Ob  Wilde  mit 
Bewusstsein  in  das  Gefäss  der  Evange- 
lien kynische  T.ehren  schöpfte?    Er  gibt 
keinen    au.sdrücklichen    Fingerzeig,  der 
solchen  Zusammenhang   mit  geschieht 
liehen      Erinnerungen  wahrscheinlich 
macht.    Er  dichtet  ja  auch  de  profundis. 
Aber  dem  Suchenden,  der  gern  nach  Pa 
rallelen  des  Geistes  späht,  fliessen  die 
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Vergleiche  ungewollt  zu.    Die  Schuler 

des  Dingenes,  des  rascndt'n  Sokrates, 
waren  Riesen  im  Laster,  bevor  sie  wie 
•die  Hunde  zu  leben  anhubcn.  Diogenes 
selbst  hat  ehedem  Falschmünzerei  betrie- 
ben. Seine  Jünger  haben  geschwelgt  als 
Seepiraten,  im  Kynosargos  vor  den  Augen 
Athens  mit  geliebten  Weibern  das  Bei- 
lager  gehalten.  Wildes  Christus  ist  kein 
Hazarcner,  kein  prärataelitisches  Ideat- 
porträt  mit  gespaltenem  Bart  und  sei- 
denem Scheitelhaar.  Sein  Werk  ist  nicht 
Frieden,  sondern  Kampf  aus  Liehe  zum 
Frieden.  £r  starb  sogar,  um  den  wahr 
SU  machen. 

DAS  Kind  Bettina  mit  den  unbändigen 
Kegungen  des  Herzens  und  der  Einbil- 
dmigsbraft  hat  für  ihren  Heiland  Goethe 
ein  Denkmal  entworfen,  und  dies  Er- 
zeugnis war  halb  heidnischer  Blitzbc^ 
herrschet,  halh  seraphischer  Wunder- 
täter. Jetzt  beujrcn  die  Wallfahrer  der 
nordischen  Selma  Lagerlöf.  die  ein 
dichtender  Nachfahr  Bettinfins  ist.  apo- 
kn.-phe  Christussagen  zu  wunderlichen, 
bezaubernden  Ontogenieen.  Jesus  bald 
alle  Wettermacht  des  Xordcns.  bald 
Quell  süssester  lieblichkeit  {Chrisius- 
legcndcn  /München,  Langen/). 
PAS  i-t  immer  ein  Gottessohn,  gewonnen 
im  metaphysischen  Würfelspiel.  Wie  aber 
wandelt  er  leibhaftig  auf  Erden?  Die 
synopti';chen  Evangelien  sind  spärlich  an 
Lebenseinzclheiten,  und  diese  Kargheit 
nährt  gerade  das  dichtende  Grübeln.  Wer 
da  nicht  zag  ist,  kann  wirklich  den  chro- 
nistischen Stoff  zu  einem  modernen  Le- 
bensroman formen.  Das  Johannesevan- 
gelium lässt  die  mageren  Begebnisse 
schon  zu  solchen  Erörterungen  aus- 
wuchern. 

EINE  Französin,  die  Tragödin  Emilie 
Lerou.  schrieb  einen  Jesus  (übersetzt 
von  Walther  Bloch  /Berlin.  Behr/).  Je- 
aus  von  NoMareth  nennt  ein  schlichter 
Deutscher.  Wilhelm  German,  sein 
historisches  Lebensbild  /Schw.  Hall.  W. 
German/.  An  Kraft  der  Darstellung  und 
des  Wortes  ist  die  Französin  dem  Deut- 
schen weit  tiberlegen.  Sic  ist  sich  von 
Anfang  an  bewusst,  dass  ein  Dichtwerk 
ihr  Bestreben  sei.  Sie  erfindet,  wo  sie 
biographische  Lücken  7\\  sehen  glaubt. 
Ihren  Helden  schaut  sie  vom  Kothurne, 
«nd  die  um  ihn  Wirkenden  sollen  grad 
so  weit  mitspielen,  wie  die  Spanntmgs- 
dynamik  des  Romanes  es  fordert.  Da- 
rum knüpft  sie  die  Schicksalsfäden  so, 
dass  am  Ende  die  Ereignisse  sich  befrie- 
digend iddieifea  nnd  mnden.  Jesus 


trifft  sehon  als  IGnd  all  die  Menschen. 

die  auf  seinem  Lebenswege  ihm  sp.iter 
begegnen  sollen.    Er  ist  zwar  schon  in 
erster  Jugend  durch  himmlisdie  Gnadeti- 
gaben  bevorzugt,  doch  keineswegs  bereits 
in  jeder  Äusserung  das  Menschenwun- 
der,  das   German   in   Ungclcnkhcit  aus 
ihm  bildet.    Je-.us  im  Buche  der  Lerou 
hat  ni  den  Knospenjahren  ein  langca  Sm- 
nenerleben  durch  Sdionhat»  durch  My- 
sterien   von  Träumen,  Aluiungen.  Er- 
schütterungen eines  trunkenen,  neugie- 
rigen Kinderherzens.    Bei  German  ist  er 
sofort  der  kluge,  predigende  Junge,  dem 
offener,  klarer  Blick  tmd  rasche  Fas- 
sungsgalx*  nachgerühmt  werden.  Im  fran- 
fösischen  Roman  wird  Jesus  von  einem 
geheimnisvollen  Brahmtnen  zum  Erken- 
nen der  ewigen  Heilswahrheiten  erzogen, 
zum  Ausüben  magischer  Heilungen  un- 
terrichtet.  Er  pilgert  an  die  Kulturstät- 
ten und  in  die  Gedankeninhalte  der  ver- 
schiedensten   Religionen,     er    darf  mit 
weiser  Sehergalx:  aus  den  Lehren  der 
feindlichen     Glauben  sl)ckenntnisse  den 
echten,    allen    gemeinschaftlichen  Saft 
.schlürfen.    German,  der  nur  erzählen 
möchte,  was  sein  kritisches  Gewissen  den 
Evangelien  entnimmt,  betont  zwar  auch 
die   Menschensohnschaft  Jesu.    al)er  er 
scheut  sich,  dem  Menschen  mehr  Ner- 
ven, mehr  Inbrunst  des  Gefühls  und  feine 
Nachdenklichkeit  zu  leihen,  als  ihm  aas 
seinen  Quellen   entgegentönt.    Nun  ist 
der  Deutsche  recht  harthörig,  recht  zäh; 
ihm  gilt   bloss  das   schwarz   atif  weiss 
Fassbarc.   Er  hat  so  gut  wie  kein  Funk- 
lein einer  weichen,  schmiegsamen  Phan- 
tasie.   Wo  ihn  diese  hinauftrügt,  kommt 
er  nur  zu  Höhen,  die  nichts  Verlocken- 
des. Entzückendes  darbieten.  Seine  histo- 
rischen Bilder  .sind  nicht  geschaut,  Son- 
den aus  uraltem  Hausrat  zusammenge- 
setzt.   Der    Verfasser    ist    ein  kluger 
Mann,    aber    von    zweifelhaftem  Ge- 
schmack, der  in  Sudermanns  Johannes 
und   Heyses   Maria   z'on   Mai^dala  .sehr 
grosse  Kunstwerke    erblickt.  Dagegen 
hat  . die  Lerou  vieles  in  ihrem  Werke,  das 
modernes  Verlangen  anspricht.    Als  Je- 
sus einmal  predigt,  erzittert  der  Silber- 
schmuck auf  den  Häuptern  der  zuhören- 
den Frauen.     Die  Rekehrung  der  mag- 
dalenischen  Lustfrau  ist  eine  Novelle  mit 
viel  glücklichen  Einfällen.    Die  Passah- 
fahrt  der  galiläischen  Bevölkerung  nach 
Jerusalem  wird  gebraucht,  um  den  Kna- 
ben Jesus  eindringlich    und  glaubhaft 
ab  liebendes,  erdumfassendes  Gemüt  zu 
oeimcncen« 
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ZWEI  Diditer  gu»  entgegengesetzten 
Blutes,  das  Gewaltgcnie  Dietrich  Grabbc 
tind  der  geklärte  Anatole  France,  haben 
die  wanderbare  Weise,  die  aus  dem 
Schilf  des  Jordans  fliistcrt.  zti  einem  sehr 
dankbaren  Witz  der  Weltgeschichte  be- 
nutzt. Jedesflnal  ist  Jesus  ein  vollstan 
dig  Unbekannter.  Es  wird  nach  ihm 
gefragt.  Dann  kommt  eme  bängliche, 
leere  Pknse.  Diese  erfüllt  sich  aber,  in- 
dem sehr  zag,  man  möchte  sagen :  thea- 
tralisch raffiniert,  der  Schleier  über  dem 
Fremden  sich  lüftet.  Nun  wird  eine 
Qorie  geabn^  die  durch  Welten  leuch- 
ten kann.  Si«  erlosch  noch  nicht,  und 
viel  Poesieen  erklingen  ihr  noch  heute . . . 
X  X 
WiBMiinhwi  BEI  Eugen  Diederichs  tn 
Jena  ist  der  Briefwech- 
sel zwischen  Goethe  und 
Schiller  wieder  abgedruckt  und  von 
H.  Sf.  Chamberlain  eingeleitet.  Jede 
Anmerkung  im  Texte  fortzulassen,  war 
eine  sdir  schlechte  Idee  für  die  Zwecke 
dieser  .Atisgabe.  In  seiner  Edition  der 
gleichen  Sammlung  bei  Reclam  ist  die 
Methode  Philipp  Steins,  kurze  Sacher- 
klärungen des  Unbekannten  zu  geben, 
viel  rühmenswerter.  Im  Seemannschen 
Verlag  erscheinen  neue  Auflagen 
Strindbergscher  Werke:  Das  rote 
Zimmer,  Eine  Ehegeschichte,  Einsam. 
X  X 
Kurs*  Chronik  DEN  Volksschiller- 
prets,  der  ztmi  ersten- 
mal au spcpohcn  wurde,  er- 
hielten Gerhart  Hauptmann,  sein  Bru- 
der Carl  und  Richard  Beer-Hofmann.  X 
Stille  Kraft  von  Louis  Couper  us 
/Dresden,  H.  Minden/  ist  ein  interessan- 
ter Roman  ans  den  holländisch-indischen 
Kolon icen.  X  Steine,  ein  Berliner  Ro- 
man von  Georg  W  a  s  n  c  r,  erscheint  im 
Verlage  von  Fleischel  in  Berlin.  X  Der 
Volksergieher-V  erlag  gibt  unter  dem 
Titel  Germanenhibel  Blütenlesen 
aus  heiligen  Schriften  germanischer  Völ- 
ker heraus.  X  Von  des  Erotomanen  R  e  - 
tifdelaBretonne  Lc  coeur  humain 
dhfoiif  lässt  der  Verlag  Julius  Eichen- 
berg in  Siena  eine  Ubersetzung  veran- 
stalten ;  bisher  sind  nur  die  ersten  beiden 
Bände  erschienen,  von  denen  der  erste 
alsbald  konfisziert  wurde.  Wenn  das 
Werk  abgeschlossen  vorliegt,  soll  davon 
noch  die  Rede  sein.  X  Über  den  russi- 
schen Krieg  singen  Ernst  Klaar.H 
Knute  und  Bombe  /München,  M.  Emst/. 
Es  sind  mittelmässige  Werbestrophen 
für  eui   freies  Russland.    X    Recht  gut 


lesen  sidi,  audi  nich  den  brennenden 

Ereignissen  noch,  Leo  Wulffs  Kar- 
tätschenschiisse  gegen  Russland  /Berlin» 
Verlag  Harmonie/,  max  Hooneoar 

BQchor 

Berdrow:.j9Wfli  IX  meiner  schucizcri><.htTi 
^mt/lntte  Heimat,  wo  bekanntlich 
der  Kanfmann  in  hohem 
Ansehen  steht,  war  es  vor  Jahren  Sitte, 
den  jungen  Leuten  zur  Konfirmation  das 
Buch  berühmter  Kaufleute  zu  schenken, 
damit  sie  daraus  lernen  können*  wie  man 
mit  Nichts  anfangen  und  mit  Millionen 
seinen  Lebenslauf  beenden  könne.  Friede- 
rich Albert  Lange  hat  in  seiner  Arbeiter- 
frage gerade  dkses  Bnch  im  dritten  Ka- 
pitel eingehend  gewürdigt,  indem  er  in 
den  Aiunerkungen  nachweist,  dass  die 
Tatsache  der  Entstehung  aus  dem  Nidtts 
nur  höchst  selten  eintrifft,  und  dass  von 
den  26  in  dem  Buche  angeführten  Bei- 
spielen ungef.ihr  21  von  Männern  han- 
deln, die  schon  einem  gesicherten  Milieu 
entsianunten.  Vor  allem  wägt  er  scharf 
ab,  wie  sehr  das  Schicksal  des  einzelnen 
nicht  nur  von  der  persönlichen  Tüchtig- 
keit abhängt,  sondern  von  der  gesamten 
Konstellation  des  wirtschaftlichen  Lebois. 
D.^S  uns  vorliegende,  bei  Spatner  in 
Leipzig  erschienene  Buch  schliesst  sich 
sicher  irgendwie  an  jenes  ältere  an  und 
ist  nicht  nttr  in  seiner  vornehmen  Aus- 
stattung eine  gute  Gabe,  sondern  vor 
allem  auch  in  (Ur  uinfa^-eiiden  Art,  in 
der  darin  das  gestellte  Thema  behandelt 
wird.  Von  den  florentinischen  Handels- 
fürstcn  des  XIII.  Jahrhundert^  aus- 
gehend, bringt  uns  der  Verfasser  die 
Schilderung  grosser  Kaufleute  bis  in  un- 
sere Tage,  wo  er  mit  Cecil  Rhodes  ab- 
schlicsst,  und  er  gibt  uns  damit  ein  wert- 
volles Stüde  Kulturgeschichte.  Sdir  in- 
teressant ist  es.  zu  «eben,  wie  in  unserem 
Jahrhundert  nicln  nieiir  der  Kaufmann 
allein  die  grossen  Vermögen  baut,  sonr 
dem  auch  der  Grossindustrielle,  wofür 
Krupp  und  Siemens  als  typische  Bei- 
spiele dienen.  Wenn  auch  der  Verfasser 
weit  davon  entfernt  ist,  sich  auf  sozial- 
demokratischen Boden  zu  stellen,  so  ver- 
sucht er  doch  eine  gerechte  Würdigung 
der  Licht-  und  Schattenseiten  unserer 
heutigen  wirtschaftlichen  Verinitnisse. 
Jedenfalls  wird  das  obige  Buch  jedem  et- 
was bieten,  der  sich  für  das  reale  Leben 
unserer  Zät  fiberhai^  interessiert,  und 
wenn  es  ihn  aodl  nOT  znm  Widerspruche 
reizen  sollte.  ida  häny-uux 
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ENGELBERT  PERNERSTORFER  •  DER  NATIONALE 
UND  DER  INTERNATIONALE  GEDANKE 

ER  französische  Soiialist  Herve  hat  durch  eine  Art  von  anti- 
'  patriotischem  Pronunziamento  den  Anlass  zu  einer  ziemlich  aup- 
tuhrlichen  Erörterung  über  Nationalismus,  Internationalismus,  Pa- 
triotismus gegeben,  die,  soviel  mir  bekannt  geworden  ist,  von  fran- 
zösischen und  deutschen  Sozialisten  geführt  wurde.  Ich  habe  diese 
Polemiken  in  den  letzten  Tagen  zu  verfolgen  noch  nicht  Zeit  und  Gelegen- 
heit gehabt.  Auch  ist  es  nicht  njeinc  Absicht,  in  diese  Polemik 
einzugreifen,  ich  will  vielmehr  zu  dem  aktuellen  Gegenstände  einiges  sagen, 
was  mir  schon  lange  auf  dem  Herzen  liegt.  Ein  in  Österreich  lebender  Sozial- 
demokrat deutscher  Nation  hat  vielleicht  eine  besondere  Legitimation  dazu, 
in  dieser  Sache  mitzusprechen,  weil  die  Situation  in  Österreich  besonders  ge- 
eignet ist,  das  nationale  und  internationale  Problem  in  vollster  Schärfe  sichtbar 
zu  machen.  Denn  hier  tritt  Nationalismus  und  Internationalismus  nicht  als 
Gegensatz  der  verschiedenen  Staaten  auf,  hier  handelt  es  sich  um  die  nationale 
und  internationale  Frage,  losgelöst  vom  staatlichen  Gegensatz,  hier  ist  der 
klassische  Boden  dieses  Problems,  hier  muss  es  sich  zeigen,  ob  die  nationalen 
Gegensätze  sich  im  Internationalismus  restlos  auflösen,  oder  ob  nicht  vielmehr 
Nationalität  und  Internationalität  ihre  höhere  Einheit  erst  in  der  sozialen 
Demokratie  finden. 

DIESE  Frage  muss  deshalb  aufgeworfen  werden,  weil,  innerhalb  der  deutschen 
Sozialdemokratie  wenigstens,  sehr  häufig  jedes  nationale  Empfinden  als  ein 
Verstoss  gegen  den  Internationalismus  angesehen  wurde,  ja  ein  direktes 
nationales  Bekenntnis  leicht  verdächtig  oder  lächerlich  machte.  So  ist  es  heute 
noch  bei  den  grossen  Massen  der  deutschen  Arbeiterschaft  in  Österreich,  und 
erst  in  den  letzten  Jahren  macht  sich  eine  leise  Schwenkung  bemerkbar.  Es 
muss  also  der  Begriff  des  Internationalismus  entweder  falsch  gepredigt  oder 
falsch  aufgefasst  worden  sein,  und  es  ist  hoch  an  der  Zeit,  den  Gedanken  des 
alten  Internationalismus  auszurotten.  Denn  indem  er  sich  gegen  den  Nationa- 
lismus in  jeder  Form  richtete,  suchte  er  auch  den  natürlichen  Nationalitäts- 
gedanken zu  zerstören,  als  ob  sein  Wesen  darin  bestände,  diesen  auszutilgen 
und  die  Nationen  zu  dekomponieren. 
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DASS  diese  fast  antinationalc  Form  des  Tntcrnationalisimis  unter  den  Deut- 
schen erfolgreich  Schule  machen  konnte,  hat  seine  i;^utca  geschichtlichen 
Gründe.  Alles,  was  sich  in  dem  neuen  geeinten  Reiche  als  national  bezeichnete, 
war  dem  Sozialismus  und  der  organisierten  Arbeiterschaft  spinnefeind,  und  so 
ist  es  heute  noch.  Der  bedeutsame  Unterschied  von  einst  und  jetzt  liegt  aber 
darin,  dass  vor  dreissig  Jahren  die  Sozialdemokratie  Deutschlands  eine  kleine 
Partei  war,  und  dass  sie  heute  die  grösste  ist.  Während  sie  damals  in  Oppo- 
sition gegen  die  überwiegende  Mehrheit  aller  im  Deutschen  Reiche  lebenden 
Bewohner  war»  steht  sie  zwar  jetzt  auch  in  schroffster  Opposition  gegen  die 
Itegierungen,  bildet  aber  einen  so  grossen  Teil  der  Gesamtheit  der  Bevölkerung, 
dass  sie  ohne  Überhebung  darauf  rechnen  kann,  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  wirk- 
lich die  Mehrheit  der  Nation  darzustellen.  Sie  wird  immer  mehr  selbst  die 
Nation  und  die  nationale  Partei. 

VON  Deutschland  ist  der  Sozialismus  nach  Osterreich  gdcmnmen.  Hier  li^, 
je  moderner  sich  der  Staat  trotz  alledem  entwickeln  muss,  die  grosse  Schwie- 
rigkeit in  den  vielen  Nationen.    Ihr  Streit  beherrscht  seit  mehr  als  einem 

Menschcnalter  alle  innere  Politik.  Diesei  nationale  Streit  musste  das  grösste 
Hindernis  jeder  freiheitlichen  und  sozialpolitischen  Entwickelung  werden. 
Es  war  daher  natürlich,  dass  die  deutschen  Arbeiter  In  Österreich,  deren  Zahl 
weitaus  die  der  Arbeiter  aller  anderen  Nationen  zusammei^;enommen  übertraf, 
den  so  hinderlichen  nationalen  Verstoss-  und  Abwehraktionen  der  einzelnen 
Völker  den  dedanken  des  Internationalismus  entgegensetzten.  So  wurde  auch 
hier  der  Internationalismus  wesentlich  als  Antinationalisnius  aufgefasst.  In 
diesem  Sinne  lebt  er  noch  heute  in  Tausenden  von  Arbeitern.  Auch  die  soge- 
nannten führenden  Elemente,  zumal  der  Deutschen,  vertreten  Ilm  noch  heute. 
NOCH  heute,  obwohl  seit  dem  Hainfelder  Parteitage  /1889/  gewichtige  Wand- 
lungen vor  sich  gegangen  sind.  Dieser  Parteitag  hat  bekanntlich  die  zerstreuten, 
verwirrten  und  dehorganisiertcn  Reste  der  Partei  von  neuem  /ii  einer  Einheit 
verschmolzen.  Das  ist  das  Verdienst  hauptsächlich  Dr.  V.  .<\dtcrs.  Langer  und 
mühsamer  Vorarbeit  hatte  es  bedurft,  tmi  dies  Werk  zu  stände  zu  bringen.  Aber 
es  gelang,  und  die  .Arbeiterschaft  aller  Nationen  Österreichs  bildete  eine  ge- 
schlossene, administrativ  und  organisatorisch  cinlieitliche  Masse.  Auf  den 
Parteitagen,  bei  gemeinsamen  Beratungen,  in  den  Versammlungen  herrschte 
volle  Gleichberechtigung  der  in  Österreich  gesprochenen  Sprachen.  Die  na- 
ti<MUile  Frage  war  bloss  eine  Sprachenfrage.  Der  eigentliche  Nationalitats- 
gedanke  trat  völlig  zurück,  ja,  wurde  als  störend  durchaus  at^lehnt,  da  ja 
die  nationalen  Rourgeoisparteien  die  gemeinsamen  Feinde  waren.  Den  nationalen 
Parteien  trat  das  österreichische  Proletariat  international  geeinigt  gegenüber. 
DA  kam  das  Jahr  1897,  und  mit  ihm  der  in  Wien  abgehaltene  sogenannte 
Wimbcrger  Parteitag,  Es  vollzog  sich  auf  ihm  offiziell,  was  sich  im  stillen 
vorbereitet  hatte.  Die  Einheitlichkeit  der  Partei  blieb  zwar  durchaus  aufrecht- 
erhalten, aber  die  Form  der  Administration  und  Organisation  änderte  sich 
wesentlich.  Wir  haben  nun  in  Westösterreich  sechs  sozialdemokratische  Par- 
teien. Jede  verwaltet  sich  selbständig  und  hat  ihre  besonderen  Parteilage 
tmd  Parteileitungen.  Die  Gesamtheit  aller  Parteileitungen  zusammengenommen 
bildet  die  Gesamtexekutive.  Sie  stellt  also  die  äussere  Form  der  Einheit  der 
anitpartei  in  Österreich  dar.  Diese  Einheit  wird  noch  besonders  verstärkt 
durch  Gesamtparteitage,  die  alle  zwei  Jahre  zusammentreten.  Die  innere  Ein- 
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heit  zeigt  sich  darin,  dass  niemals  eine  der  nationalen  Gruppen  eine  irgendwie 
wichtigere  Aktion  unternimmt,  ohne  in  gemeinsamer  Beratung  in  der  Gesamt- 
exekutive  eine  Übereinstimmung  der  Gesamtpartei  beibeigefüliit  zu  haben. 
ALS  im  Jahre  1897  die  Gnmdbgeii  dieser  Scheidung  debattiert  wurden,  waten 
viele,  besonders  die  alten  Genossen,  die  ihr  heftig  widerstrebten.  Dieser 
Widerstand  entsprang  zum  grössten  Teile  der  alten  Vorstellung  vom  Inter- 
nationalismus, der  die  liet  Vorkehrung  von  nationalen  Unterschieden  als  un- 
so2ialdemokraiisch  empfand.  Heute  noch  gibt  es  unter  uns  solche,  die  diese 
Neu>  und  Umgestaltung  der  Partei  alt  ein  Unglück  ansehen.  Nicht,  als  ob  sie 
die  Partei  geschwächt  hätte,  oder  als  ob  irgend  ein  schwerwiegender  Nadlteil 
dieser  neuen  Form  konstatiert  werden  könnte.  Das  ist  nicht  der  Fall,  sie  muss 
gerade  immer  mehr  als  naturlich  empfunden  werden.  Aber  sie  birgt  in  sich  die 
Anerkennung  nicht  etwa  bloss  der  iXaiiunen — die  sind  immer  so  stark  gewesen, 
dass  sie  mit  ihrer  breiten  Realität  nicht  erst  auf  theoretische  Anerkennung 
zu  warten  brauchten  — ,  sondern  vielmehr  die  Anerkennung  des  Nationalitäts» 
gedankens.  Es  gibt  aber  noch  heute  viele  Sozialdemokraten,  die  sich  nur 
schwer  und  langsam  entschliessen,  die  Berechtigung,  ja  die  Notwendigkeit  des 
Nationalitatsgedankens  anzuerkennen.  Sie  seilen  in  der  Nationalität  nur  das 
trennende  Moment,  das  der  einheitlichen  Zusammenfassung  des  Proletariates 
Schwierigkeiten  bereitet.  Der  prtdctarischen  Gemeinsamkeit  der  Gegenwärtig- 
keitsinteressen  und  des  zukünftigen  Endzieles  gegenüber  sehen  sie  in  den  Na- 
tionalitäten eine  unbequeme  Störung  und  glauben,  der  sozialistische  Solidari- 
tätsgedanke sei  stark  genug,  alles  nationale  Besondere  auszurotten.  In  ihrem 
gutgemeinten  Eifer  gdien  sie  so  weit,  aus  lauter  Sorialismuf  das  Ptograaapi 
des  Sosialismus  zu  vergessen.  Denn  dieses  verlangt  laut  und  deutlich  die  Be- 
freiung der  Völker,  nicht  aber  ihre  Ekrasierung.  Wir  sehen,  dass  bei  vielen 
kleinen  Völkern",  die  in  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  noch  weit  zurück- 
stehen, der  Sozialismus  begeisterte  Anhänger  gewinnt.  Vielleicht  liegt  der 
Grund  für  diese  sonderbare  Erscheinung  auch  unter  anderem  darin,  dass  diese 
Völker  im  Sozialismus  den.  Schützer  ihrer  Nationalität  sehen.  Sie  sind  sehr 
für  die  sozialistische  Weltsolidaritäl^  aber  sie  würden  eine  arge  Verletzung 
dieser  Solidarität  konstatieren,  wenn  man  ihnen  zumuten  wollte,  ihre  Nationali- 
tät als  etwas  Unwesentliches,  Unbedeutendes  und  Nebensächliches  aufzugeben. 
WOHER  kommt  es,  dass  insbesondere  die  deutschen  Sozialisten  dem  nationalen 
Gedanken  immer  mit  einer  gewissen  Gleichgültigkeit  gegenübei^standen  haben? 
Einen  Grund  habe  ich  schon  angedeutet.  Das  Wort  national  inusste  ihnen  schon 
zum  Fkcl  werden,  da  sie  miterlebten,  dass  gerade  solche  Parteien  sicTi  mit 
Vorliebe  national  nannten,  für  die  das  wirkliche  Volk  bloss  ein  Gegenstand 
der  Beherrschung  und  der  Ausbeutung  war.  Das  Wort  national  kam  in  den 
selben  Misskredit,  wie  das  Wort  christlich.  Aber  für  <Uese  nationale  Gleich- 
gültigkeit gab  es  noch  tiefere  Gründe.  Die  geschichtliche  Entwickdung  des 
deutschen  Volkes  verhinderte  die  Bildung  eines  einheitlichen  Staates  mit 
einem  Gcsamlbewusstscin,  und  der  im  deutschen  Wesen  wirkende  KosmopoH- 
tisuius,  der  uns  in  vielem  so  ungemein  erhöhte,  äusserte  sich  zuletzt  auch  in 
einer  förmlichen  Selbstentäusserung.  Was  wir  daneben  in  hässlichem  und 
bmtaleni  Chanvhiismus  gewisser  Schichten  sdien,  das  ist  so  absfeossend,  dass 
es  der  Bildung  eines  männlichen,  edlen  nationalen  Selbstbewusstseins  aU  hem- 
mendes Element  entgegensteht. 
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UND  zuletzt  —  so  wird  oft  argumentiert  —  warum  auch  sollte  das 
Proletariat  nationales  Empfinden  haben?  Mit  Erbitterung  sieht  es  jeden  Tag, 
dass  es,  wie  von  «ten  materieUen  Gütern  der  Nation,  so  auch  von  den  geistigen 
au^ieschlossen  ist  Es  ist  uns  s^eichgultig,  so  kann  man  bei  uns  oft  boren, 
ob  wir  deutsch  oder  böhmisch  verhungern.  Und,  in  der  Tat,  von  Menschen, 
die  tagtäglich  um  ihres  Lebens  Notdurft  ringen,  die  Schätzung  idealer  Güter 
verlangen,  heisst  von  den  Niedrigsten  das  ürösste  fordern.  Die  Nationa- 
lität in  ihrer  höchsten  Form  ist  aber  ein  ideales  Gut  Sie  bedeutet  in  höchster 
Instana  die  Menschheitslcttltur  in  einer  besonderen,  höchst  eigentümlichen  und 
nur  einmal  vorkommenden  individudlen  Ausstrahlung.  Sie  bedeutet  eine  Be- 
reicherung der  Menschheit  durch  eine  besondere  Form  ihrer  Erscheinung. 
Am  deutlichsten  zeigt  sie  sich  in  der  Sprache.  Sie  ist  das  erste  und  höchste 
Gut  jeder  Nation.  Der  deutsche  Proletarier  kommt  kaum  dazu,  sie  beherrschen 
•zu  lernen.  Sie  ist  so  sehr  schwer.  »Der  Deutsche  ist  gelehrt,  wenn  er  sein 
Deutsch  verstehtc  (Goethe).  In  die  deutsche  Literatur  einzudringen,  dieses 
stolzeste  Gebäude  des  deutschen  Volkes,  dazu  fehlt  ihm  schon  der  Schlüssel 
des  Aussentores,  Da  nun  die  materiellen  Interessen  zumal  unser  Leben  be- 
stimmen, so  schien  es  vielleicht  wirklich  ungerecht,  von  dem  Arbeiter  National- 
geföhl  zu  verlangen.  Und  e«  nicht  »i  verlangen,  ruft  doch  wieder  fast  lächer* 
liehe  Inkonsequenzen  nach  sich.  Der  Sozialismus  erzieht  die  Arbeiter  an 
einem  lebhaften  Gerechtigkeitsgefühl.  Er  sieht  es  als  selbstverständlich  an, 
lur  jedes  unterdrückte  Volk  einzutreten.  Das  Recht  der  fremden  Nation  an- 
erkeimt  er  bereitwillig  und  freudig  —  und  für  seine  eigene  sollte  er  nichts 
übrig  haben?  Wenn  wir  von  der  stumplen  Masse  ein  Verständnis  nicht  ver- 
langen, das  über  ihre  nächsten  Interessen  geht,  von  dem  sozialistisschsen  Ar- 
beiter müssen  wir  es  verlangen  und  verlangen  wir  es  in  der  Tat.  Wer 
den  grossen  Gedanken  des  sozialistischen  Zieles  in  Kopf  und  Herz  aufgenommen 
hat,  der  ist  reif  und  fähig,  auch  andere  grosse  Ideen  zu  erfassen.  Der  Sozialis- 
mus, das  weiss  jeder  theoretisch  geschulte  Arbeiter,  soll  der  Moudilieit  nidtt 
nur  die  gesicherte  materielle  Existenz  bringen.  Er  soll  vorerst  diese  etablieren, 
aber  nur  als  Vorbedingung  einer  höheren  Stufe  der  Kulturentwickelung.  Nicht 
dahin  wollen  wir  bloss  arbeiten,  dass  die  Menschen  menschenwürdig  wohnen, 
sich  nähren,  sich  kleiden  u.  s.  w.,  sondern  dass  sie  durch  Anteilnahme  an  der 
durch  tausend  Jahre  aufgestapelten  Kultur  erst  überhaupt  Menschen  werden, 
fähig,  selbst  Kultur  zu  haben  und  Kultur  zu  erzeugen.  Jede  Kultur  aber  ist 
national.  Sie  nimmt  ihren  Anfang  im  besonderen  Volke'  und  bietet  in  ihren 
höchsten  Formen  —  und  gerade  in  diesen  am  meisten  —  einen  entschiedenen 
Nationalcharakter  dar.  Mögen  dabei  auch  tausendfach  Einwirkungen  von 
andersber  mitspielen.  Das  Fremde  wird  nicht  einfach  unverändert  aufge- 
nommen —  wenn  dies  der  Fall  Ist,  entsteht  Unlebendiges»  immer  als  fremd 
Empfundenes,  Vergängliches  — ,  sondern  wird  umgemodelt;  wird  aufgesogen, 
wird  also  ein  Mittel,  den  nationalen  Organismus  zu  stärken. 
DER  Sozialismus  und  der  nationale  Gedanke  sind  also  nicht  nur  keine  Wider- 
sprüche, sie  gehören  notwendig  zusammen.  Jeder  \  ersuch,  den  nationalen  Ge- 
danken zu  schwächen,  muss»  wenn  er  Erfolg  hat,  den  Reichtum  des  Menschen- 
geschlechtes  vermindern.  Freilich  ist  die  Gefahr  ja  auf  der  Hand  liegend» 
dass  jeder  Nationalismus  ausarten  kann.  Aber  wenn  wir  sehen,  dass  die  eng- 
lischen Sozialisten  gegen  ilire  Jingoes,    die  französischen  gegen  ihre  Na- 
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tionalisten.  die  Ttalicner  get^en  ihre  Trrcflentisten  so  energisch  Front  gemacht 
haben  und  machen,  so  brauchen  wir  Deutsche  nicht  besorgt  zu  sein«  Diese 
Nationen  sind  sehr  empfindlich  im  Punkte  ihrer  Nationalehre,  tmd  wie 
hat  der  Sozialismus  auf  sie  gewirkt!  Ohne  dass  die  englischen,  die  franzosi- 
schen, die  italienischen  Sozialisten  je  auff^chort  hätten,  ihr  Volk  leidenschaft- 
lich zu  lieben,  haben  sie  es  verstanden,  ilirc  internationale  Pflicht  in  bewun- 
dernswerter Weise  zu  erfüllen.  Und  wir  deutsche  Sozialisten,  denen  der  edle 
Koamopolitismtt»  Oserer  Klassilcer  unvergessen  ist  und  hoffentlich  unvergessen 
bleiben  wird,  wir  sollten  Gefahr  laufen,  in  Chauvinismus  zu  geraten?  Für 
uns  handelt  es  sich  darum,  unserer  selbst  ebenso  bpwiisst  zu  werden,  wie  es 
andere  Völker  sind.  Der  Sozialismus  will  die  Menschheit  organisieren,  nicht 
atomisieren.  Im  Organismus  der  Menschheit  sind  aber  nicht  die  einzelnen 
Individuen,  sondern  die  Nationen  die  Zellen.  Damit  der  Organismus  gesund 
sei,  müssen  die  ZdDen  gesund  sein. 

NATÜRLICH  bedingen  nun  die  nationalen  Unterschiede  auch  gegensätzliche 
nationale  Interessen,  Khenso  natürlich  werden  diese  Gegensätze  nicht  durch 
internationale  Deklamationen  aus  der  Welt  geschafft.  Aber  wie  anders  lassen 
sie  sich  regeln  zwischen,  wenngleich  national  selbstbewussten,  so  doch  sozia- 
listisch denkenden  VdOeeml  Eurojkas  grosses  Verhingnls  wahrend  des  ganzen 
verflossenen  Menschenalters  war  die  misstrauische  Stimmung,  die  zwischen 
Deutschland  und  Frankreich  herrschte.  Und  wie  haben  sich  die  Sozialisten 
beider  Länder  die  ganze  Zeit  über  gemüht,  diese  Missstimmung  aus  der  Welt 
zu  schaffen.  In  den  letzten  Jahren  hat  in  Frankreich  Jaures  unablässig  daran 
gearbeitet,  die  beiden  Völker  und  Reiche  einander  naher  zu  bringen.  In  der 
Tat  stehen  wir  heute  vor  einer  Situation,  die  es  sogar  nicht  unmöglich  er- 
scheinen lässt,  dass  Deutschland  und  Frankreich  noch  weiter  sich  nähern  werden. 
Zum  grössten  Teile  ist  das  ein  Verdienst  hauptsächlich  der  französischen 
Sozialisten,  und  nicht  in  letzter  Linie  Jaures',  dieses  grossen  und  tiefen  Po- 
litikers, den  personlich  kennen  zu  lernen  Ffirst  Bfilow  den  Berliner  Arbeitern 
so  taktvoll  und  klug  unmöglich  gemacht  hat.  Der  Revanchepcdanke  ist  in 
Frankreich  bctrraben,  und  nichts  hindert  mehr  das  innige  Verständnis  zwischen 
diesen  zwei  für  den  Frieden  Europas  wichtigsten  Nationen,  als  die  preussische 
Regierung,  die  neben  Gott  noch  sehr  fürchtet  den  Sozialismus  und  die  Demo- 
kratie, am  meisten  aber  die  Sozialdemokratie. 

WENN  zwei  sich  streiten,  SO  ist  natürlich  die  Sache  wesentlich  anders,  wenn 
sie  zur  Waffe  greifen,  oder  wenn  sie  sich  zu  gemeinsamer  Beratung  an  den 
grünen  Tisch  setzen.  Und  auch  wenn  sie  sich  an  den  grünen  Tisch  setzen, 
ist  noch  ein  grosser  Unterschied,  ob  sie  beabsichtigen,  sich  gegenseitig  übers 
Ohr  zu  hauen,  oder  ob  sie  den  aufrichtigen  Willen  haben,  mit  gegenseitigem 
Wohlwollen  eine  gemeinsame  Losung  der  Streitfrage  zu  suchen.  Die  oster- 
reichischen  Sozialdemokraten  haben  sich  eine  für  die  internationale  sozialistische 
Bewegung  vorbildliche  Organisation  gegeben.  Sie  bilden  eine  Einheit,  sind 
aber  nach  Nationen  gesondert.  Es  bestehen  auch  nationale  Differenzen,  die, 
da  wir  In  dnem  Staate  gemeinsam  leben,  vid  hinfiger  tmd  vid  kcmkreter 
in  die  Erscheinung  kommen,  als  die  Differenzen  zwisdien  staatlidi  getrennten 
Nationen.  Diese  leben  in  der  Regel  in  scharf  von  einander  abgesonderten 
Territorien.  Anders  bei  uns  in  Osterreich.  Hier  kommt  es  vor.  dass  zwei, 
ja  drei  Nationen  auf  dem  selben  Boden  sitzen  und  die  Reibungsflächen  daher 
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mannigfaqh  sind.  Es  ist  dies  wohl  nicht  die  Regel ;  aber  attcH  dort,  wo  in 
Grenzgebteten  zwei  Nationen  aafeinanderctossen,  entsteht  oft  schwerer  na> 
tionaler  G^;enaatz  und  Streit.  Die  österreichischen  Sozialdemokraten  haben 
es  in  solchen  Fällen  bisher  noch  immer  verstanflcü,  zu  einem  leidlichen  Aus- 
gleich zu  kommen.  Aber  es  hiesse  sich  die  Augen  c:e\vahsnm  verschliessen, 
wenn  man  die  offenkundigen  Tatsachen  ignorieren  wollte.  Die  österreichische 
Sozialdemokratie  kann  die  nattonale  Frage  nicht  als  eine  untergeordnete  an- 
sdien.  Denn  dann  miisste  sie  aas  Kultur»  und  Zweckmässigkeitsgründen  min- 
destens die  deutsche  Sprache  als  die  schon  verbreitetste,  als  die  an 
Literatur  und  insbesondere  sozialistischer  Literatur  reichste  direkt  be- 
günstigen. Sie  tut  es  nicht.  weil  sie  das  Recht  jeder  Nation 
rückhaltlos  anerkennt.  Als  für  den  altgemeinen  Parteitag,  der  in  Brinn  X899 
stattfand,  von  der  Gesanttexekuttve  ein  voitereitender  Ausschuss  eingesetzt 
wurde,  der  die  Aufgabe  hatte,  sich  mit  der  Ausarbeitung  allgemeiner  Grund- 
sätze für  ein  nationales  Programm  zu  beschäftigen,  gab  es  hervorragende 
Parteigenossen,  die  der  Meinung  waren,  diese  Aufgabe  könne  von  der  Sozial- 
demokratie nicht  gelöst  werden.  Und  siehe  da,  das  sogenannte  BrüHHer  Pro- 
gramm der  Hotiomden  AmonowM  war  eine  der  bedeutendsten  politischen  Taten 
der  österreichischen  Sozialdemokratie.  Dieses  Programm  gibt  nur  allgemeine 
Richtlinien,  ist  auch  nicht  völlig  neu.  denn  schon  1848  wurden  ähnliche  Ge- 
danken laut,  aber  seine  Aufstellung  bildet  geradezu  einen  Markstein  in  der 
Behandlung  der  nationalen  Frage  in  Österreich.  Anfangs  wurde  es  wenig  be- 
achtet/aber  in  der  letzten  Zeit  wird  es  von  immer  mehr  Sdten  akzeptiert 
ttfid  sein  Grundgedanke  der  der  liatioiuäen  Autonomie^  als  der  unzweifelhaft 
richtige  Ausgangspunkt  für  eine  nationale  Ordnung  der  Dinge  in  Österreich 
angesehen.  Hat  man  sich  auf  diesen  Grundgedanken  einmal  geeinigt,  dann 
wird  die  Ausführung  viel  weniger  Si^hwierigkeitcn  machen,  als  man  sich  heute 
noch  hie  und  da  einreden  wilL 

DER  Sozialismut  kaiin  also  ruhig  die  Wichtigkeit  der  nationalen  Frage  an- 
erkennen, und  so  wie  er  international  sein  muss  und  ist.  so  wird  er  national 
werden  müssen.  Unsere  italienische  Partei  in  Südösterrcich  hat  einen  starken 
italienisch-nationalen  Einschlag,  unsere  polnische  Partei  unter  der  Führung 
unseres  prächtigen  Daszynski,  des  besten  Redners  im  österreichischen  Parla- 
ment, uesere  tschechisdie,  slowenisdie,  ruthenische  l^rtei  sind  alle  gut  national, 
anch  wir  deutschen  Sozialdemokraten  in  Österreich  dürfen  nicht  nur,  wir  müssen 
uns  als  gute  Deutsche  bekennen.  Dieser  nationale  Patriotismus  ist  der  einzige, 
den  es  -in  Österreich  noch  gibt.  Für  alle  in  O.ncrrcich  wolinenden  Nationen 
ist  Österreich  kein  Gegenstand  des  Patriotismus,  denn  üstcrreida  hat  sie  alle 
^eicherweise  verraten.  Alle  Möglichkdt  eines  künftigen  Osterreidis  liegt  in 
der  Ordnung  der  nationalen  Frage  beschlossen.  Diese  Tatsache  allein  beweist, 
wie  wichtig  die  nationale  Frage  is^  zu  der  der  Sozialismus  positiv  SteUung 
nehmen  muss. 

ER  muss  es  auch  tun,  weil  er  mit  Recht  immer  mehr  sich  als  der  wirkliche 
Repräsentant  des  Volkes  iühlt.  Was  lebendig  ist  in  der  Bewegung  der  Zeit, 
das  steht  in  oder  wenigstens  dicht  an  unseren  Reihen.  Das  bfiigcrlich-nationale 
Ideal  der  Deutschen  ist  erreicht   Seit  mehr  als  einem  Menschenalter  besteht 

das  deutsche  Einheitsreich.  Im  ganzen  Reich  gibt  es  wohl  heute  keine  Partei, 
der  die  Einheit  des  Reiches  mehr  am  Herzen  läge,  als  der  sozialdemokratischen. 
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Unter  dieser  Einheit  ist  sie,  wenn  auch  gegen  den  Willen  der  Herrschenden 
und  unter  schweren  Kämpfen,  gross  geworden,  diese  Einheit  ist  für  sie  von 
materiellem  Interesse.  Aber  die  Einheit  ist  wie  ein  Gefäss.  Seine  Bestimmung 
ist,  einen  Inhalt  xn  hahoL  Wu  den  dentschen  Sorialdemokraten  tind  mit  ihnen 
all6n,  die  die  innere  Grösse  Deutschlands  wollen»  zuwider  ist^  das  ist  der  abscheu- 
liche Wein,  den  man  ihnen  kredenzt.  Und  deswegen  werden  sie  Reichsfeinde, 
Elende,  Vnicrlandslosc  genannt.  Das  alles  sollen  sie  sein,  weil  ihnen  Junker- 
tum und  preussischc  Justiz  nicht  behagt.  Und  bei  jeder  Gelegenheit,  wo  es  sich 
um  wirklich  nationales  Leben  handelt,  können  sich  die  deutschen  Sozialdemo> 
kraten  in  erste  Linie  stdien.  Oder  hat  das  deutsche  Volk  Grösseres  erlebt, 
als  die  Werke  seiner  grossen  Dichter  und  Denker?  Und  wird  wieder,  wie 
unlängst  mit  Schiller,  ein  Gedenktag  eines  dieser  Grossen  gefeiert,  so  erhebt 
er  sich  aus  dem  Grabe  und  spricht  mit  eherner  Stimme  für  uns.  So  bekennen 
wir  uns  freudig  zu  unserer  Nation  und  sind  stolz  auf  ihre  grossen  Taten, 
sowie  wir  wissen,  dass  der  theoretische  Sozialismus  selbst  auch  ein  Weiic  deut- 
schen Geistes  ist.  Die  Völker  sind,  trotz  ihrer  Waadlungen,  ewig  und  um  so 
grösser,  je  mehr  sie  die  Welt  vorwärts  bringen.  So  sind  wir  als  gute  Sozialisten 
auch  die  besten  Deutschen,  übrigens  haben  unsere  Führer  im  deutschen  Par- 
lamente immer  erklärt,  dass  wir  zu  unserem  Volke  stehen  wollen.  Freilich 
glauben  wir  auch,  unsere  nationale  Pflidit  nur  danii  gut  zu  erfüllen,  wenn  wir 
die  Fehler  unseres  Volkes  nicht  beschönigen.  Nicht  der  ist  ein  guter  Freund, 
der  die  Fehler  des  Freundes  nachsichtig  verschweigt  und  nur  seine  Tugenden 
preist.  Wir  anerkennen  nicht  das  Wort  IVrighl  or  7vrang,  f»v  counfry  oder 
Wright  or  wrong,  tny  people.  Oder  höchstens  so,  wie  wir  allenfalls  das  Wort 
auffassen  Wright  or  wrong,  my  party.  Wir  lieben,  obgleich  wir  tadeln.  Oder : 
wir  tadeln,  weil  wir  lieben. 

XXX 
DREI  .Aufgaben  haben  wir:  die  Tatsachen  festzustellen  (cit  sacken.  7cas  ist), 
die  Gesetze  des  geschichtlichen  Geschehens  zu  erforschen,  uns  in  den  Dienst  der 
geschichtlichen  Entwickelung  zu  stellen. 

WIR  sehen  änvörderst  die  Tatsache  der  verschiedenen  Nationen.  Sie. sind 
Realitäten,  ge^hichtlich  geworden  und  nur  geschichtlich  zu  verstehen.'  Sie  sind 
nicht,  wie  etwa  die  Form  unserer  Gesellschaftsordnung,  aas  Monomischen  Ur- 
sachen zu  erklären,  sie  sind  Formen  der  Menschheitserscheinung,  deren  Grund- 
lagen in  gewissen  Rassenmischungen,  geographischen  und  klimatologischcn 
Umständen  und  geschichtlichen  gemeinsamen  Sciiicksalen  zu  suchen  sind.  Kein 
Volk  ist,  sofern  es  nicht  etwa  physisch  ausgerottet  wurde,  zu  Grunde  gegangen, 
sondern  hat  seine  Art  nur  gemodelt,  neue  Elemente  aufgenommen  und  so  sich 
sein  Fortleben  gesichert.  Neue  Nationen  erstehen  im  hellen  Uchte  der  Ge- 
schichte. Am  besten  sehen  wir  das  an  dem  werdenden  Volke  der  Yankees,  wir 
hahen  es  an  den  Boeren  gesehen.  Jene  sind  keine  Engländer,  diese  keine 
Hollander.  Gewiss  wird  dereinst  Sudafrika,  Australien.  SSdamerika  neue 
Nationen  entstehen  sehen,  deren  Charakter  und  Kulturentwickclung  wesentlich 
verschieden  sein  wird  von  den  europäischen  Völkern,  die  ihnen  die  Sprache 
gegeben  haben.  Wenn  die  Nationen  sich  fortwährend  im  gewissen  Sinne 
verändern,  wenn  neue  entstehen,  so  kann  man  wohl  sagen,  dass  die  Nationalität 
eine  Dauerform  der  menschlichen  Gesellschaft  ist  In  diese  Formen  sind  wir 
hineingeboren,  und  je  mehr  Bildung  (Ausprägung  unseres  individuellen  Wesens) 
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wir  erwerben,  desto  mehr  werden  wir  ein  Ausdruck  unserer  Nation.  Unsere 
Muttersprache  schon  gibt  uns  die  nationale  Grundlage  Man  spricht  mit  Recht 
von  dm  Geiste  der  Sprachen,  und  je  höher  die  geistige  Entwickdang  eines 
Volkes  geht,  je  mehr  und  je  ausgebildeterc  Kultur  es  verlangt,  desto  differen- 
zierter ist  sie  von  der  Kultur  anderer  Völker.  Je  liöhcr  der  einzelne  sich  ent- 
wickelt, desto  mehr  ist  er  eine  Besonderheit,  desto  mehr  wird  er  Individuum. 
NUN  will  der  Sozialismus  die  höhere  Entwickelung  der  Menschheit.  Ja,  die 
Möglichkeit  einer  solchen  Entwickelung  vomibereiten,  ist  sein  eigentlicher 
Sinn.  Er  lehnt  es  ab,  etwa  aus  hungernden  Herdentieren  satte  Herdentiere 
machen  zu  wollen.  Er  will  den  freien  und  selbstbcwussten  Mensdien  schaffen. 
Und  da  die  Menschheit  nur  in  nationalen  Formen  lebt,  muss  er  naturgemä^s 
die  freien,  selbständigen  und  selbstbcwussten  Nationen  wollen.  Der  Sozialis- 
mus jagt  nicht,  wie  seine  Feinde  sagen,  Traumgebilden  nach,  sondern  steht  bei 
aller  Hoheit  des  Zieles  auf  dem  Boden  nfichtemer  Tatsachen.  In  der  Tat  ist 
gerade  er  es,  der  keinen  Utopieen  nachgeht.  Er  schwärmt  nicht  für  ein  Volapfik 
und  entfernt  vorhandene  Schwierigkeiten  nicht  durch  fromme  Wünsche. 
DASS  aber  die  Nationalitätenfrage  Schwierigkeiten  in  sich  birgt,  liegt  zu  Tage. 
Jede  Nation  will  ihr  Heim  haben,  in  dem  sie  Herrin  ist,  wie  jeder  Mensch 
sein  ihm  allein  gehöriges  Heim  haben  will.  Aber  der  Gedanke  an 
die  Grösse  des  Volkes  erschöpft  sich  nur  m  teidit  in  Trätunen  äusserer  Macht 
So  bleibt  das  Nationalitälenproblem  in  den  Köpfen  bürgerlicher  Politiker  stets 
eine  Frage  der  Macht.  Bei  uns  Sozialisten  wird  es  zu  einer  Frage  der  fried- 
lichen Verständigung.  Feste  allgemeine  Grundsätze  über  die  Hauptpunkte 
nationaler  Politik  bestehen  eigentlich  im  internationalen  Sozialismus  noch  nidit 
Wir  Österreicher  haben  durch  unser  Brfinner  Programm  eine  feste  Grundlage 
schon  gewonnen.  Sie  heisst:  Integrität  des  nationalen  Bodens,  Sdiutx  der 
Minnritnten,  atitonome  Verwaltung  der  nationalen  Angelegenheiten.  Wo  das 
redlich  gewährleistet  wird,  kann  der  nationale  Friede  nicht  gar  zu  schwer 
sichergestellt  werden.  Dabei  darf  man  natürlich  nicht  allzu  sentimental  sein  und 
glauben,  es  gäbe  überhaupt  ein  Mittel,  in  unserer  Zeit  der  inneren  Wanderungen 
jede  Seele  für  die  Nation  retten  zu  können.  Aber  es  scheint  allerdings,  als 
habe  gerade  die  Zeit  des  gesteigerten  Wrkehrs  die  F.mpfinrllichkeit  der  Na- 
tionen geschärft.  Vor  fünfzig  Jahren  noch  hat  man  geglaubt,  der  Weltverkehr 
werde  die  Nationen  verwischen.  Das  Umgekehrte  ist  eingetreten.  Wir  leben 
in  einer  2Eeit  starken  nationalen  Empfindens.  Audi  die  kleinste  Nation  wdirt 
sich.  Wir  in  Osterrdch  erleben  da  den  schönsten  ond  lehrreichsten  An- 
schauungsunterricht. Uns  brennt  die  Nationalitätenfrage  sozusagen  jeden  Tag 
auf  die  Finger.  Unsere  anerkannte  Stellung  in  Österreich  hängt  wesentlich  auch 
damit  zusammen,  dass  wir  das  schwere  Problem  nicht  nur  für  unsere  Partei 
gelöst  haben,  sondern  auch  dem  Staate  zeigen,  wie  er  es  lösen  könne.  Aber 
zu  dieser  Lösung  sind  wir  gekommen  durch  die  rückhaltlose  Anerkennung 
der  Nationen  und  ihrer  Rechte.  Und  so  gerne  wir  deutsche  Sozialdemdcraten  in 
Österreich  zu  dieser  Anerkennung  bereit  waren,  so  sehr  muss  es  uns  auch 
immer  klarer  werden,  dass  diese  Anerkennung  der  anderen  ohne  eigenes  na- 
tionales Gefühl  doch  ein  Beweis  einer  nationalen  Schwäche  wäre,  die  weder 
uns,  noch  unserem  Volke  zur  Ehre  gereichen  wfirde. 

ALLF.S,  was  ich  sage,  ist  nur  dann  haltbar,  wenn  die  Nationalität  auch  ffir 
den  Proletarier  ein  Gut  ist.  Es  ist  im  wesentlichen  noch  heute  so,  wie  es  das 
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Kemmutiisiisehg  Mamfest  darstellt:  der  Proletarier  hat  kein  Vaterland  Aber 

er  will  eines  erwerben.  Die  organisierte  Gesellschaft,  in  der  er  einmal  leben 
wird,  wird  für  ihn  auch  ein  hohes  materielles  Gut  sein.  Der  Proletarier  hat 
wohl  heute  schon  eine  Nationalität.  Aber  sie  ist  für  ihn  wertlos,  solange  er 
ihrer  nicht  bewv^st  wird.  Er  wird  ihrer  bewusst,  je  mehr  er  geistige  Knltnr 
gewinnt.  Wie  Kunst  und  Wissenschaft,  ist  auch  die  Nationalität  ein  höhet' 
Gut.  Jede  Erhebung  des  Proletariers  muss  ihn  der  Erkenntnis  des  Wertet 
dieser  Güter  näher  bringen. 

VIELLEICHT  wird  man  mir  sagen,  dass  ich  mit  diesen  Ausführungen  Selbst- 
▼erständlichkeiten  vorgebracht  habe.  Das  soll  mir  sehr  lieb  sein.  Dann  würde 
ich  mich  Aber  den  Vorwarf,  gegen  ein  Phantom  gekämpft  zu  haben,  gern 
damit  trösten,  dass  es  also  nicht  notwendig  ist,  den  Begriff  des  ItatrnaHonäKS' 

mus  irgendwo  zu  revidieren. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HJALMAR  BRANTING  '  DIE  NATIONALE  KRISE  IN 
SKANDINAVIEN 

* 

EIT  der  letzten,  entscheidenden  Wendung  in  dem  Uagen  Todes- 
kampfe der  schwedisch  •  norwegischen  Union  nnd  nun  bald  zwei ' 
Monate  verstrichen,  nnd  noch  liegt  der  Leichnam  der  Union  da, 

noch  wogen  in  Schweden  die  Stimmungen  hin  und  her,  noch  ist 
der  neue,  selbständige  norwegische  Staat,  obgleich  de  facto 
existierend,  von  Europa  nicht  anerkannt,  wie  auch  die  Frage,  ob  Norwegen 
sich  endgültig  als  Monarchie  oder  Repttblik  vorstellen  wird,  bis  jetzt  nur 
hypothetisch  beantwortet  werden  kann.  Es  dürfte  sich  daher  vielleicht  em- 
pfehlen, die  Leser  der  Sozialistischen  .yfnttatshefte  in  den  Wirren  der  schnell 
sich  entwickelnden  Ereignisse  von  einigen  allgemetnen  Gesichtspunkten  aus 
etwas  zu  orientieren. 

VORERST  ein  Rieldilick  anf  die  Tatsachen,  die  die  Ui^onssprengung  bedingt 
haben. 

DAS  Unionskönigtum  hat  am  27.  Mai  zum  letztenmal  leichtherzig  sein  ver- 
dientes Schicksal  herausgefordert.  Auf  den  einstimmigen  Beschluss  des 
Storthings,  ein  besonderes  norwegisches  Konsulatswesen  einzurichten,  antwortete 
der  König  gegen  die  energischsten  Vorstellungen  seines  norwegischen  Rates 
mit  Sanktionsverweigernng.  Formell  unantastbar,  war  dieser  Be- 
sdlhiss  eine  parlamentarische  Ungeheuerlichkeit.  Eine  in  Skandinavien  be- 
kannte historische  Anekdote  von  der  Seeschlacht  bei  Svoldern  im  Jahre  1000 
zitierend,  schrieb  denn  auch  im  schwedischen  Social-Demokraten  der  Schreiber 
dieses:  »Norwegen  aus  deinen  Händen,  mein  König !c  Am  7.  Juni  fiel  schon 
der  entscheidende  Schlag:  das  Storthing  erklärte,  dass  der  König,  der  selber 
MUgigAta  hätte,  eine  Regierung  momentan  nicht  bilden  zu  können,  dadurch 
von  seinen  Funktionen  zurückgetreten  sei ;  mit  der  faktischen  Amtsniederlegung 
des  Königs  sei  auch  die  Union  mit  Schweden  erloschen;  das  Storthing  als  nun- 
mehr alleinige  Vertreterin  des  norwegischen  Volkes  nehme  selbst  das  Heft  in 
die  Hand,  setse  das  demissionierende  Ministerium  als  provisorische  Regierung 
ejn  nnd  —  erlaube  sich,  den  Exkönig  au  ersuchen,  dahin  zu  wirken,  dass  em 
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Prinz  seines  Hauses  die  freigewordene  norwegische  Krone  entgegennehme! 
Mit  vollem  Recht  hat  in  jenen  Tagen  der  Vorwärts  diese  norwegische  Reso- 
lution als  in  ihrer  Art  alleinstehend  bezeichnet  Aber  die  Verhältnisse,  die  die 
Entwick^lung  der  Ereignisse  bestimmt  haben,  waren  auch  gUtt  besondere. 
MAN  vernfcp:cn\värtis:o  sich  die  Sitv.ntion.  Die  Union  von  1814  wurde  seiner- 
zeit dem  norwcgisclK-n  \'olke  aufgcdränQ;t.  Von  freier  Vereinbarung  wurde 
zwar  viel  gesprochen,  und  die  Selbständigkeit  Norwegens  wurde  offiziell  aner- 
kannt indes,  die  Vereinigung  als  eine  feinere  Art  von  Eroberung  zu  betrachten, 
wurde  eine  Vorstellung,  welche  in  Schweden  tiefe  Wurzeln  schlug.  Auf  der 
Uldern  Seite  wurde  es  das  konstante  nationale  Programm  des  ganzen  nor- 
wegischen Volkes,  alles  zu  cnti'i  rncn,  was  darauf  hindeutete,  dass  Norwet3^cn 
durch  die  Vereinigung  mit  Schweden  etwas  von  der  Souveränität  eines  seih- 
ständigen Staatswesens  eingebüsst  habe.  Volle  nationale  Gleichberechtigung 
innerhalb  der  Unicm  sonst  ausserhalb  der  selben:  das  wurde  inuner  klarer 
die  Ix)sung.  Schritt  für  Schritt,  immer  im  Kampfe  gegen  schwedischen  Glau* 
vinismus  und  pe^en  das  manß'elnde  Verständnis  unserer  herrschenden  Klassen 
für  die  nationalen  und  demokratischen  Emanzipationsbedürinisse  des  norwegi- 
schen Volkes,  sind  dann  auch  im  vorigen  Jahrhundert  die  meisten  Provinzmerk- 
male  abgestreift  und  ist  gleichzeitig  die  demokratische  Verfassung  Norwegens 
im  ki^;reichen  Kantpfe  gegen  die  Bureaukratie  und  das  Kcinit^num  ausgebaut 
und  befestigt  worden.  Es  fehlte  nur  noch  die  Krönung  des  Cebäudcs:  die 
Gleichberechtigung  der  beiden  Nationen  auch  in  (kn  aus\v:irtit::cn  Angelegen- 
heiten, die  bisher  von  dem  Minister  Schwedens  besorgt  wurden.  Diese  zerfiel 
in  die  beiden  Fragen  der  Neugestaltung  des  durch  Tradition,  aber  nicht  durch 
Übereinkunft  Unionellen  Konsulatswesens  und  der  Diplomatie;  Von  diesen 
wurde  die  erste  aktuell,  als  1903  der  schwedische  Minister  des  Auswärtigen, 
der  frühere  Gesandte  in  Berlin,  Lagerheini,  Verhandlungen  mit  der  norwegi- 
schen Regierung  anknüpfte,  die  dem  alten  norwegischen  Wunsch,  ein  ganz 
selbständiges,  eigenes  Konsulatswesen  zu  bekommen,  Rechnung  zu  tragen 
schienen.  Die  Vereinbarung  schien  im  Frühling  1904  bereits  gesichert,  die 
Stimmung  zwischen  den  beiden  Völkern  war  eine  freündschaftlichere,  ab  seit 
Jahrzehnten  —  da  wurde  alles  wieder  durch  reaktionäre  Einflüsse  in  mass- 
gebendai  schwedischen  Kreisen  durchkreuzt.  Es  ist  noch  nicht  ganz  klar,  was 
die  veränderte  Haltung  veranlasst  hat,  ob  der  König  fürchtete,  durch  definitive 
Preisgebung  des  uniooellen  Konsulatswesens  auf  der  schiefen  Ebene  der  Auf- 
losung zu  weit  gedrängt  zu  werden,  ob  die  Regierung  vor  dem  voraussicht- 
lichen Widerstand  der  ersten  Kammer  zurückschreckte,  oder  ob  sie  vielleicht 
die  ganze  Frage  früher  nicht  recht  durchdacht  hatte.  Jedenfalls  machte  der 
Staatttninister  Boström  eine  schrotle  Schwenkung,  Lagerheim  wurde  verab- 
schiedet, und  den  norwegischen  Ministem  wurde  statt  der  Übereinkunft  eine 
gai^e  Reihe  von  neuen  Forderungen  vorgelegt,  die  von  jenen  nur  schroff 
zurückgewiesen  wcrrlcn  konnten.  Im  Januar  1905  waren  die  Verhandlungen 
definitiv  gescheitert.  Die  reaktionären  Organe  der  schwedischen  Junkerkammer 
triumphierten,  die  radikale  und  sozialistische  Presse  griff  Herrn  Boström  wegen 
seines  Zerstorungswerkes  zwar  heftig  an,  ihre  Parteien  waren  aber  parlamenta- 
risch zu  schwach,  um  die  Regierung  wegten  ihrer  norwegischen  Politik  m  Ver* 
legenheit  zu  bringen. 

DIE  Rückwirkung  des  Misslingcns  der  Vereinbar)ing  war  dagegen  in  Norwegeä 
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eine  ganz  enorme.  Hatte  man  doch  so  sicher  geglaubt,  jetzt  würde  endhch  diese 
alte  Streitfrage  in  Frieden  gelöst  werden.  Die  Enttäuschung  wurde  am  tiefsten 
in  den  bisher  am  festesten  unionell  gesinnten  Parteien,  besonder«  m  4er 
Rechten,  empfunden;  in  diesen  Tagen  loste  «ick  die  Union  au«  den  leteten 
norv-egischen  Herzen.  Die  Erbitterung  gegen  Herrn  Boström  und  alles,  was 
sdtwedisch  war,  fand  starken  Ausdruck-,  musste  doch  eine  solche  hin-  und  hcr- 
achwankendc  Politik,  die  nicht  selbst  weiss,  was  sie  will,  g:^nz  selbst  verständlich 
als  treulos  und  wortbrüchig  dem  Partner  crschemen,  der  eben  gehofft  hatte,  sein 
langersehntes  Ziel  zu  erreichen.  Die  Gefühle  der  ganzen  Nation,  von  der 
äinsenten  Rechten  U«  nir  Sozialdemokratie,  konzentrierten  «ich  in  dem  festen 
BeaeUuss:  jetzt  müssen  wir  die  Konsulatsfrage  selbst  Tosen;  sie  ist  uns  eine 
nationale  Ehrensache  geworden,  und  wir  haben  das  volle  Recht,  sie  ganz  in 
eigene  Hände  zu  nehmen,  denn  die  unionclle  Übereinkunft,  die  Reichsakte,  spricht 
mit  keiner  Silbe  von  unionellcn  Konsuln. 

DAS  die  Sttmnrang,  welche  zu  den  letzten  Ereignissen  geffihrt  hat.  Das  Ver- 
handlungtaitnasterium  wurde  durch  ein  mehr  energische«  Aktionsministerium 
Michelsen-Lovland  ersetzt,  und  das  Storthing  setzte  eine  Spczialkomniission 
ein.  um  das  Konsulatsgesetz  auszuarbeiten  und  Einigkeit  in  den  Details  zu 
erzielen,  wie  man  den  sicher  zu  erwartenden  Widerstand  des  Königtums  am 
schnellsten  beseitigen  könne.  Die«e  Ma«snahmen  riefen  endlich  in  den  r^eren- 
dea  Kreieen  Schwedens  die  Einsicht  hervor,  das«  es  vielleicht  doch  gefährlich 
werden  konnte,  wenn  man  die  Norweger  gar  zu  nonchalant  behandelte.  Der 
Kronprinz  Gustav,  der  damals  als  Regent  das  Amt  des  Königs  verwaltete, 
schlug  in  einem  offenen  Briefe  neue  Verhandlungen  vor,  die  jetzt  alle  noch 
schwebenden  unionellen  Streitfragen  umfassen  und  im  Sinne  der  Gleich- 
berechtigung eine  Losung  finden  sollten.  Der  Vorschlag  wurde  in  Schweden 
als  eine  hochherzige  und  rettende  Tat  gepriesen,  in  Norwegen  dagegen  soo^lcich 
ah  ein  Versuch,  die  sofortige  Errichtung  des  norwegischen  Konsulalswescns 
zu  verhindern,  demaskiert.  Diese  letzte  Auslegung  zeigte  sich  auch  bald  als 
die  richtige;  die  schwedische  Regierung,  von  der  Herr  Boström  sich  zwar 
surückgezogen  hatt^  die  aber  ganz  und  gar  die  selbe  Politik,  die  er  geftUut, 
fortsetzte,  forderte  die  norwegische  auf,  in  Verhandlungen  einzutreten,  die 
auch  die  Errichtuncf  eines  eigenen  norwegischen  Konsulatswesens  umfassen 
würden.  Die  norwegische  Regierung  lehnte  es  aber  ab,  noch  einmal  über  dieses 
Thema  mit  den  Schweden  zu  diskutieren;  als  Garantie,  dass  man  diesmal 
schwedischerseit«  Emst  machte,  forderte  sie  viehnehr,  dass  zuerst  das  norwe- 
l^adie  Konsulatswesen  von  dem  König  sanktioniert  werde,  und  noch  dazu  das 
Verbrechen,  dass,  wenn  eine  Verständigung  diesmal  nicht  cr/.iclt  worden  könnte, 
man  nicht  mehr,  wie  immer  früher,  auf  den  Status  quo  zurückkommen,  sondern 
die  Union  als  aufgelöst  anerkennen  würde.  Hierüber  grosse  Entrüstung 
in  «diweditdien  konservativen  und  chauvinistisch-liberalen  Kreisen.  Die 
schwediflche  R^erung  antwortete  kurzer  Hand  abweisend,  dass  von  einer  Ver- 
handlung; die  über  den  Rahmen  der  Union  und  der  Reichsakte  hinausgreife, 
ihrerseits  gar  nicht  die  Rede  sein  könne.  Das  war  am  25.  April.  Sechs  Wochen 
später  existierte  die  Union  nicht  mehr.  Jene  verständnislose  Abfcrtigting  von 
Seiten  der  schwedischen  Regierung  darf  aber  nicht  vergessen  werden,  wenn  man 
jetzt  schwedtscheradt«  die  Norweger  «o  heftig  angreift,  weil  sie  die  Union 
ein£«c]i  aufgelöst  hätten»  anstatt  Verhandlungen  über  die  Auflösung  anzu- 
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knüpfen.  Dfr  erste  Versuch,  offiziell  von  einer  Auflösung  zu  reden,  fiel  wirk- 
lich nicht  besonders  aufmunternd  aus.  So  wenig  kannte  man  in  Schweden  die 
wirkliche  Stimmung  und  die  feste  Entschlossenheit  der  Norweger,  dass  man 
einen  grossen  Umschwungs  tlavon  erwartete,  dass  der  schwedische  Reichstag 
seinerseits  das  Verhandlungsprogramm  des  Kronprinzen  als  sem  eigenes  auf- 
nahm. Dies  geschah  ührierens  nicht,  wie  man  es  gewünscht  hatte,  ohne  Wider- 
spruch. Sozialistische  und  radikale  Redner  sprachen  es  offen  heraus,  dass  sie 
nur  in  d  e  m  Sinne  für  das  Verhandlungsprogramm  zu  haben  seien,  dass  die 
Konsulatsfrage,  dem  Wunsche  ganx  Norwegens  gemäss,  zuerst  durch  eine 
Irönigliche  Sanktion  des  voraussichtlichen  Beschlusses  des  Storfhings  definitiv 
geregelt  sei.  Übrigens  erklärten  in  jener  Debatte  auch  die  Redner  der  rechts- 
stehenden Parteien  in  feierlichen  Worten,  dass  unter  keinen  Umständen  der 
Friede  gebrochen  werden  dürfte.  Sie  haben  später  diese  Worte  vergessen. 
OHNE  sich  über  <fie  zu  nidits  verbhidemten  schwedischen  Verhandlungs- 
angebote weiter  zu  kümmern,  schritt  im  Mai  das  Storthing  zu  definitiven  Be- 
schlüssen. Ein  eigenes  norwegisches  Konsulatswesen  solle  vom  i.  April  1906 
ab  errichtet  werden:  so  lautete  das  einstimmige  Votum  der  beiden  Ab- 
teilungen des  Storthings.  Dass  es  so  kommen  musste,  war  in  Skandinavien 
allen  politisch  Einsichtigen  klar,  nachdem  Herr  Boström  die  von  Lagerheim  be- 
gonnenen Verhandlungen  so  gewaltsam  gesprengt  hatte.  Das  norwegische  Stor- 
thing konnte  in  diesem  Pnnkte  nicht  nachgeben,  ohne  die  Ansprühe  des 
Landes  auf  sein  volles  Sclbsthcstimraungsrecht  fallen  zu  lassen.  Dessenungeachtet 
war  die  Möglichkeit  einer  ganz  normalen  Lösung  der  Krise  i;ar  nicht  ausge- 
schlossen. Wenn  der  norwegische  König  den  einstimmigen  Bcschluss  des 
Storthings  sanktionierte  und  dann  Verhandlungen  unter  Bedingungen,  die  jeden 
Zweifel  an  deren  Loyalität  ausschlössen,  zwischen  seinen  beiden  Regierungen 
herbeigeführt  hätte,  so  wäre  alles  wieder  in  Ordnung  gebracht  worden,  und  es 
hätte  sich  gezeigt,  ob  nicht  doch  zweckmässige  Formen  für  ein  unionelles  Zu- 
sammenleben der  beiden  verwandten  Nationen  auf  der  skandinavischen  Halb- 
insel zu  finden  waren.  In  Schweden  war  ausserhalb  der  engen  Kreise  der 
Anhänger  der  eigentlichen  Politik  der  ersten  Kammer  gar  keine  allgemeine 
Stimmung  für  eine  Sanktionsverweigerung.  Von  den  eigentlichen  Volksparteien 
wurde  für  die  Sankttonienmg  als  für  etwas  ganz  Selbstverständliches  plaidiert. 
Man  konnte  es  in  diesen  Kreisen  kaum  glauben,  dass  der  Köntg,  der  inzwischen 
die  Regienmg  wieder  übernommen  hatte,  ohne  irgendwelche  ernste  Notwendig- 
keit einen  so  Terhängnisvollen  Konflikt  heraufbeschworen  würde. 
ES  kam  indessen  anders.  Man  versichert  heute,  dass  der  Kronprinz  für  die 
Sanktion  gewesen  sei,  dass  er  icvloch  seinen  Willen  gegen  den  König  und  seine 
Ratgeber  nicht  durchzusetzc  n  vermocht  habe.  Ob  diese  nun  absolut  blind  für 
die  Konsequenzen  eines  Konflikts  waren,  ob  sie  glaubten,  dass  die  Norweger 
nichts  als  Worte  wagen  würden,  ob  der  alte  Konig  vielleicht  Hoffhungen  auf 
die  persönliche  Ehrerbietung  setzte,  die  man  ihm  spendete,  und  deren  V^t' 
kungen  überschätzte  —  aus  irjc^endwclchen  Gründen  hat  er  sich  jedenfalls  ent- 
schieden, als  König  Norwegens  auch  diesmal  nicht  als  Norweger,  sondern  als 
Schwede  zu  beschliessen,  dem  Umstand  Rechnung  zu  tragen,  dass  es  mit  der 
pchwedischen  Vorstellung  eines  einheitlichen  Staatenbundes  sich  nicht  reimte, 
dass  jeder  Staat  seine  eigenen  Konsulate  im  Auslande  haben  könnte.  An  War- 
nungen hat  es  jedoch  wahrlich  nicht  gefehlt  Die  norwegische  Presse  aller 
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Parteien  war  darüber  im  voraus  einig,  dass  eine  Sankiionsverweigerung  gegen 
ein  einstimmiges  Parlament  einen  flagranten  Brach  des  Prinzips  der  VoUcs- 
soaverinitat,  der  ganzen  demokratischen  Entwickelung  des  vorigen  Jahr- 

Hunderts  bedeuten  würde,  einen  Versuch,  absolutistisch  zu  regieren,  der  dem 
Geiste  der  norwegischen  Konstitution  direkt  zuwider  ging.  Der  König  besitze 
zwar  ein  suspensives  Veto  gegen  neue  Gesetze,  er  habe  aber  aucli  und  in  erster 
Linie  die  Verpflichtung,  dafür  an  sorgen,  dass  überhaupt  eine  Regierung  zu 
Stande  käme.  Beharre  er  darauf,  Bedingungen  zu  stellen,  die  keine  norwegische 
Partei,  kein  norwegischer  Mann  gutheissen  könne,  so  setze  er  sich  als  König 
von  Norwegen  selber  ausser  Funktion,  und  das  Storthing  müsse  im 
Namen  des  Volkes  dafür  sorgen,  dass  der  Staat  sein  Leben  weiterfuhren  könne. 
Noch  im  letzten  Mo.mente  suchten  die  norwegischen  Minister,  den  König  zu- 
ruckzohalten,  indem  sie  ihm  in  deutlichen  Worten  sagten,  er  werfe  durch 
seinen  Beschhiss  selber  die  norwegische  Krone  fort.  Alles  vergebens;  die 
Augen  derer,  denen  der  König  traute,  waren  blind.  Und  nach  elftäg^ger  Frist, 
während  welcher  der  König  m  Stockholm  blieb  und  keinen  Schritt  tat,  um  eine 
Regierung  zu  stände  zu  bringen,  hat  dann  das  Stortliing  am  7.  Juni  sein*.* 
Rew^^moH  pünktlich  in  der  Weise  ausgeführt,  wie  man  es  im  voraus  angekfindig: 
hatte.  Im  ganzen  Norwegen  hat  sich  keine  Hand  erhoben,  um  das  morsch-; 
Gebäude  der  Union  zu  stützen.  Dagegen  hat  man  auf  jede  Weise  dem  Gefühl 
einer  tiefen  Erleichterung  Ausdruck  gegeben.  Auch  die  kleine  Minderheit,  dij 
einen  langsameren  Weg  gewünscht  hatte,  feierte  die  Unionssprengmig  als  be- 
freiende Tat  Sogar  die  Klassenunterschiede  sind  bei  dieser  Umwälzung  in 
den  Sdiatten  getreten.  Minister  und  Generäle  haben  den  selben  Willen  aus- 
gedrückt, wie  die  sozialistischen  Arbeite:  los  von  einer  Union,  welche  seit 
neuzig  Jahren  uns  das  volle  Selbstbestimmungsrccht  schmälert ! 
WUSSTE  man  es  nicht  schon  aus  den  verschiedensten  Erfahrungen,  so  hätte 
man  in  dieser  Auflösung  der  schwedisch-norwegischen  Union  einen  schlagenden 
Beweis  der  noch  bestehenden  Kraft  eines  nationalen  Empfindens,  wenn  das 
selbe  sich  mit  den  freiheitlichen  Idealen  des  Seibätbestimmungsrechts  des  Volkes 
verbindet.  Die  norwegische  Nation,  1814  noch  materiell  arm  und  geistig  wenig 
bedeutend,  ist  seitdem  unter  dem  Schutze  der  Union  in  jeder  ilmsicht  rasch 
emporgestiegen.  Schiffahrt,  Handel  und  Industrie  liefern  die  materielle  Unter- 
lage einer  Kultur,  deren  Ruhm  mit  den  grossen  Dichtern  über  die  Welt  gegangen 
ist.  Und  dieses  Volk,  das  so  selbstsicher  seine  jungoi  Kräfte  ffihl^  das  im 
Norden  oft  mit  einer  Mischung  von  Bewunderung  und  neidischer  Ironie  als 
Vorgehvolk  gefeiert  worden  ist,  das  könnte  dem  Ausland  gegenüber  nur  durch 
einen  schwedischen  Minister  verhandeln  und  musste  als  nationale  Spitze  vom 
Nachbarlande  von  Zdt  zu  Zeit  einen  Kfioig  leihen,  der  ganz  natürlich  niemals 
als  Norweger  fühlen  und  deniMn  konnte,  wenn  er  auch  sich  ganz  ehrlich  der 
unlösbaren  Aufgabe,  von  zwei  Vaterländern  keines  zurückzustellen,  widmen 
wollte.  Die  Norweger  werden  jetzt  der  Undankbarkeit  gegenüber  der  Union 
von  vielen  Schweden  angeklagt.  Mit  dem  selben  Recht  könnte  man  das  Küchlein 
«ndankbar  schimpfen,  weil  es  nicht  ruhig  im  Ei  bleibt,  sondern  die  Schale  durch- 
bricht Hätten  schon  allgemein  nationale  Rücksichten  die  Auflösung  der  alt«i 
skandinavischen  Union  in  absehbarer  Zeit  veranlasst,  so  ist  In  Norwegen  die 
Los  von  5'r/irL  t'f/<'H-Bewegimg  durch  die  Verschiedenheit  der  inneren  Ent- 
wickeltmg  der  beiden  Nationen  sehr  beschleunigt  worden.  Die  nationalen  Inter- 
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essen  haben  mit  der  sozialen  Struktur  des  norwegischen  Volkes,  die  mit  der 
des  schweizerischen  viele  Ähnlichkeit  bietet,  «isammengewiilct,  aus  dem  alt« 
väterlichen  Bauern-  und  Fischervi^c  eine  moderne  Demokratie  zu  schaffen. 

In  Schweden  dageg^cn  wird  die  Demokratisierung^  erst  die  Aufgabe  der  ganz 
neu  emporgewachsenen  Klasse  der  industriellen  Arbeiterschaft  werden.  Noch 
sind  zwei  Drittel  der  männlichen  Bevölkerung  bei  uns  vom  politischen  Stimm- 
recht ausgieschlossen,  das  kommunale  Stimmrecht  ist  geradezu  dne  Ungeheuer- 
lichkeit, em  Hohn  auf  die  sogenannte  Selbstverwaltung,  die  in  Wirklichkeit  die 
unumschränkte  Herrschaft  des  Besitzes,  vor  allem  des  grossen  Besitzes  ist,  und 
als  Landesausschuss  der  Grossmächtigen  in  den  Kommunen  fungiert  eine  erste 
Kammer,  deren  Macht  auch  in  Budgetfragen  fast  die  gleiche  ist,  wie  die  der 
zweiten  Kammer,  und  deren  ubergrosse  Mehrheit  als  ein  kompakter  Block  seit 
Jahrzehnten  die  von  der  schnellen  sozialen  Entwidcelung  bediii4:te  Demokrati- 
sierung unserer  Institutionen  gehemmt  hat.  Die  Bureaukratie,  das  alte  Junkef 
tum,  die  neuen  grossindustriellen  Magnaten  und  die  Grossbauern  teilen  unter 
einander  die  politische  Herrschaft,  die  Bourgeoisie  bereichert  sich,   und  die 
eigentlichen  Volkselemente  der  Nation  sind  froh,  wenn  sie  die  schlimmsten 
Auswüchse  der  Reaktion,  wie  zum  Beispiel  eben  ein  Streikgesetz  vom  Typus 
Zuchthausvorlage,  verhindern  können.    Wäre  die  Demokratie  in  Schweden 
znr  Herrschaft  ;^clatii^,  so  ist  es  wohl  möglich,  dass  die  Unionskrise  einen 
anderen  Verlauf  genommen  hätte.    Zwischen  den  Demokraten  der  !)ciden  Länder 
und  ganz  besonders  natürlich  zwischen  den  Sozialdemokraten  hat  man  sich 
immer  gut  verständigt.  Die  letzte  Konfliktszeit  hat  sogar  eine  demonstrative 
Stärkung  der  freundlidien  und  brüderlichen  Beziehungen  der  Arbeiter  beider 
Länder  gebracht.    Der  sozialdemokratische  Parteitag  in  Stockholm  im  Februar 
dieses  Jahres  gab  den  norwegischen  Delegierten  das  feierliche  Versprechen, 
das  Selbstbestimmungsrccht  des  norwegischen  Volkes  ohne  jede  Einschränkung 
anzuerkennen  und  alle  Konsequenzen  für  das  zukfinitige  Verhalten  der  schwe- 
dischen Arbeiter  daraus  zu  ziehen.  Dies  geschah  zur  selben  Zeit,  als  norwegische 
Turner,  norwegische  Schützen,  ja  sogar  norwegische  Priester  sich  weigerten, 
ihre  Bi-rufskollcgen  in  Schweden  zu  besuchen !   Die  echte  internationale,  brüder- 
liche Gesinnung  der  Sozialdemokratie,  die  aller  Völker  Freiheit  und  Recht  achtet, 
hat  sich  also  schon  bei  Beginn  der  Krise  aktiv  gezeigt.    Mehr  konnte  aber 
durch  solche  Anerkennungen  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  nidit 
kommen,  als  die  gewiss  sehr  wertvolle  Einsiclu  in  Norwegen,  dass  das  schwe- 
dische Volk  und  das  offizielle  Schweden  «huchaus  verschiedene  Grössen  seien. 
Diese  Einsicht  wird  hoffentlich  verhindern,  dass  aus  der  jetzigen  Krise  ein 
wirklicher  Nationalhass  entspringt. 

WAR  die  norwegische  Demokratie  selbstverständlich  damit  einverstanden,  die 
schwedischen  Machthaber,  die  feindlichen  sozialen  Schichten  angehören,  durch 

einen  raschen  Schnitt  gänzlich  los  zu  werden,  so  wirkten  bei  den  oberen  Klassen 
Norwegens  andere  Rücksichten  zu  dem  selben  Ziele.  Die  endgültige  I.ösung  der 
nationalen  Frage  war  eben  ein  Lebensbedürfnis  für  die  norwegische  immer  mehr 
kapitali^sdi  angehauchte  Rechte  geworden.  Der  Vereinigung  von  Nationalis- 
mus und  Demokratie  in  der  Partei  der  alten  Linken  war  sie  immer  unterlegen, 
nur  wenn  sie  selbst  zeigte,  dass  sie  ebensogut  die  nationalen  Interessen  ver- 
treten könne,  war  der  Rechten  die  Herrschaft  bis  auf  weiteres  möglich.  So 
nahm  die  Rechte  die  Durchführung  der  nationalen  Gleichberechltgung  in  ihr 
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Programm  auf.  Jetzt  musste  sie  vorwärts,  wollte  sie  niciit  bei  den  Wahlen  ganz 
weggefegt  werden.  Die  Rechte,  oder  sagen  wir  genauer:  der  kapita- 
listische Liberalismus  übernahm  sogar  die  Fuhrtmg  in  der  momen- 
tanen nationalen  Sammlung;  der  Staatsminister  Michelsen  ist  ganz  ein  Mann 
jener  Partei.  Wenn  der  König  die  letze  Möglichkeit  einer  neuen  Übereinkunft 
wegwarf,  so  gab  es  auch  für  eine  kapitalistische  Partei  in  Norwejijen,  die  ihre 
nationalen  Wurzeln  behalten  wollte,  nur  einen  Weg:  weiter  vorwärts,  zur  Ab- 
setzung des  Königs,  um  die  hemmende  Union  los  zu  werden  1 
SO  ist  es  gekommen,  dass  für  einen  Augenblick  alle  Parteien  und  Klassen  in 
Norwegen  sich  einten,  um  eine  nationale  Tat  durchzuführen.  Den  Arbeitern 
war  die  selbe  eine  Garnntie  grosserer  Freiheit  und  zufjleich  ein  Abschütteln 
jeder  möglichen  Einmischung  sozialer  Feinde  aus  Schweden.  Der  empor- 
strebenden Bourgeoisie  bot  sie  die  Befestigung  ihrer  jetzigen  Herradiaft,  mit 
oder  ohne  monarchische  Spitze.  Die  Bauern,  deren  Interessen  zwischen  den 
beiden  schwantei,  können  nach  Belieben  sich  für  die  eine  oder  andere  Aus- 
sicht erwärmen;  weil  ihr  Klassenvorteil  in  der  Revolution  nicht  direkt  engagiert 
ist,  wird  wohl  von  jener  Seite  der  Anschluss  etwas  lau  sein,  obgleich  anderer- 
seits zu  einer  Gegenaktion  in  irgend  welcher  Form  absolut  keine  Veranlassung 
vorliegt. 

DASS  eine  solche  Einigkeit  eines  Volkes  nvir  für  den  Moment  zu  erzielen  ist, 
darüber  kann  besonders  ein  Sozialist  nielil  in  Zweifel  sein.  Sind  doch  die 
Klassengegensätze  auch  in  einein  l-.mdc,  wie  Norwegen,  viel  zu  ausgeprägt, 
um  die  erhabene  Stimmung  der  Emigkcit,  die  aller  Welt  mit  vollstem  Recht 
imponiert  hat,  ffir  eine  längere  Zeit  aufrechtzuerhalten.  Die  Wirkung  ideologi' 
scher  Momente  für  die  Erhalttmg  der  nationalen  Einigkeit,  wenigstens  bis  jede 
Gefahr  für  die  neuerworbene  Selbständig^ceit  vorüber  ist,  soll  man  jedoch  auch 
nicht  unterschätzen.  Allzu  viele  Beweise  von  vaterländischer,  ehrlicher  Opfer- 
freudigkeit, ohne  alle  Ruhmredigkeit,  werden  aus  dem  täglichen  Leben  in  Nor- 
wegen wihrend  der  ersten  kritischen  Zeit  berichtet,  um  übersehen  zu  werden. 
Was  jetzt  die  Fortsetzung  oder  das  schnelle  Zurfickweichen  jener  Einigkeits- 
stimmung  in  Norwcg^  am  meisten  beeinflussen  wird,  das  wird  das  Ver- 
halten Schwedens  sein. 

IN  Schweden  hat  das  grosse  Publikum  offenbar  keine  Ahnung  davon  gehabt, 
dass  es  diesmal  sich  um  ernstere  Ereignisse  handeln  könne,  als  den  gewöhnlichen 
M&rwegischen  JUäm,  dessen  unsei-e  Philister  um  so  mehr  herzlich  müde  waren, 
je  weniger  sie  von  dessen  formellen  oder  gar  tieferen  Ursachen  nur  das  elemen- 
tarste Verständnis  besassen.  Das  erste  Gefühl  unter  den  besitzenden  und  führen- 
den Klassen  Schwedens  nach  dem  7.  Juni  war  daher  das  einer  enormen  Über- 
raschung, die  jedoch  bald  der  psychologisch  erklärlichen,  aber  nicht  sehr  weit- 
sichtigen Erbitterung  unangenehm  überraschter  Menschen  Platz  machte. 
Während  der  Social-Demokratcn  das  freie  norwegische  Volk  brvkierHch  dazu 
beglückwünschte,  dass  es  sein  Schicksal  jetzt  in  die  eigenen  Hände  genommen, 
und  die  feste  Völkerunion  der  Arbeiter  aller  drei  skandinavischen  Länder 
gegenüber  der  eben  gefallenen  königlichen  Zwangsunion  betonte,  erhitzten  sich 
die  bürgerlichen  Gemüter  immer  mdir.  Die  verdammten  Norweger,  sie  haben 
es  gewagt,  ihren  König,  u  n  s  e  r  n  König  abzusetzen  I  Die  Union  —  mag  sein, 
auch  wir  sind  ihrer  herzlich  müde;  aber  den  König  absetzen,  das  war  den  tief 
kgralen  Gefühlen  des  schwedischen  Bürger-  und  Beamtentums  ganz  schrecklich; 
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diese  Leute  haben  es  längst  vergessen,  dass  1793  ein  schwedischer  König,  er- 
schossen und  1809  sein  Nachfolger  abgesetzt  wurde.  Nach  der  ersten  Betäubung 

sammelte  sich  denn  auch  alles,  was  in  Schweden  loyal  denkt  oder  viehnehr  gar 
nicht  denkt,  sondern  instinktiv  fühlt,  in  der  etwas  unbestimmten  Losung  Es 
lebe  der  König  I  Ein  grosse  Volksdemonstratio»,  in  der  nur  wenige  Arbdter, 
aber  um  so  mehr  die  oberen  Schichten  bis  auf  das  Kleinbürgertum  herab  auf- 
marschierten; man  zog  am  9.  Juni  nach  Rosendal,  wo  man  dem  Könige  und 
seiner  ganzen  Familie  als  Trost  in  schweren  Zeiten  unendlich  viele  Hurras 
spendete.  Daneben  wurde  eine  Hocliflut  von  Sympathietelegraiiunen  aus  den 
oberen  Zehntausend  im  ganzen  Lande  depeschiert,  und  in  den  Cafe-Konzerten 
von  Stockham  gingen  die  nationalistischen  Hurrapatrioten  mit  Schimpfereien 
und  Tätlichkeiten  gegen  alle  nicht  demonstrativ  konigstreuen  Bürger  vor.  Der 
König  und  seine  schwedische  Regierung  beeilten  sich  unterdes,  feierliche  Pro- 
teste gegen  die  Ereignisse  in  Norwegen  zu  veröffentlichen ;  sie  erklärten,  die  neue 
norwegische  Exekutivgewalt  nicht  anzuerkennen,  sprachen  bittere  Worte  von 
Hffsttr  KfünkHHg  der  RecHie  Schwedens  durch  das  Storthing  and  beriefen  den 
Reichtag  für  den  20.  Juni  zu  einer  ausserordentlichen  Session  ein.  Das  alles 
schien  ja  ziemlich  drohend,  und  so  hat  denn  die  Exekutive  des  sozialdemokrati- 
schen Parteivorstands  es  für  ihre  Pflicht  gehalten,  die  Arbeiter  Schwedens 
gegen  den  immer  frecher  sich  gebärdenden  Chauvinismus  zum  Widerstand  auf- 
zurufen. Ein  Manifest  wurde  veröffentlicht,  das  die  Arbeiter  in  ganz  Schweden 
zu  Kundgebungen  für  den  Frieden  und  ffir  das  Selbstbestimmungsrecht  des  nor- 
wegischen Volkes»  gemäss  den  Versprechungen  des  Parteitages,  aufforderte. 
Die  Patrioten  schäumten  vor  Wut,  aber  die  Arbeiter  haben  mutig  ihren  Mann 
gestellt.  Schon  am  16.  Juni  fand  in  Stockholm  die  erste  grosse  Demonstration 
für  unbedingt  friedliche  Abwickelung  der  Krise  und  für  baldmöglichste  offizielle 
Anerkennung  des  neuen  Norwegens  statt.  Von  der  klassischen  Stätte  des  Stock- 
holmer Volksmeetings,  wo  Schreiber  dieses  die  Rede  hielt»  zogen  etwa  12000 
Arbeiter  in  bester  Ordnung  durch  die  Strassen  der  schwedischen  Hauptstadt 
bis  zu  unserem  prächtigen  Volkshause,  wo  die  feurige  norwegische  National- 
hymne, Björnsons  Lied,  mit  Arbeiterliedern  abwechselte.  Und  wie  in  Stock- 
holm, so  wurde  fiberall  der  Mahnung  gefolgt  In  Göteborg  sprach  unter 
anderm  von  der  sozialdemokratisdien  Rednertribüne  herab  Ifir  Frieden  und 
Gerechtigkeit  die  auch  in  Deutschland  sehr  bekannte  Schriftstellerin  Ellen  K^. 
WENN  die  Arbeiter  in  jenen  heissen  Tagen  durch  den  chauvinistischen  Prcsse- 
lärm  über  den  angeblichen  Schimpf,  den  Norwegen  Schweden  angetan,  hier  oder 
da  etwas  unsicher  gemacht  worden  wären,  so  halfen  unsere  Gross- 
industriellen  redlich  dazu,  jede  Möglichkeit  eines  nationalen  Zusammen- 
schlusses, wie  er  in  X(m  wegen  da  war,  für  Schweden  zu  vereiteln.  Zur  selben 
Zeit,  wie  die  Unionskrise,  am  10.  Juni,  setzte  die  grösste  Aussperrung  ein,  die 
wir  bisher  in  Schweden  gekannt  haben.  Die  Besitzer  unserer  mechanischen 
Werkstätten,  in  einem  mächtigen  \  erband  stramm  organisiert,  haben  ihre 
oi^anisierten  Arbeiter,  etwa  18000  Eisenarbeiter,  Schmiede^  Former,  Holz- 
arbeiter u.  s.  w.,  nach  zweijährigen  resultatlosen  Verhandlungen  auf  die  Strasse 
geworfen,  weil  die  Arbeiter  endlich  from  sounde  to  things  kommen  WV^tOl  mid 
halbwegs  anständige  Minimallöhne  forderten.  Alle  Vermittlungsversuche,  zu- 
letzt sogar  die  der  Regierung,  waren  schon  von  den  Industriebaronen  schroff 
zuräckgewiesen  worden.   Da  kam  die  Loslösung  Norwegens,  und  da  dachten 
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einige  der  Patrioten  denn  doch,  dass  in  solchen  Zeiten  eine  Riesenaussperrung 
allzu  schlimm  von  der  unheilvollen  Zersplitterung  im  schwedischen  Volke  zeugen 
würde.   Ein  paar  Redakteure  spielten  sich  alt  Vermittler  auf,  die  grössten 
imtfimftlfn  Trommeln  worden  'gerührt  —  aber  in  Geldsachen  hört  bekanntlich 
die  bourgeoise  Gemütlichkeit  auf,  und  der  Vorstand  der  Eiscnindustriellen  gab 
den  migel>etenen  Vermittlern  mit  klaren  Worten  zu  verstehen,  dass  sie  für  die 
Zukunft  sich  lieber  nicht  in  Angelegenheiten  anderer  einmischen  sollten.  Es 
ist  klar,  dass  für  die  Arbeiter  jene  drastisclie  Probe  Ttm  dem  wirklichen  Gehalte 
des  offiziellen  Patriotismus  nicht  verloren  gegangen  ist.    Und  die  Klasse, 
welche  solche  Beispiele  gibt,  lässt  ihren  Pressepöbel  über  die  Arbeiterpolitik 
fiir  Frieden  und  Gerechtigkeit  herfallen  und  schimpft,  wie  es  nur  Nationalisten 
können,  über  die  vaterlandslosen  Gesellen,  die  Sozialisten! 
DIE  Schimpferei  gegen  die  Arbeiter  sollte  indessen  bald  eine  ganz  andere,  un- 
erwartete  Adresse  bekommen.   Als  der  Reichstag  zusammentrat,  •überraschte 
der  Konig  alle  Welt  durch  eine  absolut  friedliche  Thronrede.  Er 
wolle,  sagte  er,   >Unrecht   nicht   mit  Machtmitteln   begegnen«,   und  seinem 
schwedischen  Volke  riet  er,  »kluge  Selbstbeherrschung«  zu  zeigen.    Die  Regie- 
rung schlug  vor,  die  Trennung  unter  gewissen  Bedingungen,  in  erster  Linie 
einem  Schiedsgerichtsvertrag  mit  Norwegen,  gutzuheissen;  die  Details  seien 
mit  dem  Storthing  naher  zu  verhandeln.   Das  war  nun  gerade  das  G^ientetl 
dessen,  was  die  Hurrapatrioten  so  sicher  erwartet  hatten.   Der  König,  statt  mit 
Mobilisierung  und  Krieg  zu  drohen,  akzeptierte  ja  fast  die  Anschauung  der 
schwedischen  Arbeiter,  jener  Verruchten!    Die  Enttäuschung  und  die  Wut  in 
nationalistischen  Kreisen  war  enorm;  des  Anstandes  halber  musste  man  sich 
jedoch  damit  begnügen,  dem  Könige  gegenüber,  den  man  eben  so  kriechend 
gefeiert  hatte,  mit  allerlei  Anspielungen  auf  Altersschwäche,  Familienrück- 
sichten und  dergleichen  vorzugehen.    Gegen  die  Regierung,  die  wirklich  nicht 
allzu  stark  war,  die  im  Kampfe  f  ü  r  die  Interessen  der  Reaktion  gegen  die 
Demokratie  sich  zwei  flagrante  Niederlagen  in  der  zweiten  Kammer  geholt 
hatt^  warf  sich  um  so  ungestümer  die  nationalistische  Erbitterung.  Besonders 
in  der  ersten  Kammer  wüteten  die  Junker,  und  die  Hetzpresse  forderte  jeden 
Tag  die  Demission  der  Regierung,  die  eine  Schande  für  die  Ehre  und  Würde 
Schwedens  wäre.    Den  ersten  Ansturm  hat  jedoch  die  Regierung  ziemlich  gut 
bestanden,  und  den  etwas  besonneneren  Elementen  des  Reichstages  ist  es  ge- 
lungen, die  KommiMion,  welche  die  brennenden  Fragen  zunächst  prüfen  wird, 
wenigstens  nicht  ganz  im  nationalistischen  Sinne  zusammensetzen  zu  lassen. 
Die  Wirkung  der  fortgesetzten  Presskampagne  gegen  die  Regierung  und  für 
verletzende  Bedingungen  einer  Anerkennung  der  Trennung,  die  auch,  soweit 
es  nur  möglich  wäre,  aufgeschoben  weiden  sollte,  eine  Kampagne,  die  mit 
besonderer  Heftigst  von  einigen  bisher  als  UbertA  gdtenden  grossen  Zeitungen 
g^uhrt  wird,  ISsst  sich  indessen  noch  nicht  beurteilen.  Das  heutige  Schweden 
bietet  das  ungewöhnliche  Schauspiel  einer  Bourgeoisie,  die  mehr  oder  weniger 
von  kriegerischem  Chauvinistnus  gegen  die,  vermeintlich  schwachen, 
westlichen  Nachbarn  angesteckt  ist,  während  die  Krone,  die  wohl  die  Gesinnung 
von  international  bestimmenden  Kreisen  kennen  muss,  und  die  Arbeiter 
sosammen  den  Frieden  wahren.   Das  ist  nicht  ganz  nach  dem  alten  demo- 
kratischen Katechismus,  nach  dem  die  Völker  immer  nur  von  den  bösen  Königen 
aar  Schlachtbank  geführt  werden,  aber  es  ist  so  heute  bei  uns  in  Schweden. 
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Die  Stimmung  im  Reichstage,  wo  .die  besitzenden  Klassen  so  ziemlich  unter 

sich  sind,  bildet  momentan  die  Kriegsgefahr.  Da  intrigiett  man  für  Hundert- 
millioncnanlcihcn,  um  Macht  liinter  die  schwedischen  Bedingungen  zu  setzen, 
da  würde  in  weiten  Kreisen  eine  Mobilmachung,  über  die  schon  ziemlich  weit 
getriebenen  Vorsichtsmassrcgein  hinaus,  mit  Freuden  als  männliche  Tat  be- 
grusst  werden.  Und  wahrend  das  die  Gefühle  der  Bourgeoisie  sind,  senden 
so z i aldem ok  r  a  t  i  sehe'  Arbeiterkonferenzen  dem  Könige  ihren  Dank 
wegen  seines  entschlossenen  und  weitsichtigen  Auftretens  für  den  Frieden  im 

Norden  ! 

SO  zeigt  noch  einmal  das  lebendige  Leben,  dass  es  reicher  und  vielseitiger  ist, 
als  jede  in  Dogokatismus  auslaufende  Theorie,  mit  der  wir  schematisch  zu 
operieren  versuchen.    Die  Sozialdemokratie  ist  in  Schweden,   wie  überall, 

republikanisch,  in  dem  Sinne,  dass  die  Republik  als  die  natürliche  Staatsform 
einer  vorgeschrittenen  demokratischen  Gesellschaft  anerkannt  wird.  Besondere 
Anstrengungen  aber  zu  machen,  um  unsere  sozial  zurückgebliebene,  nach  oben 
kriechende  und  nach  unten  despotische,  die  Arbeiter  als  Faulenzer  be- 
schimpfekide  und  selber  in  Faulheit  und  Wohlleben  versunkene  Bourgeoisie,  die 
sich  jetzt  noch  dazu  für  den  Chauvinismusbazillus  ausserordentlicli  cmpfäi^lich 
gezeigt  hat,  durch  Beseitigung  des  Königtums  als  alleinige  Machihaberin  auf 
den  Schild  zu  erheben,  dazu  verspüren  die  schwedischen  Arbeiter  nicht  die 
geringste  Lust.  Ganz,  anders  liegen  die  Dinge  für  unsere  norwegischen  Brüder. 
Die  Sozialdemokraten  im  Storthing  stimmten  gegen  die  Bemadottesche  Thron- 
kandidatur  —  ob  sie  es  auch  getan  hätten,  wenn  ihre  Stimmen  ausschlaggebend 
gewesen  wären,  bleibe  dahingestellt.    Jedenfalls  wäre  es  sehr  verstäntllich  ge- 
wesen, wenn  auch  überzeugte  Republikaner  die  schnelle  und  friedliche  Abwicke- 
lung der  skandinavischen  Krise  für  w  i  c  h  t  i  g  e  r  erachtet  hatten,  als  die  Frage, 
ob  Norwegen  sogl^ch  einen  Präsidenten  statt  eines  Königs  bdcommt,  welcher 
den  Willen  des  Storthings  auszuführen  hat.    Nun,  da  dieses  Moment,  die 
schnelle  Versöhnung  mit  Schweden,  nicht  mehr  ins  Gewicht  fällt,  da  König 
Oscar  offenbar  der  allgemeinen  Stimmung  in  Schweden  das  Opfer  seiner  per- 
sönlichen Neigungen  gebracht  hat  und  keinen  Fiinzen  nach  Norwegen  senden 
wird,  ist  unseren  Genossen  die  Bahn  zur  Republik  völlig  frei.  Dagegen  wird 
jetzt  n  u  r  der  norwegische  Chauvinismus  sich  auftun,  der  es  schlecht  vertragen 
würde,  dass  neben  dem  Könige  von  Schweden  und  Könige  von  Dänemark 
Norwegen  nur  einen  bürgerlichen  Präsidenten  stellen  könnte.    Dafür  spricht, 
ausser  den  allgemeinen  Argumenten,  die  aus  der  Entwickelung  und  <lem  \\)lks- 
charakter  so  bntimmt  auf  diese  Lösung  hinweisen,  noch  die  Rücksicht  auf  die 
wirkliche  Wärde  des  Landes,  die  durch  eine  Feilbietung  der  norwegischen 
Krone  bei  verschiedenen  fürstlichen  Familien  nicht  gehoben   werden  könnte. 
IIofYentlich  werden  also  die  Dinge  in  Norwegern    sich  in  republikanischer 
Richtung  entwickeln.    Aber  über  der  Staatsfonn  und  hoch  über  den  Einzelheiten 
der  neuen  Ordnung  auf  der  skandinavischen  Ilalbinsel  steht  die  gebieterische 
Forderung,  die  auch  für  ganz  Westeuropa  grosses  Interesse  haben  muss: 
mögen  die  beiden  Völker  in  Frieden  und  schnell  sich  verständi- 
gen !    Das  ist  die  Politik  der  Vernunft,  wie  der  Gerechtigkeit,  das  ist  auch  die 
unerschütterliche  Politik  der  schwedischen  Arbeiter, 
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EDUARD  BERNSTEIN  •  WIRD  DIE  SOZIALDEMOKRA- 
TIE VOLKSPARTEI? 

EIT  dir'  Sozialdemokratie  sich  durch  Beteiligung  an  Wahlkämpfen 
und  i)arlainentarischen  Verhandlungen  politisch  betätip^t,  hat  es  auch 
Diskussionen  darüber  gegeben,  wie  diese  Betätigung  auf  das  Wesen 
der  Partei  und  clie  Natur  ihrer  Propaganda  xurückwirkt  Et  ist 
iMkannt,  dass  die  frfiheren  Sozialisten  die  damit  verbundene  Umwand- 
lung der  Sozialdonokratie  aus  einer  propagandistischen  Verbindung  in  eine  po- 
litische Partei,  soweit  sie  sich  ihr  nicht  entgegenstelltcti,  nur  halben  Herzens  gut- 
hiessen.  Die  einen  fürchteten  von  ihr  eine  Abschwachung  des  Interesses 
für  die  rein  sozialistischen  Ideale«  die  anderen  eine  Beeintrichtigung  des  re- 
volutkmären  Geistes,  alle  machten  ihre  Vorbehalte:  so  oder  so  weit  solle  allen> 
falls  gegangen  werden,  aber  unter  keinen  Bedingungen  weiter.  Das  gilt  auch 
von  Marx  und  Engels,  die  nur  mit  grossen  Einschränkungen  als  die  geistigen 
Väter  der  parlamentarischen  Aktion  der  Sozialdemokratie,  wie  sie  sich  heute 
gestaltet,  bezeichnet  werden  können.  Wohl  befürworteten  sie  die  politische 
Aktion  der  Arbeiterklasse.  Aber  was  sie  darunter  ' verstanden,  unterscheidet 
sich  in  wesentlichen  Punkten  von  dem,  yns  daraus  geworden  ist. 
ES  hängt  dies  zum  Teil  damit  zusammen,  dass  die  ganze  gesellschaftliche 
Entwickelung  einen  etwas  anderen  Verlauf  g^enommen  hat,  als  sie  voraus- 
setzten. Nur  im  grossen  geschichtsphilosophischen  Sinne  hat  sich  das  soziale 
Sehertum  von  Marx  bewährt;  im  Abschätzen  von  Zeit  und  Modus  war  an^ 
er  ein  SierUicher  und  hat  sich  gar  manchmal  geirrt  Je  mehr  Zeit  äba 
die  Entwickelung  braucht^  um  so  mehr  Abweichungen  vom  vorher  ent- 
worfenen Bilde  mussten  sich  einstellen. 

AUCH  haben  die  Dinge  ihre  eigene  Logik.  Wir  geniessen  in  der  Wahl  unserer 
Schritte  immer  nur  bedingte  Freiheit.  Es  geht  den  Menschen  wie  nach  Me- 
phisto den  Teufeln  und  Gespenstern:  >Wo  sie  hereingeschlfipft,  da  müssen  sie 
hinaus.  Das  erste  steht  uns  frei,  beim  zweiten  sind  wir  Knedlte.«  Wir 
können  uns  entscheiden,  ob  wir  eine  bestimmte  Palm  beschreiten  wollen  oder 
nicht.  Haben  wir  uns  aber  entschieden  und  den  crs,ten  Schritt  getan,  so  kommen 
eine  Reihe  anderer  dran,  ob  wir  es  wollen  oder  nicht. 
SO  ging  es  zunächst  mit  der  Wahlbeteiligung.  Von  vielen  ward  sie  als 
reine  Protestaktion  gedacht.  Der  Stimmzettel  sollte  ein  revoluionires  Pro» 
nunziamento  darstellen,  der  Wahlkampf  ausschliesslich  zur  Propaganda  der 
sozialistischen  (irundsätze  benutzt,  vom  Wahlrecht  nur  zu  diesem  Zwecke 
Gebrauch  gemacht  werden.  Die  extremsten  Vorschläge  in  dieser  Richtung 
waren  die  der  Anarchisten  und  Sifmalrevahttiamre  der  sch&'feren  Tonart,  nur 
weisse  oder  ungültige^  auf  Namen  von  Verstorbenen  oder  nicht  wählbaren 
Personen  lautende  Stimmzettel  abzugeben,  um  diesen  den  reinen  Zählcharakter 
für  den  revolutionären  Protest  zu  sichern,  /Vbcr  selbst  Friedrich  Engels  er- 
kannte noch  1884  in  seiner  Schrift  Der  Ursprung  der  Familie  dem  Wahlrecht 
im  heutigen  Staate  —  ob  bismärckische  Monarchie  oder  demokratische  Re- 
publik —  keine  höhere  Funktion  zu,  als  die,  9Gradmesser  der  Reife  der  Ar- 
beiterklasse.  zu  sein.   Mehr  könne  es  »nie  sein  im  heutigen  Staate. 
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INDES,  der  Krieg  hat  seine  eigenen  Gesetze.    Und  eines  der  selben  lautet, 
dass  man  nicht  mit  der  Absicht,  bloss  zu  plänkftln,  in  eine  Schlacht  gehen 
kann.  Wer  nicht  die  ernste  Absicht  xiägt,  siegen  zu  wollen,  der  ist  da  von 
vornherein  der  Niederlage  siclier.    Und,  wenn  wir  von  Zuständen  absehen, 
wo  die  geltende  politische  Verfassung  von  der  Masse  der  Bevölkerung  über- 
haupt nicht  anerkannt,  sondern  nur  als  Provisorium  ertragen  wird,  dessen 
man  sich  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit  entledigen  werde,  heisst  «ter 
Sieg  im  Wahlkampf  Eroberung  und  Geltendmachung  des  Parlamentsmandats. 
Daher  hat  die  Taktik  der  reinen  Froteststimmzettcl  nirgends  vorgehalten.  Wo 
-    sie  versucht  wurde,  zeitigte  sie  von  Wahl  zu  Wahl  schlechtere  Resultate. 
Fast  überall  nmsste  sie  schon  nach  der  zweiten  Probe  als  hoffnungslos  auf- 
gegeben werden.   Den  Wahlkampf  aulnehmen  hiess  und  heisst,  um  das  Mandat 
oder  wenigstens  die  grösstmögliche  Stinunenzahl  kämpfen. 
DAMIT  war  dem  Teufel,  genannt  Anpassung,  der  kleine  Finger  gereicht,  aus 
dem  hier  und  da  die  ganze  Hand,  manchmal  auch  gleich  ein  ganzer  Ann 
wurde.    Die  Anpassung  geht  in  verschiedener  Form  vor  sich.    Einmal  —  und 
das  ist  die  unanstössigere,  allgemeine,  aber  darum  doch  auch  folgenreiche  Form 
—  passt  man  sich  an  die  Tagessituation  an  und  fiUirt  den  Kampf  in  erster 
Linie  unter  dem  Banner  von  radikalen  politischen  etc.  Forderungen,  die  dieser 
entsprechen,  ohne  deshalb  die  sozialistischen  Cn.ndsätze  und  Ziele  zu  ver- 
leugnen.   Die  zweite  ist,  man  passt  sich,  um  recht  viel  Stimmen  zu  erlangen, 
auch,  oder  überhaupt,  der  Disposition  eines  grosseren  Kreises  rückstandiger 
Wähler  an  und  vertuscht  oder  verleugnet  sein  sozialistisches  Programm. 
UBER  letzteres  sind  in  der  deutschen  Sozialdemokratie  so  ziemlich  von  der 
Zeit  an,  seitdem  sie  besteht,  Klagen  geführt  worden.    Ehedem  in  viel  stär- 
kerem Masse,  als  heute,  und  auch  mit  viel  grösserem  Rechte.    Da  die  Wähler- 
schaft in  Bezug  auf  den  Klassencharakter  bunter  zusammengesetzt,  die  Ar- 
beiter in  ihrer  Masse  weniger  klassenbewusst,  die  Agitatoren  weniger  durch- 
gebildet waren,  musste  es  letzteren  überaus  nahe  Hegen,  die  Absiditen  und 
Ziele  ihrer  Partei  durch  Abschwächung  und  Vertuschtmg  den  rückständigen 
Wählern  mundgerecht  zu  machen.    Wo  solches  zur  Kenntnis  der  Partei- 
kongresse kam,  ist  es  stets  aufs  schärfste  gerügt  worden ;  aber  nachgelassen  hat  es 
erst  in  dem  Masse,  wie  die  soziale  Entwickeiuug  das  Arbciterelement  immer 
starlMr  anwachsen  liess  und  das  politische  Selbstgefühl  der  Arbeiter  sich  ent- 
sprechend hob. 

WIE  es  aber  auch  mit  der  Anpassung  gehalten  wurde,  ob  es  bei  der  erst- 
bezeichneten, die  überall  stattfand,  verblieb,  oder  zur  zweiten,  potenzicrteren  Form 
Zuflucht  genommen  wurde,  das  Resultat  der  Wahlbeteiligung  war  von  .\nfang 
an,  dass  die  sozialdemokratisciiea  Kandidaten  bei  den  Wahlen  einen  mehr  oder 
minder  starken  Prozentsatz  von  Stimmen  erhielten,  die  von  Niditarhettem 
und  Niditsozialdemokraten  herrührten,  über  die  relative  Stärke  dieses  Pfosent- 
satzes  von  Mitläufern  sind  schon  früh  Vermutungen  angestellt  worden,  aber 
die  Tatsache,  dass  immer  noch  nennenswerte  Bruchteile  der  Arbeiterschaft  zu 
bürgerlichen  Parteien  hielten,  liess  alle  Berechnungen  als  sehr  unsicher  er- 
scheinen. 

X  X  X 

DIE  grosse  Zunahme  der  sozialdemokratischen  Stimmen  aui  der  einen  Seite 
und  das  Wachstum  der  Arbeiterklasse,  wie  überhaupt  die  schärfere  Ans- 
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prigung  der  Klassen  auf  der  anderen  Seite  sind  tinzweifelhaft  Momente^  idie 
einer  solchen  Berechnung  heute  einen  grösseren  Wahrscheinlichkeitswert  ver- 
leihen. Im  Archiv  für  Sozialwisstenschaft  und  Sozialpolitik  hat  neulich 
Dr.  R.  Blank  eine  Studie  über  die  soziale  Zusammensetzung  der 
soiialdemolcnitisclien  Wählerschaft  Deutschlands  TerSfFentlicht,  die  auf 
Grund  einer  Vergleichung  der  Wahlstatlsttk  mit  der  Berufostatistik 
ein  sich  der  Wirklichkeit  möglichst  annäherndes  Bild  davon  zu  ge- 
winnen sucht,  aus  welchen  Bevölkerungsclcmentcn  sich  die  drei  Millionen 
von  Wählern  zusammensetzen,  die  bei  der  Reichstagswahl  von  1903  der  Sozial- 
dandkratie  ihre  Stimme  gaben.  Gegen  seine  Berechnungsweise  sind  von 
verschiedenen  Seiten  Einwände  erhoben  worden,  insbesondere  von  Bebel  in 
der  Neuen  Zeit,  aber  die  meisten  stdlen  sich  bei  näherer  Prüfung  als  nicht 
stichhaltig  heraus.  Sie  beruhen  entweder  selbst  auf  irrigen  Annahmen  oder 
betonen  Faktoren,  auf  die  bei  Blank  schon  in  vollem  Masse  Rücksicht  ge- 
nommen ist.  Wenn  zum  Beispiel  Bebel  Blank  vorwirft,  er  habe  die  ans  der 
Gewerbestatistik  au^^hlossenen  Hunderttausende  von  Arbeitern  des  Post-, 
Eisenbahn-  und  Telegraphenbetriebes  nicht  berücksichtigt,  so  verwechselt  «r 
die  Gewerbe  zähhinpf  mit  der  Betriebs  Zählung.  Bei  der  Betriebszählung 
\eurden  die  betreffenden  Staatsbetriebe  und  ihre  Arbeiter  allerdings  nicht  be- 
rücksichtigt, bei  der  Gewerbezählung,  die  Blank  seiner  Berechnung  zu  Grunde 
,  legt,  sind  diese  Arbeiter*  aber  berücksichtigt  worden.  Femer  ist  Bebel  richer 
auf  falschem  Wege,  wenn  er  Blank  vorwirft,  nach  seiner  Berechnung,  die  für 
da«;  Zentrum  T903  rund  R73  000  Stimmen  von  inrlustriellen  Arbeitern  ergibt, 
müssten  alle  842000  Stimnim,  die  dieses  in  jenem  Jahre  aus  Orten  mit  über 
2000  Einwohnern  erhielt.  Arbeiterstimmen  gewesen  sein,  da  die  restlichen 
Stimmen  des  Zentrums  (1033000)  vom  platten  Land  kamen.  Er  vergisst, 
dass  auf  dem  platten  Land  auch  industrielle  Arbeiter  wohnen.  1895  gdiörten 
rund  8  Millionen  Bewohner  der  Orte  mit  unter  2000  Einwohnern  der  In- 
dustrie, dem  Handel  und  Verkehr  an,  darunter  i  497651  männliche  Industrie- 
arbeiter und  156  421  männliche  Arbeiter  in  Handel  und  Verkehr.  Von  diesen 
haben  sicher  etliche  Hunderttausend  für  das  Zentrum  gestimmt,  und  damit 
wird  der  obige  Vorhalt  hinfällig.  Nicht  anders  stdit  es  mit  noch  etlichem 
anderen.  Tatsächlich  ist  Dr.  Blank  bei  seinen  Berechnungen  so  vorsichtig  verfahren, 
als  es  nur  verlangt  werden  kann.  Er  hat  auf  alle  nicht  7:iffcrnmässig  festzustellen- 
den Faktoren,  wie  Zunahme  der  gewerblichen  Arbeiterschaft  von  1895  '^is  1903, 
Proportion  der  nicht  wahlberechtigten  Arbeiter  der  Altersgruppe  zwischen 
ao  und  30  Jahren,  Proportion  der  im  Wahlalter  stehenden,  nicht  eingetragenen 
Arbeiter,  Proportion  der  dem  Wahlakt  ferngebliebenen  Arbeiter,  bei  seiner 
Berechnung  in  solcher  Weise  Rücksicht  genommen,  dass  ihn  höchstens  der  Vor- 
wurf treffen  könnte,  die  Zahl  der  gewerblichen  Arbeiter,  die  1903  für  die 
Sozialdemokratie  stimmten,  zu  hoch  berechnet  zu  haben.  Sicherlich  hat  er  sie 
nidit  zu  niedrig  angesetzt. 
WIE  stellt  sich  nun  seine  Berechnung? 

ES  wurden  in  Deutschland  1895  in  Industrie,  Bergbau  etc.  4  963  409  und  in 
Handel  und  Verkehr  868  042  erwerbstätige  männliche  Arbeiter  gezählt.  Von 
den  ersteren  müssen  41,65  %,  von  den  letzteren  36,4  %  als  unter  25  Jahre  ab- 
gerechnet werden,  bleiben  als  im  wählfShigtn  Alter  3  448  223  gewerbliche  etc. 
Arbeiter*   Obwohl  um»  ^hehU^h  mehr  als  eine  halbe  MiUion  im  WahhUter 
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stdiender  nännlicher  Personen  nidit  in  die  Wälirerltsten  eingetragen  waren, 
ipinmit  Blank  doch  an,  däss  sämtliche  Arbeiter  jener  Altersjahre  auch  Wähler 

waren,  und  er  nimmt  ferner  an,  dass  von  den  Arbeiterwählcrn.  olnvohl  hei 
einem  Teil  von  ihnen  noch  starke  Indifferenz  herrscht,  ein  gleicher  Prozent- 
satz am  Wahlakt  teilgenommen  habe,  wie  der  Durchschnitt  der  Wahlberech- 
tigten aller  Volksschichten»  nämlich  ;6%.  Dann  wfirde  sich  die  Zahl  der 
1903  von  gewerblichen  etc.  Arbeitern  abgegebenen  Wahlstinunen  auf  2620649 
belaufen.  Davon  ist  aber  noch  abzuziehen  die  Zahl  solcher  Arbeiter,  die, 
wie  Zentrumsanhäntjer,  cvnnpelische  und  Hirsch-Dunckersche  Gewcrkvereinler 
etc.,  anders  als  sozialdemokratisch  wählen.  Da  allein  mehr  als  ein  Drittel 
der  gewerbtidien  Arbeiter  Katholiken  sind,  und  die  Masse  der  Katholiken  noch 
mm  Zentmro  steht,  glaubt  Blank  nitht  fditzt^n^^fen,  wenn  er  die  Zahl  der 
Arbeiter,  die  1903  nicht  sozialdemokratisch  wählten,  auf  insgesamt  ein  Drittel 
der  Wähler  aus  der  Arbeiterklasse  einschätzt.  Dies  Drittel  von  der  vorstehenden 
Zahl  abgezogen,  lässt  1747095  Wahlstimmcn  für  die  Sozialdemokratie.  Zu 
ihnen  muss  aber  noch  die  Zahl  für  den  Anteil  am  Zuwachs  der  Arbeiter- 
klasse in  den  acht  Jahren  von  1895  bis  1903  hinzugerechnet  werden,  den 
Blank  ebenso  hoch  einschätzt,  wie  er  in  den  dreizehn  Jahren  zwischen  1882 
und  1895  war,  nämlich  40*^  .  So  erhalten  wir  schliesslich  als  höchste  Zahl 
der  gewerblichen  etc.  Arbeiter,  die  1903  sozialdemokratisch  stimmten,  2446000. 
Da  aber  die  Sozialdemokratie  3 010 771  Wahlstimmen  erhielt,  müssen  min- 
destens 564000  Wahlstimmen  von  anderen,  als  der  gewerblichen  Ar- 
belterldasse  angehörenden  Wählern  herriUireii.  Vergleiche  mit  den  vorher- 
gegangenen Wahlen  und  Wahlstatistikcn  aus  den  Grossstädten  lassen  Blank 
jedoch  den  Schluss  als  berechtigt  erscheinen,  dass  diese  Zahl  eHnMich  hinter 
der  Wirklichkeit  zurückbleibt,  dass  faktisch  die  Zahl  der  sozialdemokratischen 
Wihler,  die  nidit  der  gewerUichen  Arbeiterschaft  zugehörten,  1903  rund 
750000  betragen  haben  wird. 

WELCHEN  Gesellschaftsklassen  sollen  die^e  drei  \'iertel  Million  Wähler  — 
fast  ebensoviel,  wie  die  Wähler,  die  1903  die  beiden  Flügel  der  freisinnigen 
Partei  zusammen  auf  sich  vereinigten  —  angeboren?  l^Iank  bezeichnet  sie 
kurzweg  als  bürgerlicßte  Anhänger  der  sozialdemokratischen  Partei  und  neimt 
»Httidwerker.  Ideine  Käufleute,  kleine  Beamte,  kaufmännische  Angestellte, 
nbeirhaupt  kleine  selbständige  Gewerbetreibende  der  verschiedensten  Art,  hier 
und  da  auch  Angehörige  der  hölKren  Gesell'^cbaftsklassen«  als  ihre  Bestand- 
teile. Dass  auch  Angehörige  der  landwirtschaftlichen  Berufe  das  sozialdemo- 
kratische Kontingent  verstärkt  haben,  erkennt  er  zwar  an,  hält  aber  den  Zu- 
wachs, den  die  Soziaklemokratie  aus  diesen  Kreisen  empfmg,  für  nicht  be- 
deutend genug,  um  ihn  mit  einer  grösseren  Ziffer  in  Rechnung  zu  stellen. 
Wohl  hebt  er  hervor,  dass  die  Sozialdemokratie  1903  in  den  Landorten  nicht 
weniger  al<  735000  Stimmen  hatte  und  damit  schon  die  Partei  der  Junker, 
die  deutschkonservative  Partei,  hinter  sich  Hess,  die  nur  667000  Stimmen  auf 
dem  Lande  erhielt.  Auch  zeigt  er  am  Beispiel  einzelner  kleinerer  Landesteile 
auf  Grund  der  sozialen  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  und  der  Zahl  der 
sozialdemokratischen  Wähler,  dass  die  Sozialdemokratie  dort  landwirtschaft- 
liche Stimmen  erhalten  haben  muss,  der  antikoUck-tir'istische  Bmicrnsch'ddcl 
also  kein  Hindernis  für  die  Au.sbreitung  der  Sozialdemokratie  bildet.  Aber 
Im  allgemeinen  leitet  er  die  grosse  Masse  der  in  Lar.dbezirkcn  erzielten  sozial- 
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donokratisdien  Stimmen  von  der  dort  lebenden  g  e  «r  e  r  b  1  i  c  h  e  n  Bevölkerung 
her,  die,  wie  oben  gesehen,  allein  i^A  Millionen  erwachsene  männliche  Arbeiter 
umfasst.  Die  Inndwirtschaftlichen  Arbeiter  geben  nach  ihm  tour  in  Aus- 
nahmefällen« sozialdemokratische  Stimmzettel  ab. 

DAS  ist  nur  mit  grosser  Einschränkung  zu  unterschiviben.  Bd  den  Wahlen*, 
von  1903  wenigstens  müssen  die  sozialderaokrafischeh  SHmmMttd  der 'Land- 
arbeiter eine  recht  beträchtliche  Höhe  erreicht  haben.  An  vcrsclriedenen 
Orten,  wo  Schreiber  dieses  im  Wahlkampt  si)rach,  ist  ihm  von  den  Genossen, 
die  auf  den  Dörfern  Kleinarbeit  verrichten,  erklärt  ^vorden,  dass  sie  bei  den 
Landarbeitern  auf  mehr  Entgegenkommen  und  Mut  stiessen,  als  bei  vielen  In- 
diistriearbeitem,  tmd  wer  die  Wahlberichte  ans  den  ländlichen  oder  halbländ- 
liehen  Wahlkreisen  Ostprcussens,  Pommerns,  der  Mark  Brandenburg,  Mittel- 
deutschlands verfolgt  hat,  wird  überall  die  Tatsache  hervorgehoben  finden, 
dass  die  Landarbeiter  ein  grösseres  Kontingent,  als  je  zuvor,  zur  sozial- 
demokratischen Wählerschaft  gestellt  hätten.  So  schrieb  zum  Beispiel  gerade 
jetzt  auch  der  Vorwärts  in  einem  Beridit  fiber  die  am  12.  Juli  erfolgte  Nach- 
wahl in  dem  stark  agrarischen  Kreise  Oberbamim  (Mark  Brandenburg),  nach-- 
dem  er  ausgeführt,  dass  die  Gutsbesitzer  die  heimischen  Landarbeiter,  von  denen 
fortgesetzt  grosse  Prozentsatze  in  die  Städte  und  insbesondere  Berlin  abwan- 
dern, teils  durch  ausländische  Arbeiter  und  teils  durch  Arbeiter  aus  den  zurück- 
gebliebensten Distrikten  dea  Ostens  ersetzen:  »Wenn  naeh  dfesen  Umständen* 
auf-dem  platten  Lande  die  Stimmen  für  die  Sozialdemokratie  bd-  dieser 
Wahl  fast  die  Höhe  der  Wahl  von  1903  erreichten,  und  der  Haupt  ve  rittst 
der  konservativen  Stimmen  auf  dem  Lande  zu  verzeichnen  ist,  so  ist 
das  ein  Resultat,  das  zu  guten  Hoffnungen  für  die  Stichwahl  berechtigt.  Ins- 
besondere die  Schnitter  sind  fast  geschlossen  für  die  Sozialdemokratie  ein- 
getreten. Der  Stimmenverlust  der  Konservativen  auf  dem  platten  Lande  ist 
w«t  grösser,  als  der  der  Sozialdemokratie.  Ein  Rückgang  der  Stimmen  der 
Sozialdemokratie  ist  im  wesentlichen  in  den  kleineren  Städten  crfolfrt.«  Die 
Erklärung  für  die  letztere  Erscheinung  gehört  nicht  hierher.  Aber  aus  dem, 
für  unsere  Frage  durchaus  tendenziösen  Bericht  geht  so  viel  hervor,  dass  der 
Kontakt  der  politischen  Oirgantsatiön  mit  der  Landarbeiterschalt  schon  ein 
recht  enger  gewesen  sein  muss.  Und  Ahnliches  habe  ich  vielfach  gefunden. 
In  Dörfern,  wo  früher  ein  versprengter  Industriearbeiter  heimlich  das  Partei- 
organ des  Kreises  oder  der  I'rdvinz  las.  halten  jetzt  vielleicht  ein  Dutzend  oder 
mehr  Landarbeiter  ganz  offen  und  sogar  mit  Stolz  das  betreffende  Blatt.  Der 
Landarbdter  ist  durch  die  Leutenot  vielfach  In  die  Lage  dnes  qualifizierten 
Arbeiters  geraten,  und  das  wirkt,  neben  anderen  Faktoren,  auf  sein  Selbst- 
gefühl zurück. 

ALLERDINGS  handelt  es  sich  bei  den  Stimmen  in  den  Landorten  immer  um 
kleine  Zahlen,  von  denen  sich  schon  viele  summieren  müssen,  um  einen 
Posten  von  10000  zusammenzubringen,  und  so  mag  Bebels  Schätzung  etwas 
zu  hoch  gegriffen  sdn.  die  von  den  735000  in  Landbezirken  ffir  die  Sozial- 
demokratie abgegebenen  Stimmen  drei  Fünftel  (435000)  Landarbeitern  und 
Kleinbauern  in  proletarischer  Lebenslage  zurechnet.  Aber  auf  mindestens 
zwei  Fünftel  (294000)  wird  man  sie  doch  zu  schätzen  und  so  etwa  150000  bis 
aooooo  Landarbdterstimmen  der  Sozialdemokratie  zuzurechnen  haben.  Das 
Hesse  nur  550-  bis  600000  Stimmen  für  die  Kategorien  übrig,  die  Blank  als 
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hiir^crlich  bezeichnet.  Der  bürgerliche  Einschlag  in  der  proletarischen  Kette 
verringert  sich  damit  von  einem  Viertel  auf  ein  Fünftel  der  Wählerstimmen 
von  1903.  Bebel  schätzt  den  bürgerlichen  Zusatz  auf  nur  ein  Sechstel.  Ziffern- 
mässig  ist  das  kein  gfrosser  Unterschied,  am  so  grosser  ist  die  Ahweichnng  in 
der  Wertung  der  Rückwirkung  dieses  Einschlags  auf  den  politischen  Cha- 
rakter der  Sozialdemokratie,  auf  die  Frage  ProUtoHsck-revolutionärt  Klasseti' 
Partei  oder  sozialdemokratische  Volksparteit 

X  X  X 

WIRD  die  Sozialdemokratie  bei  dem  Wachstum,  das  sie  in  Deutschland  auf- 
weist, den  fMroletarischen  Klassencharakter  bewahren,  oder  wird  er  unter  dem 
Einfluss  dieses  Wachstums  eine  Modifikation  erleiden?  Das  ist  die  Frage,  die 
Blank  im  Anschluss  an  seine  wahlstatistische  Untersuchung  aufwirft.  Er 
beantwortet  sie  im  letzteren  Sinne.  Bebel  bekämpft  dies,  aber  was  er  Blank 
entgegenhält,  trifft  meines  Erachtens  nicht  den  Kern  der  Frage,  geht  viefanehr 
meist  an  den  At|;umentationen  Blanks  vorbei.  Dies  namentlich  auch  des- 
halb, weil  die  Begriffsbestimmung  bei  Blank  eine  ganz  andere  ist,  als  bei 
Bebel. 

WER  Blanks  Studie  aufmerksam  liest,  dem  wird  es  auffallen,  dass  er  den 
Begriff  Proletarier  in  einem  sehr  engen  Sinne  gebraucht,  dagegen  dem  Begriff 
bürgerlich  eine  sehr  weite  Deutung  gibt  Umgekehrt  Bebel.  Klassen  o^^r 
Schichten,  die  bei  Blank  als  bui^ierlich  figurieren,  werden  bei  Bebel  der  prole- 
tarischen Armee  zugewiesen.  So,  wie  oben  gesehen,  etliche  hunderttausend 
tKleinbauern  in  proletarischer  Lebensstellung«,  so  an  anderer  Stelle  »Hundert- 
tausende« kaufmännischer  Angestellter  »in  rein  proletarischer  Existenz«.  Was 
heisst  aber  proiHmriKho  EjeistenM?  Ist  es  die  EintrommenshSheb  die  wirt- 
schaftUehe  Abhängigkeit,  welche  den  Proletarier  bestimmen?  Der  Sprach« 
gebrauch  geht  heute  sehr  stark  in  dieser  Riditung,  aber  im  Sinne  der 
marxistischen  Theorie  liegt  es  nicht,  von  jenen  zwei  Momenten  allein  schon 
den  Proletarier  bestimmen  zu  lassen.  Nach  der  Marxschen  Theorie  gehört  zum 
Proletarier:  i.  die  Trennung  von  den  Arbeitsmitteln,  2.  die  damit  verbundene 
wirtschaftliche  Abhängigkeit,  3.  die  voraussichtliche  Lebenslänglichkeit  dieser 
?  izialen  Stellung.  Obwohl  nicht  ausgesprochen,  ist  doch  hierin  noch  ein- 
begriffen: 4.  die  tatsächlich,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  enge  Begrenzung 
der  sozialen  Laufbahn.  Nur  Berufe,  die  diese  vier  Merkmale  zusammen  auf- 
weisen, können  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Marxschen  Theorie  als  im 
eigentlichen  Sinne  proletarisch  bezeichnet  werden.  Wo  dagegen,  wie  zum 
Beispiel  in  der  kaufmännischen  J-aufbahn,  den  Berufsangehörigen  teils  doch 
noch  die  Etablierimg  als  selbständiger  Geschäftsmann,  teils  eine  weite  Karriere 
bis  zum  Betriebschef  oder  Disponenten  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit 
offen  steht,  kann  von  einem  proletarischen  Beruf  nicht  gesprochen  werden, 
selbst  wenn  sich,  wie  dies  heute  un  Kaufmannsberuf  der  Fall,  fär  einen 
wachsenden  Prozentsatz  der  Berttfsangehorigen  dem  proletarischen  Verhiltnis 
ähnliche  Lebensbedingungen  ausbilden.  In.sofcrn  hat  Blank  recht,  und  Bebel 
unrecht.  Dass  Tausende  und  Abertausende  von  kaufmännischen  Angesteilen, 
ebenso  wie  Tausende  von  Kleinbauern,  Handwerkern,  kleinen  Geschäfts- 
leuten etc.  sozialdemokratisch  stimmen,  macht  sie  noch  nicht  zu  Proletariern; 
nicht  die  Gesinnung,  die  Klassenlage  bestimmt  die  Klassenzugehörigkeit. 
Immer  vom  Gesichtspunkt  der  Marxschen  Theorie  aus,  die  Blank  seinen  Be- 
trachtungen zu  Grunde  legt,  und  die  hier  keine  Verwischung  duldet 
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INDESSEN  ist  der  Sprachgebrauch,  wenn  er  auch  irre  gehen  kann,  doch  ge- 
wöhnlich der  Anzeiger  realer  Entwickelunfren.  Wenn  einzelne  eine  Bezeich- 
nung auf  sich  anwenden,  die  formell  gar  nicht  auf  sie  passt,  so  mag  du  als 
blosser  Stimmungsaosfluss  zu  betrachten  sein.  Zum  Beispiel,  wtiM  hoch- 
gestellte Beamte,  denen  noch  höhere  Chefs  auf  die  Hühneraugen  getreten  sind, 
plotxUcfa  finden,  dass  sie  auch  nur  Proletarier  seien,  so  ist  das  nicht  ernst 
zu  nehmen.  Wenn  aber  ganze  Klassen  oder  Volksschichten  sich  als  proleta- 
risch bezeichnen  respektive  die  Bezeichnung  akzeptieren  und  mit  den  wirk- 
lichen Proletariern  unter  deren  Fahne  dauernd  znsanmengehen,  so  ist  von 
blossem  Stimmnngsanslluss  nicht  mehr  ra  reden,  es  niuss  dann  eben  mehr  vor- 
liegen, als  bloss  Stimmung,  was  diese  Gestaltung  der  Dinge  zur  Folge  hat. 
UND  das  ist  denn  auch  in  der  Tat  der  Fall.  Zwei  Faktoren  geben  einer  ganzen 
Reihe  von  sozialen  Schichten,  die  zwischen  dem  eigentlichen  Proletariat  —  das 
Wort  immer  im  Marxschen  Sinne  gebraucht,  als  Bezeichnung  für  die  Klasse 
der  Lohnarbeiter  anl  Lebenszeit  —  und  der  Bourgeoisie  stehen,  hnrner  mehr 
ein  proleUrisches  Gepräge.  Erstens  die  Tatsache,  dass  diese  Schichten  am 
Aufstieg  der  Bourgeoisie  fast  gar  keinen  Anteil  haben,  sondern  in  Einkom- 
men etc.  immer  mehr  hinter  ihr  zurückbleiben,  während  das  Proletariat  sie 
in  dieser  Hinsicht  entweder  einholt  oder  gar  überholt.  Zweitens  der  Umstand, 
dass  die  ihnen  somit  am  nächsten  stehende  Klasse  der  Lohnarbeiter  an 
Zahl  und  Geschlossenheit  nnd  damit  auch  an  sozialem  Schwerge- 
wicht beständig  zunimmt.  Ein  psychologisch  leicht  begreiflicher  Trieb 
bringt  Klassen  oder  Schichten,  die  als  solche  keine  bestimmten  eij^cncn  sozialen 
Aspirationen  haben,  immer  stärker  in  den  Bann  der  ihnen  am  nächsten  stehenden 
grösseren  Klasse,  bei  der  dies  der  Fall  ist  Man  konnte  hier  von  einer 
sosidUn  Grmntatum  oder  AffinUät  sprechen,  die  übrigens  im  irofliegenden 
Fall  oft  genug  durch  pmoolfehe  Verwandtschaftsbeziehungen  der  einzelnen 
Glieder  dieser  Klassen  stark  unterstützt  wird.  Wclclicr  Kleinbauer,  Klein- 
gewerbetreibende, kleine  Beamte  etc.  hat  nicht  heute  Brüder  oder  Vettern, 
Söhne  oder  Neffen,  die  gewerbliche  Lohnarbeiter  sind? 

IN  Norddeutschland  respektive  Preussen  wird  diese  soziale  Gravitation  des  wei- 
teren unterstützt  durch  das  grosse  Stuck  Feudalismus,  der  sich  hier  in  den 
Staatseinrichtungen  (Militärwesen,  Staatsbureaukratie  etc.)  efhalten  und  das 
bürgerliche  Leben  in  dem  Sinne  stark  beeinflusst  hat,  dass  das  von  der  fran- 
zösischen Revolution  her  berühmte  bürgerliche  Programmwort  La  carrihre 
ouverte  ä  tous  hier  für  ganze  Beamten-  etc.-schichtcn  nicht  einmal  den  Illusions- 
wert ha^  den  es  in  anderen  Undem  nuidemer  Entwickelung  besitzt, 
sie  vielmehr  jenseits  einer  sdir  eingejagten  Laufbahn  alle  Mdglichkeit  weiteren 
Aufstiegs  durch  eiserne  Schlösser  vor  sich  verrammelt  sdien.  Ich  habe  in 
England  sehr  wenig  Verkehr  unterhalten,  aber  es  fallen  mir  doch  im  Augen- 
blick, wo  ich  dies  schreibe,  allein  drei  Fälle  von  Leuten  ein,  die  ich  dort 
noch  als  Lohnarbeiter  kannte,  und  von  denen  heute  der  eine  höherer  Lehrer, 
die  anderen  zwei  Rechtsanwälte  sind.  Und  doch  ist  England  sogar  in  vieler 
Hinsicht  auch  nodi  hinter  anderen  Ländern  bürgerlicher  Entwickelung 
zurück. 

ZUR  sozialen  Gravitation  kommt  die  politische  hinzu,  als  Folge  des  von  Bebel 
mit  Recht  hervorgehobenen  energischen  Eintretens  der  Sozialdemokratie  für 
alle  sozial  Geschädigten  und  Unterdrückten,  wozu  eben  jene  Klassen  auch 
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gehören.  Je  grössere  Bedeutung  die  Sozialdemokratie  im  Parlament  erlangt, 
um  so  grösser  wird  ihr  Einfluss  auf  alle  Klassen  und  Schichten,  die  sich  bd  der 
gegebenen  Gestaltung  der  Dinge  benachteiligt  ftthlen.  Und  dieses  Ansehen  über- 
trägt sich  von  der  Partei  auf  die  Klasse,  als  deren  Vertreterin  sie  auftritt. 
WENN  also  Bebel  Blank  gc;^cinil>cr  erklärt,  die  Stimmen  oder  selbst  der  An- 
schluss  der  von  Blank  als  bürgerlich  bezeichnticn  Kkincntc  wiirdcn  den  pro- 
letarischen Charakter  der  Sozialdemokratie  nicht  andern,  so  hat  er  zum  min- 
desten die  bis  jetzt  vorliegende  Erfahrung  für  sich.  Von  Blank  hervor- 
gehobene Tatsachen,  wie  das  Fehlen  der  Proklamierung  des  Klassenkampfes 
in  Wahlflugblättem.  sind  hierfür  ganz  ohne  Belang.  Es  ist  mir  in  dem  Men- 
schenaltcr.  dns  ich  der  Partei  angehöre,  kein  von  ihr  veröffentlichtes  Wahl- 
flugblatt vor  die  Augen  gekommen,  in  dem  der  Klassenstandpunkt  der  Partei 
anders  oder  schärfer  gekennacidmet  worden  wäre,  als  in  dem  von  ihm  zitierten 
Flugblatt,  dass  ihn  als  den  Kampf  gegen  alle  Klassenherrschaft  hinstdlt  Über- 
haupt ist  Bebel  darin  beizupflichten,  dass  heute  der  sozialdemokratische  Stand- 
punkt in  keiner  Weise  weniger  scharf  rtim  Ausdruck  konunt,  als  früher. 
GLEICHWOHL  ist  die  Partei  auf  dem  Wege,  V'olkspartei  zu  werden,  ja,  sie 
ist  es  in  nicht  geringem  Grade  heute  schon.  Blank  unterscheidet  in  geist- 
reicher Weise  zwischen  der  Partei  als  einer  Ideen  gemeinschaft  und  der 
Partei  als  einer  Interessen  gemeinschaft  und  meint,  das  erstere  trete  beim 
\^erhältnis  der  sozialdemokratischen  Partei  zu  ihren  Bestandteilen  immer  mehr 
hinter  dem  letzteren  zurüdc.  Dies  in  dem  Sinne,  dass  die  Partei  immer 
mehr  zu  einer  Koalition  der  demokratischen  Volks- 
elemente werde.  Letzteres  ist  unzweifelhaft  richtig,  aber  die  Idecngemdn- 
schaft  hat  bis  jetzt  darunter  nicht  gelitten.  Die  Sache  ist  vielmdir  die,  dass 
mit  der  ganzen  Wirtschafts-  und  Klassenverschiebung  der  Gegenwart  atlch' 
der  Begriff  Volk  als  politische  Kategorie  einen  anderen  Inhalt  erhalten 
hat,  als  er  ihn  früher  hatte.  Im  Unterschied  von  der  ethnologischen  Be- 
deutung des  Wortes  bedeutet  Volk  politisch  die  von  den  herrschenden  Klassen 
unterschiedene  Masse  einer  Nation.  Diese  Masse  sieht  zu  verschiedenen  Zeiten 
sehr  verschieden  ans,  und  in  ihr  sind  demgcmäss  auch  zu  verschiedenen 
Zeiten  ganz  verschiedene  Bevölkerungseleniente  tonangcbcn<l :  Bauern,  städti- 
sches Klein-  und  Mittelbürgertum,  Arbeiter.  In  dem  Masse  daher,  wie  die 
soziale  Entwickelung  der  Arbeiterklasse  das  Übergewicht  im  Volke  zuschiebt, 
kann  AtbeiterparUi  und  Volkspartei  identisch  werden.  Das  aber  ist  tatsächlich 
heute  schon  in  holicni  Grade  der  Fall.  Ohne  aufzuhören,  in  erster  Unie. 
Partei  der  Arbeiterklasse  zu  sein,  wird  die  Sozialdemokratie  immer  mehr 
Volkspartei.  Wie  einst  die  bürgerliche  Demokratie  X'olkspartei  unter  dem 
Gesichtswinkel  der  breiten  Masse  des  Bürgertums  war,  so  ist  die  Sozial- 
demokratie heute  Volkspartei  unter  dem  Gesichtswinkel  der  Arbeiterklasse.  Die 
nichtproletarischen  oder  nicht  reinprolctarischcn  Elemente,  die  sich  ihr  an- 
schl  iessen.  akzeptieren  den  C^esichtspunkt  der  Arbeiterklasse,  erkennen  diese 
als  die  führende  Klasse  an.  Die  einen  mdir,  die  anderen  minder  bewusst, 
alle  aber  durch  die  Tat. 

XXX 
ES  Kegt  auf  der  Hand,  dass  solche  politische  Vermischung  von  Klassen 
indes  doch  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  vor  sich  gehen  kann,  ohne  den 
Grundcharakter  der  Partei  auch  zu  beeinflussen.     Ob  der  nichtprole- 
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taiisdui  |»«»H*t«g  m  der  socialdemokratischen  Wählerschaft  ein  Viertel  dieser 
beträgt,  wie  Blank  meint,  oder  ein  Sechstel,  wie  Bebel  behauptet,  ist  eine 
rechnerische  Frage,  die  poHtische  Bcdeutunp;  erst  (hirch  die  Antwort  auf 
die  andere  Frage  erhält,  einen  wie  hohen  Einsclüag  dieser  Art  die  Sozial- 
demokratie vertragen  kann,  ohne  ihren  bisherigen  Charakter  zu  ändern.  Und 
In  Verbindnng  damit  erhebt  sich  die  weitere  Frage:  Kann  die  Sozialdemokratie 
das  bisherige  Tempo  des  Wachstums  ihrer  Stimmen  beibehalten  oder  sog^ar  noch 
steigern,  ohne  dass  zugleich  dieser  Einschlag  tatsächlich  in  Stärkerem  Masse 
«unimnit,  als  ihre  proletarische  Wählerschaft? 

DAS  ist  die  tiefere  Frage,  die  den  Untersttchnngen  Dr.  Blanks  zu  Grunde 
liegt. '  Es  ist  keine  spekulative-  Znkunftsfrage,  es  ist  ein  wichtiges  Stfick 

der  Frage  der  vor  uns  liegenden  politischen  Entwickelung.    Bebel  glaubt  sie  . 

genügend  damit  beantwortet,  dass  er  erklärt,  die  Klassengegensätze  verschärften 
sich,  die  Proletarisierung  der  Masse  der  Gesellschaft  nehme  zu  und  nicht  ab, 
das  Kapital  demokratisiere  sich  nicht,  sondern  werde  immer  plutokratischer, 
der  Liberalismus  werde  nicht  demokratischer,  sondern  immer  reaktionärer. 
Aber  das  sind  Drcivicrtclswahrlicitcn.  die  sehr  bedeutungsvolle  Tatsachen  der 
gfesellschaftlichen  Entwickelung  ignorieren,  an  denen  wir  in  der  Wirklichkeit 
nicht  gar  so  glatt  vorbeikommen.  Das  Proletariat  vermehrt  sich  unzweifelhaft 
in  der  modernen  Gesellschaft,  aber  sein  relatives  Wachstum  im  V^erhältnis 
zu  anderen  Klassen  ist  kein  so  schnelles,  tun  in  Bälde  eine  proletarische  Volks- 
mdnbeit  su  versprechen.  Das  Kapital  demokniisUrt  sich  allerdings  nicht, 
aber  das  Kapital  gewinnt  durch  die  Dezentralisation  seiner  Anteile  ein  wach- 
sendes Gefolge  von  Interessenten,  das  mit  seinem  Anhang  eine  Bevölkerung 
von  Zehntausenden  und  Aberzehntausenden  ausmacht  und  durch  den  sozialen 
Einfluss,  den  es  ansflbt,  als  politischer  Faktor  erheblich  ins  Gewicht  fällt.  Der 
Uberalismus  wird  in  Deutschland  allerdings  immer  reaktionärer,  aber  die 
politischen  Zustände  in  Deutschland  sind  darum  nicht  besser,  als  in  solchen 
Ländern,  wo  der  Liberalismus  nicht  so  reaktionär  ist.  Kurz,  während  Blank 
glaubt,  die  Sozialdemokratie  werde  sich  durch  steigende  Zunahme  ihres  nicht- 
proletarischen Einschlags  zu  einer  »Volkspartei  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes«  entwickeln,  stellt  Bebel  eine  Prognose,  die  nur  dann  befriedigend 
wäre,  wenn  in  Deutschland  eine  umwälzende  pnliti-.che  Katastrophe  in  Bälde 
zu  erwarten  wäre.  Wie  die  Disposition  des  deutschen  N'o'kes  beschaffen  ist, 
sieht  es  aber  nicht  danach  aus.  Und  so  stehen  wir  vor  einer  Frage,  auf  die  eine 
theoretisch  festbegründete  Antwort  noch  nicht  gefunden  ist. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX • ■  'XXXXX 

JOHANNES  TIMM  -  DIE  LANDTAGSWAHLEN  IN 

BAYERN 

IE  am  10.  Juni  gewählten  Vormünder  des  bayrischen  \''()lkes.  ge- 
nannt Wahltnanner,  haben  zimi  grösstcu  Teile  am  17.  Juli  die  Ab- 
geordnetenwahlen vollzogen.  Nur  in  den  beiden  pfäbischen  Wahl- 
kreisen Landstuhl-Homburg  und  Neustadt-Dürkheim  ist  der  Wahl« 
kämpf  nicht  so  rasch  entschieden  worden.  In*  Landstuhl-Homburg 
linbcn  (Hl*  WahlniäniKT  zunächst  zwei  Tage  ergebnislos  gcw.ililt.  lUi  der  letzten 
Abstimmung  erhielt  der  Kandidat  des  Bundes  der  LandvArtc  80  Stimmen,  der 
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liberale  Kandidat  54  und  der  Kandidat  des  Zentrums  47  Stimmen.  Nach  dieser 
hartnäckigen  Arbeit,  die  zu  keinem  Resultat  führte,  wurde  einen  Tag  Rast  p^e- 
macht  und  erst  am  20.  Tuli  die  Wahl  fortgesetzt.  Im  Wahlkreise  Neustadt- 
Dürkheim  verliefen  13  Wahlgängc  erfolglos.  Wie  die  Tageszeitungen  berichten, 
sdieint  dne  EmiinniS  unter  den  Fäirteien  aasgeschlossen.  Auf  Vorstdlungr  des 
Wahlvorstehers  beim  Ministerium  in  München  findet  vorläufig  keine  Wahl 
mehr  statt  Eine  neue  Wahl  soll  cr?t  im  Herbste  wieder  anberaumt  werden. 
DIESE  beiden  Vorgänge  illustrieren  treffend  die  Genialität  des  veralteten 
Wahlgesetzes.  Weder  bei  den  Urwahlen,  noch  bei  den  Abgeordnetenwahlen 
Kibt  es  Stichwahlen.  Das  Gesets  schreibt  mir  Nachwahlen  vor,  die  so 
lang«  fortgesetzt  werden,  bis  die  Majorität  für  eine  Parteigruppe  von  Wahl- 
männcrn  oder  für  einen  Kandidaten  erreicht  ist.  Ks  können  die  sämtlichen 
Urwähler  und  die  sämtlichen  Wahlmänner  wieder  an  den  Nachwahlen  teil- 
nehmen, ebenso  wie  auch  die  gleichen  Wahlmänner  und  die  gleichen  Kandidaten 
wieder  in  der  Nachwahl  gewählt  werden  können.  Stichentsdieidung  dnrdt  Los 
oder  derfi^eidien  hei  Stimmengleichheit  gibt  es  nicht  So  kann  es  vorkommen, 
wie  im  Jahre  1887  in  dem  Landtagswahlkreis  Würzburg  T,  dass  ein  Kreis  im 
Abprordnctenhausc  ohne  Vertretung  bleibt.  In  Würzburg  hatten  damals  die 
Liberalen  und  das  Zentrum  je  44  Wahlmänner  bei  den  Urwahlen  erhalten. 
Erst  nach  vier  Jahren,  als  ein  Wahlmann  des  Zentrums  starb,  konnte  der  liberale 
Kandidat  mit  einer  Stimme  Majorität  gfiitig  gewählt  werden.  So  zwingt  das 
bestehende  unsinnige  Wahlsystem  geradezu  zu  Wahlvereinbaningen  unter  den 
Parteien,  wenn  es  nicht  zur  Farce  werden  soU. 

SEHEN  wir  von  den  Wahlkreisen  Neustadt  und  Landstuhl  mit  zusammen 
5  Abefcordneten  ab,  so  setzen  sich  die  übrigen  154  Abgeordneten  zusammen  aus 
12  Sozialdemokraten,  102  Zentrum,  20  Liberalen,  17  Konservativen,  Bauern- 
h&ndlem  und  Buttd  der  Landwirte,  2  Demokraten  und  i  Mittelstandsparteiler. 
Nach  den  vorliegenden  Ergebnissen  hat  die  Sozialdemokratie  t  Mandat  ge- 
wonnen, das  Zentrum  19,  die  Demokraten  i  und  die  Mittclstandsvereinigung  1. 
Dagegen  haben  die  Liberalen  23  und  die  konservativen  Bündler  und  der  Bauem- 
bund  zusammen  5  Mandate  verloren. 

DER  Ausfall  der  Wahlen  hat  die  Parole  unseres  Attgsburger  Parteitages  vom  ' 

27.  Juni  1904:  mit  allem  Nachdrucke  dahin  zu  wirken,  dass  eine  sichere  Zwei- 
drittelmehrheit für  die  Wahlreform  aus  den  Wahlen  hervorgeht,  verwirklicht. 
Diese  Tatsache  ist  das  bedeutsamste  Ereignis  der  abgeschlossenen  Wahl- 
bew^ng. 

DER  Lowenant^I  des  praktischen  Erfolges  ist  freilich  dem  Zentrum  zugefallen, 
und  zwar  durch  unsere  Mithilfe.  Das  war  von  vornherein  vorauszusehen  und 
konnte  auch  daher  nicht  anders  sein,  weil  in  Bayern  das  Zentrum  sich  in  der 

Wahlrechtsfrage  am  zuverlässigsten  gezeigt  hat.  Das  Zentrum  leidet  nämlich 
unter  dem  gegenwärtigen  Wahlsystem  ebenso  sehr,  wie  unsere  Partei.  Beson- 
ders auf  dem  Lande,  der  Domäne  des  Zentrums,  kommt  es  vor,  dass  die  Wähler 
drei  Stunden  weit  zu  gehen  haben,  um  ihr  Wahlrecht  auszuüben.  Auf  diese 
Art  wird  Tausenden  von  Wählern  das  Wahlrecht  verdcelt  Bei  der  Landtags- 
wahl im  Jahre  iS^o  haben  denn  auch  nur  31  %  der  Wahlberechtigten  gewählt. 
In  465  Landf^cmcindcn  ging  kein  einziger  Wähler  zur  Wahl,  in  464  Land- 
gemeinden ein  einziger  Wähler.    Wenn  diesmal  in  den  Landgemeinden  eine 
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bessere  Wahlbeteiligung  gewesen  ist,  so  ausschliesslich  zu  den  ZwtKk,  mit  dem 
rfickstindigen  Wahlunrecht  endlich  anfsurätwien.  Und  die  Zweidrittefanehr- 
heit,  die  zur  Schaffung  eines  neuen  Wahlgesetzes  notwendig  ist^  haben  Zentrum 

und  Sozialdemokraten  diesmal  erreicht. 

FREILICH,  die  Liberalen  ergehen  sich  in  Schmerzensergüssen  über  den  Aus- 
fall der  Wahlen;  sie  klagen  aber  das  unnatürliche  schwarz-rote  Walilbündnis. 
Spotten  ihrer  selbst,  und  wissen  nicht  wie.  Die  Liberalen  sind  es  gewesen,  die 
zu  diesem  Znsammengdien  im  Interesse  des  Zustandekommens  der  Wahlreform 
gezwtmgea  haben.  Die  selben  Liberalen,  die  durch  ihr  Organ,  die  Münchener 
Allgemeine  Zeitung,  noch  am  29.  Oktober  1903  ganz  offen  verkündeten:  »In 
Bayern  muss  die  liberale  Forderung  des  direkten  Wahlrechts  Theorie  bleiben, 
wenn  nicht  die  sonstige  Gestaltung  des  Wahlrechtes  Garantieen  dagegen  schafft, 
dass  die  Präponderanz  einer  Partei  dauernd  stabilisiert  wird.  Das  direkte 
Wahlrecht,  so  grundliberal  seine  Idee  ist,  wird  antiliberal,  rückschrittlich,  wenn 
in  der  Praxis  seine  Durchführung  zur  politischen  Entrechtung  einer  starken 
Mmdcrung  führt.«  Und  dieser  Liberalismus,  der  seine  Grundsätze  mehr  als 
Last  empfindet,  denn  als  Stütze  benutzt,  gab  sich  der  lioftnung  hin,  das  so  oft 
von  ihm  hintergangene  Volk  werde  seine  neuerlichen  papiemen  Erklärungen, 
er  sei  dennoch  fürs  allgemeine,  geheime^  gleiche  und  direkte  Wahlrecht,  ernst 
nehmen.  Weder  diese  Versprechungen,  noch  ein  von  allen  7  Gruppen  des 
bayrischen  Liberalismus  für  die  Wahlbewegung  eigens  ausgearbeitetes  frei- 
heitliches Programm,  noch  auch  das  Eintreten  der  jungen  fmken  zur  Ver- 
schleierung der  Sfinden  der  Alten  hat  die  wohlverdiente  Schlappe,  die  sich  der 
Gesamtliberalisnius  aus  dem  Wahlkampf  gdiolt  hat,  verhindern  können. 

DURCH  seine  eigene  Grundsatzlosigkeit  hat  sich  der  bayrische  Liberalismus, 

wie  überall,  ziclbewusst  heruntergewirtschaftet.  Die  nachstehenden  Stimmen- 
zahlen der  Reichstagswahlergebnissc  in  Bayern  veranschaulichen  die  Entwicke- 
lungsverhältnisse  der  liberalen  Richtungen.  Nationalliberale,  Freisinnige  und 
Demokraten  brachten  an  Stiimneu  auf  1881 :  170  268,  1884;  237  197,  1887;  ^8228 
1890:  265928,  1893:  165  104,  1898:  164  104,  1903:  203280.  Die  grosste  Steige- 
rung der  Stimmen  wurde  bei  den  bekannten  Septennatsfasdungswahlen  1887  er- 
reicht, dann  findet  ein  stetiges  rapides  Sinken  stat^  das  bis  zum  Jahre  1898  an- 
dauerte. Von  1898  bis  1903  ist  eine,  im  Verhältnis  zu  der  mi  allgemeinen  starken 
Wahlbeteiligung  unwesentliche,  Zunalune  zu  verzeichnen.  Bedeutend  grösser 
ist  die  Zunahme  der  Stimmen  in  diesem  Zeitabschnitt  bei  unserer  Partei  und 
beim  Zentrum.  Unsere  Stimmen  stiegen  von  138  218  im  Jahre  1898  auf  313  506 
im  Jahre  1903.  Die  Zentrumsstimmen  dagegen  von  297  723  im  Jahre  1898  auf 
426405  im  Jahre  1903.  In  der  gleichen  W^eise,  wie  bei  den  Reichstagswahlen, 
hat  sich  der  liberale  Eintluss  im  bayrischen  Landtag  vermindert.  Die  Zahl 
der  freisinnigen,  nationalliberalen  und  demokratischen  Abgeordneten  betrug 
1881;  73,  1887:  74,  1893:  69,  1899:  46  und  nach  den  Wahlen  von  1905,  spjveit 
die  Ergebnisse  bis  j[etat  feststehen,  33. 

UND  dabei  haben  die  Liberalen  alles  vor  den  diesmaligen  Wahlen  getan,  und 

zwar  mit  Erfolg,  um  sich  einen  künstlichen  Besitzstand  zu  sichern  und  die 
Zweidrittelmehrheit  zu  vereiteln.  Die  Regierung  wurde  in  Sachen  der  Wahl- 
kreiseintcilung  so  bearbeitet,  dass  sie,  entgegen  ihren  Versprechungen  im  letzten 
Landtage  eine  für  die  Liberalen  sehr  günstige  Einteilung  auf  Kosten  unserer 
Partei  trat  Die  Sozialdemokraten  in  der  Pfalz  und  in  Franken  sollten  an  der 
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.   Geltendmachung  ihrer  berechtigten  Ansprtidie  verhindert  werden.    In  der 
Pfalz  ist  dieses  Kunststück  nicht  von  Erfolg  gewesen;  dagegen  ist  es  gelangen, 

unserer  Partei  in  Franken  jrdc  Vertretung  zu  rauben,  dank  einer  besonders 
schäbie^en  Urwahlbezirksciutcilung.  die  in  das  Belieben  der  Verwaltungsbehörden 
gelegt  ist.  Die  liberalen  Macher  in  Nürnberg  insbesondere  haben  ihren  durch 
ein  mittelalterliches  Wahlrecht  gestützten  Einfluss  weidlich  zur  Sicherung  ihres 
Erfolges  ausgenutzt  Bei  der  letzten  Wahl  im  Jahre  1899  erreichte  die  Sozial- 
demokratie', mit  der  damals  die  Demokraten  verbündet  waren,  mit  zirka  17000 
Stimmen  in  Nürnberg  170  Wahlmänner,  die  verciiiit^ten  Liberalen  mit  zirka 
10000  Stimmen  M7  Wahlnianncr.  Am  10.  Juli  dieses  Jahres  fielen  im  ganzen 
Wahlkreise  zirka  22  000  Stimmen  auf  die  Walilmänner  der  Sozialdemokratie 
und  zirka  15000  anf  die  vereinigten  bürgerlichen  Parteien.  Die  Sozialdemo- 
kratie hat  also  um  rund  7000  Stimmen  mdir  aufgebracht,  als  die  vereinigten 
Gegner,  und  sie  brachte  es  trotzdem  nur  auf  107  Walilmänner,  während  die 
yercini^^tcn  Oegner  150  Wahlmänncr  errangen.  Dieser  eine  Vorgang,  den  die 
Liberalen  überdies  noch  als  ihren  grössten  Triumph  in  überschwenglicher  Weise 
feiern,  zeigt  deutlich,  wie  sehr  das  bestehende  Wahlrecht  wert  is^  so  bald  als 
möglich  beseitigt  zu  werden. 

DIE  Parteipresse  registriert  daher  einhellig  in  zustimmender  Weise  das  Zustande- 
kommen der  Zweidrittelmehrheit  für  die  Wahlrcfurm,  die  nunmehr  als  gesichert 
erscheint.  Der  heruntergekommene  Liberalismus  natürlich  gestattet  sich  noch 
den  Luxus,  die  Krone  und  die  Regierung  gegen  die  Wahlrcform  scharf  zu 
machen.  Wird  ihm  aber  nichts  nützen.  Denn  die  Strömungen  gegen  das  be* 
stehende  Wahlgesetz  sind  so  stark,  dass  Krone  und  Regierung  ihnen  nicht  wider- 
stehen können,  selbst  wienn  sie  wollten. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HEINRICH  JASPER  •  SCHÖFFEN  ODER  GESCHWO- 
RENE? 

IE  Kommission  für  die  Reform  des  Strafprozesses,  die  in  Veran- 
lassung eines  einstinnnigen  Reichstagsbeschlusses  vom  19.  April  1902 
seitens  der  Reichsregierung  einberufen  und  am  10.  Februar  1903 
zusammengetreten  war,  hat  ihre  Beratwigen  am  i.  April  1905  be- 
endet.   Das  Keich.sjustizamt  hat  die  vollständigen  Protokolle  der 
Kommissionsverhandlunsfcn  bei  Guttentag  erscheinen  lassen  und  damit  die  Er- 
gebnisse dieser  Verhandlungen  zur  öffentlichen  Erörterung  gestellt  und  die 
allgemeine  Kritik  herausgefordert.  Diese  durchaus  notwendige  Kritik  hat  auch 
bereits  insoweit  eingesetzt,  als  von  vielen  die  Beseitigung  der  Schwurgerichte, 
die  die  Kommission  vorschlägt,  scharf  getadelt  ist.    Eins  der  wenigen  Über- 
bleibsel aus  dem  Sturmjahre  1848  solle  ohne  zwingenden  Grund  beseitigt 
werden,  sagt  man,  und  man  ruft  alle  wahrhaften  Demokraten  zur  Verteidi- 
gung der  Schwurgerichte,  dieser  Bollwerke  der  Freiheit,  auf  die  Schanzen. 
IST  diese  Freiheit  wirklich  gefährdet?   Ohne  die  Schwurgerichte  zu  unter- 
schätzen, muss  man  doch  sagen,  dass  sie  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  mit 
Freiheit  und  Demokratie  herzlich  wenig  zu  tun  haben.    Ein  flüchtiger  Blick 
in  die  Spruchliste,  die  vorwiegend  Fabrikanten  und  Gnmdbesitzer  umfasst. 
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zeigt  jedem,  der  sehen  kann,  wie  es  in  Wahrheit  um  dieses  l'olksgcricht  bestellt 
ist.  Man  sehe  sich  nur  ein  einziges  Mal  die  Mitglieder  einer  Geschworenen- 
iMuik  ut,  lind  das  Embonpoint  der  Geschworenen  wird  jeden  genugsam  über- 
zensen,  dast  man  es  ausschliessUch  mit  Angehörigen  dier  besitzenden  Klasse 
zu  tun  hat.  Die  organisierte  Arbeiterschaft  ist  sich  auch  längst  über  das 
Wesen  der  Geschworenen  klar.  Die  Wahrsprüclic  von  Löbtau,  Rostock  und 
andere  mehr  haben  ihr  den  Charakter  die&er  Gerichte  dargetan,  haben  ge- 
zeigt, was  ein  Proletarier  voni  den  Herren  Gesdiworeoen  zu  gewiirtigen  hat. 
Es  nimmt  daher  wunder,  die  gegenwärtigen  Geschworenengerichte  im  Namen 
der  Freiheit  verteidigen  zu  hören.  Wenn  es  j^eichwohl  geschieht,  so  scheint 
man  mehr  an  die  Schwurgerichte  zu  denken,  wie  sie  sein  sollten,  statt  an 
die,  wie  sie  tatsächlich  geworden  sind.  .\uch  scheint  man  sie  mehr  mit  den 
Strafkammern,  die  ausschliesslich  mit  gelehrten  Richtern  besetzt  sind,  zu  ver- 
gleichen, als  mit  den  Schölfengerichten.  Und  doch  stehen  die  Geschworenen 
den  Schoflen  näher,  als  den  Berufsrichtern  der  Strafkanmicr.  Vor  den 
Strafkammern  verdienen  die  Schwurgerichte  ohne  Zweifel  den  Vorzug.  Sind 
sie  auch  den  Schöffengerichten  vorzuziehen?  Sehen  wir  uns  den  Gedanken- 
gang, der  die  Kommission  veranlasste,  die  Beseitigung  der  Schwurgerichte 
zu  empfdden,  etwas  näher  an. 

DIE  Kommission  ging  davon  aus,  dass  der  jetzige  Aufbau  der  Strafgerichte 

prinzipwidrig  und  inkonsequent  sei,  insofern  geringfügige  Sachen  unter  Mit- 
wirkung des  Laienelements  bei  Beurteilung  der  Schuld-  ui\d  Straffrage,  ernstere 
Vergehen  l^ediglich  durch  Beruf snchler  unter  Ausschluss  von  Laien,  die 
schwersten  Verbrechen  aber  in  Ansehung  der  Sdiuldfrage  nur  durch  Laien 
entsdiieden  werden.  Di«  Kommission  beschloss,  diese  Inkonsequenz  zu  be- 
seitigen und  die  Gerichtsorganisation  nach  einen  einheitlichen  Grundsatze  zu 
gestalten.  Dabei  hatte  sie,  falls  sie  nicht  zu  einer  völligen  Xeubildung  über- 
gehen wollte,  nur  die  Wahl,  eine  der  drei  bestehenden  Gerichtsfonnen  in  Vor- 
schlag zu  bringen.  Ein  Scharfmacher  würde,  vor  diese  Wahl  gestellt,  sicherlich 
den  Stralkammem  den  Vorzug  g^ben  haben,  weil  diese  am  exaktesten  im 
Sinne  der  Anklagebehörde  zu  arbeiten  pflegen  und  auch  ohne  Zuchthausgesetz 
kraft  ihrer  richterlichen  t'berzcugimg  ein  Zucliihausrfgiincni  einführten  im  an- 
geblichen Staatsinteresse  und  zur  Abschreckung  der  Umstürzler.  Ein  Demokrat 
kami  sich  dagegen  nur  freuen,  dass  die  Konnnission  sich  nicht  für  die  Straf- 
kammern entsditedeir  hat;  und  zwar  hat  sie  hiervon  abgesehen,  weil  sie  das 
Laienelement  in  der  Straf rechtspflege  für  durchaus  wünschenswert  und  nützlich 
hielt. 

DIE  Beteihgung  der  Laien  ist  das  Moment,  das  die  Schöffen-  und  Schwur- 
gerichte gemeinsam  von  den  Strafkammern  scheidet.  Unter  einander  scheiden 
sie  sidi  wiederum  durch  die  Form,  in  der  die  Zuziehung  der  Laien  erfolgt, 
Für  die  Kommission  handelte  es  sich  nicht  um  die  Frage,  ob  Laien  zuzuziehen 
seien,  sondern  lediglich  um  die  Form,  in  der  die  Laien  mitwirken  sollten.  Um 
die  bessere  Form  zu  finden,  hat  sie  eingehend  die  Frage  erörtert,  ob  sich 
in  Deutschland  das  Schwurgericht  bewährt  habe,  und  ob  die  Zuversicht,  dass 
diese  Einrichtung  die  Erforschung  der  materiellen  Wahrheit  und  den  Sieg  der 
Gerecfad^eit  am  sichersten  gewährleiste,  sich  als  gerechtfertigt  erwiesen  habe. 
Nur  ein  einziges  Mitglied  hat  sich  für  Bejahung  dieser  Frage  ausgesprochen. 
Die  ubenvicgaide  Mehrzahl  der  Kommissionsmitglieder  war  jedoch  der  An- 
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sieht,  dass  die  Erfahrungen  mit  den  Schwurgerichten  sehr  sdiledite  seien, 
und  dass  die  Mängel  mit  der  Form  des  Schwurgerichts  untrennbar  ver* 
bunden  seien.  Zu  den  schweren  Schäden  lur  die  Rechtspflege  an  den  Schwur- 
gerichten seien  namentlich  zu  rechnen: 

1.  das  Ablchnungsrecht  der  Prozessparteien; 

2.  die  Teilung  des  Gerichts  in  zwei  getrennte  Organe,  in  Verbindung  mit  der 
Fragestellung  und  der  Kechtsbelehrung; 

3.  der  mit  Grfinden  nicht  versehene  Wahrspruch. 

DAS  Ablehnungsrech^  das  freilich  in  der  Praxis  oft  geradezu  komödienhaft 
gehandhabt  wird,  mag  noch  hingehen.    Es  Hesse  sich  leicht  beseitigen,  ohne 
das  Schwurgericht  selbst  aufzugeben.    Dagegen  ist  die  1  rennung  des  Gerichts 
in  zwei  bewundere  Kollegien  das  Moment,  das  die  Schwurgerichte  gegenüber 
den  Sdiöffengerichten,  bei  denen  die  beiden  Schöffen  mit  dem  Amtsrichter  ein 
einheitliches  Kollegium  bilden,  kennzeichnet.    Diese  Trennung  zeitigt  grosse 
Cbelstände.    Dahin  gehört,  dass  über  den  Umfang  der  Beweisaufnahme  nicht 
die  Geschworenen,   die  über  deren  Ergebnisse  zu  entscheiden  berufen  sind, 
sondern  der  Gerichtshof  allein  befindet.    Die  Geschworenen  werden  durch 
diese  Vorsduift  f&r  die  Verhandlung  au  stummen  Zuschauern  eines  mehr 
oder  minder  gut  inszenierten  Schauspids  herabgewürdigt,  dessen  Regisseur 
der  Vorsitzende  ist.    Erst  wenn  der  X'^orhang  gefallen,  wenn  die  oft  \9Xtgt 
dauernde  und  komplizierte  Beweiserhebung  beendet,  werden  die  Geschworenen 
tätig  und  sollen  alsdann  über  die  Ergebnisse  der   Beweisaufnahme  allein 
und  selbständig  entscheiden.    Da  sie  die  Sdiuldfragc  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange zu  beantworten  haben,  haben  sie  nicht  nur  die  Beweisergebnisse^  sondern 
auch  die  Rechtsfrage  zu  prüfen.  Dabei  geraten  sie  nicht  selten  in  die  Bruche. 
Sind  die  Geschworenen  ohne  die  sachkundige  Leitung  des  erfahrenen  Be- 
rufsnchters  doch  häufig  nicht  im  stände,  den  vur  ihnen  angehäuften  Stoff 
zu  sichten;  man  denke  zum  Beispiel  an  die  wochenlang  währenden  Ver- 
handlungen des  KwUecki-,  des  Trd»ertroclcnungsprozesses.    Audi  sind  dem 
Laien  die  Grundbegriffe  des  Strafrechts  mehr  oder  weniger  unbekannt  Bei 
Entscheidung  der  Rechtsfrage  bedarf  er  also  dringend  juristischen  Rates  und 
Beistandes.    Diesem  Mangel  glaubte  freilich  der  Gesetzgeber  durch  Formulie- 
rung bestimmter  Fragen  und  Kechtsbelehrung  seitens  des  Vorsitzenden  abhelfen 
zu  können.  AUdn  gerade  durch  die  Fragestellung  werden  die  Geschworenen, 
welche  dem  Sinne  und  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  nach  in  Beantwortung 
der  Schuldfrage  völlig  frei  sein  sollen,  in  ihrer  freien  Beurtdlung  jeden- 
falls insofern  beschränkt,  als  durch  die  Normierung  der  Fragen  wenigstens 
negativ  entschieden  wird,  dass  che  l'at  des  Angeklagten  unter  enien  anderen 
Strafrechtlichen  Gesichtspunki,  als  den  im  Fragebogen  hervorgehobenen,  nicht 
fällt.  Ist  beispidswdse  bei  einer  Tötung  nur  die  Frage  nach  Mord  gestellt, 
das  heisst,  nur  gefragt,  ob  die  Tat  mit  Vorsatz  und  mit  Überlegung  ausgeführt 
sei,  so  können  die  Geschworenen  nur  erklären,  es  liege  Mord  oder  kein  Mord 
vor,  können  aber  nicht  entscheiden,  es  liege  zwar  vorsätzliche,  aber  unüber- 
legte Tötung  (Totschlag),  oder  es  liege  fahrlässige  Tötung  vor,  und  müssen 
den  Angeklagten  bei  Vemeintmg  der  Frage  nach  Mord  freisprechen,  obwohl 
sie  ihn  des  Totschlags  für  schuldig  halten.   Die  Formalisierung  durch  die 
Fragestellung  zeitigt  also  durchaus  ungesunde  Ergebnisse.    Immerhin  wird 
mancher  geneigt  sein,  die  Ursache  jveniger  in  der  Fragestellung  an  sich,  als  in 
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der  zu  engea  und  falschen  FragesteDmijr  tu  amerelo  ni  suchen*  Man  wird  dn- 
«enden,  das  Rlchterkollegittm  habe  daf&r  xa  sorgen,  dass  den  Geschworenen, 

wenn  auch  das  ganze  Reich  der  Eventualitäten  nicht  erschöpft  werden  kann, 
doch  durch  die  Fragestellung  so  viel  Spielraum  gewährt  .werde,  wie  irgend 
möglich.  Indessen  wird  durch  Vermehrung  der  Fragen  der  durdi  die  Frage- 
stellung beabsichtigte  Zweck,  den  Geschworenen  einen  Ariadnefaden  för  das 
Lalqvindi  der  Stra^iesetze  an  die  Hand  zu  geben  und  sie  vor  Irrtümer  und 
Abwege  zu  wahren,  recht  in  Frage  gestellt.  Nichts  ist  mehr  geeignet,  die 
Geschworenen  auf  Abwege  zu  führen,  als  viele,  insbesondere  unnötige  und 
überflüssige  Fragen.  £s  ist  bekannt,  dass  die  Geschworenen,  soweit  sie  ihre 
Klasse  nidit  gefahirdet  sdien,  sdir  geneigt  sind,  das  Mildere,  dnen  geringeren 
Grad  der  Schuld  anzunehmen,  zwischen  Schuld  und  Unschuld  einen  Mittel- 
weg einzuschlagen  und  den  Streit  zwischen  Verteidigung  und  Anklage  durch 
ein  Abkommen  zu  schlichten.  Hierauf  ist  die  sonst  auffällige  Erscheinung 
zurückzuführen,  .dass  meistens  die  Verteidigung  eventuelle  Fragen  verlangt,  und 
dass  die  Staatsanwaltschaft  dagegen  ankämpft  Die  AnUagdbefaoide  fniditel^ 
bei  den  Geschworenen  in  den  Verdacht  xn  geraten,  selbst  kein  Vertrauen  lu  der 
Hauptsache  zu  haben.  Der  Verteidiger  denkt  den  Geschworenen  ein  Hinter- 
türchen zu  öffnen,  durch  welches  sie  entschlüpfen  und,  ihrem  Gefühl  folgend, 
das  Schuldig  in  der  Hauptsache  vermeiden  können.  Freilich  wird  durch 
Stellung  oder  AUdmong  der  Eyentualfrage  nicht  selten  das  Gegenteil  von 
dem  erzidt,  was  die  Froaessbeteiligten  davon  erhofften,  so  dass  sowohl  Staats- 
anwalt und  Verteidiger,  als  auch  das  Richtcrkollegium  bei  Formulierung  der 
Fragen  sich  in  bedenklicher  Lage  befinden.  Der  Findung  eines  der  objektiven 
Sachlage  entsprechenden  gerechten  Urteils,  und  das  ist  doch  schliesslich  die 
Hauptsache^  wird  aber  durch  die  Fragestellung  und  den  Kampi  um  die  Fragen 
nicht  gedient  Mfide  und  erschöpft,  unsicher  und  sorgenvoll  pflegen  die  Ge- 
schworenen sich  wieder  aufzuraffen  und  zu  ermuntern,  wenn  der  Vorsitzende 
das  Wort  zur  Rcchtsbclehrung  nimmt.  Der  Präsident,  vom  Gesetz  mit  Macht 
imd  Ansehen  bekleidet,  durch  seine  Stellung  vor  allen  hervorragend,  hat 
sich,  wenn  er  irgend  seiner  Aufgabe  gewachsen  ist,  das  Vertrauen  der  Ge- 
schworenen erworben.  Er  wird  als  derjenige  angesehen,  der  alldn  unpartdiadi 
dasteht,  der  noch  besser,  als  die  Parteivertreter,  die  Tatsadien  würdigen 
und  die  Rechtsfragen  lösen  kann.  Vom  Präsidenten  in  erster  Linie  erwartet 
der  Geschworene  Rat  und  Aufschluss.  Gespannt  lauscht  er,  welche  Ansicht 
der  Präsident  von  der  Sache  habe,  das  hdsst,  wie  dieser  meine,  dass  ent- 
schieden werddi  mfisse.  Diese  Andcbt  darf  aber  der  Präsident  gerade  nidit 
verraten.  Gleichwohl  tut  er  sie  hSttfig  kund  und  gibt  dadurdi  regdmassig 
in  dem  Widerstreit  der  Partden  den  Ausschlag. 

MAN  sieht,  dass  dem  Gewissen  und  der  Einsicht  des  Präsidenten  das  meiste 
überlassen  imd  alles  von  dessen  Persönlichkeit  abhängig  ist.  Der  Erforschung 
der  Wahxhdt  ist  dorefa  das  Resum6  des  Präsidenten  nicht  immer  gedient, 
und  das  ist  um  so  bedenUicfaer,  als  nach  ansdruddicher  Gesetsesvorscfarift  die 
Belehrung  des  Vordtfenden  von  keiner  Seite  einer  Erörterung  unterzogen 
werden  darf.  Mancher  Staatsanwalt  und  mancher  Verteidiger  hat  das  dritte, 
entscheidende  Plaidoyer,  genannt  Rechtsbdchrung  des  Vorsitsenden,  verflucht, 
hat  Beseitigung  dieser  Rechtsbdehrung  gewünscht.  Kann  die  Rechtsbelehrung 
aber  in  Fort&U  kommen?   Das  friere  braunschweigiscfae  Gesetz  kannte 
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tateSchltch  ein  derartiges  Remnii  nicht  Wie  die  Rechtsprechung  dabei  ge- 
fahren, entzieht  sich  indessen  meiner  Kenntnis.  Bei  der  Rechtsunkenntnis  der 
Geschworenen  wird  die  Recht sbelchrung  sich  allerdings  kaum  entbehren  lassen. 
Bei  der  Trennung  der  Geschworenen  von  dem  Richterkollegium  bleibt  die 
Redilsbddiningr  ein  notwendiges  ObcL  Sie  erfilirigt  sich  nur  dann,  wenn  die 
jetzt  getrennten  KoU^en  zu  etnem  diibeitlichen  Ganzen  verschmolzen  wer- 
den, das  heisst,  wenn  aus  dem  Schwurgericht  ein  Schöffengericht  wird. 
DURCH  solche  Umgestaltung  kann  auch  allein  der  weitere  Missstand  be- 
seitigt werden,  dass  der  Gerichtshof  die  Strafe  festzusetzen  hat,  obwohl  er 
die  GrOnde,  welche  die  Geschworenen  ni  ihrem  Wahrspmche  geführt  luben, 
gar  nidit  Icennt  Hierdttreh  ermöglicht  sidi  ein  weiterer  Zwiespalt  zwischen 
den  Geschworenen  und  den  gelehrten  Richtern.  Die  gänzliche  Ausschliessung 
der  Geschworenen  von  der  Festsetzung  der  Strafe,  zu  der  sie  auf  Grund  ihrer 
grösseren  Lebenserfahrung  berufen  sein  sollten,  gibt  dem  Gerichtshof  die 
Macht,  einen  von  ihm  zu  milde  gehaltenen  Spmdi  der  Gesdiwoienen  im 
Rahmen  des  anzuwendenden  Strafgesetzes  doich  besonders  schwere  Strafen 
zu  korrigieren  und  nmgekehrt.  Der  unbefangene  Beobachter  unserer  Schwur- 
gerichtsverhandlungen wird  nicht  selten  den  Eindruck  haben,  dass  die  gelehr- 
ten Richter  so  verfahren.  Sie  tun  dies  selbstverständlich  nach  ihrem  besten 
Wissen  und  Gewissen,  weil  sie  eben  die  Straftat  einer  grösseren  Sühne  für 
hedflrft^  halten.  Ffir  den  Verurleilten  kommt  aber  regelmissig  weniger  in 
Frag^  weshalb  er  verurteilt  is^  als»  wie  hodi  die  erkannte  Strafe  be- 
messen ist 

ZU  den  bedenklichsten  Seiten  unseres  schwurgerichtlichcn  \'erfahren5  gehört 
endlich  die  Vorschrift,  dass  das  Verdikt  der  Geschworenen  nicht  mit  Gründen 
an  versehen  ist  Dtt  F^mdamentalsatz  unseres  Prozessredhts,  dass  jedes 
Urteil  mit  Gründen  versehen  sein  mnss,  wird  gerade  bei  den  ' 
sdiwersten  Verbrechen  und  bei  den  schwersten  Strafen  gröblich  verletzt. 
Weder  der  Angeklagte,  noch  die  Öffentlichkeit  erfährt,  weshalb  die 
Verurteilung  oder  der  Freispruch  erfolgte.  Kein  Revisionsgericht  kann 
nachprüfen,  ob  die  getroffenen  FeststeUungen  zu  einer  Verurteilung  aus- 
reichen. Antrige  anf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  ermangeln  jeder  festen 
Grundlage.  Diese  Missstände  fallen  um  so  schwerer  ins  Gewicht,  als  es 
bekanntlich  eine  Berufung  gegen  die  Urteile  der  Schwurgerichte  bisher  nicht 
gibt.  Aoeh  fehlt  jede  Gewähr  dafür,  dass  bei  der  Beratung  das  Ergebnis 
der  Bewasaufnalmie  sorgfältig  geprüft  und  nicht  aus  Voreingenommenheit 
oder  ans  einem  dmdden  Gefühl  heraus  das  Urteil  gefällt  worden  sei.  Es  lässt 
sich  doch  die  Gefahr  nicht  leugnen,  dass  die  Geschworenen  in  dem  Bcwusst- 
sein,  keinerlei  Gründe  für  ihre  Entscheidung  offenbaren  zu  müssen  und  keiner 
Nachprüfung  ausgesetzt  zu  sein,  sich  als  allmächtig  ansehen.  Gnade  und  Will- 
kür vor  Recht  gehen  lassen.  Soll  man  nun,  um  diesen  Mangel  zu  beseitigen, 
etwa  dem  Obmann  der  Geschworenen  eine  schriftliche  Begründung  des  Wahr- 
spruches zur  Pflicht  machen?  Diese  Frage  auch  nur  anregen,  heisst  gleich- 
zeitig sie  verneinen.  Einem  im  Ehrenamt  tätigen  Laien  kann  man  eine  der- 
artige Arbeit  nicht  zumuten,  abgesehen  davon,  dass  es  wohl  auch  zweifelhaft 
sein  mag,  ob  die  Geschworenen  durchgangig  sich  dieser  Aufgabe  gewachsen 
zeigen  würden.  Nur  ein  gelemter  Fachmann  kann  die  Gründe  ofdnungsmässig 
festlegen. 
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AUCH  St  NotwenAgfedt  der  Begrfindung,  die  dnfdiaiis  im  Inleresfe  der  Aiip 

geklagten  liegt,  führt  zwingend  zu  einer  Verschmelzung  der  beiden  Kollegien 
des  Schwurgerichts.  Diesem  kann  durch  FHckwerk  schlechterdings  nicht  ge- 
holfen werden,  sondern  nur  durch  eine  Reform  an  Haupt  und  Gliedern.  Eine 
solche  grundlegende  Reform  ist  die  von  der  Kommission  vorgeschlagene,  durch- 
gängige Einfämiig  der  SefiSflFengeridifce  Hr  Aburteilung  aller  DeUIcte  und 
ür  alle  Tiwtinrfn.  Bei  den  Schdffengeiichten  kommt  das  Laicadement  zu 
der  erforderlichen  Geltung.  Bei  den  Schöfifengerichten  fällt  die  Trennung  von 
Laien  und  Richtern  fort  und  erübriget  sich  daher  sowohl  Rechtsbelehrung,  wie 
Fragestellung.  Bei  den  Schöffengerichten  erfreuen  sich  die  Laien  ständig  des 
technischen  Beirats  der  Juristen  und  können  umgekehrt  die  gelehrten  Richter 
afia^  die  praktisclie  Lebenserfobrangf  der  Laien  nutzen.  Bei  den  ScIidflFen- 
gerichten  sind  Laien,  wie  geUlirte  Richter  in  gleicher  Weise  berufen,  bei  Ent- 
scheidung der  Schuldfragen,  sowohl  der  tatsächlichen  Beweis-,  als  auch  der 
Rechtsfrage,  und  bei  Zumessung  der  Strafe  mitzuwirken.  Bei  den  Schöffen- 
gerichten sind  in  der  Person  der  juristischen  Gerichtsmitglieder  endlich  auch 
Kräfte  voclianden,  weldie  das  Urteil  mit  Grfinden  versdien  können.  Man  sieht, 
alle  die  Hissstinde,  die  beim  Scbwargaiclit' vorliegen,  sind  beim  Schöffen- 
gericht nicht  vorhanden. 

TROTZ  aller  demokratischen  Vorliebe  für  die  Schwurgerichte  kann  man  auch 
als  Demokrat  der  Einführung  einer  Schöifengerichtsverfassung  wegen  ihrer 
technischen  Überlegenheit  an  sich  nor  freudig  zustmunen.  Des  weitem  bleibt 
jedoch  noch  zu  prüfen,  wie  diese  SchoffengiHriclite  organisiert  sein  soileQ»  das 
heisst,  in  welchem  Umfange  die  Laien  herangezogen  werden  sollen,  wer  SdiSSe 
wird,  wie  er  es  wird  und  auf  wie  lange,  ob  er  unentgeltlich  tätig  zu  sein  hat 
und  dergleichen  mehr.  Je  nachdem  diese  Fragen  erledigt  werden,  lässt  sich  die 
praictischc  Dorchffihrbarkeit  und  der  Wert  der  Reform  beurteilen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

FRANZ  STAUDINGER  -  VORAUSSETZUNGEN  DER 
PHILOSOPHIE 

INZELNE  Gegenstände  des  Wissens  oder  der  Wissenschaft  mögen 
wir  Fachleuten  überlassen,  aber  das  Denken  im  allgemeinen 
ist  eine  allgemeine  Angelegenheit,  die  niemand  erlassen  werden 
kamL«  Bfit  diesen  Worten  gibt  Josef  Di  et z gen  im  Anfange 
sdner  Schrift  Das  Wesen  der  menschlichtn  Kopfarbeit  gleich« 
sam  ein  neues  praktisches  Programm  für  die  Philosophie.  Sie  soll  nicht  mehr 
Doktrin  von  Gelehrtenschulen,  sondern  die  Fähigkeit  der  Volksmasse 
zum  Selbstdenken  sein.  Gewiss  werden  auch  in  ihr  noch  gar  viele  Spezial- 
fragen  nur  von  Fadileuten  bearbeitet  werden  können,  aber  ihre  k&nftige 
Grondaufgabe  ist  doch  durch  jenes  Wort  gdBennzeiGhnct  »XHe  Klassenver- 
hältnisse der  Vergangenheit  waren  notwendig  für  die  allgemeine  Entwicke- 
lung.  Jetzt  ist  diese  Entwickelung  auf  einem  Standpunkt  angelangt,  wo  die 
Masse  selbstbewusst  wird«,  so  heisst  es  ebenda  in  der  Vorrede.  Also 
nuss  sie  auch  selbst  denken. 

♦4* 
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WELCHE  Voraussetzungen  hat  nim  dne  solche  Fhüosopbic^  die  aUgeneiiiet 

Selbstdenken  zum  Ziele  haben  soll? 

DIE  Wissenschaft  hat  gar  keine  Voraussetzung,  darf  keine  solche  haben I 
Das  hört  man  oft  sagen.  Und  Dietzgen  sagt  dagegen,  dass  eine  Voraussetzungs« 
losigket^  welche  die  Dinge  aus  dem  Hirn  'sfunnen  wolle»  Unsimi  sei.  Darin 

hat  er  vollkommen  recht.  Aber  doch  bedarf  die  Lehre  von  der  Voraussetzungs- 
losigkeit  rinfr  besonderen  Betrachtung.  Denn  es  könnte  wohl  sein,  dass  die 
Wissenschaft  in  einer  Hinsicht  allerdings  voraussetzungslos  sein  müsse,  in 
anderer  dagegen  ihre  ganz  bestimmten  Voraussetzungen  hätte.  Voraussetzungs- 
losiglceit  im  Sirnie  wissenschaftlicher  Wahrhaftigkeit  ist 
allerdings  eine  unerlässliche  Forderung.  Wissenschaftlich  denken  heisst  alle 
vorhandenen  sinnlichen  und  geistigen  Fakta  methodisch  prüfen,  dabei  aber  sich 
weder  durch  eine  Furcht,  noch  durch  eine  Hoffnung,  noch  durch  den  Wunsch, 
irgend  ein  Ergebnis  als  wahr  zu  hnden,  iu  seinem  Urteil  beeinflussen  zu  lassen. 
Diese  Art  der  Voranssetzungslosigkeit  ist  mit  Nachdmdc  ztt  fordern. 

EIKE  ganz  andere  Frage  ist  dagegen,  unter  welchen  Umständen  solche  Vor- 
aussetzungslosigkeit  überhaupt  möglich,  allgemein  m^Kcfa  ist.  Wenn  wir  die 
Frage  so  stellen,  so  kommen  wir  tatsächlich  zu  der  Frage  der  Vonuissetzuns^ 
solcher  Voraussctzungslosigkeit  respektive  reinen  Wahrheitsstrebens.  Bei 
dieser  Frage  haben  wir  aber  sofort  zwei  Unterfragen  scharf  zu  unterscheiden: 
die  genetische  Frage,  wie  die  Menschen  reines  Walirheitsinteresse  er- 
langen können,  und  die  analytische  Frage,  worin  die  Bedingungen  be- 
stehen, unter  denen  wir  Forschnngsergeibnisse  nberhanpt  für  wahr  halten 
können.  Diese  beiden  Fragen  werden  nicht  gar  selten  durcheinandergewirri; 
und  das  ist  dann  die  Quelle  schwerer  Missverständnisse  und  Wortstreitigkeiten. 

WENN  wir  nach  den  Voraussetzungen  fragen,  unter  denen  eine  Einsicht  erst  • 
.werden  kann,  so  haben  wir,  individuell,  phylogenetisch,  methodologisch,  sozial 
die  verschiedensten  Antworten  zu  geben.  Es  kann  natürlich  einem  Tiere  oder 
einem  Udnen  Kimle  kein  binomischer  Lehrsatz  beigebracht  werden,  weil  die 
Of^iane  ztir  Aufnahme  nicht  respektive  noch  nicht  entwickelt  dnd.  Es  kann 
ferner  einem  organisch  dazu  fähigen  Menschen  ein  solcher  Satz  nicht  bei- 
gebracht werden,  wenn  nicht  methodologisch  die  dafür  nötigen  mathematischen 
Vorkenntnisse  vorher  erworben  sind.  Es  kann  sich  in  einem  sozial  tief- 
stehenden  Volke,  etwa  einem  Jägervolke,  keine  höhere  Mathematik  entwickdn» 
obwohl  vielleicht  dis  einzelne  Glied  dieses  Volkes,  wenn  in  der  Jugend  in  mo- 
derne Kulturverhältnisse  gebracht,  bereits  organisch  durchaus  fähig  ist,  sie  zu  er- 
lernen. Es  kann  ferner,  obwohl  die  entsprechende  allgemeine  Entwicklung 
derart  ist,  dass  bestimmte  Einsichten  möglich  wären,  doch  deren  Ausbreitung 
durch  soziale  und  politische  Umstände  gehindert  werden.  Man  hat  gesehen,  dass 
der  absolute  Staat  die  Matliematik  pflegt^  die  ihm  für  Entwidcehmg  der 
Technik  wertvoll  war,  aber  deren  Anwendtmg  auf  die  Astronomie  des  Himmds, 
welche  den  Kirchenglauben,  eine  wesentliche  Hilfskraft  des  Absolutismus,  zu 
schädigen  geeignet  war,  zuzeiten  verfolgen  half.  Man  kann  noch  heute  in 
absolutistischen  und  hdbabsolutisdschen  Staaten  wahrnehmen,  dass  gewisse 
naturwissensdhaftliche  Lehren,  wie  der  Darwinismus,  und  gewisse  natüriiche 
Betrachtungsweisen  der  Religion,  der  Staatslehre,  der  Gesellschaftswissen- 
schaft sich  keineswegs  der  gleichen  Behandlung,  wie  entgegenstehende  An- 
schauungen, zu  erfreuen  haben  und  sich  dämm  in  ihrer  Verbreitung  gehemmt 
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sehen.  Unter  solchen  sozialen  Voraussetnmgen  muss  natürlich  die  Entwicke^ 
lung  der  Wahrheit  Not  leiden,  und  wenn  man  Befreiung  von  derartigen  Vor' 
aussetzungen  fordert,  so  hat  man  schon  vom  blossen  Wahrheitsinteresse  aus 
völlig  recht. 

DARUM  aber  steht  doch  dieses  reine  Wahrheitsinteresse  selbst  nicht  so  gantz 
m  der  Lnft;  ist  mdit  so  ganz  voraussetMungdot,  wie  es  suweilen  Spezial- 

gelchrte  wähnen,  wenn  sie  persönlich  unter  gegebenen  Verhältnissen  gerade  in 
ihrem  Forschungsgebiete  unbefangen  zu  untersuchen  und  die  Ergebnisse  unbe- 
anstandet mitzuteilen  vermögen.  Das  Wahrheitsinteresse,  sofern  es  all- 
gemein TOfhanden  sein  soll,  bedarf  sdbst  eines  anderen  Interesses  als  Grund- 
lage. Denn  es  ist  nur  in  dem  Masse  vorhanden,  wie  die  Menschen  ihre  Lebens- 
Interessen  unter  eigiier  Verantwortung  leiten  und  ordnen  müssen.  Das  gilt 
für  das  kleinste,  wie  für  das  grösste,  für  den  einzelnen,  wie  für  Massen.  So- 
lange der  gewohnte  Schneider  immer  einen  guten  Rock  liefert,  kümmere  ich 
teicfa  nieht  viel  danun»  wdehes  die  Kennaeiehen  guten  Stoffes  sind.  Sobald 
idi  aber  ein  paarmal  angeführt  worden  bm,  beginne  ich  tu  fragen:  wie  erkenne 
ich  selber  im  vorans,  ob  die  Ware  gut  ist?  Solange  ein  Volk,  wenn  auch  unter 
mühseliger  Last,  heute  wie  morgen  sein  Leben  unter  Vormundschaft,  aber 
sicher  und  gleichmässig  verbringt,  lässt  es  die  Herren  regieren,  wie  sie  mögen. 
Wenn  aber  grose  Umwälzungen  im  gesellschaftlichen  Gefüge  allmählich  das 
alte  Gleichmass  an%dioben,  ständige  Unruhe  und  Unsicherheit  geschaffen 
haben,  da  erwacht  der  Drang,  die  Ursachen  davon  zu  erkennen  und  selbst 
Hand  anzulegen  zu  einer  besseren  Ordnung  der  Dinge.  Um  das  aber  mit  Erfolg 
Xu  können,  bedarf  es  eben  richtiger  Einsicht  nicht  nur  in  die  Ursachen,  sondern 
auch  in  die  Mittel  zur  Besserung.  Das  ist  der  Weg,  auf  dem  die  Geschichte 
das  Wahrheitsstreben  erzeugt  Denn  es  ist  offenbar,  dass  der  Mensch,  wenn 
er  selbst  mit  Erfolg  Hand  anlegen  will,  richtige  Einsicht  als  notwendige  Vor- 
bedingung braucht  und  nur,  soweit  er  sie  hat,  zum  Ziele  gelangen  kann. 
.  DARAUS  ergibt  sich  ohne  weiteres  die  Erklärung,  warum  Menschen  und 
Volksschichten,  die  s  e  1  b  s  1 1  ä  t  i  g  ein  Ziel  verfolgen  müssen,  auch  unmittelbar 
dadurch  getridien  werden,  die  wahren  Bedingimgen  zu  suchen,  auf  Grund  deren 
de  arbeiten  kSnnen.  Also  heute,  nachdem  die  wissenschaftliche  Er- 
kenntnis als  die  Grundbedingung  zu  erfolgreicher  Arbeit  angesehen  werden 
rauss,  müssen  solche  Volksschichten  und  solche  Menschen  durchaus  ein  Inter- 
esse daran  haben,  das  Richtige  imd  nur  das  Richtige  zu  erkennen.  Diejenigen 
dagegen,  deren  Interesse  es  ist,  einen  gegebenen  Zustand  zu  erhalten,  ins- 
besondere einen  solchen,  der  ihnen  Herrschaft  über  ihre  Mitmenschen  verleiht, 
sind  durch  ihr  immanentes  Interesse  unbedingt  getrieben,  die  Grundlagen  ihres 
Systems  als  richtig  zu  erweisen.  Jene  werden  also  für  voraussetzungslose 
Forschung,  diese  aber  für  Apologetik  des  Bestehenden  sein,  also  nicht  im  guten 
Sinne  voraussetsungslos. 

DAMIT  ist  der  Gedanke  menschlicher  Freiheit  im  Sinne  vernünftiger  Selbst- 
bestimmung eignen  Handdns  als  die  letzte  Interessengrundlage  für  unbefangene 

Wahrheitsforschung  festgestellt.  Unter  dieser  Idee  muss  alles  Wahrheits- 
streben stehen,  wenn  es  nicht  unvermerkt  irgendwelchen  Wünschen  und  Vor- 
urteilen unterworfen  werden  soll.  Auch  die  Idee  des  SoziaUsmus  muss  ihm  unter- 
stdien, wenn  sie  nicht  unvemieikt  dogmatisdi  werden  soll.  Wie  denn  auch  in 
der  Tat  tum  Bdspid  bd  Marx  ffir  den  scharf  Aufmerkenden  die  rficlaichtslose. 
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furchtlose  Kritik  fortwährend  unter  dem  Gedanken  steht,  dass  der  Kapitalismus 
bekämpfenswert  sei,  weil  er  die  Freiheit  der  früheren  Einzelproduzenten  auf- 
hebe, und  Freiheit  AMtwu^i«'  ihur  durch  genosseiuchafttiche  Orgaimatioii  der 
kairitaUsliBdi  gewordenen  Betriebe  wiederhergestellt  werden  könne.  So  sagt 
auch  Dietzgen:  »Erst  eine  historische  Entwickelunp,  welche  die  direkte  all- 
gemeine Freiheit  der  Masse  ins  Auge  fassen  kann,  findet  den  Gespcnsterglauben 
so  weit  entbehrlich,  um  .  ,  .  den  reinen  Geist  entlarven  zu  dürfen.<  Hier  ist 
also  der  Punkt,  wo  Ethik  und  Erkenntiiislchre  auf  dncm  FttnlEte  süMiimiea- 
treffen,  hier  aber  audi  der  Punkt,  wo  die  geactiachen  Gedchtspuukte  des 
Werdens  und  der  analytische  GeriditS|niiikt  der  Richtigkeit  zusammentreffen. 
Die  geschichtliche  Entwickelung,  welche  den  Gedanken  der  Freiheit  —  dies 
Wort  nicht  im  anarchischen  Sinne  des  willkürlichen  Sichauslebens,  sondern 
der  Korrelation  zwischen  persönlicher  Selbstbestimmung  und  Hingabe  an  die 
Gesetrm&ssigkeit  menacfalich  freier  Gemeiiudiaf t  gel asst  —  ersengt  hat,  welche 
auch  den  Gedanken  des  Sozialismus  als  tinerlässlicher  Grundbedingung  zu 
solcher  Freiheit  erzeugt,  sie  erzeugt  damit  die  methodische  Grundbedingimg, 
unter  der  allein  das  Interesse  an  durchgängiger  Wahrheitsforschung  Ichendig 
sein  kann,  und  zugleich  die  objektive  Grundbedingung  der  Wahrheit  selbst  gerade 
auf  dem  Gebiete  der  Ethik. 

VON  hier  aus  gewinnt  die  ganze  Philosophie  ein  anderes  Gepräge.   In  dem 

Masse,  wie  der  Gedanke  der  Freiheit  grundlegend  wird,  treten  die  mystologi sehen 
und  mythologischen  Bestandteile  zurück,  die  Spekulation  nimmt  ab,  und  die 
.wissenschaftliche  Analyse  der  seelischen  Tatsachen  —  die  ja  heute  den  eigent- 
lidien  Gegenstand  der  Philosophie  Ulden  —  tritt  an  dmn  Stelle.  Die  gleich* 
mSsSige  Wertung  und  Würdigung  der  sogenannten  seetisehin  und  der  sogenann- 
ten mattriellen  Fakta,  deren  nachweisbare  Zusammenhänge  methodisch  unter- 
sucht werden,  tritt  an  die  Stelle  phantasierender  Spekulation,  die  die  Fülle  der 
Tatsachen  von  einem  bestimmten  Einzelstandpunkt  aus  betrachtet  tmd  dog- 
matisiert. 

IN  der  Philosophie  hat  bisher  fsat  jeder  einen  anderen  Standpunkt,  von 

dem  aus  er  die  geistigen  Fakta  bdittidelt.  Das  hcisst  aber,  wenn  man  es  auf- 
löst: man  kann  alles  Gegebene  unter  verschiedenen,  im  Grunde  unter  unendlich 
vielen  Gesichtspunkten  betrachten.  Gesichtspunkt:  das  ist  also  das 
Wort,  das  dem  noch  so  üblichen  Worte  Standpunkt  entgegenzustellen  ist. 
Philosophie  der  Gesichtspunkte  gegen  alle  Philosophie  der  Standpunkte  —  das 
ist  der  neue  Standpunkt,  der  aber  eben  damit  kein  Standpunkt  mehr  ist.  Die 
Standpunkte  selbst  allmählich  auflösen  in  einen  wissenschaftlich  nachweisbaren 
Zusammenhang  der  Gesichtspunkte:  das  ist  die  neue  Aufgabe. 
Auf  dem  Gebiete  der  Natur  würde  sich  jeder  lächerlich  machen,  der  sich  auf 
ein  bestimmtes  Plätzchen  setzte  und  bdiauptete,  die  Umgebung  sei  so,  wie  er  sie 
von  diesem  seinem  Standpunkt  ans  betrachtet,  oder  auch,  wenn  er  kommen 
wollte  und  das  von  mehreren  Standpunkten  Gesehene  unkritisch  zusammen- 
ordnete und  behauptete,  das  sei  der  wahre  Gegenstand.  Aber  auf  dem  Gebiete 
der  Philosophie,  insbesondere  aui  dem  der  Weltanschauung  ist  es  noch  landes- 
üblich, es  80  zu  machen. 

WIE  wir  auf  dem  Gebiete  der  Natur  vier  Weltgegenden,  Nord  und  Sud,  West 

und  Ost,  unterscheiden,  nach  denen  wir  uns  orientieren,  und  von  denen  aus  das 
selbe  Ding  sich  sehr  verschieden  ausnehmen  kann,  so  haben  wir  auch  gleich«* 
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tarn  vier  Grund gesichtspunkte  auf  geistigem  Gebiete,  von  denen  wir  das  Mannig- 
faltige, dessen  wir  uns  bewusst  werden,  zu  betrachten  vermögen.  Weim  wir 
dnfacb  beschreibeiid  davwtreten,  so  nefamen  m  nvei  Tatsa^ennihea  wahr: 
ausser  uns  eine  unendliche»  bitnte,  farbige  und  tönende  Welt,  nach 
innen  schauend  aber  ein  unendliches  Fluten  und  Strömen  von  Begehren, 
Wollen,  Anschauen,  Denken,  Erinnern,  all  das  leiser  oder  deutlicher  begleitet 
von  Schmerzen  und  Freude.  Zu  diesen  beiden,  tatsächlich  vorgefundenen  und 
sehr  unterschiedenen  Reihen  tun  nun  die  gewofanlidiea  Wdtaascbauungcn 
nnvcnaerkl  eine  der  Naturbetracfatung  des  naiven  Bewnsstseins  cntnoounene 
DingTOrstellnng  hinzu.  Und  so  wird  daraus  hier  eine  Reihe  von 
Körpern,  aus  denen  man  die  Welt  zusammengesetzt  denkt,  dort  eine  Reihe  von 
Geistern,  die  in  einem  menschenähnlichen  Obergeist  dinglicher  Art,  den  sie 
Gott  nennen,  sein  geistiges  Weltall  findet.  Das  ist  die  Weltanschauung  des 
Dualismus.  Wenn  wir  nun,  rechtzeitig  gewarnt»  diesen  metaphysischen 
Seitenpfad  vermeiden  und  uns  der  Betrachtung  der  gefundenen  Weltreihe  au* 
wenden,  so  verschwindet  auf  einmal,  ähnlich,  wie  wenn  ein  Berg  vor  einen 
anderen  tritt,  die  andere,  die  geistige  Reihe  in  ihrer  Eigenart.  Was  wir  von 
ihr  noch  sehen,  das  scheint  mit  der  körperlichen  zusammenzuschmelzen,  wie 
die  Vorsprünge  des  hinteren  Berges  als  Teile  des  vor  uns  stehenden  erscheinen. 
Nur  eine  bewegte  Grossenwelt  sehen  wir  dann,  und  das  Geistige  wird  geradeso 
als  nebensächlicher  Appendix  der  Grössen  behandelt,  wie  die  Farbe  als  neben- 
sächlicher Appendix  des  Körpers.  Dahinter  aber  w^ird  eine  Materie  als  ge- 
heimnisvoller Träger  erdichtet,  dem  eine  vom  Innenleben  heimlich  entwandte 
Schwester,  die  Kraft  oder  die  Energie,  zur  Seite  tritt,  den  alten  Dualismus  doch 
wieder,  nur  in  anderer,  gdieimnisvoller  Weise  wiederherstdlend.  Und  die 
Atom^  nicht  als  wissenscfaaftlidi  methodische  Einheiten,  sondern  als 
Urmonaden,  zanken  sich  da  in  unbegreiflichem  Stessen  und  Drängen  herum. 
Diese  Anschauung  ist  der  Materialismus,  dadurch  charakterisiert,  dass 
er  nach  Entführung  der  Kraft  die  Erscheinungen  der  Lebensreihe  einfach  in 
die  mechanisierte  Grössenreihe  einordnet  'Aber  etlidie  gdwn  nach  der  ent- 
gegengesetzten Seite  und  sdien  von  der  Lebensreihe  aus  auf  die  Gegebenheiten. 
Da  geht  es  ihnen  genau  so,  wie  denen  auf  der  anderen  Seite;  nur  umgekehrt. 
Der  Berg,  der  vorher  im  Vordergrund  stand,  ist  jetzt  hinten,  und  was  vorher 
das  All  schien,  wird  jetzt  nur  Appendix.  Denn  von  hier  aus  besinnt  man  sich  ja, 
dass  alles»  audi  die  ganze  Wdt,  ffir  uns  Bewusstseinstatsache  ist,  und dassman 
doch  von  nicfats  weiss,  ausser  dem,  was  bewusst  ist.  So  wird  das  AU  dogmati- 
siert  zum  Bewnsstseins  i  n  h  a  1 1  e ,  und  yrenn  dann  folgerecht  gedacht,  und 
nicht  noch  ein  Ding  an  sich  aus  der  Naturanschauung  herüberentführt  wird, 
ist  weiter  nichts  mehr  vorhanden.  Das  ist  die  dem  gewöhnlichen,  nur  an  der 
Naturanschauung  geübten  Geiste  schwierigste  Weltanschauung  des  Idealis- 
mus. Und  mm  kommen  andere,  manche,  die  sich  ein  wenig  auf  beiden  Ge- 
bieten imigesdien,  gew^mlich  aber  solche,  die  vom  Materialismus  weitergehend 
das  Werden  und  die  Entwickelung  ins  Auge  fassen,  und  wollen  die  beiden 
Reihen,  die  sich  in  der  Entwickelung  verschlungen  zeigen,  gar  rasch  in  eines 
zusammenbinden,  und  glauben  so  in  einer  vierten  Weltanschauung,  im 
Monismus,  die  Losimg  der  Weltratsd  gefunden  zu  haben.  Dualismus, 
Materialismus,  Idealismus,  Monismus:  diese  vier  Grundstandpunkte,  die  noch 
durch   allerlei   Zwischenstandpunkte  oder   durch   eklektische  Zusammen- 
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schwcissungen  aus  verschiedenen  Gesichtspunkten  vermehrt  werden,  stehen 
Htm  bckaomlidi  tn  stetem,  unaiisgleichbareiii  Streite  mit  einander.  Es  ist  ganz 
tmmög^idi,  ihn  durch  Partdnahme  für  einen  Toa  ihnen  stt  schlichten.  Jeder 
dieser  Standpunkte  bringt  stets  gleich  gute  Argumente  für  sich  herbei  und 
.weist  auf  eine  Reihe  von  Tatsachen,  die  vom  anderen  Standpunkte  aus  eben 
nicht  oder  doch  anders  gesehen  werden  können. 

DIESER  ganze  nnfrachtbare  Streit  kann  erst  dann  abgesdilossen  werden,  wenn 
wir  ans  entschliessen,  diese  SUmdpmnkt«  einmal  als  Erklämngsgrundlagen  auf- 
zugeben, sie  dagegen  allesamt  als  wohlberechtigte  Gesichtspunkte  zu 
behandeln.  Wir  haben  dann  von  ihrer  jedem  ganz  bestimmte  Betrachtungs- 
weisen und  Betrachttmgsergebnisse,  die  wir  uns  zu  nutz  machen  können. 
VOM  ersten  Gesichtspunkt  aus  erhalten  wir  die  eitt£sdie  Naturbeschreibung 
tmd  die  Sedenbesdireilmng.  Vom  zweiten  erhalten  wir  die  matliematiscfae 
Naturwissenschaft,  die  uns  aUea  Äussere  als  einen  Zusammenhang  von 
Grössen  zeigt.  Beweg^ngsgrossen  in  Raum  und  Zeit,  und  nicht  weiteres, 
gibt  es  da.  Grössen,  in  die  sich  alles,  was  man  Farbe  und  Ton,  Kraft  und 
Energie  nennt,  auflöst.  Vom  dritten  Gcsichtspimkte  haben  wir  die  Be- 
trachtung aller  Beziehungen  des  Innenlebens  auf  die  Aussen- 
weit,  daraus  sich  die  Erkenntnislehre,  die  Willenslehre,  die  Ästhetik,  sowie 
das,  was  man  mit  Fug  Religion  heisscn  kaim,  ergibt.  Vom  letzten  Gesichts- 
punkte aus  erscheint  das,  was  man  Entwickelung  nennt,  Entwickelung  der 
Natur,  wie  der  Geschichte.  Da  kommen  die  beiden  Reihen  in  einem  Strome 
zusammen  und  müssen  als  ein  Ztbammengdidriges,  als  euies  betrachtet  werden« 
Von  hier  aus  erscheint  die  Natur  als  Kraft  und  der  Geist  als  Natur.  Wenn 
wir  vom  Leben  reden,  so  ist  uns  beides  verbunden.  Wenn  wir  Technik  sagen, 
so  sehen  wir  in  einem  das  Werden  und  Wirken  der  Maschine  und  das  Walten 
des  Geistes,  der  sie  erbaut  und  in  Bewegung  setzt. 

UND  nun  ent  Immt  die  GesamtaufgabCb  Wenn  wir  klar  gesondert  und  ab- 
gegrenzt haben,  was  wir  wirklich  von  den  verschiedenen  Gesichtspunkten  aus 
sehen,  so  liaben  wir  es  zu  vermitteln  und  zu  ergründen,  ob  und  wie  das  alles 

zusammenhangt.  Das  ist  freilich  nicht  eine  Aufgabe,  wo  der  einzelne 
am  Schluss  eines  Systems  die  fertige  Lösung  hervorziehen  kann,  sondern  eine 
Aufgabe  für  manche  Geschlechter.  Es  bedarf  hier  vielleicht  ebenso  geduldiger 
und  langwieriger  Arbeit,  wie  sie  die  Naturwissensdiaft  gebraucht  hat,  um  zu 
ihren  heutigen  Ergebnissen  zu  kommen« 

WIE  wir  einen  Grundplan  aus  den  Raumbildern  konstruieren,  die 
wir  teils  messen,  teils  nur  erschliessen  können,  so  müssen  wir  die  Ergebnisse 
der  verschiedenen  mcthodisclicu  Gesichtspunkte  selber  methodisch  darauf  hin 
ansdien,  ob  ein  Grundplan  auch  für  sie  vorhanden  sein  mochte.  Dabei  aber  ist 
nichts  im  voraus  als  fest,  als  ausgemacht  anzusäen,  nichts  Absolutes  ist  vor- 
auszusetzen. Ob  wir  zu  etwas  derartigem  kommen,  das  kann  nicht  Ausgangs- 
punkt, sondern  nur  Schlussfrage  sein,  und  solche  Frage  auch  nur  aufzuwerfen, 
sind  wir  Heutigen  kaum  weit  genug.  Wir  haben  die  Gesamtheit  dessen,  was 
uns  gegeben  ist,  einlach  als  Gegenstand  der  Betrachttmg  zu  nehmen,  durch 
sorgsame  Analyse  die  möglichst  elementaren  Bestandteile  und  Beziehungen 
ausfindig  zu  machen  und  dann  diejenigen  Verbindungen  zu  sondern,  denen  wir 
Wahrheit  beimessen  können. 

DABEI  müssen  wir  von  vornherein  vor  einer  Vermengung  auf  der  Hut  sein.  AU 
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das,  was  uns  bewnsst  ist,  ist  als  solches  für  uns  tatsächlich  da,  das  Gespenst, 
wie  der  mathematische  Lehrsatz.  Aber  so  betrachtet,  ist  es  bloss  Datum, 
nicht  Wahrheit.  Von  Wahrheit  und  Irrtum  reden  wir  erst  dann,  wenn 
wir  irgendwelche  Daten  in  Beziehung  zu  einander  bringen.  Und  da  hebst  es 
wnsomdir  aufpassen,  als  der  selbe  Gedanke  in  einer  Hinsicht  bloss  Datum, 
Faktum  als  Gedanken  ist,  in  anderer  Hinsicht  Wahrheit  oder  Irrtum  be- 
deutet. Wahrheit  beglaubigt  sich  also  erstlich  dadurch,  dass  sie  sich  direkt 
oder  indirekt  auf  Daten  bezieht,  zweitens  aber  dadurch,  dass  sie  diese 
Daten  ineindeutigenZusammenhang  bringt.  Aus  solcher  von  Kant 
angc^nhnten  Untersuchung  wird  sich  nach  metner  Oberzeugung  frei- 
lich nicht  die  Kantische,  sondern  die  natürliche  Weltansicht  beglanbigen.  Aber 
das  darf  ebenfalls  nicht  dogmatischer  Ausgangspunkt,  sondern  muss  Auf- 
gabe sein. 

EINIGE  der  wesentlicheren,  hier  geäusserten  Gedanken  finden  sich  im  Keime 
bereits  bei  einem  Philosophen,  der  zu  Anfang  angeführt  worden  ist:  bei  Josef 
Dietzgen.  Er  ist  zwar  von  der  Geschichte  der  Philosophie  bis  jetzt  nicht  viel 
erwihnt  —  Ueberweg-Hehue  nennt  ihn  noch  gar  nicht  ,  hat  aber  gerade  in 
nodafistiscfaai  Kreisen  neuerdings  wieder  viele  Beachtung  gefunden  und  ist 
von  Marx  und  Engels  geradezu  als  unser  Philosoph  bezeichnet  worden. 
Wenn  man  auch  natürlich  nicht  erwarten  darf,  dass  der  geniale  Handarbeiter, 
wie  er  sich  im  Wesen  der  menschlichen  Kopfarbeit  bezeichnet,  alle  in  Frage 
Stehenden  PMbleme  schon  erfasst  habe,  so  sind  doch  gerade  einige  seiner  grund- 
legcnden  Ge^cfat^mnkte  gana  nachdrücklich  zu  betonen.  Vor  allem  sind  es 
die  eingangs  erwähnten  Grundgedanken.  Danach  ist  ganz  wesentlich  für 
kommende  philosophische  Entwickelung  die  Allgemeinheit,  also  Allgemeinver- 
ständlichkeit ihrer  Grundlagen  und  die  Zusammengehörigkeit  der  Theorie  mit 
der  Praxis;  wie  er  denn  auch  ausdrücklich  ausspricht  dass  die  Vemunit  nur 
efloennbar  sd  ans  ihrer  Praxis.  Das  ist  ein  fundamentaler  Gegensatz  cur  bis- 
herigen Plnufit,  Sodann  ist  der  Umstand,  dass  er  die  sinnlichen  und  geistigen 
Erscheinungen  gleichermassen  beachtet  wissen,  das  Erkenntnisorgan 
tgenau  so  exakt  behandelte  sehen  will,  »wie  der  Zoologe  die  Tierheitc  be- 
handelt —  ein  Gedanke,  der  freilich  mit  dem  Bekenntnis  Dietzgens,  er  sei 
Materialist^  nicht  recht  sthnmt  Wenigstens  Materialist  im  landläufigen  Sinne 
ist  er  nicht  So  sagt  er  ja  auch,  seinen  Materialismus  erklärend,  die  materia- 
listische Erkenntnistheorie  laufe  darauf  hinaus,  zu  konstatieren,  dass  das 
menschliche  Erkenntnisorgan  keine  metaphysische  Erleuchtung  aus- 
strahle. Der  Gegensatz  zu  metaphysisch  zeigt,  wie  das  materialistisch  gemeint 
ist  MaierioMsnmt  contra  MateriaUsmus  heisst  einer  seiner  Aufsatze  in  den 
StreifMugen,  Die  dialektische  Art,  wie  er  die  Fragen  von  yerschiedenen  Seiten 
zu  beleuchten  sucht  und  das  Allgemeine,  wie  er  es  nennt,  ans  Ende  der  Unter- 
suchung gelegt  wissen  will,  ist  ein  drittes  Hauptmoment.  Zu  beanstanden  ist 
freilich,  dass  er  trotzdem  dogmatisch  gleich  anfangs  von  einem  Absoluten,  einer 
ahtoUtUn  NiOur,  die  doch  allgemein  ist,  ausgehen  will,  statt  zu  warten,  ob 
etwa  der  AbscMuss  so  etwas  ergibt.  Znweilen  alleidii^  will  es  scheinen,  als  ob 
das,  was  er  das  Absolute  neimt,  eben  die  Gesamtheit  des  Gegebenen  (der  Daten) 
sein  soUe.  Vortrefiflich  aber  und  von  wesentlicher  Bedeutung  ist  dann  der 
scharf  ausgesprochene  Gedanke,  dass  »Jede  bestimmte  Vorstellung,  jeder  be- 
stimmte Gedsmke  zwar  identisch  mit  seinem  Inhalt,  aber  nicht  identisch  mit 
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seineni  Gegenstände  ad.  Das  heisst  eben:  es  ist  eiii  Untencbied  zwischen  dem 
Inhah  der  Vorstellungen  (den  blossen  Daten)  and  der  Beziehnng  der  Vor- 
stellungen auf  den  von  ihnen  unterschiedenen  G^^ienstand  zu  machen.  Mit 

Durchführung  dieses  Gedankens  wird  Kants  Idealismus  vielleicht  gründlich  zu 
korrigieren  sein !  Mit  dem  blossen  Unterschied  des  Allgemeinen  und  des  Bc- 
sondern,  den  Dietzgen  der  alten  Logik  entlehnt  hat,  kommt  man  dabei  freilich 
nicht  aus.  Anch  die  geistige  Beziehung  kann' als  Buonderes,  als  Datum 
betrachtet  jverden ;  die  Frage  des  Allgemeinen,  das  heisst  des  Begriff^»  bedarf 
besonderer  Untersuchung.  Vor  allem  aber  ist  zu  beanstanden,  dass 
er  zwar  an  einer  Stelle  das  Verhältnis  von  Körper  und  Geist  für 
>den  charakteristischsten  Punkte  der  Philosophie  erklärt,  an  anderer 
Stdie  aber  auf  die  hierfür  sehr  wesentliche  Frage,  woher  der  Geist 
von  den  Dingen  Wissenschaft  hat,  einfach  —  das  Problem  zuklappend  — 
antwortet :  >Sic  ist  uns  angeboren,  sie  ist  mit  dem  Bewusstsein  gegeben. c 
Hier  war  Kant  doch  schon  ein  Stück  zur  Lösung  vorgeschritten. 
Wenn  wir  aber  hier,  wie  in  anderen  Punkten  Dietzgens  Aufstellung  schwer- 
lich als  so  ausrdcfaeBd  und  vollkommen  ansehen  kSnnen,  wie  es  einige  seiner 
Vefdurer  mdnen,  so  ist  doch,  trotz  der  oft  sprunghaften  Darstellung  und  der 
manchmal  irrefiÜirenden  Ausdrucksweise  —  deren  er  sich  nach  der  Vorrede 
zu  seinem  ersten  Werke  selber  bewusst  ist  —  eine  ganze  Reihe  fruchtbarer 
Keime  in  ihm  enthalten.  Seine  Philosophie  ist  eben  der  Reflex  des  zu  seiner 
Zeit  gerade  erwachenden  Strebens  nach  allgemein  menschlicher,  wirtschaft- 
licher, politischer  und  gdstiger  Freiheit.  Und  so  darf  er  wohl  m  der  Vorrede 
zum  Wesen  der  menschlichen  Kopfarbeit  sagen,  sein  Buddetn  sei  »kein  indi- 
viduelles Produkt,  sondern  ei^  geschichtliches  Gewächse 
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EMIL  DÖBLIN  -  DIE  TARIFGEMEINSCHAFT  IM  BUCH- 
DRUCKGEWERBE 

IT  einem  c^ewissen  Interesse  blickten  nicht  nur  die  Angehörigen 
der  schwarzen  Kunst,  sondern  auch  weitere  Gewerkschaftskreise, 
welche  dem  Ausbau  der  tariflichen  Vereinbarung  Verständnis  ent- 
gegenbringen, auf  die  Verbandlungen  der  am  19.  Juni  in  Dresden 
begonnenen  Generalversammlung  des  deutschen  Buchdruckerver- 
bandes. Sollte  doch  hier  unter  anderm  die  über  den  Rahmen  des  engeren  Be- 
rufs hinausragende  Frage  erörtert  werden,  ob  —  falls  bestimmte  Wünsche  nicht 
realisiert  würden  —  aui  ein  tarifliches  Zusammenwirken  mit  den  Unter- 
nehmern zu  versichten  seL  Ein  dahin  gehender  Antrag  war  wm  dem  grössten 
Gau  des  Verbandes,  dem  Berliner,  der  über  8000  Mi^ieder  umfasst,  gestellt 
worden. 

UM  die  Tragweite  des  gestellten  Antrages  ermessen  zu  können,  ist  ein  kurzes 
Eingehen  auf  die  Kämpfe  der  deutschen  Buchdrucker  um  Anerkennung  des 
Mitbestimmungsrechtes  bei  Festsetzung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  not- 
wendig; denn  dieses  Mitbestimmungsrecht  ist  doch  das  ureigenste  Wesen  der 
Tarifvereinbarung.  In  keinem  Berufe  ist  seitens  der  Arbeiterschaft  dag  Ver* 
langen   nach    Schaffung  eines  gemeinsam  (zwischen  Unternehmern  und 
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Arbeitern)  zu  vereinbarenden  Tarifes  so  früh  in  die  Erscheinung  getreten,  wie 
im  Buchdruckgewerbe;  in  den  Jahren  1872  und  1873  wurden  bereits  heftige 
Kämpfe  darum  geführt,  die  zu  einer  widerwilligen  Anerkennung  der  Mit> 
Wirkung  der  Gehilfen  ia  der  Tariffrage  aciteos  der  UBtemeliiDer  ffihrtcn.  Die 
in  dieser  Weise  vereinbarten  Tarife  hatten  denn  ancli  mit  dem  heute  im  Bnch^ 
druckgewerbe  bestehenden  wenig  Ähnlichkeit  nisofem,  als  sie  überwiegend  nur 
in  den  Grossdruckstädten  Boden  zu  fassen  vermochten,  da  seitens  der  Unter- 
nehmer jede  Mitwirkung  bei  Durchführung  der  Vereinbarungen  unterblieb.  Um 
eine  Stärkung  der  Position  der  Gehilfenschaft  za  verhüten,  förderte  man  indirekt 
die  angdloseste  SchnratzkcMikiirrenXp  die  zu  einem  Niedergänge  des  Gewerbet 
führen  musste.  Das  selbe  Motiv  leitete  auch  die  Unteimehmer  im  Jahre  1891 
bei  der  Ablehnung  des  Verlangens  der  Gehilfenschaft  auf  Verkürzung  der 
Arbeitszeit.  Dieser  strikt  ablehnende  Standpunkt  der  Unternehmer  führte  denn 
auch  zur  vollständigen  Auflösung  des  Zusammenwirkens  mit  der  Gehilfen- 
schaft auf  tariflichem  Gebiete.  Beide  Teile  hatten  nnnmdir  Gdegenhei^  die 
Vorteile  zu  studieren,  wdche  die  sogenannte  Ausnutzung  der  Konjunktur  im 
Wirtschaftsleben  bietet,  und  es  muss  gesagt  werden,  dass  auf  jeder  Seite  die 
Erkenntnis  an  Boden  gewann,  bei  voller  Anerkennung  der  bestehenden  wider- 
streitenden Interessen  sei  der  Weg  beiderseitiger  Verständigung  dem  perma- 
nenten Kampfe  vorzuziehen;  dieser  Erkenntnis  verdankte  der  im  Jahre  1896 
vereinbarte  Tarif  sein  Entstdien,  der  sidi  v<m  seinen  Vorgängern  dadurch  vor- 
teilhaft unterschied,  dass  er  nicht  nur  von  beiden  Teilen  beschlossen,  sondern 
auch  von  den  Kontrahenten  gemeinsam  durchgeführt  wurde.  Es  wurde  also  ein 
Verhältnis  geschaffen,  welches  der  sogenannten  Tarif getneinschaft  nahe  kam, 
ES  ist  uninteressant,  heute  daraul  hinzuweisen,  mit  welchem  Miss- 

tnmen  die  Parteipresse^  sowie  die  Arbeiterschaft  im  allgemeinen  dieser  neuen 
Gewerkschaftstak-tik  gegenüberstand.  Der  fiberwiegende  Teil  der  Arbeitern 
presse  erblickte  in  dem  tariflichen  Zusammenwirken  mit  den  Unternehmern 
ein  Verlassen  des  Kampfstandpunktes  und  Versinken  in  Harmonicscligkeit; 
der  damalige  Redakteur  des  Korrespondenten,  des  Verbandsorgans  der  Buch- 
druckcr,  Gascb,  hielt  die  Situation  für  seine  längst  geplanten  Zersplittemngs* 
versuche  für  so  günstig,  dass  er  eine  Gegenorganisation  ins  Leben  rief,  welche 
die  Bekämpfung  der  Tarifgemeinschaft  als  ihre  Hauptaufgabe  betrachtete.  Den 
vereinten  Bemühungen  gelang  es  denn  auch,  eine  derartige  Animosität  unter 
der  Arbeiterschaft  gegen  die  führenden  Personen  im  Buchdruckerverbande  her- 
vodrzurufen,  dass  beispielsweise  der  Nachfolger  Gasch'  in  der  Redaktion  des 
Korrespondenten,  Rexhänser,  in  Leipzig  aus  der  Partei  ausgeschlossen  wttrde, 
weil  er  durch  sein  Eintreten  für  die  Tarifgemeinschaft  im  Buchdruckgewerbe 
den  Standpunkt  eines  modernen  Arbeiters  verlassen  habe.  Es  dürfte  ein- 
leuchten, dass  diesen  Schwierigkeiten  gegenüber  der  Stand  der  Verteidiger 
der  Tarifgemdnsehaft  kein  leichter  war;  nur  fortgesetzte  Erfolge  auf  dem 
beschrittenen  vermochten  das  hervorgerufene  Vorurteil  zu  besi^(en,  und 
diese  Erfolge  traten  denn  auch  dermassen  in  die  Erscheinung,  dass  der  Gewerk- 
schaftskongress  in  Frankfurt  am  Main  /1899/  tarifliche  Vereinbarungen  durch 
Annahme  nachstehender  Resolution  empfahl: 

«Tarifliche  Vereinbarungen,  welche  die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  für  eine  be- 
stimmte Zeit  regeln,  sind  als  Beweis  der  Anerkennung  der  Gleichberechtigung  der 
Arbeiter  seitens  der  Unternehmer  bei  Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen  zu  erachten 
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und  in  den  Berufen  erstrebenswert,  in  denen  sowohl  eine  starke  Organisation  der 
Unternehmer,  wie  auch  der  Arbeiter  vorhanden  ist,  welche  eine  Gewähr  für  Auf- 
rechterhaltung und  Durchführung  des  Vereinbarten  bieten.  Dauer  und  Umfang  der 
jeweiligen  Vereinbarungen  lassen  sich  nicht  schematisieren,  sondern  hängen  von  den 
E^mutm  des  betreffenden  Berufes  aIm 

EINEN  Hauptangriffspniikt  gegen  den  Tarif  der  Buchdrucker  bildete  die  Unge 
Dauer  des  selben  (5  Jahre)  ;  man  übersah  aber  hierbei,  dass  im  Gegensatz  zu  den 
vielen  lokalen  Abmachungen  in  anderen  Berufen  der  Buchdruckertarif  für  ganz 
Deutschland  vereinbart  war,  dass  es  naturgemäss  bedeutend  längerer  Zeit  be- 
darf« um  gewerbliche  Fortschritte  in  Tatisoiden  von  Orten  tur  Durchführung 
zu  bringen,  und  dass  bei  der  Eigenart  des  Bachdruckgewerbes  erst  durch  Hebung 
der  wirts^aftUchen  Lage  der  Gehilf enscliaft  in  den  kleineren  Städten  Erfolge 
in  den  grossen  Druckorten  gesichert  werden  können.  Eine  weitere  Schwierig- 
keit bei  der  Durchführung  eines  Tarifes  für  das  Buchdnickge werbe  bietet  der 
in  diesem  vorhandene  Kleinbetrieb;  so  befanden  sich  nach  einer  im  Jahre  1904 
aufgenommenen  Statistik  des  Tarifomts  der  detttsdien  Bndidmcker  unter 
3469  Firmen  allein  16^,  wdcbe  nur  2  bis  5  Gehilfen  beschäftigten,  und 
802  Firmen  mit  6  bis  10  Gehilfen;  wenn  trotzdem  die  Ausbreitung  des  Tarifs 
im  Gewerbe  eine  so  umfassende  ist,  so  konnte  dieser  Erfolg  nur  erzielt  werden 
durch  die  intensive  Arbeit  aller  beteiligten  Faktoren,  der  Organisationen  tmd 
Tarifinstitutioaen.  Von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutuns^  war  auch  die 
Mitwirkung  der  Behörden,  ja,  man  kann  sagen:  der  gesamten  öffentlidiett 
^Meinung;  war  doch  im  Buchdruckgewerbe  der  Weg  gezeigt,  wie  eine  gegen- 
seitige Verständigung  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  möglich  ist,  ohne 
das  ganze  Wirtschaftsleben  erschütternde  Kämpfe  vorhergehen  zu  lassen,  die 
5a  addiesslicfa  doch  wiederum  dntdi  dne  Verständigung  beendet  werden 
mfissen.  Die  Verfügungen  der-  bayrischen,  wurttembergiscfaen,  sächsischen 
wie  der  hessischen  Regierung  an  die  Bdiörden,  die  staatlichen  Drucksadien  nur 
in  tariftreuen  Druckereien  herstellen  zu  lassen,  sind  ein  Erfolg,  der  nur  dem 
gemeinsamen  Wirken  in  der  Tariforganisation  zu  verdanken  ist.  Die  Tat- 
sache, dass  nenn  Zehntel  der  Gehilfenschaft  (über  45000)  zu  tarifmässigen 
Bedingungen  arbetten,  und  dass  der  Verband  während  der  9  Jahre  firiflidien 
Zusammenwirkens  von  23000  auf  42000  Mitglieder  gestiegen  ist,  dürfte  er- 
kennen lassen,  dass  auf  dem  beschriltenen  Wege  die  Interessen  der  Gehilfen- 
schaft gefördert  werden. 

BEI  dieser  Sachlage  musste  es  nun.  Befremden  erregen,  dass  der  Gau  Berlin 
der  GeneralTeraammlung  in  Dresden  den  nachstehenden  Antrag  unterbreitete: 

»Die  Delegierten  der  fünften  ordentlichen  Generalversammlung  des  Verbandes  der 
deutschen  Buchdrucker  halten  eine  Kündigung  des  zurzeit  geltenden  Tarifs  zum 
bevorstehenden  Kündigungstermine  für  notwendig.  Einem  neuen  Tarifvertrage  ist 
nur  dann  zuzustimmen,  wenn  derselbe  folgende  Änderungen  enthält: 

1.  Dauer  des  Tarifvertrages  nicht  über  drei  Jahre; 

2.  Erhöhung  der  Grundpositionen  um  wenigstens  7%%,  Verkürzung  der  Arbeitszeit  um 
wenigstens  %  Stunde,  Fortfall  des  Staiältarifes; 

3.  Abänderung  der  Tarifarbeitsnachweise  insofern,  dass  die  selben  von  Prinzipalen 
und  Gehilfen  bei  Arbeitsvermittclung  ausschliesslich  zu  benutzen  sind. 

Die  Delegierten  halten  vorstehende  Forderungen  für  durchaus  notwendig  im  Interesse 
der  Gesundung  des  Gewerbes  tmd  ersuchen  die  Gehilfenvertreter,  die  sich  daraus  er- 
gdienden  Konsequenzen  zu  ziehen.« 

In  einem  gewissen  Zusammenhange  mit  diesem  Antrage  stand  ein  anderer» 
e1)enla]ls  von  Berlin  unterstützter,  dahin  gehend,  den  Gauvorständen  bei  aus- 
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brechenden  KonfUEtes  grössere  Bewegungsfreiheit  etnznrinmen,  das  hebrt^  sie 
za  ermächtigen,  ohne  vorher  einzuholende  Ztistimmnng  des  Verh&ndsvorstandes 
XU  AfbeitseinsteUiingen  zu  schreiten. 

DTE  Generalversammlung  hatte  also  die  für  die  Entwickelung  von  Tarifver- 
trägen interessante  Frage  zu  entscheiden,  ob  die  organisierte  Gehilfenschaft  im 
Buchdruckgewerbe  reif  sei  für  einen  ans  dem  Tafifverhiftnit  sich  ergebenden 
mhigen,  systematischen  Ausbau  des  Lohn-  und  Arbeitsvertrages  auf  dem  Boden 

beiderseitiger  Verständigung,  welcher  naturgemäss  auch  gewisse  Rfidcsichtea 

seitens  der  Gehilfenschaft  bedingt :  sie  kann  nicht  nur  die  Vorteile  eines  solchen 
Vertrages  in  Anspruch  nehmen,  sondern  muss  auch  die  übernommenen  Pflichten 
erfüllen. 

DIE  Debatte  fiber  die  vorerwähnten  Anträge  Hess  seitens  der  Anhänger  der 
Tarifknndignng  das  Verlangen  nach  energischerer  Betätigung  bei  eintretenden 

Meinungsverschiedenheiten  erkennen,  obgleich  konstatiert  werden  konnte,  dass 
fast  alle  auftauchenden  Konflikte  seitens  der  Tariforgane  zu  gunsten  der  be- 
teiligten Gehilfen  beigelegt  worden  waren.  £s  will  mir  scheinen,  als  ob  die 
Erkenntnis  noch  nicht  genügend  dnrchgedrungen  ist,  dass  ein  Tarifvertrag, 
:irie  er  im  Buchdruckgewerbe  besteht,  der  Erfolg  einer  starken  Organisation 
ist;  ein  Teil  der  Arbeiter  kann  sich  immer  noch  nicht  von  der  Auffassung  frei 
machen,  dass  nur  durch  opferreiche  Kämpfe  erzielte  Zugeständnisse  als  Er- 
rungenschaften zu  betrachten  sind,  wo  doch  zweifellos  die  Austragung  von 
Differenien  durch  selbstgeschaflene  Institutionen  jedenüalls  einen  bedeuten- 
den Fortschritt  gegenüber  dem  leider  nodi  zu  hiuf^  sich  notwendig  machenden 
Poustrecht  bedeutet  Unter  Hinweis  auf  die  Entwickelung  der  Druckindustrie 
in  den  Hauptdruckstädten,  wo  immer  mehr  Arbeiter  der  verschiedenen  graphi- 
schen Berufe  in  einzelnen  Riesenbetrieben  vereinigt  werden,  wodurch  die  aus 
dem  Arbeitsverhältnis  entstehenden  Konfliktsmöglichkeiten  vermdirt  würden, 
suchten  die  BefOrworter  einer  anderen  Gewerkschaftstaktik  weiter  die  Not« 
wendigkeit  der  Streikfreiheit  herzuleiten,  um  die  sich  notwendig  machendtt 
Solidarität  mit  den  Arbeitern  der  verwandten  Berufe  dokumentieren  zu  können. 
Da  diese  Konflikte  am  häufigsten  bei  den  Hilfsarbeitern  und  -arbeitcrinnen  an 
den  Druckmaschinen  in  die  Erscheinung  traten,  so  wurde  von  der  anderen  Seite 
darauf  verwiesen,  dass  den  Hil&arbdtem  nur  geraten  werden  fcSnn^  cbenfidls 
einen  Tarifvertrag  ahauschliessen,  .wozu  die  Prinzipale  sich  bereit  erklärt 
hätten;  sind  die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  für  sie  durch  einen  Tarif  ge- 
regelt, so  sind  die  Buchdrucker  ohne  weiteres  in  der  Lage,  in  solchen  Betrieben, 
welche  den  vereinbarten  Tarif  nicht  innehalten,  den  Hilfsarbeitern  solidarisch 
zur  Seite  zu  stehen,  dme  mit  ihren  vertraglidiea  Fflidtten  zu  koIUdieren.  Ntm 
ist  die  Organisation  der  Hilfsarbeiter  und  -arbeiterinnen  wohl  bereit,  für  die 
Provinz,  wo  die  Verhältnisse  weniger  günstig  liegen,  tarifliche  Abmachungen 
zu  treffen,  für  Berlin  möchte  sie  jedoch  jederzeit  Aktionsfreiheit  haben:  ein 
Verhältnis,  welches  auf  die  Dauer  unhaltbar  ist,  und  dessen  Konsequenzen  zu 
tragen  der  Bndidruckerverfaand  sidi  vkht  verpflichten  konnte. 
EINE  wesentlich  andere  Würdigung,  als  seitens  einzelner  Vertreter  Berlins, 
fand  denn  auch  der  Tarif  und  sein  Wirken  seitens  der  Dd^erten  der  Provinz- 
städte; sie  erkannten  an,  dass  die  jetzige  Tariforgantsation  sowohl  die  Organi- 
sation, wie  die  wirtschaftliche  Lage  der  Mitglieder  gehoben  hätte,  und  doku- 
mentierten ihren  festen  Willen,  den  als  richtig  erkannten  Weg  nicht  zu  ver- 
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Umch.  '  Etoe  Verindenmir  ^  Jeliisien  Zustandee  wurde  von  dosdnen  Rednern 

nur  insofern  angeregt,  als  sie  die  Frage  in  Erwägung  gezogen  wömehten,  ob 
nicht  der  nächste  Tarifvertrag,  statt  von  Allgemeinheit  zu  Allgemeinheit, 
zwischen  der  Prinzipals-  und  der  Gehilfenorganisation  abzuschliessen  sei.  Zur 
Erklärung  des  jetzigen  Zustandes  sei  folgendes  bemerkt:  Als  im  Jahre  1896  die 
TuxiSorgßsäaaÜmk  in  ihrer  jetzigen  Form  beflchlotten  worde^  hatte  der  VerboMd 
der  deuischtn  Buchdrucker  mit  einer  Gegenorganiaatioa,  dem  Gntenber^tnmd, 
welcher  sich  der  Protektion  vieler  Geschäftslcitungen  erfreute,  und  ausserdem 
mit  einer  bedeutenden  Anzahl  Unorganisierter  zu  rechnen.  Um  diesen  Ele- 
menten nicht  Gelegenheit  zu  geben,  bei  Abschluss  eines  Tarifes  von  Organi- 
sation  nt  Organisation  sich  als  von  der  Vereinbanrng  ausgeschlossen  au  be* 
sdchnen,  wurde  der  Abschluss  von  Allgemdnheit  zu  Allgemeinheit  gewählt 
wodurch  sämtliche  Gehilfen  berechtigt  waren,  sich  an  der  Wahl  der  Gehilfen- 
vertreter zum  Tarifausschuss  zu  beteiligen.  Bei  der  numerischen  Überlegen- 
heit des  Verbandes  war  es  ausgeschlossen,  dass  ein  Nichtverbandsmitglied  ge- 
wihtt  werden  konnte;  es  waren  also  ledigl^  takttsdie  Moment^  die  diese 
Form  der  bdderseitigen  Kontrahenten  wählen  liess;  der  Einwirlnn^  der  beider* 
seitlgen  Organisationen  geschah  dadtirch  nicht  der  geringste  Abbruch.  Bei 
den  Prinzipalen  lagen  die  Verhältnisse  ähnlich,  auch  dort  hatte  die  Organisation, 
der  Deutsche  Buchdruckervcrcin,  ein  Interesse  daran,  den  seinen  Reihen  Fern- 
Stehenden  den  Einwand  zu  nehmen,  dass  sie  an  dem  Zustandekommen  des 
Tarifes  nicht  beteiligt  gewesen  und  daher  die  Abmachnngen  ffir  me  nnmbind- 
lieh  seien.  Heute,  wo  die  Zahl  der  Nichtverbandsgehilfen  bedeutend  zusammen^ 
geschmolzen  und  der  Gutenbergbund  durch  die  Taktik  des  Verbandes  zur  Be- 
deutungslosigkeit herabgedrückt  ist,  würde  der  Abschluss  des  Tarifes  zwischen 
beiden  Organisationen  weniger  zu  Bedenken  Veranlassung  geben;  trotzdem 
erfordern  die  «genartig  liegenden  Verfailtnisse  des  Gewerbes  die  emgefaendsle 
Erwägung  der  Verbandsleitung,  ob  dieser  Weg  jetzt  zu  beschretten  ist 
NACHDEM  in  eingehender  Debatte  von  fast  sämtlichen  Rednern  eine  Kündi- 
gung des  Tarifs  abgelehnt  wurde,  zogen  die  Berliner  Delegierten  ihren  Antrag 
zurück,  indem  sie  erklärten,  dass  es  ihnen  genüge,  .wenn  für  die  Zukunft  der 
Tarif  von  Organisatioa  zu  Organisation  vereinbart  werde.  Ein  Hauptargument 
spezidl  des  Berliner  Ganvorstandea  gegen  den  jetzigen  Tarif  war  nämlich  die 
Behauptung,  der  Verband  als  solcher  trete  bd  der  Durchführung  und  Aufrecht- 
erhaltung der  tariflichen  Bestimmungen  zu  wenig  in  die  Erscheinung.  Eine 
Behauptung,  die  am  besten  dadurch  widerlegt  wird,  dass  etwa  300  Verbandsmit- 
glieder, die  zum  grössten  Tdl  Verbandsämter  bekleiden,  Funktionen  in  den 
Tarifinstitntionen  (Tarifanascfanaa,  Tarifamt,  Krdsämter  und  Sdiiedsgeridite) 
ananben;  aelbat  beim  Abschluss  eines  Tarifes  zwischen  beiden  Organisationea 
wäre  eine  grossere  Einwirkung  des  \>rbandes  nicht  denkbar,  denn  die  Tätig- 
keit in  den  Tarifinstitutionen  wird  auch  dann  von  besonders  dazu  gewählten 
Personen  ausgeübt  werden  müssen. 

DAS  Resultat  der  nmfasaenden  Erörterungen  fiber  die  nidit  nur  für  das  Buch- 

dmdcgewerbe,  sondern  für  die  Bedeutung  tariflicher  Vereinbarungen  im  all« 
gemeinen  wichtifm  Frage  war  die  einstimmige  Annahme  nachstehender  Reso- 
lution : 

>Die  Generalversammlung  beauftragt  die  Gehilfenvertreter,  zu  gegebener  Zeit  bei  dem 
Tarifausscbusse  den  Antrag  auf  Revision  des  Tarifs  zu   stellen.  Ein- 
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gegangene  Abänderungsvorschläge  sind  seitens  der  Kreisvertreter  an  den  Verbands- 
vorstand einzusenden  und  durdi  eine  einzuberufende  Gauvorsteberkonferenz  mit  den 
Gehilfenvertretem  und  Vertretern  der  dnidnen  Speziatbrandieii  zu  prOfea  und  xtt- 
satnmen2uste1U-ii  und  dann  den  taiifttenen  Gehilfen  an  den  Bhitisvororten  an  emen 

Tage  Bericht  zu  erstatten.« 

Durch  diesen  Beschluss  ist  verhütet  worden,  dass  bei  einem  Nichtzustande* 
kommen  esnes  anderweitigen  Tarifes  die  bisher  tariftreoen  Fimien  aller  Ver^ 
pffichUmgen  ledig  sind,  was  bei  einer  Tarif  kündtgHngder  Fall  sein  würde. 
Wird  über  die  zur  Tarif  r  e  v  i  s  i  o  n  gestellten  Anträge  der  Prinzipale  oder  der 
Golfen  eine  Verständigung  nicht  erzielt,  so  bleibt  es  bei  dem  bisherigen  Tarif. 
Der  selbe  läuft  dann  weiter  und  kann  früliestens  nach  einem  Jahr  gekündigt 
oder  geändert  werden.  Jeder,  der  den  lioben,  kuhmeUen  Wert  tarifUcfaer  Ver- 
einbanngen  tmd  deren  Wtzicungen  aitf  die  ftdatenr  dea  Aiteiters  an  würdigen 
Gddgenhdt  liatti^  wird  den  Ausgang,  den  die  Erörterung  dieser  Frage  auf  der 
Generalversammlung  des  Buchdnickci^'crbandes  fand,  begrüssen.  Es  wäre  tief 
zu  bedauern  gewesen,  wenn  gerade  die  Buchdrucker  einen  Weg  verlassen 
hatten,  der  nicht  zu  unterschätzende  Erfolge  für  die  graphischen  Ai1>eiter 
braciite,  und  den  die  Arbeiter  anderer  Berufe  zn  beschretten  bemüht  ^nd,  in 
Tiden  Fällen  leider  erfolglos,  da  zum  Beispiel  der  Grossindustriellenbrnid,  die 
Metallindustrie  u.  s.  w.  in  dem  Eingehen  auf  tarifliche  Verständigung  ein 
Preisgeben  des  //^rrrnstandpunktes  erblicken.  Ich  bin  deshalb  der  Ansicht,^ 
dass  mit  Bestrebungen,  wie  sie  auf  der  Generalversammlung  des  Buchdrucker- 
▼erbendes  abgewiesen  wurden,  den  Interessen  der  Arbeiter  nicht  gedient  ist 
Gewiss  klingt  es  fodätoUr,  wenn  erklärt  wird,  man  müsse  diese  oder  jene  For- 
derung durchsetzen,  sei  es  mit,  sei  es  ohne  Tarif gemeinschaft.  In  seinen  Wir- 
kungen ist  jedoch  ein  solcher  Standpunkt  reaktionär;  denn  er  liefert  den 
Scharfmachern  im  Unternehmertum  das  erwünschte  Material,  sagen  zu  kumten, 
daaa  die  Arbeiter  ffir  einen  konsequenten  Ausbau  gemeinsamer  Veralindigung 
ludbt  reif  seien,  dass  eine  jeweilige  Strömung  in  den  einzelnen  Berufen  in  der 
Lage  sd,  die  Arbeit  vieler  Jahre  mit  einem  Schlage  in  Frage  zu  stellen.  Man 
wird  auch  auf  Seiten  der  Arbeiter  sich  daran  gewohnen  müssen,  dass  von  den 
Untemdimem  nur  Zugeständnisse  zu  erlangen  sind,  wenn  ihnen  ein  Äquivalent 
dalBr  fAofett  wird;  ein  solches  besteht  bei  tariflichen  Vereinbarungen  in  einem 
gewissen  Itidienistan^  hi  derMfi^^iddeeit,  auf  sicherer  Grundlage  kalkulieren  und 
Abschlüsse  treffen  zu  können:  eine  Steti|^t,  die  nur  zur  Hebung  des  Gesamt- 
gewerbes beitragen  kam,  <lie  sv  bedauern  die  Arbeiter  keine  Veranlassung 
haben. 

ES  ist  nicht  meine  Absicht,  auf  das  Wesen  und  die  Wirkungen  des  tariflichen 
Übereinkommens  hier  im  esietuo  einzugdien.  Idi  ^ube  indes,  dass  die  yor- 

stehende  kurze  DarstcUung  der  Behandlung  dieser  die  Arbeiterschaft  so 
tief  berührenden  Frage  seitens  der  berufenen  Vertreter  derjenigen  Organisation, 
welche  in  dieser  Beziehung  auf  Erfahrungen  zurückblicken  kann,  nicht  unzeit- 
gemäss  ist  Die  Stellungnahme  des  Buchdruckertages  dürfte  nicht  ohne  Ein- 
flasa  ailf  die  weitere  Eafwidcdung  dieser  Frage  im  allgemetnen  sein. 
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RUNDSCHAU 


ÖFFENTU^£S  b£BEH 

Wirtschaft 

Eratoaus-        DI£  Ernteschätzungen  be- 
ghmen,    wie  gewöhnlich 

in  dieser  Jahreszeit,  einen 
stärkeren  Einfluss  auf  Markthaltung 
auszuüben. 

IM  allgemeinen  scheint  man  für  Mittel- 
europa mit  einer  guten  Getreideernte  zu 
rechnen.  Für  Deutschland  glaubt  man 
jedoch,  dass  die  Landwirte  ihre  Verkäufe 
so  weit  wie  möglich  hinausschieben  wer- 
den, weil  mit  dem  i.  März  die  alten  Hau* 
dclsverträße  erlöschen  und  die  neuen 
höheren  Zollsätze  prcisbildend  in  Kraft 
treten.  Darin  liegt  schon  für  jetzt  und 
die  Ubergangszeit  ein  preiserhöhendes 
Moment.  Ihm  gegenüber  steht  die  Mög- 
lichkeit, vor  Torschluss  noch  grosse  Ge- 
treidemengen aus  dem  Auslande  zum 
alten  ZoU  heranzuziehen.  Hierfür  ist 
wiederum  fast  ausschliesslich  die  neue 
Ernte  entscheidend,  deim  die  überkom- 
menen  Weltvorräte  dSrften  kaum  jemals 
so  gering,  wie  jetzt,  gewesen  sein. 
UNGÜNSTIG  lauten  die  Mitteilungen 
aus  Russland.  Besonders  im  zentralen 
Gebiet  und  in  grösseren  Teilen  der  nord- 
östlichen Gouvernements  soll  die  Dürre 
abermals  grosse  Schäden  angerichtet  ha- 
ben. Wo,  wie  im  südwestlichen  Russ- 
land, die  Aussichten  günstiger  stehen, 
bleibt  noch  immer  die  Furcht  vor  Bauem- 
revolten  und  Arbeitsverweigerungen. 
Viele  Exporteure  im  Süden  l^nen  es 
daher  ab,  für  den  Herbst  bestinunte 
Lieferverpflichtungen  einzugehen. 
DAGITCEN  ün6  die  Donaulinder  grosser 
Ertrüge  sicher.  Im  laufenden  Marktjahr 
hatten  sie  wenig  abzugeben;  für  Futter- 
stoffe erliessen  einzdae  BaOcanstaaten, 
wie  auch  Österreich-Ungarn,  sogar  Aus- 
fuhrverbote. Aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  wird  dso  ein  grosser  Teil  des  neuen 
Mehrertrages  zur  Ergänzung  der  Vor- 
räte und  zur  Mehrverfütterung  gebraucht 
werden. 

DIE  Vereinigten  Staaten  dürften,  Ein- 
fuhr gegen  Ausfuhr  gerechnet,  im  abge- 
laufenen Jahre  kanm  wesentliche  Mengen 
Brotgetreide  exportiert  haben;  in  den 
5  Mi  11.  q.  Weizenexport  nach  Europa 
für  1904-1905  sind  die  Mengen  Canadas 
mitenthalten.  Da  die  diesjährige  Ernte 
am  100  IfilL  Buahds  (600  bis  700  MiU. 


gegen  55a  MilL)  höher«  als  im  Vorjahre, 
gesdiätzt  wird,  so  häm  mao  mcder 
einem  grösseren  Ejcpcrt  Nordamerikas 
entgegensehen. 

EIN  standiges  Anschwellen  zdgen  auch 

Argentinien,  Indien  und  Australien,  mit 
dem  der  englische  Handel  neuerdings 
engere  Verbindttiiceii  xa  schaffen  gesucht 

hat. 

HOFFENTLICH  täuschen  die  Erwar- 
tungen nicht,  da  wir  in  die  neue  Pe- 
riode schon  mit  ziemlich  hohen  Preisen 
eintreten.  So  notierte  für  September- 
lieferung  der  Roggen  in  Berlin  zuletzt 
etwa  145  bis  146  M.,  während  der  tat- 
sächliche Septemberdurchschnitt  1904 
139.56  M.,  1903  130,61  M.  war.  Wei- 
zen notierte  dieses  Jahr  zirka  172  M., 
1903  und  1902  158,77  und  155.04  M., 
walKcn  1  (kr  September  1904  allerdings, 
noch  imter  dem  ersten  Schrecken  über 
die  Dfirre  in  allen  Undeni,  sogar  etwas 
höher  stand,  als  der  gegenwärtige  Zu« 
kunftslieferprcis. 

X  X 
HjMhtwii-     NACH  wie  vor  ungünstig 
'  für  die  Konsumenten  ist 

die  Lage  des  Fleischmark- 
tes. Die  vorjährige  Futternot  hat  über- 
all zu  stärkeren  Abschlachtungen  und 
zu  geringerer  Nachzucht  und  Auf- 
mästung geführt;  das  Angebot  von  Vieh 
ist  deshalb  überall  unzureichend.  Dazu 
kommen  in  Deutschland  die  Grenzsper- 
ren, die  selbst  den  normalen  Ausgleich 
zwischen  abgabefähigen  und  aufnäämie- 
bedürftigen  Produktionsgebieten  noch 
erschweren.  Rinder,  Schweine  und  Käl- 
ber zdgen  hetrSchtlidi  erhöhte  Frdse 
gegen  1904  und  1903,  die  gleichfalls  nicht 
zu  den  billigen  Jahien  gehörten  —  die 
steigende  Tendenz  war  schon  lange  yor^ 
banden.  Die  offizielle  Reichsstatistik 
bringt  leider  erst  die  Msupreise,  danach 
kosteten  in  Berlin  (pro  dz)  im  Mai 

1905       1904  1903 
Ochsen  i33,oo      126,25  120,20 

Schweine  134,75  9^50  WO 
Kälber  142,50       140,00  133,20 

Nur  die  Hammelpreise  standen  im  Mai- 
durchschnitt in  Berlin  nicht  höher,  als 
in  den  beiden  Vorjahren.  Dabei  muss 
man  immer  im  Auge  behalten,  dass  1899 
bis  1901  in  den  Jahresdurchschnitten  die 
Ochsen  noch  lange  nicht  120  M.  notier- 
ten, die  Schweine  wenig  über  zoo  M., 
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die  Kälber  etwa  125  M.,  und  dass  wir 
seit  1902  schon  mit  vtrhSltnisinissig  li&> 
hen  Schlachtvichpreisen  rechnen. 
DAS  einzige,  was  von  den  Regierungen 
XU  erracheil  sein  wird,  ist  wahrschein- 
Udi  die  frühere  Freigabe  der  er- 
höhten Schlachtkonttngente 
der  neuen  Handelsverträge.  Besonders 
für  die  oberschlesischen  Industriereviere 
wird  man  die  Bfassnahme  lamm  länger 
ablehnen  können. 

X  X 
Aatoflim        WAHREND  Rnssland 

Ictzhin  überall  vergebens 
bei  der  deutschen  nnd  fran- 
zösischen Hochfinanz  wegen  einer  neuen 
Anleihe  nngeklopft  hat,  scheint  man  in 
London,  New  York  und  Berlin  eine  Ehre 
darein  zu  setzen,  Japan  Geld  zu  leihen. 
In  Deutschland  wurde  ein  Drittel  der 
600  Mill.  M.  4%  prozentigen  Tabakmono- 
polanleihe vom  II.  bis  14.  Juni  zum 
Kurse  von  90%  aufgelegt  Der  Erfolg 
war/  Mrie  auch  in  England  und  in  den 
Vereinigrten  Staaten,  ein  glänzender  — 
w«riMi  man  allerdings  nur  die  jetzigen 
Kurse  mit  den  früheren  Bedingiuigen 
vergleichen  kann,  denn  zu  harten  Bedin- 
gungen, im  Vergleich  zu  unseren  Ge- 
wotmheiten.  nrass  Japan  noch  innner  sein 
Leihkapitalbediirfnis  befriedigen.  Die 
4prozentige  russische  Anleihe  von  1902 
ist  seit  Anhmg  des  Jahres  unter  90  her- 
abgegangen, dabei  stand  sie  Anfang  1903 
noch  über  100  (am  höchsten  am  i.  April 
1903  mit  xoirto). 

Mamwoua  DIE  amerikanische  Regie- 
rungsschätzung  der  Baum- 
wollernte hat  wieder  eine 
fast  allgenjcine  Überraschung  hervorge- 
rufen. Während  bisher  der  Durch- 
schnittsstand  überall  auf  81,2%  beziffert 
wurde,  ging  der  Rcgicrungsbericht  plötz- 
lich anf  77%  herab.  Xiin  w.lro  da'?  zwar 
ein  mittelguter  Stand,  aber  gleichzeitig 
ßllt  die  Abnahme  der  bestellten  Lan- 
dereien um  11,4%  (um  3.61  Mill.  Acres, 
im  ganzen  bestellt  28,12  Mill.  Acres)  ins 
Gewicht;  auf  die  Bemühungen  der  Pflan- 
zer, eine  Überproduktion  zu  verhindern, 
wiesen  wir  früher  des  öfteren  hin.  Dazu 
ereignete  sich  der  Skandal,  dass  ein 
Spekuhantenring  durch  Beam- 
tenbestechung vorzeitig  von 
dem  Efgebnis  der  amtlichen  Aufnahme 
unterrichtet  war  und  sich  offenbar  für 
die  zu  erwartende  Hausse  gut  vorgesehen 
hatte.  Vorläufig  hat  er  sein  Ziel  erreicht 
md  seine  Schakben  geschoren.  Demi  ob 


später  nicht  das  tatsächliche  Ernteergeb- 
nis voUanf  genügen  wird,  ist  noch  kei- 
neswegs  ausgemacht,  so  dass  der  T  Tausse 
rasch  wieder  eine  Baisse,  wie  im  Vor- 
jahre, Im  Desember,  fcdgen  kann. 

X  X 
KnmCInoalk  DER  Reichsbankaus- 
weis beim  Quartalswechst  1 
zeigte  keine  besonders 
abnormen  Erscheinungen;  vom  vorletz- 
ten zum  letzten  Wochenausweis  im 
jtuii  sank  die  steuerfreie  Notenreserve 
von  389,54  Mill.  M.  auf  356,55  Mill,  M., 
um  im  ersten  Julinachweis  (vom  3.  Juli) 
einer  Steuerpflicht  von  98,93  Mill.  M. 
zu  weichen,  die  am  10.  Jnli  bereits  wieder 
durch  21.81  Mill.  M.,  am  15.  Juli  durch 
148,4  Mill.  ^T.  steuerfreie  Noten- 
reservc  ersetzt  Aar.  X  Ein  deutsches 
Syndikat  erwarb  ansehnliche  Kohlen- 
f  c  1  d  c  r  in  Wales. 


Politik 


MAX  SCHIPPEL 


ES  ist  nicht  zu  bestreiten, 
dass   die  deutsche  Politik 
durch      die  vorläufige 
Schlichtung  des  Maroidcokonflikts  einen 

Erfolg  davongetragen  hat.  Um  diesen 
zu  erkennen,  muss  man  sich  allerdings 
die  Geschichte  der  ganzen  Affäre  noch 
einmal  vergegenwärtigen.  Nach  dem 
Übereinkommen  vom  8.  April  1904  ist 
zwischen  Frankreich  und  England  ein 
gegenseitiges  Geschäft  vereinbart  wor- 
den: Frankreich  wird  die  Aktion  Eng- 
lands in  Ägypten  nidit  verhindern.  Eng- 
land verzichtet  dagegen  auf  politischen 
Einfluss  Hl  Marokko.  Gegen  gewisse 
Konzessionen  in  der  ägyptischen  Frage 
räumt  England  Frankreich  das  Recht  ein, 
über  die  Ruhe  Marokkos  zu  wachen  und 
der  marokkanischen  Regierung  den  etwa 
erforderlichen  Beistand  zur  Umgestaltung 
der  Staatsverwaltung.  Finanzen  nnd 
Armee  711  leisten.  Von  den  anderen 
Ptmkten  ist  die  Zusicherung  der  Handels- 
freiheit für  30  Jahre  noch  hervorzuheben. 
Um  im  Sinne  dieses  Abkommens  handeln 
zu  können,  hatte  Frankreich  noch  die 
Znstfmmmig  Spantens  nötig,  deren  es  sich 
durch  das  .Abkommen  mit  Spanien  vom 
5.  (Oktober  1904  versicherte.  Im  Januar 
des  laufenden  Jahres  setzte  nun  Frankreich 
damit  ein,  Marokko  seinen  Beistand  an- 
zubieten. Es  Hess  den  Sultan  von  Ma- 
rokko die  Reformen  wissen,  die  am 
meisten  geeignet  seien,  der  gestörten  Lage 
seines  Reiches  wieder  aufzuhelfen.  Frank- 
reichs Gesandter  Saint-Rcne  Taillandier 
stellte  die  Forderungen  im  Namen  £uro- 
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pas,  was  den  Saltan  von  Marokko  veran- 
lasste, sich  an  Deutschland  mit  der  An- 
frage zu  richten,  ob  es  die  Forderungen 
Frankreichs  teile.  Daraufhin  war  ffir 
Deutschland  ein  hinreichen dor  Anla^s  ge- 
geben, in  den  Marokkohaiidcl  einzu- 
greifen und  die  Ausschaltung  Deutsch- 
lands, die  von  T''.np!:ind  und  I'r.inkreich 
beabsichtigt  war,  unmöglich  zu  machen. 
Der  Sultan  von  Marokko  schlug  eine 
internationale  Konferenz  vor,  die  nun- 
mehr von  Frankreich  nach  einigem  Ent- 
gegenkommen Deutschlands  angenommen 
wurde.  Diese  Punkte  des  Entgegen- 
kunniieus  sind  in  dem  Abkommen 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich 
vom  8.  Juli  1905  dahin  präzisiert,  dass 
die  deutsche  Regierung  auf  der  Konferenz 
keine  Ziele  verfolgen  wird,  welche  die  be- 
rechtigten Interessen  Frankreichs  in  die- 
sem Lande  in  Frage  stellen  oder  im 
Widerspruch  stehen  mit  den  Rechten 
Frankreichs,  die  sich  aus  seinen  Ver- 
trägen ergehen  und  sich  im  Einklänge 
mit  folgenden  Grundsätzen  befinden : 
Souveränität  und  Unabhängigkeit  des 
Sultans ;  Integrität  seines  Reiches ;  wirt- 
schaftliche Freiheit  ohne  jede  Ungleich- 
heit; Nützlichkeit  von  polizeilichen  und 
finanziellen  Reformen,  deren  Einführung 
für  kurze  Zeit  auf  Grund  internationaler 
Vereinbarung  geregelt  werden  soll;  An- 
erkennung der  Lage,  die  für  Frankreich 
in  Marokko  geschaffen  wird  durch'  die 
langaasgedehnteGrenzberuhrottg  zwischen 
Algerien  und  dem  Scherifischen  Reiche, 
durch  die  sich  hieraus  für  die  beiden 
Nachbarländer  ergebenden  eigenartigen 
Beziehungen,  sowie  durcli  das  hieraus  für 
Frankreich  folgende  besondere  Interesse 
daran,  dass  im  Scherifischen  Reiche  Ord- 
nung herrsche.  Der  Erfolg  der  deut- 
schen Politik  liegt  nun  darin,  dass  Eng- 
lands Absicht,  Deutschland  zu  isolieren 
und  in  einen  Konflikt  mit  Frankreich 
hineinzutreiben,  ganz  offensichtlich  ver- 
eitelt wurde.  Aber  dabei  kann  das  Ziel 
der  deutschen  Politik  nicht  stehen  bleiben:- 
die  dringendste  Aufgabe  der  deutschen 
Politik  muss  die  Annäherung  an  Frank- 
reich sein.  Man  darf  darüber  keinen 
Augenblick  im  Zweifel  sein,  dass  die  po- 
litischen  Gegeositze  heutzutage  in  letzter 
Linie  von  wirtschaftlichen  Konkurrenz- 
rücksichten bestimmt  werden.  Unser  ge- 
f.ihrlichster  Gegner  in  Europa  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  ist  England,  um  so 
gefährlicher,  je  erfolgreicher  Deutsch- 
lands Vormarsrli  auf  dem  Gebiete  von 
Industrie  und  Handel  ist.    Es  wäre  ver- 


kehrt, diesen  vorhandenen  starken  Gegen- 

pat:'  in  seinen  politischen  Konsequenzen 
verkennen  zu  wollen.  Englands  Politik 
kann  daher  nur  darauf  hinausgehen,  un- 
sere politische  und  wirtschaftliche  Po- 
sition zu  schwächen,  und  eines  der  besten 
Mittel  dazu  ist,  uns  in  Mitteleuropa  zu 
isolieren,  eitic  Annäherung  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland  möglichst 
zu  hintertreiben.  Denn  eine  wirtschaft- 
liche Annäherung  dieser  beiden  Länder 
wfirde  den  Ausgangspunkt  einer  neuen 
wirtschaftlichen  und  politischen  Ära  für 
Mitteleuropa  bedeuten»  unter  der  wir  alloi 
Gefahren  der  sich  irnmermdirversdiärfen- 
den  Weltmarktkonkurcnz  ruhig  entgegen- 
sehen könnten.  Auch  würde  eine  solche 
Ära  die  sozialistische  Entwidcelung  in 
Europa  erheblich  fördern.  Dass  in 
Frankreich  der  gesunde  Plan  einer  An- 
näherung an  Deutsdiland  propagiert  wird, 
das  zeigt  vor  allem  das  .'\uftreten  der 
Sozialisten.  In  Deutschland  fehlt  es 
gleichfalls  nicht  an  ähnlichen  Bcstrd^un- 
gen.  so  dass  trotz  der  IVrarokk<iaffäre, 
vielleicht  gerade  durch  deren  Erledigung, 
di€  Bahn  für  eine  gegenseitige  Annähe- 
rung der  beiden  ersten  Kulturstaaten 
Mitteleuropas  freigemacht  wird. 
X  X 
J««rtsuBd  DIE  vorübergehend  sehr 
bedenkliche  Spannung  zwi- 
schen Deutschland  und 
Frankreich  während  der  Erledigung  des 
Marokkokonflikts  hatte  den  Gedindcen 
nahe  gelegt,  den  französischen  Politiker, 
der  sich  um  die  Herbeiführung  guter  Be- 
ziehungen zwischen  Dentechland  und 
Frankreich  die  grössten  Verdienste  er- 
worben hat.  den  Sozialisten  Jaures,  zu 
veranlassen,  in  Berlin  vor  einem  deut- 
schen Arheiterpublikum  über  die  Frie- 
densidcc  und  die  Solidarität  des  inter- 
nationalen Proletariats  zu  sprechen.  Kein 
Mensch  rechnete  mit  der  Möglichkeit, 
dass  es  der  deutschen  Regierung  einfallen 
könnte,  das  Auftreten  von  Jaures  gerade 
im  Hinblick  auf  Jaures'  Haltung  in  der 
Marokkoangelegenhett  zu  untersagen. 
Fast  die  gesamte  Pre':se  mit  Ausnahme 
vereinzelter  Scharfmacherorgane  hielt 
Jzvtrh*  Auftreten  in  Berlin  für  durdtaos 
unbedenklich.  Da  fiel  es  einer  antisozia- 
listischen Korrespondenz  ein,  die  Jaures- 
Versammlung  imter  geschickter  Verwen- 
dung einiger  Zitate  aus  der  sozialdemo- 
kratischen Presse  gegen  die  Regierung 
auszuspielen  und  dieser  zuzumuten,  Jau- 
res am  Auftreten  in  Berlin  zu  verhindern. 
Und  siehe  da,    was  kein  vernünftiger 


Digitized  by  Google 


WNDSCHAU  •  ÖPFENTUCHBS  LEBEN  •  POUnK 


895 


Mensch  vorher  für  möglich  gehalten,  traf 
eia:  der  Reichskanzler  machte  den  Fehler 
md  Hess  Jaures  wissen,  er  möge  sich  die 
Reise  nach  Berlin  sparen.  Hinterher 
fragt  man  sich:  wäre  der  Erfolg  der 
Sozialdemokratie    der  Reichsregierung 

fegenüber  etwa  grösser  gewesen,  wenn 
aur^s  gesprochen  hätte,  als  er  nun  durch 
die  agitatorische  Ausschlachtnng  des 
Redeverbots  herbeigeführt  worden  ist? 
Im  einen,  wie  im  andern  Fall  möge  man 
allerdings  nicht  vergessen,  dass  es  sich 
nur  um  eine  Episode  handelt,  die  so  oder 
ao  wieder  sdinell  vergessen  ist.  Die 
trcfiFendstc  .Antwort  auf  Fürst  Bülows 
Verhalten  Jaures  gegenüber  hat  Jaurcs 
selbst  in  seiner  Humanite  gegeben,  in  der 
er  schrieb:  >Dieser  Zwischenfall  wird  in 
nichts  unsere  Anschauungen  über  die  Be- 
ziehungen Frankreichs  und  Deutschlands 
ändern.  Wenn  wir  seit  Jahren  verlangt 
haben,  dass  zwischen  beiden  Ländern  zu- 
nächst die  Spannung  aufhöre  und  eine 
Annäherung,  sodann  ein  dauerhafter,  fester 
Friede  eintrete,  so  haben  wir  nicht  eine 
Minute  lang  vermutet,  dass  die  deutsche 
Regierung  mit  dem  Sozialismus  paktieren 
tcöiuite;  aber  wir  sprechen  damit  die 
Überzengung  aus,  dass  ein  Einvernehmen 
Frankreichs  mit  Deutschland  für  den 
Weltfrieden  notwendig  sei  und  die  De- 
mokratie und  das  Proletariat  sich  nur  in 
diesem  Frieden  entwickeln  können.  Das 
ist  nach  wie  vor  unsere  tiefe  Überzeu- 
gung und  die  Richtschnur  unserer  Poli- 
tik .  .  .  Dieser  Zwischenfall  wird  das 
Werk  der  Friedensstiftung  nicht  verhin- 
dern, welches  sich  zwischen  beiden  Län- 
dern vollzieht,  und  zu  wdchem  die  So- 
xialisten  nnaofhorlich  beitragen  werdeoi« 

X  X 

Frankreich :  EINgesctzgeberischesWerk 
SuStuÄM^  von  vorbildlicher  Bedeu- 
che  tung  hat  die  französische 

Deputiertenkammer  am  3.  Juli  vollendet: 
die  Trennung  von  Staat  und  Kirche.  Die 
Republik  gestattet  und  gewährleistet  die 
Ausübung  eines  jeden  religiösen  Kults, 
soweit  sie  mit  den  Bestimmungen  der 
Staatsgesetze  nicht  kollidiert.  Dagegen 
anerkennt,  besoldet  und  unterstützt  der 
Staat  keinen  Kult.  Alle  Staats-,  Depar- 
tements- ttnd  Gemeindebttdgets,  die  sich 
auf  die  Unterhaltung  der  Kulte  bezichen, 
fallen  weg.  Die  ganze  Art  der  Durch- 
führung dieser  Trennung  voo  Staat  und 
Kirche  hekundct  ein  so  grosses  Mass  von 
Billigkeit  und  Entgegenkommen  gegeu 
bereditigte  An^rfidie  der  katholischen 


Kirche,  dass  der  Vorwurf,  als  hätten  die 
franzosische  Regierung  und  die  Deputier- 
tenkammer ab  irato  gehandelt,  nicht  die 
mindeste  Berechtigung  hat  Wenn  in  den 
Zeiten  der  Reformation  und  in  den  Re- 
ligionskriegen der  Protestantismus  den 
Fürsten  tpxt  genug  war,  um  Kirchengut 
zur  Erweiterung  und  Vamehrung  eigenen 
Besitzes  sich  aneignen  ZU  kdnnen,  so  ist 
die  französische  Republik  von  jeglichem 
Verdachte,  sich  böreichem  zu  wollen, 
völlig  rein.  Sie  vollzieht  vielmehr  die 
Verteilung  des  Kirchenvermögens  in 
einer  fSr  die  katholische  Kirche  durchweg 
entgegenkommenden  Weise,  so  dass  ihr 
selbst  die  klerikalen  Abgeordneten  zu- 
stimmen musstcn.  Das  Kirchenvermögen 
wird  innerhalb  eines  Jahres  unter  Be- 
rücksichtigung des  besonderen  Bestini- 
mungszweckes  den  Gemeinsdiaften  fiber- 
tragen,  die  sich  unter  Anpassung  an  die 
Regeln  der  allgemeinen  Organisation  des 
Kultus,  dessen  Ausübung  sie  zu  sichern 
sich  vornehmen,  in  den  Bezirken,  denen 
das  Vermi^>gcn  bisher  zukam,  gebildet 
haben  werden.  Bei  Streitigkeiten  zwischen 
zwei  oder  mehreren  Gemeinschaften  ent- 
scheidet das  Verwaltungsgericfat  des 
Staatsrates  in  letzter  Instanz  endgültig. 
Mit  diesem  Trennungsgesetz  hat  sich 
Frankreich  ein  Verdienst  um  den  kul- 
turellen Fortschritt  erworben,  indem  es 
mit  dem  schon  längst  propagierten  lil)e- 
ralen  Grundsatz  der  Trennung  von  Staat 
und  Kirche  Ernst  gemacht  hat.  Es  ist 
zu  hofifen,  dass  die  Durchführung  des 
Gesetzes  den  Beweis  erbringen  wird, 
dass  das  französische  Volk  die  nötige 
Reife  besitzt,  um  den  grossen  kulturellen 
Fortschritt,  der  in  der  Trennung  von 
Staat  und  Kirche  liegt,  auch  dauernd  fest- 
zuhalten. 

X  X 

KunaCliraalk  AM  15.  Juni  starb  der 
Afrikaforscher  von  Wiss- 
mann, der  frühere  Gou- 
verneur von  Deutsdi  Ostafrika.  X  Die 
ungarische  Krise  hat  am  21.  Juni 
zur  Vertagung  des  Abgeordnetenhauses 
bis  zum  15.  September  geführt.  X  Am 
I.  Juli  wurde  der  preussische 
Landtag  geschlossen,  nachdem  die 
Vorlagen  über  Bergarbeiterschutz  und 
Mutungssperre  angenommen  waren.  X 
Am  10.  Juli  fanden  die  Urwahlen,  am 
17.  Juli  die  Abgeordnetenwahten  zum 
bayrischen  Landtag  statt ;  sie 
brachten  eine  grosse  Verstärkung  des 
Zentrumaeinflusses.  noMAito  calwbr 
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gozIalpolltBc 

D^E  revolutionären  Lava- 
ströme der  jüngsten  Zeit 

haben  uns  die  Tiefen  des 
russischen  Vulkans  eröffnet.   Sie  dräng- 
ten uns  unwillkürh'ch  die  Frage  naich 
jenen  furchtbaren  V'erh.'lllni';scn  auf,  die 
einai  solchen  ungeheuren  Feuerberg  zu- 
sammentrugen.    Die  soziale  Gcsdiichte 
Rus^!r\n(K  nickt  daher  mit  grosser  Ener- 
gie III  unser  Blickfeld.    Als  ein  Stück 
russischer    Erdbebengeschichte  enthüllt 
sich  das  Werk  Alexander  Herrens 
RussUxnds  sosiale  Zustände    (II.  Band 
des  von  Dr.  Landsberg  herausgegebenen 
Museums  /Berlin«  Pttn-V erlag/).  Der 
eherne    Schritt   Mutiger  Revolutionen 
dröhnt  durch  die  snzinle  Geschichte  Russ- 
lands, und  der  eigentliche  Schöpfer  des 
modernen  Russlands,  Peter  der  Grosse, 
vereinigt   in    sich   den  tim>tür7Urischcn 
Jakobiner  mit  dem  asiatischen  Despoten. 
Wind  siete  die  russische  Gewaltregie- 
rung, und  Orkane  erntete  sie.  Inmitten 
der    leidenschaftlich    bewegten  Klagen 
über   die    licnkerregientng  Rasslands, 
das  seinen  Kindern  nur  die  traurige  Al- 
ternative stellt,  entweder  in  einer  rohen 
Umgebung   idi  moralisch  zu  Grunde  zu 
richten    oder  beim  ersten  Eintritt  ins 
Leben  zu  sterben,    jubelt  Herzen  mit 
schwärmerischer  Begeisterung  über  die 
sich  überall  regenden  Keimkräfte  seines 
Vaterlandes.    In  der  russischen  Landge- 
meinde  sieht   Alex.   Herzen   vor  allem 
die  wirksamste  Kraft  zur  sozialen  Wie- 
dergeburt seines  Vaterlandes.    Er  ge- 
denkt des  tiefen,  nachhaltigen  Eindruckes, 
den  der  Sozialismus  in  den  Gemütern 
der  zukunftsvollen  mssisdien  Jugend  her- 
vorrief.   >Da  man  an  die  Gemeinden«, 
schreibt  er,  »an  die  Teilung  des  Grund- 
besitzes, an  die  Arbeiterassoziationen  ge- 
wöhnt war,  erkannte  man  in  jener  Lehre 
.Ansichten,  denen  man  näher  stand,  als 
den   jtolitischcn   Doktrinen.    Und  uns, 
tüe  wir  Zeugen  des  masslosestcn  Miss- 
hrauches  des  Eigentumsrechtes  sind,  uns 
befremdete  der  Sozialismus  weniger,  als 
den  okzidentalen  Bourgeois.t    Vom  re- 
volutionären Europa  erhofft  Herzen  die 
Kettung.  Wir  sehen  heute  in  Russland  genug 
Feiterzetchen,  die  vom  nahen  Schmelzen 
russtsdter  Ketten  durch  eigene  revolutio- 
näre Hodiglut  reden. 
X  X 
ProstitatloD     IN  seiner  Broschüre  P«k 

stitution  und  Prostituierte 
/Berlin,     Pan  -  Verlag/ 
kennzeichnet  Dr.  Willy  Hellpach 


die  Prostitution  als  eine  soziale  Stadt- 
erscheinung. Aber  nicht  nur  die  blosse 
HSufung  von  Menschen  tu  einer  Stadt, 

sondern  die  städtische  Konzentration  von 
Angehörigen  verschiedener  Gesellschafts- 
klassen, von  wirtschaftlich  über-  und 
ohnmächtigen  Klassen,  fördert  die  Pro- 
stitution als  soziale  Massenerscheinung 
zu  Tage.  Die  Aufhebung  dieser  Form 
der  Prostitution  ist  an  die  (Überwindung 
der  sozialen  Klassen  gebunden.  Hellpach 
gelangt  nicht  zu  einer  prinzipiellen  Ver- 
werfung der  Kasernierting  der  Prostitu- 
tion und  der  Beseitigung  der  Sitten- 
polizei. 

DIE  soziale  Seite  der  Prostitution  ver- 
kennt Dr.  Iwan  Bloch  in  seiner  an- 
regend geschriebenen  Broschüre  Die  Per' 
Versen  (Moderne  Zeitfragen.  Heratisge- 
geben  von  Dr.  H.  Landsberg  /Berlin, 
Pan-V erlag/).  Dr.  Bloch  betrnchtet  die 
Prostitution  als  ein  Produkt  des  sexuel- 
len Variationsbedürfnisses  des  Menschen 
und  als  Ersatz  der  ursprünglich  von  die- 
sem Bedürfnis  erzeugten  Promiskuität. 
Das  Variationsbedürfnis  äussert  sich  vor- 
wiegend nur  l)ei  einer  Gruppe  von  Män- 
nern, und  diesem  Bedürfnis  dient  fast  nur 
die  Klasse  der  wirtschaftlich  «dllecfat  ge- 
stellten Mädchen. 

SEHR  niedrig  schätzt  Prof.  S.  B  e  1 1  m  a  n  n- 
Hddelberg  in  seinem  tiefgründigen 
Werke  Die  arstlichc  Überwachung  der 
ProsHUtierten  /Jena.  Gustav  Fischer/ 
die  hygienische  Bedeutung  der  polizeili- 
chen Kontrolle  ein.  Nur  ein  beschränkter 
Teil  der  Prostituierten  werde  der  regel- 
mässigen Kontrolle  unterstellt,  die  Re- 
glementierung sei  mit  abschreckenden 
Härten  behaftet,  die  gefahrlidien  jugend- 
lichen Prostituierten  dürfen  aus  erziehe- 
rischen Gründen  nicht  kontrolliert  wer- 
den, die  älteren  Prostituierten  dagegen 
benötigen  nicht  mehr  der  Kontrolle. 
>\\'enn  den  .\rzten«,  so  führt  Bcttniann 
\v<  ertlich  aus,  »im  Kähmen  der  bestehenden 
Reglementierung  eine  Tätigkeit  zufällt, 
so  liaben  sie  nachdrucklich  hervorzuhe- 
ben, wie  wenig  sie  auf  dieaem  Posten 
zur  Einschränkung  der  venerischen 
Krankheiten  leisten  können.t  Die  dem 
Arzte  durch  die  Reglementierung  der 
Prostitution  zugewiesene  Rolle  bleibe  un- 
dankbar  nnd  wenig  erfolgreidi. 
X  X 
ranoiiaar.  m  jähre  1903  stieg  die 
Zahl  der  jugendlichen  Per- 
sonen, die  in  Preussen  der 
Fürsorgeerziehung  übergeben  wurden, 
nur  gering  im  Vergleich  zum  Jahre  fQOa. 
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Im  Jahre  igoa  worden  6x96  Zöglinge 
dieser  Erziehung  anvertraut,  im  Jahre 
1903  6523.  Der  Stand  der  Fursorge- 
«rsiehtmg  des  Jahres  1901  ist  noch  nicht 
erreicht,  denn  in  diesem  Jahre  wurden 
7787  der  Fürsorgeerziehung  überwiesen. 
Es  lässt  sich  wohl  noch  nicht  konsta- 
tieren, dass  das  Fürsorgeerziehungs- 
gesetz in  Preussen  auf  die  Kriminalität 
der  Jugendlichen  heilsam  eingewirkt 
h^e.  In  der  Statistik  für  das  Rech- 
nungsjahr igoa  wurde  auf  einen  Bericht 
des  Oberpriisidentcn  von  Westfalen  ver- 
wiesen, der  für  einen  Teil  des  Industrie- 
besirtces  einen  Ruckgang  der  Stra^- 
zeigen  festgestellt  hatte.  Das  Jahr  1903 
zeigt  ein  kleines  Herabsinken  in  der 
2^ht  der  IngendUchen  Verurteilten  im 
A'ergleich  zu  1902,  nämlich  ein  Sinken 
von  31002  auf  30088  jugendliche  Ver- 
Incdier. 


B«»orm  der      EINE  tiefgründige  Reform 
VeralCMniaf  Arbcitcrvcrsicherung 
regt  eine  Petition  der  ge- 
schiltsffihrettden  Kasse  des  Zeniraher- 
bands  deutscher  Ortskrankcnkasscn  und 
■der    Zentralkommission    der  Berliner 
Krankenkassen  an.  Diese  an  den  Reichs- 
tag  und   Bundesrat  gerichtete  Petition 
fasst  die  Zwangsversicherung  aller  Be- 
ruf>tätiKcn.     auch    der  selbständigen 
Landwirte   und   Gewerbetreibenden,  mit 
«inem  Einkommen  bis  3000  M.  ins  Auge. 
Die    vorgeschlagene    einheitliche  Ver- 
sicherung merzt  den  so  strittigen  Begriff 
des  Betriebsunfalls  aus  und  wendet  ihre 
Fürsorge  allen  Unfallverletzten  zu.  Die 
Renten,  die  Kranken-,  Unfall-»  Invaliden- 
renten, werden  durchweg  erhöht.  Es 
soll  zum  Beispiel  die  Unfallrente  75% 
des  Lohnes,  die  Invalidenrente  50%  des 
selben   betragen.     Die  vorgeschlagene 
Versicherung  bringt  das  Territorialprin- 
zip in  dem  Aufbau  der  Versicherungs- 
instttnte  konsequent  zur  Durchföhrung 
im  Gegensatz  zu  der  heutigen  Versiche- 
rung, die  die  Versicherten  bald  nach 
ihren  Berufen,  bald  nach  ihrer  blossen 
Ortsangehörigkeit  organisiert.    Die  Ver- 
sicherung  schöpft  ihre   Mittel    je  zur 
Hälfte   aus  den  Taschen    der  Unter- 
nehmer   und   aus   denen   der  Arbeiter. 
Bei  jeder  Invaliditäts-  und  Altersrente 
scbicsst  das  Reich  jährlich  100  M.  zu. 
Die  Verwaltungskörperschaften  werden 
zu  %  von  den  Versicherten  und  zu  % 
von  den  Untemehmem  znsanmiengesetzL 
X  X 


Krankenvanl-  ES  liegen  zur  Zeit  drei 
ctaening  ^^^^  bedeutsame  Berichte 

über  die  Wohnungskon- 
trollen deutsdier  grossstädtischer  Orts- 
krankenkassen vor :  der  Ortskrankenkasse 
für  den  Gewerbebetrieb  der  Kaufleute, 
Handelsleute  etc.  Berlin,  der  Orts- 
krankenkasse Leipzig  ut^d  der  Orts- 
krankenkasse Dresden.  Der  Berliner 
Bericht  aus  der  Feder  Albert  Kohns  ist 
eine  furchtbare  Anklage  gegoi  den  Woh- 
nungsjanraier  selbst  der  Elemente,  die 
sich  noch  über  der  tjrosscn,  j^raucn  MasSC 
der  völlig  proletarisierten  Berliner  Be- 
völkerung erhdKtt.  Röhn  Iconstatieit 
diesmal,  dass  sich  im  Vergleich  zu  den 
Vorjahren  der  schwarze  Farbenton,  der 
im  allgemeinen  über  dem  Bilde  des  Ber- 
liner kaufmännischeti  Wohnungselends 
lieg^,  in  einigen  unwesentlichen  Punkten 
etwas  abgemildert  habe.  Von  erschüttern- 
der Kraft  sind  die  photographischen 
Wohnungselcndsbiider,  die  Kohn  seiner 
Arbeit  Unsere  lyohnungSMQUtle  im 
Jahre  1904  beigegeben  hat 
DIE  Ortskrankenkasse  Leipzig  er- 
streckte ihre  Enquete  über  die  Wohnun- 
gen von  1700  erkrankten  Mitgliedern. 
Die  Ortskrankenkasse  bucht  ebenfalls  die 
hygienisch  so  unheilvolle  Tatsache  des 
Zusammenschlafens  erkrankter  Personen 
mit  gesunden.  Es  teilten  etwas  fiber  8% 
der  Erkrankten  ihr  Bett  mit  anderen 
Personen.  Grosse  Prozentsätze  von 
Kassenpatienten  hausten  in  dunklen  Ge- 
lassen (97  Personen)  und  in  feuchten 
Räumen  (146).  In  einem  Loch  von. 
SS  cbm  vegetierte  ein  unglücklicher 
tient  mit  8  Personen. 
VON  den  2287  Wohnungen,  die  die 
Dresdner  Ortskrankenkasse  unter- 
suchen liess,  wiesen  10%  sehr  erhebliche 
Missst.inde  auf.  Diese  menschenunwür- 
digen Wohnungen  warfen  noch  recht  be- 
trächtliche Mietsbeträge  für  die  Hausbe- 
sitzer ab. 

&alMenver-    DIE  Landesversicherung^ 
•lehenmg        anstalt  Braunschweig 
hatte  im  Jahre  1904  in  dem 

eigenen  Invalidcnhaus  und  in  an'U-ron  An- 
stalten 54  Personen  in  Invalidenhaus- 
pflege.  Der  Bundesrat  hat  die  Versiche- 
rungsanstalt ermächtigt,  mehr  als  das 
halbe  Krankengeld  den  Angehörigen  der 
Pileglinge  zu  gewähren.  Der  Vorstand 
der  .\nstalt  Braunschweig  beschloss  nun, 
beim  Vorhandensein  einer  unterstutzungs- 
bercchtigten  Person  70  %  des  Kraiiko:i 
geldes,  zweier  Personen  Sofo  und  beim 
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Vorhandensein  dreier  nnd  mehr  Personen 
100  %  zu  zahlen. 

X  X 
Ait^rsekre-  NACH  Beendigung  des 
nrwM  Cölner  Gewerkschaftskcnv» 

grosses   fanden  sich  am 

2g.  und  30.  Mai  in  Cöln  die  Vertreter  von 
49  deutschen  Arbeitersekretariaten  zusam- 
men, um  eine  ^nze  Reihe  von  sehr 
brennenden  Verwaltunpsanpelrjs'cnheiten 
zu  besprechen.  Der  Arbeitersekretär,  der 
im  Interesse  eines  Unfallverletzten  eine 
Beruf ungs-  oder  Rekursschrift  abfasst, 
klopft  nur  zu  häufig  bei  den  Ärzten,  die 
durch  ein  cinj^t  lu-ndi  "^  sachverständiges 
Zeugnis  die  individuellen  Klapeii  des  Ver- 
letzten objektiv  begründen  sollen,  ver- 
geblich an  die  Tfirc;  Die  Aufgabe  der 
Arbeitersekretäre  muss  es  daher  sein, 
die  Begründung  ärztlicher  Kommissionen 
zur  objektiven  Begtitachtung  der  Unfalls- 
folgen der  Verletzten  anzuregen.  Die 
Fragen  der  entgeltlichen  oder  unentgelt- 
lichen Auskunfterteilung  und  der 
Rechtshilfe  an  Unorganisierte  wurden  auf 
der  Konferenz  durch  Besditfisse  nidit  er- 
ledigt. Die  Cölner  Arbeitersekretariats- 
konferenz y/ird  vor  allem  fördernd  auf 
die  Au^estaltung  der  bisher  noch  man- 
gelhaften Arbeitersekretariatsstatistik  und 
auf  die  Fortbildung  der  Sekretäre  ein- 
gewirkt luAttB.  In  Berlin  werden  wohl 
bald  Kurse  geschaffen  werden. 
X  X 
KniM  Cbranik  AM  2.  Juni  meinte  der 
Freiherr  von  Burgsdorff 
im  prcussischcn  Herren- 
haus: mit  unserer  ganzen  jetzigen 
Sozialpolitik  erziehen  wir  nur  Simulan- 
ten und  Faulenzer ;  heutzutage  freue  sich 
der  Arbeiter,  wenn  er  beim  l'ufall  für 
zeitlebens  einen  Knacks  bekomme.  X\ 
Am  6.  Juni  fand  in  Hagen  die  14.  Kon- 
ferenz der  Zentralstelle  für  Arbeiter- 
wohlfahrts  einrichtungen  statt,  auf 
der  das  Thema  Die  Belehrung  der  Ar- 
beiter über  die  Gefahren  !>:  f:e:i\'fh!;cl<.en 
Betrieben  verhandelt  wurde.  Professor 
Lepsius  empfahl  die  Begründung  eines 
Instituts  für  experimentelle  Fabrikhygienc 
im  Anschluss  an  das  Reicbsgesundheits- 
amt.  Dr.  H.  Rössler-Frankfurt  a.  M, 
verwies  auf  die  Belehrung  der  Arbeiter 
in  der  Frankfurter  Gold-  und  Silber- 
scheideanstalt  durch  den  Arbeiteraus- 
schuss.  Die  organisierten  Weissbinder 
nnd  Maler  Frankfurts  betreiben  nach 
Dr.  Rösslcr  eine  nniMcrgültige  Beleh- 
rung der  Arbeiter  vor  Vergiftongs- 
gefahren  durch  Veranstaltung  von  Vor- 


lesungen und  Verteilung  von  Merk- 
blättern. 

X  X 
Utaratar         in  «einem  Werke  Funda- 
ment eine*  neuen  Staats- 
rechts /Dresden,  Retssner/ 

schlägt  Josef  Popper  (Lynkcus)  zur 
Lösung  der  sozialen  Frage  »die  gleiche, 
ausnahms-  und  bedingungslose  Vertei- 
lung eines  Existenzminimum?  ni  natura* 
vor.  Im  Gebiete  des  überflüssigen  (Ent- 
behrlichen) lässt  er  das  Walten  der  freien 
Privatwirtschaft  zu.  .\uf  einen  Mei- 
nungsstreit über  das,  was  überflüssig 
ist  oder  nicht  ist,  wollen  wir  uns 
bei  der  utr.pistischai  Gestalt  der 
Vorschläge  Poppers  erst  gar  nicht 
einlassen.  Mit  seinen  Vorschlägen 
bezweckt  Popper,  die  Sicherheit  der 
ökonomischen  Existenz  aller  und  die 
Freiheit  in  wirtschaftlicher  Beziehvmg 
zu  realisieren.  Der  Verfasser  strebt  eine 
Verstaatlichung  der  Produktion  der 
Minimumartikel  an.  Die  staatlichen 
triebe  werden  sodann  in  die  Natural- 
wirtschaft übergeführt.  Die  Losung  der 
Fricdensfrage  erpibt  sich  ihm  aus  der 
Verwirklichung  der  Grundsätze,  dass  nur 
jeder  einzelne  über  sein  Leben  und  seine 
physische  Integrität  entscheiden  dürfe. 
DER  vortreffliche  Kommentar  des  Amts- 
geriditsrats  Julius  Hahn  zum  Kranken» 
Versicherungsgesetz  ist  in  4..  verbesserter 
und  vermehrter  Auflage  bei  A.  Troschcl 
in  Berlin-Grunewald  erschienen.  Die 
wichtigsten  richterlichen  Entscheidungen 
in  Krankenversicherungssachen  sind  vom 
Amtsgerichtsrat  Hahn  bis  zur  Gegenwart 
verfolgt  und  gewertet  worden.  X  £ine 
kurze  systematische  Darstellung  des 
Kraiikciivcrsicherungsgcsctzes  nach  der 
Fassung  vom  25,  Mai  1903  gibt  die  Buch- 
handlung Vorwärts  unter  dem  Titel 
Führer  durch  das  KrankemwrsieherufiQS- 
gcsets  heraus.  X  I^cr  sehr  gründliche 
Kommentar  zum  Gesetz,  betreffend 
Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben> 
von  Konrad  .\gahd  und  M.  von  Schttlz: 
(10.  Heft  der  Schriften  der  Gesellschaft 
für  soziale  Reform  /Jena,  Gustav 
Fischer/)  erlebt  bereits  seine  3.  Auf- 
lage. Den  Kinderschutzvereinen  fällt 
besonder'?  die  Aufpabe  einer  Über- 
wachung der  Durchführung  des  Ivinder- 
schutzgesetzes  zu.  Der  Berliner  Haupt- 
verein zum  Schutz  der  Kinder  gegen 
Ausnutzung  und  Misshandlimg  zählte 
1830  Mitglieder  im  Jahre  IQ04.  In 
Sachsen  vereinigten  sich  die  Kinder- 
schotzvereine  der  Städte  Chemnitz,  Dres- 
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den  und  Leipzig  zu  einem  Landesverein 
Sachsen.  pawl  kampffmeyer 

8o»i«l»  KgmmuwaipoiHft 
Stidt«ff«lii|.  FÜR  die  Beseitigung  der 
Hausabfälle  hat  das  Tief- 
bauamt der  Stadl  Frank- 
fmt  a.  M.  ein  umfassendes  Projekt  aus- 
gearbeitet, das  vor  kurzem  die  Zustim- 
mung der  Stadtverordnetenversammlung 
gefunden  hat.  Mit  dem  schnellen  An- 
wachsen der  Bebauung  ist  es  Frankfurt 
■wie  anderen  grossen  Städten  gegangen: 
es  fehlen  ilim  die  Plätze  für  die  Abfuhr 
und  Ablagerung^  von  Kehricht.  Plätze, 
die  nicht  zu  weit  von  der  Stadt  gelegen 
sind,  sind  teuer  und  selten  und  haben 
überdies  den  Nachteil,  wieder  geräumt 
werden  zu  müssen,  sobald  die  Bebaatmg 
in  ihre  Nähe  kommt.  Bei  entfernteren 
Plätzen  werden  die  Abfuhrkosten  zu 
teuer.  Das  Problem  der  Hausmüllabfuhr 
wurde  für  die  Stadt  Frankfurt  in  dem 
Momente  brennend,  als  sie  die  selbe  vor 
drei  Jahren  in  eigene  Regie  übernahm. 
Dazu  kam  ein  anderes,  nicht  minder  wich- 
tiges Problem,  das  die  Stadtverwaltung 
in  früheren  Jahren  schon  öfter  beschäftigt 
hatte :  die  Beseitigung  des  Schlammes  aus 
den  Klarbecken  der  Kanalisationsanlage. 
Bisher  war  es  möglich  gewesen,  den 

Eösseren  Teil  dieses  Schlammes  an  die 
indwirte  abzusetzen,  aber  seit  Herbst 
X904  haben  diese  die  weitere  Abnahme 
des  Schlammes  verweigert.  Es  blieb 
nichts  übrig,  als  den  Schlamm  in  beson- 
deren I^pern  aufzuspeichern.  Da  jähr- 
lich ungefähr  75000  cbm  Schlamm 
anfallen,  kann  man  sich  von  der  Grösse 
dieser  Knlaniität  ciiicü  Bcpriff  machen. 
Das  Tiefbauanit  sclilagt  mm  vor,  beide 
Anfgaben,  die  Beseitigung  des  Haus- 
kehrichts  und  die  des  Klärbeckcn- 
schlammcs,  gemeinsam  vorzunehmen. 
Durch  Verbrennung  des  Hauskehrichts 
soll  die  genitgende  Kraft  gewonnen  wer- 
den, am  den  Klarbeckenschlamm  mittels 
Zentrifuge  auf  einen  Wassergehalt  von 
50  bis  6q%  herabzubringen  und  ihn  so  in 
Verbindung  mit  dem  Mull  verbrennbar 
zu  machen.  Frankfurt  will  sich  also  den 
Städten  anschliessen,  die  zurzeit  auch 
in  Deutschland  im  Begriff  sind,  die  Mfitl- 
verbrennung  einzuführen.  Das  städtische 
Tiefbauamt  hat  zur  Begründung  dieses 
Projektes  eine  ausführliche  Denkschrift 
aasgearbeitet,  der  wir  die  folgenden  all- 
gemdn  interessanten  Tatsachen  über  die 
Mfillverbrennang  entndunen. 


DIE  Müllverbrcnnung  ist  zuerst  in  Eng- 
land ausgebildet  worden  und  hat  hier 
znneit  sich  so  weit  durchgesetzt,  dass 
kaum  noch  eine  grössere  englische  Stadt 
ihren  Hauskehricht  auf  andere  Weise  be- 
seitigt. Der  erste  Müllofen  wurde  im 
Jahre  1876  in  Manchester  in  Betrieb  ge- 
nommen. Obwohl  dieser  Ofen  für  die 
Vernichtung  des  Mülls  brauchbar  war, 
gewann  die  Müllverbrenntmg  doch  in  den 
ersten  Jahren  nur  langsam  an  Ausdeh- 
nung. Ini  Jahre  1880  gab  es  im  ganzen 
erst  9,  zehn  Jahre  darauf  erst  39  An- 
stalten. Mit  der  Verbesserung  der  Ofen- 
konstruktionen ist  ihre  Zahl  erheblich  ge- 
wachsen. In  den  Jahren  1891  bis  1896 
entstanden  31  neue  Anstalten.  Der 
giösste  Aufschwung  i<t  aber  von  dem 
Zeitpunkte  ab  zu  verzeichnen,  wo  auch  die 
wirtschaftlichen  Vorteile  des  Verfahrens 
erkannt  und  niiL  den  Müllverhrcnnungs- 
anstalten  Kraftwerke  verbunden  wurden. 
Seitdem  ist  die  Zahl  der  Anstalten  bis 
Ende  1903  auf  198  gestiegen.  Sie  ver- 
teilen sich  auf  151  Städte  mit  mehr  als 
10  000  Einwohnern.  Ausserdem  gibt  es 
noch  in  zahlreichen  kleineren  Städten, 
sowie  für  die  Zwecke  einzelner  Institute, 
wie  Hospit.'iler,  Fabriken  und  dergleichen, 
solche  Müllverbrennungsöfen.  Die  er- 
ahnten T98  Anstalten  enthalten  rund 
1500  einzelne  Öfen  und  sind  im  stände, 
jährlich  mehr  als  7  Mill.  cbm  Kehricht, 
die  Abfölle  von  fast  as  Mül.  Menschen,  zu 
vernichten.  In  gleichem  Masse  ist  die 
Zahl  der  mit  ihnen  verbundenen  Kraft» 
werke  gewachsen.  l8g6  gab  es  nar  eins, 
Ende  1903  bereits  74  solcher  Kraftwerke. 
In  ihnen  wird  die  durch  die  Verbren- 
nung des  Mülls  gewonnene  Hitze  in  ver- 
schiedenster Weise  ausgenutzt.  In  erster 
Linie  wird  Elektrizität  erzeugt,  die  ent- 
weder für  städtische  Zwecke  benutzt  oder 
an  Private  verkauft  wird.  Ungefähr  zwei 
Drittel  der  durch  Müllverbrcnnung  be- 
triebenen Kraftwerke  sind  Elektrizitäts- 
werke. Häufig  werden  Pumpwerke,  sei 
es  nun  für  die  Wasserwerks-,  sd  es  für 
die  Kanah's.ition^bi-trieVii-,  mit  den  Müll- 
verbrennungsanstalten vereinigt.  In  man- 
chen Städten  wird  die  Hitze  durch  Ab- 
gabe von  Wärme  und  heissem  Dampf 
direkt  verwertet.  Namentlich  für  die 
Versorgung  von  öffentlichen  Bade-  tmd 
Waschanstalten,  von  Desinfektionsanstal- 
ten, auch  zur  Heizung  öffentlicher  Ge- 
bäude. 

DURCH  eine  Steigerung  der  Verbren- 
nungstemperaturen bis  zu  1650"  C.  und 
durch  die  geschidctere  Dispositicm  der 
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Öfen  ist  es  gelungen,  den  Austritt  nn- 
verbrannter  Gase  und  Dünste  vollständig 
zu  beseitigen.  Infolgedessen  werden  in 
England  die  Verbrennungsanstalten  un- 
mittelbar an  das  Stadtgebiet  herangelegt, 
häufig  sogar  inmitten  der  Stadt  oder  des 
Stadtteils,  dessen  Abfälle  sie  vernichten, 
errichtet  Selbstverständlich  werden  da- 
durch ganz  'bedeutende  Ersparnisse  an 
Transportkosten  gemacht  Nach  engli- 
sdien  Berichten  sollen  zurznt  nicht  we- 
niger als  94%  aller  Anstalten  innerhalb 
oder  in  unmittelbarer  Nähe  des  Stadt- 
getnetes  erriditet  sein.  In  netterer  Zeit 
hat  man  auch  die  Rückstände  der  Klär- 
anlagen in  Verbindung  mit  dem  Haus- 
kehricht vernichtet  So  in  den  Städten 
Bolton.  Ealing,  Htiddersfield.  Wimble- 
don etc. 

AUSSERHALB  Englands  hat  die  MüU- 
verbrennung  nicht  die  gleiche  Ausbrei- 
tung gefunden.  Die  Städte  finden  es 
immer  noch  billiger  und  einfacher,  den 

Hauskeliricht  in  alter  Weise  auf  Lager- 
plätzen abzulagern,  als  zur  Verbrennung 
zu  greifen.  Ausserdem  aber  ist  der  Haus- 
kchricht  zum  Beispiel  in  Deutschland 
weniger  reich  an  unverbrannten  Kohlen- 
abfällen, als  der  englische,  wennschon  er 
in  den  meisten  Fällen  ohne  Zusatz  von 
Kohlen,  wie  der  englische,  verbrannt  wer- 
den könnte.  Eine  Ausnahme  machen 
eigentlich  nur  die  Städte  mit  vorwiegen- 
der Brikettteuerung,  wie  Berlin,  Char- 
lottenburg etc.  In  Charlottenburg  muss- 
ten  dem  Müll  Steinkohlen  in  der  durch- 
sehnittltdien  H5he  von  4,5%  seines  Ge- 
wichtes zugesetzt  werden,  um  ihn  zur 
Verbrennung  zu  bringen.  In  den  meisten 
anderen  Städten  dagegen  ist  der  Haus- 
kehricht, wie  Versuche  festgestellt  haben, 
brennbar.  In  Deutschland,  und  über- 
haupt auf  dem  Kontinent  hat  zuerst 
Hamburg  in  den  Jahren  1895-1896  eine 
Müllverbrennungsanstalt  gebaut  und  in 
Betrieb  genommen,  die  die  ganze  Zeit 
über  mit  den  besten  Erfolgen  gearbeitet 
hat  In  Reuthen,  Kiel,  Wiesbaden  sind 
zurzeit  solche  Anstalten  im  Bau  begriffen, 
denen  sich  nunmehr  Frankfurt  an- 
schli essen  wird. 

DAS  Frankfurter  Projekt  ist  umfassend. 

Der  Hauskehricht  wird  in  den  Nachtstun- 
den gesammelt  und  zum  Teil  mit  der 
Strassenbahn.  die  in  städtischer  Regie 
steht,  teils  durch  Fuhrwerke  zur  Ver- 
brennungsanstalt gefahren.  Es  soll  zu- 
nächst eine  Anstalt  von  drei  Battcriccn, 
je  zu  sechs  Zellen,  errichtet  werden.  Sie 
ist  in  erster  Linie  zur  Verbrennung  des 


Hauskehrichts  bestimmt.  Ausserdem 
aber  soll  in  ihr  der  vorgetrocknete  Klär- 
beckens lilamm  mit  verbrannte  werden. 
Atis  der  Wärme  der  Ofengase  soll  eine 
verfügbare  Kraft  von  440  effektiven  PS 
gewonnen  werden,  wovon  65  bis  80  für 
den  Eigenbetrieb  der  Anstalt,  60  bis  100 
für  die  Schlammentwässerung,  60  bis  70 
für  die  Klärbecken  gebraucht  werden. 
Der  Rest  der  Kraft  soll  au  einer  Grund- 
wassertrinfcstation  geleitet  tmd  dort  zum 
Antrieb  der  Grundwasserpumpen  benutzt 
werden.  Die  eventuell  darüber  hinaus 
cor  Verfügung  stdiende  Kraft  kann  in 
einer  anderen  Pumpstation  und  für  an- 
dere Zwecke  Verwendung  finden.  Die 
Schlacken,  von  denen  16-  bis  19  000  t 
jährlich  anfallen  werden,  sollen  zerklei- 
nert und  sortiert  werden,  und  zur  Her- 
Stellung  von  Fusswegen,  sowie  bei  der 
Herstellung  von  Beton  Verwendung  fin- 
den. Falls  sich  das  Bedürfnis  heraus- 
stellt, ist  die  Einrichtung  einer  Beton- 
fabrik geplant,  in  der  Fusssteigplatten  und 
sonstige  Betonkorper  für  stadtische 
Zwecke  angefertigt  werden  sollen.  Die 
Anlagekosten  sind  auf  i  380  000  M.  be- 
reehnet,  die  gesamten  jährlidien  Aus- 
gaben auf  223000  M.  Ihnen  stehen 
82000  M.  direkte  Einnahmen  und 
67000  M.  Ersparnisse  am  Betriebe  der 
Klärbecken  gegenüber.  Es  würde  sich 
also  ein  Betriebsdefizit  von  74000  M. 
ergeben. 

GEGENÜBER  diesem  durchaus  moder- 
nen Projekte,  bei  dem  die  ganze  Aus- 
führung in  der  eigenen  Regie  der  Stadt 
erfolgt  nimmt  sich  die  fast  gleichzeitig 
von  dem  Charlottenburger  Magistrat  vor- 
geschlagene Regelung  der  Mullahfuhr 
ziemlich  veraltet  aus.  In  Charlottenburg 
war,  wie  in  Berlin,  die  Beseitigung  des 
Hausmülls  Sache  der  Grundstücks- 
besitzer und  wurde  von  diesen  privaten 
Unternehmern  übertragen.  Von  dien  ao 
^össeren  Abfuhrnntemehmem.  welche 
dieses  Geschäft  betrieben,  existieren  zur- 
zeit nur  sehr  wenige.  Die  meisten  von 
ihneti  mussten  das  Geschäft  au^ben. 
da  sie  nicht  im  stände  waren,  den  An- 
forderungen zu  entsprechen,  welche  eine 
Verordnung  des  Bundesrates  vom  3.  Fe- 
bruar 1904  hinsichtlich  der  Geruch-  und 
Staubfreiheit  bei  der  Verladung  von 
Hnusmüll  auf  den  Bahnhöfen  erhob.  In- 
folge (lieser  X'ernrdnung,  welche  die  Un- 
ternehmer zur  Errichtung  eigener  Müll- 
verladehallen  (Kostenbetrag  einer  sf)lchen 
Einrichtung  zirka  50000  M.)  zwang,  ist 
das  Monopol  der  Hausmullabfuhr  der 
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WirtscUaftsgenossenschaft  Berliner  Grutid- 
besitzer  zugefallen.  Nach  der  Vorlage 
des  Chartoneaburger  Magistrates  ist  CS 
trotzdem  um  das  Müllabfuhrwesen  in 
Berlin  und  Charlottenburg  keineswegs  gut 
bestellt.  »Zweifellos«,  heisst  es  dort, 
•würde  es  am  zweckmässigsten  sein,  dass 
die  Stadtgemeinde  die  Abfuhr  des  Mülls 
in  eigene  Regie  übernimmt,  dass  sie  auch 
die  erforderlichen  Wagen,  die  Pferde, 
sowie  die  Anlagen  zur  Beseitigung  und 
Verwertung  des  Müll>  beschafft.«  Der 
Charlottenburger  Magistrat  sieht  also  ein, 
dass  die  stadtisdie  Kegie  das  richtigste 
sei.  Dann  kommt  aber  der  alte  Einwand, 
der  jedesmal  bei  der  Ausdehnung  städti- 
scher Regietätigkeit  erhoben  wird:  »In- 
dessen muss  darauf  aufmerksam  gemacht 
werden,  da'ss  mit  der  Beschaffung  der 
fraglichen  Einrichtungen  für  den  Nicht- 
kiinditren  ein  gewisses  Risiko  verbunden 
ist,  und  dass  es  daher  geraten  ist,  zu- 
nächst an  den  Unternehmern  die  nötigen 
Erfahrungen  ru  sammeln.«  Es  soll  daher 
die  Müllabfuhr  auf  die  Dauer  von  15  Jah- 
ren an  ein  oder  zwei  Unternehmer  über- 
tragen werden,  von  denen  sie  auf  Kosten 
der  Stadt  besorgt  werden  soll.  Die  Stadt 
ihrerseits  wird  von  jedem  bewohnten 
Grundstück  eine  Gebühr  nach  dem 
Massstabe  des  Nutzungswertes  der  auf 
dem  Grundstück  vorhandenen  bewohnten 
Gebäude  erheben,  deren  Prozentsatz  jähr- 
lidi  festgestellt  werden  soll.  Den  Unter- 
nehmern wird  in  der  Wahl  dos  .\bfuhr- 
systems  freie  Hand  gegeben.  Sie  haben 
ferner  für  die  geeigneten  Lagerplätze  und 
Bahngeleise  dorthin  zu  sorgen.  D:ic;epen 
soll  die  erforderliche  MuUvcrladehallc 
von  der  Stadtgemeinde  erbaut  werden. 
Die  Stellung  der  Kästen  zum  Sammeln 
de«  Mülls  auf  den  Höfen  der  Grund- 
stücke, sowie  die  Reinigung,  Waschung 
und  eventuell  auch  Desinfektion  ist 
gleichfalls  Sadte  der  Untcmduner. 

DER  Vorschlag  des  Chartottenburger 

Magistrates  ist  eine  offensichtliche  Halb- 
lieit.  die  die  schwersten  hygienischen  Be- 
denken erweckt.  Überall  hat  sich  die 
UnZuverlässigkeit  der  Unternehmer  bei 
der  Hausmullabfuhr  erwiesen  und  ist 
gerade  aus  hygienischen  Gründen  die 
volle  (*berführung  der  selben  in  die 
Städtische  Regie  verlangt  worden.  Wozu 
also  ihre  Vergebung  wiederum  an  die  Un- 
ternehmer, deren  Tätigkeit  bisher  nach 
dem  eigenen  Urteile  des  Magistrates  un- 
befriedigend war?  Dann  aber  weiter  die 
Dauer  des  Vertrages  von  15  Jahren.  Kein 
Un^mehmer  kann  anf  diese  Zeit  Unat» 


seine  Selbstkosten  berechnen.  Um  sich 
also  gegen  unliebsame  Überraschungen 
zu  schützen,  muss  er  von  vornherein 
seine  Forderungen  höher  stellen,  als  sie 
zur  Zeit  des  Vertragschlusses  angemes- 
sen sind.  Die  Stadt  aber  wird  stets  in 
der  Gefahr  sein,  sich  steigenden  Mehr- 
forderungen der  Unternehmer  gegenüber 
zu  sehen,  die  sie  nur  dann  wird  ablehnen 
können,  wenn  sie  sich  auch  zur  Über- 
nahme der  Abfuhr  in  eigene  R^e  ent- 
schliesst. 

X  X 

SäuatinBSstaib  DIE  deutschen  Städte  wei- 

sen  im  Gegensatz  zu  den 
Städten  der  westlichen 
Kulturstaaten  eine  ganz  beträchtlich 
höhere  Kindersterblichkeit  auf.  Zum 
Teil  tragen  an  dieser  {Erscheinung  meteo- 
rologische und  klimatische  Einflüsse 
die  Schuld,  durch  welche  die  Lebens- 
fähigkeit der  Säuglinge  herabgesetzt 
wird.  Das  kontinentale  Klima  mit  sei- 
nen heftigen  Temperaturschwankungen 
ist  für  die  Aufeucht  der  Kinder  weniger 
geeignet,  als  das  gleichmässigere  See- 
klima. Namentlich  die  Sommermonate 
zeigen  ein  rapides  Anstdgoi  der  Sterb- 
lichkeit, das  in  erster  Linie  auf  das 
Verderben  des  wichtigsten  Nahrungs- 
mittels der  Säuglinge,  der  Kidmiildi, 
zurückzuführen  ist.  Über  die  ungeheure 
Bedeutung,  welche  der  Gewinnung  einer 
einwandfreien,  das  heisst  einer  keimfreien 
und  möglichst  wenig  zersetzten  Kinder- 
milch zukommt,  herrscht  heute  wohl 
Übereinstimmung.  Nur  sehr  lang>ara 
setzt  sich  aber  der  Gedanke  durch,  dass 
es  die  Pflicht  der  öffentlichen  Körper- 
schaften ist,  eine  so  beschaffene  Kinder- 
milch ihren  Angehörigen  zur  Verfügung 
zu  stellen,  und  dass  die  private  Tätigkeit, 
soweit  es  sich  um  die  nichtbcsii/enden 
Klassen  der  Bevölkerung  handelt,  un- 
zureichend sei.  Nachdem  aber  einmal 
durch  das  Vorgehen  einiger  Gemeinden 
das  Eis  gebrochen  ist,  sehen  wir,  wie 
nach  einander  audh  die  anderen  Städte 
an  die  Errichtung  einer  städtischen  Kin- 
dermilchanstalt  herantreten.  Wenn  auch 
der  Umfang,  in  dem  diese  Anstalten 
eingerichtet  werden,  meist  sehr  klein  ist. 
und  ihre  Wirksamkeit  häufig  nur  auf 
die  eigentliche  Armenbevölkcrung  be- 
schränkt ist,  so  müssen  sie  doch  trotz 
aller  Unzulänglichkeit  als  wichtige  An- 
sätze bezeichnet  werden,  die  mit  Notwen- 
digkeit zunächst  zu  einer  allgemeinen 
kraunimalen  Mildiversorgung  der  Sätig- 
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linge  fuhren  müssen.  Auch  auf  die  im 
Mai  beschlossene  Errichtung  einer  Kin- 
dermilchanstalt  in  Co  In  treffen  diese 
Ausführungen  zu.  Die  Kindersterblich- 
keit ist  in  Cöln  eine  ziemlich  hohe.  Sie 
betrug  in  den  Jahren  1886  bis  i8<)5  durch- 
schnittlich 25,4%  gegen  16%  in  London 
und  Paris,  17%  in  Frankfurt,  18%  in 
Dortmund  u.  s.  w.  Um  der  selben  zu 
begegnen,  war  die  Cölncr  Armcnverwal- 
tung  schon  ^rit  einiger  Zeit  bemüht,  die 
Stillung  durch  die  Mütter  wieder  da- 
durch in  Aufnahme  zu  bringen,  dass  sie 
armen,  selbststillcnden  Wöchnerinnen  die 
Zuwendung  von  6  M.  auf  10  oder  12  M. 
erhöhte.  Die  Wirkung  dieser  Massregel 
konnte  natürlich  nur  eine  sehr  be- 
schränkte sein.  Wollte  man  mehr  leisten, 
so  konnte  man  sich  mit  dieser  ^nrich- 
fnng  nicht  begnügen.  Notgedrungener- 
weise  mussle  man  eine  städtische  Milch- 
vcrsorgungsanstalt  schaffen.  Der  Anfang 
dazu  ist  mit  der  RiwilÜgung  von 
17  000  M.  für  die  Ernclitung  einer  sol- 
chen Anstalt  gemacht  worden.  Die  Milch 
soll  in  der  Anstalt  so  präpariert  werden, 
dass  sie  trinkfertig  in  Mengen  von  6  bis 
8  Flaschen  stets  frisch  ins  Haus  geliefert 
werden  kann.  In  der  Stadt  soll  eine  An- 
zahl Depots  errichtet  werden,  aus  weldien 
durch  Fuhrwerk  der  Anstalt  oder  des 
Fuhrparks  an  die  berechtigten  Personen 
die  Milch  abgegeben  werden  soll.  An 
die  armenrechtlich  hilfsbedürftigen  Per- 
sonen soll  die  Milch  unentgeltlich  durch 
die  Armenverwalttmg,  an  diejenigen,  die 
ein  Jahreseinkommen  von  nicht  mehr  als 
2000  M.  haben,  zum  Selbstkostenpreis 
abgegeben  werden.  Der  unentgeltliche 
Bezug  der  S.intrlinpsmilch  gilt  aUo  als 
Armenunterstutzung,  und  infolgedessen 
geht  der  Familienvater,  der  von  dieser 
Einrichtung  Gebrauch  macht,  seiner  poli- 
tischen Rechte  verlustig.  Das  ist  eine 
Bestimmung,  die  nichts  mit  Sozialpolitik 
zu  tim  hat  und  sicher  nicht  eine  starke 
Benutzung  der  Anstalt  bewirken  vrird. 
Fast  könnte  man  auf  den  Gr<Iankcn  kom- 
men, dass  man  eine  solche  auch  nicht 
bealaichtigt,  da  der  Umfang  der  Anstalt 
auch  dem  dringendsten  Bedürfnis  in 
keiner  Weise  gerecht  werden  kann.  Mit 
einer  täglichen  Produktion  von  400  1, 
die  in  ,^ussicht  genommen  ist,  kann  man 
im  Höchstfalle  die  Nachfrage  für  300 
Kinder  befriedigen.  Und  die  sind  doch 
nur  ein  kleiner  Bruchteil  der  Kinder- 
bevölkerung Cölns.  Wenn  also  Ernst  ge- 
macht werden  soll,  so  bleibt  auch  da  noch 
viel  zu  tun. 

X  X 


Wahlrechtsver  i>j  Dresden  jagt  eine  Vor- 
schlMMaraa-  «ir  Vcrschlechteruiig 

des  st.idtischcn  Wahlrechts 
die  andere.  Nachdem,  wie  wir  in  der 
letzten  Rundschau  beriditet  haben,  drei 
Vnr^ch];ige  spurlos  versunken  sind,  ist 
der  Rat  bereits  wieder  mit  einer  neuen 
Vorlage  hervorgetreten.  Sie  sollte  «dine 
die  übliche  vorherige  Durchberatung  im 
Verfassungsausschuss  sofort  vom  Stadt- 
verordnetenkollegium angenommen  wer- 
den. Zur  Vorbereitung  dieses  Staats- 
streiches war  ehie  vertrauliche  Vorbe- 
sprechung veranstaltet  worden,  die  aber 
resultatlos  blieb,  weil  sich  34  Stadtver- 
ordnete fem  gehalten  hatten.  In  der 
Stndtverordnetensitzung  wurde  die  Vor- 
lage mit  34  gegen  32  Stimmen  dem  Aus- 
schusse überwiesen,  trotz  aller  Versuche 
der  Gegenseite,  sie  sofort  zur  Verhand- 
lung zu  bringen.  Die  Opposition  ging 
von  den  Antisemiten  aus,  die  von  der 
vorgeschlagenen  Reform  ihre  über- 
wiegende Machtstellung  bedroht  sahen. 
Nach  den  Vorschlägen  des  Rates  sollen, 
nämlich  ansässige  und  nichtansässige  Bür- 
ger je  42  Stadt\'erordnete  auf  6  Jahre 
wählen,  von  denen  ein  Drittel  alle  zwei 
Jahre  ausscheidet  Die  Wahlberechtigten 
werden  in  4  Abteilungen  geteilt:  x.  Rent- 
ner, Pensionäre:  2.  Arbeiter,  Gewerbc- 
gehilfen;  j.  Beamte,  Geistliche,  Lehrer, 
Arzte,  Künstler,  Rechtsanwälte  etc.; 
4.  Unternehmer,  Gewerbetreibende, 
Selbständige  in  Gärtnerei  und  Landwirt- 
schaft. Jede  Abteilung  zerfällt  wiederum 
in  zwei  Klassen,  in  Wähler,  die  länger 
als  10  Jahre  Bürger  sind,  und  solche  mit 
kürzerem  Bürgerrecht.  Es  erhalten  nun 
die  Rentner  (3020  Bürger)  12  Stadt- 
verordnete, die  Arbeiter  (10373)  12,  die 
Beamten  (13134)  24.  die  Unternehmer 
und  Gewerbetreibenden  (9511)  36  Stadt- 
verordnete! In  diesen  Abteilungen  ver- 
teilen sich  die  Mandate  jeweils  auf  die 
beiden  Klassen  in  folgender  Weise:  In 
der  ersten  Abteilung  erhalten  beide 
Klassen  gleich  viel  .Xhgcordncte.  ebenso 
in  der  Abteilung  der  Arbeiter.  Dagegen 
wählt  in  der  Abteilung  für  Beamte  die 
I.  Klasse  18,  die  II.  Klasse  nur  6.  in  der 
Abteilung  für  Unternehmer  und  Gewerbe- 
treibende die  I.  Klasse  30,  die  II.  Klasse 
nur  (')  Abgeordnete.  Wir  haben  es  lii-T 
also  mit  einem  Berufsklassenwahlrecht  zu 
tun,  dessen  Ungereclnigkeiten  durch  die 
weitere  Scheidung  der  Wahlberechtigun- 
gen nach  der  .Aufenthaltsdauer  der  Wäh- 
ler ins  Masslose  übertrieben  sind.  Der 
sozialpolitischen  Einsicht  des  Dresdener 
Rates  macht  diese  Vorlage  alle  Ehre. 
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Kant  Ckrantk  DER  Rat  der  Stadt  L  e  i  p- 
z  i  g  beabsichtigt  am  Süd- 
friedhof  eine  Verkaufshallc 
für  Blumen  zu  errichten.  X  Der  B  c  r- 
]  i  D  e  r  Magistrat  hat  den  Stadtverord- 
neten eine  Vorlage  unterin-eitet,  welche 
den  Bau  einer  zweiten  Heimstätte 
für  weibliche  Genesende  mit  95  Betten 
vorschlägt  X  Die  Stadtverordneten  zu 
W  e  t  z  1  a  r  beschlossen,  eine  Volksbade- 
anstalt einzurichten.  X  Nach  dem  Be- 
ridit  der  Stadt  c  6 1  n  i  s  c  h  c  n  Ver- 
sichcrungskasse  pcpcn  Arbeitslosigkeit 
waren  im  Winter  1904  -  1905  1596 
Personen  nnterstutzungsberechtigt,  von 
denen  sich  1271  als  arbeit '^los  mel- 
deten. Es  wurden  für  25034  Tage  Tage- 
gelder in  der  Höhe  von  35  596  M.  ge- 
zahlt. Für  das  laufende  Geschäftsjahr 
sind  die  Beiträge  der  ungelernten  Ar- 
beiter von  30  auf  35  Pf.,  die  der  gelern- 
ten von  40  auf  45  Pf.  pro  Woche  erhöht 
worden.  X  IKe  hessische  Abgeord- 
netenkammer hat  den  Entwurf  des  Gc- 
meindesteuergesetzes  in  der  Kommissions- 
fassung angenommen.       hu«k>  linosmann 

Sozialistiache  Bewegung 

l?*rJ2**'**"***  DAS  in  der  Sozialdemo- 
Batltigwio       i^atie   vertretene  Prinzip 
der  internationalen  Soli* 
dariät  ist  in  letzter  Zeit  mehrfach  in  die 

Erscheinung  getreten.  Der  Vorstand  der 
sozialdemola-atischen  Partei  Deutschlands 
hat  einen  Anfmf  erlassen,  in  welchem  er 

die  Genossen  des  Reiches  auffordert,  ihr 
Solidarit.'itsgefühl  gegenüber  den  russi- 
schen Revolutionären  fernerhin 
nicht  bloss  in  teilnahmsvollem  Zu- 
schauen und  Zustimmen,  in  Sympathie- 
erklärungen für  die  Opfer  zu  betätigen, 
soTificrn  dazu  überzugehen,  durch 
schleunige  Sammlung  von  Geldmitteln 
die  ungeheure  Not  und  das  Elend  der 
Opfer  zu  lindem,  die  dieser  einzig  da- 
stehende Kampf  um  die  Freiheit  erfordert 
hat  und  noch  erfordern  wird.  Die 
Sammlungen  sind  daraufhin  überall  er- 
öffnet, und  namhafte  Beiträge  sind  be- 
reits eingegangen. 

AUCH  das  internationale  sozialistische 
Bureau  erliess  einen  von  Vandervelde, 

Anscele  und  TTuysmans  unterzeichneten 
Aufruf  gegen  die  Greuel  in  Russland. 
IN  der  Marokkofragc  kann  die 
franzosische  Sozialdemokratie  das  Ver- 
dienst für  sich  in  Anspruch  nehmen,  dass 
sie  von  .\nfang  an  einer  Verständigtmg 
mit  Deutschlnn'l  fl.is  Wort  geredet  und 
zur  friedlichen  Beilegung  der  Differenz  in 


erheblichem  Masse  beigetragen  hat.  Als 
die  Gefahr  beseitigt  war,  sollte  eine  fran- 
zösisch-deutsche Kundgebung  zu  gunsten 
des  Völkerfriedens  stattfinden.  Die  Ber- 
liner Genossen  hatten  Jatu-es  —  der  als 
Führer  des  franzSsisehen  Sozialismus  und 
vor  allem  als  einflussreicher  Politiker 
den  Hauptteil  dieser  Verständigungsarbeit 
geleistet  hatte  —  zu  einem  Referat  ein- 
geladen. Da  licss  der  Reichskanzler 
Jaures  auffordern,  von  einem  Auftreten 
in  Berlin  Abstand  zu  nehmen  (vergt.  die 
Rubrik  P(^lttik.  pag.  604  ff.).  Er  konnte 
aber  nicht  verhindern,  dass  die  Kund- 
gebung vieler  Tausende  von  Berliner 
Arbeitern  am  Q.  Juli  in  der  Neuen  if'clt 
doch  vor  sich  ging.  Referent  war  der 
Abgeordnete  Richard  Fischer.  Ein  Tele- 
gramm Jaures'  an  die  Berliner  Arbeiter 
wurde  von  der  Versammlung  mit  stür- 
mischem Beifall  begrüsst  und  auf  An- 
trag des  Genossen  Bernstein  mit  einem 
Telegramm  an  Jaures  beantwortet.  Der 
rurwiirts  vom  selben  Tage  brachte  die 
ungehaltene  Rede  Jaures'  üt  extenso;  sie 
ist  von  hier  auch  in  die  übrige  Partei- 
prc^si-  ühcrpcgangen  und  ist  so  Millionen 
deutscher  Leser  zugänglich  gemacht  wor- 
den. 

AM  gleichen  Tage  waren  in  Constanz  am 
Bodensee  zu  Tausenden  schweizerische, 
österreichische,  italienische  und  deutsche 
Sozialdemokraten  versammelt,  um  die  Ge- 
nossen Greulich,  Todeschini,  Adler  und 
Bebel  über  die  internationale  Solidarität 
der  Völker  zu  hören  und  für  den  Frieden 
zu  demonstrieren.  Auch  hier  erfolgte 
das  Verbot  an  die  ausländischen  Redner. 
Es  war  daher  nur  Bebel  möglich,  in 
Constanz  das  Wort  zu  nehmen;  sodann 
formierten  sich  die  Tausendc  zu  einem 
Zuge,  der  nach  der  nahegelegenen  Grenze 
sich  bewegte,  nm  auf  dem  Boden  der 
freien  Schweiz  das  zu  tun,  was  in  dem 
grossen  Deutschen  Reich  nicht  erlaubt 
war. 

EINIGE  Wochen  früher  hatte  eine 
österreichisch  -  italienische 
Verbruderungskundgebung  in  Triest 
stattgefunden.  Auch  hier  haben  öster- 
reichische und  italienische  Sozialdemo- 
kraten den  Bestrebungen  ihrer  beider- 
seitigen Chauvinisten  entgegenzuwirken 
sich  bemüht. 

IM  hohen  Norden  das  selbe  Schauspiel. 
Dort  hatte  der  norwegische  Landtag  die 
Union  zwischen  Schweden  und 
Norwegen  gekündigt.  Das  veranlasste 
einige  schwedische  Blätter,  ein  wenig 
mit  dem  Säbel  zu  rassehi.   Die  schwe- 
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dische  Sozialdemokratie  veranstaltete  in 

Stockholm  und  anderen  grösseren  Städten 
Kundgebungen  und  forderte  den  Frieden. 
In  Versammlung^,  im  Parlament  und  in 
der  Presse  protestierte  die  schwedische 
Sozialdemokralie  gegen  den  Chauvinis- 
mus. In  einer  Reflation,  welche  in 
Stockholm  in  einem  lonalistischen  Mee- 
ting zur  Annahme  gelangte,  wurde  das 
Selbstbestimmungsrccht  des  norwegischen 
Volkes  anerkannt  und  jede  Gewaltmass- 
regel als  ein  Verbrechen  gegen  die  Hvl- 
lisation  und  aU  ein  Hochverrat  gegen 
das  Vaterland  gekennzeichneL  Es  wurde 
bcsditossen,  wenn  nötig,  zum  General« 
streik  imd  zum  Soldatenstreik  zu  greifen. 
Es  dürfte  vielleicht  auch  dieser  energi- 
schen  Haltung  der  Sozialdemokratie  zu 
danken  sein,  wenn  die  Spannung  in 
Schweden  bald  nachlicss  (vergl.  den  Ar- 
tikel von  Hjalmar  Branting  Die  natiu- 
wUe  Krise  «•  Skandinavien»  pag.  653  ff.)> 
X  X 
Kttllaad  DIE  allgemeinen  Kammcr- 

wahlen,  die  am  18.  Juni 
stattfanden,  haben  der 
sozialdemokratischen  Partei  einen  er- 
freulichen Aufschwung  in  der  Stinimen- 
aahl  gebracht.  Im  Jahre  1897  vereinigte 
die  junge  I^rtei  nur  13025  Stinunen  auf 
ihre  Kandidaten,  im  Jahre  1900  stieg  die 
Zahl  auf  38270,  und  bei  den  jetzigui 
Wahlen  wurden  65743  Stimmen  für  sie 
abgegeben.  Seit  1897  hat  also  die  Partei 
ihre  Stimmen  verfünffacht.  Nach  den 
twi  der  Hatiptwahl  festgestellten  Wahl- 
ergebnissen, gruppieren  sich  die  Parteien 
wie  folgt: 

die  Opposition: 
Sozialisten  65  743 

Liberale  Union  107903 
Radikale  51 858 

Moderierte  Liberale  52201 
Ch  r  i  s  tl  ichdemokraten     5  007 

insgesamt  362  712 

die  Regierungsparteien: 
Antirevolutioniire       141 407 
Klerikale  71 028 

Historischchristliche  66  326 
insgesamt  278  7Ö1 
Bei  den  Hauptwahlen  gelang  es  unseren 
Genossen  nicht,  einen  ihrer  Kandidaten 
durchzubringen;  erst  die  Stichwahlen 
brachten  ihnen  7  Mandate,  während  sie 
in  der  vorigen  Kammer  8  Sitze  inne 
hatten.  Trotz  des  Verlustes  an  dem  einen 
Mandat  wird  nach  der  Zusammensetzung 
der  Kammer  unserer  Partei  die  Rolle 
des  Züngleins  an  der  Wage  zufallen. 


Von  den  100  Sitzen  haben  nSmlicfa  in  der 

gegenwärtigen  Kammer  die  Klerikalen 
nur  noch  48,  die  Liberalen  45  und  die 
Sozialdemokraten  7  Sitze  inne. 
DIE  Vereinigimg  der  sozialdemokrati- 
schen Gemeinderatsmitglicdcr  tagte  am 
2.  Jnli  in  Zwolle.  Es  wurde  Über  die 
Durchführung  des  Wohnungsgesetzes, 
ferner  über  die  Frage  der  kommunalen 
Subsidierung  von  allgemeinen  Verkehrs- 
mitteln, wie  Strassenbahnen  u.  s.  w.  be- 
raten. Sodann  wurde  über  die  Stellung 
der  Parteigenossen  bei  den  Gemeinde- 
ratswahlen verhandelt,  wobei  em{>folüen 
wurde,  keine  Kompromisse  bei  den 
Hauptwahlen  abzuschliessen  und  lu"!  den 
Stichwahlen  die  bürgerlichen  iCandidaten 
vorsiditig  zu  prfifen.  Aunerdem  wurde 
noch  auf  dem  Kongrress  der  Wunsch  nach 
einer  Ergänzung  des  Gemeinde wahlpro- 
gramms  der  Partei  geäussert,  sowie  nach 
Gründung  eines  kleinen  Monatsblattes 
für  die  Gemeinderatsmitglieder. 

X  X 

Schweis  DIE  deutschen  und  oster- 

reichischen  Sozialisten  in 
der  Schweiz,  die  in  einem 
Landesverband  vereinigt  sind,  haben  nadi 
dem  soeben  vom  Landcsausschuss  in 
Zürich  veröffentlichten  Jahresbericht  für 
1904  die  Mitgliedenahl  in  ihren  Organi- 
sationen, wie  bereits  gemeldet,  von  2334 
auf  2632  erhöht;  sie  verteilen  sich  auf 
42  Sektionen.  Von  den  1 1  874  Bänden 
in  den  Bibliotheken  wurden  4489  ausge- 
glichen, Schriften  konnten  für  3564,85  fr. 
verkauft  werden,  wandernde  Genossen  er- 
hielten für  2232  fr.  keiseunter Stützung. 
Mitgliederversammlungen  fanden  542, 
Öffentliche  Versammltmgen  59,  Diskussio- 
nen 164  statt  Die  Einnahmen  des  Landes- 
ausschusses betrugen  2926,05  fr.,  die  Atis- 
gaben  1597,10  fr.,  der  Vermögensbestand 
1158,9s  fr.,  um  400  fr.  weniger,  als  1903. 
Die  Einnahmen  des  internationalen 
Flüchtlingsfnnd<  heliefen  sich  auf 
846,05  fr.,  die  Ausgaben  auf  394,30  fr.,  so 
dass  ein  Kassenbestand  von  45Xi78  fr.  ver- 
blieb. 

DIE  Genfer  Genossen  unterbreiteten  der 
schweizerischen  Sozialdemokratie  fol- 
gende Vorschläge:  Gründung  einer  Hilfs- 
kasse für  diejenigen  Soldaten,  die  im  Falle 
eines  Streiks  den  Gehorsam  verweigern; 
Vcrpflichtimg  für  die  sozialistischen  De- 
putierten, das  Militärbudget  so  lange  ab- 
zulehnen, bis  das  absolute  Verbot  der 
Verwendung  von  Truppen  in  wirtschaft- 
lichen Kämpfen  durchgesetzt  ist;  die  SO« 
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fortige  Ergreifung  der  Initiative  zur  Her- 
beiführung eines  Gesetzes,  wonach  das 
Militärbudget  auf  20.  Mill.  fr.  beschränkt 
wird.  Diese  Vorschläge  sollen  auf  dem 
Parteitag,  der  am  5.  August  m  Taitwnnt 
zusammentritt  Tcrhandelt  werden. 
X  X 
Sehwtfin  DIE  schwedische  Sozial- 
demokratie hat  vor  kurzem 
ihren  Rechenschaftsbericht 
für  das  Jahr  1904  veröffentlicht,  aus  dem 
ein  erfreulicher  Fortschritt  der  Bewegung 
ersichtlich  ist.  Zu  Beginn  des  Jahres 
1904  waren  in  Sdiweden  95  Arbeiter- 
gemeinden mit  761  AhtcilunpoTi  und 
$4552  Mitgliedern  vorhanden.  Ihre  Zahl 
wild»  bis  zum  Sdilnss  des  Jahres  anf 
112  Arbcitcrgcmcinden  mit  804  Abtcihm- 
gen  und  64835  Mitgliedern.  Die  grösste 
ArlwiterBemelnde  hat  Stoddidm  mit 
20233  Mitpliedcrn;  dann  folgen  Malmö 
mit  9131,  Göteborg  mit  4786  u.  s.  f.  Die 
Einnahmen  der  Partei  betrugen  im  Be- 
richtsjahre 87  779,52  Kr. ;  der  Vermögens- 
bestand der  Partei  ist  auf  51  622  Kr.  an- 
ge wachsen. 

X  X 
Bnsslani        in  Nr.  101  der  Iskra  teilt 
Plednnow  seinen  Austritt 

aus  der  Redaktion  des  ge- 
nannten Blattes  mit.    Und  zwar  tut  er 
dies  in  einem  kurzen  Schreiben,  welches 
die  Redaktion  unter  Ausdrücken  des  Be- 
dauerns abdruckt    In  einer  Nachbemer- 
kmig  wendet  sich  Plechanow  an  die  Leni- 
niancr  mit  der  Anfrage,  ob  sie  damit  ein- 
verstanden seien,  dass  er  auch  weiterhin 
die  Partei  im  internationalen  Bureau  ver- 
trete, denn  er  könne  dieses  Amt  nur 
unter   Zustimmung   beider  Fraktionen 
weiter  ausüben.   Die  Redaktion  ihrerseits 
teilt  anschliessend  mit:  i.  dass  ihre  Ver- 
sudie,  die  durch  Plechanows  Ansschdden 
entstandene  Lücke  durch  Kooptation  aus- 
zufüllen, an  der  ablehnenden  Haltung  der 
betreffenden  Genossen  gescheitert  setcn? 
2.  das?  die  vcrMcihcnden  Redaktionsmit- 
glieder ihre  Mandate  in  die  Hände  der 
Gesamtheit  der  Partdgcnossen  ihrer  Rich- 
tung /urücklopcn   nnd   die  Redaktions- 
geschafte  nur  provisorisch  weiterführen. 
Die  Zerwürfnisse  haben  ihre  Ursache  in 
den  Beschlüssen  des  3.  Parteitages,  dessen 
Protokoll    bei  Birk  in  München  auch 
deutsch  erschienen  ist.    Es  bleibt  abzu- 
warten, ob  eine  Wiederversöhnung  der 
beiden  Flügel  unter  Plechanow  und  Lenin 
herbeigeführt  wird,  oder  welche  Wendnng 
die  INnge  sonst  nehmen  werden. 
X  X 


Russiscb  Polen  LODZ,  die  düstere,  freud- 
lose, bildungsarme  Fabrik- 
stadt, ist  neben  dem  geistig 
regsamen  Warschau  in  den  Vordergrund 
der  soriafistisdien  Kämpfe  getreten.  Di« 
Fabrikanten  too  Lodz  haben  es  in  hol- 
dem Verein  mit  Polizei  und  Kosaken 
fertig  gebracht,  eine  grenzenlose  E^itte- 
rung  zu  züchten,  welche  das  früher  arg 
zerklüftete  Proletariat  dieser  Stadt  fak- 
tisch schon  jetzt  zu  einer  nach  aussen  ein- 
heitlichen Streitmacht  zusammengeschmie- 
det hat.  Anfang  Juni  wurde  ein  strei- 
kender Fabrikarbeiter  namens  Grab- 
czynski  von  Soldaten  ermordet.  Als  nun 
der  Tote  auf  dem  calvinistischen  Fried- 
hof begraben  werden  sollte,  schlössen 
sich  beinahe  sämtliche  Arbeiter  von  Lodz, 
die  Juden  keineswegs  ausgenommen,  mit 
entfolteten  roten  Fahnen  dem  Bc8rabnis> 
zug  an.  Am  Grabe  sprachen,  nachdem 
man  den  Pastor  angehört  hatte,  Vertreter 
aller  drei  sozialistischen  Parteien :  der 
P.  P.  S..  des  Jüdischen  Arbeiterbundes 
und  der  Sosialdemokratie  des  Königreichs 
Polen  und  Litauens.  Da  insbesondere  die 
P.  P.  .S.-Leute  ausgiebig  mit  Revolvern 
versdien  waren,  so  blinen  (fie  Demon- 
stranten unbehelligt  Anders  verliefen 
die  Dinge  am  18.  Juni.  An  diesem  Tag. 
einem  Sonntag,  veranstaltete  die  P.  P.  S, 
einen  völlig  friedlich  gemeinten  Maiaus- 
flug  nach  dem  Walde  von  Lagiewniki. 
Tausende  von  Arbeitern  und  Arbeite- 
rinnen nahmen  teil.  Im  Walde  trafen  sie 
mit  den  gleichfalls  zu  einem  Maiausflug 
vereinten  AnhSngem  der  SoaUMtmO' 
kratic  des  Königreichs  Polen  und  lAtOMM» 
zusammen.  Nach  mehrstündiger  heftiger 
Diskussion  trat  man  gemeinsam  diui 
Heimweg  an,  in  geschlossenem  Zug  mit 
entfalteten  Fahnen.  Unterwegs  schloss 
sich  dann  noch  eine  Schar  jüdischer 
Arbciterhündler  dem  Zuge  an,  schliess- 
lich sogar  auch  ein  Trupp  nationaldemo- 
kratischer, das  heisst  von  reaktionären 
polnischen  Chauvinisten  gegängelter  Ar- 
beiter. So  bewegte  sich  der  immer  mehr 
anschwellende  Zug  durch  die  Vor- 
stadt Baluty.  Berittene  zogen  voraus,  um 
die  Heimkeiirendcn  vor  etwa  anrückendem 
Militär  zu  warnen.  Sie  übersahen  aber 
eine  Abteilung  Soldaten,  die  im  Hinter- 
Inüt  lag  und  völlig  unprovoriert  Feuer 
gab.  7  Tote  und  zahlreiche  Verwtmdete 
sankefl  zu  Boden,  die  übrigen  stoben  aus- 
einander. Am  Montag  starben  noch 
57  Verwundete.  Am  Dienstag  wurden 
5  der  Opfer  auf  dem  katholischen  Fried- 
hof begraben;  atidi  dieses  Begrätmis 
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wurde  zum  Demonstrationsztig.  an 
welchem  80000  Menschen  teilnahmen. 
Am  Mittwoch  begab  sich  eine  Anzahl 
Arbeiter  nach  dem  Poznanskischen  Fabrik- 
spital, um  iwei  dort  ihren  Wunden  er- 
logenen jüdischen  Genossen  das  letzte 
Geleite  zu  geben.  Die  Leichen  waren 
aber  von  der  Poh'zei  heimlich  bei  Nacht 
weggebracht  worden.  Die  erbitterte 
Menge  formierte  einen  Dmoonstrations- 
zug,  der  auf  20  000  K5pfe  anschwoll»  aber 
von  den  Kosaken  überfallen  und  be- 
schossen wurde;  es  gab  13  Tote.  Am 
Donnerstag  fand  dn  neuer  demonstra- 
tiver Bcgr.ibniszug  statt  mit  70000  Teil- 
nehmern ;  auf  dem  Rückweg  überfiel  das 
Militär  die  Leidtragenden,  tötete  18  Men- 
schen und  verwundete  über  100.  Nun 
brachen  alle  Schrecken  des  Strassen- 
kampfes  los.  Die  Kosaken  hatten  Blut 
geleckt  und  hieben  und  schössen  nach 
Laune.  Barrikaden  wurden  gebaut,  alle 
verfügbaren  Revolver  setzten  sich  in 
Tätigkeit;  den  Kosakengenerat  Marmu- 
aow  rissen  die  Arbeiter  aus  seiner  Equi- 
page und  Schossen  ihn  nieder.  Die  Ko- 
saken metzelten  Frauen  und  Kinder, 
raubten  und  plünderten.  Man  spricht  von 
insgesamt  2000  Toten.  Den  Beschhiss 
mehrtägigen  Blutvergiessens  bildete  eine 
furchtbare  Bombenexplosion  in  einer 
Kavalleriekascrne.  Über  Lodz  wurde  der 
Kriegszustand  verhängt. 
ALS  die  Nachrichten  von  all  diesen 
Greueln  in  Warschau  eintrafen,  ordnete 
das  dortige  Koniitee  der  I'.  1'.  S.  zum 
Zeichen  des  Protestes  einen  eiiuagigfen 
Generalstreik  an,  der  zur  allgemeinsten 
Durchführung  gelangte.  Allerorten  in  der 
Provinz  fanden  ähnliche  demonstrative 
Streiks  und  Umzü^  statt  In  Kielce  kam 
es  am  3.  Juli  zu  einer  blutigen  Strassen- 
Schlacht,  in  Bialystok  wurde  am  5.  Juli 
auf  eine  Gruppe  von  Polizisten  und  Poli- 
zeibeamten eine  Bombe  geschleudert,  die 
unter  anderen  den  Obcrpolizcimeisters- 
gehilfeu  Gubski  schwer  verletzte. 
IN  Warsdia«  hat  sich  der  Guerillakrieg 
der  Arbeiter  gegen  Polizei  und  Soldaten 
förmlich  eingebürgert.  Es  vergeht  kaum 
ein  Tag.  dass  nicht  in  einem  der  Arbeiter- 
viertel ein  Kosak  oder  ein  Polizist  nieder- 
gestochen oder  erschossen  wird.  Man 
achtet  kaum  mehr  darauf. 

X  X 
KallM-Kiwsi  DER  p-  lnische  tmd  mit 
ihm  der  internationale  So- 
zialismus hat  einen  her- 
ben Verlust  erlitten.  Am  33.  Juni  starb 


in  Periiit/  in  Xiederösterreich  Gcno«s(? 
Dr.  Casimir  von  Kelles-Krauz.  Mitglied 
des  Pariser  soziologischen  Instiiu;^  und 
Mitghed  des  auswärtigen  Komitees  der 
P.  P.  S.,  unter  seinem  gesetzlichen  Namen 
bekannt  als  einer  der  bedeutendsten 
und  originalsten  Wissenschaftler  — 
den  detitschen  Lesern  speziell  auch 
durch  seine  Schrift  Die  Sociologii' 
im  XIX.  Jahrhundert  — ,  unter  dem 
Pseudonym  Miehat  Lmsnia  als  einer 
der  populrirsten  sozialistischen  Agitatioas- 
schriltsteller  Polens,  unter  beiden  Namen 
Mitarbeiter  der  Sosialistischen  Monats- 
hefte und  der  Neuen  Zeit,  endlich  unter 
verschiedenerlei  Pseudonymen  einer  der 
fruchtbarsten  Mitarbeiter  der  Krakauer 
sozialistischen  Monatsschrift  Krytykn  nn-i 
der  legalen  forlschritllichen  Zeilschrit- 
ten  Rnssisdi  Polens.  Obgleich  aus  einer 
alten,  ursprünglich  in  Livland  begüterten 
Adelsfamilie  stammend,  hat  Kelles-Krauz 
doch  niemals  den  Wohlstand  gekannt. 
Als  Sohn  eines  kinderreichen  kleinen  Be- 
amten 1872  in  Szczebrzesz3m  im  Gouver- 
miiunt  Luhlin  geboren,  besuchte  er  da-^ 
Gymnasium  erst  in  Radom,  dann  in 
Kielce.  Eine  aufopfernde  Tat  —  er  nahm, 
obwohl  unschuldig,  die  Verantwortung 
für  ein  Vergehen  seiner  Mitsdiüler  ganz 
allein  auf  sich  —  verschloss  ihm  für  im- 
mer die  Pforten  der  kaiserlich  russischen 
Hochschulen.  Dies  nötigte  ihn,  ins  Aus- 
land zu  gehen;  er  wählte  Paris,  wo  er 
unter  schweren  materiellen  Opfern  seine 
Studien  fortsetzte  und  beendete.  Seither 
erwarb  er  mühsam  mit  der  Feder  den  Un- 
terhalt für  Weib  und  Kind,  während  sein 
wissenschaftliches  Ansehen  stieg  imd  er 
unter  anderm  auch  zur  Abhaltung  ein- 
zelner Vortragsseriea  nach  Brüssel  an 
die  Universiti  nowette  berufen  wurde. 
Vor  drei  Jahren  befiel  ihn  ein  bösartiges 
Lungenleiden.  Aber  der  starke  und  ener- 
gische Mann  gab  ;eine  rastlose  Tätigkeit 
keineswegs  auf.  Im  Gegenteil :  die  ersten 
Vorzeichen  der  revolutionären  Phase,  in 
welche  Rassisch  Polen  seither  wirklich 
eingetreten  ist,  weckten  in  ihm  den 
Wunsch,  dauernd  in  sein  Vaterland  zu- 
rückzukehren. Er  wollte  österreichischer 
.Staatsbürger  werden  und  sich  in  Krakau 
niederlassen.  Behufs  Erwerbung  des 
Staatsbürgerrechts  begab  er  sich  zunächst 
nach  Wien.  .\bcr  die  Verhandlungen  init 
den  österreichischen  Behörden  zogen  sich 
arg  in  die  Länge.  Formalitiiten  wurden 
auf  Formalitäten  gehäuft,  und  ein  Jahr 
tmd  noch  ein  Jahr  verging.  Inzwischen 
wirkte  das  Wiener  Klima  zusehends  vcr- 
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schlimmernd  auf  sein  Lungenlciden.  Als 
das  ersehnte  Bürgerrechtsdiplom  endlich 
eintraf,  lag  tr  in  einem  ländlichen  Sana- 
torium im  Sterben. 

NICHT  nur  als  Denker  und  Partetmann, 
anch  als  Mensdi  ist  Kelles-Krauz  allen 

wert  gewesen,  die  ihn  näher  kannten.  Sein 
Sozialismus  war  ihm  nicht  etwa  eine  Be- 
•diäftigung  unter  mehreren,  sondern  der 
wesentliche  Inhalt  seines  Lebens.  Es  war 
kein  Falsch  und  keine  Halbheit  an  ihm. 
Das  kleinste  Stückchen  pseudon>'mer  li- 
terarischer ErwcrbNarbeit.  zu  dem  ihm 
nicht  selten  die  Not  die  Feder  in  die 
Hand  drückte,  war  doch  immer  durch- 
leuchtet von  seiner  sozialistischen  Welt- 
anschauung und  durchwärmt  von  seinem 
ehrlichen  sozialistischen  Empfinden.  Und 
öoch  war  seine  milde  Art  himmelweit  ent- 
fernt von  allem  sektiererischen  Fanatis- 
mus. Wer  je  mit  ihm  in  der  Polemik  zu 
ton  hatte,  der  lernte  seinen  gerechten  imd 
lauteren  Charakter  zwiefach  schätzen. 
Um  so  tiefer  is-t  die  Trauer  nm  sein  vor- 
zeitiges Scheiden.  Der  wühlenden  Krank- 
heit ood  ihren  Qualen  Trotz  bietend,  starb 
er,  wie  er  gelebt  hatte:  mannhaft  und 
heiter,  wie  einer,  dessen  abgeklärte  Phi- 
kMophie  wohl  die  Liebe  zum  Leben,  aber 
keine  Furcht  vor  dem  Tode  kennt. 

^taMChlonlk  EIN' EN  Sieg  haben  die  S^- 
zialdemokraten  bei  den  Ictz- 
teii  Stadtverordneten  ersatz- 
wahlen  in  Braunschweig  errungen,  auf 
den  stolz  zu  sein  sie  alle  Ursache  haben. 
Die  Wahl  des  Genossen  Ridci,  der  dem 
Stadtverordnetenkollegiiun  schon  lange 
Zeit  angehört,  wurde  zweimal  angefoch- 
ten und  f&r  ungültig  erklart  Nun  hat 
a?K>r  dir  Wählerschaft  ihren  Willen  un- 
zweideutig bekundet,  indem  sie  Ricki  mit 
grosser  Majorität  zum  drittenmal  wählte. 
X  In  Prcs^burg  wurde  der  Gründungs- 
parteitag der  slowakischen  Sozialdemo- 
kratie abgehalten.  X  In  Kasan  ist  mit  der 
Herausgabe  sozialistischer  Flugblätter  in 
tartarischer  Sprache  begonnen  worden. 
X  In  Czenstodnu  wurde  Genosse  M  a  - 
kowski,  einer  der  tüchtigsten  Agita- 
toren der  P.  P.  S.,  zu  lo  Jahren  Zwangs- 
arbeit in  Sibirien  verurteilt.  X  Der  7. 
Parteitag  der  spanischen  Sozial- 
demokratie ist  auf  den  a8L  Aogost  nach 
Madrid  einberufen  worden  huoo  ^octzmm 

Qewerktchaftsbewegung 
Aussparrunflen  DAS  Jahr  1905  hat  uns  mit 
der  Besserung  des  Wirt- 
schaftslebens eine  Lohnbe- 
wegung gebracht,  wie  sie  gleich  umfang- 


reich iiKili  in  keinem  früheren  Jahre  zu 
verzeiclmen  war.  Aber  auch  die  Aus- 
sperrungen sind  in  diesem  Jahre  zahl- 
reicher und  umfangreicher,  als  in  einem 
früheren  Jahre,  und  keine  Gegend  des 
Reichs  und  bald  kein  Beruf  ist  davon  ver- 
schont geblieben.  .-Mle  diese  .*\u>-perrun- 
gen  richten  sich  in  der  Hauptsache  gegen 
die  gewerlochaftlichen  Organisationen. 
Das  wurde  am  deutlichsten  ausgesprochen 
von  den  Unternehmern  des  Schnei- 
d  e  r  g  e  w  e  r  b  e  s ,  als  sie  vor  Pfingsten 
in  allen  grösseren  Städten  ihre  Gehilfen 
wegen  Verweigerung  von  Streikarbeit 
aussperrten.  Schliesslich  mussten  die 
selben  Unternehmer  mit  den  Arbeiter- 
organisationen sogar  in  Unterhandlungen 
treten  und  den  zur  Streikarbeit  verpflich- 
tenden Revers  zurückziehen.  Die  Folgen 
dieser  Aussperrung  waren  nur  unange- 
nehme für  die  Untcrnchtner,  indem  sie 
sich  jetzt  ihre  Sommersaison  verdorben 
haben.  Die  Arbeiterorganisation  ging  un- 
geschwächt aus  diesem  Kampf  hervor. 
NICHT  weniger  erfolgreich  war  für  die 
Arbeiter  die  Aussperrung  der  3000 
Zigarettenarbe  itcrinnen  in 
Dresden.  Diese  Arbeiterinnen  waren  in 
eine  Lohnbewegung  eingetreten,  nachdem 
sie  sich  vorher  dem  Tabakarbeiterverband 
angeschlossen  hatten.  Die  Unternehmer 
warfen  die  Arbeiterinnen,  nachdem  sie 
mit  ihnen  anfangs  tmterhandelt  hatten, 
kurzer  Hand  auf  die  Strasse.  Kategorisch 
wurde  der  Austritt  aus  der  Organisation 
verlangt.  Als  aber  die  Erzeugnisse  der 
Dresdener  Zigarettemndustrie  von  der 
organisierten  .Arbeiterschaft  unter  Boykott 
gestellt  wurden,  tmd  als  den  Ausgesperr- 
ten auch  weitgehende  materielle  Hilfe 
zugesagt  wurde,  waren  die  Unternehmer 
bald  genötigt,  die  Aussperrung  aufzuheben 
und  ihren  Arbeiterinnen  die  Koalitions- 
freiheit und  eine  Lohnerhöhung  zu  ge- 
wahren. 

HIER  ist  auch  die  .Aussperrung  in  der 
bayrischen  Metallindustrie 

zu  nennen,  welche  sich  über  Mün- 
chen, Augsburg.  Nürnberg  und  Um- 
gegend erstreckte,  und  an  d^r  1500 
Metallarbeiter  beteiligt  waren.  Ein 
Lohnkonflikt  in  der  Maschinenfabrik 
Maffei  in  Mfincbea  gab  den  äusseren 
Anlass  zur  ;\usspcrrung.  die  Zertrümme- 
rimg des  Metallarbeiterverbandes  war 
ausgesprochenermassen  der  Zwedc  der 
selben.  Das  Ergebnis  der  Aussperrung 
war  aber  auch  hier  ausdrückliche  Aner- 
kennung der  doch  so  verpönten  .Arbeiter- 
organisation, ausserdem  Verkürzung  der 
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Arbeitszeit  auf  58  Stunden  pro  Woche 
und  kleine  Lohnerhöhungen. 
AUCH  in  den  Untcrwcserortcn 
ut  wieder  einmal  der  Teufel  los.  Eine 
geringfügige  Lohnforderung  der  Kessel- 
schmiede auf  den  Werften  Teklenburg 
und  Seebeck  in  Geestemünde,  die  zum 
Streik  dieser  Arbeiterkategorie  führte, 
wurde  mit  einer  Aussperrung  der  ge- 
samten Arbeiterschaft  dieser  Werften 
beantwortet.  Die  Aussperrtuig  hat  sich 
auf  einige  andere  Werftbemebc  der 
Untcrwcscrortc  mid  sngnr  auf  Bremen 
ausgedehnt,  wo  unter  anderem  auch  wie- 
der einmal  die  Weser^nxft  ausgesperrt 
hat.  die  erst  vor  einem  Vicrtcl.iahr  mit 
einer  Aussperrung  hineingefallen  ist. 
DIE  Unternehmer  haben  aus  ihren 
Niederlagen  nichts  gelernt.  Auch  die 
Unternehmer  der  Holzindustrie 
nicht  Erst  im  Mai  haben  sich  die  Ham- 
burger Holzindustriellen  und  Tischler- 
meister in  einer  von  ihnen  frivol  ange- 
zettelten Ausspernmg  eine  förcbterliche 
Niederlage  geholt,  und  jetzt  sperren  die 
Holzindustricllen  Düsseldorfs  doch  wieder 
aus,  weil  die  Arbeiter  sich  weigern,  sich 
einen  ungünstigen  Tarifvertrag  auf« 
(dctroyieren  zu  lassen.  Ähnlich  Hegen  auch 
die  Verhältnisse  bei  der  grossen  Bau- 
arbeiter aussperrung  im  rhdnisch- 
westfilischen  Industrieberirk  —  Grund: 
ein  partieller  Zimmererstreik  in  Dortmund 
—  und  bei  der  Bauarbeiteraussperrimg 
in  Mfinchen.  Wem  aber  nicht  zu  raten 
ist,  dem  ist  nicht  zu  helfen.  Eine  allge- 
meine Aussperrung  der  Brauerei- 
arbeiter Rheinland- W  estlalens,  die, 
ebenfalls  veranlasst  durch  einen  partiellen 
Konflikt,  sich  gegen  die  Brauerorganisa- 
tion  richtete,  hat  ihren  Endzweck  nicht 
erreicht,  den  Arbeitern  aber  auch  keinen 
besonderen  Erfolg  gebracht. 
DIESE  vielen  Aussperrungen,  die  man 
in  ihrer  Systemlosigkeit  mit  den  früheren 
wilden  und  Ermunterungsstreiks  der 
Arbeiter  in  den  ersten  Jahren  gewerk- 
schaftlicher Tätigkeit  vergleichen  kann, 
haben  das  eine  Gute,  dass  sie  die  Arbeiter 
mit  unwiderstehlicher  Gewalt  auf  die  Ar- 
beiterorganisationen hinweisen;  —  ihr 
Endergebnis  ist  doch  nur  eine  Stärkung 
der  Gewerkschaften. 

X  X 
KOMresse  und  DIE  Hochflut  der  dies- 
Vatbaadttage    j^hripcn  Cewcrkcchaftsvcr- 

bandstage  ist  nun  vorüber- 
gegangen, so  dass  wir  nun  kurz  über  die 
Resultate  der  selben  berichten  können. 
Am  bedeutungsvollsten  waren  die  Gene- 


ralversammlungen des  S  enef  eider- 

b  und  es  und  des  l'crbandcs  der 
Liitiogra phen  und  Stcindrncker, 
vom  aa  bis  26.  April  in  Berlin, 
die  7u  einer  Verschmelzung  beider 
Organisationen  führten.  Der  Scnc- 
felderbund  wurde  im  Jahre  1873  ge- 
gründet, schränkte  später  aber  in  Rück- 
sicht auf  das  Sozialistengesetz  seine 
Tätigkeit  auf  das  Unterstützungswesen 
ein.  Der  dadurch  hervorgerufene  Mangel 
einer  gewerkschaftlichen  Organisation 
für  die  Lithographen  führte  1891  zur 
Gründung  des  Lithographenverbandes. 
Den  langjährigen  Bemühungen  der  Lith<^ 
graphenschaft  ist  es  nun  auf  obigen 
Generalversammlungen  gelungen,  beide 
Organisationen  imter  dem  Namen  Deut- 
scher Scncfclderbund  zu  einer  Organisa- 
tion zu  vereinigen.  Die  Zigarren- 
sortierer  bodilossen  auf  ihrem  Ver- 
bandstag, am  22.  bis  27.  April  in  Leipzig, 
ihren  Mitgliedern  künftig  Rechtsschutz 
zu  gewähren.  MinnUche  Mitglieder 
können  sich  bis  zu  15  M.  wöchentlich 
gegen  Arbeitslosigkeit  versichern ;  um  den 
Arbeiterinnen  den  Eintritt  in  die  Orga- 
nisation zu  erleichtem,  wurden  niedrigere 
Beitragsklassen  mit  niedrigeren  Unter- 
stützungssiitzcn  geschaffen;  das  Umzugs- 
geld wurde  erhöht.  Der  Organisator,  das 
Vert)andsorgan,  soll  kfinftig  T4tagig  er- 
scheinen. Der  Name  der  Organisation 
wurde  geändert  in  Verband  der  Zigarren- 
sortierer und  Kittenbekleber  Deutsch- 
lands. Der  Verbandstag  der  Glasar- 
beiter am  22.  bis  27.  April  in  Jena  be- 
schloss,  für  Nord-  und  Süddeutschland 
je  einen  Gaubeamtcn  und  den  Haupt- 
kassierer anzustellen.  Die  Handel  s  - 
and  Transportarbeiter,  die  am 
9.  bis  14.  Mai  in  Frankfurt  tagten,  be- 
schlossen Einführung  von  StatTelbeiträgcn 
in  Höhe  von  30,  35  und  40  Pf.,  für  weib- 
liche Mitglieder  von  20  Pf.  Entsprechend 
der  Höhe  der  Beiträge  wurden  die  Unter- 
stützungen bemessen.  Der  Kartellvei  trag 
mit  den  Seeleuten,  Eisenbahnern,  flafen- 
arbeitem  und  Maschinisten  wurde  gut  gc- 
heissen.  Es  erfolgte  die  Anstellung  eines 
Sekretärs  für  den  Hauptvorstand.  Die 
Töpfer  beschlossen  unter  anderem 
Einführung  einer  4.  Bcitragsklasse,  wo- 
nach bei  einem  Wochenlohn  von  über 
37  M.  ein  Beitrag  von  65  Pf.  erhoben 
und  7.20  M.  Wochenunterstützung  bei 
Krankheit  gezahlt  werden  soll.  Die  Reise- 
unterstützung wurde  verbessert  Kranke 
imd  Arl>citslo5;e  sollen  pro  Woche  15  Pf. 
Beitrag  zahlen.   Die  Schiffszimme- 


Digitized  by  Google 


«UNOSCHAU  •  ÖFFENTUCHES  LEBEN  •  QEWERKSCHAFTSBEW^UNQ 


709 


r  c  r  tagten  am  14.  bis  16.  Mai  in  Rathe- 
now und  beschlossen  vorbehaltlich  einer 
Urabstimmung  durch  die  Mitglieder  Ein- 
führung einer  Erwerbslo^^c-itintcr-^tnlztinp. 
Bei    15   Pf.  Beitragserhöhung  sull  nach 
Abl.ui!  der  ersten  Woche  der  Erwerbs- 
losi^cit  gezahlt  werden  an  Unterstützung 
pro  Tag  1,10  M.,  und  zwar  nach  ein- 
jähriger Mitgliedschaft  für  40  Tage,  für 
jedes  weitere  Jahr  jo  Tage  oder  nach 
zehnjährigfer  Mttgliedsdiaft  für  insiresamt 
310  Tage.  Die  Lederarbeiter  hiel- 
ten ihre  Tagung  am  24.  bis  28.  April  in 
Dresden  ah.   Man  beschloss,  auch  weib- 
liche   Mitglieder    aufzunehmen ;  diese 
sollen  20  Pf.  Wochenbeitrag  zahlen.  Wei- 
ter   einen    besoldeten    Ganldter  anzu- 
stellen und  das  Verbandsorgan  dreimal 
monatlich  erscheinen  zu  lassen,  statt  seit- 
her   zweimal.     Der  V'erbandsvorstand 
wurde  beauftragt,  mit  dem  Vorstand  der 
Zcntralkasse    der  Lederarbeiter  zwecks 
Verschmelzung  mit  diesem  Institut,  und 
mit  den  übrigen  in  der  Lederindustrie 
bestehenden      Organisationen  zwecks 
Schaffung   eines    Industrieverbandes  in 
Verbindung  zu  treten.  Der  Verbandstag 
der  Buchdruckereibilf sarbel- 
tcr  fand  am  to.  bis  13.  Juni  in  TTalle 
Statt  Es  wurde  die  Einführung  der  £r- 
werbslosenunterstfitznng  abgetdmt,  da- 
gegen beschlossen,  neben  der  Arbcitsloscn- 
auch   Krankenunterstützung   zu  zahlen. 
An  Stelle  des  bisherigen  Einheitsbeitrages 
von  20  Pf.  sollen  künftig  Staffelbeitr.^ge 
in  Höhe  von  20,  25  und  30  Pf.  erhoben 
werden.   Hingegen  lehnten  die  Berg- 
arbeiter auf  ihrem  Vcrbandstage  am 
10.  bis  15.  Juni  in  Berlin  die  Einführung 
von  Staffdbeiträgen  ab,  erhöhten  aber 
den  Beitrag  von  20  auf  40  Pf.  pro  Woche. 
Weiter  wurde  Einführung  einer  Arbeits- 
losenunterstützung von   I  M.  pro  Tag, 
steigend  nach  dreijähriger  Mitgliedschaft 
auf  140  M.  pro  Tag,  und  dner  Knmken- 
unlerstfitzung  von  3  M.  pro  Woche  be- 
schlossen. Die  Porzellanarbeiter 
tagten  am  ii.  bis  17.  Jim!  in  Berlin  tind 
beschlossen,    die  Krankenunterstützung 
obligatorisch   einzuführen.    Die  Unter- 
Stützung  beläuft  sich  auf  1,25.  2,50,  3,75, 
5.00.  7,50,  10  M.,  bei  einem  Mehrbeitrag 
von  5,  10,  15,  20,  30  und  40  Pf. :  sie  wird 
nach  S2wöchentliclier  Beitragsleistung  auf 
6   Wochen,   nach    T04   Wochen   für  10 
Wochen,  nach  156  Wochen  bis  15  Wochen, 
nach  208  Wochen  bis  20  Wochen  und 
nach  260  Wochen  bis  zu  26  Wochen 
gewährt,  und  zwar  vom  4.  Krankheitstage 
ab.    Der   Vorstand   wurde  ermächtigt, 
binnen  Jahresfrist  eine  weibliche  Hilfs- 


kraft zur  späteren  Verwendung  in  der 
Agitation  anzustellen.  Die  Metall- 
arbeiter, die  am  12.  bis  17.  Juni  in 
Lei]).?ig  tagten,  beschlossen  Umwandlung 
der  .Arbeitslosen-  in  eine  Erwerbslosen- 
unterstützung. Diese  I  nlcrstützung  wird 
unter  Beibehaltung  der  bisherigen  Sätze 
der  Arbeitslosenunterstützung  für  20 
Wochen  im  Jahre  gewährt,  ausserdem 
wtirde  eine  Sterbeunterstützung  eingeführt. 
Der  Beitrag  wurde  auf  SO  respektive 
20  Pf.  pro  Woche  erhöht.  Mit  */»  Mehr- 
heit gelangte  eine  Resolution  zur  An- 
nahme, in  welcher  die  Generalversamm- 
lung erkl.'irt,  dass  sie  mit  der  Haltung 
der  Delegierten  des  Verbandes  auf  dem 
Cötner  Gewofcschaftskongress  in  Sadien 
der  Maifeier  und  des  Generalstreiks  nicht 
einverstanden  ist.  Die  Generalversamm- 
lung des  Buchdrucker  Verbandes 
fand  am  19.  bis  26.  Juni  in  Dresden  statt; 
sie  beschäftigte  sich  in  der  Hauptsache 
mit  der  Tarifrevision  und  mit  der  Hal- 
tung des  Korrespondenten.  Wichtige  or- 
ganisatorische Änderungen  wurden  nicht 
beschlossen.  Ebenfalls  nicht  auf  der 
Graeralversammlung  der  Werftarbei- 
ter am  II.  bis  15.  Mai  in  Kid. 
AUF  dem  6.  internationalen 
Textilarbeiterkongress  in  Mai- 
land Inm  es  zu  redit  unangenehmen 
Auseinandersetzungen  zwischen  Deut- 
schen und  Engländern,  weil  die  letzteren, 
die  sich  im  Besitze  des  tntemationalen 
Sekretariats  befinden,  es  an  dem  nötigen 
Arbeitseifer  haben  fehlen  lassen.  Das 
Sekretariat  wurde  zwar  nochmals  deä 
Engländern  belassen,  aber  in  der  Person 
des  Sekretärs  trat  eine  Änderung  ein. 

X  X 

Internationale  DIE  diesjährige  K  o  n  f  e  - 
Oroanlsatloa  Sekretäre 
der  gewerkschaftlichen 
Landeszentralen  fdxtA  am  33.  und  24. 

Juni  in  Amsterdam  statt.  Vertreten 
waren  England,  Deutschland,  Österreich, 
Ungarn,  Schweden,  Norwegen,  Däne- 
mark, Spanien.  Belgien,  Holland  und  ein 
Vertreter  der  tschechoslawischen  Gewerk- 
schaftslmmmission  als  Gast.  Frankreich 
war  diesmal  unvertreten,  da  seinem  Ver- 
langen, die  Punkte  Generalstreik,  Anti- 
militarisnuts  und  Achtstunäentag  auf  die 
Tagesordnung  der  Konferenz  zu  setzen, 
niclu  entsprochen  worden  war.  Die  grosse 
Mehrheit  der  vertretenen  Landessekre- 
tariate hielt  auch  jetzt  noch  daran  fest, 
dass  es  nicht  Aufgabe  dieser  Ktmferenzen 
sein  könne,  theoretische  Fragen  7U  er- 
örtern, welche  die  Tendenzen  und  die 
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Taktik  der  gewerkschaftlichen  Bewegung 

in  den  einzelnen  Ländern  betreffen.  Auf- 
gabe der  Konferenz  sei  aber,  und  das 
wurde  durdi  Beschluss  ausdrücklich  fest- 
gelegt, »zu  beraten  über  den  enperen 
Zusammenschluss  der  Gewerkschaften 
aller  Länder,  über  einheitlich  zu  fuhrende 
Gewerkschaftsstatistiken,  über  gegen- 
seitige Unterstützung  in  den  wirt- 
achaftlichen  Kämpfen  und  über  alle  un- 
mittelbar mit  der  gewerkschaftlichen 
Organisierung  der  Arbeiterschaft  im 
Zusammenhang  stiluiuh  Fragen«.  Die 
übrigen  Beschlüsse  bewegten  sich  denn 
auch  im  Rahmen  dieses  Programms. 
Im  Jahre  1906  soll  eine  Untersuchung 
über  die  Länge  der  Arbeitszeit  in  allen 
Lindem,  wo  die  Gewerkschaften  von 
Einflu'^s  sind,  stattfinden.  Im  nächsten 
internationalen  Bericht  der  Landes- 
zentralen  sollen  Angaben  über  die  pari- 
tätischen und  gewerkschaftlichen  .■Xrbeits- 
nachweise  der  verschiedenen  Länder  ge- 
macht werden.  Es  wurde  der  Wunsch 
geäussert,  die  Gewerkschaften  Englands 
möchten  endlich  die  in  vielen  Branchen- 
orgjanis.iiioiien  üblichen  Schwierigkeiten, 
die  den  kontinentalen  Arbeiter  bei  der 
Aufnahme  treffen,  beseitigen.  Der  Be- 
richt des  internationalen  S<  kn  t;irs  wurde 
gutgeheissen,  der  Jahresbeitrag  ab  i.  Juli 
pro  Tooo  Mitglieder  von  50  Pf.  auf  i  M. 
erliiiht.  Die  nächste  Konferenz  findet  im 
Anschluss  an  den  skandinavischen  Ar- 
beiterkongres«  1907  in  Christiania  statt 
X  X 

Uagani  DIE  ungari.sche  Bewegung 

hat  im  Jahre  1904  erfreu- 
liche Fortschritte  gemacht, 
trotz  ihrer  unzureichenden  rechtlichen 
Stellung.  Ihre  Mitgliederzahl  erhöhte  sich 
von  41 138  auf  53  169,  davon  entfielen 
allein  in  Budapest  28057  Mitglieder. 
Auch  der  innere  Ausbau  der  Organisa- 
tionen hat  sich  vervollkommnet.  Die 
Holzarbeiter,  Riemer,  Anstreicher  und 
Handelsangestelhen  haben  Landesver- 
bände Repründet.  während  die  Berg- 
arbeiter, Eisenbahnangestcllten,  Schiffs- 
arbeiter, Textilarbeiter  und  Lederarbeiter 
schon  seit  Monaten  auf  die  GenehmigtUIg 
ihrer  Landesverbandsstatiitcn  durch  die 
Regierung  warten.  Dem  Bunde  des 
l'ufiarVändischcn  Gc-ccrhschaftsrairs  ge- 
hören 17  Landesverbände  mit  462  Sek- 
tionen und  27  Lokalvereine  an.  Von  den 
pn'wionn  f  Vfjanisationcn  nennen  wir 
die  Bauarbeiter  (15202  ^Titplieder),  Me- 
t.nllarbeiter  (9963),  Buch.lnuker  (5392), 
Holzarbeiter  (5208),  Schneider  (2415), 


Schuhmacher  (2282),  Steinmetzen  (lasj), 

Ruchbinder  (14R5)  und  Zimmerer  (1030). 
Im  Verhältnis  zu  den  Mitgliedcrzalileii 
sind  auch  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
gewachsen.  Die  ICiimahmen  brliefcn  sich 
auf  846820  K.  (im  Jahre  1903  273880  K.), 
davon  allein  bei  dm  Buchdruckern 
402972  K-  Die  Ausgaben  beliefen  sich 
auf  706520  K.,  davon  für  Arbeitslosen- 
unterstützung 123  946,  für  Reiseunter- 
stützung 37  336,  für  Kranken-,  Invaliden- 
und  Witwcnuntcrstötzung  199560.  für 
Agitation  194  1 10  und  für  Gehälter  38531 
K.  Der  Kassenbestand  stieg  von  526757 
auf  667  057  K.  Es  geht  vorwärts  auch  in 
Ungarn,  trotz  Unterdrückung  und  Recht- 
losigkeit der  Arbeiter. 
X  X 
Kurze  Cbronik  AM  26.  Juni  starb  in 
Homburg  v.  d.  Höhe  im 
Alter  von  72  Jahren.  Dr. 
Max  Hirsch,  der  bekannte  Gründer 
und  Anwalt  der  nach  ihm  benannten 
Gewerkvereine.  In  der  von  ihm  geleiteten 
Gewerk Vereinsbewegung  waf  er  scfion 
seit  Jahren  ein  toter  Mann.  Die  Gewerk- 
vereine sind  bedeutungslos  geblieben,  wie 
sie  es  von  Anfang  an  waren.  Dazu  hatte 
er  in  den  letzten  Jahren  gerade  aus  den 
Reihen  seiner  .Anhänger  nianclie  Anfein- 
dung erfahren.  X  Die  Solidarität,  das 
Organ  des  Buchdmcfcereihilfsarbeiter- 
verbandes.  und  die  Cli'sn  -rituisi:  kniiTitcn 
auf  ein  lojähriges  Bestehen 
aurucldiKdcen.  X  "Ott  Auflage  des 
Grundsteins  hat  170000  überschritten,  die 
des  Zimmerers  50  000.  X  Der  Schiffs- 
zimmererverband  hat  durch  Urab- 
stimmung  die  Arbeitslosenunterstüt/nng 
eingeführt.  ceNsr  otiNHARor 

Genossenschaftsbewegung 

Genossen-       ZUM  dritten  Male  seit  den 

luaVuar?^       T'-iß^"  ^  Kreuznach  tra- 
ten vom  19.  bis  21.  Juni  in 
der  Hauptstadt  des  Schwabenlandes  die 
im    Zentraherband    deutscher  Kon- 

sumvcreUic  organisierten  Vertreter  der 
modernen  Genossenschaftsbewegung  zu- 
sammen, und  diesmal  war  ihre  Tagung 
noch  imposanter,  ihre  Beschlüsse  vielleicht 
noch  schwerwiegender,  als  in  den  vergan- 
genen Jahren.  Nicht  weniger  als  443 
Delegierte  von  100  Kon«^umvereinen,  den 
7  Revisionsverbänden  und  der  G.  E,  G. 
waren  anwesend,  femer  auch  eine  grosse 
Anzahl  Gäste,  die  von  der  wachsenden 
Bedeutung  der  konsumgcnosscnschaft- 
lichen  Organisation  Zeugnis  ablegten : 
Vertreter  der  deutschen  landwirtschaft- 
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liehen  und  solche  der  ausländischen  Ge- 
nossensduften,  Delegierte  der  bei  den 
Genossenschaften  beschäftigten  Arbeiter- 
kategorieen,  ein  Abgesandter  der  General- 
kommission der  Gewerktehaften  Deutsch' 
londs  nnd  endlich  sogar  zwei  leibhaftige 
Vertreter  der  Behörden,  der  eine  für  das 
wfirttembergische  Ministerium  des  Innern 
und  die  Zentralstelle  für  Gewerbe  und 
Handeil,  der  andere  fSr  die  Stadt  Stntt- 
gnrt.  Vor^üplich  der  letztere  zeichnete 
sich  bei  seiner  Ansprache  durch  eine  sehr 
gerechte  nnd  vers^dirfsvolle  Auffiustuig 
des  Genossenschaftswesens  aus.  Aus  den 
Reden  der  sonstigen  Gäste  wäre  nur  noch 
die  des  Gewerkschaftsvertreters  Umbreit 
SU  erwähnen,  der,  offenbar  bemüht,  den 
wenig  vorteilhaften  Eindruck  der  Genos- 
senschaft sdebatten  vom  CSlner  Kongress 
zu  mildern,  einer  höheren  und  grosszugi- 
geren  Auffassung  des  Verhältnisses  zwi- 
schen Gewerkschaften  und  Genossenschaf- 
ten das  Wort  redete,  als  sie  dort  hervor- 
getreten war. 

DEN  Inhalt  des  Sekretariats-  und  Vor- 
Standsbcrichts  haben  wir  bereits  in  der 
vorigen  Rundschau  (pag.  630  ff.)  wieder- 
gegdlMn;  er  wurde  auf  dem  Kongress 
nur  in  einzelnen  Punkten  ergänzt.  Sodann 
wandte   sich    der   Verbandstag  seinem 
Hauptberatungsgegenstand,  der  A  n  g  e  - 
Stellten  unterstützungskasse 
m.   Wie  vielleicht  erinnerlich,  hatte  der 
«!cni  \origt  n  \'crhandstag  vorgcUgte,  auf 
Grund  der  Versicherungsgesetze  ausgear- 
beitete Entwurf  keine  Gnade  von  den 
Augen  der  Delegierten  gefunden.  Der  von 
dem  Kommissionsmitgliede  von  Elm  un- 
terbreiteten diesjährigen  Vorlage,  die  sidi 
auf  der  Grundlage  der  freien  Hilfskassen 
bewegte,  war  ein  besseres  Schicksal  be- 
schieden.   Gewiss  wurde  auch  dtesnud, 
besonders  von  den  Vertretern  der  Ange- 
stellten,  noch   manclios   bemängelt  und 
auch     Abänderungsvorschläge  gcmachL 
Schliesslich  gelangte  aber  doch  die  Vor- 
lage mit  allen  gegen  13  Stimmen  zur  un- 
veränderten  Annahme.     Die  deutschen 
Konsumvereine  haben  damit  ein  grosses 
aozialpoKtlsches  Werk  votlbradit,  das  sie 
dem  Privatuntemchmertum  gegenüber  als 
leuchtendes  Vorbild  dastehen  lässt,  zu- 
nud  das  hier  Gew&hrte  nldit  den  Cha- 
rakter des  Almosens  trägt,  wie  das  bei 
den  privaten  IVohtfahrtseinrichtungcn  ja 
meist  der  Fall  ist  Das  Statut  der  Kasse, 
die  mit  dem  i.  Januar  1906  in  Kraft  tre- 
ten soll,  ist  in  Nr.  14  bis  16  der  Konsum- 
genossenschaftlichen   Rundschau  veröf- 
fentlicht.  Hier  seien  nur  ausnigsweiae 


einige  Bestimmungen  wiedergegeben.  Ver- 
sicherungsßhig  sind  alle  Aiigestellten 
(inklusive  Vorstand)  der  dem  Zentral- 
verband angeschlossenen  Genossenschaf- 
ten, und  zwar  die  männlichen  vom  21.,  die 
weiblichen  vom  25.  Lebensjahre  ab.  Nach 
Ablauf  des  i.  Kassenjahres  werden  nur 
noch  Personen  unter  50  Jahren,  und  die 
ein  Gesundheitsattest  beibringen  können, 
au  fgenomnien.  E^e  betretende  Genos- 
senschaft muss  alle  Angestellten  ver- 
sichern. Der  Beitrag  ist  6%  des  Lohnes 
oder  Gehaltes,  rar  Hälfte  vom  Verdn, 
zur  Hälfte  vom  Versicherten  zu  zahlen. 
Bestimmungen  über  Rückzahlung  der  Bei- 
träge respektive  die  selbständige  Weiter^ 
Versicherung  schützen  die  Angestellten 
vor  Nachteilen,  die  sonst  aus  wechseln- 
den Arbeitsverhältnissen  erwachsen  könn- 
ten. Qie  Verwaltung  der  Kasse  ist  pa- 
ritätisch. Die  Leistimgen  sind:  Inva- 
lidenrente (20  bis  60%  des  Einkommens), 
mit  65  Jahren  Altersrente  (das  selbe), 
Htnterbliebenenunterstutzung  (je  nach 
Zahl  der  Kinder  bis  75  %  der  Inva- 
lidenrente) ;  staatUche  Versicherung 
wird  nidit  eingerechnet  Zweifel- 
los weist  das  sehr  sorgfältig  aus- 
gearbeitete Statut  trotzdem  noch  ein- 
zelne Hirten  und  Ungereditigicdten 
auf,  die  später  einmal  beseitigt  werden 
müssen  und  können.  Vorläufig  aber  dür- 
fen die  Goiossenschaften  froh  und  stolz 
sein,  das  grosse  Werk  unter  Dadl  und 
Fach  gebracht  zu  haben. 

BEI  dem  Punkte  Die  weitere  Eniwieie- 

lun}^  di's  gcnossenschaf fliehen  Arbeitsver- 
hältnisses wandte  sich  der  Verbandstag 
audi  den  Colner  Genossenschaftsdebatten 
zu,  und  manches  bittere  Wort  über  das 
dort  Gehörte  wurde  laut.  Auch  wurden 
verschiedene  der  daselbst  vorgebrachten 
Beschwerden  als  irrig  nacligcwiescn.  Was 
die  in  der  Colner  Resolution  ausge- 
sprochenen Wünsche  anlangt,  so  werden 
sie  von  den  Genossenschaften  gern  be- 
rücksichtigt werden,  sofern  sie  in  den 
vorliegenden  Tarifverträgen  nicht  bereits 
erfüllt  oder,  wie  die  Schiedsgerichtsfrage» 
bereits  anderweitig  geregelt  sind.  Ober 
die  Durchführung  des  Räckerciarbeiter- 
tarifs  konnte  nicht  ganz  das  erwartete 
Gute  berichtet  werden,  insofern,  ahi  sie 
noch  eine  grossere  Anzahl  Verbandsver- 
eine verweigert  haben,  darunter  allerdings 
meist  solche,  deren  Bäcker  nicht  einnul 
ihren  gewerkschaftlichen  Organisationen 
angehören.  Der  von  der  Verbandslcitung 
vorgelegte  Tarifvertrag  mit  den  kaufmän- 
nischen Angestellten  (vergL  SoMiaUstische 
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Monatshefte,  1905,  I.  Bd..  pag.  361) 
wurde  einstimmig  angenommen.  Ebenso 
wurde  der  Vorstand  beauftragt,  emeot 

mit  den  Handels-  und  Tran'-i)rirtarl)c>itiTn 
zwecks  Regelung  der  Arbeitsbedingungen 
in  VerhanSttngen  m  treten. 
ZUR  Frage  der  Vertiefung  der  Organisa- 
tions-  und  Agitationsarbeit  in  den  cin- 
zdnen  Landesteilen  wurde  ein  Antrag  der 
Verbandsvcrwaltimg  angenommen,  der 
die  Gründung  von  R  c  v  i  s  i  o  n  s  v  e  r  - 
bandssekretariaten  im  Anschluss 
an  (ien  Zcntrah'crband  empfiehlt,  die 
selbständige  Gründung  solcher  Einrich- 
tungen aber  verurteilt.  Eine  weitere  Re- 
solution will  die  Gründung  neuer  Genos- 
senschaftsblätter einschränken.  Die 
Spitzen  dieser  Resolutionen  richteten  sich 
«gen  die  Württemberger.  die  in  beiden 
Beziehungen  selbständig  gegangen  sind. 
Uns  scheint  diese  Furcht  vrir  einer  un- 
wirtschaftlichen Zersplitterung  etwas  zu 
weit  ztt  gehen  und  die  viel  grossere  Ge- 
fahr einer  Unterdrückung  des  selbständi- 
gen genossenschaftlichen  Lebens  in  den 
einzelnen  Landesteilen  heranfzabe> 
schwören. 

LEIDER  ging  es  auch  nicht  ohne  eine 
nochmalige,  an  peinlichen  Momenten 
reiche  Aufwärmung  der  cigcntlicli  sclion 
erledigten  Affäre  Peus  ab,  die  dann  mit 
einer  scharfen  Resolution  gegen  die  Um- 
satzsteuer ihren  Abschluss  fand. 
BEI  den  Wahlen  wurde  das  ausschei- 
dende Vorstandsmitglied  Radestock  und 
die  Ausschussmitglieder  von  Elm,  Poppig 
und  Staudinger  auf  ihre  Stellen  zurfick- 
bcrufen.  Dann't  fand  der  von  so  frucht- 
barer Arbeit  erfüllte  Genossenschaftstag 
sein  Ende. 

X  X 

aroastlokauts-  A\  den  Gcnossenschafts- 

fu^S^r'Lm.  sich   wie  ge- 

ntarvfwlv«  wohnlich  die  Gencralver- 
sammlung  der  G.  E.  G. 
am  2Z.  und  23.  Juni.  Der  Bericht  über 
diese  ist  um  so  sdmeller  erledigt,  als  es 
sich  diesmal  fast  nur  um  innere  geschäft- 
liche Angelegenheiten  handelte.  Der  vom 
Geschäftsführer  Seifert  erstattete  Bericht, 
dessen  Hauptzahlen  und  -daten  wir  be- 
reits im  vorigen  Bande  (pag.  558  ff.)  wie- 
dorpcgcl)cn  hatten,  wurde  mit  Befriedi- 
gung entgegengenonunen  und  der  Ver- 
waltimg  Entlastung  erteilt  Die  von  der 
Geschäftsleitung  vorgeschlagene  Rein- 
gewinnverteilung erfuhr  insofern  eine 
Abänderung,  als  beschlossen  wurde,  statt 
3  nur  2'>j*/.^  Rückvergütung  ru  zahlen 
und  die  dadurch  frei  werdenden  14000  M. 


einem  Produktionsfonds  zuzu- 
weisen. Hinsichtlich  des  Baues  der  Sd- 
fenfabrik,  die  sich  bei  einem  Umsätze 
der  G.  F..  G.  von  78000  Zentnern  jetzt 
vorzüglich  rentieren  würde,  konnte  der 
Versammltmg  leider  noch  keine  definitive 
Ivösung  in  Aussicht  gestellt  werden.  In- 
dessen trat  die  Verwaltung  bereits  mit 
neaen  Plänen,  nämlich  der  Errichtung 
eines  eigenen  Verwaltungsgebäudes  und 
einer  eigenen  Druckerei  für  die  Verlags- 
anstalt des  ZentralverbMdes,  an  die  De- 
legierten heran,  die  gern  ihre  Zustim- 
mung zur  Vornahme  der  einleitenden 
Schritte  gaben.  Ferner  wurde  die  Über- 
nahme von  Aktien  der  Kunewalder  Ge- 
nossenschaftsweberei, die  vielleicht  ein- 
mal der  G.  E.  G.  angegliedert  werden 
kann,  angeregt.  Der  immer  noch  zu 
wünschen  übng  lassenden  Beteiligimg  der 
süddeutschen  Vereine  an  der  G.  E.  G. 
soll  durch  eine  Erhebung  auf  den  Grund 
gegangen  werden.  Ein  Antrag  des  Zeit- 
traht-rhandcs,  ihm  jährlich  aus  den  Mit- 
teln der  G.  E.  G.  eine  angemessene 
Summe  für  allgemein  genossen- 
schaftliche Zwecke  tut  Verfügung 
zu  stellen,  wurde  gegen  4  Stimmen  an- 
genommen. Als  Ort  für  den  nächsten 
Verbandsfag  und  die  Generalversanmi- 
lung  wurde  Stettin  bestimmt. 
X  X 

ttMtIgait  EINF.R  besonderen  Feier 

konnten  die  Teilneluner  der 
Genossenschaftstage  an 

Abend  des  22.  Juni  beiwohnen,  nämlich 
dem  4ojälirigen  Jubiläum  des  Stuttgarter 
Spar-  und  Konsumvereins.  Im  Jahre 
1864  von  52  Männern  aus  dem  Arbeiter- 
bildungsverein ins  Leben  gerufen,  hat  es 
diese  Genossenschaft  nach  4ojähriger  Tä- 
tigkeit auf  eine  Mitgliederzahl  von  22  00O 
gebracht,  die  etwa  die  Hälfte  aller  Hans- 
haltungen  Stuttgarts  umfasst.  Ihr  Um- 
satz im  Jahre  1904  betrug  6401  551  M. 
und  der  erzielte  überschuss  637  3.^6 
Neben  dem  Kolonialwarengcschäft  be- 
treibt die  Genossenschaft  auch  den  Ver- 
kauf von  Schuhen,  Trikotagen  und  Garn- 
waren. Hervorragend  ist  auch  das  Wein- 
geschäft. Die  grosse  Bäckerei,  die  mit 
13  Doppeldamptbackofen  ausgestattet  ist, 
hat  eine  Jahresproduktion  von  3'-'«  Mill.  kg. 
Insgesamt  beschäftigte  die  Genossen- 
schaft 255  Angestellte.  Der  Sttsttgarter 
Spar-  und  Konsumverein,  der  sich,  wie 
wenig  andere,  aus  allen  Schichten  der  Be- 
völkerung rekrutiert,  hat  sich  —  vidlddit 
infolgedessen  —  von  jeher  einer  gerech- 
teren Behandiung  und  Wertschätzung  sei^ 


Digitized  by  Google 


SUNDSCHAU  •  ÖFFENTUCHBS  LEBEN  •  QBNOSSBNSCHAFTSBEWEOUNO 


713 


tens  der  leitenden  Kreise  des  I^indes  zu 
erfreuen  gehabt,  als  andere  seinesgleichen. 
Im  Jahre  igoi  wurde  ihm  der  Besuch  des 
Königs  von  Württemberg  zu  teil,  dem 
S|>ater  der  der  Abgeordnetenkammer,  des 
Gemeinderats  der  Stadt  und  anderer  il- 
lustrer Gäste  folgten.  Leider  hat  dieses 
hohe  Wohlwollen  ihn  nicht  vor  der 
Steuerschraube  zu  schätzen  vermocht, 
die  ihm  jährlich  etwa  ao%  seines  Über- 
sdiasses  abpresst;  in  Zuknnft  wahrschein- 
lich noch  mehr.  Auswege  aus  diesem  Di- 
lemma werden  reiflich  erwogen.  Möge 
dem  grössten  sfiddeotschen  verein  etn 
weiteres  gesundes  Fortschreiten  auf  seiner 
glänzenden  Bahn  beschieden  sein! 

X  X 

g|lto<?  0*:    AUCH  der  in  der  Pfingst- 
wodie  in  Patsley  abgehal- 
tene Kongress   des  briti- 
•dien  Genossenschaftsverbandes  darf  als 
einer  der  bedeutungsvollsten  seiner  Art 
bezeichnet  werden.  Ausserlich  war  sein 
Verlauf  ein  ähnlich  glänzender,  wie  der 
seiner  Vorgänger :  eine  ungeheure  Zahl 
von  Delegierten  (etwa  1500),  Vertreter 
der  Stadt,  der  Geistlidikeit,  der  Gewerlc- 
schaftcn  luul  Lehrer  und  eine  nicht  ge- 
rige Zahl  ausländischer  Gäste.  Einem 
dieser  Gaste,  dem  bdomnten  schweizeri- 
schen Verhaudssekretir  Dr.  Hans  Müller, 
war  so^ar  die  noch  nie  einem  Fremden 
zugdHlligte  Ehre  zugefallen,  die  Inaugu- 
raladressc  an  den  Kongress  zu  verlesen. 
Er   erntete   für   die   geschickte  Lösung 
seiner  Aufgabe  den  lebhaften  Beifall  der 
Versammlung,  der  wohl  eben  so  selir  den 
Leistungen  des  Redners,  wie  einer  .Mani- 
festierung der  internationalen  Gesinnun- 
gen der  Genossenschafter  galt.  Einge- 
leitet wurde  der  Kongress  am  Sonnabend 
Originellcrweise    durch    eine  genossen- 
schaftliche Wagen-  und  Pferdeparade,  an 
der  sidi  21  Vereine  der  Umgegend  betei- 
ligten,   und   die  durch   die  eigenartige 
propagandistische    Ausschmückung  der 
Wagen  und  die  Schönheit  des  Pferde- 
matcrials  grosses  Auf  Milien  unter  der  Be- 
völkerung erregte.    Dann  folgte  die  Er- 
öffnung der  Ausstellung  genossen- 
schaftlicher Produkte  durch  einen  Ver- 
treter des  Stadthauses.   Am  Sonntag  fan- 
den Versammlungen  statt,    und  in  vier 
Kirchen  der  Stadt  predigten  die  Geist- 
lichen über  den  genossenschaftlichen  Ge- 
danken  als  eine  Wiederauflebung  alt- 
christlicher  Gebote.    Am  Montag  endlich 
wurden  die  Kongressverhandlungen  selbst 
mit  dem  MüllerKben  Referate  eingeleitet. 


dem  die  Anq»rachen  der  anderen  Gäste 

folgten. 

DER  Bericht  des  Zentralrats  über  die 
Entwickclung  des  Verbandes  lag  den  De- 
legierten gedruckt  vor.  Wir  werden  über 
seine  bedeutendsten  Ziffern  und  Mittei- 
lungen in  nächster  Nummer  berichten. 
Unter  den  wichtigeren  Verhandlungs- 
gegenständen  sei  zunächst  der  Punkt  Ist 
die  Genossenscluiftshevoegung  sur  Lösung 
des  industrieUen  Problems  befähigt  f  ge- 
nannt. Das  praktische  Fazit  des  hierzu 
von  Herrn  Bisset  gehaltenen  Referats  war 
leider  nicht  eine  Beantwortting  dieser 
hochinteressanten  Frage,  sondern  nur  eine 
Empfehlung  der  Erweiterung  der  Bank- 
ahteilnng  der  Grossdnkaufsgesellschaft, 
um  die  ungeheuren  Summen,  die  heute  in 
den  verschiedenen  Arbeiterorganisationen 
festgelegt  sind  und  jährlich  zirkulieren, 
für  die  .Vrheitcrschaft  machtbringend  zu 
verwerten,  ein  an  und  für  sich  ja  auch 
sehr  guter  und  nützlicher  Gedanke,  dem 
die  Versammlung  nach  kurzer  Diskus- 
sion ihre  Zustimmung  gab.  Dann  wandte 
der  Kongress  seine  Aufmerksamkeit  der 
Bodenfrage  zu,  die  auch  für  die  Ge- 
nossenschaften eine  grosse  Rolle  spielt. 
Nach  einem  interessanten  bodenreforme- 
rischen  Referat  von  J.  G.  Knight  wurde 
eine  die  Besteuemng  des  Bodens  nadi 
seinem  Werte  verlangende  Resolutioa  an- 
genommen. 

DER  Oou  des  Kongresses  waren  die 

Verhandlungen  über  die  Frage  der  direk- 
ten parlamentarischen  Vertre- 
tung der  Genossenschaften.  Der  Refe- 
rent J.  Tweddel  aus  Hartlepool  verglich 
die  gewaltige  Bedeutung,  die  heute  schon 
die  englische  Genossenschaftsbewcgtmg 
für  das  Volk  habe,  mit  ihrem  geringen 
Einfluss  auf  die  Gesetzgebung.  Die  Ge- 
nossenschaften befiknden  sich  damit  in 
einer  ähnlichen  Lage,  wie  bis  vor  kurzem 
die  Gewerkschaften,  deren  Mitglieder  die 
Geschäfte  der  beiden  historischen  Parteien 
besorgt  hätten,  ohne  dass  jemals  etwas 
für  sie  selbst  abgefallen  wäre  (?).  Jetzt, 
wo  sich  die  Gewerkschaften  zu  einem 
selbständigen  politischen  Vorgehen  auf- 
gerafft hatten,  köntrten  die  Genossen- 
schaften das  selbe  tun,  und  zwar  wäre 
in  einem  Zusamenhange  mit  dem 
L.  R.  C.  die  beste  Gewähr  eines  Erfolges 
gegeben.  L^m  diese  Anschauungen  ent- 
spann sich  eine  hcisse  Debatte,  in  der  mit 
einem  gewissen  Recht  geltend  gemacht 
wurde,  dass  die  Genossenschaften,  deren 
Mitglieder  allen  Volkskreisen  entstamm- 
ten, sich  nicht  an  eine  ausgesprochene 
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Arbeiterpartei  anschliessen  dürften.  Die 
Resolution  Tweddels,  die  nur  die  Em- 
pfehlung der  politischen  Betätigung' ent- 
hielt, wurde  mit  654  gegen  271  Stimmen 
angenommen,  ein  das  Zusammengehen  mit 
der  Arbeiterpartei  verlangendes  Amende- 
ment  mit  801  gegen  135  Stimmeti  abge- 
lehnt. Die  hierdurch  geschaffene  Situa- 
tion ist  freilich  auch  nichts  weniger  als 
Idar.  Bei  Aufstelltififf  besonderer  Ge> 
nossenschaftskandidaten  muss  eine  Zer- 
splitterung der  Kräfte  der  Arbeiter  ein- 
treten, die  ja  nicht  mehrere  Stimmen  für 
die  Vertreter  ihrer  verschiedenen  Inter- 
essen zu  vergeben  haben.  Besser  wäre 
•chon  dne  Unterstützung  der  sich  auf 
genossenschaftsfreundliche  Forderungen 
festlegenden  Kandidaten  anderer  Par- 
teien gewesen. 

NACH  Erledigung  einiger  praktischer 
Genossenscha  ftsan  gel  egenheiten  wurde 
der  interessante  Kongrcss.  der  seinen 
Nachfolger  in  Birmingham  finden  soll, 
geschlossen. 

X  X 
Kurze  Chronik  BEI  Gelegenheit  des  Stutt- 
garter Genossenschafts- 
tages fand  die  Gründung 
eines  Verbandes  der  Vorstands- 
mitglieder genossenschaftlicher  Un- 
ternehmungen statt  (vergl.  Sosialistische 
Monatshefte  1905,  I.  Bd.,  pag.  178).  An- 
wesend waren  126  Vorstandsmitglieder, 
von  denen  118  sofort  dem  Verband  bei- 
traten. X  Entgegen  den  Beschlüssen  der 
Kommission  wurde  vom  hessischen 
Landtag  mit  21  gegen  19  Stimmen  auf  An- 
trag des  Zentrums  in  das  neue  Gemeinde- 
steuergesetz die  gewerbliche  Steuer- 
pflicht  der  Konsumvereine 
avfgenommen.  Mit  Einführung  dieser 
Steuer  würde  Heesen  sein  Privileg,  als 
einziger  deutscher  Staat  bisher  eine  ge- 
redite  Stellung  in  ^eser  F^«ge  dngenom- 
men  zu  haben«  verlieren.      aEareuo  davio 

Sozialpädagogischc  Bewegung 
POBUllre  UU-  WÄHREND  wir  in  unserer 
letzten  Rundschau  (im  vo- 
rigen Bande,  pag.  363  ff.) 
diejenigen  empfehlenswerten  Buchsamm- 
lungen angeführt  hatten,  die  es  sich  zur 
Aulgabe  gestellt  haben,  die  Hauptwerke 
der  sogenannten  schönen  Literatur  in 
billigen  und  doch  guten  Ausgaben  zu  po- 
imlüisieren,  hätten  wir  uns  heute  mit 
den  viel  zahlreicheren,  rein  populär- 
wissenschaftlichen Sammlungen 
SU  beschäftigen.  V^her  möchten  wir 
aber  noch  auf  eine  vorzügliche,  das  letzte 


Mal  leider  ganz  vergessene  Sammlung 
aufmerksam  machen,  nämlich  auf  die 
Cottasche  Handbibliothek,  die  vom  Ver- 
lag Cotta  in  Stuttgart  herausgegeben  wird, 
und  von  der  zurzeit  rund  120  Nummern 
vorliegen.  Sie  enthält  vorwiegend 
Hauptwerke  deutscher  Klassiker.  Die 
Ausstattung  der  einzelnen  Bandchen  ist 
geschmackvoll,  der  Druck  klar  und  ge- 
nügend gross.  Der  Preis  für  die  Num- 
mer schwankt  zwischen  25  und  "o  Pf. 
Ein  Einheitspreis  für  die  Nummer  wäre 
vielleicht  für  die  Verbreitung  dieser 
Sammlung  günstiger  gewesen. 
WENDEN  wir  uns  nun  zu  den  populär- 
wissenschaftlichen Sammlungen,  die  Ar- 
beiterbihliotheken  sowohl  ihres  billigen 
Preises,  als  auch  ihrer  wirklich  volkstüm- 
lichen Darstellungswcisc  wegen  zur  An- 
schaffung empfohlen  werden  können.  Wir 
beginnen  mit  der  reichhaltigsten  und  in 
Arbeiterkreisen  verdientermassen  be- 
kanntesten Sammlungt  mit  der  vom  Dictz- 
schen  Verlage  in  Sttrttgart  herausgegebe- 
luti  htirniatiinuilot  Pil'Uolhch .  die  in 
zwei  Serien  —  die  zweite  ist  illustriert 
—  erschienen  ist  und  ganz  besonders  klar 
und  volkstümlich  geschriebene  Werke 
aus  dem  Gebiete  der  Naturwissenschaften, 
der  Nationalökonomie,  der  Kultur- 
geschichte, der  Philosophie  und  der 
Hygiene  enthält.  Ausstattung  und  Druck 
der  Bücher  sind  gut  Der  Durchschnitts- 
preis beträft  2  bis  2,50  M.  für  das  ge- 
l)undcnc  Exemplar.  Dic>e  lediglich  von 
Sozialisten  bearbeitete  Sammlung  sollte 
in  keiner  Arbeitcrbibliothek  fehlen. 

ZU  den  wirklich  guten  und  billigen  po- 
pulärwissenschaftlichen Buchsammlungen, 
für  ebenfalls  in  jeder  Arbeiterbibliothek 
Muiianden  sein  sollte,  und  deren  Mit- 
arbeiter ebenfalls  Sozialisten  sind,  gehört 
auch  die  Broschürenscrie  Am  Anfang  des 
Jahrhunderts  /Berlin,  Verlag  der  Sozia-' 
lisHschen  Monatshefte/.  Die  Sammlung 
behandelt  die  Fortschritte,  die  auf  allen 
Gebieten  im  XIX.  Jahrhundert  gemacht 
WMnlen  sind,  indem  sie  Tvuckblickc  auf 
die  grossartigen  Leistungen  wirft,  die 
diesem  Jahrhundert  sein  besonderes  Ge- 
präge gegeben  haben.  Zur  Einführung 
berichtet  Dr.  B.  Borchardt  im  i.  Heft,  be- 
titelt Kulturelle  UmwaUungen  im  XIX, 
Jahrhundert,  in  gcmcinverständliAcr 
Weise  über  die  grossen  Fortschritte  auf 
den  IlauptRcbicten  der  Naturerkenntnis. 
Im  2.  Heft  gibt  Wilhelm  Bulsche  in  seiner 
fesselnden  Art  eine  Cbersiclil  über  die 
Ergebnisse  der  Entwickelungslehre.  Die 
weiteren  Hefte  behandeln  dann  in  bunter 
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Folge  die  Weltwittscliaft  (Oilwer),  die 

Kirche  (Göhre),  den  Militarismus 
(Bleibtreu),  die  Frau  ( Schlesinger- 
Eckstein),  Liebe  und  Liebesleben  (Hell- 

pach).  die  Pro-;tittitinn  (Blaschko"),  die 
Medizin  (Zadtk),  die  hygienische  Kultur 
(Grotjahn),  die  NaturReschichte  (Grotte- 
witz), die  Soziologie  (Kelles-Krauz), 
Nationalismus  und  Internationalismus 
(Gumplowicz)  und  anderes  mehr.  Jedes 
Heft  kostet  30  Pf.  Bisher  sind  15  Hefte 
erschienen,  von  denen  einige  illustriert 
sind. 

EINE  Sammlung;  die  in  Arbeiterkreiaen 
erst  sehr  wenig  bekannt  ist,  die  aber  ihres 

ausserordentlich  billigen  Preises  und  be- 
sonders der  ReichhaUi|[keit  der  in  ihr  in 
erschöpfender  and  metst  auch  in  volks- 
ti'nnlichcr  Weise  behandelten  Stoffe 
wegen  diegrösste  Verbreitung  verdiente,  ist 
die  bei  B.  G.  Teubner  in  Leipzig  unter  dem 
Titel  Natur  und  GcistesivcU  erscheinende, 
zurzeit  zirka  60  Nummern  umfassende 
Sammlung  wissenschaftlich  -  gemeinver- 
stancllicber  Darstellungen.  Der  Preis  ist 
mit  Rucksiclit  auf  die  grossartige  Ausstat- 
tung sehr  niedrig.  Es  kostet  jeder  Band, 
geschmackvoll  gebunden  und  reich  mit  gut 
au^eführten.  ausserordentlich  instrukti- 
ven Bildern  ausgestattet,  1,25  M.  Wir 
können  mit  Ausnahme  von  einigen  weni- 
jjen  —  wie  zum  Beispiel  das  von  Braasch 
über  die  religiösen  Strömungen  —  alle 
bisher  erschienenen  Bände  dieser  Samm- 
lung den  Arbeiterbibliotheken  mr  An- 
schaffung empfehlen  :  denn  selbst  die 
meisten  imtcr  denjenigen  dieser  Bände 
—  es  sind  das  besonders  solche,  die 
historische  und  theologische  Fragen  be- 
handeln — ,  die  Anschauungen  vertreten, 
die  der  moderne  Arbeiter  nicht  immer 
teilen  kann,  sind  doch  wert,  gelesen  zu 
werden.  Ganz  besonders  empfehlen 
möchten  wir  aber  aus  dieser  Sammlung 
die  naturwissenschaftlichen,  technischen 
und  hygienischen  Bücher.  Die  sollten  in 
jeder  Arbeiterbibliothek  zu  finden  sein. 
Eine  Sammlung,  die  ebenfalls  den  Ar- 
beiterbibliotheken aufs  angelegentlichste 
zur  Anschaffung  empfohlen  werden  kann, 
bilden  die  von  der  Franckhschcn  Verlags- 
handlung in  Stuttgart,  der  Geschäftsstelle 
des  Ki'Siiiüs.  Gesellschaft  der  Natur- 
freunde herausgegebenen,  im  besten  Sinne 
gemdnrerständliehen  Werke  naturwissen- 
schaftlichen Inhalts.  Das  broschierte, 
reich  illustrierte  Heft  (6  Druckbogen 
stark)  kostet  1  M.  Alljährlich  erscheinen 
5  Hefte.  Mitglieder  der  Gesell schnft  — 
und  Mitglied  kann  jeder  Verein  und  jede 


Einzelpersmi  werden  —  erhalten  die  5 

Hefte  und  ausserdem  die  von  der  Gesell- 
schaft herausgegebene,  lomal  im  Jahre 
erscheinende  naturwissenschaftliche  Zeit- 
schrift Kosmos  gegen  Zahlung  des  Mit- 
gliedsbeitrages von  4,80  M.  jährlich.  Als 
erstes  Heft  dieser  Sammlung  erschien 
ein  Buch  von  W.  Bölscbe  Die  Abstam- 
mung des  Menschen,  das  geradezu  als  ein 
Muster  populärwissenschaftlicher  Darstel- 
lungsweise bezeichnet  werden  kann.  Wei- 
tere Hefte  haben  Dr.  M.  W.  Meyer,  den 
in  weitesten  Kreisen  bekannten  Astrono- 
men und  langjährigen  Direktor  der  Ber- 
liner Urania,  mm  Verfasser.  In  dem 
einen  Heft  behandelt  dieser  berufene  Füh- 
rer durch  die  Rätsel  des  Weltalls  die 
WeUschöpfung,  in  dem  anderen  Band  den 
Weltuntergang  auf  Grund  der  neuesten 
Forschungen.  Von  den  ordentlichen  Ver- 
öffentlichungen des  Kosmos  für  das 
Jahr  1905  sind  bis  jetzt  erschienen: 
Bölsche  Stammbaum  der  Tiere  und 
France  Das  Sinnesleben  der  Pflanzen. 
UNTER  dem  Titel  Natunvissenschaft- 
iiclie  lilenientarbuclter  sind  in  dem 
Verlag  von  Karl  J.  Trübner  in 
Strassburg  11  Oktavbändchen  erschienen, 
die  als  Leitfäden  zur  Einführung  in 
die  einzelnen  naturwissenschaftlichen 
Disziplinen  (vertreten  sind:  Chemie, 
Physik,  Astronomie,  physikalische  Geo- 
graphie, Geologie.  Tierkunde,  Botanik. 
Mineralogie,  Physiologie  und  allgemeine 
Einföhning  in  die  Naturwisiensaiaften) 
gedacht  und  eigentlich  ffir  Schüler  ge- 
schrieben worden  sind,  die  aber  deshalb 
—  weil  sie  eben  nichts  als  gesunden  Men- 
schenverstand voraussetzen  und  ganz  me- 
thodisch vom  Leichtern  zum  Schwereren 
vorgehen  —  gerade  den  Arbeitern,  die 
ja  in  unserer  heutigen  Volksschule  an 
naturwissenschaftlicher  Belehrung  wenig 
genug  empfangen  haben,  /ur  ersten  Ein- 
führung in  die  einzelnen  Fachgebiete  der 
N.iturwissenschaften  aufs  beste  empfohlen 
werden  können.  Die  ganze  Sammlung 
kostet  8,80  M..  doch  können  auch  die 
schmuck  gebtmdencn  Bändchen  einzeln 
zum  Preise  von  80  Pf.  bezogen  werden. 
Ebenfalls  80  Pf.  kostet  jeder  Band  der 
Sammtung  Göschen,  die  in  Leipzig  im 
Grivclien Ziehen  Verlag  erscheint  und  wohl 
die  reichhaltigste  populärwissenschaftliche 
Sammlung  ist  Es  dürfte  wohl  schwer» 
lieh  noch  ein  Wissen-^gebict  zu  finden 
sein,  das  nicht  in  einem  der  zirka  150 
Bändchen  dieser  Sammlung  behandelt  ist. 
Jedes  B.-indchen  (8  bis  10  Bogen  stark) 
bietet  in  knapper,  auf  streng  Wissenschaft- 
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lichcr  Grundlage  und  den  neuesten  Kr- 
gebnisscn  und  Forschungen  bcruliender. 
mdsk  auch  leicht  yerstSndUdier  Darstel- 
lungsform  stets  zuverlässige  Belehrung. 
Jedes  Bändchen  ist  eine  Art  kleinen  Kom- 
pendiums, das  in  leicht  übersichtlicher 
Weise  nur.  das  Wesentliche  der  betreffen- 
4len  Vmssenschaft,  ihren  modernsten  all- 
gemeinen  Stand,  /ur  Darstclluns  bringt. 
Jeder  Arbeiter,  der  seine  allgemeine  Bil- 
dung in  diesem  oder  jenem  Wissenschafts- 
gebiete vertiefen  will,  aus  Mangel  an 
Zeit  aber  keine  grossen  Lehrbücher  stu- 
dieren kann,  greife  getrost  zu  diesen 
Bändchen.  Einige  der  selben  sind  ja  be- 
reits in  den  verschiedenen  Rubriken  der 
Rundschau  der  SosiaKstische»  Monats- 
hefte gewürdigt  worden. 
EINE  durch  grosse  BiUigkeit  sich  aus- 
zeichnende Sammlung  von  gemeinver- 
ständlichen Abhandlungen  aus  allen  Wis- 
sensgebieten erscheint  seit  kurzem  unter 
dem  Namen  Iltlli^crs  illustrierte  Volks- 
bücher in  dem  Hillgerschen  Verlage  in 
Berlin.  Das  dauerhaft  hrosehierte  BSnd- 
chen  (^irka  6  Rogen  stark)  kostet 
2/0  FL,  im  Abonnement  25  Pf.  Die 
Sammlung  ist  somit  die  billigste  aller 
illustrierten  Volksbüchereien.  Erschienen 
sind  bis  jetzt  etwa  30  Bändchen  ans  ver- 
schiedenen Wissensgebieten.  FachautO- 
ritäten.  wie  Dr.  M.  W.  Meyer.  Professor 
Dr.  Migula,  Dr.  W.  Haake  und  andere 
mehr,  sind  Mitarbeiter  dieser  Volks- 
bücherei. Kleine  Arbeiterbibliotheken,  die 
mit  äusserst  knappen  Mitteln  zu  rechnen 
haben,  seien  besonders  auf  diese  Samm- 
lung aufmerksam  gemacht 

X  X 

Kurze  Chronik  AUCH  in  diesem  Jahre 
veranstaltet  der  Berhner 
Arbeiterturnverein  Fichte 
Kinderspiele  an  den  Sonntagen.  Es  sind 
vier  Spielplätze  ausgewählt,  und  der  Ab- 
marsch erfolgt  von  ebensovielen  Sammel- 
stellen. Im  vorigen  Sommer  spielten 
4767  Kinder  im  Alter  von  3  bis  14  Jahren 
unter  Leitung  von  478  Turnern  und  Tur- 
nerinnen. Diese  Kinderspiele  sind  eine 
höchst  erfreuliche  und  notwendige  Erwei- 
tennig  jener  Volkserziehung,  die  das  ar- 
beitende Volk  sich  selber  aus  eigener 
Kraft  geschaffen.  Wo  genügend  Kräfte 
vorbanden  sind,  möchte  man  sie  nach- 
geahmt sehen.  X  Im  Alter  von  73 
Jahren  starb  Dr.  Max  Hirsch,  der 
bekannte  Mitbosründer  der  Hirsch- 
Dtmckerschcn  Gewerkvereine.  Um  die 
Volksbildung  hatte  er  sich  besonders  bei 


Errichtung  der  Humboldt- Ahadcmie  ver- 
dient gemacht  MAX  HERMANN  BAEISE 

Frauenbewegung 

Si25K?.*'f'}Ä'  VOM  5.  bis  zum  7.  Juni 
mndstag«  elc  ^  ^  die  6.  Ge- 

neralversammlung des 
Bundes  deutscher  Frauenvcrcine  statt 
Neben  der  Besprechimg  verschiedener  im 
Fluss  befindlicher  Fragen  praktischer  Ar- 
beit (Beteiligung  der  Frauen  an  Vor- 
mundschaften, am  Versichcriuigswesen, 
Mutterschutz  und  Reclitsschutz  der  Un- 
ehelichen, Sittlichkeitsfragen  etc.)  wurde 
die  Schaffung  eines  leicht  verständlichen 
Programms  erörtert  und  femer  beschlos- 
sen, eine  Reorganisation  der  Bundesver- 
fassung in  die  Wege  zu  leiten;  lieides 
wurde  einer  Kommission  zur  weiteren 
Behandlung  überwiesen.  Nach  dem  Re- 
organisationsplan  sollen  fortan  nicht  mehr 
Einzel  vereine,  sondern  nur  Verbände  Mit- 
glieder des  Bundes  sein  können.  So  wert- 
voll eine  fachliche  und  örtlich  respek- 
tive nach  geographischen  Gesichtspunkten 
zusammengefasste  Gliederung  zweifellos 
ist,  so  ist  andererseits  die  Befürchtung 
nicht  abzuweisen,  dass  der  Ausschluss  der 
Einzelvereine  vom  unmittelbaren  Bundes- 
leben leicht  zur  Einflusslosigkeit  und 
daraus  folgenden  Gleichgültigkeit  der 
Eintel  vereine  und  zu  einer  akademischen 
Erstarrung  der  Bundesleitung  und  Ver- 
tretung fuhren  kann.  Dem  Bund  gehören 
irnnvärtig  193  \'ercine  an.  gegen  158 
im  September  1902.  Charakteristisch  für 
diese  Tagung  war  der  Mangel  des  grossen 
Zuges,  der  begeistcrungsfähigen,  geschlos- 
senen Einheitlichkeit.  Aus  dem  Mosaik 
der  getreuen  Kleinarbeit  setzt  sich  Grosses 
und  Grösstes  zusammen.  T^ne  Klein- 
arbeit in  der  Stille  der  Kin;^elvereine  oder 
Kommissionen  ist  aber  nicht  zu  ver- 
wechseln mit  Kleinheit  und  Kleinlichkeit, 
die  nirgendwo,  am  allerletzten  aber 
auf  den  Jahresrevnen,  zugelassen 
sein  sollten. 

DER  Kaufmännische  Verband  für  weU>- 

üilw  .-/m  l;<-.s/c ///('.  der  18000  Mitglieder 
zählt,  hat  in  einer  Resolution  seiner  jüng- 
sten Tfauptversammlung  die  Einfuhrung 
fle-  ohlij:jatori>chen  kaufmännischen  Fort- 
bildungsunlerrichtes  auch  für  die  weib- 
lichen Handlungsgehilfen  gefordert. 
VON  den  Provinzial-  und  Landesfrauen- 
tagen, die  in  jüngster  Zeit  so  ziemlich  in 
allen  Teilen  Deutschlands  stattfanden,  ist 
zu  sagen,  dass  sie  nlle  und  von  den  ver- 
schiedensten Seilen  her  Zeugnis  dafür 
ablegten,  dass  die  Frauen  befähigt  sind. 
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in  sachlicher  und  reifer  Weise  .  an 
der  Beratung  von  Angelegenheiten  des 

öffentlichen  und  wirtschaftlichen  Lebens 
tätigen  Anteil  zu  nehmen.  Vermissen 
aber  lassen  alle  diese  Tagungen  den 
auch  die  Gefahr  nicht  achtenden 
Uberschwang  der  Jugend,  die  rück- 
sichtslose und  kräftige  Stellangnahine 
711  den  allgemeinen  bewegenden  Tages- 
fragen. Sie  sind  vielleicht  abgeklärter 
und  vorsichtiger,  als  es  ihrer  Zakanft 
dienlich  sein  mag. 

DER  Bund  österreichischer  Frauenver- 
eine, der  nunmehr  38  Vereine  umfasst, 
behandelte  auf  seiner  jüngsten  Tagung 
eine  Reihe  aktueller  Fragen,  unter  denen 
der  Kampf  gegen  die  rückschrittlichen 
Landesschulgesetze  twd  gegen  die  das 
Wahlrecht  der  Frauen  verkürzende  Wahl- 
rechtsnovelle an  erster  Stelle  standen. 
EIN  russischer  Frauenkongress,  der  in 
Moskau  unter  Teilnahme  von  500  Frauen 
stattfand,  hat  eine  Resolution  gcfasst,  in 
der  die  politische  Befreiung  Russlands, 
die  Beentfigung  des  Krieges  und  die  recht- 
liche Gleichstellung  von  Männem  und 
Frauen  gefordert  wurde. 
X  X 
Arbeiterinnen-  DER      C.)]ncr  f.cwcrk- 
■•weflung        schaftskongress  lutte  die 
Frage  der  Agitation  unter 
den    .Xrbciterinnen   auf  seine  Tagesord- 
nung gesetzt.    Trotzdem  hatte  man  aus 
allen  Gauen  Deutschlands  nur  drei  weib- 
It^e  Delegierte  entsandt.     Darin  offen- 
bart sich  ebensoviel  Gleichgültigkeit  und 
Unverstand  von  seilen  der  Mehrzahl  der 
männlichen  Gewerkschafter,  als  sich  Ge- 
ringschätzung in  den  Ausfuhrungen  des 
Genossen  Cohen,  des  Vortreters  der  Me- 
tallarbeiter, aussprach.    Wir  wollen  nicht, 
obwohl  hier  der  Ort  dazu  wäre,  von  der 
wertvollen   Arbeit,    der  unermüdlichen 
Pflichttreue,  der  Hingabe  bis  zur  Selbst- 
aufopferung reden,  die  die  in  der  gewerk- 
schaftlichen und  politischen  Agitation  ste 
henden  Frauen  auf  der  Rednertribüne, 
wie  in  der  Werkstuben-  und  Hausagita- 
tion entfalten.    Von  einer  bedauerlichen 
Ruckständigkeit  aber  zeugt  es,  wenn 
selbst  die  Etelegierten  zum  Gewerlcsdiafts- 
kongress,  in  denen  man  doch  die  Führer 
der  Bewegung  zu  sehen  hat,  nicht  oder 
mindestens  nicht  einmütig  davon  über- 
zeugt sind,  dass  sie  die  Frauen  haben 
müssen,  wenn  ihnen  fler  Sieg  werden  soll. 
Nur  wenn  es  gelingt,  die  Frauen  in  hellen 
Haufen  den  Gewerkschaften  zuzuführen, 
nur  wenn  es  gelingt,  alle  arbeitenden 
Frauen  mit  dem  Geiste  etner  unbedingten 


Solidarität  zu  erfüllen,  sie  als  Gleiche  in 
das  Heer  der  Arbeit  dnzurethen.  darf 
man  hoffen,  siegreich  aus  dem  Kampf  um 
die  wirtschaftliche  und  soziale  Macht  her- 
vorzugehen. Von  dieser  Warte  muss 
die  Frau  und  ihre  agitatorische  Mitarbeit 
gewertet  werden. 

SO  gesehen  erfahrt  auch  die  ziffem« 

massige  Anteilnahme  der  .'\rbeiterinnen 
an  der  Gewerkschaftsorganisation  die 
rechte  Beleuchtung.  Im  Jahresdurehschmtfc 
von  1904  betrug  sie  48604:  gegen  40666 
im  Jahre  1903.  Das  bedeutet  eine  Zu- 
nahme von  Xft6%  gegen  eine  Steigerung 
von  12448  =  44%.  die  das  Vorjahr  auf- 
zuweisen hatte.  Mit  dem  Grösscrwerden 
der  absoluten  Zahlen  ist  notwendig  eine 
Abnahme  des  relativen  Zuwachses  ver- 
knfipft  Immerhin  tut  aber  diese  Zahl, 
die  nach  der  Berufs-  und  Gewerl>e7ählung 
von  1895  nur  5,17%  (gegenüber  24,08% 
der  organisierten  männlichen  Berufe- 
genossen)  der  gewerblichen  Arbeiterin- 
nen, in  Wirklichkeit  sogar  nur  4,5  %  um- 
fasst,  überzeugend  dar,  wie  ungeheuer  vtd 
an  aufkbirender  und  werbender  .Xrbeit 
noch  zu  tun  ist,  bevor  ein  einigermassen 
nennenswerter  Bruchteil  der  gewerblich 
tätigen  weiblichen  Revölkertmg  ziun  Ver- 
ständnis seiner  Lage  und  dementsprechen- 
der  Pflichterfüllung  erzogen  sein  wird. 
Die  stärkste  weibliche  Mitgliedschaft  hat 
der  Textilarbeiterverband  mit  13  126,  die 
aber  nur  402%  der  weiblichen  Berufs- 
angehörigen repräsentieren.  Drei  Ver- 
bände zahlen  mehr  als  5000  weibliche  Mit- 
glieder (Tabakarbeiler.  P.urhliiuder  und 
Metallarbeiter),  und  eine  Gewerkschaft 
(der  Fabrikarbeiterverband)  hat  49121.  Im 
Verband  der  Handelsanticptellten  über- 
treffen die  weiblichen  Mitglieder  mit  1717 
um  etwas  die  1631  männlichen.  In  drd 
Gewerkschaften  übersteigt  der  Prozent- 
satz der  weiblichen  organisierten  Berufs- 
angehörigen den  der  ni.innlichen  Berufs- 
penossen.  So  im  Buchbinderverband  mit 
,^0.40  gegen  .35,9.^%.  bei  den  Schuh- 
nia ehern  29.24  gegen  22,70% ;  bei  den 
Konditoren  mit  24,29%  gegen  I9»I3%< 
X  X 
Kn  vzs  Chronik  VOM  Nürnberger  A  r  - 
b  e  i  t  e  r  s  e  k  r  e  t  a  r  i  a  t  ist 
als  vierte  beanitctc  Kraft 
eine  Sekretärin  angestellt  worden.  X 
Als  städti^clle  Schulärztin  wurde 
in  H.umovcr  Frau  Dr.  Rose  Senger  an- 
gestellt. X  Ein  junger  sozialdemokrati- 
scher Frauenverband»  der  seit  einigen 
Jahren  in  den  Vereinigten  Staa* 
ten    besteht,    zählt    gegenwärtig  35 
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Zweigvercine  mit  reichlich  700  Mit- 
gliedern. Seine  Tätigkeit  ist  bis  jetzt 
vorwiegend  aufklärender  und  erziehe- 
rischer Art.  Daneben  agiert  er  als 
Hilfstruppe  der  sozialistischen  Partei 
Amerikas.  X  In  Südfrankreich 
haben  die  Textilarbeiter  eine  Reso- 
lution gefasst,  welche  fordert,  dass 
»die  Lohne  von  männUchen  und  weib- 
lichen Arbeitern  gleich  sein  sollen, 
da  es  Raub  sei,  einer  Frau  weniger 
für  Erzeugung  einer  Elle  des  selben 
Stoffes  zu  zahlen,  nur  weil  sie  eine  Frau 
sei«.  X  Hie  internationale  Arbeiterschutz- 
konferenz in  Bern  hat  als  Grundlage  eines 
internationalen  Abkommens  das  Verbot 
der  industriellen  Frauen nachtarbeit 
aufgestellt  und  eine  ununterbrochene,  min- 
destens ttstfindige  Nachtruhe  vorgesehen. 
Ausnahmen  sind  zulässig  bei  Betriebs- 
unterbrechung durch  höhere  Gewalt  und 
für  Verarbeitung  leicht  verderblicher 
Rohmaterialien.  Zu  bedauern  ist  die  Be- 
schränkung der  beabsichtigten  Verord- 
nung auf  Bctriclic  mit  mehr  als  lo  Ar- 
beitskräften, die  Nichtanwendung  auf  An- 
lagen, in  denen  nur  Familtenmitglieder 
titig  sind  und  endlich  die  Rücksicht  auf 
die  sogenannten  Saisonindustricen,  die 
während  60  Tage  im  Jahre  die  Arbeits- 
ruhe auf  10  Stunden  beschränken  dürfen. 
X  Der  Frankfurter  Ilauspllegevcrein, 
der  erste  in  seiner  Art,  hat  im  Jahre  IQ04 
045  Pflegen  gelei'^tet:  die  dortige  Recht'?- 
schutzstelle  hat  in  1271  Fällen  ordnend 
und  vermittelnd  eingegriffen.  X  In  der  be- 
kannten Blankeneser  Notzuchtsaffäre 
sind  die  vier  Burschen,  die  das  Ver- 
brechen verübt  haben,  freigesprochen,  die 
Kritiker  des  Rechtsspruches  zu  6  Mona- 
ten Gefängnis  verurteilt  respektive  unter 
Anklage  gestellt  worden,    heninette  fOitth 

KUNST 

Dichtkunst 

EnwuuBfldB  IM  alten  Kinderringel- 
reihen wird  CS  abfiestinpcn. 
wie's  die  kleinen  Buben 
madien.  die  jungen  Herren,  die  alten 
Damen:  Peitsche  knallen.  Hut  ahnelunen. 
Püppchen  wiegen.  Locken  drehen  und 
lustig  also  fort  durchs  leichte  ABC  des 
Alltagslebens.  Die  Jungen  und  Mädels  tan- 
zen dazu  und  fühlen  nur  Freude  am  mi- 
mischen Spiel.  Sie  ahnen  nicht,  was 
hinter  der  tändelnden  Afferei  verdeckt 
ruht  an  Geheimnissen  der  Seele,  an 
zischelndem  Feuer  de-;  Gemütes.  D.is 
muss  erst  ein  Kundiger  ausschürfen.  Ein 


Erfahrener  muss  erst  in  den  innerea 
Rätseln  die  abgeblendeten  lüv  igkeits- 
leuchtcn  crblinkcn  lassen,  die  noch  glom- 
men hinter  der  lautbunten  Augenweide. 
Sehr  viele  waren  mit  Flciss  am  Werke; 
Preis  und  Ruhm  gebührt  nur  wenigen. 
MIT  seinem  Pastor  Ktinghammer  hatte 
sich  Wilhelm  Hemeler  unseren 
obersten  Romanschreibern  eingereiht. 
Flammen,  sein  jüngstes  Buch  /Berlin, 
Fleische!/  schliesst  nicht  eine  volle  Innig- 
keit der  Lebens&childerung  in  sich.  Ein 
Geldirter  kommt  erst  in  übereilter, 
schmerzhaft  gewöhnlicher  Ehe  zu  wirk- 
licher Liebe.  Die  ist  ihm  jedoch  verboten. 
Er  muss  alle  Flammen  des  Wehs,  der  Be- 
geisterung für  einen  hohen  Beruf,  der 
Mensclienverehrung  und  des  anbetenden 
Schönheitsdienstes  ersticken,  als  die  He- 
gerin all  dieser  Gluten  im  Tode  hingeht. 
AUCH  in  Felix  Hollaenders  Traum 
und  Tod  /Berlin,  S.  Fischer/  erstarrt 
ein  trauernder  Gelehrter  am  Grabe  der 
Frau,  zu  der  er  die  Hände  nicht  hatte 
heben  dürfen,  weil  eine  qualvolle  F.he  ihn 
band.  Einmal  hat  er  die  Geliebte,  ein 
mysteriös  gescheitertes  Sonnenldnd,  an 
sich  gerissen  :  ihre  Hoffnungsmüdigkeit 
auf  die  Zukunft  wird  dem  entzündeten 
Weibe  unerträglich.  Der  Sprung  ins 
Wasser  macht  sie  frei.  Fin  Paar  erst 
im  Traum,  hernach  im  Tod.  Noch  andere 
werden  iinn  gesellt,  durch  Erinnerungen 
vcrklungener  Zeiten  umwoben.  Pracht- 
menschen im  Pfarrcrlalar,  ein  jüdi.scher 
Schwarmgeist,  der  nach  der  Taufe  libe- 
raler Kleinkinderlehrer  wird,  Greise,  die 
von  gediegener  Adelsherrlichkeit  Träume 
spinnen  und  sehr  enttäuscht  aufwachen, 
als  ihre  Töchter  mit  handfesten  Bedien» 
ten  nach  Amerika  entsegeln.  Ein  altes 
Märchenschloss,  Landschaften  in  Schnee 
imd  lichter  Sommerpracht  sind  die  Stät- 
ten der  Begebnisse.  Hollaender  hat  sehr 
viel  Zurechtgestellte^  und  iii  eiskalter 
Gewandtheit  Hervorgebrachtes  mit  Stim- 
mungsvollem und  Rührendem  gemischt. 
Fin  mittelmässigcs  Ruch  entstand.  —  — 
DIE  Geschichte  des  verwölmten  Städters, 
der  unwillig,  aber  doch  zu  gutem  Ende 
eine  1  n  1ie  \'ersvandtc  ehelicht,  er- 
zählt Kurt  .\  r  a  m  mit  gros-^cm  Lärm 
undgeringer  Kunst  iiT.S"r/;/(>.v.f  F.u  irli  /Flei- 
schel/.  Das  Werk  soll  er/ichcn  und  stellt 
bäuerliche  l'rsprünglichkcit  mit  einem 
leisen  Einschlag  von  modern  Fauligem 
der  grossstädtisdien  Lebensverzerrung 
gegenüber.  Aram  hat  steh  die  Arbeit 
zu  bequem  peiuarlii.  Fr  verschinäht  probe 
Romanzufällc  nicht,  übergrosse  Dcutlich- 
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kötcn  beim  Schildern  von  Gruppenan- 

schauungen  und  innerlichen  Kämpfen  ge- 
reichen ihm  zu  keiner  Pein.  Er  denkt 
viel  besser,  als  er  dichtet.   So  schaf  er 

einen  poetischen  Bastard. 
GANZ  rein  ein  soziales  Problem  als  Dich- 
tung ra  verkörpern,  ist  dien  etn  ver^ 
dämmt  saures  Unternehmen,  an  dem  auch 
Edouard  Rod  im  Sieger  (Über- 
tetzung  /Berlin,  Hüpeden  ft  Merzyn/) 
die  Kräfte  wetzt.  Das  Jammerschicksal 
der  italienischen  Knaben  im  Betriebe  der 
Glasindustrie  wird  gezeichnet  Das  be- 
weinen und  wollen  ändern  ein  paar  rosige 
Schwärmer,  das  bekämpfen  recht  ernste 
Wirtschaftsmenschen.  Das  nutzen  für 
•  die  schmutzigste  Eigenbereicherung  sehr 
böse  Hasser  dieser  armen,  verkrfippelten, 
verlassenen  Stiefkinder  der  Glückselig- 
keit Man  kennt  die  Gegensätze  an 
ognissen,  die  von  solchen  Rooianwelten 
sich  schälen  lassen.  Die  Kinder  werden 
den  Eltern  fremd.  Ehen  sollen  ge- 
schlos'^en  werden  aus  Politik,  nicht  aus 
Liebe.  Der  Reiche  am  goldnen  Tisch  ist 
ein  Geizkragen,  ein  anderer  Sieger  im 
Mammonskampf  lässt  sein  illegitimes 
Liebchen  sitzen,  als  ihm  der  gemünzte 
S^en  von  anderen  Lippen  zulächelt.  Die 
gerechte  Vergeltung  trifft  ihn  als  wohl- 
gezielte Revolverkugel,  geschossen  von 
der  Verratenen,  Abgehärmten.  Eine  un- 
terhaltsame Abänderung  bringt  der 
Sieger,  indem  statt  des  Betrügers  dessen 
geschmückte  Brant  m  den  Sand  fillt 
Sonst  ist  hei  Rod  kein  Clan;?  and  keine 
Poetenherrlichkeit  zu  finden. 

DOCH  bei  Gustaf  af  Geijerstam, 
dem  Norden,  schimmert  rechter  Augen- 
trost Zwei  Menschen  nur  kämpfen,  aber 
deren  stilles,  im  Tiefsten  rieselndes  Bfiit 
entfacht  mehr  mitfühlendes  Leben,  als  die 
Massen  der  todgeweihten  Glasbläser  und 
deren  Schinder  mit  ihrem  Anhang.  Die 
örtlichkeit  wird  ein  Symbol  des  Scelen- 
kampfes,  die  Zeit  und  deren  Stimmungs- 
Inbrönst  verwirrt  das  Ringen  noch 
schwerer.  Die  leisen  und  doch  so  kunst- 
Weise  gefundenen  Worte  sind  starke 
Waffen  im  Kampf.  Durch  des  Ge- 
schickes törichte  \'l  rflechtung  ist  ein 
Mann  des  verscliwiegencn  Sinnens  zu 
grossen  Taten  gedrängt  worden.  Eine 
Weile  trägt  ihn  der  Erfolg.  Wie  ihm 
Familienglück  und  die  geschäftliche 
Macht  zerbröckeln,  ist  seine  Rettung  ein 
Schuss  in  die  Schläfe.  (Kampf  der 
Seelen  /Berlin,  S.  Fischer/).  * 
DIE  drei  folgenden  Erzähler  sind  gewiss' 
sehr  achtbare  Charaktere  mit  gesunden 


und  liebenswürdigen  Abrichten  fSr  da» 

Wohl  der  Menschheit;  ihre  Musik  jedoch 
klingt  sehr  an  Misston  reicii.  Was  Ruth 
Bri  in  theoretischen  Schriften  zum 

Schutz  der  Mütter  gefordert  hat,  wollte 
sie  in  einem  Roman  Ecce  Mater!  /Leip- 
zig, Dietrich/  als  Kunstwerk  gestalten. 
Der  Pater  V  e  r  i  d  i  c  u  s  mochte  es  sich 
nicht  versagen,  ein  Tagebuch  zu  schrei- 
ben, darinnen  berichtet  wird,  wie  im 
Kloster  Sadismus,  Mord,  Männerliebe 
und  die  schlimmsten  Verworfenheiten 
tnm  täglichen  Brot  gehören.  (Hinter 
geweihten  Mauern  /Berlin,  Bermühler/). 
Das  Paradicsleben  Im  Zmkunftsstaaf 
/lierlin,  Hüpeden  &  Merzyn/  hat  es 
Hans  Hardt  angetan.  Wilhelm 
Schmidt -Bonn  ,  der  kein  Dramati- 
ker, aber  ein  vorzüglicher  Er7;ih!cr  klei- 
ner Geschichten  bis  jetzt  geworden  ist, 
gab  in  seinen  Raben  /Berhn,  FIdsdid/ 
ganz  Ausgereiftes.  Wie  er  im  Schlaraffen- 
land das  Problem  des  Kindcrkreuzzuges 
als  epischen  Vorwurf  greift,  das  weist 
echte  Dichterzüge.  Er  ist  mit  Clara 
V  i  e  b  i  g  schon  oft  in  einem  Atem  ge- 
nannt worden.  Sie  sammelt  ihre  Skizzen 
in  dem  Bande  Naturgnvalten  /Berlin, 
Fleischel/,  der  Altes  und  jüngst  Entstan- 
denes vereint  Den  fliessenden  Reich- 
tum Selma  Lagerlöfs  zeigen  ihre 
kleinen  Geschichten  Unsichtbare  Bande 
/Berlin,  Wunder/  wieder.  Ein  literari 
scher  Neuling,  Jakob  Schaffner, 
schliesst  den  Kreis  mit  einem  Romane 
Irrfahrten  /Berlin  S.  Fischer/.  Das  hebt 
flott  und  mollig  an  mit  dem  heiteren 
Geschick  des  Schnstermädels,  das  den 
italienischen,  radebrechenden  Gesellen 
nicht  mag  und  ein  Auge  wirft  auf  den 
benachbarten  Delikatessenkrämer.  Die 
beiden  Meister,  deren  Töchter,  die  sich 
Sonntags  voller  Freundschaft  beim  Ilaar- 
aufstecken  helfen,  Klatschbasen  und  an- 
dere Gestalten  sind  ganze  Menschen. 
Wenn  dann  die  Schilderung  der  Personen 
beendet  ist,  und  die  Geschichte  fortfabuliert 
werden  soll,  bekommt  sie  einen  Bruch. 
Die  Brautleute  erkennen  sich  anf  Roman- 
tikmanier als  in  seltsamer  \\'ri^e  mit  ein- 
ander verknüpft  Ein  gutes  Drit- 
tel der  Geschehnisse  wird  Zuhörenden  als 
Selbsterlebte?  er.^ählt.  nnd  das  bringt  ge- 
schraubte, ermattende  Partieen.  Auch  in 
diesen  verunglfickten  Teilen  'ist  manche 
Oase,  Und  gerade  die  Unform  im  Ge- 
misch mit  wirklich  Begabtem  spannt  auf 
fdne  vielleicht  kommende  Reife. 
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Kur«  Chronik:  DES  Böhmen  J.  S  M  a  - 
char  vcrsifi/.irrtt  r  Roman 
Magdalena  /Wien.  Brand/ 
handelt  von  dem  T.ebcn  einer  Dirne,  die 
kurze  Zeit  in  geordnete  und  verhcisscndc 
Zustände  kommt,  dann  aber  wieder  ins 
Laster  getrieben  wird.  X  Von  George 
M  e  r  e  d  i  t  h  erschienen  bisher  deutsch  im 
Verlag  S.  Fischer  in  Berlin  Der  Egoist  und 
Richard  Feverel;  bei  Bruns  in  Minden 
Harry  Rkhmonds  Abenteuer  und  Diana 
am  Kreuzxveg.  X  Der  letztere  Verlag 
ediert  H.  S.  Wells  utopisclie  Zukun.fts- 
romane  Die  Zeitmasehine,  Dr.  Moreaus 
Intel,  Die  Riesen  kommen.  X  In  dem  ver- 
dienstvollen Verlag  von  Hesse  in  Leipzig 
«rscheint  Ernst  Wasserziehers 
Blötcnlcsc  Deutsche  Lyrik,  die  ein  Hans- 
buch sein  will.  X  Ebcndort  eine  be- 
irrüssenswerte  neue  Ausgabe  von  Georg 
Herweghs  Gedichten  eines  Lehen  - 
digen.  max  hochdorf 

Musik 

Allgemalnet  DIE  moderne  Musik  ist  in 
ihrer  Entwickclung  noch 
nicht  so  weit,  dass  wir  sie 
in  bestimmte  Richtungen  emteilcn  können. 
Es  gelingt  uns  noch  nicht  einmal,  die 
allgemeine  Ströminig  fcstziistelU-n.  Irtimer 
fanden  sich  Prophelen,  die  glaubten,  sie 
hätten  die  moderne  Richtung  gefunden; 
und  alle  Prophezeiungen  hatten  das  ge- 
mein, dass  sie  nicht  eintrafst.  Ich  will 
mich  daher  damit  begnügen,  eine  allge- 
meine Charakterisierung  des  augenblick- 
lichen Standes  der  Musik  zu  geben. 
EINE  gewisse  Widerspiegelung  der  mo- 
dernen Musik  zeigt  sich  in  unserer  Stel- 
lung zur  alten  Kunst  Die  Grössen  wer« 
den  entweder  verachtet  oder  in  ein  an- 
deres Licht  gerückt  War  Mozart  früher 
der  Komponist  des  Lieblichen  —  eine 
heute  vcrbasste  Kunst  —  als  Gcgensat;^ 
zu  Beethoven  und  Bach,  so  ist  er  jetzt 
ganz  in  ihre  Nähe  gestellt.  Typisch  für 
den  mridcrnon  Mozart  ist  ein  kiir/licli  zum 
erstennial  gespieltes  Werk  von  ihm, 
Adagio  und  Pnge  für  Orchester,  eine  tiefe, 
grosszÜRige,  gewaltige  Schöpfung.  Ähn- 
liche Werke  werden  von  Bach.  Handel, 
Gluck,  Beethoven  ans  Licht  gezopen 
von  letzterem  eine  herrliche  Fuge.  Man 
fühlt  sich  in  ihren  Tiefen  wohl,  während 
man  aii  *I<t  Icicl-.triri!  M<j-ik.  zum  Rei- 
^iel  Haydn,  wenig  Geschmack  mehr  fin- 
det. Und  dann  die  Meister  des  XIX. 
Jahrfnitulcrts :  rin  uro^sor  Spruni;  miisste 
gemacht  werden  über  Weber.  Schubert, 
Mendelssohn  hinweg,  weiter  über  Berltoz, 
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Wagner  zu  Brabms  und  höher  zu  es 

fehlt  uns  ein  Musiker,  greifen  wir  zum 
Dichter,  zu  Nietzsche.  Was  bei  Nietzsche 
charakteristisch  ist,  die  gewaltige  über- 
reizte Phantasie  und  ihr  einheitliches,  enges 
Verhältnis  zur  Perajonlichkcit  des  Dich- 
ters, wird  es  auch  in  der  Musik.  Hier 
ist  nicht  ein  Berührungspunkt  mit  der 
modernen  Musik,  sondern  ihr  Ursprung. 
Verschmelzung  von  Werk  und  Persönlich- 
keit, darauf  baut  sich  unsere  Musik  auf. 
Der  Einfluss  Nietzsches  geht  bis  ins 
Innerste  dieser  Kimst,  selbst  bis  in  die 
Einzdheitcn.  Nicht  nur,  dass  die  Kom- 
ponisten Nietzsches  Werke  so  oft  zu  Tex- 
ten oder  Unterlagen  ihrer  Werke  be- 
nutzen, durch  die  Dichtungen  in  Worten, 
wie  die  in  Tonen  geht  ein  gemeinsamer 
Zug;  der  ohiiniaciitige  Kampf  gegen  das 
Leiden.  Es  ist  kein  Zufall,  dass  fast  alle 
modernen  Scherzi  ilire  Wurzeln  haf  on 
in  Heethovctis  düsteren  Moll-Scherzi ; 
kein  Zufall,  dass  die  Finales  oft  so 
schwach  sind.  Wo  Beethoven  glänzende 
Siegesfeste  feiert,  da  müssen  die  Moder- 
ncn  leer  werden.  Ein  wesentlicher  Unter- 
schied trennt  sie  wieder  von  Nietzsche. 
Bei  diesem  ist  das  Leben  zwar  ein  ver- 
geblicher Kampf,  aber  er  unterliegt  als 
Held;  bei  jenen  von  vornherein  Resig- 
nation. Und  noch  ein  anderer  Gegensatz: 
Bei  Nietzsche  ketten  sich  Stimnning  und 
Gedanken  (im  Sinne  von  logischem  Den- 
ken) fest  aneinander;  bei  den  Musikern 
unserer  Tage  fliehen  sie  sich.  Eine  tiefe 
Stimmung  schliesst  bei  ihnen  einen 
grossen  Gedankenaufbau  aus.  Stimmung 
ist  das  Schlagwort  der  ^f■',^,•rnen,  Stint' 
mung  der  Inlialt  ihrer  Musik. 

HIERMIT  ist  dn  zweites  Problem  ge- 
geben, das  der  Form.  In  der  klassischen 
Kunst  ist  sie  ein  festes  Gefäss,  in  der 
Romantik  ein  Gewand;  auch  das  ist  uns 

nncii  zu  rol)ust,  die  Form  muss  sich  dem 
Inhalt  noch  feiner  anpassen;  sie  wird 
gleichsam  zu  einem  dimnen  Schleier,  SO 
durchsichtig,  dass  viele  die  moderne 
Kunst  für  formlos  halten.  Die  alte, 
grosse  Form  verschwindet.  Wer  konnte 
heute  ein  Werk  schaffen  in  der  Einheit, 
in  der  Beethoven  die  Symphonie,  Wagner 
die  Oper  gedacht  hat,  jetzt,  wo  der 
Künstler  nicht  mehr  über,  sondern  in 
seinem  Schaffen  steht?  Es  sei  denn,  dass 
durch  den  Stimmungsgchalt  eine  einheit- 
liche innere  und  damit  auch  äussere  Form 
entsteht.  Das  kleine  Charakterstück  da- 
gegen kommt  wieder  zu  Ehren,  aber  nicht 
mehr  im  alten  Sinne,  sondern  als  Stim- 
mungsbild.   Die  neue  Form  —  es  gibt 
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nicht  die  neue  Form,  jedes  Stimmungs- 
bild hat  seine  eigene,  ein  Schematisieren 
ist  «asgescUosaeii.  In  gleicher  Weise 
dürfen  wir  nicht  mehr  von  der  Sprache 
des  Musikers  reden,  jeder  Künstler  bil- 
det sich  seine  eigene.  Nachdem  alle 
Fesseln  der  Melodie-  und  Harmoniefüh- 
rung abgestreift  sind,  kann  jeder  darin 
seine  Persönlichkeit  entfalten,  selbst  in 
Rhythmus  und  Kontrapunkt  ist  man  noch 
freier,  noch  persönlicher  geworden.  Auch 
die  Instrumentation  wird  von  grösster  Be- 
deutung. Die  nüancterungsfähigsten  Aus- 
dnicksmittcl,  Streichinstrumente  und 
menschliche  Stimme,  treten  in  den  Vor- 
dergrund und  werden  bis  ins  äusserste 
atisgentittt.  Hierin  kann  jeder,  der  in 
der  Technik  der  Tn^trunientatiun  gut  be- 
wandert ist  —  und  das  sind  fast  alle  bis 
znr  Raffiniertheit  —  eme  wahre  Persdn- 
lichkeit<;schwelgerei  treiben. 
IN  diesem  Persöniichkeitskult  liegt  eine 
Gefahr  für  die  moderne  Mtisik.  Vielen 
Komponisten  fehlt  eine  wirkliche,  innere 
Persönlichkeit,  die  sie  nun  künstlich  mar- 
kieren wollen.  Sie  sind  selber  keine 
Dichter  und  glauben,  sich  in  fremde  Stim- 
mungen vertiefen  zu  können.  Die  Folge 
ist,  dass  ihre  Musik  zu  einem  sdsa- 
lungenen  Versuch  wird,  eine  Stimmung, 
oft  die  Einzelheiten  und  Zufälligkeiten 
eines  Textes,  zu  charakterisieren.  Ihre 
Werke  sind  nicht  selbst  voll  Stimmung, 
sondern  klammem  sich  ängstlich  an  Stim- 
mungen an.  Nicht  weniger  gefährlich  ist 
der  gegenteilige  Fehler:  der  zu  fein 
fSlilcnder  Persönlichkeiten.  Ihre  Stirn- 
ninngen  sind  zu  intensiv.  Die  Kompo- 
nisten kommen  nicht  über  sie  hinaus.  £s 
fehlt  die  Kraft  zur  Gedankengesaltang, 
Gedankenentfaltung.  Wir  haben  tiefe 
Persönlichkeiten,  aber  keine  grossen.  Das 
waren  unsere  Alten,  die  Beethoven, 
Brahms.  . .  . 

DAS  wäre  in  groben  Zügen  das  Wesen 
der  modernen  Musik;  seit  Jahren  schon 
steht  sie  so  vor  un«.  Wir  haben  Kom- 
ponisten, von  denen  wir  hoffen  können, 
dass  sie  den  entscheidenden  Einfluss  aus- 
üben werden.  Aber  haben  wir  das  nicht 
schon  vor  Jahren  erwarten  dürfen,  und 
sind  wir  nicht  sclum  so  oft  enttäuscht 
worden?  Bleiben  wir  beim  Hoffen I 
X  X 
ICam  Ckronik  AUF  dem  i.  lothringischen 
Musikfest  wurden  neue 
französische  Werke 
von  Cesar  Franck  und  Charpenticr  mit 
Beifall  aufgenommen.  X  Dank  dem  Ein- 
treten der  Ntum  Bachgeselisehaft  ist 


uns  die  Erhaltung  von  Bachs  Ge- 
burtshaus wfüirscheinlich.  Zur  Be- 
schaffung der  nötigen  Geldsomme  hat 
G.  Schumann  mit  dem  Philharmonischen 
Orchester  drei  Bachkonzerte  gegeben 
und  den  Übersdiuss  der  Bachgesellschaft 
zugewendet.  X  In  Wien  ist  ein 
Strauss-Lanner-Denkmal  ent- 
hielt worden. 

X  X 
Utwatur  L'NTER  dem  Sammeltitel 
Die  Musik  gibt  Richard 
Strauss  im  Verlage  von 
Bard,  Marquardt  &  Co.  eine  Reihe  von 
Monographicen  heraus.  Die  erste,  Beetho- 
ven von  A.  Göll  er  ich,  behandelt  in 
erster  Linie  die  Person  Beethovens  tmd 
bringt  interessante  Auszüge  aus  den  Kri- 
tiken tind  Beurteilungen  der  Zeitgenossen. 
Eine  Einführung  in  das  Wesen  der 
Beetliovcnschen  Kunst,  die  ich  nadl 
Strauss'  Vorwort  erwarten  konnte,  bietet 
das  Bnch  nidit.  O.  B  i  e ,  der  vielseitige 
Ästhetiker,  ist  durch  zwei  Bücher  ver- 
treten :  Tansmusik  und  Intime  Musik. 
Er  behandelt  seine  Aufgaben  als  Essays. 
Die  Form,  in  der  er  plaudert,  ist  höchst 
unterhaltend ;  die  Darstellung  ist  aber 
nicht  sehr  kritisch.  Im  Inhalt  steht  die 
Intime  Musik  hinter  der  Tansmusik  zu- 
rück. X  In  der  Sammlung  Göschen  gibt 
K.  Grunsky  eine  M  usikgeschichte 
des  XVII.  und  XVIII.  Jahrhunderts 
/Leipzig,  Göschen/.  Nichts  Neues,  weder 
in  Inhalt  noch  in  Darstellung.  Und  doch 
ist  sein  Werk  nicht  überflüssig,  wie  so 
viele  ähnlidie  Musikgeschichten.  Ge- 
schickt stellt  Grunsky  aus  dem  grossen 
Material  das  Wesentliche  zusammen  und 
legt  das  Hauptgewicht  darauf,  die  Fort- 
schrittc  daran  zu  zeigen.  Die  Kompo- 
nisten sind  in  der  Charakterisierimg  etwas 
allzu  knapp  behandelt  Ein  Weniger  an 
Aufzählungen,  Namen  und  Zahlen  würde 
das  empfehlenswerte  Buch  vielen  noch 
wertvoller  machen.  unst  aarmanm 

BOoher 

nmoi:  «Mm<  von  den  Vorkämpfern 
^"'*"  des    Sozialismus    in  der 

ersten  Hälfte  des  XIX. 
Jahrhunderts  war  Owen  zweifellos  der 

grösste  und  furchtbarste  und  zugleich 
derjenige,  dessen  Wesen  und  dessen  Ver- 
diensten die  summarische  Bezeichnung 
l't^'pist  am  wenigsten  gerecht  wird.  Man 
sollte  ihn  lieber  den  klassischen  Sozia- 
listen der  £rahkapitelistischen  Ära  nennen. 
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War  doch  sein  Wirken  in  der  New  La- 
lurieer  Zeit  nichts  anderes,  als  der  von 
einem  genialen  Praktiker  mit  genial- 
praktischen  Mitteln  unternommene  Ver- 
such, den  eben  erst  im  Werden  begriffenen 
groasindustrieilen  Kapitalismus  von  vom- 
neretn  im  soziatreformerisdien  tind 
weiterhin  im  sozialistischen  Sinne  umzu- 
bilden, sozusagen  das  kapitalistische  In- 
adct  noch  im  Raupenstadium  mit  der 
sozialistischen  Schhipfwespe  zu  impfen. 
Und  dieser  Versuch  ist  nicht  gescheitert 
an  dem  wohlverstandenen  Klasseninter- 
esse der  Besitzenden,  sondorn  an  ihrer 
missverständlichcn,  verblcndet-kurzsichti- 
gen  Klassenselbstsucht,  an  ihrer  q)ezifi- 
schen  Klasscnhornierthei!.  Denn,  wie  das 
36jährige  praktische  Wirken  Owens  als 
Leiter  der  grossen  Baumwollspinnerei 
von  New  Lanark  beweist,  hätte  das  Ein- 
gehen auf  Owens  Reformideen  die  eng- 
lischen Fabrikanten  nicht  nur  nicht  rui- 
niert, sondern  ihnen  im  Gegenteil  auf 
Generationen  hinaus  einen  noch  grösseren 
Wohlstand  gesichert,  für  die  Zukunft 
aber  den  unvermeidlichen  Kämpfen  eine 
ungleich  mildere,  für  beide  Teile  relativ 
schmerzlose  Form  gegeben.  Dass  nun 
Owen  bei  den  Kapitalisten  weitblickende 
Einsicht  suchte  und  nichts  fand,  als  blinde 
Habgier,  die  sich  hinter  mehr  oder  min- 
der heuchlerische  religi(>se  Bedenken  ver- 
schanzte, das  ist  kein  Vorwurf  für  ihn; 
er  hat  als  erster  diese  Erfahrung  gemacht 
und  mit  seinem  Herzblut  das  Lehrgeld 
dafür  gezahlt;  wir  andern,  die  wir  auf 
seinen  Schultern  stehen,  haben  leicht 
spotten.  Auch  dass  er  nicht  von  Anfang 
an,  sondern  erst  von  1819  ab  —  nachdem 
sein  Arbeiterschutzgesetz  vom  Parlament 
zu  einem  kläglichen  Flickweric  verstüm- 
melt wordi  II  \sar  --  mit  seiner  Api'ation 
sidl  an  die  Arbeiter  selbst  wendet,  ist 
leicht  genug  zu- erklären:  fand  er  doch  in 
New  Lanark  die  Fabrikarbeiter  als  eine 
nicht  nur  verelendete  und  verwilderte, 
sondern  geradezo  halbvertierte  Menge 
vor,  welche  er  durch  eine  Art  gütig-be- 
vormundender  Kinderzucht  erst  schritt- 
weise zur  Menschliclikeit  <  r/og.  Und  der 
jähe  Zusammenbruch  der  .Anfang  der 
dreissiger  Jahre  von  Owen  geleiteten  Ar- 
beiterbewegung beweist,  dass  auch  da- 
mals die  Zeit  noch  nicht  reif  war.  Erst 
musste  generationcnlang  fortgesetzter 
staatlicher  Arbeiterschutz,  verbunden  mit 
einem  staatlich  geförderten  Volksschnl- 
wesen,  ein  ganz  neues  Geschlecht  von 
Fabrikarbeitern  schaffen,  bevor  auch 
ausserhalb  der  Handwerkerkreise  eine 


wohlorganisierte  Arbeiterbewegung  sich 
in  stetiger  zielbewusster  Tätigkeit  be- 
haupten und  von  Erfolg  zu  Erfolg 
schreiten  konnte.   Die  Vorbedingungen 

aber  hierfür  zu  schaffen,  jene  körper- 
liche und  geistige  Wiedergeburt  des 
Fabrikproletariats  vorzubereiten,  die  spi» 

tcr  Marx  so  begeistert  pries,  dazu  hat 
Owen  so  mächtig  beigetragen,  wie  kein 
zweiter.  Und  wenn  er,  aufs  tiefste  er- 
schüttert von  seinen  Niederlagen,  als 
64  jahriger  Greis  vom  kampfbereiten 
Agitator  sich  rückwärts  mansert  zum 
Propheten  einer  völlig  unpolitischen 
tolstojanerhaftcn  Versöhnungssekte  und 
damit  ins  Hintertreffen  gerät  gegenüber 
der  heldenmütig  anstürmenden  Char- 
tistenbewegung: so  nimmt  er  damit  nur 
teil  an  der  allgemeinen  Tragik  der 
Grösstcn,  der  Allergrössten  selbst:  dass 
auch  sie  alt  und  morsch  werden,  während 
um  sie  her  neues  Leben  auflilüht. 
MAN  sieht:  das  Bild  Owens,  das  ich 
auf  Grand  der  fabelhaft  fleissigen  imd 
dabei  ungemein  gewissenliaften  und  ob- 
jektiven, bei  Gustav  Fischer  in  Jena  er- 
schienenen Arbeit  von  Helene  Simon  zn 
zeichnen  in  der  Lage  bin,  weicht  sehr 
beträchtlich  ab  von  der  schablonenhaften 
Karikatur,  wie  sie  leider  in  so  vielen 
sozialistischen  Köpfen  spukL  Diese  Rich- 
tigstellung einer  oberflächlichen  und  un- 
gerechten Tradition  ist  ein  bleibendes, 
hohes  Verdienst  der  Verfasserin.  Wer 
ihr  Buch  aufmerksam  liest,  wird  sich  der 
Erkenntnis  kaum  verschliessen  können, 
dass  trotz  seiner  Irrtümer  und  Miss- 
crfolge  der  Welsche  Robert  Owen  viel- 
leicht der  Grösste  war  unter  allen 
Zauberern  aus  Wales  —  grösser,  als  Owen 
Glendower,  der  die  Lüfte  singen  machte, 
grösser  selbst,  als  Merlin,  der  die  Sprache 
der  Vögel  verstand.    Ladislaus  oumplowioz 

ALS   im   Jahr    1898  im 
MiMtof  Voigtländerschen  Verlag 

eine  Biographie  Darwins 

von  Bölsche  erschien,  ging  sie  ziemlich 
unl>eachtet  vorülK;r,  obschon  sie  zum 
Besten  gehört,  was  Bölsche  geschrieben, 
und  in  wirklich  idealer  Weise  den  Be- 
griff der  Biographie  verkörpert.  Es  ist 
dabei  ganz  gleichgültig,  ob  man  die  ein- 
zelnen Daten  vom  Leben  Darwins  behal- 
ten hat  oder  nicht,  ob  man  zu  einer  rich- 
tigen Würdigung  seiner  wissenschaft- 
lichen Bedeutung  gelangt  oder  nicht:  wir 
besitzen  ihn,  wenn  wir  das  Büdiletn 
gelesen  haben,  als  einen  ganz  bestimmten 
Wert  in  der  Schatzkammer  unseres  See- 
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Itnlebens.    Es  ist  nur  selbstverständlich, 
4lass  die  Biographie  eines  Lebenden,  wie 
sie  Bölsche  über  Haeckel  geschrieben 
yDresden,  Reissner/,  nicht  so  monumen- 
tal wirken  kann,  wie  die  über  einen  Ver- 
storbenen, und  es  berührt  nur  angenehm, 
4lass  Bö1»nie  seine  persdnlidie,  innige  und 
grosse  EmpfinduHR   weit   mehr  dämpft, 
als  in  der  Darwin-Biographie,  obgleich 
zwischen  Haeckel  und  Bölsche  neben 
dem  fe'^ten  Band  des  Lehrers  zum  Scbfi- 
IcT  auch  eine  wirkliche  VVesensverwandt- 
schaft  besteht.  Diese  beiden  Männer  bc- 
"bauen  nicht  nur  —  frriüch  mit  quantita- 
tiven und  qualitativen  Unterschieden  ^ — 
das  selbe  Ackerland,  sondern  sind  sich 
aucVi  (Inrin  verwandt,  dass  hinter  und  ne- 
ben dem  Forscher  die  Künstlersccle  sich 
mächtig  hervordrängt,   bei   Haeckel  in 
wildem  Ungestüm  mit  Flammen  tmd  Ru- 
ten, bei  Bölsche  mit  der  Tendenz,  fried- 
liche Ausgleiche  zu  finden,  die  den  Men- 
schen die  Möglichkeit  geben,  das  Leben 
in  Schönheit  ru  geniessen.  Der  Vergleich 
bort  natürlich  auf.  sobald  man  die  eigent- 
lichen wissenschaftlichen  Leistungen  der 
1>eiden  einander  gegenfiberstellt  »Das  ist 
der   grosse    philosophische   Traum  des 
rauhen  technischen    Arbeitsmannes  des 
XIX.  Jahrhunderts.  Die  Hand  voll  Rnss, 
alxrr  der  Hei^t  voll  Licht,  voll  Sternen- 
licht und  Weltenlicht...  Nur.  wer  diese 
Melodie  zu  finden  weiss,  der  versteht  die 
Grösse  eines  Mannes,  wie  Ernst  Haeckel.< 
Das  ist  der  hübsche  Grundgedanke,  den 
Bölsche  in  der  Einleitung  zur  Jugendge- 
schichte Haeckels  bringt,  und  diese  Ju- 
gendgeschichte  selbst  liest  sich  wie  eine 
erquickliche  Erzähhing,  und  ist  so  herr- 
lich weit  entfernt  von  all  dem,  was  heute 
eine  nervöse  Jugend  tn  empfinden  pflegt. 
Von    früh    auf    füllt    rastlose  Arbeit 
Haeckels  Leben  aus.  Zuerst  beschäftigte 
er  sich  mit  Botanik,  und.  wie  Bölsche 
mdnt,  brachte  er  in  dieses  Gebiet  das 
ästhetische  Empfinden  hinein,  das  Goethe, 
4er  awei  Jahre  vor  Haeckels  Gehurt  ge- 
storben, als  erster  gefühlt.  (M)erhaupt  ge- 
hört Haeckel  zu  jener  engeren  Gemeinde, 
die  von  Goethe  direkt  bceinflusst  ist, 
lind  »von  Goethe  stammt  auch  der  Ur- 
grund seiner  Weltanschauung.  .  .  .  Als 
Haeckel  auf  seiner  eigenen  Bahn  sich  mit 
Darwin  berührte,  war  er  der  erste,  der 
sah  und   mit  Nachdruck  betonte,  dass 
Darwin  nur  eine  logische  Entwickelung 
Goethescher  Ideen  war«.  Sachlich  berich- 
tend —  Haeckel  gab  sdber  dem  Freunde 
viel  biographische  Einzelheiten  an  —  ver- 
folgt Bölsche  die  Entwickelung  weiter 


und  präzisiert  besonders  fein  den  Ein- 

fluss  verschiedener  Lehrer  auf  Haeckel; 
so  vor  allem  von  Johannes  Müller  und 
Virchow.   Darauf  folgen  die  beglückea- 

dcn  Reiscjahrc.  Vorerst  nach  Indien,  WO 
sich  Haeckels  Künstlerseele  frei  ringt,  als 
er  m  sich  das  Talent  zum  LcmdsatafU- 
malcr  entdeckt ;  von  diesem  Zeichentalent 
geben  einzelne  Skizzen  im  Buche  eine 
feine  Probe.    Mit  innigem  Verständnis 
begleitet  nun  Bölsche  ihn  bis  zum  Jahre 
1866,  wo  die  Genereüe  Morphologie  der 
Orgamsmtn  erscheint,  das  Grund-  und 
Hauptwerk,   »auf  das  die  Nachwelt  zu- 
rückgehen wird,  wenn  sie  Haeckel  fassen 
will,  polemisch,  wie  apologetisch«,  und  er 
versucht,  Haeckel  scharf  eiiuustellen,  in- 
dem er  abmisst,  inwiefern  Haeckel  von 
anderen  ausgeht,  wo  er  über  sie  hinaus- 
ragt, und  wie  seine  wissenschaftliche  Tä- 
tigkeit sich  dahin  zusammenfassen  lässt, 
dass  er  Darwin  »in  einem  einzigen  enge- 
ren Gedanken  aus  seiner  Ideenwelt  wei- 
ter baut«,  und  zwar  in  dem  biogeneti- 
schen Grundgesetz.   Neben  dem  freudigen 
Mitgehen  mit  der  Person  gibt  Bulsche 
ein  klares  Bild  der  Entwickelung  der 
Idee  und  lässt  uns  immer  auch  den  lie- 
benswürdigen, kraftvollen  und  freimüti- 
gen Menschen  sehen,  der  trot«  der  unge- 
z.nhlten  Anfeindungen,  die  gegen  ihn  ge- 
richtet waren,  nicht  wankte  und  nicht 
wich,  und  der  an  seinem  Lebensabend  auf 
ein  grosses  get.mes  Work  zurückschauen 
kann.  In  der  Rede,  die  Bölsche  auf  dem 
Kommers    der    Berliner    Freien  Hoch- 
schule zu  Ehren  Haeckels  gehalten,  brach 
denn   auch   gleich  einem  harmonischen 
Ausklang  die  persönliche  Freundschaft 
und  Verehrung  Bölsches  für  Haeckel 
tmgehemmt  durch.  um  hXny-lux 

Wottean 

Religion  und  IN  seinem  Artikel  Religion 
SozJaldemo-  Privatsache  in  diesem 

Bande  der  SosiaHstUehen 
Monatshefte  (pag.  589  wendet  sich 
Genosse  Göhre  gegen  meinen  Vorschlag, 
den  Satr  Erktänmg  der  Religion  stur 
Privatsache  aus  dem  Programm  zu 
streichen.  Er  hat  vier  Gründe,  die  ihm 
meinen  Vorschlag  als  verfehlt,  ja  als 
schädlich  für  die  Partei  erscheinen  lassen, 
ich  will  mich  in  Ansehung  dessen,  dass 
man  sich  durch  eine  Polemik  von  Ar- 
tikel 7.U  Artikel  doch  nicht  überzeugt, 
nicht  auf  eine  ausfuhrliche  Widerlegung 
seiner  Einwände  einlassen,  sondern  mich 
auf  die  Zurückweisung  einiger  seiner 
Unrichtigkeiten    und  Missverständnisae 
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beschränken.  Göhrc  meint,  die  Beibehal- 
tung des  bcwussten  Satzes  sei  geboten, 
weil  er  »in  der  denkbar  einfachsten  und 
bündigsten  Form  die  in  Rcligions-  und 
Kirchensachen  wichtigste  Forderung  un- 
serer Partei  an  den  Staat  ausspricht<. 
Vorher  nennt  Göhre  meine  sonstigen  Vor- 
schläge bezüglich  des  Punktes  6  des  Pro- 
gramms >nicht  nur  diskotllNl,  sondern 
auch  akz^tabel«.  Wenn  er  nun  meine 
FormuKerutig  fVeMkkkeit  des  Gemein- 
wesens, seiner  Einrichtungen  und  Veran- 
staltungen; die  religwsen  Gemeinschaften 
haben  die  Rechte  und  Pflichten  privater 
Vcri'ini}:u>:grn  akzcpüi  Tt.  >ii  i-t  damit  das 
Verhältnis  von  Staat  zu  Kirche  und  Re- 
ligion in  einer  Weise  festgelegt,  wie 
cinf,!cher  und  hüniiger  nicht  formoliert 
werden  kann. 

WEITER'  meint  Gohre.  der  genannte 
Satz  bewahre  »ausdrücklich  und  darum 
gründlich  die  Partei  vor  der  Gefahr,  eine 
Bewegung  der  unbedingten  Religions- 
und Kirchenfeindschaft  zu  werden,  ihr 
eigenes  originales  Wesen  und  mit  ihm 
ihre  sieghafte,  allnShUcb  die  Welt  um- 
wandelnde Kraft  zu  verlieren«.  Göhrc 
warnt  wiederholt  vor  der  Gefahr,  »zu 
einer  Partei  der  blossen  Religionsfeind- 
schaft und  Kulturkämpferei  herab- 
gedrdckt  zu  werden«.  Ich  denke  zu  hoch 
von  der  Sozi.ildt-mi .kratie,  um  ihr  die 
Dummheiten  zuzutrauen,  die  Göhre  kom- 
men steht,  wenn  der  fragliche  Satz  fällt 
Ich  glauhc  auch  nicht,  wenn  sonst  Inine 
Gründe  vorlägen,  die  die  Partei  zwingen, 
das  Richtige  zu  tun  und  das  Vcrfcdrte 
an  unterlassen,  dass  ein  Programm- 
satzdien  dazu  im  .stände  wäre. 
ZUM  dritten  meint  Göhre,  der  bewusste 
Satz  ermögliche  auch  gläubigen  Personen 
den  Zutritt  und  die  Zugehörigkeit  zur 
Partei.  Ich  möchte  demgegenüber  Göhre 
auf  den  §  i  unseres  Organisationsstatuts 
hinweisen,  worin  es  heisst:  >Zur  Partei 
gehörig  wird  jede  Person  betrachtet,  die 
sich  zu  den  Grundsätzen  des  Parteipro- 
gramms bekennt  und  die  Partei  dauernd 
durch  Geldmittel  untcrstützt<.  Von  einer 
Verpflichtung  auf  einen  Glauben  oder  den 
Unglauben  ist  hier  nicht  die  Rede  — 
und  das  sollte  meines  Frachtens  genügen. 
SCHLIESSLICH  führt  Gölire  als  Grund 
ffir  die  Notwendigkeit  des  genannten 
Satzes  noch  an,  »Jass  unter  seiner  allge- 
meinen und  allseitigen  Anerkennung  und 
Befolgung  die  Ausbildung  einer  ehrlichen 
und  gründlichen  religiösen  Toleranz  end- 
lich möglich  wird«.  Diese  Toleranz  ist 
bereits  gewährleistet  durch  Punkt  4  des 


Programms,  der  da  lautet :  »Ab=^chaffung 
aller  Gesetze,  die  die  freie  Meinungs- 
äusserung und  das  Recht  der  Versamm- 
lung und  Vereinigimg  einschränken  oder 
unterdrücken«.  Mehr,  als  diese  auf 
Gleichberechtigung  gegründete  Toleranz, 
der  Kirche  tmd  jeder  religiösen  Meinung 
und  Bc-täligung  zu  gewäliren,  sind  wir 
nicht  verpflichtet  Im  übrigen  aber  wol- 
len wir  aussprechen,  was  ist:  dass  wir 
der  Kirche  und  der  von  ihr  vertretenen 
Religion  feindlich  gegenüberstehen,  dass 
der  Partei  die  Religion  in  diesem  Sinne 
nicht  Privatsache  ist  und  auch  nicht  sdn 
kann,  wir  müsstcn  denn  dem  Klerikalis- 
mus gegenüber  uns  gleichgültig  verhalten, 
wie  auch  der  Wissenschaft 
WIE  ich  mir  den  Kampf  gegen  Kirche 
und  Religion  denke,  geht  aus  den 
Schlusssätzen  meines  Artikds  hervor: 
»Ausser  der  Förderung  gesetzgeberischer 
Massnahmen  zur  Verbreitung  der  V^olks- 
bildung  und  Volksaufklärung,  namentlich 
durch  Einwirkung  auf  die  Schule,  bleibt 
der  eigenen  Tätigkeit  der  Partei  auf  die- 
sem Gebiete  noch  vieles  vorbehalten. 
Eine  Jugendliteratur  haben  wir  noch  gar 
nicht  und  auch  in  der  Herausgal>e  von 
Aufklärungsschriften  über  kulturge- 
schichtliche und  naturwissenschaftliche 
Fragen  hat  die  Partei  noch  sozusagen 
alles  nach^'uholen«  —  wobei  ich  übrigens 
nicht,  wie  Göhre  zu  meinen  scheint,  Rose- 
nows  Werk  Wider  die  Pfaffenherrschaft 
als  Muster  hingestellt  h.aben  möchte. 
Wer  meinen  Artikel  Sosialdeniokratit  und 
ReHgion  im  vorigen  Bande  der  Sosiaiis- 
tischcn  Monatshefte  (pag  511  ff.),  gegen 
den  Göhre  polemisiert,  sine  ira  et  studio 
gelesen  hat,  der  wird  mich  nicht  im  Ver- 
dacht haben,  dass  ich  beabsichtige,  der 
Kulturkämpferei  und  PfafTcnfresserei  das 
Wort  zu  reden.  Ich  stehe  ein  Dutzedd 
Jahre  auf  einem  in  rcligiö.ser  Beziehung 
recht  vorgeschobenem  Posten  in  der  Par- 
teibewegung und  habe  in  dem,  was  in 
dieser  Hinsicht  der  Partei  gut  ist,  im 
Laufe  der  Zeit  einige  Erfahrung  gesam- 
melt. Wenn  ich  dafür  rintretc,  dass  der 
Satz  Erklärung  der  Religion  zur  Privat- 
Sache  aus  dem  Programm  gestrichen  wird, 
so  deshalb,  weil  er  doppelsinnig,  das  heisst 
in  dem  einen  Sinne  verkehrt  tmd  in  dem 
andern  Sinne  öberflÖKtig  ist  Ich  will 
mit  der  Streichung  des  Satzes  keiner 
neuen  Taktik  das  Wort  reden,  sondern 
nur  aussprechen,  was  ist,  und  trotz  der 
Bedenken  des  Genossen  Göhre  bin  ich  der 
Meinung,  dass  man  damit  am  weitesten 
koaunt  auqust  eromann 
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9.  HEFT  /  S£1^£MB£R  1905 

EDUARD  BERNSTEIN  •  ZUM  SOZIALDEMOKRATI- 
SCHEN PARTEITAG  IN  JENA 

EBEN  den  regelmässig  wiederkehrenden  Verhandlungsgegenständen 
der  sozialdemokratischen  Parteitage,  wie  Entgegennahme  und  Dis- 
kussion der  Berichte  von  Parteivorstand,  Kontrolleuren  und  Reichs- 
tagsfraktion, Neu\^*ahl  der  Parteibehörden  etc.,  stehen  auf  der  vom 
Parteivorstand  ausgearbeiteten  Tagesordnung  des  zum  17.  September 
nach  Jena  einberufenen  Parteitages  für  1905  als  besondere  Punkte  nur  noch 
verzeichnet:  die  Maifeier,  der  politische  Streik  und  die  Organisation  der  Partei. 
Jede  dieser  Fragen  kann  zu  lebhaften  Debatten  Anlass  geben,  und  die  Frage 
des  politischen  Streiks  wird  voraussichtlich  auch  tun.  Es  ist  aber  nicht 
ausgeschlossen,  dass  nicht  auch  der  eine  oder  andere  der  erstbezeichneten 
Verhandhingsgegenstände  sehr  lebhafte  und  tiefgreifende  Erörterungen  her- 
vorruft. Das  Aufgabengebiet  des  Parteivorstandes  berührt  oder  umschlicsst 
so  viele  wichtige  Fragen  des  inneren,  das  der  Reichstagsfraktion  so  viele  des 
äusseren  Farteilebens,  dass  fast  alles,  was  die  Partei  jeweilig  bewegt,  bei  Ge- 
legenheit der  Berichte  über  die  Tätigkeit  dieser  Parteiinstanzen  zur  Sprache 
gebracht  und  behandelt  werden  kann.  Es  liegt  aber  auf  der  Hand,  dass  mit 
solcher  G^legcnheitserörterung  immer  die  Gefahr  verbunden  ist,  dass  gerade 
solche  Fragen,  die  aus  irgend  welchen  Gründen  auf  eine  besonders  ein- 
gehende Behandlung  Anspruch  hätten,  schliesslich  quasi  en  hloc  abgefertigt 
werden  müssen,  nachdem  ziemlich  untergeordnete  Dinge  in  ausführlichster 
Breite  ^durchgehechelt  worden  sind.  Wenn  nun  also  zum  Beispiel  dem  Vor- 
schlag der  Redaktion  des  Vomärts,  die  neuesten  Wandlungen  auf  dem  Ge- 
biete der  "WeTtpoIitik  als  einen  besonderen  Punkt  auf  die  Tagesordnung  des 
Kongresses  zu  setzen,  der  Vorhalt  entgegengesetzt  worden  ist,  diese  Dinge 
könnten  ja  im  Anschluss  an  den  Fraktionsbericht  —  etwa  bei  der  Position 
Austiärtiges  Amt  —  erörtert  werden,  so  sagt  er  formell  gewiss  nicht  Unrich- 
tiges. Materiell  aber  ist  er  durchaus  unzutreffend.  Sind  die  Vorgänge,  auf 
welche  die  Redaktion  des  Vonvärts  hinwies,  ohne  grössere  Bedeutung,  dann 
rechtfertigt  es  sich  allerdings,  ihnen  eine  besondere  Erörterung  auf  dem 
Parteitag  zu  versagen.  Sind  sie  aber  wirklich  bedeutungsvoll,  so  würde  die 
Partei  ein  Unrecht  an  sich  selbst  begehen,  wenn  sie  ihnen  nicht  von  vorn- 
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herein  eine  gebührend  eingreifende  Erörterung  sicherte.  Was  nur  dadurch 
geschehen  kann,  dass  ihnen  eine  besondere  Stelle  in  der  Tagesordnung  ein- 
geräumt wird.  Ich  gehöre  niciit  gerade  zu  denen,  die  da  meinen,  dass,  wie  die 
Weltausstellungen  ihren  Clou,  so  audi  jeder  Parteitag  sein  speziell  auf  die 
Wirkung  nadi  aussen  berechnetes  Disknssionsthema  haben  mfisse.  Unter  den 
propagandistischen  Organen  der  Partei  stehen  ihre  Kongresse  gewiss  mit 
C)benan,  aber  sie  sind  doch  nur  eines  unter  vielen,  und  ebenso  wichtig,  wie  die 
Propaganda,  ist  die  einer  organisatorischen,  taktischen  etc.  Festigung  der 
Partei.  i£in  Kongrcss,  der  diese  ein  Stück  gefördert  hat,  hat  seine  Schuldig- 
keit getan,  auch  wenn  er  nicht  gleichzeitig  eine  spezifisch  auf  die  Propaganda 
berechnete  Debatte  gehabt  hat. 

NICHT,  weil  mir  die  vom  Vorstand  vorcrclegte  Tagesordnung  des  Kongresses 
an  sich  als  ungenügend  erscheint,  sondern  weil  ich  der  Ansicht  bin,  dass  die 
neuesten  Vorgänge  auf  dem  Gebiet  der  Welipolitik  von  grösster  Bedeutung 
für  die  Volker  der  Kalturwelt  sind,  halte  ich  den  erwähnten.  Vorschlag  der 
Redaktion  des  Vorwärts  für  ausserordentlich  zeitgemass,  und  ich  kann  nur 
wünschen,  dass  der  Kongress  ihm  Folge  gebe.  Sonst  wären  allerdings  schon 
die  beiden  Punkte  der  Ausgestaltung  der  Parteiorganisation  und  der  Stcllung- 
nalune  zum  politischen  Massenstreik  völlig  ausreichend,  um  neben  den  An- 
gelegenheiten mehr  geschäftsmässigcn  Charakters  die  Tagesordnung  eines  Par- 
teitages auszufüllen.  Sie  rollen  Fragen  von  der  grossten  Tragweite  für  die 
Parteientwickelung  und  Parteipolitik  auf  und  rufen  nach  sehr  gründlicher 
Durchberatung. 

l'BER  den  Entwurf  eines  neuen  Orsranisationsstatuls  für  die  Partei  soll  in 
diesem  Heft  noch  ein  besonderer  Artikel  aus  kompetenter  Feder  handeln. 
Einige,  das  Prinzipielle  dieser  wichtigen'  Frage  betreffende,  allgemeine  Be- 
mtfkuttgen  mögen  jedoch  auch  hier  am  Platze  sein. 

SIEHT  man  von  dem  streng  zentralisttschen  Organisationsstatut  ab,  das 
Lassalle  für  den  Allgemeinen  deutschen  Arbeiterverein  ausgearbeitet  hatte  und 
dieser  angenommen  und  lange  Jahre  hochgehalten  hat,  so  ist  die  Organisation 
der  deutschen  Sozialdemokratie  von  jeher  in  prinzipieller  Hinsicht  Kompromiss- 
werk  gewesen.  Allerdings  Kompromisswerk  unter  dem  Zwange  reaktionärer 
\'ereinsgesetze.  Denn  der  massgebende  Grundgedanke  war  stets  der  eines  zen- 
tralistisch  konstituierten  lLinlieit-k(")rptTS.  Der  Aiifliau  der  Partei  auf  Grund 
eines  dem  föderalistisclien  liedankrn  entsprechenden  Systems  von  gegliederten 
Delegationen  —  wie  wir  ihn  in  Frankreich  wiederholt  gesehen  haben  —  ist 
in  Deutschland  niemals  versucht  worden.  Die  föderalistischen  Ansätze  und 
Bildung«!  In  der  Partei  (Ausbildung  der  Bezirks-  und  Landesverbände  etc.) 
sind  nicht  erdacht,  sondern  durch  praktische  Notwendigkeit  geworden. 
Das  spricht  im  allgemeinen  sicher  für  sie;  indes  liaben  sie  <Ioch  auch  wieder 
die  Fehler  ihrer  Vorzüge.  Zufälligkeiten  aller  Art  haben  bei  ihrer  Ausgestal- 
tung bestimmenden  Einftuss  ausgeübt  und  krasse  Ungleichheiten  zur  Folge  ge- 
habt. Ein  zentralistischer  Oberteil  ist  auf  einen  föderalistischen,  selbst  sehr 
unproportional  gegliederten  Unterteil  ganz  ohne  System  aufgepfropft  Xr.n  lässt 
sich  gegen  eine  Verbindung  von  zenfralistischcn  tmd  födcrnlistisclien  (Einrich- 
tungen schlechthin  nichts  Stichhaltiges  einwenden.  Im  (iegenieil:  diesseits, 
wie  jenseits  der  Vogesen  hat  die  Parteierfahrung  gezeigt,  dass  jedes  der  beiden 
Organisationsprinzipien  unhaltbar  wird«  wenn  man  es  ins  Extrem  treibt.  Aber 
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eine  solche  Verbindung  muss  selbst  wieder  auf  einer  bestimmten,  den  Ver- 
schiedenheiten der  Aufgaben  etc.  angemessenen  grundsätzlichen  Unterschei- 
dung der  verschiedenen  Organe  beruhen.  Daran  lässt  es  jedoch  auch  das  neue 
Organisationsstatut  noch  s^r  fehlen. 

UM  nur  eines  herauszugreifen:  So  sehr  alle  Erfahrung  dafür  spricht^  es  in 
Sachen  der  Wahl  und  der  Funktionen  des  Parteivorstandes  beim  Zentralisoitts 

bewenden  zu  lassen,  so  wenig  gerechtfertigt  erscheint  es,  die  zweite  höhere 
Partciiiistanz,  die  Partcikontrollcure,  in  ^cnau  der  gleichen  Weise  zu  konsti-  - 
tuieren,  das  heisst  sie  von  der  Mehrheit  des  i'artcitags  ernennen  zu  lassen,  statt 
ihre  Wahl  nach  Proportionalität  den  LandeszentraJen  zu  ubertragen.  Aller- 
dings würde  das  ohne  Vermehrung  ihrer  Zahl  kaum  durchzuführen  sein  und 
eine  Zusammenlegung  von  Zentralen  der  Duodezstaaten  notwendig  machen. 
Aber  letztere  steht  schon  jetzt  für  gewisse  Zwecke  auf  der  Tagesordnung,  und 
eine  Vermehrung  der  Kontrolleure  rechtfertigt  sich  auch  auf  Grund  der  sehr 
gesti^enen  Mitgliederzahl  der  Partei.  1875  gab  sich  die  so  erheblich  weniger 
starke  Partei  nd)en  dem  in  Hambui^  amtierenden  Parteivorstand  noch  einen 
üb  r  gan.;  Deutschland  verteilten  Ausschuss  von  18  Mitgliedern.  War  dies 
damal  .  durchführbar,  SO  würde  man  heute  sicher  mehr  als  9  Kontrolleure  Ter« 
tragen  können. 

£S  ist  indessen  kaum  anzunehmen,  dass  nach  dieser  Richtung  überhaupt  am 
Parteistatut  in  Jena  geändert  werden  wird.  Im  ganzen  geht  die  Strömung  rar- 
zeit  mehr  dahin,    Spezialgesetze  zu  machen,    als  organisch  zu  reformieren. 

Haben  wir  im  §  25  des  Organisationsentwurfs  eine  richtige  lex  Göhre  vor 
uns,  so  wird  von  anderer  Seite  eifrig  dafür  agitiert,  den  von  der  Vertretung 
der  Reichstagsfraktion  au.f  den  Parteitagen  handelnden  Absatz  2  des  §  15  so 
abzuändern,  daas  daraus  eine  Ausnahmebestimmung  gegen  die  Abgeordneten 
wird.  ICan  begründet  den  Antrag,  der  Fraktion  nur  eine  Vertretung  durch  ein 
Viertel  ihrer  Mitglieder  einzuräumen,  damit,  dass  man  sagt:  gerade  der  bi^ 
bcrige  Modus,  der  jedem  Reichstag-^ahgenrdneten  als  solchem  ein  Kongress- 
mandat zuweist,  konstituiere  einen  Ausnahmezustand,  der  jetzt  eben  nur  redu- 
ziert werden  solle.  Aber  diese  Argumentierung  zeigt  nur,  wie  sehr  das  grund- 
sätzliche Denken  der  reinen  Gelegenheitsgesetzmacherei  gewichen  ist  Zuge- 
geben, dass  der  jetzige  Modus  für  die  Reichstagsmitglieder  einen  Ausnahme- 
zustand herstelle,  so  ist  dieser  doch  wenigstens  in  sich  einheitlich  und  logisch 
begründet.  Für  ihn  war  ursprünglich  der  Gedanke  massgebend,  dass  es 
Pili  cht  der  Reichstags  Vertreter  der  Partei  sei,  au  deren  Reichskongressen 
aktiv  teilzunehmeB  tmd  nur  Erkrankung  od«r  eine  ähnliche  fore§  majeure  sie 
dieser  Pflicht  enthöbe.  Hält  man  das,  was  einst  als  Pflicht  konstruiert  wurde, 
heute  für  ein  unberechtigtes  Privilegium,  nun,  so  gehe  n^  wenigstens  radikal 
vor  und  hebe  dies  Privilegium  wieder  auf,  etwa,  indem  man  es  der  Fraktion 
anheimstellt,  sich  durch  eine  bestimmt  normierte  Zahl  ihrer  Mitglieder  —  sage 
7  oder  9  —  auf  dem  Parteitag  bei  Berattmg  des  Fraktionsberichts  vertreten 
zu  lassen.  Aber  die  vorgeschlagene  Vierteilung  der  Fraktion  hat  gar  keine 
T.ogik;  sie  wäre  eine  rein  mechanisch-brutale  Prokrustesmassregd,  durch  die 
die  Partei  in  die  Fraktion  gerade  das  hineintragen  würde,  wovon  diese  sich 
bisher  freizuhalten  gesucht  hat:  den  Keim  gehässiger  Cliquenwirtschaft.  Ich 
weiss,  dass  vielen  Genossen,  die  sich  für  den  Vorschlag  erwärmt  haben, 
nichts  femer        als  solche  Absicht,  dass  für  sie  vidmehr  ganz  unanst5ssige 
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Gesiditspankte,  wie  die  Rocksicht  anf  den  Geldbeutel  der  Partei  etc.,  mass- 
gebend sind  oder  waren.   Aber  dann  haben  sie  sich  eben  durch  die  adieinliare 

Plausibilität  des  Vorschlages  irreführen  lassen  und  sich  seine  Konsequenzen 
nicht  überdacht.  Wer  sich  diese  genauer  vergegenwärtigt,  wird,  wie  er  auch 
sonst  zur  Fraktion  steht,  ihn  durchaus  bekämpfen  müssen. 
MAN  sidit  aber  ans  diesem  einen  Beispiel,  welche  wichtigen  Fragen  hinter 
dem  Punkt  Die  Parttiorganisation  stecken,  und  wird  es  daher  weder  erwarten» 
noch  wünschen,  dass  er  auf  dem  Kongresse  kurzer  Hand  abgetan  werde. 
UND  nun  erst  die  Frage  des  politischen  Massenstreiks.  In  gewissem  Sinne 
könnte  man  sagen:  sie  ist  die  Frage  der  Fragen;  denn  sie  ist  die  Frage  nach 
den  Machtmitteln  der  Partei  in  zugespitzten  Situationen  nnd  damit  der  ganzen 
Taktik  der  Partei.  Es  ist  nur  ein  Gemeinplatz,  zu  sagen»  dass  eine  Partei 
ihre  Taktik  zwar  nicht  ausschliesslich,  aber  doch  wesentlich  mit  von  den 
Machtmitteln  abhängig  machen  muss.  über  die  sie  in  äusserstch  Fällen  zu 
verfügen  im  stände  ist.  Aber  es  wäre  sehr  vermessen,  zu  behaupten,  dass  all- 
seitig nach  dieser  gemeinplätziichen  Wahrheit  auch  gehandelt  würde.  Im 
allgemeinen  wird  vielmehr  mit  einer  gewissen  Sorglosigkeit  nach'  dem  Motto 
Unser  der  Sieg  trotz  alledem !  der  Zukunft  ^Qt£ej;£Qg£]i[unle(R  Nun  ist  das 
Gefühl  der  Unbesiegbarkeit  für  gewisse  Zwecke  sicherlich  sehr  am  Platze,  und, 
soweit  es  geeignet  ist.  innere  Kraft  und  Festigkeit  zu  verleihen,  möchte  ich  es 
gewiss  niemand  rauben.  Aber  der  Name  Jena  ist  eine  nützliche  Erinnerung 
daran,  dass  man  in  der  Sorglosigkeit  auch  des  Guten  zu  vid  twi  kann.  Die 
schliösliche  Unbesiegbarl^t  des  Sozialismus  ist  noch  keine  Gewähr  gegen 
zeitweilige  Niederlagen  mit  all  ihren  schweren  materiellen  und  moralischen 
Schädigungen.  Es  ist  also  von  der  grössten  Wichtigkeit,  sich  darüber  klar 
zu  werden,  ob,  unter  welchen  Umständen  und  mit  welchen  Aussichten  sich 
die  Sozialdemokratie  der  Waffe  des  politischen  Massenstreiks  würde  zu  be- 
dienen haben.  Hier  gilt  es,  rückhaltlos  wahr  gegen  uns  sdbst  zu  sein,  die 
Frage,  deren  kasuistische  Details  an  dieser  Stelle  nicht  erörtert  werden  kön- 
nen, einmal  rund  heraus  auf  ein  Hnt'.ccdcr  —  oder  zu  stellen  und  die  Kon- 
sequenzen der  sich  ergebenden  Antwort  zu  ziehen,  wie  diese  immer  ausfallen 
möge.  • 

EIN  Blide  auf  die  Behandlung  der  grossen  Fragen  der  Reichspolitik  in 
Deutschland  zeigt,  wie  wenig  Grund  vorlieft,  sich  hinsichtfieh  der  traditio- 
ncllen  Machtmittel  in  optimistischen  Erwartungen  zu  wiegen.    Die  Impotenz 

des  Reichstages,  die  ihm  beim  letzten  .Sessionsschluss  in  so  fühlbarer  Weise 
zu  verstehen  gegeben  wurde,  dass  selbst  die  Zahmsten  der  Zahmen,  die  Natio- 
nalliberalen, einen  Augenblick  —  länger  hält  es  freilich  bei  ihnen  nicht  vor 
wild  wurden  und  von  Schtdjungenbetumdlung  redeten,  diese  Ohnmadit  des 
Parlaments  der  Reichsregierung  gegenüber  stärkt  wohl  die  Angriffskraft  der 
Sozialdemokratie  fliegen  die  bürgerlichen  Parteien,  lässt  aber  ihre  parlamen- 
tarische Angriffskraft  gegen  die  Regierung  selbst  keineswegs  unbeeinträchtigt: 
auf  sich  allein  gestellt,  kann  sie  als  Minderheitspartei  im  Parlament  keine 
grössere  Macht  gegen  die  Regierung  ausfiben,  als  sie  das  ^rlament  über« 
haupt  besitzt:  mit  einem  stumpfen  Messer  dringt  selbst  der  tüchtigste  Holz- 
schnitzer nicht  ins  Hartholz.  Erhebt  sich  in  England  eine  ernsthafte  politische 
Komplikation,  so  wird  der  zuständige  Minister  im  Parlament  einem  wahren 
Kreuzverhör  von  Fragen  unterworfen.    In  welchem  Umfange  das  englische 
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Parlament  von  diesem  Recht  der  Fragestellung  Gebraoch  macht  —  m  jeder 
Nachmittagssitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  ist  die  Zeit  von  3^  Ins  5  Mi- 
nuten vor  3  Uhr  den  Fragen  reserviert  —  mag  die  Tatsache  zeigen,  dass  in 
den  drei  Jahren  1899,  1900  und  1901  durchschnittlich  je  5358  Fragen  im 
Jahre  an  die  Minister  gerichtet  wurden.  Nun  braucht  der  Minister  freilich 
nicht  jede  Frage  mündlich  zu  beantworten,  auch  ist  1902  durch  die  jetzige 
konservative  P^lamentsmehrheit  das  Fragerecht  etwas  eingeschränkt  wor- 
den;  immerhin  wurden  auch  1903  nicht  weniger  als  4536  Fragen  geantwortet, 
davon  2554  mündlich.  Verweigert  der  Minister  die  Antwort,  wozu  ihn  die 
Geschäftsordnung  ermächtigt,  so  kann  das  Mitglied,  das  die  Frage  gestellt  hat,! 
sofern  es  sich  um  eine  dringliche  Sache  handelt  —  also  gerade  bei  politibchenj 
Fragen  von  Bedeutung  —  Dringlichkeit  für  ^  Er&ffirang  einer  besonderea 
Debatte  Aber  die  Frage  beantragen,  es  bedarf  hierbei  nur  einer  Unterstätzuifg 
von  40  Mitgliedern,  aus  einer  Gesamtzahl  von  670  Abgeordneten.  Ausserdem 
steht  der  Opposition  das  Recht  zu.  die  Ansetzung  einer  besonderen  Debatte 
über  die  Politik  der  Regierung  in  einer  von  ihr  als  wichtig  erachteten  An- 
gelegenheit an  einem  der  nächstfolgenden  Tage  zu  verlangen.  So  in  der 
iguner  der  Paij0mentt,  und  ähnliche  Redite,  die  Minister  jederzeit  au  steÜeH, 
hat  lU  FiÄfllcmcTi  die  Dqmtiertenkammer.  Da  regnet  es  gegebenenfalls  Inter- 
pellationen und  Misstrauensvoten  in  verschiedenster  Abtönung  einschlicssende 
Anträge  auf  Übergang  zur  Tagesordnung.  Wie  aber  steht  es  unter  diesem 
Gesichtspunkt  im  deutschen  Reichstag?  Der  Menschheit  ganzer  Jammer  iasst 
einen  an,  sobald  man  die  Frage  nur  aufwirft  Alle  Jubeljahre  kommt  einmal 
mit  Ach  und  Krach  eine  Interpellation  zur  Verhandlung,  wobei  es  ganz  vom 
Belieben  des  Reichskanzlers  abhängt,  ob  er  sie  beantworten  will,  oder  nicht,  und 
CS  den  Interpellanten  ausdrücklich  verwehrt  ist,  an  die  Interpellation  irgend 
welchen  Antrag  zu  knüpfen.  Wohl  sagt  die  Geschäftsordnung,  es  stehe  dem 
Mitgliede,  das  die  Iirterpdlation  eingelvacht,  frei,  den  Gegenstand  in  F<Mrm 
eines  Antrages  weiter  zu  verfolgen.  Aber  das  ist  bei  der  Schwierigkeit,  Ini- 
tiativanträge überhaupt  zur  Verhandlung  zu  bringen,  der  reine  Hohn.  Stumpf, 
wie  Kindersäbel,  sind  die  Waffen,  die  die  Opposition  des  Reichstags  der  Re- 
gierung gegenüber  hat.  und  stumpfsinnig,  wie  Kinder  für  ausser  ihrem  Hori- 
zont liegende  Fragen,  sieht  es  die  grosse  Mehrheit  des  deutschen  Volkes  mit 
an,  wie  diese  Waffe  durch  die  Praxis  des  Hauses  und  seines  jovialen  Präsi- 
denten noch  immer  mehr  entkräftet  wird.  Dass  die  Geschäftsordnung  der 
Volksvertretung  eines  Landes  eines  der  wichtigsten  Stücke  vnn  dessen  Ver- 
fassung ist :  wie  wenigen  im  deutschen  Volke  ist  diese  Erkenntnis  in  Fleisch 
und  Blut  übergegangen!  Als  in  den  letzten  Tagen  der  abgelaufenen  Reichs- 
tagssession der  Marokkokoaflikt  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  akut 
wurde  und  in  der  französischen  Kammer  Interpellation  über  Interpellation 
erfolgte,  bis  Herr  Delcasse  über  die  Klinge  springen  musste,  war  ein  deut- 
scher Reichstag  einfach  nicht  vorhanden.  Ausländische  Sozialisten  haben  es 
damals  nicht  begriffen  und  begreifen  es  —  wie  ein  kurzer  Aulenthalt  im  Aus- 
land mich  gelehrt  hat  —  heute  noch  nicht,  wie  die  starke  deutsche  Sozial- 
demokratie sich  damals  so  passiv  verhalten  konnte.  Sie  kennen  das  Wesen 
unseres  Parlamentarismus  nicht.  Die  aber  etwas  davon  verstehen,  die  tiefem 
Einblick  in  die  politischen  Rechte  und  Dispositionen  des  deutschen  Volkes 
gewonnen  haben,  von  denen  kann  man  in  allerhand  Variationen  den  selben 
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Vorhalt  hören,  den  Jaur^s  in  Amsterdam  der  mit  der  Dresdener  Resolution 
ihm  entgegentretenden  deutsdien  Sorialdemdcntie  antwortend  zurüdqiali: 
»Gewis«,  ihr  seid  eine  grosse,  bewunderungswürdige  Partei,  die  dem  inter- 
nationalen Sozialismus  das  Vorbild  einer  wohlgcglicdcrtcn  und  machtvollen 
Organisation  gegeben  hat,  die  vor  keinem  Opfer  zurückschreckt  und  sich  durch 
keinen  Ansturm  erschüttern  lässt.  Ihr  seid  eine  der  edelsten  und  glorreichsten 
Parteien  der  zivilisatorischen  und  denkenden  Menschheit.  Aber  —  9a  vous 
^chappc  .  .  .  .< 

IHR  repräsentiert  eine  Macht,  aber  sie  verflüchtigt  sich:  steht  es  mit  uns  so, 
oder  nicht?  Das  ist  die  Frage,  über  die  wir  uns  Rechenschaft  abzulegen 
haben.  Wenn  die  sich  mehrenden  Angriffe  auf  das  Wahlrecht  sie  uns  nicht 
gebieterisch  nahelegten,  so  würde  der  Ausblick  auf  die  Weitpolitik  uns  ihre 
Unumgänglichkeit  demonstrieren.  Auf  die  Reise  nach  Tanger  ist  die  Reise 
nach  Björkö  gefolgt.  Viel  ist  über  sie  geschrichen  worden,  niemand  weiss 
sie  mit  Sicherheit  zu  deuten.  Das  deutsche  Volk  ist  in  absoluter  Dunkelheit 
über  die  Politik,  die  in  seinem  Namen  getrieben  wird.  Sic  mag  ein  Muster 
von  Korrektheit,  sie  mag  in  jeder  Hinsicht  verderblich  sein:  volles  Licht  wird 
man  darüber  erst  erhalten,  wenn  sie  ihre  Folgen  gezeitigt  haben  wird.  Das 
deutsche  Volk  wird  in  den  wichtigstj_ii  Frigeii  Ufinrr  Politilr  w.r;!..t'Il  MPlin?^ 
diges  KinJ  SchancTüTT  Mögen  die  bürgerlichen  Parteien  das  über  sich  ergehen 
4«JJL11,  fFfllJ,'  iliie  T'iesse  je  nach  den  Winken,  die  sie  vom  Auswärtigen  Amt 
erhält,  die  Wolken  am  Himmel  bald  für  Wiesel  und  bald  für  Kamele  erklären, 
die  Sozialdemokratie,  als  Partei  der  Arbeiterklasse,  die  eine  eigene  Politik  hat 
und  haben  muss,  kann  dazu  nicht  schweigen.  Wollte  man  darauf  erwidern, 
dass  zur  Antwort  ja  bei  Beratung  der  Etats  des  Reichskanzlers  und  des  Aus- 
wariisfcn  .\mtes  Gelegenheit  gegd>en  sei,  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  dass 
eine  Schwalbe  noch  keinen  Sommer  und  eine  einmalige  Abrechnung  im  Jahr 
noch  keine  parlamentarische  Kontrolle  macht.  Die  Etatsreden  haben  ihren 
grossen  Nutzen,  aber  sie  sind  oft  gerade  für  die  wichtigsten  Dinge  blosse 
Leichenreden,  mouiorde  aprks  diner,  und  müssen  obendrein  viel  am  viel  in 
einem  vorbringen,  um  nicht  wichtige  Einzelheiten  zu  gimsten  anderer  hintan- 
zusetzen, (k-rade  die  IV^chränkung  auf  die  eine  Gelegenheit,  wo  alles  gewisser- 
masscn  in  einem  Aufwaschen  abgetan  wird,  beweist  die  Ohnmacht  des  deut- 
schen Parlamentarismus. 

WESHALB  es  tms  verschweigen?  Mit  ihren  drei  Millionen  Stimmen  übt 
die  Sozialdemokratie  in  Deutschland  Heute  weder  in  der  inneren,  noch  in  der 
äusseren  Politik  den  Einfluss  aus,  den  in  Frankreich  die  Sozialdemokratie  mit 

kaum  einem  Viertel  dieser  Stiinmenzahl  ungeachtet  ihrer  Zersplittenmg  in  den 
letzten  Jahren  ausgeübt  hat.  Es  hat  zum  Beispiel  auf  alle  deutschen  Teil- 
nehmer des  vor  kurzem  abgehaltenen  Lütticher  internationalen  Bergarbeiter- 
kongresses einen  tiefen  Eindruck  gemacht,  mit  welcher  Zuversicht  die  fran- 
zösischen Bergarhciterdelegierten,  samt  und  sonders  Sozialisten,  von  der  Ge- 
setzgebung ihres  Landes  sprachen  und  einen  Erfolg  ihrer  Reklamationen  in  der 
Kammer  nach  dem  andern  konstatieren  konnten.  Ohne  irgend  welche  .Vbsicht 
legten  die  französischen  Delegierten  Zeugnis  dafür  ab,  dass  die  demokratischen 
Zurichtungen  doch  kein  leerer  Wahn  sind,  sondern  auf  die  Dauer  die  sicherste 
Grundlage  fortschreitender  Sozialreform  bildeni^m  Angesicht  der  Wandlun- 
gen, die  im  nahesten  Osten,  dicht  vor  den  Toren  Deutschlands,  vor  sich 
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gehen  und,  wie  sehr  sich  auch  der  Zar  und  seine  Trabanten  stränben  mögen, 
Russland  nicht  mehr  zur  Ruhe  kommen  lassen  werden,  bis  das  zarische  Re- 
gierungssystem vollständig  gebrochen  ist,  im  Angesicht  der  weittragenden  Mög- 
lichkeiten, die  diese  Revolution  für  die  innere  und  äussere  Politik  Deutschlands, 
für     das     ganze     Verhältnis     der     Völker     der     alten     und     neuen  L^'l^ 
Welt    zn    einander    eröffnet»    im     Angesicht    des    mit    ihr    ver-  L' 
bnndenen  Ziisanmenbradis  der  bisherigen  AUiancen   und    der    Möglich-  (  A 
keit»  wie  Notwendigkeit,  dem  in  Jenen  verkörperten  diplömatischen  System    i  Jt'*^  • 
eine  neue,  die  SoHdaritrit  aller  Kulturvölker  zum  Ausdruck  bringende  inter- 
nationale Politik  entgegenzusetzen  und  so  die  Grundbedingung  für  die  Be- 
freiung der  Völker  vom  Druck  des  heutigen  Militarismus  zu  schaffen,  im 
Angesicht  all  dieser  Perspectiven  erscheint  es  unerlasslich,  auf  dem  Parteitag 
der  Sozialdemokratie,  wie  der  Frage  nach  den  Machtmitteln  des  inneren  politi- 
schf-n  Kampfes,  so  auch  r<Ji(  -=tMi  Fragen  der  äusseren  Politik  eine  besondere 
Betrachtung  zu  widmerur^Sind  sie  doch  auch  praktisch  kaum  zu  trennen. 
Eins  greift  hier  ins  andre.    Sollen  wir  uns  denn  im  Hinblick  auf  alles,  was  da 
kommen  mag,  an  der  trostreicben  Gewissheit  genug  sein  lassen,  am  Ende  der 
Dinge  werde  die  grosse  Generalabrechnung  ja  doch  eines  Tages  eintreten? 
DER  Parteitag  von  Jena  wird  eine  grosse  Bedeutung  für  die  Sozialdemokratie 
erhalten,  wenn  er  diese  Fragen  in  rückhaltloser  tTberschlaginig  der  Macht- 
mittel hüben  und  drüben  gründlich  prüft.   Lieber  sich  ehrlich  die  Grenzen  des 
eigenen  Körmens  eingestehen  und  Ausdrucksweise  und  Taktik  danach  einrichten, 
als  eine  Sprache  führen,  die  nach  unbegrenzter  Kraft  Uingt,  ohne  damit  die 
tTberzeugung  zu  verbinden,  dass  man  im  gegebenen  Fall  auch  den  Willen  und 
die  Macht  haben  wird,  ihr  ent^rechend  zu  handeln. 

xxx;<xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ADOLPH  VON  ELM  •  PARTEI  UND  GEWERKSCHAFT 

F. I T  dem  Cölner  Gewcrkschaftskongrcss  ist  dieses  Thema  wieder 
ll^^^^^M  einmal  aktuell.  Auch  der  Parteitag  in  Jena  wird  sich  bei  der  Dis- 
Vk^^^^ll  kussion  des  politischen  Massenstreiks  und  der  Maifeier  mit  dem 
ly^^VJ^  Verhältnis  der  Gewerkschaften  zur  Partei  befassen  müssen:  dn 
iUfii^BKi Massenstreik  zur  Wahrung  politischer  Rechte  ohne  die  Mitwirkung 
der  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  ist  ein  Unding;  für  die  fernere 
Gestallung  der  Maifeier  gilt  das  gleiche. 

LEIDER  lassen  die  Erörterungen  eines  Teils  der  Parteipresse  über  die  Be- 
handlung dieser  Fragen  auf  dem  Cöbier  Kongress  darauf  schliessen,  dass  bei 
einigen  Genossen  Neigung  vorhanden  ist,  die  Sache  auf  das  persönliche  Gebiet 
htnüberzuspiden.  Den  Intentionen  dieser  Kritiker  würde  es  vielleicht  ent- 
sprechen, wenn  in  Jena  ein  Ketzergericht  über  eine  Anzahl  Gewerkschafts- 
führer abgehalten  und  gegen  sie  ein  Appell  an  die  sclnvieUge  Faust  gerichtet 
würde.  Der  Gewerkschaf tsbureaukratcn,  der  Leute  in  gehobener  Lebens- 
stelhmg  wurde  bei  dieser  Gelegenheit  in  recht  liebenswürdig^  Weise  gedacht; 
man  schalt  sie  bornierte  Verächter  der  Theorie^  an  der  theoretischen  Verwahr- 
losung der  Gewerkschaftsmitglieder,  so  heisst  es,  trügen  die  Führer  Schuld. 
Zur  Ehre  der  Partei  niuss  konstatiert  werden,  dass  an  derartig  unsinnigen  Ver- 
unglimpfungen der  Gewerkschaftsbeamten  sich  nur  ein  geringer  Teil  von  Ge- 
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nossen  beteiligt  tiat;  der  geharnischte  Protest,  der  gegen  diese  Art  der  Kritik 
in  dem  üiwrwiegenden  Teil  der  Gewetkscbaftspresse  erhoben  wurde,  dürfte 

die  Kritiker  hoffentlich  darüber  belehrt  haben,  dass  die  Fortsetzung  dieser 
Tonart  in  Jena  ein  unverzeihlicher  Fehler  wäre,  künstlich  Konflikte 
heraufbeschwüren  könnte,  für  die  in  Wirklichkeit  gar  keine  Veranlassung  vor- 
liegt. Die  Gewerkschaftsführer  in  Jena  als  ungeratene  Schulbuben  behandeln 
zn  wollen,  denen  einmal  gans  gehörig  der  Kopf  aurechtgesetat  werden  mfisste, 
würde  die  Gefahr  naherückcn.  (la>s  das  bisherige  freundschaftliche  Verhältnis 
zwischen  Partei  und  Gewi rkschaft  aufs  bedenklichste  getrübt  werden  könnte. 
Die  Führer  der  freien  Gewerkschaften  sind  fast  sämtlich  Genossen,  die  durch 
ihre  Tätigkeit  in  den  Gewerkschaften  und  in  der  Partei  den  Beweis  erbracht 
haboi,  dass  das  Wohl  der  Partei  ihnen  ebenso  sehr  am  Herzen  li^,  wie  das 
der  Gewerkschaften.  Mit  einer  gewissen  Berechtigung  hat  man  manche  un« 
liebsamen  Streitereien  auf  früheren  Parteitagen  Litcratengczänk  genannt;  die 
Arbeiter  in  ihrer  grossen  Masse  haben  diesen,  zum  Teil  recht  persönlichen  und 
gehässigen  Auseinandersetzungen  erst  dann  Beachtung  geschenkt,  als  es  ihnen 
das  Interesse  der  Partei  geboten  erscheinen  Hess,  den  Zwist igkeiten  ein  Ende 
zu  machen.  Man  täusche  sich  darüber  jedoch  nicht:  ein  Konflikt  zwischen 
Partei-  und  Gewerkschaftsführern  wür^e  eine  weit  ernstere  Bedeutung  haben, 
als  alle  persönlichen  DiffercnTien,  welche  in  der  Partei  je  zu  Tage  getreten  sind. 
Werden  die  Meinunü^sdilTinnzeii,  dir  nun  einmal,  wie  uns  Cöln  gezeigt  hat, 
innerhalb  der  i'ariei,  nicht  etwa  zwisciien  Partei  und  Gewerkschalt,  vor- 
handen sind,  sachlich*  erörtert,  wird  sich  jeder  befleissigen,  diejenigen  Ge« 
nossen,  die  über  diese  taktischen  Fragen  anders  urteilen,  als  er,  durch  sachliche 
Argumente  von  ihrer  irrtümlichen  Auffassung  zu  überzeugen,  so  dürften  die 
Verhandlungen  in  Jena  keine  Bitterkeit  schalfen,  keinen  giftigen  Stachel  zu- 
rücklassen, und  der  von  der  Mehrheit  der  Partei  gefasste  Beschluss  wird  auch 
allseitig  respektiert  werden. 

DIE  Cöbier  Resolution  über  den  politischen  Massenstreik  hat  das  Gegenteil 
von  dem  bewirkt,  was  sie  bewirken  sollte :  anstatt  die  Propagierung  des  politi- 
schen Massenstreiks  zu  hindern,  ist  die  Diskussion  darüber  erst  recht  n\  Fluss 
gekommen.  Das  war  vorauszusehen.  Wenn  nun  aber  einige  übereifrige  Ge- 
nossen verlangen,  dass  diese  Frage  als  brennende  in  den  Gewerkschaften  durch 
Referate  und  Diskussionen  fortgesetzt  ventiliert  werde,  so  ist  zu  befürchten, 
dass  die  V^ertreter  der  Colner  Resolution  darin  recht  behalten,  dass  die  ganze 
Idee  durch  unausgesetztes  Reden  verflacht  wird.  Zum  Handwerkszeug  für  <len 
täglichen  Gebrauch  kann  und  darf  die  ultima  ratio  des  Klassenkampfes  nicht 
gemacht  werden;  wer  aber  als  Sozialdemokrat  diese  als  unvermeidlich  ins 
Auge  fasst,  darf  ihrer  zietbewussten  Vorbereitung  nicht  den  Weg  verlegen. 
Nach  Cöln  war  es  Pflicht  des  Parteivorstandes,  die  Frage  auf  dem.  Parteitag 
zur  Erörterung  und  eventuellen  Beschlussfassung  zu  bringen.  Ich  meinerseits 
bin  davon  überzeugt,  dass  in  keinem  anderen  .Sinne,  als  in  dem  der  in  Amster- 
dam auf  dem  internationalen  Kongress  gcfa.ssten  Resolution,  beschlossen  wer- 
den wird.  Nach  Jena  mag  dann  bei  der  Berichterstattung  in  den  Parteiver- 
sammlungen nochmals  darüber  gesagt  werden,  was  zu  sagen  die  Delegierten 
und  die  Genossen  für  erforderlich  erachten  —  dann  aber  bedenke  man,  dass 
der  internationale  Kongress  in  Amsterdam  als  notwendige  Vor;'.nssctzung  für 
den  Erfolg  eines  Massenstreiks  starke  Organisationen  und  freiwillige  Disziplin 
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der  Arbeiterschaft  erklärte,  und  mache  sich  a(A  die  Arbeit,  um  unsere  politischen 
und  gewerkschaftlichen  Organisationea-dfirart  . zu  stärken,  dass,  so]U^  t-inmal 
der  politische  Massenstreik- in  Üculschland  zur  zwingenden~Kotwi 
w^dcn,  die  \'oraussetzungen  für  den  £rJ'olg^3es~s^ 

M£bR,  als  je»  ist  ein  dnmütiges  Wirken  von  Wrtei  liiRKjewerkschaften  gegen 
die  reaktionären  Massnahmen  erforderlich;  wem  es  um  den  Erfolg  zu  tun  ist, 
sollte  alles  vermeiden,  was  das  bisherige  gute  Verhältnis  zwischen  Partei  und 
Gewerkschaften  stören  könnte,  vielmehr  darauf  bedacht  sein,  dieses  in  einer 
solchen  Weise  zu  festigen,  dass  alle  diplomatischen  Künste  gegnerischer 
Parteien  und  mancher  sich  den  Gewerkschaften  als  gute  Freunde  aufdrängenden 
bürgerlichen  Sozialpolitiker  daran  zu  Schanden  werden. 

EINIGE  Genossen  halten  wieder  einmal  die  Zeit  für  gekommen,  um  lang- 
atmige Erörterungen  über  die  Frage  der  Neutralität  der  Gewerkschaften  zu 
pflegen ;  sie  möchten  gerne  die  Entwickehuij?  der  Gewerkschaften  rückwärts 
revidieren  und  preisen  die  gute  alte  Zeit,  wo  man  in  vielen  Gewerkschaften 
nichts  anderes  zu  ton  wosste»  als  sich  mit  theoretischen  parteipolitischen  Er> 
^^rterungen  zu  befassen.  Sie  vei^essen,  dass  die  Praxis  des  gewerkschaftlichen 
ACampfes  heute  so  reichen  Stoff  zur  Erörterung  aktueller  Fragen  bietet,  dass 
/ihre  wohlgemeinten  Ratschläpfe  wohl  wenig  Beachtung  finden  dürften.  Der  vom 
/  sozialistischen  Geist  durchdrungene  gewerkschaftliche  Agitator  und  Organi- 
§    sator  kann  und  wird  in  diesem  Geiste  bei  Erörterung  der  aktuellen  Fragen 
1  I  6tets  wirken,  ohne  dass  er  es  notig  hat,  durch  die  ostentative  Betonung  des 
\J  Endsiels  bidier  noch  fernstehende  Kreise  vor  den  Kopf  zu  stossen  und  sie 
dadurch  vom  Beitritt  zur  Gewerkschaft  abzuhalten.    Indifferente  Arbeiter  erst 
'     zu  überzeugten  Sozialdemokraten  und  dann  zu  Gewerkschaftern  machen  zu 
wollen,  das  heisst  das  Pferd  beim  Schwanz  aufzäumen.    Die  Gewerkschaften 
brauchen  zur  wirksamen  Durchführung  ihrer  wirtschaftlichen  Aktionen  die 
Beteiligung  aller  Berufsgenossen  und  werden  in  ihrer  weiteren  Entwickelung 
inmier  mehr  dazu  gedrängt  werden,  parteipolitische  und  religiöse  Streitfragen 
aus  den  Diskussionen  in  ihren  Versammlungen  auszuscheiden.    Wer  nicht  mit 
völliger  Blindheit  geschlagen  ist,  wer  den  Gang  der  Entwickelung  aufmerksam 
verfolgt,  muss  zu  der  Erkenntnis  kommen,  dass  die  Ztit  sozialdemokratucher 
P  a  r  t  e  i  gewerkschaften  vorüber  ist. 

ES  ist  ja  erklärlich,  dass  einige  Genossen  an  dieser  ihrer  Lieblingsidee  noch 

immer  festhalten  und  <^ar  nicht  begreifen  können  oder  wollen,  dass  die  Gewerk- 
schaften einen  anderen  Zweck  haben,  als  den,  Rckrutcnschuhn  der  Sozialdemo- 
kratie zu  sein.  Die  Gewerkschaften  stärken  die  wirtschaftliche  Macht  der 
Arfaeiterldasse  und  fördern  dadurch  indirekt  die  Verwirklichung  des  Sozialis* 
mus;  als  Sozialisten  sind  wir  doch  einig  darüber,  dass  wir  die  Emanzipation 
des  Proletariats  nicht  von  seiner  wachsenden  Verkommenheit,  sondern  von 
seiner  wachscntlen  Kraft  erwarten.  Wer  die  Gewerkschaften  zu  Parteiinsti- 
tuiionen  stempeln  will,  hindert  deren  Entwickelung  und  damit  gleichzeitig  auch 
die  schnelle  Verwirklichung  unserer  idealei  Ziele. 

IN  meinen  Ausfuhrungen  über  den  Cölner  Gewerkschaftskongress  im  Juliheft 
dieser  Zeitschrift  glauben  einige  Genossen  einen  Widerspruch  entdeckt  zu 
baben.  Wer  da  wolle,  dass  die  Beschlüsse  der  Gewerkschaftskongresse  von 
sozialistischem  Geist  durchdrungen  seien,  müsse  Gegner  der  Neutralität  der 
Gewerkschaften  sein,  so  folgern  sie.    Sozialistisches  Empfinden  werde  nur 
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durch  die  Pflege  des  selben  geweckt.  Allerdings.  Diese  Pflege  aber  darin 
zu  erblicken,  dass  bei  jeder  passenden  und  nicht  passenden  Gelegenheit  das 

Endsiel  betont  wird»  ist  barer  Unsinn;  gar  zu  häufig  kann  man  gerade  die 
Beobachtung'  machen,  dass  Genossen,  die  gewohnhcitsmässig  mit  radikalen 
Phrasen  täglich  um  sich  werfen,  in  Fällen,  wo  es  sich  um  wirkliche  Bekundung 
sozialistischen  Empfindens  handelt,  vöUig  versagen,  in  ihren  gewerkschaftlichen 
Organisationen  manchmal  echt  zänftlerische,  räckständige  Anschauungen  ver- 
treten, für  (las  solidarische  Zusammenwirken  aller  Arbeiter  nicht  das  geringste 
Verständnis  besitzen.  Dieses  zw  wecken,  dazu  gehört  vor  nllem  Aufklärung, 
Belehrung  über  die  wirtschaftlichen  Ursachen  der  Ausbcuiunt^  durch  den 
Kapitalismus  und  über  die  Notwendigkeit  des  Zusammenwirkens  aller  Arbeiter 
cur  Beseitigung  der  selben.  Dies  in  den  Gewerkschaften  hindern  zu  wollen, 
ist  mir  nie  im  Traum  eingefallen.  Wer  selbst  festen  Boden  unter  den  Füssen 
hat,  kann  und  wird  dies  auch  dann  bewerkstelligen,  wenn  er  auf  dem  Stand- 
punkte striktester  Neutralität  steht.  Nur  Flachköpfe,  die  über  nicht  mehr 
Wissen,  als  über  einige  eingetrichterte  radikale  Brocken,  verfügen,  sind  dieser 
Aufgabe  nicht  gewachsen.  Mit  Recht  beschweren  sich  viele  Gewerkschafts- 
führer darüber,  dass  gerade  von  solchen  Agitatoren,  die  gedankenlos  Aus- 
führungen utiM  I  LT  Theoretiker,  die  sie  selbst  kaum  verstanden  haben,  in  gewerk- 
schaftüchei.  I 'ropagandaversammlungen  nachbeten,  der  gewerkschaftlichen  -Agi- 
tation grosse  Hindernisse  bereitet  werden.  Eine  beliebte  Methode  dieser 
Guten  ist  es,  die  Grcnccn  der  Gewerkschaftsbewegung  abzustecken.  Auch  ein 
Teil  unserer  Parteipresse  beteiligt  sich  von  Zeit  zu  Zeit  daran,  die  Bedeutung- 
der  gewerkschaftlichen  Bew^ng  in  den  Augen  der  Arbeiter  herabzusetzen. 
Der  Bergarbeiterstreik  endete  nicht  mit  dem  von  den  Streikenden  erhofften 
Erfolg.  Sämtliche  Führer  der  Gewerkschaften  waren  sich  nun  von  vorn- 
herein darüber  klar,  dass  an  einen  Sieg  gar  nicht  zu  denken  sei.  Von 
^5000  Bergarbeiton  in  Deutschland  waren  1904  75000  organisiert,  das  Ver- 
bandsvermögen betrug  9,75  Mark  pro  Kopf:  für  die  200000  streikenden  Berg- 
arbeiter im  Ruhrgebiet  nicht  einmal  ausreichend,  um  ihnen  auch  nur  für  eine 
Woche  Unterstiit^'tin!::;-  zahlen  zu  können.  Die  christliche  Organisation  der 
Bergarbeiter  im  Iviihrgebict  war  sowohl  ihren  Finanzen,  wie  ihrer  Mitglieder- 
zahl nach  bedeutend  schwächer,  als  der  alle  Verband.  Die  grossen  Massen 
der  Bei^arbeiter  waren  unorganisiert.  Unter  solchen  Umständen  war  die 
Niederlage  von  vornherein  gewiss.  Was  lag  nun  näher,  als  nach  dem  Streik 
die  Bergleute  mit  den  stärksten  Beweismitteln  zum  Ausbau  der  wirtschaft- 
lichen Kampfesorganisation  zu  begeistern?  .Statt  dessen  kommen  einige  Theo- 
retiker und  mühen  sich  im  Schweiss  ihres  Angesichtes,  den  Arbeitern  klar 
zu  machen,  die  Position  der  Untemdhmer  sd  dne  so  starke,  dass  sie  nie  und 
nimmer  mit  rein  gewerkschaftlichen  Machtmitteln  zu  erschüttern  sei,  und 
politische  Agitatoren  verkünden  den  Leuten  die  selbe  Litanei !  Mit  solchen 
Argtimentcn  wird  die  Cewerkschaftsbewegung  nicht  gefördert,  auch  die  poli- 
tische P>e\veq-inic:  liat  keinen  Nutzen  davon. 

DAS  starke  Ruckgrat  der  Partei  bildeten  bisher  die  gewerkschaftlich  organi- 
uerten  Arbdter;  wer  den  Einfluss  der  Partd  auf  die  Gesetzgebung  in  Deutsch- 
land stärken  will,  darf  die  Arbeiter  nicht  entmutigen,  trotz  einer  Niederlage 
im  wirtschaftlichen  Kampf  mit  verstärkter  Energie  ihre  Organisationen  aus- 
zubauen, um  den  Kampf  bald  von  neuem  aufnehmen  zu  können.    Der  wirt- 
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schaftlichc  Kampf  führt  der  Partei  stets  neue  Truppen  zu  ;  die  Arbeiter  lernen 
im  Kampf  l>ald  erkennen,  wer  ihre  wahren  Freunde  sind,  da  dieser  die  übrigen 
PMsien  und  deren  Organe  zwingt.  Stellung  zu  nehmen.  Wer  den  Arbeitern 
sagt:  euer  Kampf  auf  wirtschaftlichem  Gdbiete  ist  aussichtslos^  mit  einem 
Streik  könnt  ihr  lediglich  noch  eine  Demonstration,  einen  Druck  sad  £e  Gesetz- 
gebung^ ausüben,  hindert  damit  wider  Willen  den  Ausbau  der  gewerkschaft- 
lichen Organisation.  Lediglich  um  zu  demonstrieren,  werden  sich  die  Indiffe- 
renten sagen,  brauchen  wir  überhaupt  keine  gewerkschaftlichen  Organisa- 
tifmen,  jedenfalls  aber  nicht  fortgesetzt  hohe  Beitrage  zu  zahlen.  Andere 
werden,  wenn  solch  ein  Demonstrationsstreik  ohne  Erfolg  blieb,  auch  die 
Hoffnung  auf  den  Streik  überhaupt  zu  Grabe  tragen  und  völlig  apathisch  der 
weiteren  Entwickclung  der  Dinge  gegenüberstehen.  Vergesse  man  doch  auch 
nicht,  dass  selbst  im  günstigsten  Fall  durch  die  Gesetzgebung  wohl  die  Arbeits- 
zeit geregelt,  ein  grösseres  Mass  von  Arbeiterschutz  gewahrjt  werden  kann, 
dies  aber  nur  ein  Teil  der  Forderungen  der  Arbeiter  ist;  der  Arbeiter  ver- 
langt  mehr,  er  beansprucht  mit  Recht  einen  grösseren  Anteil  an  dem  Gewinn 
der  Produktion  in  Gestalt  von  höheren  Löhnen,  und  diese  kann  er  sich  nicht 
durch  die  Gesetzgebung,  sondern  einzig  und  allein  durch  das  Machtmittel  des 
gewerkschaftlichen  Kampfes  erringen. 

VON  Beginn  der  Gewerkschaftsbewegung  an  ist  von  politisch  radikaler  Seite 
gegen  diese  unglaublich  viel  gesündigt  worden:  die  Gewerkschaften  waren 

lanjjc  Zeit  das  Aschetibrüdcl  der  Arbeiterbewei^infif,  Polliativmittcl,  für  die 
Befreiung  des  Proletariats  von  keiner  Bedeutung,  man  wies  ihnen  eine  völlig 
untergeordnete  Stelle  zu,  man  bekämpfte  ihre  Ausgestaltung,  wetterte  gegen 
hohe  Beiträge,  gegen  Einfuhrung  von  Unterstützungseinrichtungen  —  immer 
ans  Furcht,  die  Arbeiter  könnten  konservativ,  der  soanaldemokratischen  Bewe- 
gung entfremdet  werden.  Seit  das  Wort  vom  Revistornsnau  erfunden  worden 
ist,  beschuldigt  man  die  Gewerkschaften,  von  dieser  grässHchen  Seuche  ange- 
steckt zu  sein.  Tarifverträge  —  natürlich  RcvisiunismuSf  Harmonicduselei. 
Schon  glaubt  man,  in  den  Gewerkschaften  die  Neigung  entdeckt  zu  haben,  die 
Sozialdemokratie  in  eine  bürgerliche  Reformpartei  umzuwandeln.  Gewiss, 
auch  ich  bin  der  Meinung  —  und  davon  zeugt  mein  Artikel  über  den  Cölner 
Gewerkschaf tskongress  in  dieser  Zeitschrift  — ,  dass  auch  in  der  deutschen 
Gewerkschaftsbewegimg  Keime  vorhanden  sind  zur  Xurgci^  crkschajtcrci.  Diese 
Keime  gilt  es  zu  zerstören.  Aber  wie?  Am  besten  dadurch,  dass  man  den 
selben  den  Nährboden  entzidit  Man  weise  der  Gewerkschaf  ts-- 
bewegong  endlich  den  Platz  in  der  Arbeiterbewegung  an» 
der  ihr  gebührt,  man  mache  sie  zu  einem  gleichberechtigten,  gleidl- 
wertigen  Faktor  im  Befreiungskampf  des  Proletariats! 

ALS  ich  auf  dem  Gewcrkschaftskongress  erklärte,  über  die  Frage  des  politischen 
Maaaenstfdks  dörfe  der  Gewcrkschaftskongress  nicht  allein  entscheiden,  darüber 
habe  auch  die  Färtei  ein  Wort  mitzureden,  antwortete  mir  Genosse  Bomelburg: 
tWie  wir  uns  mit  der  Partei  verständigen  sollen,  weiss  ich  nicht.  Sollen  wir 
vielleicht  einen  gemeinsamen  Kongress  abhalten?  Das  ist  doch  nicht  möglich.« 
Seit  Cöln  ist  mir  aber  der  Gedanke  nicht  mehr  aus  dem  Kopf  gekommen:  wie 
ist  es  möglich,  solche  für  die  gesamte  Arbeiterbewegung  unter  Umständen 
geradezu  verhängnisvidlen  taktischen  Meinungsdifferenzen  zu  verhindern? 
Für  die  Einheit  von  Partei  und  Gewerkschaften,  die  doch  Bömelburg  in  erster 
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Linie  will,  legt  es  gerade  kein  beredtes  Zeugnis  ab,  wenn,  wo  dock  die  beiden 
höchsten  Instanzen  sowohl  der  politischen»  wie  der  gewerkschaftlichen  Arbeiter- 
bewegung, der  Parteivorstand  und  die  Gencralkommission  der  Gewerkschaf ten, 

an  einem  Ort,  in  Berlin,  ihren  Sitz  haben,  nicht  der  Wcj^  zu  einer  Verständi- 
j^nifjf  über  solche,  die  wichtig^sten  Interessen  der  Arbeiter  berührenden  Fragen 
gesucht  worden  ist.  Ich  bin  uberzeugt :  wenn  beide  Körperschaften  vor  Cöln 
gründlich  fiber  diese,  die  Partei,  wie  die  Gewerkschaften  in  gleichem  Masse 
interessierenden  Fragen  beraten  hätten,  wäre  in  Cöln  die  Resolution  über 
den  politischen  Massenstreik,  nicht  in  jener  unglücklichen  Form  vorgelegt  wor- 
den, und  die  Verhandlungen  hätten  einen  anderen  \'erlauf  genommen.  Die 
früher  einmal  gehegte  Belurchtung,  die  Gencralkommission  könne  die  Stellung 
•dner  Nehenregicrmig  prätendieren,  existi«rt  in  den  massgebenden  Kreisen  der 
Partei  zurzeit  nicht  mehr  und  kann  deshalb  keinen  Grund  abgdien  för  das 
Fehlen  des  so  notwendigen  stetigen  aktiven  Kontaktes  zwischen  den  beiden 
Körperschaften.  Für  flen  Parteitag  in  Jena  ergibt  sich  die  zwingende  Auf- 
gabe, die  Direktive  zu  einem  praktischen  X'orgchcn  in  dieser  Richtung  zu  geben. 
Und  diese  kann  nur  darin  bestehen,  dass  offen  anerkannt  wird:  die  Gewerk- 
schaften sind  zur  Mitwirkung  in  allen  Fragen  berechtigt  und  berufen,  die 
gewerkschaftliche  Interessen  berühren,  in  erster  Linie  in  sozialpolitischen  Din- 
gen. Von  den  (iewerkschaften  nniss  eine  ständige  Körperschaft  dazu  bestimmt 
werden,  der  in  solchen  Fällen  nicht  nur  das  Recht  der  Mitberatung,  sondern 
auch  das  der  Mitbcschliessung  eingeräumt  wird.  Im  Interesse  der  Arbeiter 
treibt  die  Sozialdemokratie  Sozialpolitik;  als  Vertreter  der  Arbeiterinteressen 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  gelten  für  uns  ihre  Organisationen,  die  freien 
Gewerkschaften.  Dass  deren  Vertretern  Sachkenntnis  zur  Beurteilung  sozial- 
politischer gesetzgeberischer  Massnahmen  nicht  abzusprechen  ist.  wird  nie- 
mand bestreiten.  Wir  sind  eine  demokratische  Partei:  warum  also  nicht  jenen, 
die  in  erster  Linie  berufen  sind,  die  Interessen  der  Arbeiter  auch  auf  diesem 
Gebiet  zu  wahren,  das  gleiche  entscheidende  Recht  geben,  wie  der  politischen 
Korperschaft?  Ich  bin  überzeugt,  dass  ein  ständiger  gewerkschaftlicher  par- 
lamentarischer Beirat  bewirken  wird,  was  allen  (Genossen  mit  mir  am  Herzen 
liegen  muss:  die  Einheit  von  Partei  und  Gewerkschaft  in  der  sozialpolitischen 
Aktion. 

ETWAS  besonders  Neues  wird  dadurch  nicht  geschaffen.  Wiederholt  schon 
hat  eine  Kommisskni  der  Fraktion  Vertreter  der  Gewerkschaften  zur  Be- 
sprechung über  sozialpolitische  Fragen  herangezogen ;  wo  es  sich  um  Ausar- 
beitung von  detaillierten  Bestimmungen  über  gewerblichen  .Arbeiterschutz  han- 
delt, ist  eine  Mitwirkung  von  Vertretern  der  Gewerkschaften  geradezu  uner- 
lässlich.  Mein  Vorschlag  bedeutet  im  Grunde  genommen  nur  Anerkennung 
dessen,  was  schon  ist  Aber,  indem  wir  die  Berechtigung  dner  solchen 
Mitwirkung  der  Gewerkschaften  offen  aussprechen,  dokumentieren  wir, 
dass  wir  sie  als  vollwertig  im  Kampfe  für  die  Interessen  der  Arbeiter  aner- 
kennen, ttnd  wir  entziehen  dadurch  der  Nurgeiverksckaftcrei  für  alle  Zeiten 
den  Boilen. 

EINE  gesetzgeberische  Mitarbeit  der  Gewerkschaften  macht  sich  auch  aus 
anderen  Gründen  immer  mehr  notwendig.  Jedem  Parteitag  wird  regdmässig 

in  Anträgen  aus  den  verschiedensten  Wahlkreisen  ein  ganzes  Bouquet  von 
sozialpolitischen  Wünschen  präsentiert,  die  meisten  werden  der  Fraktion  zur 
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Berücksichttgiing  überwiesen,  der  dann  die  Aufgabe  zufällt,  diese  Wünsche  za 

Initiativanträgen,  Resolutionen  und  Interpellationen  zu  verarbeiten.  Einen, 
praktischen  Nutzen  hat  dieses  Vorgehen  bisher  nicht  gezeitigt;  von  den  Initia- 
tivanträgen bleiben  die  meisten  unerledigt,  unsere  Resolutionen  werden,  den 
heutigen  parlamentarischen  Verhältnissen  entsprechend,  meistens  abgelehnt  oder,, 
wenn  wirklich  einmal  vom  Reichstag  angenommen,  vom  Bundesrat  in  den 
Papierkorb  befördert.  Was  aber  bewirkt  werden  sollte  und  müsste,  ist  doch 
ohne  Zweifel,  das  Tempo  der  Sozialpolitik  zu  beschleunigten.  Das  wird  allemal 
dann  möglich  sein,  wenn  wir  unsere  Kraft  von  Zeit  zu  Zeit  auf  einen  Punkt 
konzentrieren.  Bestmimen,  welche  I  rage  die  brennendste,  wichtigste  und  am 
ehesten  auch  Erfolg  versprechende  ist,  können  nur  die  Gewerkschaften.  Darfiber 
müssen  deren  Vertreter  sich  verständigen,  sie  müssen  die  Marschroute  be> 
stimmen,  damit  ohne  Eifersüchtelei  zwischen  den  einzelnen  Gewerkschaften 
dann  sowohl  die  politische,  wie  die  gewerkschaftliche  P>ewegiing  mit  voller 
Kraft  einsetzen  kann,  um  im  ganzen  Lande  eine  gewaltige  Agitation  zur 
DnrdifShrung  einer  aoldien  in  den  Vordergrund  des  Interesses  gerüdcten 
somlpolttischen  Fofderung  zu  entfalten.  Das  Wettrennen  mit  anderen  Par* 
teien,  durch  möglichst  viele  Initiativanträge  in  einer  Reichstagssession  beteiligt 
zo  sein,  ist  völlig  zwecklos ;  sobald  aber  die  Fraktion  Vollstreckerin  des  ein- 
heitlichen Willens  der  organisierten  Arbeiterschaft  geworden  ist,  mögen  sich 
alle  übrigen  Parteien  um  die  Arbeitergunst  mühen,  so  viel  sie  wollen,  sie  werden 
die  Einheit  von  Partei  und  Gewerkschaften  auf  dem  Getnete  der  Sozialpolitik 
nicht  stören.  Die  Partei  wird  ihren  Ein fluss  in  den  Kreisen  der  organisierten  Ar- 
beiter derart  festigen,  dass  keine  Macht  der  Welt  im  stände  sein  wird,  ihn  zu 
brechen.  Auch  vom  Standpunkt  der  reinen  Arbeiterinteressenpolitik,  die  doch  auch 
^^urgeuerkschafter  wollen,  wird  nichts  dagegen  eingewandt  werden  können, 
wenn  eine  so  grMse  Psrtd,  wie  die  aotialdeniokratische,  üch  httmt  eridärt,. 
die  Wfinsche  der  organisierten  Arbeiter  im  Parlament  mit  aller  Energie  zu 
verfechten.  W^as  weiter  daraus  folgt,  ergibt  sich  von  selbst:  sozialistischer 
Geist  und  sozialistisches  Empfinden  wird  bei  den  Massen  geweckt  werden,  wenn 
eine  derartig  belebende  und  befruchtende  Agitation  von  Partei  und  Gewerk- 
schaften praktisch  vorbereitet  und  einheitlich  betrieben  wird. 
DIE  Gegner  der  Arbeitersache  setzen  grosse  Hoffnungen  auf  die  Nachwirkun- 
gen der  Cölner  Debatten.  Von  Interesse  für  die  Partei  und  die  Gewerkschaften 
ist  es  jedenfalls,  dass  in  dem  Organ  der  organisierten  Scharfmacher,  der 
Arbettgebcrseitung,  plötzlich  eine  völlige  Frontveränderung  sich  vorbereitet. 
An  leitender  Stelle  dieses  Blattes  finden  wir  in  der  Nummer  vom  13.  August 
einen  Artikel,  in  welchem  —  man  höre  und  statmel  —  nichts  Geringeres 
empfohlen  wird,  als  »Anerkennung  der  Arbeiterorganisationen  durch  die  Ar- 
beitgeberverbände«. Auch  der  mit  F,ynkcus  zeichnende  Mitarbeiter  der  Arbeit- 
geherseitung,  der  in  schwungvollen  Dithyramben  den  Arbeitgebern  bisher 
alle  möglichen  Tugenden  andichtete,  die  organisierten  Arbeiter  dagegen  als 
wahre  Scheusale  hinzustellen  beliebte,  empfiehlt  den  Arbeitgebern,  ihre  bis- 
herige Taktik  völlig  umnusH^en,  und  meint:  »Nur  der  Dummmkopf  bleibt 
unter  allen  Umständen  konsequent.c  Der  Leitartikler  des  Unternehmerblattes 
argfumentiert  folgendermassen :  Die  bisherige  Taktik  der  Arbeitgeber,  welche 
auf  dem  Grundsatz  Teile  und  herrsche!  aufgebaut  war,  habe  bei  dem  Berg- 
arbeiterstreik  elendiglich  Schiffbruch  erlitten.    Sozialdemokratische,  christliche 
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und  Hirsch- Dunckersche  Gewerkschaften  hätten  vereint  gegen  sie  Stellung 
genoinmcn.  Der  'Guerillakriep,  den  die  organisierten  Arbeiter  gegen  die 
Arbeitgeber  führten,  koste  diese  schweres  Geld;  die  ständige  Beunruhigung 
der  Industrie  sei  auf  die  Dauer  unerträglich.  iDie  öffentliche  Meinung 
ist  gegen  uns,  zu  gesetzlichen  Massnahmen  g^gen  die  Gewerkschaftsbewegung 
ist  keine  Neigung  vorhanden.  Man  hofft,  diese  werde  sich  mit  der  Zeit 
in  eine  nationale,  nach  en^jlischcm  Vorbild,  umwandeln.  Diese  Hoffnung 
ist  übermächtig.  Fügen  wir  uns  aus  freien  Stücken,  so  versöhnen 
wir  die  öffentliche  Meinung  und  erschweren  zugleich  den  Regierungen  die 
Möglichkeit,  auf  unsere  Kosten  als  Friedensstifter  att£ztttreten.€  Aber,  sagt 
dann  wieder  LynkeuSf  »wenn  wir  auch  die  Form  des  Kampfes  andern,  wenn 
wir  vom  Kleinkrieg  zum  Massenkampf  übergehen,  unsere  grossen  Prinzipien, 
unsere  nationalen  und  kulturellen  Ideale,  bleiben  dadurch  unangetastet«.  Also 
—  Sand  in  die  Augen:  die  Ideale,  das  heisst  die  grösstmögliche  Ausbeutung 
im  Interesse  des  Kapitalprofits,  bleiben  die  selben.  ZuekMfMrot  und  Petfcsehel 
Die  Peitsche  hat  nidits  gefruchtet,  die  Gewerkschaften  sind  trotzdem  mächtig 
erstarkt  —  versuchen  wir  es  darum  jetzt  einmal  mit  dem  Zuckerbrot,  kommen 
wir  scheinbar  den  Arbeitern  etwas  entgegen;  dann  haben  wir  die  Bürger- 
lichen und  die  Regierungen  ohne  weiteres  auf  unserer  Seite,  und  die  Ar- 
beiter, die  doch  zu  einem  grossen  Teil  noch  indifferent  sind,  werden  dann 
sidi  von  den  Umstünüem,  vom  Kkuset^ompf  abwenden  und  sich  auf  die  Er- 
ringimg einiger  kleiner  materiellen  Vorteile  beschränken.  Umwandlung  der 
Gewerkschaftsbewegung  »nach  englischem  Vorbild«  :  das  ist  es.  was  erreicht 
werden  soll.  Wenn  schon  die  Scharfmacher  selbst  daran  mitarbeiten  und  das 
fast  bei  jedem  wirtschaftlichen  Kampf  proklamierte  Prinzip,  Herr  im  Hause 
sein  und  bleiben  zu  wollen,  an  den  Nagd  hangen,  so  genügt  das  wohl  alt 
Beweis,  dass  in  der  Tat  die  Hoffnung  auf  die  UnmanMung  der  Gewerk- 
schaftsbewegung, auf  die  I^slösung  der  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter 
von  den  Bestrebungen  der  Sozialdemokratie,  »übermächtig«  sein  muss. 
WER  Ohren  hat,  der  höre!  Wer  da  nicht  will,  dass  Reinecke  Fuchs,  ge- 
nannt Lynkeus,  mit  setner  schlauen  Taktik  Gimpel  fängt,  der  hindere  nicht 
durch  fortgesetzte  Propagierung  parteipolitischer  Phraseologie  in  den  Orga- 
nisationen unter  der  fälschlichen  Bezeichnung  theoretische  Aufklärung  das 
Eintreten  der  noch  fernstehenden  Massen  in  die  freien  Gewerkschaften,  der 
übe  vielmehr  innerhalb  der  selben  ehrliche  Neutralität,  helfe  aber  durch  An- 
nahme meines  Vorschlages  zu  einem  wirklich  planmässigen  und  eriolgreichen 
Zusammenwirken  der  beiden  berufoien  Körperschaften  zwecks  Forderung  der 
immer  gebieterischer  hervortretenden  Forderungen  an  die  soziale  Gesetz- 
gebung. Nurgczvcrkschafter  auf  der  einen,  UltraradjJfeoie  auf  der  anderen  Seite 
werden  meinen  Vorschlag  bekämpfen,  beide  werden  die  offene  Proklamie- 
rung der  Gleichberechtigung  der  Gewerkschaftsbewegung  und  das  Zusaramen- 
wirlwn  der  selben  auf  sozialpulitiscfiem  Gebiete  mit  der  Partei  als  ^en 
Fehler  bezeichnen.  Prinzipienwächter  werden  sagen,  die  Partei  vergebe  sich 
etwas,  wenn  sie  diesen  Weg  beschreite,  die  Gewcrkschaftskotnniission  werde 
sich  zu  einer  Oberaufsichtsbehördc  über  die  Fraktion  entwickeln.  Wer  Ge- 
spenster an  die  Wand  malen,  wer  in  einer  neuen  Taktik  alles  Mögliche  suchen 
will,  was  nicht  darin  liegt,  hat  es  immer  leicht  Der  Ernst  der  Zeit  aber 
erfordert,  dass  man  ohne  alle  Voreingenommenheit  prüft    Mein  Vorschlag 
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l^ibt  der  Partei  mehr,  als  er  ihr  nimmt :  er  gibt  ihr  für  ihre  parlamentarischen 
Aktionen  die  Rückendeckung  durch  die  von  Jahr  zu  Jahr  mächtiger  werdende 
Gewerkschaftsbewegung.  »Veränderte  Verhältnisse  erfordern  veränderte 
Taktikc,  sagt  unser  Rdnecke  Fachs.  Das  sollten  wir  beherzigen. 

XXXXXXKXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

RICHARD  CALWER  •  WELTPOLITIK  UND  SOZIAL- 
DEMOKRATIE 

if^^^^l  AITPFS  bcschälti!,^t  sich  in  dem  Vortrag,  den  er  in  Berlin  zu 
Ä^^^^f  halten  gedachte,  und  dessen  Wortlaut  der  VoriL-ärts  in  seiner  Aus- 
Im  v^n?I  9*  Juli  gebracht  hat,  eingehend  mit  den  gegenseitigen 

IJ^^^Ji  ^^^^S^i^  Länder  Frankreich,  England  und  Deutsdi- 

[IH^Ev  ^SLttA,  Sein  Ideal  ist  ein  einmütiges  Ztisammengdien  der  drei 
Nationen,  die  alle  drei  notwendige  Faktoren  der  Kultur  seien.  Jatires  wendet 
sich  dabei  vor  allem  gegen  die  Zumutung  an  Frankreich,  aus  irgend  welchem 
Grunde  England  die  Freundschaft  aufzusagen.  So  sehr  ich  die  Bemühungen 
von  Jaures  um  die  Herbeiführung  guter  Beziehungen  zwischen  Frankreich 
und  Deutschland  hochschätze,  so  wichtig  erscheint  es  mir,  einmal  darauf  hin- 
zuweisen, dass  es  für  Frankreich  ebenso  fehlerhaft  ist,  sich  an  England  anzu- 
lehnen, wie  es  verkehrt  ist,  als  Ideal  einer  europäischen  Politik  eine  Har- 
monie zwischen  Frankreich,  England  und  Deutschland  zurzeit  als  möglich 
erscheinen  zu  lassen.  Wenn  Gegensätze  tiefgehender  Art  sich  durch  den 
Willen  einer  Volksmdirheit  beseitigen  odor  ausgleichen  Hessen,  so  wäre  et 
vielleicht  mog^idi,  mit  England  zusammenzugehen.  Aber  der  ökonomische 
Konkurrenzkampf,  von  dem  auch  Jaur^  ^richt,  lässt  sich  nicht  von  heute  auf 
morgen  abschwächen  oder  gar  beseitigen,  er  ist  eben  so  ernst,  vielleicht  noch 
ernster,  als  ein  blutiger  Krieg.  Ob  das  Vorhandensein  eines  solchen  Kampfes 
als  eine  Unverschämtheit  des  Kapitalismus  zu  bewerten  ist  oder  nicht,  tut 
gar  nichts  zur  Sach^  eine  derartige  moralische  Wertung  hindert  vidmehr 
sehr  häufig  daran,  einen  nüchternen  Einblick  in  die  Wirklichkeit  zu  gewinnen. 
EHE  man  indessen  seine  Stellung  zu  den  Fragen  der  Weltpolitik  festlegt, 
halte  ich  es  für  nötig,  die  wirtschaftlichen  Triebkräfte  kennen  zu  lernen,  die 
in  letzter  Linie  auch  die  Äusserungen  der  hohen  Politik  bestimmen.  Lässt 
sich  aus  dem  Gang  der  wirtschaftlichen  Entwidcelung  eine  bestimmte  Ten- 
denz ableiten,  so  haben  wir  damit  einen  sicheren  Kurs  für  die  Richtung, 
die  die  hohe  Politik  einzuschlagen  hat  oder  einschlagen  wird. 
WORAUF  basiert  Englands  wirtschaftliche  Position?  Durch  Beantwortung 
dieser  Frage  gewinnen  wir  den  Ausgangspunkt  zur  Feststellung  des  zurzeit 
unüberbrückbaren  Gegensatzes  zwischen  England  und  Deutschland.  Durch 
einen  überaus  aui^nedetinten  Kolonialbesitz,  sowie  auch  durch  eine  hohe  Ent- 
Wickelung  der  Industrie  verfugt  England  über  die  Mittel,  seinen  Kapitalisten 
und  seinem  Volke  ein  Einkommen  zu  garantieren,  das  durchweg  grosser  ist, 
als  in  anderen  Ländern,  mit  Ausnahme  vielleicht  der  Vereinigten  Staaten. 
Noch  mehr,  als  die  industrielle  Leistungsfähigkeit,  muss  den  Engländern  ihr 
Kolonialbesitz  wert  sein.  Die  industrielle  Überlegenheit  Englands  ist  nicht 
mehr  unbestritten:  die  Deutschen  und  die  Amerikaner  sind  mindestens  schon 
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auf  der  gleichen  Höhe  der  Leistungsfähigkeit  anticlangt.  Hier  sieht  sich  also 
England  in  seiner  prävalierenden  Stellung  bedroht  und  bedrängt.  Aber  der 
Besitz  an  Schutzgebieten  und  Koloniecn  sichert  (Um  en^,'lischen  Volke  eine 
Einkommensquelle,  deren  Wert  meist  unterüchätzt  wird.  Bei  allen  englischen 
Kolomeen  hüideU  ts  sich  um  Länder,  die  wirtschaftlich  noch  nicht  auf  der 
Höhe  modemer  kapitalistischer  Entwickelung  stehen.  Sie  können  und  müssen 
erst  modern  umgestaltet  werden.  Der  Kapitalrcichtum  Englands  findet  nach 
diesen  Gebieten  zu  einer  Verzinsung  Abfluss,  wie  ihn  die  europäische  Wirt- 
schaftsweise nicht  mehr  entfernt  zu  bieten  vermag.  Nicht  nur,  dass  der 
englische  Geldmarkt  an  den  Anldhen  der  Sdiutzgebiete  gute  Gesdüfte  macht, 
die  englischen  Kapitalien  stedefai  sich  in  den  Kolonialgebieten  in  der  Land- 
wirtschaft, im  Bergbau,  in  der  Industrie  und  im  Eisenbahnbau  an  und  ren- 
tieren dort  weit  höher,  als  bei  Anlagen  in  europäischen  Ländern,  die  auf 
modern  entwickelter  Wirtschaftsstufe  stehen.  In  den  Kolonieen  arbeitet  das 
englische  Kapital  mit  niedrigen  Bodenpreisen,  mit  billigen  Rohstoffen  und  mit 
Arbeitskräften,  deren  Löhne  weit  unter  dem  europäischen  Niveau  stehen. 
Das  ergibt  zusammen  Gestehungskosten,  die  bei  dem  Stande  der  W^eltmarkts> 
preise  ganz  aussergewöhnlichc  Erträgnisse  abwerfen.  Kein  zweites,  wirt- 
schaftlich so  hoch  entwickeltes  Land  arbeitet  mit  seinem  Kapitalrcichtum 
unter  so  günstigen  Bedingungen,  wie  England.  Es  handelt  sich  hier  um  ein 
System,  das  für  En^^d  höchst  einträglich  ist  und  dem  Lande  aUen  kapita- 
listischen Ländern  gegenüber  einen  gewaltigen  Vorsprung  gibt  England 
befindet  sich  in  der  Lage  eines  Fabrikanten,  der  im  GCfensatz  zu  seiner 
Konkurrent  ausnahmsweise  günstige  Produktionsbedingungen,  vor  allem  sehr 
niedrige  Löhne  hat,  und  der  sich  deshalb  in  einer  fast  unangreifbaren 
Position  jedem  Wettbewerb  gegenüber  befindet.  Ganz  genau  stimmt  dieser 
Vergleich  nicht.  Wir  müssen  vielmdir  einen  Fabrikanten  zum  Vergleich  aus- 
wählen, der  auf  doppelte  Weise  arbeiten  lässt  In  einer  Fabrik  in  der  Stadt 
zahlt  er  nicht  nur  die  gleichen,  sondern  bessere  Löhne,  als  die  Konkurrenz. 
.A.ber  der  nämliche  Fabrikant  hat  auf  dem  platten  Lande  noch  zahlreiche 
Etablissements,  wo  er  die  allerniedrigsten  Herstellungskosten  hat.  Aus  den 
Erträgnissen,  die  er  hieraus  gewinnt,  schöpft  er  nicht  nur  für  sich  grossen 
Reichtum,  sondern  ermöglicht  auch  die  gute  Bezahlung  seiner  Arbeiter  in  der 
städtischen  Fabrik.  In  der  Lage  dieses  Fabrikanten  befindet  sich  England.  Ich 
ziehe  diesen  Vergleich  hier  an,  um  deutlich  zu  machen,  dass  Englands  Kapita- 
lismus ganz  eigenartiger  Natur  ist:  auf  der  einen  Seite  im  Mutterland  höchste 
Entwickelung  mit  einer  hoch  bezahlten  Arbeiterschaft  und  verhältnismässig 
niedriger  Verzinsungsrate  des  in  der  Industrie  angelten  Kapitals,  auf  der 
anderen  Seite  aber  in  den  Kolonteen  niedrige  Bezahlung  der  Arbeil,  niedrige 
Preise  für  Grund  und  Boden,  sowie  für  Rohstoffe,  dagegen  eine  überaus 
hohe  Gewinnrate  für  das  werbende  Kapital. 

DURCH  diese  Struktur  des  englischen  Wirtschaftskörpers  allein  ist  die  eng- 
lische Arbeiterschaft  in  ihrer  heutigen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
fossung.   Fällt  die  für  England  vorteilhaite  Exploitation  der  Kotonialgebiete 

fort,  so  ist,  wie  die  Dinge  zurzeit  Hegen,  auch  das  soziale  Niveau  der  eng- 
lischen -Arbeiterklasse  bedroht.  Ich  lasse  es  hier  ganz  dahingestellt,  ob  die 
Solidarität  der  englischen  Arbeiter  so  weit  gehen  würde,  dass  sie  den  berech- 
tigten Egoismus,  an  ihrer  jetzigen  günstigen  Lage  um  jeden  Preis  fieatco» 
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halten,  uiucrdrücken  könnten;  ich  stelle  nur  fest,  dass  die  englischoi  Arbiter 
zurzeit  nicht  die  Macht  haben  und  auch  nicht  den  Willen  bekunden,  mit  der 

Wirtschaftsweise  in  den  Kolonicen  zu  brechen.  Sie  hal)cn  vielleicht  auch 
keinen  zwingenden  Anlass.  sich  danim  zu  kümmern.  Was  ihnen  allein  am 
Herzen  Vicgt,  das  ist  eine  möglichst  weitere  Verbesserung  ihrer  Lage  oder 
aber  auf  alle  Fälle  eine  Abwendung  einer  Verschlechterung.  Die  mass- 
gebenden politischen  Faktoren  in  England  können  aber  bei  ihrer  Auffassung 
diesem  Verlangen  der  Arbeiter  nur  nachkommen,  indem  sie  an  dem  heutigen 
System  nicht  nur  festhalten,  sondern  es  auch  weiter  ausbauen. 
ENGLANDS  Lebensinteresse  geht  deswegen  dahin,  dem  englischen  Kapital 
die  günstigen  Einkommensquellen  von  heute  nicht  nur  zu  erhalten,  sondern 
auch  noch  neue  zu  erschliessen.  In  diesem  Interesse  wird  es  bestärkt,  seitdem 
es  die  industrielle  Suprematie  verloren  hat  und  die  Ausdehnung  seines  industri- 
eilen  Absatzes,  vor  allem  durch  Deutschlands  wirtschaftliche  Entfaltung, 
bedroht  sieht.  Wenn  Entrland  neuerdings  dazu  übergeht,  ^eine  Kolonial- 
pebiete  mit  dem  Mutterlai\(l  zollpolilisch  zu  einigen,  so  geschieht  es  aus  dem 
Grunde,  weil  es  den  Wettbewerb  Deutschlands  und  auch  der  Vereinigten 
Staaten  auf  dem  Weltmarkt  richtig  bewertet  und  fröhzeitig  daför  Sorge 
trägt,  einen  grossen  Teil  der  Welt  in  einen  Vorzugsmarkt  für  britische 
Erzeugnisse  umzugestalten.  Von  diesem  hier  gekennzeichneten  ökonomischen 
Lebensinteresse  Englands  wird  in  letzter  Linie  auch  seine  Weltpolitik  bestimmt. 
Alle  schönen  Wünsche  und  Reden,  ob  sie  nun  aus  England  selbst  vereinzelt 
zu  vernehmen  sind,  oder  von  ausserhalb  stammen,  ändern  an  der  Kraft,  mit 
der  sich  dieses  Lebensinteresse  geltend  macht,  nichts.  Wer  der  Verwirklichung 
dieses  Lebensinteresses  entgegensteht  oder  auch  nur  entg^jcnzustehen  schein^ 
ist  eben  ein  natürlicher  Gegner  Englands.  Er  ist  es  um  so  mehr,  wenn  er 
sich  erlaubt,  eigene  Interessen  zu  verfolgen,  die  mit  denen  des  andern  not- 
wendigerweise kollidieren  müssen.  Die  Aufgabe  der  Politiker  kann  es  meines 
Eracfatens  nidit  sein,  die  Tragweite  dieses  bestehenden  Gegensatzes  abzu- 
schwächen oder  ihn  überhaupt  zu  bestretten,  sondern  dafür  Soi^  zu  tragen, 
dass  alle  Konflikte  in  einer  Form  ausgetragen  werden,  durch  die  ein 
kriegerisches  Zusammenprallen  zweier  V^ölker  vermieden  wird.  Denn  darin 
stimme  ich  Jaures  bei,  dass  die  Kriegshetze  zwischen  Deutschland  und  Eng- 
land verwerflich  ist  Dabei  leitoi  midi  kduMwcgs  sentimentale  Friedens- 
wunsche, sondern  die  Erwägung,  dass  dn  Krieg  zwischen  Deutschland  und 
Engend  so  vide  wirtschaftliche  Werte  zerstören  würde,  dass  dadurch  nicht 
nur  der  Angreifer,  sondern  auch  der  Angegriffene  sclnver  und  dauernd 
darunter  leiden  müsste.  Wenn  also  das  Proletariat  im  einen,  wie  im  andern 
Lande  seine  Meinung  nachdrücklich  für  die  Aufrechterhaltung  eines  fried- 
lichen Zustandes  ztun  Ausdruck  bringen  würde,  so  konnte  damit  dem  Treiben 
der  Hetzpresse  ein  wirksamer  Dämpfer  aufgesetzt  werden.  Dies  wäre  um  so 
notwendiger,  als  diese  Hetzpresse  grossen  Einfluss  auf  die  öffentliche  Mei* 
nung  ausübt  und  allmählich  eine  ganz  nervöse  Spannung  zwischen  Deutsch- 
land und  England  erzeugt  hat,  die  durch  eine  einmütige  und  wirksame  Kund- 
gdmng  des  Proletariats  bdder  Länder  wenigstens  in  etwas  bdioben  werden 
könnte. 

IST  also  auch  meines  Eraditens  kein  Grund  vorhanden,  die  wirtschaftlichen  Gegen- 
sätze mit  den  Waffen  auszutragen,  so  besteht  doch  zwischen  En^and  und 
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Deutschland  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  eine  Art  Kriegstustand,  mit  dem 
beim  heutigen  Stand  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  und  bei  der  heutigen 

politischen  Machtverteilung  in  der  Politik  zu  rechnen  ist.    Um  die  Tiefe  des 
wirtschaftlichen    Gegensatzes   zwischen   England   und    Deutschland   voll  zu 
ermessen,  genügt  es  nicht,  das  Lebensinteresse  Englands  klar  zu  stellen,  wir 
müssen  auch  die  wirtschaftliche  Situation  Deutschlands   ins  Auge  fassen. 
Seit  Mitte  der  neunziger  Jahre  nimmt  der  Anteil  Deutschlands  an  der  Welt- 
marktswlrtschaft  in  ^.  harf  gf^fcf^ipr^nnpr  Piriifutur  zu.    Es  ist  für  Deutsch- 
land ebenso  notweTuTTg,  wie  für  andere  Industrieländer,  seinen  gewerblichen 
Erzeugnissen  .Absatzmöglichkeit  zu  schaffen.     Wir  haben  nicht  das  grosse 
Einkommen  aus  Kapitalien,  wie  England,  unsere  hauptsächliciie  Einnahme,  aus 
der  der  steigende  Zuwachs  der  Bevölkerung  unterhalten  werden  kann,  resultiert 
aus  einer  Steigentiig  der  Aufnahmefähigkeit  des  gewerblichen  Marktes.  Nun 
ist  es  mir  gar  nicht  zweifelhaft,  dass  es  verschiedene  Wege  gibt,  den  Abs.itz 
der  gewerblichen  Erzeugnisse  zu  steigern.    Eine  Wirtschaftspolitik,  die  die 
Konsumkraft  der  heimischen  Bevölkerung  zu  heben  trachtet,  würde  den  inneren 
Markt  wesentlich  aufnahmefähiger  gestalten  können.   Aber  zunächst  liegt  eine 
solche  Wirtschaftspolitik  noch  nicht  im  Interesse  der  massgebenden  Faktoren, 
und  dann  ist  sie  nur  unter  Voraussetzungen  durchzuführen,  die  zurzeit  noch 
nicht  gegeben  sind..   Wir  haben  vorläufig  mit  einer  Politik  zu  rechnen,  die 
den  deutschen  Export  zu  steigern  bestrebt  sein  nuiss.     Auch  die  deutsche 
Arbeiterklasse  tritt  für  diese  Politik  in  ziemlich  entschiedener  Weise  ein. 
AN  diesem  Punkte  stossen  wir  nun  auf  sehr  gewichtige  Schwierigkeiten.  Nach 
welcher  Richtung  soll  der  Export  erweitert  werden?   Nicht  nur  tritt  uns  auf 
dem  W^eltmarkte  scharfe  Konkurrenz  entgegen,  wir  erleben  auch,  dass  die 
Hauptindustrieländer  durch  Erweiterung  des  nationalen  Marktgebietes  sich  ein 
Absatzfeld  zu  schaffen  suchen,  auf  dem  die  anderen  Konkurrenten,  wenn 
nicht  ausgeschlossen,  so  doch  weniger  begünstigt  werden  sollen.    Wir  haben 
oben  die  Bestrebungen  Englands,  einen  grossen  Zollverband  zwischen  dem 
Mutterland  und  den  Kolonieen  zu  bilden,  kurz  gestreift    Wenn  viele  diese 
Bestrebungen  für  illusorisch  halten,  was  ich  keineswegs  tue,  so  sind  die  Be- 
strebungen doch  an  sich  schon  für  ein  Konkurrenzland,  wie  das  Deuischc 
Reich,  höchst  beachtenswert:  es  ist  zum  mindesten  mit  der  Möglichkeit  der 
Verwiridichung  eines  solchen  Planes  zu  rechnen.    Auch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  bekunden  durch  die  Betcniung  der  Monroedoktrin,  sowie 
durch  ihre  wirtschaftlidl«!  ttod  wirtscliaftspolitischen  Massnahmen  in  Mittel- 
und  Südamerika,  dass  sie  ganz  Amerika  als  ein  einheitliches  W^irtschaftsgebiet 
betrachten,  das  in  erster  Linie  ihrem  Bedürfnis  nach  einer  Steigerung  der 
Absatzmöglichkeit  für  ihre  Industrieerzeugnisse  zu  dienen  habe.   Auch  in  Ost- 
asien sind  die  Aussichten  für  unseren  Export  wenig  verlockend.    Denn  es 
ist  höchst  wahrscheinlich,  dass  die  Erschliessung  Chinas  nur  langsam  erfolgen 
wird,  und  dass  Japan  das  Land  ist,  dem  die  Früchte  dieser  Erschliessung 
in  erster  Linie  zu  gute  komnu-n   werden.     W'as  endlich   noch   das  grosse 
russische  Reich  betrifft,  so  entwickelt  sich  dort  die  Auijjfihmefahigkeit  des 
inneren  Marktes  äusserst  langsam.  Mit  der  Zunahme  der  Kaufkraft  des  VoUces 
wird  aber  auch  die  gewerbliche  Entfaltung  im  eigenen  Lande  zunehmen,  so  dass 
die  russische  Industrie  im  Stande  sein  wird,  den  heimischen  Markt  vollauf  zu 
versorgen. 
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WAS  bleibt  also  an  fremden  Gebteten  für  eine  Steigerung  des  Absatzes  von 
deutsdien  Waren?  Dass  Afrika,  soweit  es  nicht  schon  von  England  mit 
Beschlag  belegt  ist,  wenig  Aussicliten  für  die  nächste  Zukunft  bietet,  braucht 

nicht  erst  auseinandergesetzt  zu  werden.  Nun  gibt  es  ja  Politiker,  die  nach 
wie  vor  für  koloniale  Erobcn!no;^en  schwärmen.  Aber  bei  den  scharfen  Ab- 
schlussbestrebungen der  massgebenden  Industrieländer  wären  solche  Erobe- 
rungen fast  ausnahmslos  nur  durch  kriegerische  Verwickelungen,  deren  Aus- 
gang mindestens  zweifelhaft  ist,  zu  ermöglichen.  Die  heutigen  Interessen- 
Clären  der  einzelnen  Industrieländer  müssen  respektiert  werden,  wollen  wir 
uns  nicht  von  allen  unseren  Konkurrenten  dauernde  und  erbitterte  Feind- 
schaft zuziehen.  Was  Deutschland  aber  den  industriellen  Konkurrenzkampf 
besonders  erschwert,  das  ist  der  Umstand,  dass  wir  uns  sowohl  England,  als 
auch  den  Vereinigten  Staaten  gegenüber  in  einer  wesentfich  ungünstigeren 
Position  befinden.  Inwiefern  England  leichter  vorankommt,  haben  wir  schon 
gezeigt :  seine  kolonialen  Gebiete  geben  ihm  vorläufig  eine  starke  Überlegen- 
heit. Aber  auch  die  \'ercinigten  Staaten  sind  uns  im  industriellen  Wett- 
kampfe weit,  vielleicht  noch  mehr,  als  England,  voraus.  Deutschland  ist  ein 
altes  Kulturland.  Was  wir  an  Arbeit  nnd  Kapital  in  den  wirtschaftlichen 
Betrieb  im  Laufe  der  Jahrhunderte  hineingesteckt  haben*  das  konnten  sich 
die  Amerikaner  in  der  Hauptsache  ersparen.  Sie  fingen  mit  billigem  Grund 
und  Boden,  unbelastet  durch  eine  geschichtliche  Entwickelung,  die  eine 
bestimmte  Struktur  des  wirtschaftlichen  Organismus  herausgebildet  hatte,  nach 
nifwWnjQ  Priny^ui  n  j^y  Wirtschaften  an,  ernteten  zum  Teil  nicht  nur,  was  das 
alte  Europa  gesäet  hatt^  scmdem  hatten  auch  das  Glück,  gleich  von  vorn- 
herein ein  überaus  grosses  und  ebenso  ein  von  der  Natur  sehr  begünstigtes  Wirt- 
Schaftsgebiet  ihr  eigen  zu  nennen.  Die  kapitalistische  Produktionsweise  konnte 
sich  hier  ohne  Rücksicht  auf  einen  sogenannten  Mittelstand  zu  Organisations- 
fornien  und  zu  einer  Betriebstechnik  entwickeln,  hinter  der  wir  in  Deutsch- 
land ziemlich  zurückstehen.  Kein  Wunder,  dass  die  Amerikaner  die  Geste- 
hungskosten ihrer  Erzeugnisse  auf  ein  Niveau  herabgedrüdct  haben,  das  wir  nur 
mit  vieler  Mühe  und  Ausdauer  erreichen  können.  Gleichzeitig  hat  diese  Ent- 
wickelung dem  amerikanischen  Arbeiter  so  günstige  Existenzbedingungen  ge- 
schaffen, wie  sie  weder  England,  noch  viel  weniger  Deutschland  hat.  Und 
bei  dieser  Überlegenheit  haben  sich  Amerika  und  England  Gebiete  zur  Erweite- 
rung ihres  Marktgebietes  reserviert,  die  dem  wirtschaftlich  aufstrebenden 
Deutschland  so  gut  wie  ganz  fehlen.  Was  soll  angesichts  dieser  Lage  Deutsch- 
land tun?  Verzichtet  es  auf  die  Erweiterung  seines  Wirtschaftsgebietes,  so 
hcisst  flies:  Deutschland  kann  nicht  nur  als  politisch  massgebendes  Land 
abdanken,  sondern  es  geht  auch  wirtschaftlich  zurück,  und  damit  ist  gleich- 
zeitig die  Lage  der  Arbeiterbevolkenuig  bedroht:  gewerbliche  Stagnation  lässt 
keine  Hebung  der  Lage  der  Arbeiter  zu.  Oder  aber  Deutschland  will  vor- 
wärts, dann  heisst  es:  einen  Ausweg  finden,  der  Deutschland  nicht  in  einen 
offenen  Konflikt  mit  den  Konkurrenzländern  hineintreibt,  aber  doch  zum  näm- 
lichen, wenn  auch  schwieriger  erreichbaren  Ziel,  zu  einer  starken  Erweite- 
rung des  nationalen  Marktgebietes,  führt. 

DER  Fdiler,  der  von  den  heutigen  deutschen  Expansionspolitikem  gemacht 
wird,  liegt  darin,  dass  sie  es  Ländern,  wie  England  und  den  Vereinigten 
Staaten,  schabkmenmässig  genau  nachmachen  möchten,  anstatt  dem  berech- 
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tigten  Streben  nach  einer  Ausdehnung  des  wirtschaftlichen  Betätigungsgebietes 
im  Anschluss  an  die  gegebenen  Verhältnisse  ein  erreichbares  Ziel  zu  stecken, 
das  nicht  von  vornherein  zu  kriegerischen  Verwickelungen  mit  ebenlnirtigen 
Gegnern  herausfordert.  I-lnglands  koloniale  Entwickelung  ist  winc-^gmi-ihn^^- 
erscheinnng,  die  heutzutaj^e  überhaupt  nicht  mehr  wiederholt  werden  kann. 
'^ffffmAtf  ist  dagegen  die  Verwirklichung  des  Expansionsbestrebens  der  Ver- 
einigten Staaten,  die  Amerika  den  Amerikanern  reserviert  wissen  wollen. 
Für  Deutschland  ist  die  Ausddmungamoglichkeit  insofern  ungünstiger,  als  es 
zwischen  Staaten  eingekeilt  ist,  die  wirtschaftlich  und  politisch  ebenso  oder  doch 
fast  ebenso  hoch  entwickelt  sind,  wie  Deutschland  selbst.  Nichtsdestoweniger 
bleibt  für  Deutschland  nur  e  i  n  Weg  übrig,  seine  wirtschaftliche  Position  zw 
behaupten  und  zu  kräftigen :  es  muss  auf  eine  Beseitigung  der  wirtschaftlichen» 
politischen  und  nationalen  Schranken  zwischen  den  europäischen  Landern 
—  ausgenommen  bleiben  England  und  Russland  —  hinarbeiten  und  den  grossen 
Markt,  den  es  ausserhalb  I-luropas  nicht  finden  kann,  sich  in  Europa  selbst  zu 
schaffen  suchen.  Auch  zwischen  den  europäischen  Staaten  existieren  starke 
Gegensätze  wirtschaftlicher  Natur.  Aber  im  Vergleich  zu  den  Kontrasten, 
die  zwischen  der  englischen  respektive  amerikanischen  Wirtschaftsweise  und 
der  mitteleuropäischen  bestehen,  erscheinen  die  Länder  in  Mitteleuropa  einsDider 
nahe  verwandt.  Ihre  heutige  Wirtschaftsverfassung,  ihre  politische  und  wirt- 
schaftliche Geschichte,  ihre  Kulturideale  sprechen  dafür,  dass  sie  im  Gegensatz 
zu  den  anderen,  als  da  sind  England,  die  Vereinigten  Staaten,  Russland  und 
Japan,  eng  zusammengehören. 

DIE  wirtschaftlichen  Gefahren,  die  diesen  Ländern  von  England  und  den 

Vereinigten  Staaten  drohen,  sind  die  gleichen,  ihre  gegenseitigen  Verkehrs-  und 

Haiidclsbezichiine^en  sind  trotz  der  überaus  verderblichen  gegenseitigen  Absper- 
ningspolitik  die  regsten  und  beruhen  auf  der  Tat^^acho,  dass  keine  politische 
Landgrenze  der  Ausdehnung  des  wirtschaftlichen  \  crkehrs  Halt  gebieten  kann.' 
Der  auswärtige  Handel  der  europäischen  Länder  mit  Ausnahme  von  Eng- 
land und  Russland  beträgt  insgesamt  zirka  41  Milliarden  Marie  Davon  ent- 
fallen auf  den  zwischenstaatlichen  Handel  dieser  Länder  nicht  weni- 
t:<r,  als  20  Milliarden  Mark.  Nur  mit  21  Milliarden  kommen  England, 
Kussland  und  die  nichteuropäischen  Erdteile  in  Betracht.  Während  aber  der 
zwischenstaatliche  Handel  in  den  Vereinigten  Staaten  ohne  ZoUbeschwerung 
und  Verkehrshindernisse  erfolgt  und  auch  England  in  dem  Handel  mit  seinen 
Kolonieen  bevorzugt  ist,  drücken  auf  den  zwischenstaatlichen  Warenaustausch 
Europas  Zolllastcn,  die  notwendigerweise  den  europäischen  Ländern  ihren 
Kampf  auf  dem  Weltmärkte  erheblich  erschweren  müssen.  Die  Vorteile,  tlie 
daraus  hervorgehen  würden,  dass  Europa  ein  euiheitliches  Wirtschaftsgebiet 
wird,  sind  für  die  gesamte  zukünftige  Wirtschaftsverl^ung  Europas  von  so 
immensem  Werte,  dass  gerade  die  sozialistische  Arbeiterschaft  in  erster  Linie 
auf  die  Verwirklichung  dieses  Zieles  hinarbeiten  muss. 

ES  ist  hier  nicbl  der  Ort,  die  wirtschaftliche  Seite  dieser  Erage  näher  zu  er- 
örtern. Ich  habe  dies  auch  schon  wiederholt  an  anderer  Stelle  getan.  Ich  bin 
mir  aueh  darüber  nicht  im  unklaren,  dass  der  Zwang  der  wirtschaftlichen 
Tatsachen  noch  stärker  werden  muss,  bevor  die  europäischen  Länder  dem  hier 
gesteckten  Ziele  näher  kommen.  Ist  man  aber  mit  mir  der  Meinung,  dass  in 
der  von  mir  angedeuteten  Richtung  die  künftige  Entwickelung  liegt,  so  bat 
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man  damit  den  Boden  gewonnen,  von  dem  aus  m  den  Fragen  der  Wclipolitik 
Stellung  genommen  werden  mnss.  Die  zahlreichen  Perspektiven,  die  sich  von 

diesem  Hinterg^nde  aus  für  die  Behandlung  rein  politischer  Fragen,  wie  zum 
Beispiel  der  Militär-  und  Marinefragen,  der  Kolonialpoütik  o,  s.  w.,  eröffnen, 

mögen  hier  unberücksichtigt  bleiben. 

ICH  kehre  wieder  zu  der  Haltung  Frankreiclis  zu  England  und  Deutschland 
zurück.  Jaures  sagt  in  dem  eingangs  erwähnten  Vortrag:  »Wenn  von  uns 
[Franzosen]  erwartet  wurde,  dass  wir  mittelbar  oder  unmittelbar  die  freund- 
schaftlichen Beziehungen  zu  England  abbrechen  sollen,  so  würden  wir  einer 
solchen  Zumutung  gegenüber  unbeugsam  dastehen.  Wer  uns  gegen  unseren 
testen  Ejitschluss  zu  feindlichem  Vorgehen  gegen  England  zwingen  wollte, 
dem  worden  wir  widerstreben  bis  cum  letsten  Atemzuges  Weder  kann  man 
von  Frankreich  verlangen,  dass  es  seine  freundschaftlichen  Beziehungen  su 
England  ablNrechen  soll,  noch  soll  es  zu  einem  feindlichen  Vorgehen  gegen 
England  gezwungen  werden.  Darin  bin  ich  mit  Jaures  einverstanden.  Aber 
ich  frage:  ist  eine  Freundschaft  auf  die  Dauer  haltbar,  die  nicht  auf  einer 
Harmonie  der  wirtschaftlichen  Interessen  beruht?  Ich  bin  der  Meinung,  eine 
solche  Harmonie  ist  zwischen  Frankreich  und  England  nicht  vorhanden  und 
kann  nach  dem  Ausgeführten  nicht  vorhanden  sein.  Vorübergehend  mag  es 
für  England  nützlich'  sein,  Frankreich  als  den  weniger  gefährlichen  Konkur- 
renten durch  Abmachungen  über  die  Respektierung  der  gegenseitigen  Inter- 
essensphären sich  zu  gewinnen  und  Deutschland  zu  entfremden.  Die  Politik 
eines  Staates  kmot  keine  Freundschaften,  von  denen  sie  sich  nicht  Nutzen 
verspricht.  Gerade  die  Beziehui^pen  zwisdien  England  und  Frankrdch  haben 
eine  Vergangenheit,  die  über  die  wirtschaftlichen  G^ensätze  zwischen  Frank- 
reich und  England  keinen  Zweifel  lassen.  Nur  ein  paar  Beispiele  aus  aller- 
jüngster  Zeit:  Als  P'rankreich  1895  sich  im  östlichen  Sudan,  also  in  Afrika, 
das  doch  weit  enger  zu  Mitteleuropa,  als  zu  England,  gehören  dürfte,  fest- 
setzen wollte,  da  erhob  England  sofort  ernsten  Einsprudi.  mndte  Frank- 
reicli  trotzdem  eine  Expedition  unter  dem  Major  Marehand  ins  Nilgebiet. 
England  kannte  keine  Rücksichten.  Ks  i^laubte  seine  Interessensphäre  verletzt 
und  wäre  vor  dem  äussersten  Schritt  nicht  zurückgeschreckt,  wenn  nicht 
Frankreich  vorher  noch  nachgegeben  Jiättc.  Als  1899  Frankreich  sich  am 
Persischen  Meerbusen  festsetzen  wollte,  da  war  es  wieider  England,  das  durch 
sehr  ene^iische  Drohungen  Frankreich  veranlasste,  von  seinem  Vorhaben  abzu- 
stehen. Das  sind  nur  zwei  Vorkommnisse  aus  den  letzten  Jahren,  wobei 
die  gegensätzlichen  Interessen  sich  geltend  machten  und  die  t Überlegenheit  Eng- 
lands Frankreich  zur  Nachgiebigkeit  zwang.  Und  das  Abkommen  von  8.  April' 
1904?  Gewiss  hat  England  Frankreich  in  Marokko  freie  Hand  gdassen,  aber 
um  welchen  Preis?  Frankreich  hat  England  in  der  ägyptischen  Frage  nicht 
nur  Kimzessionen  gemacht,  sondern  hat  sich  mit  der  völligen  Ang^isierung 
Ag>'ptens  einverstanden  erklärt:  durchaus  im  (legensatz  zu  seinem  früheren 
Verhalten.  Wollte  man  nach  rückwärts  die  Beziehungen  zwischen  Frank- 
reich und  England  darstellen,  so  würde  sich  ergeben,  dass  die  Politik  Englands 
für  Frankreidi  keinen  Anlass  zu  einer  dauernden  Freundschaft  geben  kann. 
DIE  Zukunft  Europas  ist  nicht  auf  eine  Freundschaft  der  drei  Länder  Eng- 
land, Frankreich  und  Deutschland  zu  gründen,  sie  ergibt  nur  dann  einen  erfreu- 
lichen Anblick,  wenn  Frankreich  und  Deutschland  ihre  politische  Feindschaft 
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begraben  können.  England  kann  nach  seiner  Geschichte  und  nach  den  im- 
manenten tiesetzen  seiner  wirtschaftlichen  und  politischen  Betätigung  kein 
dauernder  Freund  eines  europäischen  Landes  sein.  Und  wenn  England  trotz- 
dem in  dieser  Rolle  sich  einmal  befindet,  so  licj^t  es  eben  daran,  dass  der 
Partner  sich  über  die  klaffenden  Gegensätze  zwischen  den  europäischen  Län- 
dern und  England  nicht  1^  ist.  Jede  soldie  enge  Freundschaft  Englands  mit 
einem  enroiÄischen  Lande  führt  notwendigerweise  zu  einer  Schwächung  der 
wirtschaftlichen  Gesaintintcressen  der  mittel-  und  westeuropäischen  Staaten.  Die 
Politik  Englands,  Deutschland  in  Europa  möglichst  zu  isolieren,  ist  von  seinem 
Standpunkte  aus  ungemein  geschickt  und  klug,  aber  der  Schaden  Deutschlands 
ist  in  diesem  Falle  auch  der  Schaden  der  anderen  europäischen  Länder,  die 
England  einzeln  und  zusammen  nicht  mehr  zu  furchten  braucht,  sobald  erst 
Deutschland  geschwächt  ist.  Diese  Sdiwächung  kann  allein  sdUMI  darin  liegen, 
dass  ein  wirtschaftspolitisches  Zusammengehen  der  mittel-  und  westeuropäischen 
Staaten  verhindert  wird. 

DAS  müssen  meines  Erachtens  Frankreichs  Politiker  zuerst  einsehen,  dass 
Dentschland  und  Frankreich  aus  wirtschaltlichen  und  kulturellen  Grimden  näher 
zusammengdi^en,  als  irgend  ein  europäischer  Staat  und  England.  Von  dieser 

Erkenntnis  hängt  es  zunächst  ab,  ob  das  alte  Europa,  das  man  so  gerne  auch 
das  alternde  nennt,  noch  Elastizität  genug  besitzt,  dem  britischen,  amerikani- 
schen, russischen  und  ostasiatischen  Reiche  gegenüber  sich  solidarisch  zu  füh- 
len, ob  es  die  europäische  Kultur  erhalten  und  weiter  entwickeln  will.  Ich 
glaube  bestimmt,  weder  das  britische,  noch  das  amerikanische  Weltreich  werden 
so  bald^e  Kraft  finden,  die  heutige  Wirtschaftsordnung  in  sozialistischer 
Richtung  umzuwandeln.  In  Frankreich  und  Deutschland  scheinen  mir  <lie 
Vorbedingimgcn  für  eine  solche  Umgestaltung  schon  weit  mehr  gegeben  zu 
sein.  Doch  man  tausche  sich  nicht:  jedes  wirksame  Vorgehen  nach  dieser- 
Richtung  ist  durch  intematicmale  Gesichtspunkte  bestimmt.  In  engem  natio- 
nalen Rahmen  lässt  sich  eine  sozialistische  R^^ung  der  wirtschaftlichen  Tätig- 
keit nicht  durchführen.  Bleibt  Deutschland  in  seiner  wirtschaftlichen  Ent- 
wickclung  stecken,  imd  kommt  es  zu  keinem  Zusammengehen  der  europäischen 
Staaten  auf  wirtschaftlichem  Gebiet,  dann  ist  damit  auch  die  sozialistische 
Initiative  der  europäischen  Länder  ertötet.  Dann  kann  Deutschland  warten, 
bis  die  Aosc^chui^  der  Produktionsbedingungen  zwischen  England  und  seinen 
Kolonieen  und  die  zwischen  Nord-  und  Südamerika  so  weit  erfolgt  ist,  dass 
eine  sozialistische  Regelung  des  wirtschaftlichen  Lebens  unbedingt  notwendig 
wird.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkt  dürfte  aber  bei  aller  Schnelligkeit  der  kapita- 
listischen Entwickclung  noch  eine  lange  Spanne  Zeijt _ vergehen. ...  ^ 
GANZ  jadfrs  lifgfn  die  Dlllgg,  WCton  die  mittel-  und  westeuropäisdien  Länder 
su'  eiiMm  grossen  Wirtschaft^g^biefee  sieii  ziUMMhienunschlifi^  vermögen  und 
so  eine  grosse^^naeh- -aussen  hin  abschliessbare,  genügmd  breite  Basis  schaffen, 
auf  der  einer  gcmeiru^amcn  sozialistischen  Regelung  von  Produktion  und 
Güterverteilung  die  Gleichartigkeit  der  ökonomischen  Verfassung  sämtlicher 
zugehörigen  Lander  weit  entgegen  kommt.  Bei  der  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Macht  eines  solchen  Landerkomplexes  sind  die  internationalen  Schwierig- 
keiten, die  Sozialist;  In  n  Massnahmen  entgegentreten,  verhältnismässig  leicht 
zu  überwinden,  während  sie  für  den  heutigen  natif •ii  ili-n,  in  <{ch  abgeschlossenen 
und  doch  vom  Weltmarkt  abhängigen  Staat  nicht  zu  uberwinden  sind. 
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DER  nächste  Weg  zum  Sozialismi»  fährt  daher  für  die  deaticbe  Arbeiter- 
klasse über  die  Voraussetzung  eines  wirtschaftlichen  Zusammenschlusses  der 
europäischen  Staaten  mit  Ausnahme  von  England  und  Russland.  Ob  und  wann 
diese  Voraussetzung  aber  geschaffen  wird,  hängt  von  der  Gestaltung  der  Be- 
ziehungen zwischen  Frankreich  und  Deutschland  at.  Fiir  beide  Länder  muss 
klar  werden,  dass  sie  näher  zu  einander  gdiören,  als  eines  von  beiden  zu 
irgend  einem  dritten  Land. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

MAX  SCHIPPEL  •  DIE  FRANZÖSISCHE  HANDELS- 
POLITIK IN  DEN  KOLONIEEN  ■  EIN  BEITRAG  ZUR 
MAROKKOFRAGE 

IE  englische  Presse  mag  darin  recht  haben,  dass  lu  den  letzten 

deutsch-französischen  Anseinandersetzuiqien  die  Marokkofrage  nur 
den  äusserlichen  Anstoss  —  wenn  man  will:  für  die  deutsche 
Regierung  nur  den  Vorwand  bot,  um  Frankreich  noch  zu  rechter 
Zeit  die  letzten  Konsequenzen  der  jahrelangen  Delcasseschen 
Treibereien  greifbar  nahe  unter  die  Augen  zu  rfi^Gen  und  es  so  vor  eine 
allgemeinere  Entscheidung  über  sein  Verhalten  zu  Deutschland  zu  stellen. 
DER  Sturz  Delcass^  und  die  daran  sidi  hupfenden  französischen  Erörte- 
rungen haben  zum  mindesten  bewiesen,  dass  eine  grundsätzlich  und 
um  jeden  Preis  antideutsche  Politik  in  Frankreich  stark  an  Anhang  cin- 
gebüsst  hat,  und  dass  die  Mehrheit  unserer  westlichen  Nachbarn  in  noch  so 
aufdringlichen  englischen  Umwerbungen  und  Anfreundungen  durchaus  keinen 
vollwertigen  Ausgleich  und  Ersatz  sieht  für  die  Gefahren  einer  neuen,  dauern- 
den uiifl  tiefgehenden  \'erfeindung  und  Verhetzung  mit  der  grössten  Land- 
macht Europas.  Bestehen  doch  dieser  gegenüber  tiefere  und  schärfere  Inter- 
essen gegen  sätze  eigenthch  nur  aus  einer  schon  ziemlich  weit  zurück- 
liegenden Vergangenheit,  während  die  Geschidite  der  letzten  Jahr- 
zdmte  erffillt  ist  von  Konflikten  Frankreichs  mit  England. 
VIEL  mehr,  als  diese  Stimmungskundgebung,  ist  freilich  bis  zur  Stunde 
nicht  erreicht  worden.  Aber  die  mutige  Tätigkeit  unserer  französischen 
Parteigenossen  ist  die  beste  Bürgschaft  dafür,  dass  eine  dauerndere  französisch- 
englische  Annäherung,  die  an  sich  kein  vernünftiger  Mensch  zu  fürchten 
braucht,  nicht  so  leicht,  wie  einige  Londoner  Hetzblätter  zu  glauben  scheinen,  in 
eine  Koalition  gegen  Deutschlands  Stellung  auf  dem  Kontinent  und  auf 
dem  Weltmarkt  umschlagen  wird. 

TROTZDEM  hat  auch  die  Marokknfragc  als  solche,  losgelöst  von  ihrem 
Zusammenhange  mit  umfassenderen  und  ernsteren  Problemen,  ihre  Bedeutung. 
Sie  ist,  in  besonderer  Form,  eine  Wiederkehr  des  alten  Streites  um  die 
offene  Tür,  eine  Erneuerung  des  ewigen  Ringens  tun  volle  Gleichberech- 
tigung seitens  aller  auf  den  internationalen  Märkten  konkurrierenden 
Mächte  und  andererseits  um  eine  privilegierte  Vorzugsstellung  seitens 
der  Vormacht,  die  sich  in  irgend  welchem  Erdstrich  zu  einer  Art  Schutz- 
herrschaft berufen  fühlt. 
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FREILICH  enthält  das  französisch-englische  Abkommen  —  und  das  klinijt 
gewiss  sehr  vertrauenerweckend  —  die  Handelsfreiheit  und  ZoUgleichheit  in 
Marokko.  Aber  nur  auf  30  Jahre,  und  ein  Abkommen  zwischen  zwei  Parteien 
kann  zudem  jederzeit  von  diesen  Parteien  selber  geändert  werden;  in  Mada- 
gaskar  gab  zum  Beispiel  England  die  Sonderrechtsprechung  für  britiscbe 
Untertanen  auf,  weil  Frankreich  auf  seine  ähnlichen  Rechte  in  Sansibar  ver- 
;:icht<.-te.  Wer  also  weiss,  welchen  Inhalt  die  gewöhnliche  blosse  Meist- 
begünstigung Deutschlands  in  Marokko  selbst  vor  dem  Ende  der 
30  Jahre  noch  hat,  von  dem  üblichen  Gebrauch  und  Missbrauch  der  Macht- 
befugnisse bei  Verleihung  von  Konzessionen  zu  Wege-,  Bahn-,  Hafenbauten, 
zum  Betriebe  von  Bergwerken  und  ähnlichem  ganz  abgesehen?  Wie  käme 
Deutschland  dazu,  einen  neuen  Rechtszustand,  unhcschcns  und  ohne  auch 
nur  um  seine  Meinung  gefragt  zu  werden,  gutzuheissen,  wo  es  nach  den 
bisherigen  Abmachungen  einen  viel  sichereren  und  breiteren  Rechtsboden 
unter  den 'Füssen  hatte? 

ENGLAND  weiss  aus  eigener  Erfahiung  am  besten,  wie  rasch  sich  die 
offene  Türe  schliesst,  wo  Frankreiciis  kolonialer  Einfluss  einmal  starker 
eingesetzt  hat.  Tunis,  Madagaskar  und  noch  andere  wichtige  Gebiete  reden 
eine  zu  deutliche  Sprache. 

XXX 
In  Tunis^)  dimiinierte  vor  der  französischen  Besetzung  in  der  Einfuhr 
Italien,  das  hauptsächlich  Mehl,  Kolonialwaren  und  Weine  lieferte.  Femer 
war  der  Absatz  englischer  Baumwollcrzcugnissc  nicht  unbeträchtlich;  aus 
Spanien  bezog  man  Wolle.  Auch  Deutschland  und  Osterreich  kamen  als 
Lieferanten  in  Betracht.  Mit  Ungeduld  erwartete  Frankreich  von  Anfang 
an  den  Ablauf  der  alten  tunesischen  Verträge  mit  europäisch«!  Mäditen,  um 
die  fremde  Einfuhr  zurückdämmen  zu  können. 

»Nach  langen  Verhandlungen  gelang  ein  M  k  M  inen  mit  Osternach-Ungam  vom 
20.  Juli  1896.  Im  ganzen  wurd«  n  zehn  .scdclier  Speztalabkonuncn  geschlossen, 
darunter  als  die  bedeutendsten  die  mit  Italien  vom  28.  September  1896  und  mit 
England  vom  18.  September  1897.  Im  letzteren  verzichtete  England  auf 
sein  ewiges  M  e  i  ^  t  b e g  ü  n  t  i  g u  n  gs re  c h  t  und  begnügte  sich  mit  einer 
vierzigj.ihrigcn  Verlängerung ;  ausserdem  Hess  es  seinen  Meistbegünstigungsanspruch 
h  i  n  s  i  c  Ii  t  1  i  c  h  Frankreichs  fallen.  Ah  Entgelt  hierfür  empfing  England 
eine,  wenn  auch  geringe,  Zollbegünstigung  für  seine  BaumwoU waren ;  bis  zum  Jahre 
1012  dürfen  englische  Batmtwollwaren  von  keinem  höheren  Zoll  als  5  %  ihres 
Werten  im  Lrindung>hafeii  getroffen  wcrdni  Auili  Italii-ii  crliult  liiiige  klei- 
nere Vergünstigungen,  die  allerdings  in  keinem  \'erli;iluiis  stehen  zu  dem  wirtschaft- 
lichen Verlust,  den  es  durch  die  Mehrbcgünstigung  Frankreichs  erlitt  .  .  Nach- 
dem Frankreich  auf  die^e  Weise  freie  Ilnnd  erhalten  hatic.  war  es  aufs  ci]ie;>!r 
besorgt,  die  handeläpolitischc  Lage  zu  seinen  Gunsten  umzugestalten.  Durch  ein 
tunesisches  Gesetz  vom  2.  Mai  1898  wurde  für  die  meisten  Artikel  der  fran- 
zosische Minimaltarif  in  Tunis  eingeführt  und  damit  dem  ausländischen 
Wettbewerb  ein  schwerer  Schlag  versetzt. < 

Heute  ist  die  Sachlage  die,  dass  fast  alle  fremden  Einfuhrwaren  in  Tunis  Zoll- 
sätze in  Höhe  des  bekanntlich  recht  beträchtlichen  französischen  Minimal- 
tarifs tragen,  während  die  meisten  und  wichtigsten  französischen  \^'arca 
zollfrei  ciiii^chcn.  unter  anderem:  lebende  Tiere,  W'olle,  Seide,  Zucker,  Oliven, 
Leinsaat  und  Castoröl,  Weine,  Spirituosen,  Metalle  und  Metallwaren,  Game, 

*)  Vrrgl.  P,  Mobr:  Dir  franxisitche  Uandfi^ Politik  gtgenübtr  Tunetien  in  Conrads  Jahrbüchern 
für  Natitnäiikomomie,  1903.  XXVI.  Bd..  pag.  85  ff. 
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Gewebe.^)  Das  sind  ansdinliche  Zolldi f  f  erenzierungen,  die  Frank- 
reich nach  Abschüttelung  der  alten  Vertragsverpflichtungen  noch  beliebig 

weiter  steigern  kann.  Und  Zolldiffcrcnzierungcn  sind,  wie  man  weiss,  meist 
viel  r.nerträgliclier.  als  noch  so  hohe  Zölle,  die  alle  konkurrierenden  Ein- 
fuhrländer in  gleicher  Höhe  treffen. 

FÜR  Deutschland  blieb  als  Niederschlag  aller  dieser  Vorgänge  die  Erklä- 
rung vom  18.  November  1896: 

»Dein  .Uai.d  verzichtet  auf  die  Geltendmachung  des  Regimes  der  Ki^tuk- 

tionen  in  Tunis  .... 

Ebensowenig  wird  Deotschland  die  Vorteile  des  Regimes  für  sich  in 

Anspruch  nchnicn.  welches  zwischen  Frankreich  und  dessen  tunesischem 
Schutzgebiet  in  Bezug  auf  die  Zölle  und  die  Schiffahrt  besteht  oder  be- 
stehen wird,  vorausgesetzt,  dass  ihm  das  Metstbegünstigungsrecht  im 

Vergleich  zu  jeder  anderen  Macht  gewahrt  bleibt. 

Hiernach  werden  die  Rechte,  Privilegien  und  Vorteile  jeder  Art,  welche  irgend 
einer  dritten  Macht  —  ausgenommen  Frankreich  —  in  Tunis  zugestanden 

sind  oder  in  Zukunft  zugestanden  werden,  von  Rechts  wegen  ohne  weiteres  auch 
Deutschlaml  zukommen,  und  keine  dritte  Macht  —  immer  Frankreich  aus- 
genommen —  wird  in  dem  Schutzgebiet  in  irgend  einer  Besidiung  günstiger 
behandelt   werden,  als  Deutschland.«*) 

DIE  schrittweise  Aufhebung  und  Verflüchtigung  der  fremdstaatlichen  Rechte 
in  Madagaskar  hat  vollends  jahrelang  zu  den  erregtesten  Verwahrungen 
seitens  Englands  Anlass  gegeben.  England  stlntmte  hier  im  Jahre  1890  einem 
Protektorat  Frankreichs  an,  nachdem  ansdrficklidi  verbürgt  war,  »dass  die 
Errichtung  dieses  Protektorates  in  keiner  Weise  irgend  welche  Rechte  und 
Immunitäten  berühren  wird,  deren  sich  die  britischen  Untertanen  auf  dieser 
Insel  erfreuen«.  Zu  den  wichtigsten  Anspnichen  rechnete  man  selbstverständ- 
lich dabei  die  Handclsabniachungcn,  auf  die  1865  die  Konigin  eingegangen 
war:  die  vollkommene,  unbeschränkte  Meistbegünstigung  für  die  briti- 
sehen  Einfuhren  und  die  Festlegung,  dass  die  erhobenen  Zölle  niemals  10  % 
des  Warenwertes  übersteigen  sollten.  Dazu  kamen  noch  einige  Rechte  betreffs 
der  Konsulargerichtsbarkeit  und  älmliches.  Auf  was  anderes  hätte  sich  die 
französische  Verpflichtung  von  1890  überhaupt  beziehen  sollen?  Aber  gleich 
nach  dem  Kriege,  der  das  von  der  Eingeborenenregierung,  abgelehnte  Pro- 
tektorat  verwirklichen  sollte,  begann  Frankreich,  die  Einfuhrzölle,  gerade  für 
hervorragende  englische  Erzeugnisse,  beträchtlich  zu  steigern  und  so,  wie 
es  in  einer  Xotc  Lord  Salisbnrys  hicss,  »den  Bruch  jener  Rechte  fortzusetzen, 
welche  die  britischen  Kauflcuie  unter  dem  X'crtragc  von  1865  zwischen  Gross- 
britannien und  Madagaskar  und  dem  Abkommen  von  1890  zwischen  Gross- 
britannien und  Frankreich  besassenc.  *)  Die  französische  Verwaltung  belehrte 
weiter  alle  Würdenträger  unter  den  Bewohnern  des  grossen  Inselreiches,  dass 
es  oberste  Pflicht  sei.  nur  französische  Erzeugnisse  ZU  kaufen  und  zu  ver- 
treiben; (He  französischen  Ilanrlels-  und  Fabrikmarken  wurden  zu  Nutz  und 
Frommen  der  neuen  Schutzbefohlenen  im  Official  Journal  von  Madagaskar 
veröffentlicht,  begleitet  von  entsprechenden  Warnungen  vor  dem  Erwerb  und 
Gebrauch  anderer  Warea    »Ein  solches  Vorgehen  überschreitet  nach  der 

*)  Nach  der  enffllwheir  Fiskildenkschrift  Memoranda,  prrpartd  by  ike  Bgard  of  Trade  /London  1903/, 
pas>  >^4. 

•)  VcfRl.  die  Drucksachen  des  Itiich-t.ig-..  i8,'.  iSy7.  Nr.  60S. 

*)  Marquis  of  Salisbury  ,in  Sir  K.  Monsun.  Juli  1S98;  abscilruckt  in  Fram  r.  Nr.  i.  1899.  C.  9091: 
Madatajcar.  —  Diese  aktcnmäsitige  Darstellung  ist  beute  wieder  von  besonderem  Interesse. 
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Meinung  von  Threr  Majestät  Regierung  alle  Grenzen  eines  lauteren  Wett- 
bewerbs und  ist  unvereinbar  mit  den  wiederholten  X'ersicherungcn.  die  sei- 
tens der  französischen  Regierung  daliin  abgegeben  wurden,  dass  alle  Rechte 
und  Imaiiamtäten,  in  deren  Genuss  sich  britische  Untertanen  in  Madagaskar 
und  seinen  Besitzungen  befänden,  weiter  geachtet  werden  sollten.c*)  Aber 
es  half  alles  nichts,  ebensowenig  wie  die  Klagen  über  Änderungen  im  Grund- 
besitzerwerb, im  Handel  der  Britisch  Indier.  Xur  das  französische  Monopol 
für  die  Küstenfahrt  hob  Delcasse  wieder  auf,  aus  dem  allerdings  sehr  triftigen 
Grunde,  »weil  die  französischen  Fahrzeuge  nach  Zahl  und  Raumgehalt  den 
Ansprüchen  des  Handels  nnd  der  Versorgung  des  Okkupationdcorps  nicht 
genügen«.')  Dagegen  von  der  Meistbegünstigung  war  längst  nichts  mehr 
übrig  geblieben ;  die  englischen  Waren  zahlten  an  Zoll  54  bis  79  %  des  Wertes, 
die  französischen  Güter  3  %. 

MIT  der  Zeit  hat  sich  England,  der  Not  gehorchend,  an  diese  Wandlung  der 
VerhäUaiisse  gew^t.  In  der  letzten  Obersicht  seiner  Meistbegunstigungs- 
Rchte')  findet  sich  Madagaskar  öberhanpt  nicht  erwähnt,  während  Tunis 
noch  durch  den  Vertrag  vom  18.  September  1897  vertreten  ist  (Mdstb^nsti- 

gung,  aber  unter  Ausnahmestellung  Frankreichs). 

DEUTSCHLAND  hat  einst  mit  Ikrer  Majestät  Ranavalomanjaka  II.  die  Kon- 
vention vom  15.  Mai  1883  abgeschlossen: 

»Die  diplomatiscfaen,  konsnlarisehen  und  nuurithiien  Vertreter,  Agenten  und  Offi- 
ziere des  einen  vertragschliessenden  Teiles  sollen  in  Aiisiibung  ihrer  Pflichten 
innerhalb  der  Besitzungen  des  anderen  Teiles,  und  die  Untertanen  und  Ange- 
hörigen des  einen  Landes  sollen  für  ihre  Person  und  ihr  Eigentum  und  in 

Ansehimg  des  Handels,  des  Gewerhcs  nnd  der  Schiffahrt  nnd  in  jeder 
anderen  Beziehung  in  dem  anderen  Lande  den  selben  Schutz  und  die  seihen  Rechte, 
Privilqpen,  Vorteile,  Innnuniläten  und  Befreiungen  geniessen,  welche  nach  den 
Gesetzen  dieses  L.indes  jetzt  oder  in  Zukunft  den  diplomatischen,  konsularischen 
und  marituncn  Vertretern,  Agenten  und  Offizieren  und  den  Untertanen  und 
Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  eingeräumt  werden.c*) 
In  dem  Notenaustausch  vom  17.  November  1890  erkannte  dann  Deutschland 
die  »Schutzherrscbait  Frankreichs  über  Madag^kar  mit  allen  ihren  Folgenc 
an: 

»Dabei  wird  ausdrücklich  verabredet,  dass  die  deutschen  Reichsangehörigen  in 
Madagaskar  ...  in  allen  Beziehungen  diejenige  Behandlung  erfahren  sollen,  ucKhe 
den  Angeiiurigen  der  meistbegünstigten  Nation  dasclh^t  zu  teil  wird.«"; 
Schliesslich  hat  das  französische  Gesetz  vom  6.  August  1896  das  Eiland  und 
seine  Anhängsel  einfach  zur  französischen  Kolonie  gemacht.   Wieweit  damit 
jede  vertragsmässige  Meistbegünstigung  ganz  von  selber  aufhörte, 
möge  hier  unerörtert  bleiben.    Zweifellos  befindet  sich  Frankreich  im  unbe- 
strittenen Genuss   jedes    nach  seinem  eigenen   Belieben   und    Interesse  ge- 
schaffenen monopolistischen  Vorrechtes.    Meistbegünstigung  heisst  hier  nicht 
mehr  Gleichstellung  mit  Frankreich,  sondern  im  wesentlichen  nur  gleich 
schlechte  Behandlung  aller  nichtfranzösischen  Einfuhrwaren. 
MIT  der  offenen  Tür,  dem  gleichen  Wettbewerb  aller  Nati<men,  ist  es  auch 
in  diesem  kolonialen  Herrschaftsgebiet  längst  vorbei. 
XXX 

•)  Sir  E.  Mootofi  an  Deleas8<  am  23.  Juli  1S98. 

•)  Delcaisi  an  Sir  E.  MDn-on  atn  .'8.  lU-rt  niher  1S98. 

*)  Return  of  most-favou^t  J-n^iion  i  Uiu.u  .■,  im  Commtreia!  Nr.  9,  Cd.  «807. 

•)  ^'l.•r^:l.  die  1  >rui;ksai  hrn    Ii  s  Ri  i<-h<taci  s,  i884'l8{S5,  Nr.  ^73- 

*}  Vergi.  Die  Handtis-  und  ^tikißakrtsxtrträgt  Deutschlands,  I.  Bd.  /Berlin  1897/,  pag.  i74-i75'> 
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SOLL  sich  dieses  Spiel,  was  Marokko  anlangt,  einfach  wiederholen,  ohne 
jeden  Versuch,  unseren  Export  vor  känftigcn  Differenzierungen  und  Benach- 
teiliqiingen  in  höherem  Masse  sicher  zu  stellen,  als  dies  betreffs  der  bisheri- 
gen afrikanischen  Schul::gcbiete  Frankreichs,  zu  allgemeiner  Enttäuschung  — 
auch  Englands  —  der  Fall  war?  Deutschland  ist  einmal  Teilnehmer  an  der 
Madrider  Komfentton  über  die  AusiÜmng  des  Schutarecktes  in  Marokko  vom 
3.  Juli  i88d.  Hier  legt  der  Artikel  17  fest: 

»Das  Recht  auf  Behandlung  als  meistbegünstigte  Nation  wird  seitens  Marokkos 
als  allen  auf  der  Konferenz  von  Madrid  vertretenen  Mächten  zustehend  aner« 
laumt.€ 

Deotschland  hat  weiter,  unter  dem  x.  Juni  1890,  einen  HandeUverirag  mit 
Marokko  geschlossen.   Ahermals  lautet  hier  Artikel  i: 

»Zwischen  beiden  Reichen  80II  gegenseitige  Handelsfreiheit  bestehen.  Zu  diesem 
Zweck  verpflichtet  sich  ein  jeder  <ler  lK)hen  vertragschliesseiulen  Teile,  den  Unter- 
tanen des  anderen  Teils  alle  Rechte,  Vorteile  und  Privilegien  zuzusichern  und 
ZU  gewahren,  welche  seitens  des  einen  wie  des  anderen  Teiles  den  Angehörigen 
der  meistbegünstigten  Nation  zugestanden  sind  oder  künftig  zugestanden 
werden.«  *) 

Solange  es  noch  einen  Staat  Marokko  gibt  und  solange  nicht  eine  neue  inter« 
nationale  Konferenz  die  Konvention  von  1880  wieder  in  der  selben  Form  auf» 
hebt,  in  der  sie  seinerzeit  vereinbart  und  erlassen  wurde,  bleibt  es  selbstver- 
ständlich bei  dem  alten  völkerrechtlichen  Zustand,  bei  der  offenen  Tür.  Wenn 
England  auf  seine  Rechte  verzichten  will,  nach  Ablauf  von  30  Jahren,  oder 
vielleicht  auch  schon  unter  dem  stillen  Vorbehalt  eines  noch  früheren  End- 
termins, so  ist  das  seine  Sache.  Aber  umsonst  hat  es  das  keines- 
falls getan;  im  Gegenteil,  es  hat  so  ansehnliche  Gegenleistungen  dafür  ein- 
getauscht —  vor  allem  in  Ägypten  und  in  den  Fischcrcij,'ründcn  Neufund- 
lands — ,  da.ss  in  Frankreich  selber  recht  bittere  Kritik  an  der  Gleichwertigkeit 
des  Empfangenen  und  Gegebenen  geübt  wurde.  Auf  jeden  Fall  kann  England 
nicht  Ober  deutsche  Redite  mitverfügen  und  wohl  gar  noch  für  preis- 
gegebene deutsdie  Rechte  auch  noch  um  so  grössere  eigene  Vorteile  herausschla- 
gen. Über  die  uns  (das  hcisst  dem  deutschen  Absatz  und  den  für  den  Export  pro- 
duzierenden deutschen  Arbeitern)  zugemuteten  Opfer  möchten  wir  ein 
Wort  mitzureden  haben;  und  ebenso  möchten  wir  darüber  mitbefinden,  ob  die 
in  Aussicht  gestellten  Gegen  vorteile  wirklich  Vorteile  für  ans  und 
Fortschritte  für  die  Staaten  all  gern  e  i  n  h  e  i  t  sind  —  nicht  nur  für  Eng- 
land, für  das  wir  uns  nicht  zu  sorgen  brauchen. 

WIR  können  daher  unseren  französischen  Parteigenossen  nur  dankbar  sein, 
dass  sie  insoweit  den  deutschen  Standpunkt  für  berechtigt  anerkannt  und 
vieles  xa  dem  versöhnlichen  Entgegenkommen  der  französischen  Regierung, 
zum  Sturze  Delcass6s  tmd  zum  Zusammentritt  emer  neuen  Konferenz  bei* 
getragen  haben.  An  wis  wird  es  sein,  ebenso  gerecht  und  ruhi.c:  abwägend 
jeder  überflüssigen  Provozieninp^  Frankreichs  entgegen  zu  treten.  Dann  wird 
nicht  nur  die,  an  sich  sehr  nebensächliche  Marokkofrape  ihre  bcfriedi.q:endc 
Lösung  finden,  sondern  in  den  viel  wichtigeren,  allgemeinen  politischen 
Bezidiui^en  zwischen  den  beiden  grossen  Nachbarstaaten  wird  sich  in  Zukunft 
vieles  günstiger  gestalten. 

">  Vcrgl.  dio  T>riick«achrn  des  Reichstages,  i8oo-i8<j2.  Xr.  43J. 
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WOLFGANG  HEINE  ■  POLITISCHER  MASSENSTREIK 
IM  GEGENWÄRTIGEN  DEUTSCHLAND? 

NERW ARTET  und  plötzlich  sieht  sich  die  deutsche  Sozialdemo- 
kratie in  der  Lage,  offiziell  über  den  Generalstreik  zti  diskutieren. 
Die  Notwendigkeit  dazu  ist  nicht  etwa  durch  die  Amsterdamer  Reso- 
lution geschaffen  worden,  die  durch  eine  möglichst  allgemeine,  kom- 
I  promissartige  Fassung  bei  anderen  Nationen  bestdiende  Meinungs- 
\  r  chicdcnheiten  zu  vereinigen  suchte.  Auch  die  praktischen  Proben,  die  die 
Bruderparteien  anderer  TJinder  in  den  letzten  Jahren  mit  dem  Generalstreik 
gemacht  haben,  hätten  uns  nicht  zu  einer  Stellungnalime  veranlassen  müssen. 
I^gonnen  hat  die  Debatte  bei  uns  vielmehr  mit  rein  akademischen  Betrach- 
tungen, die  jedoch  dank  der  gesamten  politischen  Lage,  in  der  sich  die  deutsche 
Sozialdemokratie  —  gleidiviel,  aus  welchen  Gründen  —  befindet»  eine  über* 
massige  Bedeutung  erlangen  mussten.  Dass  die  Partei  trotz  ihrer  ungeheuren 
Anhängerzahl  so  gut  wie  keinen  direkten  Einfluss  auf  den  Staat  und  seine 
Organe  ausüben  kann  und  ihre  praktische  Arbeit  überall  eingeengt  sieht,  muss 
die  ohnehin  vorhandene  Neigung  der  Deutschen  zum  Theoretisieren  Ter- 
stärken.  Deshalb  kann  auch  ein  ursprunglich  akademisch  eröitertes  Protriem 
bei  uns  den  Anschein  einer  praktischen  Frage  gewinnen.  Seine  Diskusston, 
die  imi  so  leichter  und  verlockender  ist.  je  mehr  sie  sich  im  Abstrakten  be- 
wegt, und  je  mehr  sie  dem  Stolze  schmeichelt,  kann  auf  weitere  Kreise 
übergreifen.  Unversehens  kann  sich  dann  aus  der  Gewohnheit,  über  eine  Sache 
zu  reden  und  reden  zu  hören,  die  Lust  entwickeln,  sie  einmal  anzuwenden,  ohne 
da<s  immer  vorher  die  Tragweite  davon  gründlich  geprüft  worden  wäre. 
DI'SII ALr>  ist  es  in  der  Tat  nötig,  rechtzeitig  und  in  klarer  Weise  Stellung 
zum  Problem  des  Massenstreiks  zu  nehmen.  Das  hat  zunächst  der  Gewerk- 
schaftskongress  zu  Cöln  getan.  Man  hat  den  Ceschluss  ein  M aulkorb gescts 
genannt.  Mdnes  Erachtens  mit  Unrcdit.  Bdmelbtn^  hat  ausdrücklich  nictrt 
die  Diskussion  des  Massenstreiks  getadelt,  wohl  aber  seine  Anwen- 
dung bekämpft.^)  Ebcuso  die  Resolution  selbst,  die  die  Propagierung  des 
polltischen  .Massenstreiks  für  verwerflich  erklärt,  was  doch  nichts  anderes 
heisst,  als  dass  sie  ihn  selbst  verwirft.  Der  Kongress  hatte  nicht  die 
Aufgabe  einer  akademischen  Meinungsäusserung,  sondern  nmsste  und  wollte 
praktisch  Beschluss  fassen.  Hielt  er  den  Streik  für  ein  ungeeignetes 
Kampfmittel,  so  war  es  seine  Pflicht,  das  auszusprechen.  Man  schilt  den 
Gewerkschaf tskongress,  weil  er  mit  seinem  Beschluss  dem  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  zuvorgekommen  wäre.  Da  Partei  und  Gewerkschaften  nicht 
gemeinsam  tagen  und  beschlicssen,  muss  ein  Teil  vorangehen.  Die  Gewerk- 
schaften hatten  auch  allen  Anlass,  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  über  ihren  Kc^f 
hinweg  Beschlüsse  gefasst  würden,  die  zwar  für  sie  nicht  formell  bindend 
gewesen  wären,  jedoch  eine  gewisse  Zwangslage  hätten  schaffen  können.  Kätne 
es  zum  Generalstreik  oder  Massenstreik,  so  wären  es  die  Gewerkschaften,  die 
sowohl  die  Trupj)en,  als  die  in  solchen  Kämpfen  erfahrenen  Führer  zu  stellen 
hätten,  zumal  sie  die  an  Zahl  stärkeren  Organisationen  sind,  und  ausschliess- 

•)  Vcrgl.  das  Protokoll  dci«  Colner  ("icwtrk*chafl>kongrcyscs.  pag.  tu. 
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lieh  aus  Arbeitern  bestehen.  Die  in  den  sozialclemokratisclicn  Wählerschaften 
und  Wahlvereinen  der  grcissercn  Städte  ziemlich  stark  vertretenen,  nicht  der 
Arbeiterklasse  angehörigen  Elemente  mögen  einen  Massenstreik  wohl  mit- 
beschltessen,  haben  aber  fnr  seine  Dorchfuhrung  gar  keine  Bedeutung.  Hof- 

fentlich  ist  niemand  80  wahnsinnig,  an  einen  Generalstreik  ohne  Mitwirkung 
der  ( lewerkschaften  zu  denken.  Trifft  nun  die  Ccw rrkschaftcn  die  Haupt- 
verantwortlichkeit und  Gefahr  einer  solchen  Aktion,  so  haben  sie  wohl  auch 
das  Recht,  darüber  selbständig  zu  entscheiden. 

EBENSO  berechtigt  fiade  ich  es,  dass  nun  der  Partetvorstand  den  Punkt 
auf  die  Tagesordnung  des  Parteitages  gesetzt  hat  Mochte  nur  die  Erörte- 
rung gründlich  werden  und  sich  zu  diesem  Zweclc  auf  die  Punkte  be* 

schränken,  die  für  unsere  Beschlussfassung  wirklich  massgebend  sein  müssen. 
UM  der  deutschen  Sozialdemokratie  für  ihre  Stellungnahme  zum  Generalstreik 
das  nötige  Material  zu  verschaffen,  hat  der  Verlag  der  Sächsischen 
Afheiteneitung  ein  Buch  herausgegeben.  *)  Der  Gedanke  war  ebenso  vor- 
trefflich, wie  seine  Ausführung  verfehlt.  Und  zwar  ist  dies  durchaus  nicht 
vorwiegend  Schuld  der  Verfasserin,  die  mit  Fleiss  allerhand  Material  zusam- 
mengetragen und  es  nicht  ungeschickt  dargestellt  hat,  sondern  derer,  die  ihr 
eine  verfehlte  Aufgabe  gestellt  haben.  Frau  Roland-Holst  konnte  nur  eine  rein 
akademiseiie  Erörterung  geben ;  was  die  deutsche  Sozialdemokratie  Jedoch  zur 
V<n-berdtnng  ihrer  Beschlüsse  braucht,  ist  die  Prfifung  praktischer 
Verhältnisse,  die  für  sie  massgebend  sind,  für  die  aber  einer  Ausländerin  die 
ausreichende  Kenntnis  der  tatsächlichen  Unterlagen  abgehen  muss. 
DIE  deutsche  Sozialdemokratie  ist  keine  Akademie  der  Wissenschaften,  son- 
dern eine  politische  Partei.  Für  sie  ist  es  ganz  gleichgültig,  ob  man  für 
irgend  welche  ferne  Zukunft  oder  unter  Voraussetzungen,  die  in  Deutsch- 
land nicht  gegeben  sind,  noch  irgendwelche  Möglichkeiten  eines  erfolgreichen 
Massenstreiks  herausdeduzieren  kann.  Politische  Beschlüsse  fasst  man  nicht 
für  andere,  sondern  für  sich,  nicht  auf  Jahrzehnte  im  voraus,  sondern  für 
übersehbare  Zeit.  Die  Frage,  zu  der  der  Parteitag  Stellung  nehmen  muss, 
tmd  auf  deren  Beantwortnng  auch  ich  midi  besdirSnken  will,  kann  einzig 
lauten :  Ist  unter  den  fgtgttmlx^iigtik  Verhittninen  Deutschlands  der  poli- 
tische Massenstreik  ein  Mittel,  das  die  Sozialdemokratie  mit  Aussicht  auf 
Erfolg  anwenden  könnte,  um  neue  Rechte  zu  erkämpfen  oder  Entrechtungen 
abzuwehren?  Dabei  wird  namentlich  an  Erweiterungen  oder  Verkürzungen 
des  Wahlrechts  zu  denken  sein. 

MAN  glaubt  jetzt  vidfach,  Einwendungen  gegen  den  politischen  Strdk  damit 

begegnen  zu  können,  dass  man  nachwdsen  will,  dieser  wäre  etwas  anderes, 
als  der  von  Anarchisten  gepredigte  Generalstreik,  den  die  Sozialdemokratie 
so  oft  und  entschieden  verworfen  hat.  Der  Unterschied  1)csteht  theoretisch 
und  mag  auch  praktische  Bedeutung  für  solche  Länder  haben,  wo  die  Neigung 
zu  dnem  revolutionären  Wunderglauben  die  politische  Aktion  der  Partd  zu 
lähmen  droht;  für  Deutschland  kommt  das  vorläufig  nicht  allzusdir  in  Be- 
tracht. Jedoch  muss  man  sich  klar  sdn,  dass  alle  Grunde,  die  unter  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  Deutschlands  einen  Streik  von  Massen  zu  einem 
politischen  Zweck  unmöglich  oder  wirkungslos  machen  würden,  Geltung 

*)  Henriette  Roland> Holst:  Ctntr^streik  und  Sonaldtmokratit  /Dreaden  190s/-  Uoeinc«* 
«cbriaktM  Lob  Tcrdiciicn  Druck  und  Papier. 
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haben,  gleichgültig,  ob  der  Streik  am  letzten  Ende  anarchistischen  oder  soztal- 
demokratischeii  Zielen  dienen  soll.  Deshalb  hat  der  ganze,  so  sehr  betonte 
Unterschied  Ifir  die  praktische  Frage,  vor  der  die  deutsche  Sozialdemolcratte 

jetzt  seht,  so  .cnit  wie  j:^,'ir  keine  Bedeutung;;. 

UM  den  politischen  Streik  schmackhaft  zu  machen,  pflegt  man  zu  fragen, 
welche  Mittel  der  Sozialdemokratie  denn  sonst  übrig  blieben,  sei  es,  um  die 
Macht  in  der  Gesellschaft  endgültig  zu  erobern  oder  ihren  Einfluss  zu  erhohen, 
sei  es,  um  reaktionäre  Anschläge  abzuwehren.  Audi  Frau  RolandrHol^ 
widmet  dieser  Untersuchung  etwa  den  vierten  Teil  ihres  Buches.  Ich  kann 
mich  wegen  des  mir  zur  Verfügung  stehenden  knappen  Raumes  hier  nicht 
auf  eine  Kritik  dieser  Erörterungen  einlassen,  deren  sachlicher  Wert  erheblich 
durch  die  hochnäsige  Art  beeinträchtigt  wird,  mit  der  die  Verfasserin  hier, 
wie  an  anderen  Stellen  ihres  Buches,  Jaur^  David,  Bomelburg  und  andere 
abzukanzeln  beliebt.  Ich  brauche  auch  auf  diese  Erörterungen  nicht  einzu* 
gehen,  weil  sie  für  die  Frage,  die  die  deutsche  Sozialdemokratie  gegenwärtig 
beschäftigt,  belanglos  sind.  Dass  wir  in  absehbarer  Zeit  vor  der  Aufgabe  stün- 
den, durch  einen  Generalstreik  mit  einem  Schlage  die  kapitalistische  Gesell- 
schaft zu  stürzen  und  eine  sozialistische  aufzuriditen,  nimmt  in  Deutschland 
wohl  kein  emster  Politiker  an,  auch  wenn  seiner  dieoretischen  Auf&ssung  ein 
so  jäher  Übergang  entsprechen  würde.  Aber  auch  für  die  gegenwärtigen 
Kämpfe,  namentlich  angesichts  der  Bedrohung  des  allgemeinen  Wahlrechts, 
kommt  es  nicht  sowohl  darauf  an,  welche  Machtmittel  die  Sozialdemokratie 
sonst  hat,  sondern,  ob  der  uns  angesoonoie  politische  Massenstrdk  für  ne  ein 
wirkliches  Machtnüttel  ist,  das  heisst,  ob  sie  ihn  erfolgreich  durchführen 
könnte.  Dies  wird  al  cr  nicht  dadurdli  erwiesen,  dass  man  darlegt,  es  wäre 
wünschenswert.  Nacli  uu-incr  ('"berzcugnng  ist  für  die  Gegenwart  in  Deutsch- 
land an  einen  erfolgreichen  politischen  Massenstreik  nicht  zu  denken,  ja,  ein 
solcher  Versuch  würde  zu  einer  geradezu  verhängnisvollen  Niederlage  der 
Sozialdemokratie  fähren. 

MAX  unterscheidet   neuerdings   einen  Demonstrationsstreik  und 

einen  Zwangsstreik.  Der  erste  soll  nur  die  politische  Gesinnung  der 
streikenden  Massen  kundgeben,  aber  nicht  mit  dem  Willen,  ein  Ziel  zu  errei- 
chen, und  deshalb  von  vornherein  auf  kurze  Zeit  beschränkt  sein,  der  andere 
soll  bezwecken,  auf  die  R^erung  oder  die  herrschenden  Klassen  einen  Druck 
auszuüben,  um  sie  zu  einem  bestimmten  Handeln  oder  Unterlassen  zu  bewe- 
gen. Mir  scheint,  dass  ein  blosser  Demonstrationsstreik  in  dies» m  Sinne  für 
Deutschland  ausgeschlossen  wäre.  Der  Deutsche  begeistert  sich  nicht  leicht 
und  hat  einen  angeborenen  Widerwillen  gegen  alles  Theatralische.  Ein  Gene- 
ralstreik mit  der  erklärten  Absicht,  nur  demonstrieren  zu  wollen,  würde  der 
Lächerlichkeit  verfallen,  nidit  am  wenigsten  auch  bei  den  Arbeitern,  die  ihn 
agieren  sollten.  Sehr  viele  würden  keine  Lust  haben,  Opfer  für  eine  hohle 
Demonstration  zu  bringen,  und  diese  würde  schon  deshalb  nicht  sehr  impo- 
sant ausfallen.  Die  Gegner  würden  sie  auslachen,  und  als  Erfolg  würde  Miss- 
achtung und  Verbitterung  bei  den  Feinden,  Enttäuschung  bei  den  Teil- 
nehmern übrig  bleiben.  Wenn  Frau  Roland-Holst  sagt,  bei  dnem  sedchen 
Manifestationsstreik  konnte  man  nicht  von  einer  Niederlage  reden,  so  ver- 
gisst  sie,  dass  eine  missglückte  Demonstration  nach  aussen  und  innen  als 
Niederlage  wirkt. 
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ABER  auch  der  Zwangsstreik,  der  die  Herrschenden  dem  Willen  des  Volkes 
gefügig  machen  soll»  würde  bei  uns  gegenwärtig  nicht  die  imposanten  Massen 
anf  die  Beine  bringen,  die  erforderlich  wären,  um  die  Produktion  so  still  zu 
setzen,  dass  die  Gegner  nachgeben  müssten.  Nicht  die  drei  Millionen  Wähler 
vom  16.  Juni  1903  koninicn  dafür  in  Betracht;  wir  wissen,  wie  viele  davon 
bereits  bei  den  Nachwahlen  nicht  das  geringe  Opfer  gebracht  haben,  einen 
socialdemokratischen  Stimmzettel  abzugeben,  und  dass  weit  mehr  noch  gar 
nicht  in  der  Lage  sind,  eine  Generalstreikaktioii  unterstutsen  zu  können.  Auch 
nicht  einmal  auf  die  gesamten  fünf  Viertd  Millionen  gewerkschaftlich  orga- 
nisierter Arbeiter  ist  dafür  zu  zählen.  Von  ihnen  befinden  sich  sehr  viele 
in  kleinen  Orten,  wo  sie  Einflüssen  unterliegen,  die  sie  von  der  Beteiligung 
abhalten  würden,  und  wo  jede  wirklich  inszenierte  Arbeitseinstellung  nicht 
ein  Massenstreik,  sondern  eine  völlig  zwecklose  Aufopferung  einzelner  sein 
würde.  Bedeutung  gewinnen  könnte  der  Stn  ik  nur  für  einige  Zweige  der 
Grossindustrie  in  einigen  Bezirken,  wo  die  Melirzahl  der  .Arbeiter  gewerk- 
schaftlich organisiert  und  zugleich  politisch  so  interessiert  wäre,  dass  man 
hoffen  könnte,  unter  einer  politischen  Parole  wirkliche  Massen  aufzubringen. 
Die  Arbeiter  der  Landwirtschaft,  femer  die  der  Eisenbahnen  und  Strassen- 
bahnen,  des  Post«  und  Telegraphendienstes,  last  allw  Slaatsbetridbe  und  des 
internationalen  Seevetkdirs  würden  in  Deutschland  für  den  Streik  überhaupt 
nicht  in  Betracht  kommen.  Hätte  man  dann  wirklich  noch  ein  Recht,  von 
einem  Generalstreik  oder  auch  nur  von  einem  Massenstreik  zu  reden? 
INDES,  auch  ein  solcher  partieller  Generalstreil^  ein  Massenstreik  ohne  die 
Massen,  würde  in  Deutschland  an  inneren  Unmöglichkeiten  scheitem.  Die 
deutsche  Unternehmerklassc  ist  viel  zu  sehr  politisdh  fanatisiert,  vid  zu  eng 
zusammengeschlossen,  viel  zu  gut  von  den  Regierungen  unterstützt,  um  sofort 
nachzugeben.  Sie  kann  den  Streik  immer  länger  aushalten,  als  das  Prole- 
tariat, und  würde  zu  den  grösstcn  Opfern  bereit  sein,  auch  wenn  es  sich  nicht 
um  einen  letzten  Entschddtmgskampf  zwisdien  Kapitalismus  und  Sozialis- 
mus, sondern  nur  um  die  Niederwerfung  der  Sozialdemdcratie  in  einer  ein- 
zelnen Frage  handelte.  Diese  Leute  wissen  sehr  gut,  dass  sie  die  Macht- 
mittel in  der  Hand  haben,  und  dass  es  sich  in  einem  solchen  Falle  für  sie 
lohnt,  sie  bis  aufs  äusserste  anzuwenden.  Die  Arbeiterschaft  würde  ihre  so 
Viel  beschränkteren  Mittel  binnen  weniger  Tage  erschöpft  sehen.  Das  eigent- 
lidie  Grosskapltal  würde  nicht  einmal  allzu  emsthafte  Schäden  erleiden.  Härter 
würden  die  Mittelschichten  getroffen  werden,  aber  hungern  würden  auch  sie 
nicht,  da  nicht  die  ganze  Produktion  ruhen  würde ;  wohl  aber  würden  sie 
durch  die  Verteuerung  der  Lebensmittel  und  die  Störungen  des  wirt'^cbaft- 
lichen  Lebens  gegen  die  Streikenden  auf  äusserste  aufgebracht  und  zu  jeder 
Unterdrückung  geneigt  gemacht  werden.  Frau  Roland-Holst  sucht,  wie  andere 
Prediger  des  Biassenstreiks  ihre  Leser  durch  ausführliche  Gemälde  einer 
solchen  Bewegung  zu  überzeugen.  Wollte  sie  damit  einen  Generalstreik  im 
gegenwärtigen  Deutschland  schihlern.  so  wäre  es  eine  unverantwortliche  Ent- 
stellung der  Tatsachen.  Indessen,  sie  redet  ja  nur  ganz  abstrakt  i4>er  den 
Massenstreik  im  allgemeinen,  losgelöst  von  allen  konkreten  Verhältnissen,  also 
über  ein  völlig  erkünsteltes  Phantasiqprodukt  ohne  Realität  Solches  Gerede 
ist  im  günstigsten  Falle  wertlose  Kannegiesserei,  kann  aber  audi  manche  Leser 
gefährlich  irre  fuhren« 
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FRAU  Rolaini-Holst  schreüjt  ])r;t!u-tiNch : 

>Der  politihdu-  Stnik  ist  eine  nationale  Erlubiing :  auch  in  den  zurückgebliebenen 
oder  abseitsgelcgencn  Orten,  wo  noch  gearbeitet  wird,  droht  er  auszubrechen,  die 
Gärung  erfasst  die  Arbeiterschaft  des  ganzen  Landes.  Überall  ist  Unruhe,  überall 
Gefahr.« 

Ja,  wo  der  politische  Streik  eine  solche  allgemeine  Erhebung  ist,  mag  er 

hrauchbar  sein,  leider  aber  sagt  tins  die  \'erfasserin  nicht,  wie  man  es  dahin 
bringt.    Für  das  gegenwärtige  Deutschland  steht  eben  unzweifelhaft  fest,  dass 
der  Streik  nicht  eine  allgemeine  nationale  Bewegung  sein  würde. 
VON  der  Anwendung  der  Machtmittel  des  Staates  gegen  den  Streik  sagt  Frau 
Koland-Holst : 

»Alle  \\  rhindungen  sind  unsicher,  jede  r^^missige  und  schnelle  Kommunikation 
unmöglich.  Der  zentralisierte  Staat  fällt  auseinander;  jede  Provinz,  jeder  Distrikt 
wird  sich  selbst  überlassen;  den  Unterdrückungsmassregeln  der  Regierung  muss  es 
an  planmässigeni  Zusammenhang,  an  Einheitlichkeit  fehlen."^ 

Dies  alles  würde  eine  Aufhebung  der  Verkehrs  Verbindungen  und  des 
Nachrichendienstes  durch  den  Streik  voraussetzen.  An  anderer 
Stelle  zeigt  aber  die  Verfasserin,  dass  sie  ganz  gut  unter- 
richtet ist,  wie  die  Dinge  sich  wirklich  verhalten;  sie  setzt  die  Lage 
der  Arbeiter  des  Post-,  Telegraphen-  und  Etsenbahndienstes  anseinander 
und  kommt  7n  dem  Schlüsse,  dass  diese  sich  höchstens  an  einem 
Streik,  der  »den  Entscheidungskanipf  mit  der  bürgerlichen  Staatsgewalt  hrinprtt, 
in  wesentlichem  Masse  beteiligen  würden.*)  Das  bedeutet  also:  vor  lau  fit: 
überhaupt  nicht.  Dass  dies  für  Deutschland  ganz  besonders  gilt,  habe 
ich  schon  bemerkt.  Was  hat  min  das  schone  Gemälde  von  Seite  92  für  einen 
Wert,  wenn  auf  Seite  104  bewiesen  wird,  dass  für  das  Abschneiden  aller 
Verbindungen  und  jeder  Kommunikation  samt  ihren  vorausgesagten  Folgen 
die  Voraus'^ctzungcn  fehlen? 

AUCH  dass  die  Not  die  Streikenden  bald  wieder  an  die  Arbeit  treiben  werde, 
hält  Frau  Roland-Holst  nicht  für  unbedingt  nötig: 

»In  der  modernen  Gesellschaft  mit  ihren  kolossal  entwickelten  Produktion  skräften 
sind  ja  zu  jeder  Zeit  gros<;p  Vorräte  an  Konsummitteln  anfpc<;tapelt.  und  bi<  diese 
aufgezehrt  sind,  vergeht  schon  cinipe  Zeit  Es  gibt  zwar  einige  Lebensmittel,  wie 
das  Brot,  die  nur  für  ganz  kurze  Zeit  im  voraus  hergestdlt  weiden,  sie  kdnnen  aber 

zur  Not  durch  andre,  wie  Reis,  Bohnen  u.  s,  w.  ersetzt  werden.« 

Ja,  wo  sind  denn  diese  Vorräte  an  Konsumartikeln?  Doch  nicht  in  den 
Küchen  der  Arbeiter,  sondern  in  den  Lagern  der  Kapitalisten  und  Agrarier, 
und  diese  werden  sich  schon  hüten,  sie  dem  Feinde  zu  liefern,  selbst 
gegen  viel  Geld !  Aus  dem  sdben  Grunde  könnten  die  Streikenden  auch  nicht 

in  wesentlichem  Masse  auf  den  Kredit  bei  Bäckern  und  Krämern  rechnen, 

den  ihnen  Frau  Roland-Holst  kulant  in  .Aussicht  «stellt. 

»In  zweiter  Reihe  kommt  die  Untcrstütztuig  durch  Gewerkschaftskassen  und  die 
Konsumvereine  in  Frage.« 

In  Deutschland  würden  —  was  Verfasserin  wohl  nicht  weiss  —  die  Konsum- 

vereine  auf  Grund  ,e:c?ctzlichcr  Bestimmungen  ohne  weiteres  an  solchen  Unter- 
stützunfjcn  gehindert  werden.  Die  Gewerkschaften  besitzen  zwar  Fonds,  aber 
wie  weit  sollen  diese  reichen?  Nach  dem  Rechenschaftsbericht  '6er  General- 
kommission hatten  die  zentralisierten  Gewerkschaften  1904  zusammen  Klassen- 

»)  Vergl.  ibid.,  pajt.  92. 
*)  Vergl.  ibid,  pag.  104. 
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bestände  von  rund  i6  Millionen  Mark.  Streikte  auch  nur  eine  Million  Arbeiter, 
und  erhielte  jeder  Streikende   wöchentlich   nur  lo  Mark  Unterstützung,  so 
würde  das  noch  nicht  für  zwei  Wochen  reichen.    Dann  wären  aber  die  Ge- 
werkschaften auch  bankerott.    Dabei  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  crhd)lichc 
Teile  des  gewerkschaftlichen  Vermögens  für  andere  Untemtütrangszwecke 
besttmmt  sind  nnd  erhalten  bleiben  müssen,  tind  dass  die  Staatsgewalt  unter 
dem  Vorwand,  solche  Rechte  der  Mitglieder  zu  sichern,   sich  dieser  Fonds 
mindestens  teilweise  bemächtigen  könnte,  wie  es  schon  vorgekommen  ist.  Dass 
aber  Frau  Roland-Holst  auf  Seite  95  die  Teilnehmer  an  einem  politischen  Gene- 
ralstreik gar  anf  Gddimterstfittitngen  aus  den  Mittelschichten  anweisen  will, 
Wörde  man,  wenn  ein  andrer  es  äusserte,  vermutlich  als  Harmonieduselei  be- 
zeichnen.   An  anderer  Stelle  wieder  weiss  die  Verfasserin  mit  den  stärksten 
Ausdrücken  über  die  Feigheit  und  Erbärmlichkeit  der  Mittelschichten  zu  reden, 
und  sie  will  deshalb  sogar  anerkennen,  dass  aus  diesem  Grunde  —  aber  nur 
aus  ihm  —  die  Aussichten  des  politischen  StreOcs  in  Dentadiland  geringer 
seien,  als  in  anderen  Ländern,   ^e  scheint  also  sdbat  anzuerkennen,  dass  in 
Deutschland  kein  Gedanke  an  solche  Geldhilfe  mSg^icfa  ist. 
Ft^R  die  deutsche  Soziafdemokratie  liegt  aber  zurzeit  der  Hauptgrund,  der 
gegen  jeden  politischen  Massenstreik  spricht,  möchte  die  Veranlassung  dazu 
auch  noch  so  dringend  sein,  nicht  einmal  in  der  Verteilung  der  wirtschaftlichen 
Mittd,  sondern  darin,  dass  unsre  Gegner  im  Besitze  von  schlechtiiin  unfiber» 
windlichen  Mitteln  der  brutalen  Gewalt  sind.    Frau  Roland-Holst  sieht  ein, 
dass  das  Volk  jetzt  nicht  daran  denken  kann,  diese  Gewalt  der  Herrschenden 
mit  Gewalt  zu  stürzen,  und  sagt  darüber,  auf  Seite  139  und  den  folgenden, 
viel  Treffendes,  wenn  auch  uns  Deutschen  nicht  gerade  Neues.    Sie  will  des- 
halb einen  durchaus  passiven   Massenstreik   ohne  Gewalt- 
anwendung. Ich  glaube  nicht  einmal,  dass  em  solcher  friedHcher  General- 
streik  in  anderen  Ländern  möglich  wäre;  meines  Erinnerns  ist  es  fast  überall 
zu  gewaltsamen  Konflikten  gekommen.    In  Deutschland  jedenfalls  wäre  es 
die  reine  Utopie,  an  einen  solchen  ruhigen  Verlauf  zu  glauben.    Wäre  ein 
Massenstreik,  der  wirklich  diesen  Namen  verdiente,  ^nmal  in  Gang,  so 
könnten  weder  vorher  gefasste  Beschlösse,  nodi  der  beste  Wille  der  Beteiligten 
Gewalttaten  verhindern.    Frau  Roland-Holst  war  durch  einen  Artikel  von 
Leimpeters^)  darauf  hingewiesen  worden,  geht  aber  darüber  mit  dem  Vor- 
wurf, Leimpeters  fehle  es  an  Logik,  und  mit  der  Redensart  hinweg,  es  brauche 
^   beim  politischen  Streik  nicht  zu  >IIungcrrevolten<  zu  kommen.    Von  solchen 
hatte  nun  Leimpeters  gar  nicht  geredet,  sie  sind  auch  durdiaus  nicht  nötig, 
um  Zusammenstösse  mit  der  bewaffneten  Macht  herbeizuführen.   Dafür  ent- 
wirft Frau  Roland-Holst  auch  hier  wieder  ein  wahrhaft  idyllisdies  Friedens- 
gemälde : 

»Die  Gewalt  kann  nicht  in  Aktion  treten,  solange  sich  ihr  kein  zur  Vergewaltigung 
geeignetes  Objekt  entgegenstellt.  Der  Streik  nimmt  keinen  aufrührerischen  Charakter 
an,  die  Masse  der  Streikenden  verhält  sich  friedlich,  sie  vermeidet  Zusammenstösse 
mit  der  bewaffneten  Macht:  keine  Plünderung,  keine  Krawalle.  Sie  geht  bei  jeder 
Aufforderung  auseinander,  findet  sich  aber  immer  wieder  zusammen.« 

Diese  Schilderung  beweist,  dass  Frau  Roland-Holst  keine  Ahnung  davon  hat, 

•)  Vcrgl.  Johann  Leimpeters:  Zum  ÜeneraUtrtik  in  den  SoMiaiüttsfktn  Monattkefum,  1904, 
It.  Bd,  ptf.  SS»  ff. 
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wie  solche  Vorgänge  sich  abspielen,  sicherlich  soweit  Deutschland  in  Frage 
kommt.  Gelegenheit  zu  Eingriffen  findet  sich  für  Polizei  und  bewaffnete 
Macht,  sobald  die  Streikeiuleii  die  Arbeit  verlassen.  Ohne  Beeinflussung  von 
Mitarbeitern  ginge  das  nicht  ab,  und  wäre  diese  Agitation  noch  so  friedlich, 
man  weiss  ans  den  Streikprozessen,  dass  die  Polizei  immer  Grflndie  znm  Ein- 
schreiten findet.  Niemand  wird  sich  wohl  einbilden,  dass  unbeschäftigte, 
hungernde,  aufgeregte  Massen  Taije  und  WOclicn  lans^  in  ihren  Wohnungen 
sitzen  würden;  es  gibt  also  Slra.-.>enansaniinlungen  und  damit  nach  deutschc-m 
Gesetz  sofort  für  die  Behörden  das  Kecht,  die  Massen,  wenn  nötig  mit  Gewalt,  zu 
vertreiben  (§  ii6  des  Strafgesetzbuchs).  Welche  Kindlichkeit,  zu  glauben, 
die  Massen  würden  auseinandergehen,  sich  aber  immer  wieder  zusammen- 
finden! Als  ob  Massen  in  solcher  Lage,  in  die  Strassenzüge  eingekeilt,  von 
vorn  zurückgedrängt,  von  rückwärts  vorgeschoben,  überhaupt  auseinander- 
gehen könnten.  Es  heisst  übermenschliches  erwarten,  wenn  man  denkt, 
sie  würden  in  solchen  Momenten  das  Instruktionsbuch  für  den  politischen 
Massenstreik  im  Kopfe  haben  und  sich  nicht  zu  Taten  hinreissen  lassen,  die 
vielleicht  jeder  einzelne  vermeiden  möchte,  die  aber  für  eine  unruhige,  hin- 
inid  herwogende  Menge,  in  der  weder  Nachdenken  noch  ruhige  Aussprache 
möglich  ist.  der  einzige  und  natürliche  Ausdruck  ihrer  Empfindungen  sein 
wurden.  Es  bedürfte  noch  nicht  einmal  absichtlicher  Provokationen  durch 
Polizei  und  Militär,  um  Angriffe  auf  diese  hervorzurufen,  die  nach  dem  Ge- 
setze Aufruhr  sein  wurden  (§  115),  und  auf  die  man  mit  Gewehrsalven  und 
Kartätschen  antworten  würde.  Dass  daneben  Lockspitzel  ihr  unsauberes 
Handwerk  treiben,  politische  Phantasten  geflissentlich  zu  Gewalttaten  auf- 
fordern würden,  ist  selbstverständlich.  .'\uch  an  Plünderungen  würde  es  trotz 
der  besten  Vorsätze  nicht  fehlen,  selbstverständlich  nicht  durch  die  organi- 
sierten Streikenden,  wohl  aber  durch  die  Elemente,  die  jede  solche  Erregung 
in  die  Höhe  treibt.  Als  anhings  der  neunziger  Jahre  einige  Hundert  Arbeits- 
lose vor  dem  Berliner  Schlosse  vorbeizogen,  verlief  diese  kleine  Demonstration 
selbst  durcliaus  friedlich,  gegen  Abend  aber  plünderten  in  weit  davon  eiit- 
kgeneu  Bezirken  Scharen  von  vielfach  bestraften  Burschen,  die  sicherlich  an 
dem  Vorbeimarsch  nicht  teilgenommen  hatten,  ein  paar  Laden.  Es  braucht 
indessen  nicht  einmal  zum  Massenstreik  selbst  zu  kommen,  um  den  Behörden 
ein  Vorgehen  zu  ermöglichen,  sondern  jede  Aufforderung  zu  einem  Streik, 
der  einen  Druck  auf  gesetzgebende  Körper.schaften  bezweckte,  würde  nach 
§  105  des  Strafgesetzbuchs  die  sofortige  Verhaftung  der  Unterzeichner  oder 
Redner  und  ihre  Verurteilung  zu  Zuchthausstrafen  gestatten.  Aber  nodi  mehr: 
Schon  vor  dreissig  Jahren  gelang  es  einem  strebsamen  Staatsanwalt  im  Leip- 
ziger Hochverratsprozess,  eine  durchaus  fne^iche  loyale  Handlungsweise  zu 
einer  V^erurteilung  wegen  Hochverrats  auzunutzen.  Seitdem  hat  sich  die 
Findigkeit  unserer  Juristen  wahrlich  nicht  verringert,  wohl  aber  ist  mit  dem 
Verblassen  aller  revolutionären  Erinnerungen  des  Bürgertums  die  Angst  vor 
jeder  Art  tumultuarischer  £rr^[ung  und  die  Entrüstung  darüber  ins  Masslose 
gesti^en.  Versuche,  den  Massenstreik  als  Hochverrat  auszulegen,  würden 
jedenfalls  nicht  fehlen,  und  es  ist  durchaus  zu  erwarten,  dass  sie  Erfolg  haben 
würden. 

DIES  alles  gilt  schon  bei  der  normalen  Funktion  der  Behörden.  Es  könnte 
aber  —  worauf  auch  schon  Leimpeters  aufmerksam  gemacht  hat  —  »für  den 
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Fall  eines  Aufruhrs  bei  dringender  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit«  der 
Belagerungszustand  erklärt  werden;  das  soll  zwar  durch  den  Kaiser  gesehehen, 

indessen  Iconnen  auch  lokale  militärieche  Oberbefehlshaber  in  dringenden 
Fällen  CS  provisorisch  selbständig^  anordnen,  was  allcrdinjjs  nicht  so  leicht 
vorkommen  dürfte  (Artikel  68  der  Reichsverfassuiif^^  und  §  2  des  preussischen 
Gesetzes  vom  4.  Juni  1851).  Das  würde  die  Einsetzung  von  Kriegsgerichten, 
die  Aufbebung  des  Schutzes  der  persönlichen  Freiheit,  des  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrechts, der  Pressfreihett,  also  die  Verhaftung  und  Verurteilung 
aller  Führer,  die  Unterdrückung  der  Organisationen  und  der  Presse  bedeuten. 
Dass  der  fanatisiertc  Militarismus  ganze  Arbeit  machen,  und  die  Militärjustiz 
nach  ihren  Anschauungen  und  Gewohnheiten  verfahren  würde,  braucht  man 
nicht  zu  bezwdfehu  Frau  Roland-Holst  tröstet  sich  mit  der  billigen  Redens* 
art,  kein  Führer  sei  unersetzlich,  die  Oi^nisation  brächte  neue  hervor.  Ja 
doch,  aber  wann?  Und  wenn  die  Organisation  überhaupt  zerstört  wird? 
Wer  sich  einreden  wollte,  dass  die  Staatsj^ewalt  im  entscheidenden  Moment 
dieser  Maclitniittcl  vergessen  würde,  gliche  dem  Vogel  Strauss,  der  den  Kopf 
in  den  Sand  steckt. 

SELBSTVERSTÄNDLICH  sind  es  nicht  die  formalen  Befugnisse  der 
Behörden  in  Deutschland,  auf  die  es  ankonmit,  sondern  die  G  c  w  i  s  s  h  e  i  t , 

dass  sie  angewendet  werden  würden.  In  Ländern,  wo  die  Macht  oder 
das  Selbstvertrauen  der  Herrschenden  so  schwach  und  eine  revolutionäre  Tra- 
dition so  stark  ist.  dass  die  Regierung  den  Generalstreik  gewähren  lassen  muss, 
mag  er  Erfolge  haben,  für  Deutschland  trifft  das  nicht  zu.  Die  Schilderung 
der  Frau  Roland-Holst  nimmt  auch  hier  wieder  die  günstigste  SIdglichkeit  als 
ang:emeine  Norm  an.  Sie  meint,  keine  Regierung  werde  es  mit  leichtem 
Herzen  dazu  kommen  lassen,  dass  auf  eine  unbewaffnete  Menge  ge- 
schossen werde,  und  sie  hofft  auf  die  menschlichen  Empfindungen 
der  Soldaten,  Nun,  für  die  Erschossenen  ist  es  ziemlich  gleichgültig, 
ob  sie  schweren  oder  leichten  Herzens  erschossen  werden,  und  ob  ihnen  die 
menschlichen  Empfindungen  der  Schützen  ins  Graben  folgen,  oder  nicht,  die 
ganze  Sache  lässt  sich  aber  nicht  mit  solchen  optimistischen  Redensarten  abtun. 
Ich  muss  nur  beiläufig  wieder  darauf  hinweisen,  was  für  ein  Hohngeschrei 
die  anschlagen  würden,  die  jetzt  das  Buch  der  Frau  Roland-Holst  empfehlen, 
wenn  sie  einen  andren  hätten  bezichtigen  können,  seine  politischen  Pläne  auf 
die  Humanität  der  Regierung  und  der  Armee  aufzubauen.  In  Deutschland, 
das  ist  bekannt  genug,  gibt  es  Scharfmacher,  die  nie  verhehlt  haben,  dass  sie 
ein  Blutvergiesscn,  eine  gewaltsame  Vernichtung  der  Arbeiterbewegung  für 
das  einzige  Mittel  haken,  um  das  Vaterland  zu  retten,  das  sie  selbstverständ- 
lich mit  ihrer  eignen  Machtstellung  identifizieren.  Diese  Leute  würden  jeden 
Vorwand  mit  Freude  aufgreifen,  zumal  wenn  er  ihnen  zugleich  die  Zu- 
stimmung des  Bürgertums  zur  Entrechtung  des  Volkes  verschaffen 
würde.  Leider  sind  diese  Leute  einflussreich  genug.  Daneben  aber 
mag  es  wohl  recht  viele  geben,  die  nicht  mit  Uichtem  Hersen 
auf  das  un&ewattüete  V<rfk  schiessen  lassen  würden,  und  ebenso  ge- 
wiss wurden  in  der  Armee  viele  mit  menschlichen  Empfindungen  auch 
wehrlosen  Opfer  einer  Strasscnschlacht  gedenlwn;  aber  es  heisst  die  Seelen- 
verfassung dieser  Kreise  absolut  falsch  beurteilen,  wenn  mnn  meint,  dass  dies 
sie  am  Schiessen  und  Einkerkern  hindern  würde.    Alle  diese  Leute  glauben 
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noch  an  ihre  Pflicht,  vor  allem  Hie  Ordnung  anfreehtaieflialtcil  und  zu 

diesem  Zwecke  rücksichtslos  die  schärfsten  Mittel  anzuwenden,  und  sie  denken 
nicht  daran,  sich  deswegen  Gewissensbisse  zu  machen,  auch  wenn  es  ihnen 
persönlich  lieber  wäre,  das  Äusscrste  vermeiden  zu  können.  Genau  so  steht 
CS  auch  mit  den  Soldaten  tmd  Unteroffizieren,  die  noch  vid  fester  im  Media« 
nismus  der  staatlichen  Organisation  drinstecken. 

AUCH  wir  Sozialdemokraten  glauben  freilich  an  unser  Recht,  aber  der  Unter- 
schied ist  eben,  dass  die  Gegner  die  Machtmittel  haben,  und  wir  nicht.  An 
seine  Sache  glauben,  das  darf  und  soll  jeder,  das  ist  die  Grundlage  allen 
grossen  Strebens,  aber  sich  einzureden,  man  hätte  eine  Madit,  die  man  tat» 
sächlich  nicht  besitzt,  das  ist  weder  Idag  nodi  mutig.  Vidmehr  ist  es  Mut,  die 
Augen  aufzumachen,  um  klar  zu  sehen,  welche  Gefahren  einen  umgeben,  was 
man  kann  und  nicht  kann.  Der  politische  Massenstreik  würde  in  Deutschland 
heutzutage  unvermeidlich  zu  entscheidenden  Strassenschlachten  zwischen  Volk 
und  dem  Heer  führen.  Dass  in  diesen  das  Volk  unterliegen  müsste,  bestrdtet 
wohl  niemand.  Deshalb  verspricht  dn  soldier  Streik  der  deutschen  Sozial- 
demokratie nicht  nur  kdnen  Erfolg,  sondern  er  wurde  ihr  eine  sichere  Nieder- 
läge,  die  Vernichtung  der  politischen  und  gewerkschaftlichen  Organisation 
bringen  und  eine  extrem  reaktionäre  Politik  zur  Folge  haben,  die  vielleicht  die 
ganze  Zukunft  eines  demokratischen  Sozialismus  in  Deutschland  gefährden 
konnte. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

PAUL  KAMPFFMEYER  '  ZUR  MAIFQERFRAGE 

LS  stärkste  politische  Flutd  Deutschlands  muss  die  Sozialdemo- 
kratie ihren  Kongressen  stets  einen  allgemdnen,  das  politische 

Leben  der  Nation  bewegenden  Inhalt  zu  geben  wissen.  Bei  ihren 
Tagungen  darf  sie  nie  der  Gedanke  verlassen,  dass  sie  stets  ein 
Stück  gründlicher  politischer  Werbearbeit  zu  verrichten  habe.  Eine 
Taitd,  deren  SSde  ddi  nur  durch  dne  sozialistisch  überzeugte  Majorität  des 
Volkes  verwirklichen  lassen,  muss  standig  zum  Volke  selbst,  und  nicht  nur 
zu  einem  kleinen  Bruchteil  engerer  Anhänger  sprechen. 

EINE  Führerin  der  Volksmasse  will  die  Sozialdemokratie  sein.  Deshalb 
begeistert  sie  sich  auch  so  stürmisch  für  die  Maifeier,  weil  ja  der  i,  Mai  ein  Tag 
des  Massenaufgebotes  ist.  Als  Vertreterin  der  Masse  hat  die  Sozialdemokratie 
dn  Lebensinteresse  an  der  Erwdterui^  und  Vertiefung  der  Maibewegung. 
In  der  Maibewegung  marschieren  nicht  einzelne  Repräsentanten  der  Massen 
nein,  da  marschieren  die  Massen  einmal  selbst  auf. 

DIE  Maifeierfrage  ist  nicht  nur  eine  Fme^e  der  Niederlegung  der  Arbeit 
am  I.  Mai.  Zu  einer  Arbeitsruhefrage  wurde  sie  einseitig  von  der  sozial- 
demokratischen Opposition^  von  den  Jungen  der  Jahre  1890  und  1891  gestem- 
pelt. Die  Niederl^tmg  der  Arbdt  am  i.  Mai  ist  nur  eine  besondere  Form  der 
Maifeier,  sie  ist  die  Maifeier  nicht  selbst.  Die  Arbeitsruhe  als  Maifeierfom 
hat  sich  da  und  dort  bei  der  grossindustriellen  Arbeiterschaft  eingeführt.  Die 
Arbeitsruhe  am  i.  Mai  macht  wohl  geringe  Fortschritte  im  Proletariat,  aber 
de  macht  immerhin  Fortschritte.  Wo  sich  in  der  Arbeiterschaft  die  Arbeits- 
ruhe als  Institution  dngdebt  hat,  da  darf  man  de  nicht  kurzer  Hand  wieder 
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beseitigen.  Oft  war  sie  das  Resultat  erbitterter  Kämpfe.  Einen  Kampfpreis 
wirft  man  nicht  leichten  Herzens  weg.  An  vielen  Orten,  in  denen  ein  jahr- 
zehntelanger Feldzug  um  die  Arbeitsruhe  geführt  wurde,  würde  die  Verzicht- 
leistnng  der  Sorialdemokratte  auf  die  Arbeitsnihe  dirdct  lüs  eine  von  dieser 
Partei  selbst  niedergescfariebene  Ohnmachtserklärung  emplunden  werden,  als 
ein  offenes,  von  ihr  laut  verkündetes  Eingeständnis,  dass  es  ihr  an  wirklicher 
Kraft  zur  allmählichen  Einführung  der  Arbeitsruhc  gebricht.  Das  an  sich 
schon  sehr  gehobene  Machtbewusstsein  des  scharfmacherischen  Unternehmer- 
tums dürfte  erheblich  in  die  Brette  und  Tiefe  wachsen,  wenn  sich  die  Social- 
demokratie  zu  einem  förmlichen  Begräbnis  der  Arbeitaruhe  am  i.  Mai  ent- 
scheiden würde.  Und  das  muss  vermieden  werden. 

DAS  Aussprechen  dessen,  li'as  ist,  muss  vor  allem  den  scharfblickenden  und 
klar  handelnden  Sozialpolitikcr  auszeichnen.  Wäre  die  Kraft  des  Maifeier- 
gedankens wirklich  völlig  erlahmt,  so  müsste  sich  dieser  Sozialpolitiker  auch 
dazu  verstehen,  der  verblidienen  Idee  der  Maifeier  offen  einen  Totenschein 
auszustellen.  Von  einem  Zusammenbruch  des  Maifeiergedankens  kann  aber 
nicht  die  Rede  sein.  Die  Maifestidee  der  heissblütigen  oppositionellen  Sozial- 
demokratie der  neunziger  Jahre  erlitt  in  der  Tat  Schiffbruch,  nicht  aber  der 
Maitestgedanken  der  sozialdemokratischen  Gesamtpartei. 
DIB  sCKrialdemdcratische  OpposiHon  erblickte  in  «ter  Arbeitsruhc  die  eigent- 
lidie  Sede  der  Maifeier.  Sie  wollte  am  i.  Mai  Icein  Fest  feiern,  sondern  eine 
Schlacht  schlagen.  Sie  wollte  schlagen,  ohne  ZU  feiern,  wahrend  ein  grosser 
Teil  der  sozialdemokratischen  Partei  nur  feiern  wollte,  ohne  zu  schlaffen,  und 
daher  ängstlich  jeden  Konflikt  mit  dem  Unternehmertum  vermied.  Die  grund- 
sätzliche Auseinandersetzung  der  Arbeiterschaft  mit  d«em  Unternehmertum 
in  der  Form  einer  erzwungenen  Arbeitsruhe,  das  war  das  eigentliche  Mai- 
pCQgramm  der  sozialdemokratischen  Opposition.  Die  Festesfreude  zur  An- 
fcuerung  der  Arbeiterschaft  zur  schrittweisen  Erringung  des  Achtstundentags 
fand  in  dem  Herzen  dieser  Opposition  keinen  Raum.  In  ihrem  Denken  und 
Fühlen  sang  und  klang  immer  der  Vers  Alle  Räder  stehen  still,  wenn  dein 
Starker  Arm  es  wüL  Der  i.  Mai  sollte  nach  der  Ansicht  der  Jungen  ein  kühner 
Handstreich  gegen  das  Unternehmertum  sein.  G^en  diesen  Handstreich  er- 
hob die  sozialdemokratische  Fraktion  die  schwersten  Bedenken.  In  dem  Sieges- 
taumcl,  der  nach  dem  grossen  Wahlsiege  des  Jahres  1890  die  grossstädtischen 
Arbeitermassen  erfasst  hatte,  behielten  die  führenden  Köpfe  der  sozialdcmo- 
kratisdien  Reichstagsfraktion  klare,  die  Wirklichkeit  der  vorhandenen  Macht- 
verhältnisse erfassende  Augen.  Sie  sahen  die  Unmöglichkeit  einer  Ober- 
mmpdung  der  Kapitalistenklasse  in  der  Frage  der  allgemeinen  Arbeitsrtdie 
ein  und  warnten  die  Arbeiter  vor  den  Gefahren  einer  allfjenieincn  Niederlcgung 
der  Arbeit.  Seit  diesem  entscheidenden  Schritte  der  sozialdemokratischen 
Fraktion  befestigte  sich  in  der  sozialdemokratischen  Arbeiterschaft  mehr  und 
mehr  die  Überzeugung :  die  Arbeitsnihe  am  i.  Mai  lasst  sich  nicht  durch  einen 
Handstreich  mit  einem  Schlage  einfuhren^  sondern  sie  muss  allmählich  durch- 
gesetzt werden.  Es  würde  sich  empfehlen,  wenn  der  sozialdemokratische  Partei- 
tag in  Jena  direkt  diesen  Cjcdanken  in  einer  Resolution  aussprechen  würde. 
Die  Resolution  müsste  ferner  betonen,  dass  die  Sozialdemokratie  die  Arbeits- 
nihe am  I.  Mai  nicht  zu  einem  grundsatzlicfaen  Kam^  tun  die  wirtsdiaftliche 
Macht  zwischen  der  Arbeiter-  und  der  Kapitalistcnklasse  machen  wolle,  denn 
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die  Arbeitsruhe  kommt  für  sie  nur  als  e  i  n  e  Form  des  Maifestes  neben  anderen 
in  Frage. 

WENN  heute  die  Sozialdemokratie  die  Ntederlegung  der  Arbeit  am  i.  Mai 
2tt  einem  prinzipiellen  Kampf  gestalten  wollte,  so  würde  sie  nach  den  bisherigen 
nicht  sehr  ermutigenden  Erfolgen  bei  der  Durchführung  der  Arbeitsruhe  sicher 
eine  gewaltige  Niederlage  erleiden.  Die  relativ  geringe  Beteiligung  der  Massen 
an  der  Arbeitsruhe  während  der  verflossenen  15  Jahre  dürfte  die  Bourgeoisie, 
wenn  die  Arbeitsruhe  feierlich  von  der  Sozialdemokratie  als  eine  Machtfrage 
proklamiert  würde,  zu  dem  äusserstäi  Widerstand  gegen  eine  erzwungene 
Niedcrlcgung  der  Arbeit  ennutigen.  Die  Arbeiter  aber,  die  ja  die  Illusion 
von  der  leichten  Durch führl>arkeit  dt-r  Arbcitsruhe  verloren  haben,  würden 
sich  nicht  tollküiin  in  die  Durchführung  dieser  Knhc  stürzen.  Die  Bedin- 
gungen, die  bei  dem  Enthusiasmus  der  Massen  früher  vielleicht  einmal  sehr 
gunstig  für  die  Durchsetzung  der  Arbeitsnihe  lagen,  kehren  eben  nicht  wieder, 
sondern  sie  sind  unwiederbringlich  dahingegangen. 

NEHMEN  wir  nun  für  einen  Augenblick  an,  die  Sozialdemokratie  würde  tat- 
sächlich die  Niederlegimg  der  Arbeit  in  ihr  taktisches  Programm  stellen,  so 
wäre  sie  verpflichtet,  sofort  einen  grossen  Kriegsfonds  für  die  praktische 
Durchführung  der  Arbeitsruhe  zu  schaffen.  Neben  einer  Million  organisierter 
Anhänger  zählt  die  Sozialdemokratie  weit  über  eine  Million  unoi^anisierter. 
Wenn  sie  nun  die  Arbeitsruhe  als  eine  sozialdemokratische  Parteisache  von 
prinzipieller  Wichtigkeit  bezeichnen  würde,  so  müsste  sie  für  den  Kampf  für  die 
Arbeitsruhc  auch  die  Mittel  zur  Rückenstärkung  von  Millionen  organisierter 
und  unorganisierter  Arbeiter  in  Bereitschaft  setzen.  Zu  diesem  Schritte  dürfte 
sich  aber  die  Partei  nimmer  verstehen,  da  er  ja  neben  einer  totalen  Umgestal' 
tung  der  finanziellen  \'erhidtnisse  der  Partei  eine  nicht  unerhebliche  Ände- 
rung in  ihrer  Taktik  herbeiführen  würde.  Wer  aber  eine  wesentliche  Um- 
wälzung der  materiellen  und  taktischen  Verhältnisse  der  Sozialdemokratie  zu 
gunsten  der  Einführung  einer  allgemeinep  Arbeitsruhe  nicht  will,  der  habe 
die  Ehrlichkeit,  zu  erklären,  dass  er  die  Frage  der  Arbeitsruhe  nicht  zu  einer 
Machtprobe  zwischen  Arbeiter-  und  Ki^ritalistenklasse  gestalten  will.  Gerade 
im  Hinblick  auf  die  Durchführung  der  Arbeitsruhe  am  i.  Mai  mangelt  es 
häufig  den  Arbeitergruppen,  die  sich  zu  Anwälten  der  selben  machen,  an  dem 
nötigen  Verantwortlichkeitsgefühl.  Betreiben  zum  Beispiel  die  politischen  Or- 
ganisationen einer  Stadt  mit  leidenschaftlichem  Eifer  die  Niederlegung  der 
Arbeit  am  i.  Mai,  so  sollen  sie  auch  die  Kri^^osten  für  den  Maifeldzug 
tragen.  Fort  mit  einer  Arbeitsteilung,  die  etwa  den  Politikern  die  schönen 
W'orte  für  die  Arbeitsruhe  übcrlässt,  die  schweren,  opferreichen  Taten  zu 
deren  Erringung  aber  den  Gewerkschaften  aufbürdet !  Die  .'Xrbcils- 
ruhe  kann  eben  nur  auf  dem  Wege  freier  Vereinbarung  der  Arbeiter 
mit  den  Kapitalisten  und  vermittelst  zahlreicher  die  Position  der  kämpfenden 
Arbeiter  nicht  verschlechternden  Kleinkriege  allmählich  ins  Leben  treten. 
DER  eigentliche  Scluipfer  des  Maifestes,  der  internationale  Kongress  des  Jahres 
1889,  sah  in  der  .Arheitsruhe  am  i.  Mai  durchaus  nicht  den  eigentlichen  Zweck 
der  Maifeier.  Er  ordnete  vielmehr  die  Arbeitsruhe  dem  grossen  Zweck  der 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  8  Stunden  unter.  Die  Arbeitsruhe  kam  für 
ihn  nur  deshalb  in  Frage,  weil  diese  Ruhe  die  würdigste  Form  der  Maifeier 
bedeutete.  Nicht  um  10  oder  12  Arbeitsstunden,  nicht  um  einen  freien  Tag 
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im  Jahre  sollten  sich  die  Arbeiter  rüsten,  sondern  urn  die  tägliche  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  \\m  2  bis  3  Stunden,  um  die  Errinjfun^  mehrerer  freier  Wochen 
im  Jahre.  Die  täglichen  freien  Arbeitsstunden  summieren  sich  eben  zu  freien 
Arbeitswochen  in  einem  Jahre. 

DIE  DarcKfuhrung  der  Arbettsruhe  um  jeden  Preis  kann  anter  Umständen 
sehr  emsthaft  den  wirklichen  Zweck  der  Maifeier,  die  allmähliche  Ver- 
kürzunt^  der  Arbeitszeit  bis  auf  8  Stunden,  sfcfähnlcn.  Der  Eroberun|T5zug 
der  Arbeiterschaft  zur  Erringung  des  einen  freien  Tages  im  Jahre  kann,  wenn 
er  unbesonnen  geführt  wird,  das  ganze  kapitalistische  Unternehmertum  so 
mobilisieren,  dass  eine  wirkliche  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  Jahre  hinaus 
nnmoglich  wird.  Würde  dies  das  Resultat  einer  einmal  erzwungenen  Arbeiti- 
ruhe  sein,  so  wäre  in  der  Tat  das  eigentliclie  Ziel  der  Maifeier,  die  Verkürzung 
der  Arbeitszeit,  von  der  Arlieitcrschaft  t(»rt-.  und  nicht  ihr  naher  gerückt.  Der 
Parteitag  in  Jena  würde  daher  ein  nützliches  Werk  im  Interesse  der  für  die 
Verkfirzang  der  Arbeitszeit  ringenden  Arbeiter  tun»  wenn  er  in  einer  Resolution 
den  wirklichen  Zweck  der  Maifeier  nochmals  klar  darlegen  würde.  Die  Dar- 
legung könnte  ungefähr  so  lauten : 

Die  Maifeier  ist  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  8  Stunden  gewidmet.  Die 
Form  der  Maifeier  niuss  unbedmgl  diesem  Zwecke,  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit, 
untergeordnet  werden.  Die  Arbeit sruhe  i"-!  die  würdigste  Form  der  Maifeier,  aber 
-ie  ist  nicht  Seli)stzweck  dic-cr  Feier.  Die  F.rringung  der  .'\rbeitsruhe  stellt  sich 
niclit  als  ein  grosser  i)riii/ii>ieller  Kampf  \\m  die  Macht  zwischen  dem  Unter- 
nehmertum und  der  Arbeite rsduift  dar.  Die  Arbeitsruhe  wird  schrittweise  durch 
freie  Vereinbarungen  der  Arbeiter  mit  den  Unternehmern  oder  vermittelst  lokaler, 
die  Lebensinteressen  der  Arbeiter  nicht  gefährdender  Kämpfe  eingeführt.  Die 
Arbeitsruhe  als  eine  Maifestform  darf  nur  dann  von  den  .\rbeitern  erstrebt 
werden,  wenn  diese  Form  nicht  dem  eigentlichen  Ziele  der  Maifeier,  der  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit,  entgegenwirkt  und  die  Bestrebungen  zur  Verbesserung 
der  .\rbcitsvcrhältni.-.se  l)cnachteiligt.  Die  politischen  und  Kt^werk'-chaftlicben  Or- 
ganisationen, die  sich  die  Durchführung  der  Arbeitsruh  speziell  zum  Ziel  gesetzte 
haben,  müssen  auch  die  hieraus  entstehenden  Kosten  tragen. 

Die  hier  entwickelten  Gedanken  enthalten  keinen  Verzicht  auf  die  Arbeits« 
ruhe  am  i.  Mai.  Sie  lassen  die  Arbeitsruhe  als  die  würdigste  Form  der  Mai- 
feier erscheinen,  aber  nur  als  eine  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  gewidmete 
P'orm  des  Maifestes,  eine  Form,  die  den  eigentlichen  Inhalt  der  Maifestidee, 
die  Einschränktmg  der  Arbeitszeit,  nicht  verletzen  darf.  Wir  glauben,  dass 
eine  Maifeierresolution,  die  die  hier  niedergeschriebenen  Ideen  zum  Ausdruck 
bringt,  in  keiner  Weise  die  Lebensinteressen  der  Gewerkschaften  wirklich 
berührt.  Dort,  wo  sich  die  Arbeitsruhe  als  Einrichtung  bereits  eingeführt  hat, 
bleibt  sie  bestehen,  .'^ie  ist  ja  für  die  Arbeiterschaft  dann  kein  Kampfobjekt 
mehr.  An  den  Orten,  wo  Arbeiter  und  Unternehmer  über  die  Arbeitsruhe 
freie  Vereinbarungen  treffen,  wird  sie  neu  eingeführt.  Der  Prozentsatz  von 
Arbeitern,  der  mit  Zustimmung  der  Unternehmer  am  i.  Mai  feiert,  ist  heute 
schon  nicht  anbedeutend.  Von  i/aoo  fdemden  Metallarbeitern  in 
123  Orten  feierten  4500  mit  Einwilligung  ihrer  Untemdimer.  Dort,  wo  die 
Gewerkschaften  ohne  Schädigung  ihrer  Bestrebungen  um  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  und  um  Verbesserung  der  Lebensverhältnisse  der  Arbeiter  die 
Arbeitsruhe  durchsetzen  können,  streben  sie  diese  Ruhe  an.  Wir  wollen 
ans  der  Maifeier  alles  das  herausbringen»  was  an  eine 
gigantische     Entscheidungsschlacht     zwischen  zwei 
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Klassen  um  die  Macht  erinnert,  und  wir  stehen  mit  dieser  unserer 
Absicht,  glauben  wir,  nicht  allein  da.  Der  Abgeordnete  Fischer  wollte  auf  dem 
Munchener  Freitage  /X902/  die  Maidemoiutniti«»!  ebenfalb  nicht  zu  einer 

Kraftprobe  zwischen  der  wirtschaftlichen  Macht  der  Untemduner  und  der 
Arbeiterklasse  werden  lassen.  Die  Maifeier  ward  eben  von  dem  ersten  Pariser 
internationalen  Kongrcss  als  ein  blosses  Fest  gedacht,  das  bescheiden  in  den 
Dienst  einer  grosseren  Sache,  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  zu  treten  habe. 
liCan  kämpft  Macht  gegen  Macht  um  eine  wirkliche  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit, nicht  aber  um  einen  einzigen,  nur  der  Idee  der  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit  gewidmeten  Festtag.  Man  soll  nur  Opfer  um  eine  Sache 
bringen,  um  die  sich  das  Opfer  lohnt.  Eine  wirkliche  ernsthafte 
Feldschlacht  um  die  Verkürzung  der  täglichen  Arbeitszeit  um  ^  bis  i  Stunde, 
ein  kidnes  Geplänkel  um  einen  einzigen,  zum  Tdl  bei  Spiel  und  Tanz  ver- 
braditen  Feiertag  1 

IN  dem  internationalen  Maifest  wirkt  sich  nun  neben  der  Idee  ^1  ^  Achtsttmden- 
taj^s  noch  der  Gedanke  des  Weltfriedens  aus.  Und  diesen  Gedanken  müssen  wir 
gerade  bei  der  Bewertung  der  Maifeier  noch  erörtern.  Gerade  die  Propaganda 
der  Völkerverbrüderung  harrt  noch  sehr  der  Ausgestaltung.  Es  ist  ja  ganz 
erfreulich,  wenn  am  1.  Mai  diesseits  und  jenseits  der  Vogesen  donnernde  Hochs 
auf  die  Völkerverbrüderung  ausgebracht  werden,  aber  diese  Hochs  kitten  nur 
kleine  Bruchteile  der  Völker  recht  äusserlich  und  nur  auf  wenige  Stunden  zu- 
sammen'. Die  chauvinistische  Seelenvcrgiftung  beginnt  bereits  bei  den 
deutschen  und  französischen  ABC-Schützen.  Der  chauvinistische  Schwindel 
tollt  sich  masdot  in  den  deutschen  und  französischen  Schulbüchern,  Jugend- 
schriften etc.  aus.  Eine  Beseitigung  des  volkerverhetzenden  Unfugs  ist  vor- 
läufig von  oben,  von  Seiten  des  Staates,  nicht  zu  erhoffen.  Also  muss  die 
Sozialdemokratie  in  den  Rock  des  Schulmeisters  schlüpfen  und  ein  Stück 
Jugenderziehung  betreiben.  Es  wäre  zu  wünschen,  dass  sich  die  Sozialisten 
Deutschlands  und  Frankreichs  einmal  über  eine  gemeinsame  Aufklärungs- 
aktion zu  gunsten  der  heranwachsenden  chauvinistisch  verlnldeten  Schuljugend 
verständigten.  In  den  Millionen  von  Kalendern,  die  die  deutsche  Sozialdemo- 
kratie iil^cr  grosse  Teile  Deutschlands  vorhrcitet,  kann  sie  schon  den  Ge- 
schichtslügen  unserer  Chauvinisten  über  das  französische  \'olk  und  seine  Ge- 
schichte beikonunen.  Franzosen  und  Dtulschc  müssen  über  die  für  ihre  Ge- 
schichte grundlegenden  Ereignisse  in  übereinstimmender  Darstellung  Licht  ver- 
breiten. Die  Arbeiterpresse  hat  namentlich  für  die  wesentlichen  Erscheinungen 
des  internationalen  politischen  und  kulturellen  Lebens  mehr  Raum,  als  bisher, 
freizugeben.  Durch  das  Studium  der  ökonomischen  und  politischen  Insti- 
tutionen der  Kulturvölker  bricht  sich  ein  schnelleres  Erfassen  der  bewährten 
internationalen  Einrichtungen  Bahn.  Es  rücken  die  Völker  gerade  dadurch 
immer  naher  und  näher  zusammen,  dass  sie  bei  dem  Aufbau  ihrer  ökonomischen 
und  politischen  Institutionen  von  den  gemeinsamen  Grundgedanken  geleitet 
werden.  Das  Mai  fest  des  internationalen  Proletariats  sollte  jeweilig  in  seinen 
Festzeitungen  und  Festreden  eine  (  bcrsicht  über  die  grossen  Ereignisse  in 
der  Geschichte  der  Kulturvölker  des  letzten  Jahres  bringen  und  auf  die 
Aktionen  hinweisen,  die  im  Interesse  der  Verbrüderung  aller  Ktdturvötker 
geboten  sind. 

DAS  Maifest  hat  eine  Fülle  politischer  und  kultureller  Aufklärungsarbeit  zu 
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▼erriditeii.  Und  mit  der  Aiiadduniiig  und  Vertiefiing  dieser  Arbeit  wird  die 
Bedeutung  der  Maifeier  wachsen.   Gerade  die  sozialdemokratische  Bewegung 

als  politische  und  als  Kulturhewegung  hat  ein  Lebensintcresse  an  der  Erweite- 
rung des  kulturellen  Aufgabenkreises  der  Maifeier.  Die  internationalen 
religiösen  Kultusfeste  muss  die  Sozialdemokratie  durch  das  weltliche  inter« 
nationale  Knlturfest  des  i.  Mai  überstrahlen  lassen. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

HUGO  UNDEMANN  •  ZENTRAUSMUS  UND  FÖ- 
DERALISMUS IN  DER  SOZIALDEMOKRATIE 

ULI  US  Bruhns  führt  in  seinem,  im  Juniheft  dieser  Zeitschrift  ver- 
öffentlichten Artikel  Zur  Neuorganisation  der  Partei  die  Ansicht 
der  Parteipresse  an,  dass  die  den  Genossen  vorgelegte  Arbeit  der 
Organisationskommission  den  goldenen  Mittelweg  zwischen  den  föde- 
ralistischen Neigungen  der  einen  und  den  sentralistisdien  Bestreu 
bungen  der  anderen  Seite  innehalte.  Persönlich  ist  er  der  Ansicht,  dass  die 
Zentralisten  doch  erheblich  grössere  Ursache  zur  Zufriedenheit  mit  dem 
neuen  Statutenentwurf  hätten,  als  die  Föderalisten,  da  der  Entwurf  ^tsäch- 
lich  eine  erhebliche  Abkehr  vom  föderalistischen  Prinzip  und  einen  entsprechend 
grossen  Sdiritt  hin  zur  reinen  Zentralisation  bedeute.  Genosse  Bruhns  hat 
mit  dieser  Einschätzung  des  Organisationsentwurfes  ohne  Zweifel  recht:  er 
bedeutet  einen  Sieg  des  zentralistiscbcn  Prinzips  in  der  Organisation  der 
Partei,  der  von  jedem  Freunde  des  Föderalismus  nur  mit  dem  grössten  Be- 
dauern beobachtet  werden  kann.  In  der  Tat  scheinen  die  Zentralisten  in 
unserer  Partei  das  Vorbild  der  aentralisierten  staatlichen  Bureaukratie  mit 
Erfolg  nachahmen  und  ihre  Kopie  der  sozialdemokratischen  Bewegung  als 
Angebinde  bescheren  zu  wollen.  Die  Versuchung  liegt  ja  nahe,  die  Organi- 
sation der  staatlichen  Bureaukratie,  mit  der  man  im  täglichen  Kampfe  steht, 
zu  kopieren,  weil  die  Geschlossenheit  der  selben,  das  einheitliche  Zusammen- 
wirken der  verschiedenen  Glieder  auf  die  Direktive  der  leitenden  Instanzen  hin 
impcmiert  Nur  b^^t  num  bei  der  Übertragung  solcher  Organisationsfonnen 
den  grossen  Fehler,  nicht  in  genügender  Weise  zu  untersuchei^  ob  sie  denn 
auch  für  solche  Organisationen  geeignet  sind,  für  die  sie  nicht  ursprünglich 
geschaffer.  waren,  ob  nicht  die  wenigen  Vorteile,  die  sie  besitzen,  sich  uner- 
bittlich zu  schweren  Nachteilen  ändern  müssen.  Nun  sind  aber  staatliche 
Bureaukratie  und  politische  Partei  offenbar  so  grundverschiedene  Organisa- 
tionen,  dass  nidits  verkehrter  ist»  als  die  Formen  der  einen  auf  die  andere 
übertragen  zu  wollen.  Das  tut  aber  gerade  das  neue  Organisationsstatut.  Der 
Parteivorstand  erhält  in  ihm  eine  Stellung,  die  man  mit  der  Zentralinstanz 
der  Bureaukratie,  dem  Ministerium,  vergleichen  kann.  Ihm  haben  zum  Bei- 
spiel die  Vertrauenspersonen  der  einzelnen  Wahlkreise  alljährlich  Bericht  zu 
erstatten,  und  zwar  über  Art  und  Umfang  der  entfalteten  Agitation,  die  Zahl 
der  im  Wahlkreise  organisierten  Parteigenossen,  die  Höhe  des  von  den  Mit- 
gliedern erhobenen  Parteibeitrages,  die  Summe  der  gesamten  Einnahmen^ 
die  Art  der  Verwendung  der  dem  Wahlkreise  verbliebenen  Gelder.  Den 
gleichen  Bericht  haben  die  Vorstände  der  Bezirksverbande  und  Landesorgani- 
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sationcn  abzustatten.  Der  Parteivorstand  entscheidet  über  Differenzen  bei  der 
Aufstellung  von  Reichstagskandidaturen,  er  kontrolliert  die  prinzipielle  Hal- 
tung der  Parteiorgane,  er  zieht  25  %  der  aus  den  Beiträgen  und  Eintritts- 
geldern sich  ergebenden  Einnahmen  ffir  seine  Zwecke  dn,  er  stellt  die  Partei- 
sekretäre an,  er  beruft  die  Schiedsgerichte,  bezeichnet  den  Vorsitzenden  der 
selben  u.  ?.  w.,  u.  s.  w.  Kurz,  er  ist  gegenüber  den  unteren  Instanzen  mit 
einer  Machtfülle  ausgeslattct.  die  unseren  Vergleich  mit  einem  staatlichen 
Ministerium  vollständig  rechtfertigt.  Noch  schärfer  tritt  aber  die  zentra- 
listische  Tendenz  in  der  Art  und  Weise  hervor,  wie  das  Verhältnis  des  Vor- 
standes zu  den  Landesorganisationen  geregelt  werden  soll.  Es  heisst  ja  aller- 
dings in  §  8,  dass  den  Landesorganisationen  die  selbständige  Führung  der 
Parteigeschäftc  nach  eigenen  Statuten  oblieqt.  \l)or  in  allen  entscheidenden 
Punkten  tritt  der  Vorstand  mit  den  W'ahlkreisorganisationen,  und  diese  mit 
dem  Vorstande,  direkt  in  Verbindung,  ist  kein  Platz  für  die  Landesorgani- 
sationen gelassen. 

ES  ist  nicht  unsere  Aufgabe,  dieses  Vorherrschen  des  Zentralismus,  der  stets 
die  Gefahr  dc^  Bureaukratismus  mit  >ieh  tiihrt.  in  dem  Ori^anisatinnsentwurf 
in  allen  Kinzellieiten  aufzuweisen.  Die  wenigen  Punkte,  die  wir  hervorgehoben 
haben,  genügen  bereits,  um  klar  genug  zu  zeigen,  wie  die  zentralisierende 
Tendenz  das  gesamte  Organisationsstatut  beherrsdit.  Diese  Tatsache  selbst 
ist  nur  ein  Ausfluss  der  allgemeinen  zentralistischen  Gesin- 
nung, von  der  die  Partei  vom  Beginn  ihres  Bestehens  an  auch  jetzt  noch 
erfüllt  ist.  Die  Partei  ist  traditionell  zentralistisch.  Erst  seit  noch  nicht 
langer  Zeit  machen  sich  auch  föderalistische  Anschauungen  in  ihr  bemerkbar, 
die  natumotwendig  in  dem  Masse  an  Umfang  und  Stärke  gewinnen  müssen, 
wie  die  Partei  sich  an  der  praktischen  Verwaltungsarbeit  in  Staat  und  Ge- 
meinde beteiligt  und  zugleich  über  den  engen  Zusammenhang  von  Sdbst- 
verwaltung  und  Dezentralisation  zur  Erkenntnis  kommt. 

DIE  historischen  Wurzeln  der  traditionellen  zentralistischen  Auffassung  der 
Partei  sind  wirtschaftlicher,  wie  politischer  Natur.  Cbcrall,  wo  der  Kapitalismus 
in  den  Feudalstaaten  sich  zu  entwickeln  anfängt,  steht  er  im  schärfsten 
Gegensatze  zu  der  wirtschaftlichen  Zersplitterung  der  Landergebicte,  wie  sie 
der  Feudalismus  mit  sich  gebracht  hatte.  Die  Absperrungen  der  einzelnen 
Landschaften  durch  Zölle  u.  s.  w..  die  Verschiedenheit  der  Belastungen  durch 
Abgaben  und  andere  Rechte  standen  seiner  Entwickelung  hinderlich  im  Wege. 
Daher  hatte  er  überalt  eine  unifizierende  und  zentralisierende  Tendenz,  die 
der  Entwickelung  einer  starken  zentralen  Staataautorität  zu  gute  kam.  Das 
ist  auch  in  Deutschland  nicht  anders  gewesen.  Der  sich  entwickelnde  Kapi- 
talismus ist  der  mächtigste  Förderer  des  deutschen  Einheitsstaates  geworden, 
der  nicht  einmal  vor  landesverräterischen  Umtrieben  gegen  die  angestammten 
Landesherren  zurückschreckte.  Als  Kind  des  Kapitalismus  übernahm  die 
Sozialdemokratie  diese  zentralistische  Staats-  und  Gesellschaftsauffassung,  wie 
so  manche  andere  Auffossungen  des  Liberalismus,  ohne  sie  einer  selbständigen 
Prüfung  zu  unterwerfen,  l'ntcrstützt  wurde  diese  zentralistische  Auffassung 
durch  das  Ideal  der  einheitlichen  Leitung  der  gesellschaftlichen  Produktion, 
das  der  Sozialismus  im  Gegensatz  zu  der  Anarchie,  der  indizidualistischen 
Wirtschaftordnung  entworfen  hatte.  Dies  Ideal  stellte  man  sich  aber  rein 
schematisch  vor.  Man  übertrug  ohne  weiteres  den  Zentralismus  der  staatlichen 
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Organisation,  die  in  erster  Linie  den  politischen  Zwecken  der  Klassenherr- 
schaft diente,  auf  die  neu  zu  schaffende  wirtschaftliche  Organisation,  weil 
man  sich  eine  planmassig  geleitete  Produlction  nicht  anders,  als  zentralisiert, 
unter  zentralistischer  Leitung  denken  konnte.  Es  ist  das  notwendige  Erb- 
teil des  Utopismus,  das  einer  Wirtschnfts-  und  Gesellschaftsaufiassung  an- 
haften muss,  die  ihr  Ideal  in  der  Zukunft  liat.  Der  Utopismus  ist  zeitlich  der 
sozialdemokratischen  Bewegung  vorausgegangen  und  hat  ihre  Gedankenwelt 
aufs  tiefste  beeinflusst.  Alle  Utopieen  aber  sind  als  Ideenschöpfungen  ihrem 
Wesen  nach  zentralistisch  und  mussten  es  sein,  da  planmässiges  Zusanunen- 
wirken  in  der  Produktion  als  etwas  Zukünftiges,  in  der  Idee  Existie- 
rendes, nur  nach  dem  Schema  der  Zentralisation  gedacht  werden  kann. 
POLITISCH  wurzelt  die  zentralistische  Au ffassun.i,'^ weise  der  Sozialdcuiokratic 
einmal  in  den  Traditionen  der  französischen  Revolution  von  1789  mit  ihrem 
streng  zentralistischen  Staatsideal,  zum  andern  in  ihrem  Zusammenhange  mit  den 
revolutionären  Gesellschaften  und  Bewegungen  des  XIX.  Jahrhunderts.  Der 
Gedanke  der  proletarischen  Diktatur  ist  der  konzentrierte  Ausdruck  dieses  po- 
litischen Zentralismus. 

GEHEN  wir  nunmehr  dieser  zentralistischen  Auffassung  im  einzelnen  nach. 
Der  Zentralismus  der  Sozialdemokratie  zeigt  sich  vor  allem  in  der  über- 
mässigen Betonung  des  Reichsgedankens,  des  Einheitsstaates  gegenüber 

den  einzelnen  Bundesstaaten,  die  manchmal  geradezu  grotesk  wirkt,  wenn 
man  bedenkt,  dass  die  Befehdunpf  tind  Unterdrückung  der  Kinzelstaaten  einem 
anderen  Einzelstaate,  nämlich  Frcu-^scn,  zu  gute  kommen  muss.  Die  ganze 
Agitation  und  sonstige  Tätigkeit  der  Partei  war  und  ist  auch  heute  noch  in  erster 
Linie  auf  das  Reich  zugeschnitten.  Gewiss  hat  man  sich  auch  schon  frfih 
und  mit  Erfolg  an  Landtagswahlen  beteiligt.  Aber  auch  in  den  Landtagen 
trieben  die  Vertreter  vornehmlich  allgemeine  Politik,  das  heisst  Reichspolitik. 
Ein  Eindringen  in  die  eitjentUche  Landesvcrwaltung  fand  anfane:s  gar  nicht 
statt.  Das  ist  erst  in  den  letzten  15  Jahren  besser  geworden,  seitdem  mit  dem 
Anwachsen  der  sozialdamdcratischen  Bewegung  es  gelang,  eine  grössere  An- 
zahl von  Vertretern  in  die  Landtage  zu  senden,  und  diese  gezwungen  wurden, 
an  der  Landtagstätigkeit  und  damit  an  der  Verwaltung  des  Landes  ganz  anders 
teilzunehmen,  als  zuvor.  Das  gilt  besonders  für  die  süddeutschen  Staaten,  bei 
denen  sich  die  Entwicklung  der  Landespolitik  in  direktem  Gegensatze  zu 
Preussen  bewegt.  Ohne  dass  man  die  politischen  Reformen  der  suddeolschen 
Staaten  irgendwie  uberschätzt,  muss  ihnen  so  viel  zugestanden  werden,  dass 
sie  gegenüber  der  absoluten  Stagnation,  der  unbeschränkten  Vorherrschaft  der 
Reaktion  in  Preussen  eine  wichtige  Oase  des  politischen  Fortschrittes  sind. 
Ihre  Bedeutung  besteht  darin,  dass  sie  das  schrankenlose  Überwuchern  der 
Reaktion  4n  Deutschland,  das  jedesmal  von  Preussen  ausgeht,  aufhalten  und 
veihindern,  und  dass  sie  dem  Reichstagswafilrecht  einen  Schutz  gewähren, 
den  unsere  Partei  allein  ihm  nicht  zu  gewähren  vermöchte.  Es  ist  selbst- 
verständlich, dass  die  süddeutsche  Sozialdemokratie  diese  Fortentwickelung 
der  politischen  Verfassunt^  der  Einzelstaaten  aufs  allerlebhafteste  unterstützt.  Um 
so  bedauerlicher  ist  es,  dass  dagegen  in  der  norddeutschen  Sozialdemokraiie 
nicht  das  ausreichende  Verständnis  dafür  vorhanden  ist,  wekh  grosse  Bedeu- 
tung diese  söddentschen  WaldrechUreformen  auch  für  die  preussische  und 
Reichspolitik  haben.    Der  Gegensatz  zwischen  der  absoluten  Reaktion  des 
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Nordens  und  den  xwar  langsamen,  aber  dodi  vcffumdenui  Fortsäuittcm  des 
sfiddeutseiien  Staatenlebens  wäre  ganz  allgemein  gerade  von  unserer  Partei 

aufs  nachdrücklichste  hervorzuheben  und  auszubdttei^  statt  dass  man  stets  in 
den  Reform  vorlagen  der  süddeutschen  Regierungen  nur  den  Ausdruck  poli- 
tischer Heuchelei  erblickt.  Unsere  Presse  kann  sich  nicht  genug  tun  in  der 
Verspottung  des  Partikularismus  —  die  Duodezstaaterei  ist  selbstverständlich 
ausgeschlossen  der  doch  ganz  gewiss  keine  Gefahr  mehr  für  die  Einheit 
des  Reiches»  kein  Hindernis  mehr  für  die  wirtschaftliche  Entwickdnng  is^ 
und  dem  man  schliesslich  nur  den  einen  Vorwurf  machen  kann,  dass  er  teurere 
Verwaltung  bedeutet.  Bei  dem  letzteren  wäre  immerhin  noch  die  Frage  zu 
untersuchen,  ob  die  teurere  Verwaltung  sich  nicht  durch  andere  Vorzüge  aus- 
gleicht. Die  Gefohr  in  Deutschland  ist  heutzutage  nicht  der  Partikularis- 
mus,  sondern  die  Bomssifizierung.  Gegen  sie  sind  Gegengewichte  dringend 
nötig  und  wünschenswert,  und  die  Sozialdemokratie  würde  nur  im  eigen- 
sten Interesse,  wie  in  dem  des  politischen  Fortschritts  handeln,  wenn  sie 
die  vorhandenen  Gegenkräfte  möglichst  zu  stärken  suchte.  Gegen  diese  Aus- 
führungen wird  man  als  Einwand  die  politische  Ohnmacht  der  Kleinstaaten 
ausspiden.  Selbst  zugegeben,  dass  sie  vorhanden  ist,  so  hat  die  Sozial- 
demokratie doch  nicht  den  geringsten  Anlass,  sie  zu  akzentuieren,  statt  ihr  zu 
Hilfe  zu  kommen.  Mit  welchem  Recht  deklamiert  man  gegen  die  unter  dem 
Drucke  Preussens  erfolgte  Ausweisung  Pernerstorfers,  das  Redeverbot  in 
Constanz  etc,  wenn  man  nicht  das  geringste  tut,  die  Einzelstaaten  in  ihrem 
Widerstande  gegen  Prenssen  zu  kräftigen? 

DIESER  gewaltsam  oft  an  den  Haaren  herbeigezogene  Appell  an  das  Reich 
über  den  föderalistischen  Charakter  des  selben  hinüber,  wie  zum  Beispiel  in 
Schulsachen  die  Forderung  einer  Reichsschule,  ist  im  Grunde  nur  eine  Folge 
der  Ohnmacht  der  Sozialdemokratie  in  Prcusscn.  Wenn  man  die  Entwickelung 
überblickt,  die  das  Verhalten  der  preussischen  Sozialdemokratie  g^nüber  dem 
Staate  eingeschlagen  hat,  so  kann  man  die  selbe  nicht  von  einem  schweren 
Fehler  freisprechen.  Sie  hat  nur  allgemeine  Agitation  getrieben,  nicht  aber 
preussische  Landespolitik.  Seit  wann  beteiligt  sie  sich  denn  an  den  preussischen 
Landtagswahlen?  Sollte  man  es  für  glaubhaft  halten,  dass  erst  im  Jahre 
1905  ein  Handbuch  für  Landtagswähler  eraditenen  ist,  in  dem  sum  ersten  ISalt 
der  Versuch  gemacht  wurde,  eine  zusammenfassende  Daf^ellung  der  preussi- 
schen Landespolitik  und  ihrer  Bedeutung  für  die  Sozialdemokratie  zu  geben! 
Noch  gibt  es  keine  eigentliche  preussische  Organisation.  Auch  dies  ist  eine 
Folge  des  Zentralisaticjnsfanatismus,  der  dem  Parteivorstand  alles  überträgt, 
statt  das  fruchtbare  Prinzip  der  Teilung  der  Arbeit  anzuwenden.  Man  hat 
einen  Parteisekretär  mehr  angestellt,  man  empfiehlt  die  Schaffung  von  Bezirks- 
organisationen und  glaubt,  damit  den  Bedürfnissen  der  fHreussischenAgitatiott  und 
Organisation  genügt  zu  haben.  Der  mit  Verwaltungs-  und  sonstigen  Geschäften 
fiberhäufte  Parteivorstand  ist  überhaupt  nicht  in  der  Lage,  der  preussischen  Lan- 
despolitik die  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  die  sie  verdient.  Daher  Er- 
scheinungen, wie  die  Behandlung  der  Schulfrage  in  Bremen,  wo  man  den 
springenden  Punkt  ganz  verkannte,  eine  allgemeine  Resolution  über  die  Volks- 
schule als  allgemeine  Bildungsanstalt  fasste,  während  es  sich  um  das  ganz 
spezielle  Vorgehen  gegen  den  preussischen  Schulkompromiss  handelte.  Auf 
der  andern  Seite  zeigt  der  Preussentag,  wie  die  Notwendigkeiten  der  preussi- 
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sehen  Politik  die  preussischen  Genossen  zu  gemeinsamem  Vorgehen,  zur  Ab- 
haltung besonderer  Ftetdtage  zwingt  Audi  die  prenssische  Landesorganisatkm 
wird  daher  nur  eine  Frage  der  2^t  sein.  So  viel  ergibt  sich  als  sidier,  data  der 

unbefriedigende  Zustand  in  Preussen  zum  Teil  eine  Folge  ZU  weit  getriebener 
Zentralisation,  einer  Überschätzung  des  Zentralismus  ist. 
WEM  kommt  aber  die  Verstärkung  der  Reichsgewalt,  die  Schwächung 
des  bnndesstaatiidien  Einflusses  zu  gute?  AusBcWiessHch  Fteussen.  Was  ist 
die  Rddisverwaltnng?  Eine  preussische  Filiale.  Was  wurden  Rddiaeisen- 
bahncn,  wenn  sie  zurzeit  Wirklichkeit  würden,  anders  sein,  als  die  Stabilisie- 
rung der  preussischen  Herrschaft  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens?  Was 
würde  die  Reichsschule  anders  werden,  als  die  Versumpfung  der  Volksschule 
in  der  preussischen  Stagnation?  Bei  dieser  Sadilage  wird  die  immer  wieder 
erhobene  Forderung  nach  radikaler  Ausrottung  der  Kleinstaaten  zu  einem 
Beweise  dafür,  wie  versteinerte  Schlagworte  jede  die  realen  Verhältnisse  richtig 
abschätzende  Politik  unmöglich  machen.  Ja,  wenn  es  sich  um  die  eine  rote 
Republik  handelte!  Und  nicht  um  die  preussische  Monarchie!  Und  selbst  jene 
Republik  müsste  im  Interesse  zweckmässiger  Verwaltung  die  Selbstverwaltungs 
k6n»er  wieder  schaffen»  ohne  die  auch  sie  nicht  zu  existieren  vermochte.  Es  ist 
aber  schlechte  Politik,  atu  Lust  an  der  Schablone  historisch  gewordene  Kräfte  zu 
zerstören,  statt  sie  zu  den  gewollten  Zwecken  zu  benutzen  und  tmizumodeln. 
DIESE  unreale  Unterschätzung  der  kleinen  Staaten,  die  man  alle  in  einen 
Topf  wirft,  ganz  einerlei,  ob  es  Lippe  oder  Bayern  ist,  führt  sogar  dazu,  dass 
man  die  demokratische  Gesinnung  ihrer  Bev^erung,  wie  zum  Bdspid  in  Würt- 
temberg und  anderen  suddeutschen  Staaten,  die  Demokratie  ihrer  Verfassung 
geradezu  als  eine  Rückständigkeit  vorhält,  die  überwunden  werden  mnss,  um 
auch  den  zurückgebliebenen  Süden  zu  theoretisch  unanfechtbaren  preussischen 
Zuständen  zu  bringen.  Weil  nach  Schema  F  es  nur  eine  Verschärfung  der 
Klassengegensätze  geben  kann,  die  zu  politischen  Katastrophen  führen  muss, 
werden  die  Länder,  in  denen  sich  das  Schema  nidit  oder  doch  nur  adir  unvoll- 
kommen bewähr^  wo  trotz  aller  Verschärfung  der  Gegensätze  doch  piditlache 
Fortschritte  gemacht  werden,  ohne  weiteres  in  die  Rumpelkammer  geworfen. 
So  geht  es  England  und  Frankreich,  so  geht  es  auch  den  süddeutschen  Staa- 
ten, die  sich  absolut  nicht  nach  der  preussischen  Schablone  entwickeln  wollen. 
WIE  die  Unterschätzung  der  Landeapolitik  gegenüber  der  Rdchspolitik,  so 
ist  auch  die  Unterschätzung  der  Kommunalpolitik  in  gleicher  Wdse  dne  Folge 
des  Zentralisationsfanatismus.  Mit  wohlfeilem  Spott  redet  man  von  dem 
Wasser-  und  Gassocialismus,  als  ob  sich  die  gesamte  Kommunalpolitik  in  der 
Beschaffung  von  Wasser  und  Gas  erschöpfte.  Wozu  auch  die  mühselige  Klein- 
arfadt  auf  dem  unendlidien  Gebiet  der  inneren  Verwaltung,  wenn  der  grosse  Tag 
alles  auf  dnen  Schlag  bringt,  wenn  in  der  DtkiaHur  äts  Prcitianais  die  zentrale 
Gewalt  das  Werdewort  der  neuen  Gesdlschaft  spricht!  Aber  nicht  nur  in  der 
Unterschätzung  aller  der  neuorganisierenden,  umgestaltenden  Mitarbeit  an  der 
heutigen  Verwaltung,  vor  allem  auch  in  der  Auffassung  des  Verhältnisses  von 
Staat  und  Gemeinde  feiert  die  Zentralisationsschwännerd  ihre  Orgien.  Wenn 
Soanaldemokraten,  wie  das  auf  dem  Bremer  Pkrtdtage  geacfaehen  ist,  bdump- 
ten^  dass  unter  den  heutigen  Verhältnissen  es  ein  Undii^  sei,  den  Gemehiden 
grössere  Rechte  einzuräumen,  als  sie  schon  besitzen,  wenn  man  von  der 
Sozialdemokratie  verlangt,  sie  müsse  auf  die  staatliche  Organisation  des  Ar- 
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menwesens  ebenso  bedacht  seiiiy  wie  auf  die  des  Schulwesens  u.  s.  w.,  dann  hat 

allerdini^^s  die  staatliche  Bureaukratie  allen  Anlass,  lächelnd  dabei  zu  stehen 
und  sich  die  Hände  zu  reil)en.  Freilich,  das  Rezept  ist  einfach  und  bequem. 
Wenn  Gemeinden  ihre  Aufgaben  nicht  so  erfüllen,  wie  es  das  sozialdemokratische 
Programm  erfordert,  so  werden  sie  einfach  zu  gunsten  des  Staates  expro- 
priiert. Schule,  Amienwesen,  W^bau:  es  ist  hier  kein  Unterschied.  Aber  zu 
gunsten  welchen  Staates?  Ist  er  wirklich  besser,  als  die  Gemeinden?  Und  wenn 
der  Staat  nicht  gefällt,  greift  man  zum  Reich.  Ist  es  besser,  als  Staat  oder 
Gemeinde?  So  wenig  man  sich  diese  I-ragen  ^telit,  so  wenii;  untersucht  man. 
ob  Staat  oder  Gemeinde  ihrem  Wesen  nach  für  die  Verwaltung  einer  Auf- 
gabe, je  nachdem,  ob  diese  zentraler  oder  lokaler  Natur  ist,  geeignet  sind 
Wozu  auch?  Der  Staat  kann  alfes,  und  alles  muss  zentralisiert  werden.  Oben 
drückt  die  Zentralstelle  auf  den  Knopf,  und  unten  kommt  die  lokale  Verwal- 
tung in  tadelloser  \'ertassung  heraus. 

ES  ist  nicht  zu  verwundern,  dass  sich  mit  einer  solchen  Auffassung  von  der 
Zentralisation  der  Verwatemig  die  dgentnmlidisten  Begriffe  von  der  Auto- 
nomie der  Gemeinden,  von  ihrem  Verhältnis  zum  Staat  und  dessen  Organen  ver- 
binden.   Der  Zentralist  ä  outranee,  dem  die  kommunale  Verwaltung  nur  als 

subalternstes  Glied  der  Staatsverwaltung  m(')glich  ist,  sieht  in  der  Autonomie 
der  Gemeinden  die  gefährliche  Bedrohung  staatlicher  Allmacht  und  fürchtet  von 
ihr  den  Zerfall  des  Staates  in  eine  Unzahl  selbständiger  Gemeinderepubliken. 
Es  braucht  nicht  erst  hervorgehoben  zu  werden,  dass  auch  die  entschiedenst«! 
Vertreter  der  Gemeindeautonomie  sie  niemals  in  dieser  ausschweifenden  Un- 
beschränktheit  aufgefasst  haben.  X'ielmehr  stellen  sie  drei  Forderungen  als 
wesentlich  für  die  Regelung  des  Verhältnisses  von  .^taat  und  Gemeinde  auf: 
I.  Alle  Aufgabengebiete  der  öffentlichen  Verwaltung,  die  lokaler  Natur  sind, 
gdioren  der  Gemeinde,  nicht  der  staatlichen  Bureaukratie. 
a.  Die  den  Gemeinden  zustehenden  Aufgaben  werden  von  ihnen  in  eigener 
Zuständigkeit,  nicht  im  Auftrage  des  Staates,  verwaltet  Der  staatlichen 
Bureaukratie  steht  keine  administrative  Befeblsgewalt  gegenüber  den  Gemein- 
den oder  deren  Organen  zu. 

3.  Unterwirft  sich  die  staatliche  Gesetzgebung  ein  von  der  Gemeinde  ver- 
waltetes Aufgabengebiet  zur  allgemeinen  R^elung,  so  soll  die  selbe  so  erfol- 
gen, dass  der  lokalen  Verwaltung  möglichst  grosse  Bewegungsfreiheit  bleibt. 
Denn  nicht  in  der  I-!inbeitlichkeit  der  Wrwalumg  liegt  das  Heil,  wennschon 
sie  sich  der  P.eqneinlichkeit  der  liureaukratie  empfiehlt,  so  wenig  wie  das  Ma- 
schinenprodukt, das  ju  tausend  Kopicen  gleich  ist,  das  Fabrikationsideal  aller  der 
Waren  ist,  deren  Wert  in  der  individuellen  Gestaltung  liegt  Gerade  in  der 
Ausprägung  und  Befriedigung  der  lokalen  Bedürfnisse,  die  von  Ort  zu  Ort 
wechseln,  steckt  die  Bedeutung  der  Selbstverwaltung. 

DIE  kommunale  Autonomie  setzt  selbstverständlich  die  Verwaltung  durch  die 
gewählten  Vertreter  des  Volkes,  nicht  aber  durch  Beamte,  voraus.  In  der 
autonomen  Selbstverwaltung  haben  wir  das  stärkste  organisatorisdie  Bollwerk 
gegen  Staatsstreiche.  Die  Bureaukratie  ist  von  jeher  das  ungeheure  Werkzeug 
staatlicher  Unterdnidcang  gewesen,  das  vor  alten  anderen  den  Voriug  hat,  den 
ver.schiedcnsten  Herren  mit  gleicher  Treue  zu  dienen.  Die  Existenz  einer 
grossen  zentralisierten  staatlichen  Bureaukratie,  die  einer  straffen,  ihre  Mit- 
glieder bis  in  ihr  Privatleben  hinein  erfassenden  Disziplin  unterworfen  ist,  die 
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sich  ans  bestimmten,  verhältnismässig  beschrankten  ( lescllschaftskreisen  rekru- 
tiert, die  im  Laufe  ihrer  Entwickelung  einen  cigcntümliclien  Sitten-  und  Moral- 
kodex  herausgearbeitet  hat,  muss  eine  stete  Gefahr  für  die  freie  Entwickelung 
eines  Volkes  sein.  Staatsstreichelnde  Politiker  finden  in  ihr  ein  Werkzetigr 
für  ihre  Zwecke,  das  sie  sich  gar  nicht  besser  denken  könnten.  Für  die  Demo- 
kratie (laf^cgen  ist  sie  stets  ein  schweres,  unbewegliches  Hindernis,  das  allein 
schon  durch  die  Macht  seines  passiven  Widerstandes  wirkt.  Wo  dagegen  die 
gesamte  öffentliche  \'erwaliung  mit  Ausnahme  der  wenigen  zentral  zu  leiten- 
den Funktionen  Sache  der  autonomen  Selbstverwaltungskörper  ist,  wo  die 
Beamten  nicht  die  Mitglieder  einer  das  ganze  Reich  umfassenden  Beamten-  | 
bierarchie,  sondern  die  Angestellten  dieser  selben  Selbstverwaltungskörper  sind,  * 
ist  die  Durchführung  eines  Staatsstreiches  ungemein  erschwert.  Damit  haben 
wir  das  Urteil  gesprochen  über  die  Bestrebungen  unserer  Zentralisten,  deren 
politische  Weisheit  darin  besteht,  die  allen  staatsstreichelnden  Gesellscbafts* 
rettem  stets  zur  Verfügung  stehende  staatliche  Bureaukratie  schrankenlos  zu 
vermehren.  V'ielmchr  sollte  schon  der  Selbsterhaltungstrieb  die  Sozialdemokratie 
da7.u  treiben,  mit  allen  Mitteln  die  Autonomie  der  .Selbstverwaltungskörper  zu 
stärken,  ihnen  Unabhängigkeit  und  Macht  zu  geben. 

HAT  sich  erbt  einmal  die  Erkenntnis  durchgesetzt,  wie  gross  die  politische 
Kraft  ist»  die  in  einer  freien  Gemeindeyerfassung  steckt,  so  ergeben  sich  daraus 
auch  für  die  Parteiorganisation  wichtige  Folgerungen.  Die  Bedeutung  der 
Ortsvereine  und  der  Landesorganisationen  tritt  nunmehr  in  das  richtige  Licht. 
Klar  tritt  die  Aufgabe  heraus,  in  ihnen  selbständige,  unabhängige  Organe  zu 
schaffen,  die  in  den  lokalen  Selbstverwaltungskörpern  eine  eigene  kraftvolle 
lokale  Politik  au  trdben  vermögen,  ohne  stets  auf  die  Direktive  von  oben  zu 
warten.  Dass  sie  dabei  auch  kraftiger  Finanzen  bedürfen,  die  nicht  un- 
nötig zu  gunsten  einer  stets  zur  Thesaufiemngspolitik  neigenden  Zentralkasse 
gcsciuvächt  werden  dürfen,  sei  beiläufig  erwähnt.  Xur  diese  zur  Selbstän- 
digkeit erzogenen  örtlichen  Organisationen  werden  auch  im  stände  sein,  die 
ihnen  zufallenden  allgemeinen  Aufgaben  auf  dem  Gebiet  der  Agitation,  der 
Reichspolitik  etc.  zu  erfüllen  und  in  den  stärksten  Stürmen  kritischer  Zeiten 
den  Baum  mit  eisernen  Wurzeln  zu  halten,  auch  wenn  seine  Krone  gebrochen  ist. 
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IT  dem  Näherrücken  des  Parteitages  werden  auch  die  Besprechung 

gen  des  neuen  Statutenentwitrfes  immer  zahlreicher;  aber  sie 
finden  kaum  die  Beachtung,  welche  die  Verfasser  erhoffen.  Aus 
diesem  drunde  trug  ich  eigentlich  Bedenken,  der  freundlichen 
Aufforderung  der  Redaktion  dieser  Zeitschrift  Folge  zu  leisten 
und  einen  Beitrag  zu  dieser  Diskussion  zu  liefern.  Es  ist  audi  in  der  Tat 
recht  schwer,  neue  Flecken  herauszufinden,  die  an  dem  Entwurf  nicht  schon 
entdeckt  worden  wären. 
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IM  grossen  und  ganzen  kann  man  die  Vorlage  der  Organisationskonunission 
wohl  fSr  brauchbar  halten.  Von  einigen  Bestinmiinigen/abgesdien,  kdnnte 
sie  kaum  anders  sein,  und  sie  hat  ja  eine  wirklich  heftige  Kritik  eigentlich 

auch  von  keiner  Seite  erfahren.  Von  der  Arbeit  der  vielköpfigen  Kommission 
kann  man  hier  einmal  nicht  sagten,  dass  die  vielen  Köche  den  Brei  verdorben 
haben.  Dass  der  Entwuri  natürlich  auch  seine  Mängel  hat,  die  besser  be- 
seitigt werden,  daa  werden  seine  Väter  selber  wohl  anerkennen.  Wenn  schon 
die  geschichtlidie  Tatsache,  dass  die  Partd  ohne  eine  öffentliche  Organisation 
während  des  Sozialistengesetzes  Grossartiges  geleistet  und  alle  Gewalt- 
taten und  Streiche  ihrer  Feinde  zu  Schanden  c^emacht  hat,  und  dass  ferner 
auch  unter  der  alten  mangelhaften  Organisationsform  das  Wachstum  der 
Partei  fortgeschritten  ist,  eine  leidenschaftliche  Kritik  aussdiliesst,  so  bedingt 
atich  die  Ung^eichartigkeit  der  politischen  Einrichtungen  leines  Föderativ- 
Staates,  wie  das  Deutsche  Reich,  namentlich  die  Verschiedenheit  der  Ver- 
einsgesetzgebung^  in  den  einzelnen  Bundesstaaten,  eine  bei  aller  Objdctivität 
wohlwollende  Behandlung  des  Entwurfes. 

UBER  die  Verhandlungen  der  Kommission  habe  ich  keinerlei  Kenntnis.  Ich 
glaube  aber  doch,  dass  sie  von  dem  Gnmdsatz  aussogen,  eine  Verständigung 
zwischen  den  Zentralisten  und  den  Föderalisten  in  unserer  Partei  herbei- 
zuführen.  Wie  mir  scheint,  ist  sie  auch  erzieh  worden,  und  die  Zentralisten 
sind  meines  Erachtens  dabei  sicher  nicht  zu  kurz  gekommen.  Aber  gerade 
die  Bestimmungen,  welche  den  Zentralismus  in  der  Gliederung  der  Partei- 
organisatimi  znr  Geltitn^  bringen  sollen,  aracheinen  afai  die  anfeditbanten 
nnd  müssen  unbedingt  Schwierigkeiten  bei  der  Atisführung  cur  Folge  haben; 
ja,  in  der  Praxis  dürften  sie  geradezu  Verwirrung  auricliten. 
DIE  wichtigsten  Bestimmungen  des  Entwurfes  sind  ohne  Zweifel  in  den 
§§  7  und  8  enthalten.  Der  §  7  sagt  klipp  und  klar :  Die  Wahlkreisorganisation 
in  Vereinsform  ist  die  Grundlage  der  Parteiorganisation.  Sie  kann  Orts- 
vereine bilden  und  hat  auch  nach  §  10  die  Erfülhmg  der  finanziellen  Ver- 
pflichtungen .der  Parteigenossen  gegenfiber  der  Gesamtpartei  zu  Tcmitteln. 
Nebenbei  gesagt:  ob  die  Ablieferung  von  25%  der  Einnahmen  an  den 
Parteivorstand  sich  rechtfertigt,  sei  der  Erwäguni,'  anheimgegeben.  Mir  scheint 
diese  Leistung  zu  hoch.  Um  eine  Ermässigung  der  selben  kann  man  wohl 
und  gern  das  Recht  des  Dispenses,  das  der  Entwurf  dem  Parteivorstand 
verleiht,  dahingehen.  Mehr  als  anfechtbar  ist  der  §  8,  wenn  man  ihn  im 
Zusammenhange  mit  den  §§  7  und  10  betrachtet.  Manchem  Parteigenossen, 
der  sich  die  Sache  überlegt,  entringt  sich  da  die  siebente  Bitte  im  Vatef" 
unser.  Hoffentlich  erlöst  uns  der  Parteitag  von  diesem  Übel. 
NACH  dem  besagten  §  8  schliessen  sich  nämlich  die  Wahlvereine  zu  Bezirks- 
verbänden, sowie  zu  Landesorganisationen  zusammen,  denen  die  selbständige 
Führung  der  Geschäfte  obliegt.  Danach  und  nach  dem  §  13  sollen  die 
Wahlkreis-,  Bezirks-  und  Landesorganisationen  nicht  in  innere,  organische 
Verbindung  zu  einander  gebracht  werden,  sondern  jeder  Organisationsträger 
soll  gesondert  mit  dem  Parteivorstand  in  Verbindung  treten.  Die  Sache  ist 
in  der  Praxis  also  so  gedacht:  Die  Wahlkreise  haben  alle  Gelder,  die  am 
Orte  nicht  selber  gebraucht  werden,  dem  Parteivorstand  abzuliefern;  dieser 
teilt  dann  wieder  den  Bezirks-  und  Landesorganisatlonen  io  vid  zu,  als  CT 
für  zweckmässig  erachtet.    Eine  solche  Regelung  muss  zu  ungesnnden  und 
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unerquicklichen  Verhältnissen  führen.  Die  Bezirks-  und  Landesorganisationen 
würden  wegen  ihrer  völligen  Abhängigkeit  vom  Parteivorstand  in  ihrer  Wirk- 
samkeit ausserordentlich  eingeschränkt  sein.  £s  wird  zum  Beispiel  auf  Bezirks- 
oder Landeskonferenzen  die  Tätigkeit  dieser  Körperschaften  durch  Beschlösse 
festgel^lt  Die  Ausführung  der  selben  kostet  Geld,  und  darüber  verfügt  — 
der  Parteivorstand.  Also  bedürfen  alle  diese  Beschlüsse  in  praxi  der  Zustim- 
mung des  Parteivorstandes.  Das  ist  gänzlich  zweckwidrig,  weil  der  Partei- 
vorstand in  Berlin  doch  unmöglich  entscheiden  kann,  was  in  Qberschlesien  oder 
in  Oldenburg  für  die  Agitation  notwendig  oder  empfehlenswert  ist  Bei 
solcher  St^stverwaltung  der  Zwischeni^eder  der  Parteiorganisation  kommen 
unsere  demokratischen  Grundsätze  wirklich  schlecht  zur  Geltung.  Auf  der 
anderen  Seite  darf  meines  Erachtens  die  Schaffung  von  Bezirks-  und  Landes- 
organisationen nicht  obligatorisch  verlangt  werden,  wenn  diese  nicht  zugleich 
ein  Gegengewicht  gegen  die  MachtfüUc  des  Vorstandes  bilden  können.  Besser 
ist,  man  erkennt  sie,  wie  heute,  an,  wenn  sie  aus  den  Verhältnissen  heraus 
üdtk  bilden.  Darum  kann  man  von  ihnen  doch  verlangen,  dass  ihre  Organi- 
sationsstatuten dem  Statut  der  Gesamtpartei  nicht  zuwiderlaufen,  und  dass 
die  Wahlkreisorganisationcn  gehalten  sind,  ebenso  pünktlich  und  zu  dem  selben 
Prozentsatz  ihre  Beiträge  an  den  Partei  vorstand  abzuliefern,  wie  es  überall 
sonst  in  den  Wahlkreisen  geschieht 

DEM  Verlangen  nach  obligatorischer  Schaffung  von  Landesorganisationeo 

lege  ich  darum  keine  Bedeutung  bei,  weil  es  sich  nicht  streng  durchfuhrcD 
lässt.  Man  denke  nur  an  das  Gros,'=hcrzogtum  Oldenburg,  von  dem  ein 
Stück,  das  Fürstentum  Birkenfeld,  bei  Saarbrücken  mitten  in  Preussen,  ein 
anderes,  das  Fürstentum  Lübeck,  in  Schleswig-Holstein  liegt  Das  eine  ist 
heute  dem  ntederrheinischen  Agitationsbezirk;  das  andere  der  schleswig-hol- 
steinischen Provinzialorganisation  angegliedert.  Ostfriesland,  das  jetzt  orga- 
nisatorisch mit  Oldenburg,  wenn  auch  nur  lose,  verbunden  ist,  müsste,  wenn 
es  beim  Obligatorium  bleibt,  an  Hannover  angeschlossen  werden.  Wie  die 
Verhältnisse  aber  einmal  liegen,  würden  die  Parteigenossen  in  Ostfriesland 
an  der  neuen  Verbindung  eben  so  wenig  Geschmadc  finden,  wie  die  Ost- 
friesen  an  der  Zugehörigkeit  zu  Hannover  überhaupt  Zur  Erledigung  landes- 
politischer  Angelegenheiten  genügen  schliesslich  auch  Landeskonferenzen.  Im 
übrigen  sollte  man  es  bei  der  Schaffung  nicht  zu  eng  begrenzter  Bezirks- 
verbände bewenden  lassen.  Diese  Bezirksverbände  sind  nützlich,  müssen  dann 
aber  als  imwre  ofgaaiscfae  Bindeglieder  bestimmte  Kompetenzen  erhalten  und 
auch  finanziell  gut  fundiert  werden.  Wenn  man  schon  einmal  auf  den  25  % 
der  Wahlkreisbeiträge  beharren  will,  so  liefere  man  sie  an  den  Bezirksverband 
ab.  Dieser  mag  dann  die  Hälfte  für  seine  Zwecke  behalten  und  die  andere 
Hälfte  nach  Berlin  absenden. 

DER  §  8  bedarf  also  auf  dem  Parteitage  einer  eingehenden  Erörterung. 
Wird  er  in  dem  angegebenen  Sinn  geändert,  dann  mtiss  auch  der  §  13  eine 
Änderung  erfahren. 

IN  der  Parteipresse  sind  die  Bestimmungen,  welche  vom  Ausschluss  aus  der 
Partei  und  von  den  Schiedsgerichten  handeln,  nach  verschiedenen  Richtungen 
hin  bemängelt  worden.  Ich  halte  sowohl  ihre  Plazierung  für  richtig,  wie 
auch  ihre  Fassung.  Nur  finde  ich  die  Beschränkung  der  Auswahl  der 
Sdiiedsrichter  auf  die  Parteigenossen  des  Bezirksverbandes  nicht  gerecht- 
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fertigt.  Ich  verkenne  nicht  die  Gefahr  der  Verschleuderung  von  Partei- 
geldern, wenn  die  Schiedsrichter  aus  den  entlegensten  Städten  und  Orten 
zusammengerufen  werden;  aber  häufig  wird  der  Parteikasse  Geld  erspart 
werden,  wenn  es  den  Schiedsrichtern  gelingt,  in  erster  Instanz  eine  Streit- 
sache zu  erledigen.  Die  Parteien  werden  dem  Schiedsspruch  von  Richtern, 
welche  weitab  von  Madrid  wohnen,  in  den  meisten  Fällen  mehr  Gehör  schen- 
ken, als  von  solchen,  die  im  Ort  selber  oder  in  der  Nähe  des  Ortes  wohnen, 
wo  der  Streitfall  spielt.  Das  Durchzanken  cmer  Streitsache  durch  alle  In- 
stanzen ist  auch  kostspielig,  um  so  mehr,  wenn  die  höchste  Instanz,  der 
Parteitag,  gezwungen  ist,  Zeugen  von  wer  weiss  woher  zu  holen.  Die  rasche 
und  eni^ltige  Erledigung  des  Magdeburger  Streitfalles  mit  Ausschluss- 
antragen  Bader  contra  Albert  und  umgekehrt  ist  sicher  auf  die  völlige  Unbe- 
fangenheit der  Schiedsrichter  zurückzuführen,  die  schon  bedingt  war  durch 
die  Entfernung  ihres  Wohnortes  vom  Streitort.  Nicht  befriedigt  werden  viele 
Parteigenossen  sein  von  den  Bestinnnungen  über  den  Ausschluss  eines  Partd- 
genossen,  weil  darin  die  Definition  des  Begriffes  ehrlose  Handlung  fehlt. 
Dem  letzten  Parteitage  lagen  ja  darüber  schon  Anträge  vor.  Die  Kommission 
konnte  eine  solche  Begriffsbestimmung  aber  nicht  geben,  weil  nur  von  Fall  zu 
Fall  darüber  entschieden  werden  kann  und  die  speziellen  Umstände,  wie  die 
subjektive  Auffttfsung  dabei  in  Frage  kommen. 

DASS  in  dem  neuen  Oifaniiationsentwurf  die  Vertrauenspersonen  beibehalten 

worden  sind,  hat  vor  allem  im  Lager  der  reinen  Zentralisten  lebhaften  Wider- 
spruch erfahren.  Nach  meinem  Dafürhalten  ist  die  Beibehaltung  notwendig, 
und  Genosse  Julius  Bruhns  hat  im  Juniheft  dieser  Zeitschrift  wichtige  Belege 
dafür  beigebracht 

AUF  Widerstand  sfcosst  audi  in  einigen  Parteikreisen  die  Änderung,  welche 

die  Kommission  an  dem  vorjährigen  Entwurf  des  Vorstandes  in  Sachen  der 
Zula.ssung  der  Mitglieder  der  Reichstagsfraktion  zum  Parteitag  gemacht  hat. 
Der  Vorstand  hatte  in  seinem  lüitwurf  nur  eine  Vertretimg  der  Fraktion 
vorgesehen,  nach  dem  Entwurf  der  Kommission  sollen  samtliche  Reichstags- 
abgeordnete am  Parteitag  vollberechtigt  teilnehmen  können,  mit  der  Ein- 
sdirinkimg,  dass  sie  in  den  Dingen,  welche  die  Fraktioii  betreffen,  kerne 
Stimme  haben.  Ich  kann  die  Bedenken  derjenigen  nicht  teilen,  welche  vom 
Standpunkt  der  reinen  Demokratie  aus  nur  eine  angemessene  Vertretung  der 
Fraktion  zulassen  wollen.  Sicher  lassen  sich  triftige  Gründe  gegen  die  an- 
gemessene Vertretung  der  Fraktion  nicht  vorbringen;  aber  dass  seit  der  Inan- 
sprudmahme  dieses  Vorrechts  seitens  der  Fraktionsmitgtieder  sich  Ansätze 
zu  unhaltbaren  Zuständen  gezeigt  hätten,  oder  diese  den  Versuch  gemacht 
hätten,  ihr  besagtes  Recht  gegen  die  erwählten  Parteitagsdi  legierten  in  die 
Wagschale  zu  werfen,  das  nachzuweisen  wird  niemand  gelingen.  Welch  ein 
Schaden  könnte  also  der  Partei  daraus  erwachsen,  dass  der  Kommissions- 
entwurf in  diesem  Punkte  angenommen  wird?  Der  Punkt  ist  nicht  wichtig 
genug,  als  dass  man  sich  darüber  ereifern  sollte.  Das  Hauptaugenmerk  sollten 
die  i'u-no'^scn  vielmehr  darauf  richten,  dass  nicht,  wie  oben  ausgeführt,  eine 
unzweckmässige  Ciliedcrung  der  gesamten  Organisation  vom  Parteitag  zum 
Parteigesetz  gemacht  wird. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


Digitized  by  Google 


OTTO  HUE  •  BEROOESETZOEBUNO  UNO  ZEKTRUMSPOUTIK  777 

OnO  HUE  •  BERGGESETZGEBUNG  UND  ZEN- 
TRUMSPOUTIK 

j^^äPi^IE  Vorlage  der  Regierung  hat  im  Abgeordnetenhause  Abändeningen 
15^11^  erfahren,  »die,  meine  ich,  den  Herren  in  diesem  hohen  Hause 
raV^/VmVv  willkommen  sein  müssen«.  So  empfahl  am  2.  Juni  der  preussische 
IjW^j^jHandelsininister  Möller  im  Herrenhauae  die  Berggesetznovelle.  Wh 
■HSIuDie  Regierungsvorlage  war  im  Abgeordnetenbaoae  noch  versdilecli- 
tert  worden,  unrl  c^erade  diese  Verschlechterungen  seiner  eigenen  Vorli^  so 
meinte  Herr  Müller,  machten  den  Eindruck  empfehlenswert  .  .  . 
JA,  wir  haben  eine  Regierung,  die  sich  sehen  lassen  kann.  Noch  im  Vor- 
jahre haben  die  sozialdemokratischen  Redner  im  Reichstag  die  unbedingte 
Notwendigkeit  einer  Reform  der  Bergarbeiterscliutzgeaetzgebung  nachgewiesen. 
Da  traten  die  Regierungsvertreter  auf  und  verteidigten  die  von  uns  kritisierten 
Zustände.  Jetzt  erfahren  wir  aus  den  Berggesetzdebatten  im  pretissischen  Land- 
tage, dass  die  Regierung  »schon  seit  16  Jahren«  die  betreffenden  Forderungen 
der  Bergleute  »als  berechtigt  anerkannt«  habe !  Das  ging  aus  den  vorjährigen 
Reden  vom  R^ernngsUsche  im  Retclistage  absolut  nicht  hervor.  Damab 
wehrte  aidi  Herr  M^er  gegen  eine  »Getetagdiang  ol  trotoc,  einige  Monate 
^ter  argumentiert  er  durchaus  gegenteilig.  Uns  ist  die  Regierung  in  diesen 
Fragen  mit  einer  Unwahrhaftigkeit  entgegen  getreten,  die  ihresgleichen  sucht. 
INDES,  die  Zeitgenossen  können  den  tiefsten  Weisheitsgrvuid  unserer  Regie- 
rung wohl  noch  nicht  würdigen.  Man  höre  nnd  bewunderet  In  der  Berg-> 
gesetakommission  des  Herrenhauses  wurde  die  Regierung  ebenfalls  heftig  an* 
gegriffen  wegen  der  Versprechungen,  die  sie  während  des  Streiks  den  Berg^ 
leuten  gemacht.  Zu  seiner  Rechtfertigung  führte  der  Handelsminiater  Möller 
aus,  die  Regierung  habe  sich  schon  lange  Zeit  vorher  mit  dem  Gedanken 
befasst,  das  Berggesetz  zu  ändern,  aber  man  habe  den  gewerkschaftlichen 
Agitatoren  nicht  recht  geben  wollen.  Und  dann  hdsst  es  weiter  im  Kom- 
missionsbericht:  >D^^|en  sei  er  [Molkr]  mit  dem  Oberberghauptmann  sich 
darüber  klar  gewesen,  da:ss,  wenn  es  zu  einer  Katastrophe  [  I]  kommen 
würde,  man  zurückgreifen  müsse  auf  die  Vorgänge,  die  die  Bewegung  von 
1889  begleitet  hätten.  Im  Jahre  1889  seien  gewisse  Zusagen  gemacht  worden, 
die  nicht  erffiUt  worden  seien  [  I].  Seitdem  habe  sich  das  Ministerinm  wieder^ 
holt  mit  der  Materie  befasst,  und  es  sei  su  dem  Entschhiss  gekommen,  nur 
dann  einzugreifen,  wenn  es  gewissermassen  zu  einer  Katastrophe  gekommen 
wäre  [!!]«.  Was  sagen  nun  die  Zeitgenossen  7.u  einer  solchen  fürsichtiglichen 
Regierung?  Sie  sieht  den  gefährlichen  Brunnen,  weiss,  dass  er  Opfer  fordern 
wird,  sie  wartet  aber  förmlich  auf  das  Opfer  und  will  erst,  wenn  es  hinein- 
gefallen,  den  Brunnen  zudcdcen  I  Unsere.  Gtgaer  machen  nch  den  Sdien^ 
von  tmtx  ■  Katastrophentheorie  der  .Sozialdemokraten  an  fabulieren.  Wenn 
eine  solche  wirklich  von  der  Partei  akzeptiert  wäre,  was  wollte  sie  besagen 
gegen  eine  Regierungsweisheit,  deren  reformistische  Etappen  durch  Kata- 
strophen gekennzeiclmet  sind !  Erst  müssen  Opfer  fallen,  ehe  man  die  längst 
gekannten  Missstinde  im  Grubenbetrieb  beseitigt  Wo  findet  sich  sonst  noch 
eine  solche  Regierung! 

DEM  Katastrophenministerium  entsprach  denn  auch  der  Regierungsentwurf 
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des  Bergarbeiterschutzgesetzes.  Gewiss  bot  er  den  Arbeitern  nicht  viel,  gewiss 
hatte  die  R^emng  auch  'nicht  viel  und  vor  allen  Dingen  nichts  präzis  Um- 
schriebenes versprachen.  Aber  nach  dem,  was  nunmehr  in  den  ProtokoUea 
des  Abgeordneten-  und  des  Herrenhauses  niedergelegt  ist,  muss  der  Fachmann 

zu  der  tlberzeugung  kommen,  dass  der  Regierung  selbst  die  Unzulänglich- 
keit ihres  Re.formprogramms  bekannt  ist  Mit  Leichtigkeit  lassen  sich  aus  den 
Reden  der  Regierungsvertreter  wuchtige  Argumente  fat  den  allgemeinen  Maxi- 
malarbeitstag  entnehmen.  Afier  der  Regierungsentwurf  enthidt  nur  den  >sa- 
mtiren  Maximalarbeitstag«  von  8^  respektive  8  Stunden  für  Steinkohlen- 
arbeiter an  Betriebspunkten  mit  über  22 "  Celsius  Temperatur.  Indessen 
ist  auch  diese  halbe  Bestimmung,  von  der  aus  eine  entschiedene  Arbeiter- 
vertretung den  Weg  zum  allgemeinen,  wenn  auch  nur  etappenmässig  erreichten 
gesrtatichen  Achtstundentag  gefunden  hätte,  im  Dreildassenparlament  beseitigt 
worden.  Was  übrig  blieb,  ist  heute  schon  durch  Bergpolizciverordnuni^cn 
vorgeschrieben.  Diese  Verstümmelung  seiner  Vorlage  empfahl  Herr  Moller 
noch  extra  dem  Herrenhausc !  Wenn  wir  bald  wieder  eine  grosse  Katastrophe 
erleben,  wird  die  Katastrophenregierung  wohl  auch  wieder  ihr  Programm 
ändern. 

DIE  Republik  Frankreich  hat  durch  ihre  am  a.  Juli  dieses  Jahres  publizierte 
Berggesetznovelle  wenigstens  für  die  Hauer  (40  bis  50%  der  Untertags- 
arbeiter) zunächst  den  9-,  von  1908  ab  den  81/^-  und  von  1910  ab  den  Sstündigea 

Arbeitstag  gesetzlich  eingeführt.  Die  Praxis  wird  eine  dementsprechende  Ver- 
kürzung der  Schichtdauer  auch  für  die  anderen  Arbeiterkategorieen  erwirken, 
weil  die  Häuer  den  entscheidenden  Belegschaftsteil  bilden.  Die  Republik  Frank- 
reich ist  der  erste  europäische  Staat  mit  einem  Achtstundengesetz  für  den 
Bergbau.  In  den  nordamerikanischen  Staaten  Arizona,  Missouri,  Colorado,. 
Montana,  Nevada,  Utah  und  Wyoming  existiert  es  auch  schon.  Die  Monarchie 
Preussen  verweigert  aber  den  Bergleuten  diesen,  gesetzlichen  Schutz  ihrer  Ar- 
beitskraft, eine  treffliche  Illustration  zu  der  Behauptung,  unter  monarchischer 
Hemdiaft  gedeihe  die  Sozialreform  am  besten.  In  Osterreich  besteht  sdt 
1902-1903  der  gesetzliche  Neunstundentag  für  den  Kohlenbergbau.  Wie  das. 
k.  k.  Ackerbauministerium  mitteilt,  förderte  ein  Braunkohlenbers^bau  bei  t2- 
stündigcr  Schicht  jährlich  3334  bis  3918  Meterzentner,  bei  9stündiger  Schicht 
3935  4^77  .Meterzentner.  Also  ist  die  Schichtverkürzung  a,uch  nicht 
S^eiehbedetttäid  mit  einer  Sdiädigung  der  Industrie.  Dennoch  haben  die 
preussische  Regierung  und  der  preussische  Landtag  die  Arbeiterforderung  nach» 
wenn  auch  nur  schrittweiser,  Einführung  der  gesetzlichen  Achtstundenschicht 
glatt  unter  den  Tisch  fallen  lassen.  Immerhin  hatte  die  Regierung  den  Ver- 
such gemacht,  die  Begriffe  Arbeitszeit  und  Seilfahrt  dahin  zu  umgrenzen,  dass 
in  die  Arbeitszeit  nur  eine  halbe  Stunde  Seilfahrt  »für  den  einzelnen  Arbeiterc 
eingerechnet  werden  dürfe,  nicht  auch  der  unterirdisch  zurückzulegende 
vom  Schacht  zur  ArbeitssteUe  und  zurück.  Dies  war  die  beste  Vorschrift  de» 
ganzen  Rcfjicrungsentwurfcs.  Da«?  Dreiklassenparlament  liess  sie  zwar  be- 
stehen, fügte  aber  hinzu,  etwa  längere  Seilfahrten  seien  als  .A.rbcitszcit  anzu- 
rechnen. Dadurch  ist  die  Bestimmung  total  widersinnig  geworden;  sie  gibt 
nun  erst  recht  den  Unternehmern  die  Handhabe  zu  gMtgUcher  Verlängerung 
des  unterirdischen  Aufenthaltes  für  die  Arbeiter.  Die  sich  hiergegen  seit 
Jahren  richtenden  Arbeiterbeschwerden,  die  nnmittdbare  Ursache  des  Gene- 
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ralstreiks,  sind  nnberficIcBic&tigt  gel>liebeii.  Dies  muss  xn  endloieii  Streitig- 
keiten fuhren. 

NEBEN  der  Regelttng  der  Schichtzeit  forderten  die  Arbeiter  vorzüglich  eine  Ver- 
besserung der  Gnibenkontrolle  durch  gesetzlich  anerkannte  Arbeiterkon- 
trolleure. Diese  würden  mit  Erfolg  hinwirken  können  auf  vorsichtigere  Be- 
triebsweisen, wodurch  auch  die  gefährlichen  niedrigen  Gedinge  bekämpft,  die 
Löhne  gesteigert  und  selbstverständlich  die  Unfälle  vermindert  würden.  In 
Ea^luni,  Frankreich,  Belgien  und  in  den  nordamerikanischen  Staaten  Colo- 
rado, Ohio  und  Wyoming  haben  die  Bergleute  das  gesetaliche  Recht,  ihre 
Arbeitsstellen  durch  BclcR^schaftsdelegierte  kontrollieren  zu  lassen.  Von  1885 
bis  1904  ist  im  deutschen  Berghau  die  Zahl  der  schweren  und  tötlichen  Berg- 
mannsverunglückimgen  von  6,59  auf  15,38  pro  1000  Beschäftigte  gestiegen. 
Macht  nichts,  ArbeiterkontroHeure  werden  nicht  bewilligt.  Regierung  imd 
Landtag  gingen  über  diese  Kardinalforderung  der  Arbeiter  zur  Tagesordnung 
über.  Auf  1000  Kohlenbergleute  sind  1903  tötlich  verunglückt:  in  England 
1,26,  in  Belgien  1,14,  in  Frankreich  1,02,  in  Deutschland  2,00.  Macht  alles 
nichts,  der  Selbstschutz  wird  den  deutschen  Bergleuten  verweigert.  Es  sind 
noch  nicht  genug  Katastrophen  ä  la  KaroUntnglüek  und  Borussia  ein- 
getreten. 

DAS  Nullen  sollte  beseitigt  werden,  es  ist  aber  nicht  geschehen.  Die  Berg- 
gesetznovelle lässt  das  schändliche  Nullen  »nicht  vorschriftsmässig  beladener 
Wagenc  doch  noch  zu  und  hat  obendrein  die  bisher  nur  auf  einer  Minderheit  der 
Gruben  übliche  besondere  Geldstrafe  für  unvorschriftsmässige  Förderung  bis 
zur  Höhe  von  5  Mark  im  Monat  pro  Kopf  eingeföhrt  Steine  statt  Brotl 
Die  Regierung  schlug  eine  Maxnnalgrenze  der  GeMstrafcn  überhaupt  vor,  der 
Landtag  hat  das  verworfen  und  statt  dessen  sogar  noch  eine  gesetzliche 
Sanktionierung  der  doppelten  Bestrafung  für  unvorschriftsmässige  Förde- 
rung ausgesprochen.  Steine  statt  Brot!  Die  vorgeschriebenen  obligatorischen 
Arbeiterausschüsse  sinä  am  besten  charakterisiert  durch  das  Mitglied 
des  Herrenhauses,  den  Oberbfirgermeister  Zwetgert-Bsaen,  der  am  2,  Juni  ge- 
genüber der  Selbstbelohigung  der  Regierung  erklärte:  ^Idl  bin  überzeugt,  dass 
die  Arbeiterausschüsse  bei  allen  wichtigen  Fragen  versagen  werden.c  Das 
war  eine  Empfehlung,  der  die  Herrenhäusler  folgten.  Es  wird  sich  zeigen,  dass 
die  Arbeiterausschüssc  im  Ernstfalle  entweder  als  ein  Instrument  gegen  die 
Afheiter  oder  gar  nicht  wirken.  Das  Verbot  der  Frauenarbeit  md  die 
Einschränkung  der  Kinderarbeit  ist  durch  die  Berggesetznovelle  d>en- 
falls  nicht  ausgesprochen.  1904  schafften  im  preussaschen  Bergbau  9181  weib- 
liche Arbeiter  über  16  Jahre,  88  mehr,  als  im  Vorjahre.  Allen  Protesten  der 
Arbeiterschaft  zum  Trotz  nimmt  die  Frauenarbeit  zu.  89  Kinder  unter  14,  und 
18632  von  14  bis  16  Jahren,  darunter  710  Mädchen,  waren  1904  in  Preussena 
Bergbau  angelegt,  443.  (von  14  Ins  16  Jähren)  mdur,  ab  im  Vorjahre.  In 
Pennsylvanien,  Alabama  und  Illinois  ist  Frauenarbeit  in  der  Bergwerksindustrie 
gänzlich  verboten.  Trotzdem  geht  in  Deutschland  der  Singsang  fort:  wir 
stehen  an  der  Spitze  der  Sozialrcform !  Das  sehr  im  argen  liegende  Knapp- 
schaftskassenwesen harrt  schon  jahrzehntelang  der  gesetzlichen  Re- 
form. Einen  auch  für  die  Arbeiter  gutenteils  annehmbaren,  schon  vor  Jahren 
ausgearbeiteten  Kassenreformentwurf  lässt  die  Regierung  liegen,  nun  hört  gar 
nichts  mehr  davon.  Die  notige  Katastn^e  fddt  wohl  noch. 
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DEN  GcseUmtwnrf,  betreffend  die  Zechenstilleg^ung,  so  iinbetridit- 

lich  er  auch  war,  hat  das  Herrenhaus  so  verhunzt,  dass  ihn  die  Regierung 
schandenhalber  zurückzog.  Das  Zechenlegcn  kann  also  seinen  Fortgang  neh- 
men. Der  Antrag  Gamp,  betreffend  die  Sperrung  der  Mutungen, 
ist  in  einer  Form  zum  GÖetz  erlioben,  die  den  Syndikatsbestrebungen  auf  Ver- 
▼ollrtandigang  des  PrivatmonopoU  im  Bergfran  nnr  Vorschub  leisten  kann. 
Der  Regierungs Vertreter  teilte  in  der  Kommission  mit.  dass  schon  jetzt  so 
gut  wie  alle  wertvollen  Kohlenfelder  sich  in  den  Händen  von  Privatgesell- 
schaften befinden,  abgesehen  von  den  Mutungen  des  Fiskus.  Durch  die  moderne 
Berggesetzgebung  ist  das  Volkseigentum  an  den  Mineralien  ohne  Gegenleistung 
dem  Priyatkapital  überliefert  worden.  Die  Bergfreiheit  wurde  eine  Farce» 
das  Volk  ist  nicht  mehr  Herr  über  sein  Eigentum;  es  befindet  sich  in. 
Händen  von  Riesenkapitalisten,  die  über  staatliche  Massnahmen  höhnen  und 
drohend  den  Regierungslcutcn  entgegentreten. 

DIE  Regierung  hat  ihr  den  Bergleuten  gegebenes  Wort  gebrochen.  Es  sind 
nicht,  wie  Graf  Fosadowsky  im  Reichstage  verhiess,  eine  Reihe  von  Beschwer- 
den der  Arbeiter  durch  die  Gesetzesnovelle  abgestellt  worden.  Steine  statt 
Brot  sind  uns  gegeben,  achrieb  auch  der  christliche  Bergknappe^  der  den  drin- 
genden Wunsch  aussprach,  das  Herrenhaus  möge  das  Machwerk  des  Abgeord- 
netenhauses ablehnen.  Wenn  heute  auch  der  Versuch  gemacht  wird,  den 
Bergleuten  einige  Sympathie  für  das  neue  Gesetz  aufzureden,  an  der  Tat- 
sache,  dass  das  Organ  der  christlichen  Bergleute  die  Ablehnung  des  Schund- 
werkea  als  einen  Vorteil  Kbr  die  Arbeiter  bezeichnete,  ist  nicht  zu  rfittehi. 
Und  selbst  diejenigen,  die  im  ultramontanen  Parteiinteresse  dem  bösen 
Wechselbalg  eine  gute  Seite  abzugewinnen  sich  abmühen,  sehen  sich  genötigt, 
zu  sagen,  man  müsse  das  Gesetz  anwenden,  um  dadurch  seine  Nichtsnutzig- 
keit nachzuweisen.  Ein  schärferes  Verdikt  über  diese  Gesetzgebungsaktion 
ist  kaum  deoldiar. 

WER  trägt  die  Schuki?  Das  Zentrum!  Alle  Tinte  der  Welt 
wird  nicht  ausreichen,  um  die  verhängnisvolle  Rolle  des  Zentrums 
bei  der  Verhunzung  der  Bergarbeiterschutzgesetzgebung  fortzuschreiben. 
Wenn  man  nicht  selbst  das  Unerhörte  erlebt  hätte,  man  würde  es  nicht 
glauben.  Wie  hat  die  Zentrumspresse  wahrend  des  Streiks  im  Ruhrgeln^  alle 
Register  der  Entrüstung  Aber  die  kapitalistischen  Herrenmensdien  gezogen, 
lüld  wie  laut  rief  sie  nach  einem  gründlichen  Eingreifen  der  Gesetzgebung! 
Am  II.  Februar  1905,  zwei  Tage  nach  dem  Streikabbruch,  schrieb  die  Essener 
fi^olksseitung,  das  verbreitetste  klerikale  Urgan  im  Ruhrgebiet:  »Es  ist  in  diesen 
Tagen  so  viel  von  Kontraktbruch  die  Rede  gewesen ;  wir  sprechen  es  unverhohlen 
atis,  es  wäre  der  schnödeste  Kontraktbruch,  der  begangen  wer- 
den könnte,  wenn  das  Versprechen  at:f  gesetzliche  Regelung  [der  Bergarbeiter- 
fragen] nicht  in  befriedigendem  Masse  erfüllt  würde  !<  Ist  die  »gesetzliche 
Regelung«  denn  »befriedigend«  ausgefallen?  Kein  Arbeiter  ist  aufzutreiben, 
der  dies  bejahen  wird.  Und  die  Arbeiter  sind  doch  wohl  die  nächsten  dazu, 
ein  Urteil  über  den  Arbeiterschutz  abzugeben.  Selbst  die  christlidien  Berg- 
leute wünschten  AUehnung  d«»  Schundwerices  durch  das  Herrenhaus:  trotz- 
dem will  die  Zentrumspresse  heute  mit  Gewalt  den  Arbeitern  aufreden,  das 
Gesetz  biete  grosse  Vorteile,  es  sei  sogar  noch  besser,  als  die  Regierungs- 
vorlage, nur  die  Sozialdemokraten  seien  unbefriedigt.  Der  »schnödeste  Kontrakt- 
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bruch«  soll  fortgeredet  werden.  Als  die  Regierungsvorlage  herauskam,  schrie- 
ben die  Cölnischc  l'olkszcitung,  die  Essener  Volks:::e{fung,  die  Germania  u.  s.  w., 
sie  biete  nicht  das,  was  die  Arbeiter  wünschten,  es  würden  Verbesserungs- 
antrage  notwendig  sein.  Tatsa^idi  stellte  das  Landtagszentrum  ja  auch  eine 
Reihe  von  Verbessertmgsantrigen.  Wihrend  der  ersten  Lesung  im  Abgeord- 
netenhause ging  das  Zentrum  noch  forsch  vor,  in  der  zweiten  Lesung  flaute  es 
schon  ab  und  stimmte  sogar  dem  Scharfmacherantrag  Dippe  zu,  der  nach  der 
sachverständigen  Interpretation  des  Obersch;irfniachcrs  von  Zedlitz  »klarer  und 
handlicher«  ist  nnd  noch  weiter  geht,  als  die  Kommissionsbeschlüsse,  die  ein 
bösartiges  Ansnabmegesetx  g^:en  die  Bei^eute  darstellten.  Diesem  Antrag 
Dippe  stimmte  —  probeweise?  —  das  Zentrum  zu.  Das  Produkt  der  zweiten 
Lesung  war  derart,  dass  selbst  die  Regierung  erklären  musste,  sie  könne 
es  nicht  guthcisscn.  Aus  den  Reden  der  Rcgicrimgsvertreter  leuchtete  die 
Angst  vor  der  Rcichsgesetzgebung  hervor,  der  der  Bergarbeiterschutz  unbe- 
dingt zufallen  musste,  wenn  der  Landtag  endgültig  die  sdbst  für  die  R^enti^ 
unannehmbaren  Beschlüsse  der  sweiten  Lesung  guthiess.  Wenn  auch  im 
Reichstage  nur  eine  Vorlage  zu  stände  kam,  die  dem  preussischen  Regierungs- 
entwurf entsprach,  so  war  das  schon  ein  Fortschritt  von  prinzipieller  Be- 
deutung, weil  er  den  Bergarbeiterschutz  ein  für  allemal  der  reaktionären 
Landesgesetzgebung  entzog.  Das  fürchtete  auch  die  Regierung,  dedulb  ihr  Flehen 
an  die  KonservatiTen  nnd  ihr  Hinweis  anf  die  nnumganf^ch  kommende 
radikalere  Reichsgesetsgebung.  Man  lese  nur  die  angsterfüllten  Reden  des  Mi- 
nisters Möller !  Die  Konservativen  im  Landtage  Hessen  sich  nicht  erweichen,  sie 
bildeten  mit  den  ebenso  ehrlich  arbeiterfeindlichen  Freikonservativen  und  dem 
starken  Zuzug  aus  der  nationalliberalen  Fraktion  eine  grosse  Majorität.  Ohne 
Zweifel  war  diese  Majorität  auch  entsdiloflsen,.die  Beschlüsse  zweiter  Lesung 
schliesslich  anzunehmen,  was  die  Regierung  genötigt  hätte,  an  den  Reichs» 
tag  zu  appellieren.    Da  beging  das  Zentrum  den  schnöden  Kontraktbruch  .  .  . 

WARUM  brachte  denn  das  Zentrum  im  Reichstag  seine  schleunigen  Anträge 
zum  Bergarbeiterschutz  ein,  wenn  es,  wie  man  heute  glauben  machen  will,  nicht 
der  Ansicht  war,  dass  der  Reichstag  in  Anspruch  genommen  werden  könne 
und  müsse?  Am  13.  Mai,  also  kurz  vor  der  zweiten  Lesung  im  Abgeordneten- 
hause, die'  sich  auf  den  Boden  der  unmöglichen  Kommissionsbeschlüsse  stellte» 
schrieb  die  Germania,  das  Zentrum  handle  klar  nach  dem  Grundsätze:  »Die 
Regierungsvorlage  ist  das  Mindeste,  \Yas  wir  für  jetzt  als  Bergarbeiterschutz 
absolut  verlangen  müssen;  also  auch  den  sanitären  Maximalarbeitstag.  Im 
Reichstag  ist  uns  das  sichert«  Das  selbe  schrieb  die  Zentrumspresse  in  West- 
deutschland, zum  Beispiel  die  Bsumtr  VcUtsMihung.  Dieses  Blatt  riditele  am 
16.  Mai  »mitten  aus  dem  rheinisch-west£Uischen  Industrt^biet«  an  die  Zen- 
trumsfraktion die  Mahnung,  »allen  Kompromissantragcn  gegenüber  steinhart  zu 
bleibenc ;  wollten  die  Konservativen  nicht,  dann  müsse  ihnen  im  Reichstag  eine 
Lektion  erteilt  werden.  Also  immer  wieder  der  Hinweis  auf  die  viel  bessere  Reichs- 
gesetzgebung, die  >sicher«  das  bringen  würde,  was  als  Mindestforderung  der 
Bergleute  bezeichnet  werden  müsse.  Und  schon  wenige  Tage  später  schloss 
nicht  nur  die  Zentrumsfraktion  den  schmählichen  Kompromiss  mit  den  Frei- 
konservativen und  Nationalliberalen  pes^cn  den  Bergarbeiterschutz,  wodurch  die 
ohnehin  schon  minimale  Regierungsvorlage  verschlechtert  wurde,  sondern  auch 
die  vorher  so  oppositionelle  Zentmmspresse  schwenkte  so  radikal  nm,  dass  sie 
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jetzt  den  Arbettern  vorlugt,  die  Novelle  Uete  »grosse  Vorteile«,  der  Reichs- 
tag hätte  nichts  machen  können.  Der  denkbar  schnödeste  Kontraktbruch  1 
Ein  so  totaler  Frontwechsel  ist  selbst  in  der  Geschichte  des  umfallreichen  Zen- 
trums unerhört.  Das  Zentrum  hat  Komödie  gespielt  mit  seinen  Anträc^cn 
im  Reichstag,  es  hat  die  Verhunzung  des  Bergarbeiterschutzes  ermöglicht,  die 
Reichsgesetzgebung  verhindert  und  dem  Grubenkapital  einen  ausserordentlich 
wertvollen  Dienst  erwiesen.  Kinder  und  Toren  mögen  glauben,  die  Berggesetz- 
novellc  bedeute  ein  Zugeständnis  an  die  Arbeiter  und  an  die  öffentliche  Mei- 
nung. Wer  das  (lesetz  und  die  behördliche  Praxis  kennt,  weiss,  dass  den 
Grubenprolctaricrn  Steine  statt  Brot  gegeben  wurden  durch  den  schnödesten 
Kontraktbruch  des  Zentrums. 

MAN  hat  nach  den  tieferen  Grfinden  des  unerhörten  Verrats  geforscht  Es 
ist  gesagt  worden,  das  Zentrum  werde  für  seine  arbeiterverräteriache  Tat  von 
der  Regierung  belohnt  mit  Konzessionen  auf  kirchenpoHtischem  Gebiete.  Das 
mag  zutreffen.  Aber  wer  weiss,  dass  die  Durchführung  eines  guten  Berg- 
arbeiterschutzes in  erster  Linie  aufräumen  müsste  mit  den  schlimmsten  Zu- 
standen in  Oberschlestens  Gruben,  die  vomdimltcb  dem  katholischen.  Hoch- 
adel und  den  dortigen  Zentrumakapitalisten  geboren,  dem  ist  ohnehin  sehr 
vieles  erklärlich.  Nur  auf  jenen  Gruben  herrscht  in  Preussen  noch  eine 
lo-  bis  I2stündigc  tintcrirdische  Schichtzeit,  daher  auch  dort  die  Achtstunden- 
schicht den  Arbeitern  «kii  stärksten  Schutz  bieten  würde.  Nur  in  Ober- 
schlesien ist  die  Frauenarbeit  noch  in  erheblichem  Unuangc  auf  den  Gruben 
üblich:  y$  }Ab  Bo%  der  weib1ich«i  Bergleute  Prenssens  schaffen  allein  auf 
den  oi>erschlesischen  Privatgruben;  der  Fiskus  beschäftigt  im  Grubenbetrieb 
keine  Frauen,  ein  ^rh\flgentl£r-.RftMif>1n.^£iMu4**w'^HgtTftt«^T^^  ^tef  '^trmtnn- 

i'nÄlSt««»  '  in  Oberschlesicn  ist  die  Unfallzahl  seit  1895  am  stärksten  ge- 
siiegen,  von  14,57  '^^^  i9»44  1000  entschädigte  Unfälle;  im  Ruhrgebiet  von 
14,43  i7>5i-  In  Oberadilesien  herrscht  die  iMchste  Arbeitsleistung  und  . 
denienlq>rechend  der  niedrigste  Lohn  im  Bergbau.  Das  alles  sind  Tatsachen, 
die  auch  den  Kontraktbruch  des  Zentrums  begreiflich  machen,  wenn  man 
weiss,  welche  einflussreiche  Rolle  die  Grubengrafen  ä  la  Ballestrem  im  Zen- 
trum spielen.  Blicke  man  auch  hin  nach  Belgien  mit  seiner  klerikalen 
Regierung  und  seinem  Bergwerksminister,  der  als  Zechenvertreter  direkt  zur 
Regierung  kam.  Dort  in  Belgien  arbeiten  —  in  keinem  anderen  Bergwerks- 
&taate  Europas  sonst  —  noch  Frauen  unterirdisch,  dort  hat  sich  die  Zahl 
der  unterirdisch  beschäftigten  Kinder  von  12  bis  14  Jahren  seit  Jahren  rapide 
veriiichrt !  Dort  ist  der  Klerikalismus  herrschend,  dort  könnte  er  uns  Beispiele 
niustcrhattcr  Sozialpolitik  in  Fülle  bieten,  aber  er  ist  maachesterlicher,  aus- 
beutungssttchtiger  gesinnt,  als  die  gottlosen  Liberalen.  Diese  wesendichen 
Eigenschaften  des  herrschenden  Klerikalismus  lassen  uns  verstehen, 
warum  auch  die  deutschen  Klerikalen  in  der  Sozialpolitik  gerade  dann  ver- 
sagen, wenn  ein  entscheidender  Schritt  zu  tun  ist,  dem  sich  Regierung  und 
kapitalistische  Wortführer  widersetzen.  Als  1899  in  Bayern  die  Berggesetz- 
reform zur  Debatte  stand,  stimmte  in  der  ersten  Lesung  das  Landtagszentnun 
den  sozialdemokratischen  Aatr^en  (zum  Beispiel  Aditstundentag)  zu;  und 
lehnte  sie  in  der  dritten  Lesung  ab,  nachdem  die  Industriellen  im  Reich»- 
rat  und  im  Lande  den  üblichen  Protest  gegen  den  Arheiterschutz  arrangiert 
hatten.   Wie  in  Bayern,  so  in  Preussen.   Das  Zentrum  verhinderte  die  reichs- 
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gesetzliche  Regelung  des  Bcrgarbciterschutzcs.  Es  lässt  Tiraden  los  gegen 
die  \''erwüstung  des  Nationaleigentums  durch  die  Zechenleger,  weiss  nicht 
genug  zu  klagen  über  die  wachsende  Monopolisierung  der  Bergwerksproduktion 
und  die  gemdngeßUirliclie  Entwickelung  der  Sjmdikate.  Aber  sowie  es  gilt, 
«ine  ^rstenatische  Akdon  zum  Schutz  des  Volkseigentonis  und  der  Arbeiter 
durchzuführen,  wirft  das  Zentrum  nicht  nur  Hindernisse  in  den  Weg,  sondern 
macht  sich  sogar  zum  Vorspann  der  grosskapitalistischen  Interessenschfltzer. 
Es  hat  in  der  Tat  schnödesten  Kontraktbruch  begangen. 
DEM  gegenüber  ist  die  Aufgabe  der  Sozialdemokratie  gegeben.  Die 
Sozialdemokratie  im  Reichstag  hat  schon  die  Führung  fibernommen  in  aUen 
Fragen  der  Berggesetzgdinng.  Unsere  Partei  rollte  die  Gemeingefährlichkeit 
der  Zechenlegerei  auf;  ihr  blieb  es  vorbehalten,  die  verheerenden  Wirkungen 
der  Wurmseuche  und  die  Schuldigen  an  der  Einschleppung  der  Seuche  vor  dem 
Volke  zu  enthüllen;  ihr  fiel  die  Aufgabe  zu,  die  wahren  Ursachen  des  Riesen- 
Streiks  im  Ruhrgebiet  der  R^emng  ankkigend  ins  Gesicht  zu  sagen,  während 
das  Zentrum  —  wie  auch  bei  der  Zechenlegerei  —  sich  bemühte,  den  Reichs- 
tag auszuschalten,  der  Regierung  den  Rückzug  in  den  Landtag  zu  ermöglichen, 
Die  Sozialdemokraten  traten  als  die  ersten  auf  den  Plan  mit  wohlbegründeten 
Anträgen  auf  Inauguncrung  einer  gemeinnützigen  Reichsberggesetzgebung;  sie 
werden  nch  auch  gewiss  durch  kein  Komödienspid  abhalten  lassen,  nicht  nur 
den  reichsgesetzlidien  Bergarbeitersdiutz,  sondern  auch  die  Reditsfragen  nach 
der  Ausbeutung  der  dem  Volke  gehörenden  Mineralscfaatze  auf  die  Tages- 
ordnung des  Reichstages  zu  setzen.  Das  Volksinteresse  will  es !  Ungemein 
wuchtiges  Material  zur  Begründung  der  sozialistischen  Forderung  Expropria- 
tion der  Expropriateure  I  ist,  wenn  auch  wider  den  Willen  der  Interessenten, 
von  ihnen  niedergelegt  worden  in  den  Akten  des  Abgeordnetenhauses^und 
des  Herrenhauses.  Sonnenklar  ist  die  UumSglidikeit  geworden,  auch  ferner 
noch  die  Interessen  der  Hunderttausende  von  Bergarbeitern  und  der  an  der 
gemeinnützigen  Hebung  ihrer  Mineralschntzc  hnchinteressierten  Nation  der 
Verwüstung  durch  das  Drciklassenparlament  zu  überlassen.  In  der  Bergwcrks- 
industrie  sand  die  Vorbedingungen  des  Sozialismus  besser  erfüllt,  als  irgendwo 
sonst  Die  Sozialdemokratie  hat  darauf  hinzuarbeiten,  ihn  hier  zur  Tat  zu 
machen. 
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ER  Ausfall  der  bayrischen  Landtagswahlen,  in  ik-ricn  das 
Zentrum  ganz  nahe  an  die  absolute  Mehrheit  herangekommen  ist, 
hat  in  der  Presse  aller  Partei richtungen  Anlass  zu  Auseinander- 
setzungen gegeben,  wobd  der  zwischen  dem  Zentrum  und  der  Sozial- 
demokratie abgeschlossene  Kompromiss  die  Hauptrolle  spielte.  Die 
liberale  Presse  tut  so,  als  hätte  die  bayrische  Sozialdemokratie  durch  diesen 
Kompromiss  ein  Verbrechen  am  Fortschritt  begangen.  Auch  innerhalb  der 
Sozialdemokratie  scheint  man  mit  der  Taktik  unserer  bayrischen  Genossen 
nicht  überall  einverstanden  zu  sein. 
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AN  «dl  lasst  sich  gegen  ein  Zusammengehen  der  Sozialdemokratie  mit  einer  bür- 
gerlichen Partei  vom  sozialdemokratischen  Standpunkt  aus  nichts  einwenden,  so- 
fern dieses  Zusammcn^clion  nur  zu  einem  l>estimniten,  der  Sozialdemokratie  Er- 
folg versprechenden  Zwecke  stattfindet.  Darüber,  dass  Kompromisse  mit  bürger- 
lichen Parteien  zur  Erreichung  eines  ganz  bestinunten  Zieles  keine  Verletzung' 
sozialdemokratischer  Prinzipien  sind,  ist  man  sidi  nachgerade  ebenso  klar,  wie 
darüber,  dass  die  Sozialdemokratie  durch  diese  Taktik  nicht  notwendigerweise 
in  den  bekannten  Sumpf  geraten  niuss.  In  der  Welt  der  Realitäten  i^eht  es 
nun  einmal  nicht  ohne  Kompromisse  ab.  Fraglich  kann  es  also  im  vorliegenden 
Falle  nur  sein,  ob  die  Sozialdemokratie  mit  dem  Zentrum,  als  einer  der  reaktio- 
närsten Parteien,  die  wir  haben,  zusammengehen  durfte. 
DER  Kompromiss  zwischen  Zentrum  und  Sozialdemokratie  in  Bayern  wurde 
zu  dem  Zwecke  abgeschlossen,  um  eine  Zweidrittelmehrheit  für  die  Ein- 
führung des  direkten  Wahlrechts  zum  bayrischen  Landtag  zu  erhalten.  Wer 
die  Verhältnisse  kennt,  weiss,  dass  ohne  diesen  Kompromiss  dieses  Ziel  in 
Bayern  woM  sdiwerlich  in  absehbarer  Zeit  erreicht  worden  wäre.  Ob  das 
Zentrum  aus  Prinzip  oder  aus  Gründen  der  ZwedmiässiglKit  ffir  die  Ein- 
führung des  direkten  Wahlsystems  an  Stelle  des  indirekten  eintritt,  kann  der 
Sozialdemokratie  gleichgültig  sein.  Von  den  Motiven,  welche  die  verbündete 
Partei  leiten,  kann  in  solchen  Fallen  zunächst  abgesehen  werden.  Dass  das 
Zentrum  nicht  aus  prinzipiellen  pründen  für  das  direkte  Wahlrecht  eintrat, 
wussten  unsere  bayrischen  Genossen  überdies  ebenso  gut,  wie  diejenigen,  die  sie 
darauf  besonders  aufmerksam  machen  zu  müssen  glaubten.  In  Baden  hat 
man  während  zweier  Jahrzehnte  einen  ähnlichen  Kampf  geführt,  wenn  es 
auch  dort  nicht  gerade  zu  direkten  .Abmachungen  zwischen  Zentnmi  und 
Sozialdemokratie  gekommen  ist.  Wenn  darauf  hingewiesen  wird,  dass  durch 
diese  Taktik  der  Sozialdemokratie  das  Zentrum  eine  Starke  erhielt,  auf  die 
es  andernfalls  kaum  hätte  hoffen  können,  so  ist  das  jedenfalls  nicht  zutreffend. 
Das  Zentrum  wäre  schliesslich  auch  aus  eigenen  Kräften  zur  selben  Macht- 
stellung gelangt.  In  Baden  hat,  wie  schon  erwähnt,  die  Sozialdemokratie 
niemals  .sich  mit  dem  Zentrum  verbündet,  und  trotzdem  wird  dieses  bei  den 
kommenden  Landtagswahlen  sich  nahezu  die  selbe  Position  aus  eigener  Kraft 
erobern,  die  jetzt  das  bayrische  Zentrum  sieh  mit  Unterstützung  der  Sozial- 
demokratie errungen  hat.  Nicht  die  Sozialdemokratie,  sondern  der  Liberalis- 
mus trägt  die  Schuld  an  diesem  .Anwachsen  des  Zentrums.  W.ire  der  Libe- 
ralismus sich  auch  nur  halbwegs  seiner  historischen  Mission  bewusst  gewesen, 
dann  hätte  es  weder  in  Bayern,  noch  in  Baden  so  weit  kommen  können.  In- 
dem der  Liberalismus  nicht  den  Ast  absägen  wollte,  auf  dem  er  glaubte  fest 
und  sicher  zu  sitzen,  hat  er  dem  Zentrum  scharenwdse  die  Wähler  zugetrieben. 
Das  Zentrum  versteht  sich  auf  die  Demagogie,  und  wo  es  sich  das  Mäntelchen 
der  Volksfreundlichkeit  und  des  politischen  Fortschritts  umhängt,  fällt  es  ihm 
nicht  schwer,  grosse  Wählermassen  um  seine  Fahne  zu  sanuncln.  Der  Libera- 
lismus hat  dem  Zentrum  diese  Arbeit  wirklich  leicht  gemacht  Wo  und  wann 
immer  es  sich  um  die  Erringung  besserer  Volksrechte  handelte,  hat  der  Libera- 
lismus versagt.  Kein  Wunder,  dass  das  Vertrauen  des  Volkes  zu  diesem 
Liberalismus  irniner  mehr  ins  Schwinden  gekommen  ist.  In  Baden  ging  der 
Liberalismus  in  ikii  achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhimderts  so  weit,  das 
aus  den  Zeilen,  da  Baden  mit  einigem  Recht  den  Titel  Libcraier  Musterstaat 
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führte,  stammende  Gemeindewahirecht  ZU  verschlechtern;  dazu  kam  seine  ab- 
Idmende  Haltung  gegenfiber  der  Fordeniiig  auf  Einlfilining  des  dirdcten  Wahl- 
redbits  fnr  den  Landtag  und  schliesslich  noch  der  Kulturkampf  mit  den  denk- 
bar ungeeignetsten  Mitteln.  Unter  solchen  Umständen  musste  es  so  kom- 
men, wie  es  gekommen  ist.  Auch  wenn  die  Sozialdemokratie  eine  andere 
Taktik  befolgt  hätte,  wäre  das  Resultat  das  nämliche  gewesen,  nur  mit  dem 
Uitterschied,  dass  das  Zentrum  dann  von  nch  hatte  lagen  kfinnen,  die  Ein- 
führung der  dirdcten  Wahl  sei  ihm  allein  au  verdanken. 
IN  Baden  haben  sich  infolge  der  Einführung  der  direkten  Wahl  die  politischen  Ver- 
hältnisse geändert,  und  die  Konstellation  der  Parteien  zu  einander  ist  eine  ganz  an- 
dere geworden,  als  sie  beim  indirekten  Wahlrecht  war.  Das  selbe  wird  in  Bayern 
der  Fall  sein,  sobald  die  Frage  der  Verfassungsreform  ihre  Erledigung  gefun- 
den hat.  Darfiber  war  und  ist  kein  emsthafter  Politiker  jemals  im  Zweifel 
gewesen.  Wo  die  Sozialdemokratie  nicht  in  die  Notwendi|^eit  versetzt  wird, 
Kompromisse  mit  bürgerlichen  Parteien  abzuschliessen,  tut  sie  es  nicht.  Unter 
dem  direkten  Wahlrecht  besteht  diese  Notwendigkeit  zunächst  nicht,  womit 
nicht  gesagt  sein  soll,  dass  sie  sich  unter  bestimmten  Verhältnissen  nicht 
auch  beun  dirdden  Wahlredit  ergeben  kSnnte. 

WIE  die  Verhältnisse  in  Bayern  sich  nach  der  Einfuhrung  der  dirdcten  Wahl 

entwickeln  werden,  vermag  ich  nicht  zu  beurteilen,  da  mir  die  spezifisch 
bayrischen  Verhältnisse  zu  wenig  bekannt  sind.  Ich  glaube  jedoch,  wesentlich 
anders,  als  in  Baden,  werden  sie  sich  nicht  gestalten.  Der  liberale  Block, 
den  wir  auch  in  Baden  erstmals  in  Aktion  treten  sehen,  wird  Fiasko  machen. 
Um  das  vorherzusehen,  bedarf  es  keiner  Prophetengabe.  In  Bayern  hat  er 
adion  ein  grOndllcfaes  Fiasko  gemacht.  Ein  UberäUr  Block,  der  nicht  kon- 
sequent auf  der  Basis  eines  wirklich  liberalen  Programms  steht»  uad  der  nidlt 
alle  seine  Kandidaten  vor  ihrer  Aufstellung  auf  Herz  und  Nieren  prüft,  kann, 
so  wie  die  Dinge  sich  entwickelt  haben,  nicht  mehr  auf  Erfolg  rechnen.  Die 
Zeit,  da  die  W^ähler  sich  mit  leeren  Versprechungen  und  mit  den  sogenannt 
luttionaUn  Phrasen  haben  dfipieren  lassen,  ist  ffir  den  Liberalismus  endgültig 
▼orbei.  Einstweilen  wollen  das  die  Führer  des  Liberalismus  noch  nicht  ein- 
adien.  Obwohl  sie  sich  über  die  Situation  keineswegs  unklar  sind,  können  sie 
sich  zu  dem,  was  einzig  und  allein  noch  cinigermassen  Hoffnung  auf  Rettung 
vor  dem  gänzlichen  Zusammenbruch  des  Liberalismus  verspricht,  nicht  ent- 
schlsessen.  Vorerst  versuchen  sie  es  noch  mit  der  alten  Taktik.  Unter  solchen 
Umständen  bleibt  der  Sozialdemokratie  nidrts  fibrig,  als  da»  Ltberalismus  sd- 
nem  Schicksal  zu  überlassen.  Es  ist  das  auch  für  die  Sozialdemokratie  eine 
keineswegs  erfreuliche  Situation,  solange  sie  selbst  noch  einen  sr)  geringen 
parlamentarischen  Einfluss  besitzt.  Denn  hierüber  darf  man  sich  keiner  Täu- 
schung hingeben,  dass  das  Zentrum  die  ihm  günstige  Situation  nach  Kräften  für 
sich  md  sdne  Ziele  auszunutzen  bestrebl  sein  wird,  in  Bayern  ebenso,  wie  in 
Baden.  Auch  hier  ist  die  Gefahr  des  Zustandekommens  einer  klerikal- 
konservativen  T^andtagsmchrhcit  keine  gerinire.  Was  eine  solche  Mehrheit 
bedeutet,  braucht  hier  nicht  des  näheren  In  sprochcn  zu  werden.  Wenn  dann 
auch  nicht  alle  liberalen  Errungenschaften  beseitigt  werden,  so  wird  das  Zentrum 
mit  den  Konservativen  doch  bestrebt  sein,  so  viel  Rüdcwärtserd,  als  nur  irgend 
mSglich,  zu  verwirklidien.  Und  das  namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Schule. 
Zwar  haben  die  Fuhrer  des  Zentrums  in  Baden  noch  auf  dem  letzten  Land- 
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tag  erklart,  dass  sie  ück  mit  der  Simultaiudiule  abgefnnden  hätten.  Indes, 

abgesehen  davon,  dass  eine  Simultanschule,  mit  der  das  Zentrum  sich  abfindet, 
wahrlich  nicht  das  Ideal  einer  Schule  ist,  wird  das  Zentrum  in  dem  Augen- 
blick, wo  es  sich  stark  genug  fühlt,  die  Konfessionsschule  wieder  zurück- 
zuerobern suchen.  Das  Zentrum  passt  als  realpolitische  Partei  seine  Taktik 
ganz  und  gar  den  Zwecken  an,  die  es  im  Aoge  hat  Es  geriert  sich  fiberall 
dort  fortschrittlich  und  volksfreundlich,  wo  es  ihm  von  Vorteil  ist.  Es  hSrt 
aber  sofort  damit  auf,  wo  es  ihm  nicht  mehr  notwendig  erscheint. 
DIE  Sozialdemokratie  kann  und  wird  sich  also  über  das  Zentrum  und  seine 
Ziele  nicht  täuschen.  Allerdings  geht  sie  bei  der  Beurteilung  der  Zentrums- 
gefahr  von  ganz  anderen  Gesichtspunkten  ans,  als  die  antttiltnunontane  Ver- 
einigung, die  sich  neuerdings  den  Kampf  gegen  das  Zentrum  'Zum  Ziele 
gesetzt  hat.  Gewiss  vertritt  das  Zentrum  eine  Weltanschauung,  die  dem 
Fortschritt  auf  allen  Gebieten,  vornehmlich  aber  auf  geistigem  und  kulturellem, 
wie  ein  grosses  Bleigewicht  am  Bein  hängt.  Aber  soweit  diese  Weltanschauung 
in  mittelalterlichen  päpstlichen  Bullen  und  im  SyUabus  begründet  ist,  ist  ihre 
Gefahr  keine  so  grosse,  wie  sie  die  Hoensbroech  und  Boehtlini^  an  die  Wand 
malen.  Die  Zeit  der  brennenden  Scheiterhaufen  und  der  Hexenprozesse  kommt 
nicht  wieder.  Mit  den  aus  solchen  historischen  Dokumenten  hergeholten 
Argumenten  kann  man  dem  Zentrum  nicht  beikommen.  Die  ("lefahr  des  Zen- 
trums liegt  auf  einem  ganz  anderen  Gebiete,  als  dem  der  positiven  Ver- 
wirklichung der  von  ihm  letzten  Endes  erstrebten  Ziele.  Nicht  das  Positive 
der  ultramontanen  Weltanschauung  ist  das,  was  droht,  sondern  die  nega- 
tive Herrschaft  dieser  Partei :  der  Verlust  dessen,  was  wir  infolge  des  Ein- 
flusses der  selben  an  Entwickelung  nicht  erleben,  bis  diese  Herr- 
schaft wieder  gebrochen  ist.  Für  Deutschland  zumal  ist  diese  Gefahr  keine 
geringe,  und  niemand  hat  mehr  Ursache,  sie  scharf  im  Auge  zu  behalten, 
als  die  Sozialdemderatie.  Diese  Gefahr  ist  Ober  das  thecnetische  Stadium 
hinausgewachsen,  sie  ist  von  grosser  aktueller  Bedeutung.  Das  Zentrums- 
problem  fängt  an,  brennend  zu  werden. 

UNSERE  zerfahrenen  politischen  Verhältnisse  in  Deutschland  sind  nicht 
zuletzt  auf  den  grossen  Einfluss  des  Zentrums  zurückzuführen.  Im  Reichs- 
tag ist  dieser  Einfluss  ausschlaggebend,  und  er  wird  es  um  so  mehr,  je 
grösser  der  Einfluss  dieser  Partei  in  den  Landtagen  der  grossen  süddeutschen 
Bundesstaaten  wird.  Solange  das  Zentrum  diese  Rolle  spielt,  wird  keine 
einzige  der  grossen  Fragen  eine  prinzipiell  klare  und  bestimmte  Lösung  fin- 
den, auf  dem  politischen  Gebiete  so  wenig,  wie  auf  dem  wirtschaftlichen. 
Daneboi  bestdit  fortgesetzt  die  Gefahr,  dass  auf  geistigem  und  knlturdlem 
Gebiete  mehr  rfickwärts,  denn  vorwärts,  gearbeitet  wird.  Bei  der  heterogenen 
Zusammensetzung  der  Anhängendiaft  des  Zentrums  ist  es  ganz  und  gar  aus- 
geschlossen, dass  diese  Partei  eine  prinzipiell  klare  und  bestimmte  Stellung 
zu  den  grossen  Fragen  der  praktischen  Politik  einnimmt.  Alle  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Interessen  werden  bei  ihm  den  kirchlich-katholischen 
untergeordnet  Es  geriert  sich  politisdi  radikal  oder  reaktionär,  je  nachdem  es 
den  kirchlich-katholischen  Interessen  förderlich  ist  oder  nicht.  Alles  ist  infolge- 
dessen beim  Zentrum  Geschäft.  Dabei  verfügt  das  Zentrum  über  eine  Orga- 
nisation, welche  die  aller  anderen  Parteien  hinter  sich  lässt.  Die  katholischen 
Geistlichen     sind     fast     durchweg     nicht     nur     die     Agitatoren,  son- 
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dem  auch  die  Organisatoren  der  Zentrumspartei.  In  Baden  ste- 
hen katholische  Geistliche,  die  sich  dem  Zentrum  nicht  als 
Agitatoren  und  Organisatoren  zur  Verfügung  stellen,  auf  der  Liste  der  VtT" 
dächtigen.  Ist  doch  das  Zentralkomitee  der  badischen  Zentrumspartei  schon  so 
weit  gegangen,  an  die  sämtlichen  katholischen  Pfarrämter  des  Landes  ein 
Zirkular  zu  senden,  in  welchem  die  Geistlichen  aufgefordert  werden,  von  der 
Kanzel  herab  für  die  Zentnunspresse  nnd  gegen  die  knakoUkenfein^ehg  Presse 
za  agitieren  und  über  die  Erfolge  Bericht  an  das  Komitee  gelangen  au  lassen. 
Auf  diese  Weise  wird  eine  indirekte  Kontrolle  über  die  politische  Tätigkeit 
der  katholischen  Geistlichen  geübt.  Dazu  kommt  fernw,  dass  die  Kirche  viel- 
fach als  Versammlungslokal  der  Zentrumspartei,  und  die  Soimtagspredigt  zur 
politischen  Propaganda  missbraucht  wird.  So  verfügt  das  Zentrum  über  einen 
Agitationsapparat,  wie  keine  andere  Partei. 

ANGESICHTS  dieser  Situation  muss  man  sich  darüber  klar  sein,  dass  die 
Gefahr  des  Zentrums  k.ine  geringe  ist,  und  dass  der  Kampf  gegen  das  Zentrum 
alle  unsere  Kräfte  für  die  nächsten  Jahre  beanspruchen  wird.  Auf  die  Libe- 
ralen ist  in  diesem  Kampfe  bis  auf  weiteres  kein  Verlars.  Deren  Mittel  im 
Kampf  gegen  das  Zentrum  sind  untauglich  und  weit  mdir  geeignet,  diesem 
XU  nutzen,  als  au  schaden.  Auf  einem  der  wichtigsten  Gebiet^  dem  einer 
konsequenten  Schulpolitik,  versagen  sie  vollständig.  Um  so  mdUT  ist 
es  die  Pflicht  der  Sozialdemokratie,  hier  mit  ihrer  Propaganda  einzusetzen. 
Aber  auch  auf  allen  anderen  Gebieten  praktischer  politischer  Tätigkeit 
muss  die  Sozialdemokratie  mit  gutem  Beispiel  vorangehen.  Mit  der  Nega- 
tion des  Bestehenden  ist  es  hier  wirklich  nicht  getan.  Die  Massen  der  Wähler 
lassen  sich  auf  die  Dauer  nidit  mit  Theoriecn  abspeisen.  Auf  einem  gegebenen 
Punkte  der  Entwickelung  muss  die  Sozialdemokratie  praktische  Politik  treiben, 
das  heisst  im  Anschluss  an  das  Bestehende  das  selbe  fortzuentwickeln  versuchen, 
will  sie  sich  nicht  zum  Mitschuldigen  an  der  Vcrlangsamung  der  Entwickelung 
machen.  Etwas  weniger  Ereiferung  fiber  den  Generalstrdk  als  letztes  Mittd 
im  Kampfe  g^;en  die  Klassenherrschaft,  und  etwas  mehr  6escfaäftigui%  mit  den 
Fragen,  die  zurzeit  als  die  dringenderen  zu  betrachten  sind !  Schliesslich  kommt 
die  Sozialdemokratie  um  die  Behandlung  der  Fragen  der  praktischen  Politik 
doch  nicht  herum.  Die  Verhältnisse  sind  stärker,  als  gewisse  Theorieen,  die 
uns  heute  daran  hindern,  unsem  Einfluss  in  der  Weise  geltend  zu  machen,  wie 
dies  tatsachlidi  möglich  wäre.  Die  kapitalistische  Gesellschaft  ist  noch  nicht 
am  Ende  ihres  Lateins,  und  der  Sozialdemokratie  harren  auf  politischem 
Gebiete  grosse  Aufgaben,  die  sie  nicht  vernachlässicfcn  darf,  ohne  sich  selbst 
und  den  Interessen  derjenigen  zu  schaden,  für  welche  sie  in  erster  Linie 
kämpft. 

DIE  Politik  des  Zentrums  wird  uns  zwingen,  so  zu  handeln,  wie  die 

Verhältnisse  es  gebieten,  das  heisst  uns  einstweilen  weniger  um  den  Zusam- 
menbruch der  kapitalistischen  Gesellschaft  und  um  die  letzte  grosse  Ent- 
scheidung, als  vielmehr  um  die  Dinge  zu  bekümmern,  die  bis  auf  weiteres  viel 
wichtiger  sind.  Noch  sind  wir  die  Minderheit,  aber  doch  schon  eine  solche, 
die  beachtet  werden  muss,  wenn  wir  uns  nldtt  von  dnem  Dogma  beeinflussen 
lassen,  das  nur  ans  einer  Tendenz  heraus  konstruiert  ist,  von  der  es  nichts 
weniger  als  sicher  ist,  dass  sie  sich  durdisetzen  muss. 
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N  der  Sozialpolitik  ist  es  still  jj^cwordcn.  Die  grossen  Aufgaben 
hält  die  Regierung  für  gelöst,  und  in  weiter  Feme  schwebt  nur 
nodi  das  unklare  Büd  einer  Waisen-  und  Witwentwterstutxun^. 
DarQber  hinaul  sind  neue  grundlegende  Prajdcle  nidit  aalgetauchL 
Man  begnügt  sich  damit,  an  dem  Vorhandenen  zögernd  kkine 
Neuerungen  vorzunehmen,  hält  aber  behutsam  inne,  wenn  der  Unwille  preusst- 
schcr  Junker  oder  kapitalistischer  Machthaber  es  gebietet.  Da,  wo  zu  einer 
Reform  in  grösserem  Stile  Gelegenheit  gewesen  wäre,  bei  der  Novelle  zum 
preutaaschen  Berggesetz,  versagte  das  preussische  Dreiklassenparlament»  wie 
«och  die  R^emng  nur  zu  einer  schwächliclien  Aktion  gedrängt  werden 
konnte. 

SOZIALPOLITISCHE  Reformen  müssen  mit  der  kapitalistischen  Entwicke- 
lung  Schritt  halten,  nicht  hinter  ihr  zurückbleiben.    Gegenüber  dem  rapiden 
Attfstiegr  des  Kapitaltsnnis,  der  grossen  Machtentfaltung  der  KarteOe  ist  die 
Sozialpolitik  im  Schneckengang  dahingeschlichen.  Die  kapitalistische  Eatwicke- 
lung  offenbart  fortgesetzt  neue  Schäden,  und  sie  befestigt  und  erweitert  die 
alten.    Will  die  Gesetzgebung  einmal  zupacken,  so  suchen  sich  die  Ange- 
griffenen unter  grossem  Hallo  geschickt  zu  entwinden,  und  die  besten  Ar- 
beiterschutzvorschriften bleiben  tjhnt  die  nötige  strenge  Durchführung.  Grosse 
Arbettermassen  werden  heute  ganz  nach  Bedarf  hin  und  her  geschleudert. 
Bald  reisst  man  Tausende  von  Bewohnern  des  platten  Landes  als  Saisonarbeiter 
auf  Monate  aus  der  Familie  heraus,  um  sie  dann  wieder  zurückzustossen, 
wenn  ihre  Arbeitskraft  überflüssig  geworden   ist ;   grosse   Massen  hat  die 
Eisen-,  Hütten-  und  Bergwerksindustrie  in  Distrikte  gezogen,  die  für  das 
Unterkommen  einer  so  riesig  anwachsenden  Bevölkerung   keine  Voraus- 
setzungen boten.   Dann  wieder  ist  die  Lebenslihigkeit  ganzer  Gemeinden  in 
Frage  gestellt  worden,  weil  die  Ausbeute  der  Gruben  den  Kapitalisten  nicht  den 
genügend  hohen  Gewinn  versprach,  der  Betrieb  eingestellt  und  Tausende  von 
Arbeitern  existenzlos  wurden.    Das  schädliche  System  der  Heimarbeit  hat 
immer  weitere  Kreise  gezogen.   Um  sich  den  sehr  massigen  Anforderungen 
des  Arbeitersehutzes  zu  entzidien,  haben  es  die  Industriellen  der  Betriebe^ 
wo  grosse  maschinelle  Hilfsmittel  nicht  in  Anwendung  kommen,  für  yorteil- 
haft  gehalten,  die  Produktion  in  die  Heimarbeit  zu  verlegen,  weil  in  diesen 
Schlupfwinkel  kapitalistischer  Ausbeutung  keine  behördliche  Kontrolle  dringt 
tmd  durch  das  verderbliche  Zwischenmeistersystem  die  Lohndrückerei  um  so 
Äacfahaltiger  getrieben  werden  kann.    Wire  diesem  Beginnen  beiaeiten  Eui- 
halt  geboten,  dann  hätte  sich  das  Übel  nicht  so  einnisten  können,  wie  es 
jetzt  geschehen  ist.    Man  hat  dem  Treiben  ruhig  zugesehen,  ohne  dem  wirt- 
schaftlich Schwachen  einen  genügenden  Schutz  zu  bieten.    Leider  handelt  es 
sich  hier  um  Arbeiterschichten,  denen  auch  die  Gewerkschaft  nichts  bieten 
konnte,  weil  in  diesen  Berufskreisen  die  Organisation  nicht  die  genügende 
Festigkeit  besass. 

DIE  bürgerlichen  Parteien  glauben,  in  der  Sozialpolitik  sei  der  Zeitpunkt 
gekommen,  gestützt  auf  die  grossen  Reformen,  behaglich  sich  auszuruhen.  In 
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der  Sozialpolitik  bedeutet  aber  der  Stillstand  einen  Rückschritt,  und  die  zag- 
haft ausgeführten  kleinen  Reformen  sind  Reparaturen  au  altem  Material.  Man 
Icann  behaupten,  dass  auf  dem  Gdnete  des  gewerbUchen  Arbetterschuttes  die 
Regierung  kaum  weiteres  wagt;  als  allgemein  eingdmrgerte  Verhältnisse  zu 

befestigen. 

DEM  lostündigen  Normalarbeitstag  gegenüber  verhält  man  sich  ab- 
lehnend, obwohl  in  der  Industrie  nur  noch  ein  prozentual  geringer  Teil  der 
Arbeiter  über  lo  Stunden  arbeitet  Sdbst  im  Handwerk  ist  der  Zehnstunden- 
tag  von  den  Gewerkschaften  vielfach  fiberholt.  Eine  Statistik  der  Tarif- 
verträge, die  im  vorigen  Jahre  vom  reichsstatistischen  Amt  herausgegeben 
wurde,  wies  nach,  dass  von  600  Tarifen  544  =  91,1  %  die  Vereinbarung  einer 
lostündigen  und  geringeren  Arbeitszeit  enthielten;  nur  53  Tarife  =  8,94  %, 
gingen  über  diese  Grenze  hinaus.  Die  Frage  der  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit für  weibliche  Arbeiterinnen  von  11  auf  10  Stunden  hat  im  Jähre  190a 
zu  eingehenden  Ermittelungen  der  Fabrikinspdctoren  geführt.  Danach  ergab 
sich,  dass  von  814  560  Arbeiterinnen  86  191  =  10,6  %  eine  Arbeitszeit 
von  9  Stunden  und  weniger  hatten;  bis  zu  10  Stunden  arbeiteten  347814 
Arbeiterinnen,  das  sind  43,7  und  379555  Arbeiterinnen  (46,7  hatten 
«ine  Aibeitssteit  über  10  Stunden.  Von  den  379555  Arbeiterinnen,  die  über 
10  Stufen  arbeiten,  entfallen  nahezu  zwei  Dritld  auf  die  Textilindustrie.  Von 
den  Fabrikinspdctoren  haben  sich  auf  Grund  ihrer  Wahrndunungen  84  für 
«ine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ausgesprochen,  18  lehnten  eine  gesetzliche 
Regelung  ab.  Die  Ermittelungen  haben  mithin  ergeben,  dass  die  Mehrzahl  der 
Arbeiterinnen  bereits  eine  lostündige  und  geringere  Arbdtszeit  haben.  Nur 
in  der  Textilindustrie  sind  von  348538  Arbdterinnen  nodi  246765  fiber 
10  Stunden  beschäftigt.  Die  Regierung  scheut  aber  vor  dem  Seluitt  zurück, 
der  Textilindustrie  den  Zehnstundentag  zu  dekretieren;  sie  wird  warten,  bis  die 
Gewerkschaft  durch  schwere  Kämpfe  den  Starrsinn  der  Unternehmer  bricht. 
Noch  ablehnender  ist  das  Verhalten  der  Regierung  zu  dem  Zehnstundentag 
in  der  gesamten  Industrie  und  dem  Gewerbe. 

DIE  Frage  verschwindet  nicht  mehr  von  der  Tagesordnung.  Dem  Drin> 
gen  der  Arbdter  wird  nachgegeben  werden  müssen,  aber  zu  einer  Zeit,  wo 
die  in  ihrer  Organisation  fortgeschrittenen  Arbeiter  kein  Interesse  mehr  daran 
haben,  sondern  durch  Verträge  und  Vereinbarungen  längst  eine  Arbeitszeit 
unter  10  Stunden  erreicht  haben.  Wie  köimen  die  herrschenden  Partden 
l^uben,  dass  sie  mit  solchem  Arbdterschutz  der  Arbdtetschaft  imponieren? 
Die  Rdfonn  hat  gar  nicht  mehr  den  Wert,  dass  sie  von  den  Arbeitern  als 
eine  wesentliche  Hilfe  betrachtet  werden  könnte. 

DIE  Arbeiterschicht,  die  noch  über  10  Stunden  sich  müht  und  plagt,  ist  nicht 
die  hochstehende,  fortgeschrittene;  sie  hat  kaum  die  Bedeutung  sozialpolitischer 
Massnahmen  erfasst.  Das  könnte  schon  anders  werden,  wenn  die  Regierung 
weiter  ausholte  und  fiber  die  Kämpfe  der  Arbeiter  hinaus  den  Sstnndigen 
Arbeitstag  festsetzte,  um  zu  zeigen,  dass  sie  wohlbegründeten  Ansprüchen  der 
Arbeiter  Geltung  verschaffen  will.  Aber  nicht  einmal  in  den  eigenen  Be- 
trieben des  Staates,  die  Musterbetriebe  sein  könnten,  geht  man  zu  einer  sol- 
chen Einschränkung  der  Arbdtszdt  über.  Im  Gegentdl,  man  mäht  sich, 
nacfazuwdseo,  welchen  schweren  Schaden  die  Industrie  bd  dner  Verkürzung 
der  Arbdtszdt  erldden  wfirde.    Ffir  die  Unzulanglicfakdt  dieser  B^ewds- 
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führung  bietet  ein  interessanter  Versuch  der  amerikanischen  Regierung  ein 
treffendes  Beispiel.  Der  amerikanische  Handelsminister  hatte  an  24  Unter» 
nehmer,  die  in  grösserem  Umfange  Staatsarbeiten  ausführten,  die  Anfrage 
gerichtet,  wie  sie  sich  zur  Einführung  einer  Sstfindigen  Arbeitszeit  verhalten 
würden.  Die  Hälfte  der  Befragten  erklärte  darauf,  dass  sie  bei  einer  solchen 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  Staatsaufträge  ablehnen  müsstcn.  Damit  begnügte 
sich  der  Minister  nicht,  sondern  er  ging  zu  einem  praktischen  Versuch  über, 
för  den  die  Sdüffsbanindtastrie  ausgewählt  wurde.  Man  liess  auf  einer  Privat- 
werft, auf  der  die  lostündige  Arbeitszeit  üblich  ist,  und  in  der  Staatswerft» 
die  eine  Sstündige  Arbeitszeit  innehält,  den  Rumpf  zweier  gleicher  Schlacht- 
schiffe herstellen.  Technisch  standen  die  Betriebe  sich  gleich.  Es  ergab  sich 
nun,  dass  die  Arbeit  bei  der  gleichen  Arbeiterzahl  auf  der  Privatwerft  in 
568  Tagen  und  auf  der  Stastswerft  in  570  Tagen  fertiggestellt  wurde.  Der 
Versuch  war  mithin  geradezu  glänzend  ausgefallen.  Die  Zahl  der  Arbeits- 
stunden betrug  auf  der  Staatswerft  X  808  240,  auf  der  Privatwerft  2413888. 
Das  Ergebnis  war  für  die  Regierung  eine  Ermutigiing,  ein  Gesetz  einzu- 
bringen, wonach  hei  Aufträgen  des  Staates  den  Arbeitern  eine  Sstündige 
Arbeitszeit  gewälirt  werden  müsse.  Wir  plagen  uns  in  Deutschland  noch  mit 
dem  Zehnstundeirtag  herum.  An  einen  Achtstundentag  im  Staatsbetridie  wagt 
die  Regierung  gar  nicht  zu  denken. 

DIE  Entwickclung  der  Arbeiter-  und  Unternehnierorcranisatinnen  drängt  zu 
einer  Regelung  des  korporativen  Arbeitsvertrages.  Längst  wäre 
es  Aufgabe  der  Regierung  gewesen,  dieser  Materie  näher  zu  treten.  Der  kor- 
porative Arbeitsvertrag  gewinnt  immer  mehr  an  Bedeutung.  Auf  die  sehr 
unverständigen  Angriffe,  die  diese  VertngspoUtik  der  Gewerkschaften  erfah- 
ren hat,  kann  hier  nicht  eingegangen  werden.  Zum  Beweise  dafür,  dass  die 
Gewerkschaften  auf  dem  rechten  Wege  sind,  genügt  wohl  die  Wiedergabc  der 
Resolution,  die  in  diesem  Jahre  auf  der  Delegicrtcnversammlung  des  Zcntral- 
rerbandes  deutscher  Industrieller,  der  grössten  Scharfmacherclique,  gefasst 
wurde: 

>Der  Zi'iitraherband  deutscher  Industrieller  betrachtt-t  den  Ali^cliluss  VOO  Tarif- 
verträgen zwischen  den  Arbeitgeberorganisatioocn  und  Organisationen  der  Arbeiter 
als  der  deutschen  Industrie  und  tlwer  gedeihlichen  Fortentwtckelung  durchaus 
schädlich.  Die  Tarifverträge  nehmen  dem  c-in^ihun  Arhoitgeber  die  für  sachgemrisse 
Fortführung  jedes  Unternehmens  notwendige  Freiheit  der  Entscliliessung  über  die 
Verwendung  setner  Arbeiter  und  die  1-ohnfcstsetzung,  und  sie  zwingen  die  einzelnen 
Arbeiter  unvermeidbar  unter  die  Herrschaft  der  Arbeiterorganisationen.  Die 
Tarifverträge  sind  darüber  hinaus  nach  der  Überzeugung  des  Zentralverbandes,  die 
durch  die  Erfahrungen  in  England  und  Amerika  vollständig  bestätigt  wird,  schwere 
Hindernisse  des  trrhiii^rlu  n  und  organisatorischen  Fortschritts  der  deutschen  In- 
dustrie. Aus  diesen  Gründen  bedauert  der  Zcntralverband  deutscher  IndustrieUer 
insbesondere  auch  die  Entschliessung  der  königlich  bayerischen  Regierung  vom 
2.  März  1905,  die  den  Abschluss  von  Tarifverträgen  für  wünschenswert  erklärt  und 
die  Förderung  des  Abschlusses  von  Tarifverträgen  als  eine  der  vornehmlichsten 
Aufgaben  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  bezeichnet« 

Heute  führen  die  Gewerkschaften  fortgesetzt  einen  Kampf  um  eine  allge- 
meine Anerkennung  des  Tarifs.  Die  rechtliche  Grundlage  socher  Tarife 
muss  in  höherem  Masse  gewährt  werden,  als  es  heute  geschieht.  Das  heisst 
nicht,  dass  die  Arbeiter  für  eine  Bestrafung  des  Kontraktbruchs  eintreten 
sollen,  wie  das  Beispiel  der  Baugewerbetreibenden  in  Essen  den  Anlass 
geben  konnte;  sondern  es  musste  den  Tarifverträgen  unter  bestimmten  Vor- 


Digitized  by  Google 


Roaotr  tamiDT  •  um  ausujck  auf  db  nächste  zuxuiifT  unserer  btc 


aussetzungen  aOgemeine  Geltung  für  das  gesamte  Gewerbe  ini  Ort,  eioer  Pro- 
Tins  oder  des  Reiches  gegeben  werden.    Der  Vertragsabschluss  mag  gans 

aaf  den  Grundlagen  freier  Vereinbarung  beruhen  bleiben.  Es  gehört  zum  un- 
lauteren Wettbewerb,  wenn  sich  Unternehmer  eines  Industriezweiges  der  Ver- 
pflichtung entziehen,  ihre  Arbeiter  so  zu  entlohnen  und  die  Arbeitszeit  so  zu 
gestalten,  wie  es  im  Berufe  üblich  oder  verembart  ist  Erkürt  sich  ein  erheb- 
licfaer  Teil  der  Beteiligten,  sagen  wir:  die  Majorität,  für  einen  gemeinsam  ab> 
geschlossenen  Vertrag,  so  wäre  die  allgemeine  Geltung,  sei  es  durch  das 
Einigungsamt  des  Gcwcrbegcrichts  oder  eine  andere  staatliche  Behörde» 
auszusprechen.  Für  solche  Aufgabe  fehlt  uns  leider  das  Arbeitsamt. 
UNSEREN  Arbeiterschutzgesetzen  mangelt  sehr  die  Obersichtlichkeit  Wir 
haben  einen  Wust  von  Ausffihrungsvorschriften,  PoltzeiTerordnungen  und 
Bundesratsverordnungen  auf  Grund  des  §  i2oe  der  Gewerbeordnung,  dass 
wohl  nur  wenige  dieses  umf.ing^reiche  Gebiet  beherrschen.  Vor  einij^er  Zeit 
wurde  berichtet,  die  Regierung  habe  die  Absicht,  künftig  allgemeine  Vor- 
^hriften  auf  Grund  des  §  120  e  der  Gewerbeordnung  zu  erlassen,  die  für 
mehrere  Berufe  gldchmässig  Anordnungen  treffen.  Das  Vorhaben  wäre  xu  be- 
grfissen.  Die  Verordnungen  des  Bundesrats  auf  Grund  des  §  laoe  der  Ge- 
werbeordnung haben  üdk  bisher  nur  aui  wenige  Industrieen  beschränkt,  ol>> 
wohl  es  an  Anregungen  aus  dem  Kreise  der  Arbeiter  nicht  mangelte,  auch  in 
anderen  Berufen  endlich  helfend  einzugreifen.  Weiter  ausgeholt  haben  die 
Polizeiverordnungen,  die  auf  Grund  des  §  I30e  der  Gewerbeordnung  erlassen 
sind;  sie  enthalten  oft  ganz  treffliche  Vorsdiriften,  aber  es  mangelt  an  der 
Beaufsichtigung  und  Durchführbarkeit  der  selben.  Es  sollte  auch  möglichst 
vermieden  werden,  solche  Verordnungen  auf  einen  kleinen  Bezirk  zu  be- 
schränken, zum  mindesten  sollten  sie  für  den  Bezirk  einer  höheren  Verwaltungs- 
behörde erlassen  werden. 

HIERBEI  tritt  wieder  der  Mangel  einer  MitbeteUigung  der  Arbeiter  an  der 
Aufsicht  hervor,  das  Fehlen  von  Arbeiterkammem,  in  denen  eine  engere 
Fühlung  mit  den  Verw^altungsbehörden  gepflegt  werden  könnte.  Aber  wann 
werden  diese  Forderungen  der  Arbeiter  in  Erfüllung  gehen?  Wie  ablehnend 
man  der  Vertretung  der  Arbeiter  gegenüberstellt,  bekundete  die  preussische 
Regierung  wieder  bei  der  Erriditm^  des  pr«is^schen  Landesgewerbeamtes. 
Die  Korporationen  der  verschiedensten  Untemdimerkoalitionen  sind  hier  zur 
Vertretung  herangezogen  worden:  Handels-,  Gewerbe-  und  Handwerks- 
kammern; von  den  Arbeitern  ist  gar  nicht  die  Rede  gewesen.  Dabei  soll  das 
Landesgewerbeamt  über  das  Unterrichtswesen  im  Gewerbe  gutachtlich  gehört 
werden  und  Anregungen  auf  diesem  Gebiete  geben.  Sind  in  diesen  Fragen 
die  Arbeiter  nicht  sehr  kompetente  Beurteiler?  Ihr  Ausscheiden  dokumentiert 
die  ganze  Rückst.Hndigkeit  der  sozialpolitischen  Auffassung  im  prcussischcn 
Ministerium.  Vorteilhaft  hebt  sich  dem  fjfc^iifenüber  die  Stellung  des  hessischen 
Handelsministeriums  ab,  das  seit  Jahren  in  solchen  Fällen  auch  Arbeiterver- 
treter heranzieht. 

FÜR  die  Erweiterung  des  Arbeiterschutzes  mai^lt  es  vollkommen  an  einer 
Pflege  internationaler  Beziehungen.  Wie  wenig  kann  das  Er- 
gebnis der  Hemer  Konferenz,  die  in  diesem  Jahre  stattfand,  befriedigen !  Das 

Verbot  der  Verwendung  des  weissen  Phosphors  bei  der  ZGndholzfabrikation  ist 
schliesslich  von  dem  Beitritt  Japans  zu  dem  Cbercinkommen  abhängig  gemacht, 
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und  der  Termin  des  Inkrafttretens  des  Verbots  ist  bis  zum  Jalirc  191 1  hinaus- 
geschoben worden,  während  das  deutsche  Gesetz  am  i.  Januar  1908  in  Kraft 
tritt  Allgemeine  vertragliche  Vereinbanmgeii  soiialpolitiidier  Art  and  von 
der  deutschen  Regierung  zun  erstenmal  im  Anschluss  an  den  Handelsvertrag 

mit  Osterreich-Ungam  eingegangen  worden.    Aber  die  Bestimmungen  l^en 
so  wenig  Verpflichtungen  auf,  sind  so  aI1j:;:ctncin,  dass  der  Vertrag  weit  zurück- 
steht gegen  den,  der  zwischen  der  italienischen  und  tlcr  französischen  Regierung 
abgeschlosen  wurde.    Immerhin  kann  man  e^  bcgrüsscn,  dass  sich  die  euro- 
päische Diplomatie  mit  nfitxlichen  Arbeiten  versucht,  und  wenn  sie  nur  die 
Hälfte  des  Eifers  künftig  anwenden  würde,  den  sie  in  der  Marokkofrage  ver- 
pufft hat,  so  könnten  wir  ein  gut  Stück  vorwärts  kommen. 
AUF  dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  werden  wir  noch  lange 
der  grossen  Reform  harren  können,  die  der  Staatssekretär  Graf  Posadowsky 
in  Aussicht  stellte.    Die  Einsicht  dämmert  nun  auch  in  Regierungskreisen, 
dass  ein  planmässiger  Aufbau  der  Versicherungsgesetze  vollkommen  fdilt  und 
aus  dem  Kunterbunt  etwas  Einheitliches  geschaffen  werden  inuss.   Jetzt  zer- 
brechen sich  die  Baumeister  den  Kopf,  wie  der  Umbau  der  regellosen  Un- 
gcbilde  zu  einem  fest  gefügten  (ianzcn  möglich  ist.    Es  gehört  wirklich  kein 
Scharfblick  dazu,  um  zu  erkennen,  dass  der  von  der  Sozialdemokratie  emp- 
fohlene Weg  früher  oder  später  beschritten  werden  musste.  Nur  durfte  man 
die  sozialpolitische  Einsicht  fordern,  dass  die  Regierung  ihre  Versicherungs- 
gesetze  gleich  auf  dieser  festen  Grundlage  aufbaute.   Aber  nicht  nur  die  Zer- 
splitterung des  Versicherungswesens  deutet  auf  eine  Unklarheit  und  tastende 
Unsicherheit  auf  diesem  Gebiete  der  Gesetzgebung  hin,  sondern  auch  die  innere 
Ausgestaltung  der  einz^iwn  Gesetze,  die  Verwaltung,  das  Ineinandergreifen 
der  einzelnen  Versicherungszweige  lässt  den  Wirrwarr  immer  grosser  werden. 
Vom  Grafen  Posadowsky  ist  im  Reichstag  selbst  darauf  hingewiesen  worden, 
dass  dem  Reichsversicherungsamt  der  organische  Unterbau  fehlt.    Das  Reichs- 
verstcherungsaint  steht  überhaupt  nahezu  vollkommen  isoliert  da.     Ks  fehlt 
ihm  schon  die  Stellung  einer  Reichsbehörde,   da  neben  ihm  die  Landesver- 
sichemngsämter  in  Unfallsachen  die  gleiche  Stellung  einnehmen.  Das  Reichs- 
verstcheningsamt  ist  Aufsichtsbehörde  für  die  Berufsgenossenschaften  und  die 
Ijmdcsversichcrungsanstalten  :  für  die  Krankenkassen  ist  die  Gemeindebehörde, 
für  Hilfskrankcnkassen  die  Polizeibehörde  Aufsichtsinstanz.     Für    die  An- 
spruclie  aus  den  Krankenkassen  sind  die  Verwaltungsgerichtc  entscheidende 
Instanzen,  desgleichen  für  die  Ersatzleistungen,  die  die  Berufsgenossenschaften 
den  Krankenkassen  zu  gewähren  haben,  wenn  der  Verletzte  über  die  13.  Woche 
hinaus  Krankengeld  bezog.   In  den  Krankenkr^sscn  fähren  die  Verwaltung  die 
^'e^s^cherten  und  die  Arbeitgeber,  in  den   Landesvcrsicherungsanstalten  die 
von  der  Gemeinde  oder  dem  Staat  angestellten  Beamten  mit  \  ertretern  der 
Aibeil^  und  Arbeitgeber,  und  in  den  Berufsgenossenschaften  sind  die  Unter- 
n^mer  Htrren  im  Hause.  Die  Landesversicherungsanstalt  hat  dann  noch  die 
Beigabe,  dass  von  der  Gemeindebehörde  mit  Hinzuziehung  gewählter  Vertreter 
der  .•\rl)eitgeber  und  .Xrbcitnchmer  die  Rentenansi)rüche  in  erster  Instanz  ge- 
prüft werden.    Die  Krankenkassen  und  l!ci'uf<q;rnnsscnscliaften  sind  nach  Be- 
rufen organisiert;    die    Landesvcrsicherungsanstalten    in    territorialer  Ab- 
grenzung, die  Krankenkassen  gliedern  sich  weiter  in  Orts-,  Innungs-,  Betriebs-, 
Gemeinde-  und  Hilfskrankcnkassen.    In  diesem  bunt  zusammengewürfelten 
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miti  die  Arbeiter  sidi  zurechtfinden!  In  WirkUchkeit 
wissen  die  gelehrten  Richter  nicht  einmal,  was  ans  den  vielseitigen  Bestimmun- 
gen zu  machen  ist ;  denn  die  Oberverwaltungsgerichte  fassen  die  wider- 
sprechendsten Entscheidungen  in  der  [-"rage  der  Ersatzleistungen  der  Berufs- 
genossenschaften an  die  Krankenkassen.  Läge  es  nicht  nahe,  die  gaiue  Recht- 
sfMrechung  auf  dem  Gebiete  des  Versidierungswesens  den  Schiedsgeriditen  tud 
dem  Reichsversicherungsamt  zu  überweisen?  Allerdings  müssten  dann  die 
Wahlen  der  Beisitzer  aus  den  Kreisen  der  Versicherten  auf  anderer  Gnuid- 
lage  aufgebaut  werden.  Man  kann  sagen,  es  ist  alles  geschehen,  um  den 
Zusammenschluss  dieser  drei  V'ersicherungszweige  so  schwer,  wie  möglich,  zu 
macbqi.  Man  Int  bei  der  ganzen  Gesetzgebung  nie  Rneksidit  darauf  ge- 
nommen, gewisse  Vorbedingungen  für  den  Zusammenschluss  au  sdiaffen.  Vor 
der  Schwierigkeit  des  Problems  mag  wohl  die  Regierung  zurückschrecken; 
deshalb  die  Hinaussetzung  des  Termins  in  weite  Ferne.  Die  Absicht  der  Re- 
gierung, eine  Novelle  zum  Krankenkassengesetz  einzubringen,  sollte  mithin 
nur  in  der  Richtung  zur  Ausführung  kommen,  dass  die  berufliche  Gliederung 
anfgdioben  und  für  die  Zwans^versichemng  nur  eine  Kasse  vorgesehen  wird. 
Damit  wäre  nach  der  Richtung  eines  Znsammensdilusses  des  Versicherungs- 
Wesens  gewirkt. 

\'ERGEGENWARTIGT  man  sich  die  vielen  .Anträge,  die  im  Reichstag  auch 
von  bürgerlichen  Parteien  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  eingebracht 
werden,  so  bot  sieh  der  Regierung  gerade  jetzt  eine  iussertst  günstige  Ge- 
l^enheit,  die  Anttagstdler  beim  Wort  zu  nehmen.  Eine  Regierung,  der 
es  ernst  wäre  mit  der  Sozialreform,  würde  die  Situation  nicht  unbenutzt  vor- 
übergehen lassen.  Indes,  die  Antragsteller  sind  ihrer  Sache  wohl  sicher, 
dass  ihnen  die  Regierung  selbst  bei  ihrer  sehr  bescheidenen  Anforderung  nicht 
die  Ungelegenheit  bereitet,  ihre  Wünsche  ernst  zu  nehmen.  Der  Kapitalismtss 
wird  sich  mit  einer  dem  Verlangen  der  Arbeiter  entsprechenden  Soaialreform 
nie  befreunden,  sondern  die  Soziatreform  nur  widerstrebend  fortführen,  und 
auch  das  würde  nicht  geschehen,  wenn  nicht  in  der  Arbeiterbewegung  der 
^^^ürmiscb^-Mahiier  dahinterstände. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

JUUUS  FRÄSSDORF  -  DIE  SELBSTVERWALTUNG 
DER  KRANKENKASSEN 

EIT  einer  Reibe  von  Jahren  will  das  W-rlangcn  gewisser  Kreise 
nach  Aufhebung  respektive  Einschränkung  der  Selbstverwaltung 
bei  den  Krankeidcassen  nicht  mehr  verstununen;  nach  den  b^mn- 
ton  Verhandlungen  des  preussischen  Landtags  über  den  Bergarbeitef- 

schnts  im  Mai  und  Juni  dieses  Jahres  scheint  sich  dieses  Verlangen 
TU  einer  Regierungsvorlage  zu  verdichten,  die,  wie  wiederholt  behauptet  wird, 
dein  Reichstage  im  Herbst  zugelien  soll.  Der  Ministerpräsident  Graf  (jetzt 
Fürst)  Bülow  führte  am  26.  Mai  im  Abgeordnetenhause  folgendes  aus: 

».  .  .  Der  Herr  Abgeordnete  von  Heydebrand  [hat]  während  der  zweiten  Laung 

der  Vorlage  im  Xanun  «li-r  kcn^frxativcn  Partei  «-rkliirt,  er  könne  es  von  seinem 
Sundpankte  nicht  langer  mit  ansehen,  dass  sozialpolitische  Einrichtungen,  welche 
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geschaffen  wären  7um  Zwecke  der  Versöhnung,  zum  Zwecke  des  Friedens,  aus- 
gebeutet würden  im  Interesse  der  staatsieindlichen  Sozialdemokratie  ISthr  richtig! 
redrtsl.  Meine  Herren,  ich  verstehe  diesen  Standpunkt  Und  idi  gehe  Herrn 
von  Hcydebrand  weiter  zu.  dass  die  Sozialdemokratie  es  leider  verstanden  hat. 
sdbon  bestehende  sozialpohtische  Organisationen,  so  besonders  die  Krankenkassen 
iStkr  ««Ar/  rechts],  zum  Sdiaden  ihrer  sozialen  Bedeutung  für  Pitftdzwecke 
antznbciiten  iSthr  wakri^A 

Im  preussischen  Herrenhause  wurde  Graf  Bnlow  noch  deutlicher;  er  sagte 
da  am  8.  Juni: 

»Ich  erkenne  an,  dass  es  der  Sozialdemokratie  leider  Rellingen  i<;t,  sich  der  Kranken- 
kassen zu  bemächtigen;  ich  erkenne  weiter  an,  dass  dies  zum  grossen  Nachteile 
der  sozialen  Bedeutung  der  Krankenkassen  geschehen  ist.  Ich  erlcenne  ebenso 
an,  dass  sich  hier  Zustände  entwickelt  haben,  die  der  Remcdur  dringend  bedürfen.« 

Bei  dieser  Sachlag^e  dürfte  es  sich  lohnen,  zu  untersuchen:  inwieweit  die 
Selbstverwaltung  bei  den  Krankenkassen  besteht ;  ob  und  inwieweit  sich  die 
Sozialdemokratie  der  Krankenkassen  bemächtigte  und  sie  zu  ihren  Zwecken 
ausatttcte;  wdehe  Wiflnmgen  dadurch  hervorferufen  wurden,  und  welche 
Folgen  die  Beachränkung  der  Selbstverwaltung  zeitigen  wfirde. 
DIE  Selbstverwaltung  ist  statuiert  durch  die  Bestimmungen  des  Kranken- 
vcrsicherunpsgesetzcs  (§§  34  bis  39).  Sie  wird  ausgeübt  durch  den  Kassen- 
vorstand und  durch  die  üencralversammlung,  in  welchen  die  Versicherten  zu 
zwei  Dritteln,  die  beitragszahlendcn  Arbeitgeber  höchstens  zu  einem  Drittel 
Stimmrecht  haben.  Soweit  die  Befugnisse  der  beiden  Organe,  des  Vorstandes 
und  der  Generalversammlung,  nicht  durch  das  Gesetz  ger^elt  sind,  geschidit 
es  durch  das  Kassenstatut.  Das  Statut  bedari  der  Genehmigung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde. 

DIE  Hauptaufgaben  der  beiden  Kassenorgane  sind:  Aufstellung  respektive 
Abänderung  des  Kassenstatuts,  insbesondere  Festsetzung  der  Beiträge,  der 
Hohe  und  des  Umfanges  der  Unterstützungen,  Gewährung  der  Heilmittel, 

Regelung  der  ärztlichen  Behandlung  und  Abschluss  der  dazu  notigen  Ver- 
träge; ferner  Anstellung  von  Beamten  und  Regelung  deren  Verhältnisse  zur 
Kasse.  Wenn  jedoch  die  Kasscnorganc  den  berechtigten  Anforderungen  der 
Versicherten  auf  Gewährung  von  Heilmitteln,  ärztlicher  Behandlung  und 
Krankenhauspflege  nicht  entsprechen,  so  ist  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
gemäss  §  56a  des  Gesetzes  berechtigt,  das  Entsprechende  zu  verordnen.  Wie  in 
solchen  Fällen  mit  der  Selbstverwaltung  umgesprungen  werden  kann,  haben 
die  Vorkonininissc  in  Cöln  und  Leipzig  bewiesen.  Die  Aufsichtshchorilcn 
(untere  Verwaltungsbehörden)  überwachen  die  Befolgung  der  gesetzlichen 
und  statutarischen  Bestimmungen  bei  den  Kassen,  sie  verlangen  Jahresab- 
schlüsse, sind  befugt,  Einsicht  in  alle  Verhandlungen  der  Kasse.  Protokolle  etc. 
zu  nehmen  und  auch  die  Kassen  nach  Belieben  oder  Bedarf  zu  revidieren.  Der 
§  34a  des  Krankenversicherungsgesetzes  verbietet  eine  Besoldung  der  Vor- 
standsmitglieder und  lässt  nur  eine  Entschädigung  für  entgangenen  Arbeits- 
verdienst und  Zeitverlust  zu.  Nach  §  42  haften  die  Mitglieder  des  Vorstandes» 
sowie  die  Rechnungs-  und  Kassenführer  der  Kasse  für  pflichtgemässe  Verwal- 
tung, wie  Vormünder  ihren  Mündeln.  Wenn  sie  absichtlich  zum  Nachteile 
der  Kasse  handeln,  unterliegen  sie  den  Bestimmungen  von  §  266  des  Strafgesetz- 
buches. 

MAN  sieht,  dass  schon  jetzt  von  Gesetzes  und  Aufsichts  wegen  Vorsorge 
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getroffen  worden  ist,  dass  die  Bäume  der  Selbstverwaltung  nicht  in  den 
Himmel  wachsen. 

NUN  ist  aber  bei  den  8550  Gemeindekrankenversicherungen  mit  ihren 
Millionen  Versicherter  von  Selbstverwaltang  überhaupt  nicht  die  Rede; 
anf  diese  haben  bekanntlich  die  Arbeiter  und  Arbeitgeber  keinen  direkten  Ein- 
fluss.  Des  weiteren  ist  der  Einfluss  der  Versicherten  bei  den  7600  Betriebs- 
krankenkassen mit  ihren  2580000  Mitgliedern  gleich  null;  denn  wer  dort  die 
Interessen  der  Versicherten  ohne  Rücksicht  auf  den  Geldbeutel  oder  den  Willen 
des  Unternehmers  vertritt»  fli^  hinaus.  Ganz  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse 
bei  den  46  Bau-  und  670  Innungskrankenkassen,  in  welchen  leider  noch  zirica 
250000  Mitglieder  versichert  sind.  Dass  bei  den  Knappschaftskrankenkassen 
die  Selbstverwaltung  nur  auf  dem  Papier  steht,  ist  bekannt. 
VON  einer  Selbstverwaltung  und  einem  Einfluss  der  Arbeiter  auf  die  Kassen 
kann  daher  nur  hei  den  Orts-  und  den  Hillskrankenkassen  die  Rede  sein.  Die 
4715  Ortskrankenkassen  hatten  im  Jahre  1903  4975322  Mitglieder,  die  143^ 
Hilfskassen  887  130  Mitglieder.  Beide  Kassen  zählen  demnach  etwas  mdir, 
als  die  Hälfte  aller  Versicherten,  zu  ihren  Mitgliedern.  Im  Jahre  1903  waren 
10224297  Personen  gegen  Krankheit  versichert;  die  Zahl  ist  wohl  etwas  zu 
hoch  angegeben,  da  die  Mitglieder  der  Hilfskassen  vielfach  noch  anderweitig 
versichert  sind  und  somit  doppelt  gezählt  wurden.  Die  Selbstverwaltung  ist 
bei  den  Hilfskassen,  zu  denen  die  Arbeitgeber  Beiträge  nicht  zn  leisten  haben, 
und  in  denen  sie  demzufolge  keine  Vertretung  besitzen,  am  besten  durch- 
geführt. In  ihren  Leistungen  stehen  sie,  weil  sie  auf  den  Unternchmerbeitrag 
verzichten  müssen,  freilich  manchen  Orts-  und  Betriebskrankenkassen  bedeu- 
tend nach.  Die  Selbstverwaltung  bei  den  4715  Ortskrankenkassen  wird  aber 
durch  die  Behörde  und  Unternehmer  in  den  allermeisten  Fällen  so  beein- 
flusst  —  beson  lers  in  kleineren  Orten  — ,  dass  sie  bei  90  %  der  Kassen  über- 
haupt nur  ein  Scheindasein  führt. 

UND  damit  kommen  wir  zu  der  Frage,  wie  und  wo  sich  die  Sozialdemokraten 
der  Krankenkassen  bemächtigt  haben. 

LANGE  vor  Einffihning  der  obligatorischen  Krankenversichenuig  /1884/ 
hatten  sich  die  Arbeiter  freie  Hilfskassen  gegründet,  die  sie  zu  gunsten  der 

Zwangskassen  im  Jahre  1884  auch  nicht  aufgaben;  sie  pnsstcn  sie  vielmehr 
den  Bestimmungen  des  Krankenversicherungsgesetzes  an,  und  damit  blieben 
sie  den  Zwangskassen  fern.  Allein  durch  die  Drangsalicrungcu  der  Hilfs- 
kassen  seitens  der  Gesetzgeber,  Behörden  und  Zwangskassen  wurden  immer 
mehr  Hilfskassenmitglieder  den  Zwangskassen  zugeführt.  Unter  diesen  befan- 
den sich  viele  Sozialdemokraten,  die,  was  erklärlich  ist,  nun  in  den  Zwangs- 
kassen nicht  bloss  zahlen,  sondern  auch  mitreden,  mitbestimmen  wollten.  Durch/ 
dieses  neue  Element  kam  Leben  und  Fortschritt  m  die  meist  vertrottelten 
Kassen;  der  Einfluss  rückständiger  Arbeiter  und  der  selbstsüchtiger  ArbeitA 
geber  wurde  gebrodien  oder  doch  gemildert  Das  konnte  natürlich  nur  dort 
geschehen,  wo  die  Sozialdemokraten  in  grosser  Zahl  vorhanden  waren  und' 
über  eine  Anzahl  von  l)efähigten  Anhängern  verfügten,  die  den  Machtgelüsten 
der  Unternehmer  entzogen  waren.  Und  das  war  naturgemäss  nur  in  den 
grösseren  Städten  und  Orten  der  Fall.  Damit  findet  aber  auch  der  Einfluss 
der  sozialdemokratischen  Arbeiter  gewisse  Grenzen;  daher  kommt  es,  dass  es 
von  den  4715  Ortskrankenkassen  keine  500  gibt»  in  denen  die  sozialdemokrati- 
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sehen  Arbeiter  entscheidenden  Ein  flu  ss  liabcn.  Da  es  aber  die  Kassen  der 
Grossstädte  sind,  die  grosse  Mitgliederzahlen  aufweisen,  so  dürfte  sich  dieser 
Einfluss  wohl  auf  zirka  2  Millionen,  ein  Fünftel  sämtlicher  Versidierter* 
erstrecken.  Indes,  das  sind  nur  Schätzungen;  in  nächster  Zeit  sollen  darüber 
und  über  Verwandtes  Erhebungen  stattfinden,  deren  Ergebnis  manchen  Rück* 
wärlser  unangenehm  berühren  diirfte. 

DIK  sozialdemokratischen  Parteiorganisationen  bekiinuncrn  sicli  —  das  sei  liier 
ausdrücklich  festgestellt  —  unseres  Wissens  nicht  um  die  Ürtskrankenkassen ; 
das  tun  vielmehr  die  Gewerkschaften,  die  allerdings  ein  sehr  berechtigtes  Inter- 
esse dar»!  haben,  dass  die  Ortskrankenkassen  ihren  Mitgliedern  möglichst  weit« 
gdiende  Unterstfitzungen  gewähren.  Um  dies  zu  ermöglichen,  sollen  sie  für 
eine  verständige  Verwaltung.  Dass  die  Sozialdemokraten  die  Kassen  zu  ihren 
Zwecken  ausnutzen,  ist  eine  mjr  zu  durchsichtige  Verleumdung.  Es  heisst 
die  Aufsichtsbehörden  der  llmaWfilmii  11^^  Pflichtvcri<'^t:^gpg^yt»ih»n  wenn 
solche  Behauptungen  unbewiesen  aufgestellt  werden.  Wenn  die  Kassenvor- 
stände neben  anderen  auch  Sozialdenuderaten  als  Beamte  anstellen  und  auch 
sozialdemokratischen  Unternehmern  zum  Teil  Aufträge  erteilen,  so  ist  das  ihr 
g^tes  Recht;  denn  die  Sozialdemokraten  zahlen  ihre  Beiträge  ebenso,  wie  an- 
dere, und  sie  besitzen  nicht  mindere  Fähigkeiten.  Oder  will  man  auch  hier 
den  SociaMemokniten  das  gleiche  Recht  vorenthalten?  Wenn  man  in  den  Ge- 
meinden, dem  Staate,  dem  Reiche  und  in  den  Kassen,  welche  von  den  Kon- 
servativen, Freisinnigen  etc.  verwaltet  werden,  sozialdemokratische  Beamte 
anstellen  und  sozialdemokratische  Unternehmer  bevorzugen  wird,  dann  erst 
ist  man  berechtigt,  die  Handlungsweise  der  sosialdemokrattschcn  Kasscnvor' 
stände  zu  bemängeln.  Die  satialdemokrotUchen  KasienvorslSnde  haben  sidi 
—  das  kann  man  mit  voller  Gberzeugung  und  Berechtigung  sagen  —  bei  all 
ihren  Handlungen  so  taktvoll,  so  selbstlos  und  unparteiisch  verhalten,  dass  sie 
<!ie  Gegner  der  Selbstverwaltung  damit  beschämten ;  gerade  daraus  erklärt  sich 
auch  deren  steigender  Zorn.  Nun  sind  es  aber  gerade  die  sozialdemokratischen 
Kassenvorstände,  die  bahnbrechend  auf  dem  Gebiete  der  Krankenversicherung 
vorangingen  und  Mustergültiges  schulen.  Die  engen  Grenzen  des  §  ao  des 
Krankenverstcherungsgesetzes,  der  die  Minimalleistungen  vorsieht,  sind  von 
ihnen  zum  Ar^er  der  Reaktionäre  längst  übersprungen.  Nach  §  21  des  Gesetzes 
haben  die  bösen  Kerle  vielfach  das  Krankengeld  erhöht,  die  Unterstützun^'S- 
dauer  verlängert.  Sie  haben  Familicnuntcrstützung  in  Form  von  freier  ärzt- 
licher Bdiandlung,  Medikamenten,  Sterbegeld  und  dergleidien  eingeführt  Sie 
sorgten  zum  Teil  für  Sdiwangere,  errichteten  Genesungsheime,  Walderhohmgs- 
stätten,  ermöglichten  den  Besuch  von  Bädern,  sorgten  für  bessere  ärztliche 
Behandlung,  erweiterten  die  Zahl  der  Heilmittel  u.  s.  w.  Weiter  schufen  sie 
bessere  Verhältnisse  für  die  Kassenbcaniten,  führten  Gehaltsstaffcln,  Pen- 
sionseinrichtungen,  Witwen-  und  Waisenversorgung  ein.  Sie  verkürzten  die 
Arbeitszeit  der  Angestellten,  gewährten  Sommerurlaub  und  anderes  mehr.  Sie 
wetteifern  auf  den  Jahresversammlungen  in  der  Verbesserung  der  von  ihnen 
vertretenen  Kassen.  Mit  den  Arbeitgebern  arbeiten  sie  seit  Jahren  in  den 
Kassenvorständen  im  besten  Einvernehmen,  und  sie  wissen  deren  Mitarbeit  zu 
würdigen. 

DAS  ist  die  so  ubel  berufene  Tätigkeit  der  soMiMemokratischen  KassenvoT" 
Stande  \   Und  wie  5d^  wie  rückständig  sind  meist  die  Kassen,  in  denen  der 
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sosialdemokratische  Einfluss  fehlt!  Das  alles  ist  bekannt,  wird  die  Reaktio- 
OAre  aller  Schattierungen  aber  nicht  hindern,  ihr  Kreusiget  iie!  weiter  zu  rufen. 
Sind  doch  die  1904  veröffentlichten  "sptnitanen  Erielämngen  der  Arbeitgeber-r 

Vertreter  aus  43  grossen  Kassen  —  die  bezeugten,  dass  die  in  den  Kassen- 
vorständen tätigen  Sozialdemokraten  keinerlei  Parteipolitik  treiben  und  nur 
das  Wohl  der  Kassen  im  Auge  haben  —  anscheinend  ohne  jeden  Einfluss 
geblieben. 

NUN  soll  die  Aufhebung  respdctive  Einschränkung  der  Sdbstverwaltung 
aber  ein  Kampfmittel  gegen  die  Sozialdemokraten  sein;  die  Geistesverfassuufj 
mancher  Mitglieder  des  Herrenhauses  kann  wohl  solche  Ideen  gebären  —  hat 
sie  es  doch  fertig  gebracht,  selbst  im  Zolltarif  ein  Mittel  gegen  die  Sozial- 
demokratie zu  sehen  I  — ,  einigermassen  vernünftige  Menschen  müssen  aber 
zur  gegenteiligen  Schlnssfolgerung  kommen.  Aber,  was  verschlägt's?  Der 
Zweck  heiligt  die  MitteL  Denn  schliesslich  gehfs  damit  gar  nicht  gegen  <Ue 
Sozialdemokratie,  sondern  gegen  die  Selbstverwaltung  als  solche.  Sagte  uns 
«loch  der  Geheime  Oberregierungsrat  und  vortragende  Rat  im  königlich  preussi- 
schen  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  Dr.  Hoffmann,  dass  sich  seine 
bekannten  Vorschlage  zur  Verachteditenii^  der  Sdbstverwahttng  nicht  nitr 
gtgtn  die  Sozialdemokratie,  sondern  auch  gegen  das  Zentrum  richteten:  im 
Rheinland  hätten  die  Zentrumsarbeiter  zu  giit^sten  der  Geistlichkeit  respektive 
der  von  dieser  vertretenen  Anstalten  mit  den  Kassengeldern  furchtbar  gewirt- 
achaftet.  Wie  sich  die  Zentrumslcute  zur  Sache  stellen,  und  ob  Herr  Dr.  Mug- 
dan  im  Sinne  der  freisinnigen  Arbeiter  im  Reichstage  gesprochen,  muss  sich 
bald  zeigen.  Ohne  Znstimmwig  des  Zentrums  können  die  Pläne  der  Herren-  1 
hausier,  der  Mngdan,  Hoffmann,  Heydebrand  und  Genossen  nicht  verwirk- 
licht werden.  1 

HAT  die  Sell)stvcrwaltung  Leben  und  Fortschritt  erzeugt,  so  muss  deren  Be- 
seitigung die  gegenteilige  Wirkung  haben.    Die  Entwickelung  unserer  Kran- 
kenversicherung wäre  dahin.    Das  Vertrauen,  das  Interesse  der  Versicherten  1 
zu  den^  Kassen  und  ihren  Leistungen  würde  sdiwinden,  und  der  wertvollste  I 
und  populärste  der  Versicherungszweige  würde  dahinsiechen.   Das  würde  um  I 
so  fühlbarer  sein,  als  nur  die  freie  Selbstverwaltung  schnelle  Hilfe  garantieren  ' 
kann.   Die  Krankenversicherung  kann  bei  ihrer  Vielseitigkeit  noch  weit  weniger  i 
den  bureaukratischcn  Formelkram  vertragen,  als  die  Unfall-  und  Invaliden-  . 
Versicherung.  Hier  ist  schnelle  Hilfe  doppelte  Hilfe  I  Das  mangelnde  Interesse  ' 
der  Arbeiterklasse  am  Bestände  unserer  Unfall-  und  Invalidenversicherui^  ist  / 
darauf  zurückzuführen,  dass  bei  erstcrer  die  Arbeiterschaft  auf  die  Verwal-f 
tung  keinerlei  Einfluss  hat,  bei  letzterer  aber  mitsamt  den  Arbeitgebern  ver-/ 
urteilt  ist,  in  der  Verwaltung  das  fünfte  Rad  am  Wagen  darzustellen.  ' 
MAN  vermutet  wohl  nidit  mit  Unrecht,  dass  bei  diesem  beabsichtigten  Atten- 
tat auf  die  Selbstverwaltung  Rücksichten  auf  das  Interesse  von  Söhnen  be- 
sitzender Kreise  und  auf  die  Militäranwärter  im  Spiele  sind.    Mit  der  Auf- 
hebung der  Selbstverwaltung  wären  Sinekuren  für  Söhne  einfhissreichcr  Väter 
und  neue  Beamtenstellen  für  gewesene  Unteroffiziere  zu  schaffen.    Wie  und 
wann  in  so  verwalteten  Krankenkassen  die  Versicherten  zu  ihrem  Recht  kom- 
men würden,  ist  nicht  schwer  auszudenken.    Schliesslich  würde  mit  solchen 
Massregehi  gerade  die  Politik,  der  Streit  in  die  Kassen  hineingetragen  werden; 
denn  es  müssten  heftige  Kämpfe  zwischen  der  Arbeiterschaft  und  der  Bureau- 
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knüe  entbreimeti.  Dadurch  würde  auch  das  oft  ersiMiesstiche  Zusammen- 
arbeiten von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  ersdiwert,  und  der  tOMÜiU 
friede  würde  sicher  nicht  gefördert  werden. 

AUS  alledem  ergibt  sich:  Die  dahingehenden  schwarzen  Pläne  müssen  allge- 
mein, vor  allem  von  der  dentaetien  Arbeiterschaft  rficksiditslos  bdcimpft  wer- 
den.   Nicht  Einschriuikunsf,  sondern  Erweiterung  der  Selbstverwaltung  bei 

den  Krankenkassen  tut  uns  not;  nicht  Bureaukratisierung,  sondern  Populari- 
sierung der  Krankenversicherung  erfordert  das  Volksinteressc.    Die  deutsche 

Arbeiterschaft  rüste  sich  zu  neuem  Kampfe ! 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ANNA  PLEHN  ■  MEUNIER 

ONSTANTIX  Meunier  hat  in  seiner  Jugend  mit  der  Aufgabe  des 
Bildhauers  gerungen,  und  er  hat  sie  dann  mutlos  fortgeworfen,  um 
Maler  zu  werden.  Es  wird  von  ihm  berichtet,  dass  er  sogar  kirch- 
liche Malereien  ausgeführt  habe.  Dann  folgten  Stoffe,  in  denen  er 

sich  dem  Leben  mehr  näherte  und  dem  grossen  Gebiet  der  Arbeit, 
die  er  in  den  letzten  Jahrzehnten  seines  Lebens  als  das  hinstellte,  was  das 

Lelien  und  die  Menschheit  heroisiert. 

DAS  Museum  in  Brüssel  besitzt  zwei  Gemälde  von  ihm.  Das  ältere  gibt  eine 
Szene  aus  dem  brabantischen  Bauernaufstand  von  1797.  Das  Ist  nicht  mehr 
eine  Kulturschilderung,  wie  sie  aus  dem  sdben  Belgien  um  die  Mitte  des  ver- 
gangenen Jahrhunderts  ausging.  Meunier  war  schon  mit  einer  anderen  Auf- 
fassung geboren,  denn  er  war  erst  zehn  Jahre  alt,  als,  im  Jahre  1841,  Gallait 
und  Bie/ve  ihren  Siegeszug  durch  Europa  antraten,  der  auch  für  Deutschland 
80  wichtig  wurde.  In  dem  Brüsseler  Bilde  ist  einfach  Menschliches.  Das 
Scheue,  Wilde,  mangelhaft  Vorbereitete  dieses  Aufstandes  kommt  in  der  unge- 
nügenden Bewaffnung  des  Menschenklumpens  zum  Ausdruck,  der  wartend  in 
die  linke  Bildseite  gerückt  ist,  während  einer  der  Ihren  spähend  durch  eine 
schluchtartige  Vertiefung  zur  .Nnhöhc  emporkriecht.  Da  ist  nichts  Helden- 
haftes. Die  Farbe,  braun  und  trüb,  ist  nicht  das  Mittel  eines  geborenen  Kolo- 
risten.  Später  lichtete  sich  diese  Palette  auf,  während  sie,  was  das  Stoff» 
gebiet  betrifft,  dem  Leben  von  heute  naher  kam.  Schon  hatte  Meunier  1880 
die  Grubenbezirke  seiner  Heimat  kennen  gelernt,  als  er  noch  in  fremder 
Erde  herumschweif tc.  Noch  drei  Jahre  später  malte  er  den  Arbeitssaal 
spanischer  Tabakarbeiterinnen.  Auch  dies  Bild  ist  in  Brüssel  Hier  ist  schon 
einige  Munterkeit  der  Farben  und  Lichti^iele.  Für  die  eigentliche  Ökonomie 
dieses  Lebenswerkes  sind  nur  zwei  stehende  Vordergrtmdfiguren  wichtig.  Sie 
verraten,  wie  die  grosse,  stolze  Linie  der  Wirklichkeit  auf  den  Künstler  Ein- 
druck zu  machen  begann.  Es  ist  in  dem  Aufrichten  dieser  prangenden  Körper 
etwas,  das  an  die  imponierende  Pose  des  Hafenarbeiters  erinnert,  der  vor  dem 
Antwerpener  Museum  Wache  hält. 

ABER  ntm  kam  die  Zeit,  wo  sich  die  ganze  Liebe  und  das  ganze  künstlerische 
Schaffen  um  ein  einziges  grosses  Thema  sammelte:  die  Schönheit  menschlicher 

Anstrcncrunj^  j^ing  dem  Künstler  auf,  wie  sie  sich  im  Bezirk  der  rauchenden 
Schornsteine  und  im  Bergwerksleben  offenbart.  Zuerst  blieb  noch  der  Maler 
oder  doch  der  Pastellzeichncr  am  Werk,  die  schwarzen  Hochburgen  und 
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\'erschanzungen  dieses  Reiches  darzustellen.  Der  melancholische  Rhythmus 
ragender  Schornsteine  und  lang  gereckter  Kranarme  übertönte  ihm  fürs  erste 
die  Menschentätigkeit.  Dann  sah  &  anbli  diese  starken,  von  grossen  An- 
strengungen geschmeidig  gemachten  Körper.  Sah  den  gewaltigen  \Villcn  auf  . 
diesen  iii '(irigen,  aber  unbändig  vorspringenden  Siirn^.-'^^fstr  patTietischen 
Lippen,  dt^  mcict  sonstreng  geschlossen  sind,  weil  ihnen  die  Besiegung  von  Lei- 
iienaus^rütlieH  Gewohnlieit  wurde.  Und  als  ihm  das  aufgegangen  war,  da 
erkSiuilt  ei  auch,  (liis»-4em  ntcht  mdir  durch  den  Ifaler  beixtikommai  sei, 
dass  wenigstens  er  nur  in  der  plastischen  Form  ein  Ausdrudesmittel  be- 
sässe,  das  der  Schönheit  des  Lebens  gewachsen  sei.  Denn  hier  war  Schön- 
heit und  ein  täglich  bewährtes  Heldentum,  dem  ungeheure  Widerstände  unter- 
liegen mussten.  Und  im  Bcwusstsein  dieser  Leistungen  war  auch  Freudig- 
keit und  Glücksgefühl. 

UNTER  allen  Gestalten,  die  in  den  letzten  zwanzig  Lebensjahren  diese  Hand 
der  Plastik  noch  Schenkte,  sind  nur  zwei,  die  von  einem  Unterliegen  des 

Lebens  unter  den  Härten  des  Schicksals  und  des  Berufs  berichten.  Nur 
diese  zwei  Ausnahmen,  die  von  <lcm  Zerknicken  und  Entstellen  der  Form 
unter  dem  Druck  der  Anstrengung  und  Entbehrung  wissen.  Das  eine  ist 
<Ue  alte  Arbeiterfrau,  an  der  alles,  was  weiblich  war,  vernichtet  ist  durch 
die  Last  lange  getragener  Leiden,  und  die  nun  in  ihrer  Steifheit  stumm,  hilflos 
dasteht,  den  Augen  eine  eindringliche  Klage  vortragend.  Nicht  sehr  fem 
steht  dieses  Gebilde  der  Tragik,  die  Rodin  in  den  selben  Gegenstand  legte. 
Aber  Rodins  Alte  ist  von  dämonischerer  Wucht,  die  von  Meunier  trägt  mensch- 
lichere Züge.  Im  Dresdener  Albertinum,  wo  sich  der  Deutsche  noch  immer 
am  besten  über  die  Skulptur  des  Auslandes  unterrichten  kann,  ist  auch  von 
dem  mitleidswerten  Geschöpf,  der  Arbeiterin  Meuniers  ein  Gipsabguss.  Das 
andere  Mal,  als  Wahrheitsliebe  und  Mitgefühl  dem  Künstler  ein  Geständnis  ab- 
presste,  dass  er  auch  Schrecknisse  in  seiner  Welt  von  Kraft  und  Grösse 
gesehen,  war  es  ein  armes,  abgequältes  Arbeitspferd,  das  er  mit  allen  Zeichen 
erlittener  Unbill  darstellte.  Mit  don  müde  zur  Erde  gesenkten  Kopf,  den 
mühsam  gehobenen  Hufen,  die  den  lahmen  Beinen  einem  um  das  andere 
zeitweilig  die  Körperlast  abnehmen  wollten,,  den  aus  dem  mageren  Leib 
hervorstarrenden  Knochen. 

DIES  die  Ausnahmen.  Sonst  war  es  immer  die  Schönheit  elastischer  Glie- 
der, die  sich  im  voraus  Sieger  wüsten  über  hartnäckige  l/f^derstän^  Die 
Situationen,  in  denen  sie  gezeigt  werden,  sind  von  zweierlei  Art.    Da  ist 

erst  das  ruhig  selbstbewusste  Stehen.  Ein  Stehen  von  so  ganz  anderer  Art, 
als  die  Antike  kannte.  Lässiger  in  der  Gestalt  des  Hafenarbeiters,  der  in 
mehrfachen  Massstäben  existiert.  Als  Statuette,  wie  es  zum  Beispiel  im 
Luxcmbourg  gesehen  wird,  und  im  kolossalen  Massstab,  wie  es  in  Antwer- 
pen seine  ganze  Wucht  entfaltet.  Gestraffter  kommt  das  breitbeinige  Stehen 
wieder  bei  dem  Mäher,  wo  es  kaum  ein  Ruhen,  nur  ein  momentanes  Inne> 
halten  in  der  Arbeit  ist,  während  die  gehobene  Hand  den  Schweiss  von  der 
Stirn  wischt.  Eine  Mittelstellung  nimmt  der  Reiter  ein,  der  auf  inigesatteltem 
Pferd  zur  Tranke  kommt.  Hier  ist  der  Körper  mehr  in  Bewegung  gezeigt. 
Der  Torso  ist  rückwärts  gelegt,  der  Kopf  vorgebogen,  die  Beine  in  den 
Knieen  stark  geknickt.  Aber  das  Muskelspiel  ist  herabgestimmt  zu  halber 
Tätig^it.   Häufiger  wird  das  drängende  Vorwärtsstreben  ausgedrückt,  das 
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alle  Gelenke  biegt,  die  Sehnen  anspannt  und  in  der  erwarteten  Wirkung* 
dieser  Kraltanstrengung  ein  dramatisches  Moment  einschliesst.  Das  aber 
kommt  nur  in  der  Form  des  Reliefs  zum  Ausdruck,  wo  der  geschlossene 

llintcrg^rund  das  Zersplittern  unruhig  auseinandcTgebreitftcr  Fomien  verhütet. 
Hier  wird  die  Wirkung  stets  (hirch  mehrfach  wiederholte  Linieni)arallelr!i 
verstärkt.  Da  sind  als  gelassenste  (jruppe  die  Männer,  welche,  heim  Arheits- 
schluss  vom  Schacht  ausgespiecn,  in  dichtem  Gedränge  dem  Tage  entgegen- 
rtreben.  Nur  einer  ist  gani  sichtbar,  der  vorderste,  dessen  Kapt  mit  gierigon 
Ausblick  über  die  schätzende  Reliefwand  hinausragt.  Ein  Mittel,  die  Be- 
wegung nach  vorwärts  auszudrücken.  Der  letzte  steckt  noch  halb  in  dem 
Schlund  und  lasst  die  Phantasie  die  Reihe  der  Folgenden  ins  Endlose  fort- 
setzen. Ungestümer  gebt  es  bei  den  Puddlern  zu,  die  ihre  Füsse  gegen  ein 
Rad  stemmen,  das  ganz  in  der  Verkürzung,  nur  als  Streifen  gesehen,  von. 
ihren  Zangen  bearbeitet  wird.  In  der  Diagonale  der  Fläche  schräg  nach 
rückwärts  geworfen,  verlaufen  hier  tlie  Hauptlinien.  In  der  entgegengesetz- 
ten Richtung  geht  die  Bewegung  im  zweiten  Relief  vor  sich,  das  Die  In- 
äuslnc  heisst.  Mit  Armen  und  Schultern  stcnuiicn  sich  hier  die  Männer 
g^n  einen  Widerstand,  weit  zurück  mit  den  Füssen  einen  Halt  suchend. 
Pferde  sind  die  Helden  in  einer  anderen  Platte,  Menschen  nur  ihre  Begleiter. 
Es  gilt  irgend  einen  Kampf  mit  den  Wellen,  die  den  Hintergrund  mit  un» 
ruhiger  Oberflächenhewcgimg  füllen.  Das  malerische  Relief,  das  den  Raum 
mit  in  seine  Wirkungen  embezieht  —  es  wird  bekanntlich  von  strengen 
Stilisten  verworfen  — ,  hat  der  Belgier  in  einer  eigenen,  geistreichen  Weise 
behandelt.  Plastische  Form  gibt  er  nur  der  Vordergrundsgestah.  Was  hin> 
ten  sichtbar  werden  soll,  drückt  er  nicht  durch  den  Kompromiss  einer  ge- 
ritzten Umrisszeicfihung  aus,  sondern  in  einem  malerischen  Auf  und  Ab  der 
Fläche,  welche  durch  Licht-  und  Schattenwechsel  luftig  zurückgehende  W  eiten 
vortäuscht.  Im  gegenwärtigen  Relief  scheinen  es  Wogen,  die  bis  zum  obersten 
Tafdrande  ansteigen,  bei  den  Mähern  sind  es  Alvenmassen  und  darüber- 
streichende  Luft  Merkwürdig  erinnert  die  leichte  Unkörperlichkett  dieser 
Andeutung  immer  wieder  an  gezeichnete  Landschaftshintergründe  von  Lieber- 
mann, dessen  Kohlestriche  und  Wischtönc  so  wenig,  wie  dort  die  Plastik,  Ein- 
zelheiten, dafür  aher  lebendigen   Masscncindruck  geben. 

IM  vorstehenden  wurden  bereits  einige  Gegenstande  erwähnt,  die  der  Behaup- 
tung zu  widersprechen  scheinen,  dass  das  Stoffgebiet  Meuniers  in  der  letzten 
Zeit  ein  fest  umgrenztes,  in  den  Bereichen  des  pays  ndr  sich  abspielendes 

gewesen  sei.  Zu  diesen  Erweiterungen  kam  es  auf  einen  äusseren  Antrieb 
hin.  In  einem  Elan  künstlerischen  Verständnisses,  den  man  heute  von  keinem 
anderen  Staat,  als  dem  belgischen,  erwarten  darf,  war  Meunier  der  Auftrag 
für  ein  Monument  der  Arbeit  geworden.  Es  wäre  eine  prächtige  Ergänzung 
des  künstlerischen  Schmuckes  von  Brüssel  geworden.  Wie  in  Antwerpen 
der  Hafenarbeiter,  so  stdlt  in  der  Hauptstadt  auf  grossartigem  Terrassen- 
terrain inmitten  von  Rasen  und  Wasserflächen  der  Reiter  unter  freiem  Him- 
mel da.  Werke  von  Lambeaux  und  anderen  belgischen  Bildhauern  ent- 
falten in  gleicher  Weise  ihre  stolz  dekorativen  Silhouetten  vor  dem  taglich 
vorüberflutenden  Leben.  Mdir,  als  andere,  hätte  der  weitherzige  Gedanke 
Ausführung  verdient,  die  Arbeit,  die  dem  modernen  Leben  seine  starke  Ex- 
pansion schafft,  vor  den  Augen  derer  zu  verherrlichen,  auf  deren  Schultern 


Digitized  by  Google 


ANNA  PLEHN  •  M£UN1£R 


801 


die  grösste  Anstrengung  Tag  ffir  Tag  ruht.  Jetzt  hetsst  es:  das  Denkmal, 
dessen  einzelne  Teile  vollendet  ifer  Zttsanunenfügung  harren,  soll  in  einem 
eigenen  Museumsbau  eiiq^esperrt  werden.  Es  wäre  sehr  am  beklagen,  wenn 
kleinliche  Bedcnklichkcit  den  grossen  Zug  durchbrechen  sollte,  mit  dem  in 
dieser  modernen  Stadt  bisher  die  Kunst  dem  Alltagsleben  Adel  zu  geben 
vermochte. 

FÜR  den  Sockel  dieses  Monuments  sind  ausser  vier  Eckfiguren  eben  so  viele 
Reliefs  bestimmt,  von  denen  die  Industriegruppe  und  das  Bergwerk  in  das 
ursprüngliche  Thema  des  Künstlers  hineingehörten.  Die  Mäher  und  die  Szene 
am  Meer  wurden  zur  Charakterisierung  der  anderen  Produktionskräfte  hinzu- 
gefügt. Es  gab  eine  Abwechselung  der  Beschäftigung,  keine  der  Gestalten 
und  des  Stils.  Die  Gestalt  einer  Frau  mit  zwei  Kindern  soll  als  Maternus 
die  Frm  in  ihrer  wichtigsten  Leistung  ffir  die  Gesellsdiaft  darstellen.  Diese 
Gruppe  ist  noch  nicht  öffentlich  gezeigt  worden.  Den  oberen  Denkmals- 
absdiluss  hätte  die  Kolossalgestalt  des  Sämanns  zu  bilden:  die  sinnbildliche 
Zusammenfassung  aller  übrigen  Figuren  und  ihrer  Bedeutung. 
SO  durfte  Meunier  das  Hauptwerk  seines  Lebens  vollenden,  ehe  der  Tod  ihn 
fortnahm.  Vielleicht  ersparte  er  ihm  die  Enttäuschung,  zu  sehen,  dass  es 
nicht  in  dem  Sinne  verwertet  wird,  den  er  aUetn  wünschen  konnte. 
SEIT  dem  Frühjahr  ist  in  Nekrologen  vielfach  die  Frage  nach  der  Bedeu- 
tung des  belgischen  Künstlers  aufgeworfen  worden.  Das  Genie  Rodins  wurde 
zum  Vergleich  genommen.  Sicher  ist  der  französische  Plastiken  bedeutend 
vielseitiger.  Auch  hat  er  die  Ausdruckssprache  seiner  Kunst  mehr  bereichert, 
als  Meunier.  Das  föllt  in  die  Augen,  man  braucht  sich  also  nicht  zu  scheuen, 
es  auszusprechen.  Darüber  .hinaus  die  Frage  nach  der  Cberlegenheit  und 
nach  der  Grösse  des  Abstandes  zwischen  beiden  zu  entscheiden,  scheint  mir 
so  misslich,  wie  überflüssig.  Als  allgemein  gültiges  Werturteil  haben  die 
Schätzungen  von  Zeitgenossen  über  die  grossen  Ereignisse  ihrer  Epoche  sich 
im  Laufe  der  Entwickehmg  sdten  als  unanfechtbar  erwiesen,  md  erst  die 
Zukunft  ist  es,  die  dhirch  Vollendung  eines  Entwickdungskeimes  die  Bedeu* 
tong  der  Neuerer  sanktioniert.  Wir  wissen  nicht,  wen  die  Zidnmft  Meunier  vor- 
anstellen wird.  Jedenfalls  dürfte  seine  Künstlersprache,  in  der  er  als  der 
erste  Plastiker  die  monumentale  Seite  des  modernen  Lebens  artikulierte, 
in  allen  kommenden  Zeiten  verständlich  sein.  So  hat  er  das  Abbild  seines 
Geistes  der  Menschheit  ffir  die  Dauer  hinterlassen.  Die  Züge  seiner  körper- 
lichen Ersehehiung  wurden  durch  Liebermanns  Hand  der  Nachwelt  aufbe- 
wahrt. 
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Montan««-  DIE  ,eit  Mitte  Juli  mit 
**  überra<!chender  Kraft  ein- 

setzende Haussebewegung, 
vor  allem  in  Montanwerten,  hat  zwar 


Anfang  August  wieder  einem  leichten 

Rückschlag  und  Stillstand  Platz  gemacht. 
Sie  beweist  jedoch,  wie  unbegrün- 
d  e  t  die  kapitalistischen  Klagen  über  die 
Produkt  ionsscbädigungcn  durch  den 
Bergarbeiter  s  t  r  e  i  k  sind.  Einige  der 
widitigsten  Grubenaktien  standen  ^nde 
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Juli  bereits  wieder  ähnlich  hodi,  ja  sogar 
nodi  höher  im  Kurse,  als  im  Prüh|ahr 

1900.  also  im  Zenith  ihres  Aufschwungs 
und  vor  dsr  aligemeinen  Krisis.  Gelsen- 
Jtirchen  erreicht^  damals  einen  Kurs  von 
239,80,  fiel  inzwischen  bis  auf  153  imd 
notierte  Ende  Juli  nicht  weniger  als  236! 
KonwUdütion  stand  einmal  423,10,  glitt 
unterdes  auf  268  herab  und  fand  sich 
nunmehr  wieder  mit  436  verzeichnet. 
Nordstern  wurde  in  der  Blütezeit  mit 
262  bewertet,  später  nur  mit  189,75,  zu- 
letzt wieder  mit  305,25.  In  der  Zechen- 
besitzerversammlung  des  Kohlensyndikats 
am  24.  Juli  sprach  der  Vorsitzende 
ausdrüdcltch  die  Erwartung  aus,  das 
II.  Halbjahr  iiX)5  werde  «ein  atlgcmetn 
günstiges  Ergebnis«  bringen. 
IM  Mitteliranlcte  der,  zeitwdse  stfirmtseh 
erregten.  Kurstrcihcrcicn  stand  die 
Deutsch-Luxemburgische  Bergwerks-  und 
HütttH'A.  G.,  der  man,  nach  dem  er* 
strittencn  Urteil  des  Essener  Landge- 
richts über  die  Auslegung  des  Kohlen- 
sjmdikatsvertrages,  weitangeiegte  Pline 
über  eine  trustartige  Verschmelzung 
grosser  Kohlen-  und  Eisenwerke  zu- 
schreibt, wie  man  überhaupt  eine  rasdi 
in  Fluss  kommende  allgemeine  Konzen- 
trationsbewegung nach  amerikanischem 
Vorbild  oder  doch  nach  der  Art  der  Ver- 
einigung GeUenkirch€H-Schalke-Roth€ 
Erdt  für  wahrscheinlich  halt 

X  X 
Kohlaofelder-  IK  Enpland  erklärt  man 
SäTSiil""'  seltsamerweise  die  eigene 
Pautteln        Stellung  auf  dem  KoMen- 

Weltmarkt  für  bedroht, 
weil  ein  überwiegend  deutsches  Konsor- 
tium —  dem  aber  auch  Engländer  ange- 
hören —  südwalisische  Kohlenfeldcr, 
bisher  Herrn  Henderson-London  gehörig, 
angekauft  hat.  Die  WtUk  steam  coal  ist 
bekanntlich  in  der  ganzen  Welt  für 
Schiffahrts-  und  Industriezwecke  stark 
nachgefragt,  wegen  ihrer  grossen  Heiz- 
kraft, ihrer  Widerstandsfähigkeit  gegen 
Luft  und  Wetter,  endlich  wegen  ihrer 
geringen  Rauchentwickelung,  die  ihr  für 
Kriegsawecke  eine  einzigartige  Stellung 
verschafft.  Längs  aller  grossen  Welt- 
handclsstrasscn  finden  wir  daher  In  den 
Kohlendcpots  gerade  diesen  Brennstoff. 
Im  vorigen  Jahre.  1904,  wurden  von  Car- 
diff  allein  14OJ0610  t  Kohlen  exportiert, 
aus  allen  Südwaleshäfen  über  21  Mill.  t: 
genau  die  Hüfte  der  ganzen  englischen 
Kohlenausfuhr.  In  Frankreich  und 
Italien  sind  die  Eisenbahnen  sowohl,  wie 
die  Dampferlinien  grosse  Abaehmer; 


Spanien  ist  ein  ganz  unbestrittener  Markt. 
Aber  von  Cardin  aus  gingen  weiter  1904 : 

342106  t  nach  Malta,  i  114  806  t  nach 
Port  Said,  503000  t  nach  Alexandrien, 
136000  t  nach  Konstantinopd  —  femer 

über  600000  t  nach  Madeira  und  den 
Kanarischen  Insdn,  167000  t  nach  Aden, 
317000  t  nach  Kapstadt,  280000  t  nadi 
Colombo,  57000  t  nach  den  Philippinen, 
582596  t  nach  Hongkong.  113  000  t  nach 
Singapore,  141  000  t  nach  Shangai,  end* 
lieh  über  1,2  Mill.  t  nach  Uruguay  und 
Argentinien.  Freilich  ist  diese  Herrlich- 
keit nicht  ungefährdet.  In  Europa  ist 
die  hoffnungsreichste  Konkurrenz  die 
rheinisch-westfälische.  Im  äussersten 
Osten  rühren  sich  sowohl  Japan,  wie 
Australien  und  Neuseeland  mächtig.  In- 
dien erbeutet  bereits  seinen  eigenen  Bedarf. 

Im  Westen  hat  der  enorme  Aufschwung 

der  Produktion  der  Vereinigten  Staaten 
zwar  nur  vorübergehend  zu  konkurrieren- 
den Exporten  geführt,  aber  in  nicht  zu 
ferner  Zeit  muss  man  damit  rechnen 
und  alsdann  wohl  mit  dem  Verlust  des 
südamerikanischen  Absatzes.  Aber  des- 
halb  ist  kein  Anlass  7\\  derart  gereizter 
l^mpfindlichkcit,  wie  sie  nach  der  ersten 
Bekanntgabe  des  Erwerbs  der  Whit- 
worthfclder  durch  deutsches  Kapital  zum 
Ausbruch  gelangte  —  fast  ähnlich,  wie 
nach  den  Morganankäufen  englischer 
Scbiffahrtsaktien.  Grundsätzlich  bedeut- 
sam war  die  Erklärung,  die  Balfour 
für  die  englische  Regierung  im  Parla- 
ment abgab.  Er  sagte:  »Keine  der  zu 
unserer  Verfügung  stehenden  Infor- 
mationen lässt  uns  annehmen,  dass  ein 
deutsches  Syndikat  in  Unterhandlungen 
wegen  irgendwelcber  wichtigen  Ar«de 
oder  eines  einzelnen  Areals  für  Dampf- 
kohle getreten  ist,  welche  für  die  eng- 
lische Marine  gebraucht  wird.  Aber 
wir  würden  und  könnten  nicht  mit 
Gleichgültigkeit  die  Erwerbung 
von  D«mplkx>bbm,  welche  für  die  Mobi- 
Usienmg  unserer  Flotte  unbedingt  not- 
wendig sind,  seitens  eines  ausländischen 
Syndikats  oder  irgend  eines  Syndikats, 
in  welchem  ausländische  Einflüsse  vor- 
herrschen, betrachten.  Ich  glaube  nichts 
dass  es  schwierig  sein  würde,  die  An- 
gelegenheit zu  behandeln.  Es  könnte 
dies  durch  eine  At»nderttng  des  be- 
stehenden Gesetzes,  welches  Aus- 
ländern gestattet,  Grundeigen- 
tum in  unserm  Lande  zu  erwerben,  er> 
folgen,  dahingehend,  dass  es  dcti  selben 
nicht  gestattet  sein  solle,  Grundeigen- 
tum zu  bentzen,  wddiei  absolut  not- 
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wendig  für  die  V  e  r  t  e  i  c!  i  g  ii  n  g  des 
Landes  oder  für  die  Interessen  der  eng- 
lischen Armee  und  Flotte  ist  .  .  . 
Soweit  die  Regierung  in  Betracht  kommt, 
wäre  dies  der  Weg,  welcher  einzu- 
schlagen wäre,  falls  sich  die  Notwendig- 
keit dafür  herausstellen  sollte.«  Die 
Kleinlichkeit  des  englischen  Konkurrenz- 
empfmdm»  tritt  auch  bei  solchen  Vor^ 
gingen  zu  Tage.  Denn  die  deutschen 
Ankätife  sind  verhältnismässig  gering- 
fügig; und  im  Kriegsfalle  wäre  Deutsch- 
land ohnehin  auf  den  Ankauf  der  Kohlen 
atis  dritter  Hand  angewiesen,  wahrend 
England  zu  einem  Ausfuhrverbot  greifen 
würde.  Die  englischen  Warnungen  und 
Agitationen  sind  daher  nur  von  sympto- 
matischer Bedeutung,  aber  sie  sind  den- 
noch bedauerlich  und  nicht  ungefährlich, 
weil  sie  fortgesetzt  die  feindselige  Stirn- 
mung  zwischen  Deutschland  und  EngUnd 
verschärfen. 

X  X 

■mmiwsUs  die  Textilindustrieen 
Stehen  abermals  vor  einer 
renereng  ihres  wichtigsten 

Rohstoffes,  der  Baumwolle.  Nachdem 
in  diesem  Jahre  in  Liverpool  für 
American  Mtiddling  der  Tiefpunkt  mit 
3,68  d  eingetreten  war,  hat  die  ungünstige 
amerikanische  Ernteschätzung  zeitweise 
den  Preis  schon  wieder  bis  6,12  d  empor- 
gcbracht  —  das  hcisst  bis  über  die 
Grenze,  wo  die  Lancashirer  Spinner  und 
Weber  noch  mit  einem  lohnenden  Export 
nach  dem  entscheidenden  asiatischen 
Markte  mit  seinen  wenig  zahlungsfixhigen 
Konsumenten  rechnen.  Man  hofft  jedoch 
noch  immer  auf  eine  Korrektur  der 
Schätzung  durch  die  wirkliche  Ernte. 

X  X 
Zuckerkrach     AUCH   in   Zucker  hatte 
sich,  m  Frankreich,  eine 

starke  Haussespekulation 
auf  Grund  der  vorjahrigen  Sommerdürre 
and  des  schlechten  Kamfmgneergeb- 
nisses  entwickelt.  Die  Erwartungen  der 
Haussiers  waren  jedoch  masslos  über- 
trieben:  die  Vorräte  erwiesen  sich 
grösser,  als  vermutet,  und  andrerseits  ging 
der  Konsum  infolge  der  Verteuerung 
zurück.  Schon  lange  waren  die  Preise 
wieder  im  Abflauen,  der  Führer  der 
Pariser  Spieler.  Jules  Jaluzot,  zugleich 
Mitbesitzer  (ehemaliger  Bcgnmdcr)  des 
grossen  Pariser  Bazars  Priutemps  und 
nationalistisch-klerikaler  Abgeordneter 
musste  seine  Insolvenz  erklären ;  seine 
Differenzschulden  sollen  sich  auf  15  Mill. 
fr.  belaufen.   Herr  Jslusot  hatte  sdion 


vor  5  Jahren  wegen  Preiswuchers  in 
Lebensmitteln  mit  den  Gerichten  zu  tun, 
nachdem  die  Kammer  die  Aufhebung 
seiner  Abgcordnetcnimmimität  bewilligt 
hatte;  damals  wurde  das  Verfahren 
wegen  nicht  ansreichender  Beweise  dn- 
gestellt 

X  X 
KaneCkionik  die  Diskonto gesellschaft 
und  Bleichröder  suchen 
durch  Gründimg  einer 
Bank  in  Sofia  den  Einfluss  des  deut- 
schen Kapitals  in  den  Balkanstaaten 
weiter  auszubreiten ;  in  Osterreidi- 
Ungarn  regt  man  auf  Konferenzen  zwi* 
sehen  Regierung  und  Grossfinanz  die 
Errichtung  Shnlicher  Untemdimtmgcn  in 
Konstantinopel  und  Sofia  an.  X  Der 
Nettogewinn  des  Stahltrustes  im 
IL  Quartal  1905  beträgt  30,3  Mill.  M. 
gegen  23  Mill.  M.  im  I.  Quartal.  X  In 
Osterreich  kündigt  die  Regierung 
wieder  ein  lebhafteres  Vorgehen  in  der 
Eisenbahnverstaatlichunp  an.  X  In 
China  wächst  der  Boykott  amcnkani- 
sdicr  Waren,  als  Retorsionsmassrcgel 
gegen  die  amerikanische  Beschränkung 
der  Chineseneinwanderung. 
X  X 
Uterstar  WESENTLICH  mitent- 
scheidend für  den  Fort- 
gang der  inneren  Umge- 
staltimR  RuRslands  wird  die  Haltung  der 
franzosischen  und  deutschen  Grossfinanz 
und  ihrer  Klientel  sein.  Das  alte  bureau- 
kratisch-absolutistische  Regime  im  Osten 
fällt,  sowie  es  den  künstlich  aufrecht- 
erhaltenen, äusserlichen  .'Vnschein  der 
staatsfinanziellen  Gesundheit  und  Kraft 
nicht  mehr  zu  wahren  vermag.  Hört 
der  rettende  Zufluss  des  ausländischen 
Leihkapitals  auf,  so  ist  das  Budget  nicht 
mehr  ins  Gleidigewicht  zu  bringen  und 
die  Goldwährimg  nicht  mehr  vor  dem 
Zusammenbruch  zu  retten,  ist  der  ange- 
stauten Flut  der  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Zerrüttung  und  .Xufirisunp  von 
Staats  wegen  kein  Halt  mehr  zu  gebieten. 
Seit  langem  wird  daher  in  der  Literatur 
und  Presse  ein  scharfer  Kampf  um  die 
Beurteilung  des  russischen  Staatshaus- 
haltes ausgefochten ;  das  russische  Finanz- 
ministerium mit  seinen  Bilanzverschleie» 
rangen  und  Blendern  findet  seine  An- 
hänger und  I.olirediK  r,  auf  der  anderen 
Seite  mehrt  sich  die  Zahl  der  Kritiker 
zusehends.  Zu  den  bemerkenswertesten 
kritischen  Schriften  gehört  die  überaus 
sachkundige,  dabei  lebendig  und  an- 
sidieiid  geschriebene  Studie  des  PUthU' 
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Herausgebers  Georg  Bernhard 
Arme*  rtiche*  Russlanäl  /Berlin,  Rei- 
mer/.  Sie  ist  mAr,  als  dn 

an  Deutschlands  KapitalisUn,  für  die  die 
Zergliederung  des  Budgets  und  der  An- 
Idhewiftscfaaft  v««  grStstem  Wert  leta 
wird.  In  der  Beleuchtung  des  wider- 
standsunfähigen Bankwesens,  des  russi- 
schen Eisenbahnsystems,  das  vorwiegend 
militärischen,  nichtökonomischen  Zwecken 
dient,  des  verwüstenden  Forstraubbaues, 
des  agrarischen  Notexportes,  nur  um  die 
bäuerlichen  Steuern  zahlen  zu  können, 
der  überaus  fragwürdigen  Industrieent- 
wickelung ist  die  Schrift  zugleich  von 
hervorragendem  Interesse  für  Volkswirte 
und  Politiker  md  für  <fie  wdtesten 
Kreise  der  Öffentlichkeit  überhaupt.  X 
Sehr  willkommen  zu  heissen  ist  auch 
Dr.  S.  Tschierschkys  Übersldit 
über  die  Organisation  der  industriellen 
Interessen  in  Deutschland  /Göttingen, 
Vandenhoede  ft  Ruprecht/,  also  über  die 
Handelskammern,  die  freien  wirtschaft- 
lichen Vereine,  die  Kartellorganisation, 
die  A rbei t geberverbände,  woran  sich  noch 
ein  Schlusswort  über  Reformversttdie 
und  Reformvorschläge  reiht. 
AUS  der  Vicrteljakruchrift  für  Sozial- 
und  Wirtschaftsgeschickte  heben  wir 
Paul  Darmstädters  Studien  sur  napoUo- 
nischen  Wirtschaftspolitik  hervor.  Die 
Zide  und  Wirkungen  der  Kontinental- 
sprrren  gegen  England,  die  inneren  Zu- 
sammenhänge niit  altfran/usischen  Tra- 
ditionen und  mit  der  Politik  des  Direk- 
toriums, die  Stärke,  wie  die  Schwäche 
des  gansen  kaiserlichen  handelspolitischen 
Systems,  das  schliesslich  nicht  wenig  zum 
Sturae  des  Imperators  beitrug,  gelangen 
an  der  Hand  eines  reichen  historischen 
Materials  zur  Darstellung.  \  max  schippel 

Politik 

Monsrchenbe»  Dl  Ii  plötzliche  Begegnung 
gegaaaoMi  Kaiser  Wilhelms  mit  dem 
Tiaren  bei  Björkö  in  der 
Ostsee  hat  die  nervöse  Stimmung,  von 
dei"  die  politische  Welt  und  die  Presse 
beherrscht  ist.  weiter  gesteigert.  In 
Frankreich  und  England  witterte  man 
hinter  diesem  Besuch  alle  möglichen 
schlimmen  Absichten.  Da  soll  zwischen 
Frankreich  und  Russland  eine  Entfrem- 
dung antjestrebt  worden  sein,  Kaiser 
Wilhelm  soll  dem  Zaren  zur  Fortsetzung 
des  Krieges  mit  Japan,  zur  Opposition 
gegen  die  politischen  Fordcruni;on  dos 
russischen  Volkes  geraten  haben  und 
dergleichen  mehr.  In  der  Presse  wurde 
sogar  der  Frage,  von  wdcher  Sdte  atis 


die  Anregung  zu  der  Zusammenkunft 
ausgegangen  ist,  die  höchste  Bedeutung 
beigelegt.  IXeser  nisstrauischen  Kridk 
gegcnül>er  fdilte  es  nicht  an  Widerspruch 
aus  der  dentsdien  Presse:  Die  Begegntmg 
sd  vom  Zarfn  angeregt  worden,  der 
Kaiser  habe  zum  Frieden  mit  Japan  und 
einer  gewissen  Nachgiebigkeit  auf  dem 
Gdiiete  der  inneren  Politik  geraten.  Was 
nun  freilich  zwischen  den  beiden  Mo- 
narchen wirklich  gesprochen  worden  ist, 
das  weiss  niemand.  Jeder  aber  deutet 
die  Konferenz,  wie  sie  in  seine  Tendena 
passt,  und  begeht  dabei  den  Fehler,  die 
Tragwdte  einer  solchen  Monarchenbe- 
gegnung für  den  Gang  der  Politik  ge- 
waltig zu  überschätzen.  Sovid  Initiative 
Kaiser  Wilhelm  auch  entfaltet,  über  das 
Stadium  der  politischen  Entwickdung 
sind  wir  hente  hinaas.  in  dem  die  Mo- 
narchen das  Geschick  ihrer  Völker  be- 
stimmten. Die  Wirkung  der  Presse  auf 
die  öffentliche  Mefanmg  ist  heute  weit 
stärker  und  beeinflusst  die  Stimmungen  . 
der  Völker  zu  einander  in  viel  höherem 
Grade,  als  eine  Mona  r  chenhegegwmg. 
Richtig  ist.  dass  solche  Begegnungen  von 
der  Presse  in  einer  Weise  ausgenutzt 
werden,  dass  man  wirklich  glauben 
könnte,  von  einem  solchen  Ereignis 
hänge  es  ab,  ob  der  russisch-japanische 
Krieg  ein  baldiges  Ende  finde,  oder  ob 
das  russische  Reich  eine  Volksvertretung 
erhalte  oder  nicht  Tatsächlich  sind  aber 
für  die  Entscheidung  solcher  Fragen 
nicht  mehr  die  Willensmeinungen  zwder 
Monarchen  geltend,  wenn  auch  nicht  ge- 
kupnct  werden  soll,  dass  auch  heute 
noch  ein  Monarch  durch  einen  starken 
Willen  manchesmal  das  Zimglein  an  der 
Wage  bilden  kann.  Ob  aber  der  Zar 
nach  allem,  was  man  über  ihn  weiss, 
sdnen  Willen,  vorausgesetzt,  dass  er 
einen  hat,  seiner  Bureaukratie  gegenüber 
durchsetzen  kann?  Die  Presse  ist  da- 
rüber fast  einig,  dass  er  dazu  nicht  die  • 
geeignete  Persönlichkeit  ist.  Warum 
aber  dann  die  Aufbauschung  der  Monar- 
chenzusammenkunft bei  Björkö  zu  einer 
hochpolitischen  Angelegenheit?  Nun 
ganz  einfach:  bd  der  Spannung  zwi- 
schen Frankreich  und  England  einer- 
seits und  Deutschland  andererseits 
kommt  der  chauvinistischen  Presse  der 
in  Frage  kommenden  Länder  jeder  An- 
lass  recht,  der  die  Gelegenheit  gibt,  von 
neuem  Misstrauen  zu  säen  und  die  gegen- 
seitige Stimmung  der  Völker  nocli  un- 
fieundlicher  zu  gestalten.  Hat  man  doch 
den  bald  darauf  erfolgten  Besuch  Kaiser 
Wilhelms  bei  dem  König  von  Dänemark 


DIgitized  by  Google 


«UND8CHAU  •  ÖPPBNTUCHES  LEBEN  *  POUTOC 


$05 


auch  dazu  benutzt,  um  neue  Verschwö- 
rungen aufzudecken.  Deutschland  wolle 
die  Ostsee  zu  einem  marc  clausum 
machen,  was  von  England  als  ein  feind- 
seliger Akt  aufgefasst  werden  müsse. 
Ferner,  Kaiser  Wilhelm  bemühe  sich, 
den  norwegischen  Thron  mit  einem 
dänischen  Prinzen  zu  besetzen.  Alles  das 
glaubt  man  natürlich  dort  gerne,  wo  man 
ein  Interesse  daran  hat,  Deutschland  und 
RnRland  (regen  einander  zu  hetzen.  Auch 
(in  Teil  der  deutschen  Presse,  bis  hinein 
in  die  liberalen  Reihen,  wird  allmählich 
von  dieser  Erregung  gegen  England  er- 
griffen. Ihr  hat  es  besonders  die 
Ubungsreise  der  englischen  Flotte  in 
der  Oiitsee  angetan.  Diese  Reise  ist  aber 
schon  vor  «angcrcr  Zeit  beschlossen 
worden,  so  dass  an  und  für  sich  an  ihr 
nichts  Auffälliges  ist  Wenn  aber  in  der 
Art  der  Inszenierung  dieser  T^bungsreise 
«ine  Demonstration  gegen  Deutschland 
erblickt  wird,  so  vergesse  man  doch 
nicht  die  Rolle,  in  die  die  englische  Po- 
litik bei  der  Marokkoaffäre  durch 
Deutschlands  Auftreten  gedrängt  worden 
ist.  Mmi  wird  dann  Englands  jetzige 
kühle  Reserve,  die  es  bei  der  Übungsreise 
■^i^iner  Kriegsschiffe  in  der  Ostsee  be- 
kundet, nicht  so  ganz  unnatürlich  fin- 
den. 

X  X 
MclisflBaBz.  DIE  Finanzlage  des 
Deutschen  Reiches  eröff- 
net für  igo6  keinen  er- 
freulichen Ausblick.  Der  erforderliche 
Mehrbedarf  für  1906  wird  schon  jetzt 
auf  etwa  180  Mill.  M.  berechnet,  wobei 
Aufwendungen  für .  ausserordentliche 
Zwecke  noch  nicht  mit  in  Ansdilag  ge- 
bracht sind.  Bei  den  Zöllen  und  Ver- 
brauchssteuern bleiben  bis  jetzt  die  Ein- 
nahmen hinter  dem  Voranschlag  1904- 
1905  schon  um  3  Mill.  M.  zurück.  Nun 
ist  es  eine  allbekannte  Tatsache,  dass 
die  Finanzminister  eine  grosse  Virtuosi- 
tät darin  besitzen,  für  Steuern  dadurch 
Propaganda  zu  machen,  dass  sie  durch 
eine  geeigrnete  Gestaltung  der  Voran- 
schläge die  Gestaltung  der  Finanzen  in 
einem  mögltdist  ungünstigen  Lichte  er- 
scheinen lassen.  So  kann  man  auch  an- 
nehmen, dass  die  gegenwärtig  in  die 
Presse  lancierten  Schwarzmalereien  über 
die  FinanzlaRe  die  öffentliche  Meinung 
im  voraus  für  eine  halbwegs  günstige 
Aufnahme  der  Reichsfinanzreform  vor- 
bereiten sollen.  Nichtsdestoweniger  blei- 
ben angesichts  der  beabsichtigten  Aus- 
gabestdgemng  für  Marine^  weiter  für 


die  Kosten  der  Expeditinn  in  Südwest- 
afrika die  Aussichten  für  den  Steuer- 
zahler recht  ungünstig,  da  alle  Anzeichen 
auf  eine  kräftige  Erhöhung  der  indirek- 
ten Steuern  hinweisen.  Als  Hauptein- 
nahmequellen  wird  die  Reichsfinanzvor- 
lage die  Tabak-  und  Brausteuer  enthal- 
ten, während  die  Reichserbschaftssteuer 
einen  Zuschnitt  erhalten  soll,  der  sie 
mehr  als  Dekoration  erscheinen,  lisst. 
Es  mnss  doch  der  Schein  gewahrt  und 
auch  den  tragfähigen  Schultern  etwas 
zugemutet  werden.  In  Zentrumskreis« 
geht  man  der  neuen  Reidistagssession 
mit  nervöser  Unruhe  entgegen.  Als 
Symptom  der  schon  etwas  gereizten 
Stimmung  des  Zentrums  gegenüber  der 
Regierung  darf  man  den  Alarmruf  be- 
zeichnen, den  die  Cölnische  Volksstitung 
nach  sofortiger  Einberufung  des  Reichs- 
tages aitssticss.  Die  Kosten  der  siid- 
westafrikanischcn  Expedition  verschlin- 
gen Summen,  die  die  Finanzlage  noch 
gespannter  und  die  Finanzreform  noch 
teurer  machen.  Die  Entsendung  weiterer 
Truppentransporte  nach  dem  Aufstands- 
gebiete gibt  dem  Zentrum  Veranlassung, 
die  finanzieHe  Gebarung  der  Reichs- 
regiernng  einer  heftigen  Kritik  zu  unter- 
ziehen. Wenn  es  nicht  bei  blossen  Wor- 
ten bleibt  —  was  freilich  beim  Zentrum 
allmählich  genau  so,  wie  einst  bei  den 
Nationalliberalen,  anzunehmen  ist  — ,  so 
ist  ein  einflussreicher  Teil  des  Zentrums 
gesonnen,  vor  einer  .\blehnung  der  Fi- 
nanzvorlagc  der  Regierung  nicht  zurück- 
ztischrecken. 

X  ^  X 
2"*HBS«iJ'*'  '^^"^  Masse,  wie  die 

Jgf™""     Zentralgewalt  des  von  den 

Romanows  zusammener- 
oberten Reiches  mehr  und  mehr  ohn- 
in.ichtig  wird,  erwachen  die  von  Russ- 
land unterjochten  fremden  Völker  Schritt 
für  Schritt  zu  selbständigem  politischem 
Leben.  Diese  Völker  aber  machen  die 
Mehrheit  der  Bevölkerung  des  Reiches 
aus:  von  insgesamt  130  Millionen  min- 
destens 70.  (^bcr  die  Parteiverh.ältnisse 
in  Polen  ist  an  dieser  Stelle  bereits 
berichtet  worden.  Auch  die  beharrltchoi 
Kämpfe  der  F  i  n  n  1  ä  n  d  e  r  gegen  die 
russische  Gewaltherrschaft  sind  zur  Ge- 
nüge bekannt.  Nicht  so  leicht  war  es 
bisher,  siih  iiber  die  politischen  Strö- 
mungen bei  den  E  s  t  h  e  n  ,  den  südlichen 
Stammverwandten  der  Finnen,  Auf- 
cclihiss  zu  verschaffen.  Nr.  6  der 
Russischen  Korrespondenz  bringt  hier- 
über sehr  dankenswerte  Mitteilungen. 
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Wenn  in  Esthland,  so  wird  dort  berich- 
tet, der  Pastor  von  der  Kanzel  herab 
dms  vorgt  st  hriebene  Gebet  für  den  Zaren 
zu  sprechen  beginnt,  verlassen  die  Gläu- 
bigen die  Kirche.  Sogar  die  Fastoren 
sett»st  werden  rebdlisi^  Die  legakn 
esthnischen  Zeitungen,  erfahren  wir  wei- 
ter, sind  teils  nationalistisch,  teils  sozia- 
listisch; die  im  Ausland  erscheinende 
Zdtsdirift  Eäu  propagiert  vor  allem  den 
Stnrs  des  Absoratismus. 
SO,  wie  bei  den  Esthen  eine  national- 
oppositionelle  und  eine  sozialistische 
Strömung  neben  einander  bestehen,  so  ist 
es  auch  bei  den  anderen  unterjochten 
Völkern  von  der  Ostsee  bis  zur  türki- 
schen Grenze,  wobei  je  nach  dem  Grade 
der  politischen  Reif«  die  sozialistischen 
Gruppen  entweder  die  berechtigten  na- 
tionalen Freihettsforderungen  in  ihr 
Programm  miteinbeziehen  oder  aber  aus 
doktrinären  Gründen  davor  zurück- 
scheuen; im  allgemeinen  mikI  die  sozia- 
listischen Organisationen  der  ersteren 
Art  wesentlich  zahlreicher  und  starker. 
Überall  aber,  bei  den  Letten  und  den 
Litauern,  bei  den  Weissruthenen  und  den 
Ukrainern,  bei  Georgiern  tmd  Arme- 
niern, wächst  die  revohitinnärc  Gärung 
unter  den  Bauern  und  Arbeitern  und 
die  oppositionelle  Stimmung  unter  dem 
Bürgertum,  soweit  ein  solches  vorhanden 
ist;  und  überall  richtet  sich  die  Unzu- 
friedenheit sowohl  gegen  den  politischen 
und  sozialen,  als  auch  gegen  den  nationa- 
len Druck. 

WIE  unglaublich  tyrannisch  dieser  na- 
tionale Druck  ist,  das  zeigt  das  Beispiel 
des  zahlreichsten  der  unterjochten  Völ- 
ker, der  Ukrainer  oder  Ruthenen. 
Diesen  26  Millionen  ist  ihre  Mutter- 
sprache als  Schriftsprache  direkt  ver- 
boten. Die  Folge  ist  ein  grauenhaftes 
kulturelles  Zurückbleiben  dieses  begab- 
ten Volkes,  das  erst  jetzt,  dank  der  Ohn- 
macht seiner  Dränger.  ein  wenig  kräf- 
tiger die  Schwingen  zu  regen  beginnt* 
Es  ist  ein  unleugbares  Ver^enst  der  in 
Wien  erscheinenden  Ruthenischen  Rr.'ue, 
die  deutsche  Leserwelt  fortlaufend  über 
diese  Verhältnisse  zu  unterrichten. 
EINE  höchst  eigentümliche  Stellung  neh- 
men unter  den  unterjochten  Völkern  die 
Jude  n  ein.  Aus  dem  eigentlichen 
Russiand  gesetzlich  vertrieben,  von  der 
Niederlassung  in  den  Dörfern  gesetzlich 
SO  gut  wie  ganz  ausgeschlossen,  hausen 
sie  dichtgedrängt  in  den  Städten  des 
ihnen  eingeräumten  Ansiedelungsrayons. 
Die  meisten  sprechen  jüdisch  als  ihre 
Muttersprache,  viele  lesen  nur  hebräische 


Schrift ;  andererseits  macht  sich  bei  vie- 
len Juden  eine  starke  Hinneigung  ztu» 
Russentnm,  bei  wieder  anderen  zun 
Polentum  geltend.  Diesen  unfertigen 
Zuständen  entspricht  eine  übergjosse  po- 
litische Zersplitterung.  Viele  der  besten 
Elemente  des  jüdischen  Bürgertums  wid-  . 
men  sich  mit  Eifer  und  Hingebung  dem 
Zionismus.  Daneben  aber  haben  die  ver- 
schiedensten soaialistischen  Organi- 
sationen zahlreidie  Juden  zu  AidiSngem. 
Der  ri  lativ  grösste  Bruchteil  des  jüdi- 
schen Proletariats  kämpft  allerdingt  in 
den  Reihen  des  AUgemeinen  tüdisehen 
Arbeit erbundes.  C^r-^A^  H|p  iinp^mf in 
starke    Teilnahme    der   Juden  arr'tisffi^ 

«nriaUcricfhoji  T^AUfoyn^g  (|[f|^»  aK«.r  dem 

ZarentiTffi  als  Vorwand  und  IfanJItfAbe,"" 
um^die  Unzufriedenheit  der  christlichen  i 
VcJfcsroasscn  von  sKII  Ibiulwikcu  durch  / 
planmässige  Veranstaltung  von  Juden-  / 
hetzen ;  dies  gelingt  insbesondere  dort,  / 
wo  das  christliche  Proletariat  noch  rück-/ 
ständig  und  unorganisiert  ist.  Einigcl 
Jahre  solcher  infamen,  hdmtückischefl 
Verfolgungen  haben  ausgereicht,  um  bei 
den  früher  doch  gar  nicht  kriegerischen 
Juden    bewunderungswürdige  Orgwii- 
sationen  bewaffneter  Sell»tverteidigllll||t 
ins  Leben  zu  rufen. 

WOHL  zu  beaehten  ist,  dass  nicht  Mosa 

bei  den  Kulturvölkern  im  Westen  des 
Reiches,  sondern  auch  fern  im  Osten,  bei 
den  Halbkultur-  und  Barbarenvölkem 
nordasiatischcr  Rasse  die  Opposition 
gegen  das  Zarentuni  zusehends  erstarkt. 
So  wurde  in  Ufa  kurzlich  ein  National- 
kongrcss  der  Baschkiren  abgehalten. 
Dieses  4  Millionen  starke  Volk  sesshaf- 
ter  Hirten  und  Ackerbauer  mohammeda- 
nischen Glaubens  fordert  Wiederher- 
stellung seiner  Autonomie  und  Anteil  an 
der  Reichsgesetzgehung.  Schon  im  ver- 
flossenen Winter  wurde  über  einen  ähn- 
lichen Kongress  der  Jakuten  in  Ost- 
sibirien berichtet ;  auch  sie  fordern  einen 
autonomen  Landtag.  Auch  unter  den 
Kirgisen  gart  es;  so  tauchte  im  vori- 
gen Jahre  ein  Prophet  unter  ihnen  auf, 
liess  sich  göttliche  Ehren  erweisen  und 
predigte  Rebellion,  wurde  aber  verhaftet 
und  verschickt. 

SEHR  viel  gefährlichere  Gegner  des 
Zarentums,  als  die  zuletzt  genannten 
Völkerschaften,  sind  die  zugleich  kriegeri- 
schen und  kulturell  hochstehenden 
Georgier  (Grusier)  und  Armenier 
stidwärts  des  Kaukasus.  Diese  beiden 
Völker  waren  bisher  durch  eine  grimmige 
Erbfeindschaft  von  einander  gesdiieden. 
Jetzt  hat  der  gemeinsame  Kampf  wider 
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das  Zarentum  auch  diesen  Hass  über- 
wunden. Vorläufig  spielt  die  Regierung 
noch  mit  Erfolg  gegen  diese  beiden 
christlichen  Kulturvölker  die  unwissen- 
den mohammedanischen  Tartaren 
aus;  ob  das  aber  lange  vorhalten  wird,  ist 
sehr  fraglich,  da  auch  schon  die  Tar- 
taren angefangen  haben,  politische  For- 
derungen zu  stellen.  So  verlangen  zum 
Beispiel  die  Tartaren  der  Krim  unter 
andöm  das  Recht  auf  zensurfreie  Her- 
ansgabe  tartarischer  Zeitungen. 

Kmia  Chnalk  in    Moskau    trat  am 

19.  Juli  ein  Kongress 
der  S  c  m  s  t  TV  o  s  und 
Dumas  zusammen»  der  ac^ii-n  «K  n  Huly- 
ginschen  Verfassungsentwurf  entschieden 
Stellung  nahm.  X  Nach  mehrfacher 
Änderung  dieses  Entwurfs  wurde  in 
einem  Ukas  vom  19.  August  die 
Einberufung  einer  Reieksduma,  unter 
Wahrung  der  Selbstherrschaft  (U-s 
Z&ren,  verfügt;  ob  und  in  welcher 
Weise  diese  Scheinkonstitution  zur  Aus- 
führung gelangt,  steht  dahin.  Den  Scmst- 
wos  wurde  gleichzeitig  verboten,  sich 
noch  femer  mit  der  Staatsrcformfrage 
zu  beschilft ipffii.  v  In  K<)nstantino[)el 
wurde  am  21.  Juli  ein  Bombenatten- 
tat auf  den  Sultan  ausgeführt. 
Der  Sultan  blieb  unverletzt,  vierzig 
andere  Personen  wurden  getötet.  X  Dr- 
Carl  Peters,  gegen  den  im  Jahre 
1897  der  Disziplinarhof  auf  Dienstent- 
lassung, Entziehung  des  Titels  Reichs- 
kommissar und  Aberkennung  der  Pen- 
sionsansprüche  erkannt  hatte,  wurde  teil- 
weise rdMiüHiert:  er  erlriett  Berech- 
tigung, leinen  Titd  wieder  su  fShien. 

^MavBlar        DAS    lebhafte  Interesse 


j  apanisch-ru  5  si  seilen 
Kriege  äussert  sich  auch 
auf  dem  Bfichermarkt  Von  den  zahl- 
reichen Publikationen  erwähnen  wir  die 
Schrift  des  Kriegsberichterstatters  Max 
Th.  S.  Behrmann  Hinter  den  Ku- 
lisscn  des  mandschurischen  Kriegstheaters 
/Berlin.  Schwctschke/.  An  Ort  und 
Stelle  und  unter  den  Eindrücken  des 
Augenblicks  niedergeschrieben,  bietet  sie 
dem.  der  die  Ereignisse  nur  in  den  Zei- 
tungen verfolgen  nuiss.  einen  gtw is^tii 
Reiz  des  Ursprünglichen  und  Unmittel- 
baren. X  Die  innere  Zersetzung  des 
russischen  Staatsorganismus  und  die 
treibenden  Kräfte,  die  zum  Ausbruch  der 
Revolution  fähren,  schildert  der  sach- 
kundige Alexander  U 1  a  r  in  dem 
fesselnd  geschriebenen  Buche  Die  russi- 


sche Revolution  /Berlin,  S.  Fischer/. 
Über  die  jeweilig  neuesten  Vorgänge  in 
Russland  und  den  Verlauf  der  revo- 
lutionären Bewegung  unterrichtet  die 
von  Freunden  der  russischen  Freiheits- 
bewegung herausgegebene  Russische 
Korrespondena,  deren  Administration 
sich  in  Berlin  W.,  Fasanen  St.  58,  be- 
findet. X  Schiller  als  IVeltbürgcr  und 
Politiker  /Berlin,  Verlag  der  Hilfe/ 
schildert  uns  Professor  Ferd.  T5n- 
nies.  Von  den  vielen  Schriften  zur 
Schillerfeier  eine  der  lesenswertesten. 
Tönnies  deckt  einen  Herzenswunsch  von 
Schiller  auf,  den  man  bisher  nicht  kannte 
oder  nicht  beachtete,  nämlich  den: 
dass  sich  Schiller  mit  dem  Gedanken 
getragen  hat,  im  Wirken  eines  Staats- 
mannes seinen  Geist  und  seine  Kraft  zu 
beweisen.  Eingehend  schildert  Tönnies 
das  allmähliche  Absterben  des  politischen 
Interesses  Schillers,  wie  er.  innerlich 
zwar  der  gleiche  bleibend,  doch  immer 
mehr  sich  aus  der  drückenden  Atmo- 
sphäre der  Wirklichkeit  in  das  Reich-  der 
Ideen  flüchtet.  X  In  der  Flugschriften- 
Sammlung  Sozialer  Fortschritt  /Leipzig, 
Dietrich/  gibt  Alfred  H.  Fried  ein 
kleines,  flott  gc:^eichnetes  und  gut  orien- 
tierendes Bild  der  Friedensbewegung, 
was  sie  will,  und  was  sie  erreicht  hat. 
X  Psychologische  Studien  aus  dem 
Kriege  von  1864  hat  Professor  Karl 
Larsen  im  Jahre  i8<;7  unter  dem  Titel 
Under  vor  sidste  krig  erscheinen  lassen, 
in  denen  er  aus  einer  grossen  Zahl  von 
ihm  sellist  gesammelter  Briefe  und  Tage- 
bücher des  Jahres  1864  systematisch  vor- 
genommene Auszüge  bringet,  die  für  die 
Psychologie  des  Krieges  zwischen  mo- 
dernen europäischen  Kulturvölkern  von 
Bedeutung  sind.  Ein  kurzer  Auszug  aus 
dem  Buche  ist  vom  n.imlichcn  Verfasser 
veranstaltet  und  von  Professor  Fischer- 
Bcnzon  in  Kiel  ins  Deutsche  ubertragen 
worden  Die  ilUl-^t  rit-ru-  Scluitt  fi'ihrt 
den  Titel  Krieg  und  Menschen  /Kiel, 
Lipsius  ft  Tischer/.  moHARo  oalwi« 

Sozialpolitik 

^SwmÄi*'*''  diesen  Sommermona- 

**  **  tcn  lenkten  wieder  staats- 
rettende Schüsse  die  Auf- 
merksamkeit weiter  sozialpolitischer 
Kreise  auf  die  u  n  a  r  t  s  c  h  e  n  Land- 
arbeiter.  TalirhuiulcrtL*  Ijrutaler  Unter- 
drückungen und  gewaltsamer  Expro- 
priationen schufen  in  Ungarn  eine  pro- 
letarische Landarbeiterklasse.  Die  freie 
l'eilbarkeit  des  Bodens  und  die  Auftei- 
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long  der  Gemeindeweiden  beförderten  im 
hohen   Grade   die   Amfrildtingr  dieser 

Klasse.    Die  Entstehung  der  ungarischen 
Landarbeiterklasse,  ihre  Lage  und  ihre 
Erhebung  in  den  grossen  Landarbeiter- 
streiks des  Jahres  1897  und   1898  hat 
Josef  Graf  Mailath  in   seinen  Studien 
über  die  Landarbeiterfrage    in  Ungarn 
/Wien,  Deuticke/  eingehend  dargestellt 
In  den  einzelnen  ungarischen  Landes- 
teilen fielen  nach  Mailath  72  bis  86  % 
von  Landarbeitern  auf  die  besitzlosen 
Arbeiter.     Die   Lebensverhältnisse  der 
Arbeiter  lassen  vjel  zu  wünschen  übrig. 
Sie  sind  selbst  nach  Mailäth  in  einigen 
Landesteilen    direkt    ungenügend.  In 
dem     besitzlosen     ungarischen  I-and- 
arbdterstande  erwuchs  der  Sozialdemo- 
kratie dne  zahlrddie  Anhingerachalt 
Selbst  der  unabhängige  Sosialistnns  ge- 
bot in  einigen   Landstrichen  Ungarns 
fiher  grosse  Trupi»en.    Die  Jahre  1897 
und  1R08  zeitigten  in  der  sozialdemokra- 
tischen  Landarbeiterschaft   sehr  ausge- 
dehnte Streiks.  Diesen  Streiks  folgte  auf 
dem  Fusse  eine  AusnahmcResetzgebung, 
welche  die  Aufreizung  zum  Streik,  die 
Unterstützung    und    Beförderung  des 
selben  und  die  Aufforderung  zum  Ver- 
tragsbruch mit  harten  Strafen  bedrohte. 
Kleine   soziale   Verbesserungen  (Schutz 
vor  Übervorteilungen  und  vor  willkür- 
lichen Lohnabzügen  etc.)  brachte  diese 
Gesetzgebung  den  Arbeitern.    Die  Ent- 
rechtung der  Arbeiter  verteidigt  Mail4th 
sehr  tmgeschidct  mit  dem  volkswirt- 
schaftlichen   Interesse    der  ungestörten 
Vollendung  der  unaufschiebbaren  Feld- 
atbeiten.  Er  eifert  gegen  £e  sorialdemo- 
kratische  Verhetzung.    Trotz  des  stark 
tendenziösen  Anstrichs  der  Mailäth sehen 
Sdirift  finden  wir  in  ihr  doch  wahrheits- 
getreu so  manche  seelische  Triebfeder 
der    sozialdemokratischen  Landarbeiter- 
bewegung    Ungarns     blossgelegt.  So 
scheint  in  der  Tat  der  Landhunger  der 
besitzlosen  Arbeiter  sehr  bei  der  Ent- 
faltung der  sozialdeniokrati^clicn  T.and- 
arbeiterbew^ung  mitgewirkt  zu  haben. 
X  X 
Beraarbeltsr>    EINE  anschauliche,  knappe 
verUltBissa      Darstellung     der  Bcrp- 
arbeiterverhältnisse  bringt 
die  kleine  Broschüre  Der  Bergarbeiter- 
streik      und     die  Untersuchuns;skom- 
missioncn,  herausgegeben  vom  Vorstand 
des    deutschen  Bergarbeiterverbandes. 
Der  Durchschnittslohn  der  Gesamtbeleg- 
schaft im  Ruhrrevier  sank  von  1332  M. 
im  Jahre  1900  auf  iflo8  M.  im  Jahre  1904. 


Der  unterirdische  Aufentlialt  der  Ruhr- 
berglente  stieg  bis  weit  über  9  Standen. 

Dafür  werden  tausend  Zeugen  angeboten. 
Die  Broschüre  führt  den  Nachweis,  dass 
zahlreichen   Kuneradschaften  3,  4,  ja 
S  %  der  Förderung  genullt  wurden.  Es 
häuften  sich  die  Klagen  über  fehlende 
und  überfüllte  Abortkübel.  Bestrafungen 
hagelten   förmlich  auf  die  Bcrparbeiter 
herab.    Im  IV.  Quartal  1904  wurden  im 
Herkules.  Schacht  I,  bei  einer  Beleg- 
schaft von  600  Mann  246  Strafen  ver- 
hängt.    Schimpfworte,     wie  Hammel, 
Schmierlapp,  Lump,  waren  im  Schwange. 
Die  Grubenarbeit  wurde  im  Laufe  der 
Zeit  so  gesundheitsgefährlich,  dass  bei 
dem  Bergmann  die  Ganzinvalidität  schon 
durchschnittlich  im  41,2  Jahre  eintrat. 
X  X 
PrasIlUitloa      IN  seinem  tapferen  Werke 
Die  sexuelle  Frage  /Mün- 
chen,   Reinhardt/  spricht 
Professor  August  Forel  der  staatlichen 
Regulierung  der  Prostitution  jede  Be- 
rechtigung ab.  Das  ganze  Regnlierangs- 
system  bekämpft  »in  keiner  Weise«  die 
venerischen    Krankheiten  «erfolgreidi« 
oder  vermindert  de  »andi  nur  nachweis- 
bar«.  Forel  empfiehlt  die  Schaffung  von 
Gelegenheiten  zu  einer  diskreten,  anstän- 
digen, anonymen  Spitalbehandlong  aa 
allen  grösseren  Plätzen,  ond  aw»r  auch 
für  mittellose  Menschen. 
IN  seinen  Zehn  Lebensläufen  Berliner 
Prostituierten    in    den  Grossstadtdoku- 
tnentcn  /Berlin,  Seemann/  unterschätzt 
Dr.  med.  Wilh.  Hammer  den  Einfluss 
der  sozialen  Not   auf    die  Entstehung 
grossstadtischer  Massenprostitution.  Die 
heutige  Fürsorgeerziehung  der  Prosti- 
tuierten in  den  öffentlichen  Anstalten  be- 
darf nach  Hammer  sehr  dringend  einer 
Reform.     l'ntcr    25  Fürsorgezöglingen 
ermittelte  Dr.  Hammer  22  Lesbierinnen. 
Ein  vernichtendes  Urteil  fallt  Dr.  Ham- 
mer über  die  heutige  polizeiliche  Kon- 
trolle der  Prostituierten.    Er  schreibt: 
»Die    Dimenkontrolle    frei  wohnender 
Dirnen  mit  di  n  Beschränkungen  der  Ber- 
liner Sittenpolizei   gewährt  eine  nahezu 
vollständige  Sicherheit  dafür,  dass  Gast 
und  Mädchen  erkranken.    Die  Abschaf- 
fing  der  polizeilichen  Kontrolle  würde 
meiner  Überzeugung   nach    keine  noch 
erheblichere  Ausbreitung  der  Geschlechts- 
krankheiten   zur    Folge    haben.«  Ver- 
dienstvoll sind  die  Aufschlüsse,  die  uns 
Hans  Ostwald  in  der  gleichen  Samm- 
lung über  Das  ZuhäUerhm  i»  Berlin 
gibt   Der  Zuhälter  spielt  in  der  Wob- 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  •  ÖPPBNTUCHBS  USSBH  •  SOflAlPOUnK 


809 


nung  der  IVoStituiertcn  nicht  den  Be- 
scbüUer  des  Mädchens.  Währead  der 
Gcsdififtsscit  der  Prostitmertieii  sitzt  er 
in  irgend  einer  Kaschemme.  Das  Bedürf- 
nis der  Dirne  nach  Liebe,  nach  einem 
Mtnne  ist  die  ynkn  Entstehnngsarsadie 
des  Zuhältertums.  Eine  Dirne  äusserte 
sich  einmal  treffend  zu  dem  Verteidiger 
ihres  Zuhälters:  > Warum  soll  ick  nich 
ooch  'n  Mann  haben,  wie  andere  Weiber? 
Ick  habe  ooch  Bedürfnis  nach  Liebe. 
Wenn  det  nich  war  —  dena  branditm 
wir  keepe  Zuhälter.« 

X  X 
UJtlnttelwKta-  DIE  Zentrale  für  private 
'  Fürsorge     in  Frankfurt 

a.  M.  hat  in  den  Mittel- 
inmlct  itirer  Tätigkeit  die  Fürsorge  für 
verwaiste,  uneheliche  und  sitthch  gefähr- 
dete Kinder  gestellt.  Der  wissenschaft- 
liche If  itarbeiter  der  Zenitrah,  Herr  Dr. 
Spann,  ist  mit  vortrefflichen,  in 
dieser  Rundschau  bereits  besprochenen 
wissenschaftlichen  Aufsätzen  über  die 
Stiefvaterfamilie  unehelichen  Ursprungs, 
über  die  unehelichen  Geburten  von  Frank- 
furt und  über  die  Aufgaben  und  die  Be- 
deutung der  Berufsvormundschaft  her- 
vorgetreten. Unehelich  ist  nach  Dr. 
Spann  jene  Art  der  Bevölkerungsemeu- 
erung,  mit  der  ihrem  Begriff  nach  eine 
Degeneration  im  sozialen  Körper  ver- 
bunden ist.  Diese  eigentliche  Unehe- 
lichkeitaerscheinuQg  bezeichnet  er  als 
fnnktioaelle  oder  eigentKehe  Unehelich- 
kiil  und  st'^llt  sie  aller  bloss  formalen 
UneheUchkeit,  die  nur  durch  das  Merk- 
mal des  Fdilens  dner  reditnrültigen 
Heirat  bezeichnet  ist,  gegenüber.  Für 
die  wirkliche  Erfassung  der  an  die  Un- 
«heliclikeit  geknüpften  sozialen  Erschei- 
nungen ist  mit  dieser  Unterscheidung 
Dr.  Spanns  zwischen  der  funktionellen 
und  fonnalcn  Unehelichkeit  sehr  viel  ge- 
wonnen. Seine  Untersuchungen  über  die 
uneheliche  Bevölkerung  in  Frankfurt 
a.  M.  sind  jetzt  in  wesentlich  vervoll- 
ständigter Form  in  den  Problemen  der 
Fürsorge,  Abhandlungen  der  Zentrale  für 
private  Fürsorge  /Dresden,  Böhmert/ 
erschienen.  Dr.  Spann  verbreitet  sich 
über  den  Begriff  der  UneheKehkeii,  über 
die  Unehelichen  militärpflichtigen  und 
schulpflichtigen  Alters,  über  die  unehe- 
Kdien  Geburten  etc.  Die  Zentrale  wandte 
sich  an  die  Rektoren  der  Volksschulen 
Frankfurts,  um  die  eigenartigen  Lebens- 
und Erzichungsverhältnisse  der  unehe- 
lichen schulpflicbtiRen  Kinder  zu  er- 
fassen.   Ihre  Beobachtungen  erstreckten 


sich  auf  5<So  eigentliche  (funktionelle) 
Uneheliche  und  73  formal  Uneheliche 
(Kinder,  deren  Eltern  im  Ifonkubinate 

leben,  und  voreheliche,  nicht  legitimierte 
Kinder).  Unter  den  Feststellungen  Dr. 
Spanns  haben  sozialpolitisch  einen  be> 
sonderen  Wert  die  Daten  über  die  Ali- 
nicntenzahlungen  für  uneheliche  Kinder. 
Es  fand  in  66  %  der  FMle  überhaupt 
keine  Alimentenzahlung  statt,  \n  11^  % 
eine  teilweise  und  nur  in  22^  %  der 
Fälle  eine  regelmässige.  Die  ermittelten 
Väter  der  unehelichen  Kinder  waren  au 
53.6  %  gelernte  Arbeiter,  zu  21,5  %  un- 
gelernte Arbeiter,  zu  6,1  %  Mitglieder 
freier  Berufe  und  zu  18,8  %  Mitglieder 
sonstiger  Berufe. 

X  X 
KranksnkssMn  DIE  am  7.  und  8.  August 
Ug  in  Dresden  aj^ehaltene  la.  Jahresver- 
Sammlung  des  ZentreMfer^ 

handes  deutscher  Ortskrankenkassen 
brachte  ein  eingehendes  Referat  Her- 
mann Sydows,  des  Herausgebers  der 
Krankcnkassenseitung,  über  die  Verein- 
heitlichung der  Arbeiterversicherung. 
Die  (xTUndgedanken  dieses  Referats  sind 
in  der  von  tms  bereits  besprochenen  Pe- 
tition des  Zentralverbandes  deutscher 
Ortskrankenkassen  niedergelegt  (vergU 
pag.  697).  Sydows  Rede  stellte  wir- 
kungsvoll das  frisch  pulsierende  Leben 
der  auf  Selbstverwaltung  gegründeten 
Ortskrankenkasaen  dem  Schneckengang 
der  übrigen  boreaukratisch  verwalteten 
-Arbeiter versicberungsinstitute  gegenüber. 
In  der  Debatte  über  die  Vereinheitlidiung 
der  Arbdterversicherttnir  wurde  scharf 
mit  den  unwissenden  und  böswilligen 
Gegnern  der  Selbstverwaltung  der  Kas- 
sen abgerechnet.  Die  Jahresversammlung 
erklärte  sich  nach  einem  Referat  Fischers- 
Weimar  für  die  Erhebung  der  Beiträge 
für  die  Invalidenversicherung  durch  die 
Krankenkassen.  Über  die  Bedeutung 
der  Reichsarznei  taxe  für  die  Kassen- 
finanzen verbreitete  sich  Apotheker 
Skaller.  Sie  würde  die  Preise  der  Apo- 
thekenmitte! etwa  um  15  %  erhöhen.  Es 
wurde  von  der  Jahresversammlung  auf 
Antrag  der  Ortskrankenkassen  Ham« 
bui^  besdilossen,  bei  Reidistag  und  Htm- 
d(srat  die  Ausdehnung  der  Versiche- 
rungspflicht auf  die  Heimarbeiter  zu  be- 
treiben. Im  foteresse  des  sozialen  Aus- 
baues der  Kassen  wurde  nach  einem  Re- 
ferat Alb.  Kohns-Berlin  eine  Änderung 
des  Kranlnnversidierungsgesetzcs  in 
dem  Sinne  benntrapt,  dass  die  Be- 
schickung der  hygienischen  und  Wohl- 
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fahrtszwecken  dienenden  Kongresse  von 
Seiten  der  Krankenkassen  auf  alle  Fälle 
gesetzlich  ermöglicht  wird.  Über  die  Re- 
gelung der  Anstellungsverhältnisse  der 
Kassenbcamten  setzten  sich  die  Vertreter 
der  grossen  Ortskassen  Leipzig  und 
Dresden  heftig  mit  den  Vertretern  der 
Interessen  der  Kassenbeamten  ausein- 
ander. Eine  befriedigende  Lösung  der 
Anstellungsfrage  der  Beamten  wurde 
meht  erzielt. 

X  X 
bvalldenver-  ANLÄSSLICH  der  Aus- 
tieiieniiio       steUung  für  Sanitäts-  und 

Rettungswesen  gab  die 
Landesversicherungsanstalt  Westfalen 
einen  umfanerreichen,  illustrierten  Be- 
richt Die  JnvalidetwersicheruHg  in  der 
Proviiut  Westfalen  in  den  Janren  i8qi 
bis  igo4  heraus.  Von  1892  bis  1904  Hess 
die  Landesversicherungsanstalt  Westfalen 
14  546  Personen  eme  Hdlbehandlung  a^- 
gedcihen.  Seit  ifxii  wurden  von  der 
Anstalt  268  Personen  in  Invalidenhaus- 
pflege  genommen«  Zum  Bau  Ton  Arbei- 
tc-U' >lMninf^cn  bewilligte  die  Anstalt  an 
Gemeinden,  Baugenossenschaften  Dar- 
lehen in  der  Höhe  von  8470434  M.  Die 
Landcsversichcrungsanstalt  T  Ii  ü  r  i  n  - 
gen  dehnte  im  Jahre  1904  das  Heilver- 
fahren nicht  unbeträchtlich  aus.  Sie 
übernahm  dieses  Verfahren  in  2206 
Fällen,  im  Vorjahre  dagegen  nur  in  171 1 
Fällen.  Die  Anstalt  erweiterte  die  In- 
validenhauspflege  im  Jahre  1904,  so  dass 
sie  jetzt  über  63  Betten  für  invalide 
Männer  verfugt.  Dem  Ausbau  der  Ge- 
rocindekrankcnpflege  wendet  die  Anstalt 
viel  Interesse  zu. 

X  X 
Kurze  Chronik  AM  lo.  August  lehnte  der 
6.  deutsche  Handwerks- 
und Gewcrbekammcrtag 
in  Cöln  den  Befähigungsnach- 
weis für  simtliche  Handwerkszweige 
als  unter  den  heutigen  Verhältnissen  un- 
erreichbar ab.  X  Am  12.  August  war  ein 
Jahrhundert  seit  der  Geburt  des  Natio- 
nalökonomen und  Sozialpolitikers  Karl 
Rodbertus  verstrichen. 

X  X 

Literatur  DIE  Arbeiterversicherung 
im  Ausland,  herausge- 
geben vom  Geheimen  Re- 
gierungsrat Dr.  Zacher  /Berlin, 
TroschelA  bringt  in  Heft  TXa  eine  Ar- 
beit Die  Arbcitcrz'crsichcrung  in  Russ- 
land aus  der  Feder  des  Grafen  Louis 
Skarzynskj.  X  In  Heft  X  der 
selben     Sammlung     behandelt  Dr. 


Aug.  H  j  e  1 1  Die  Arbeiterversiche- 
nmg  M  Pkmlami.  X  In  a.,  verSnderter 

Auflage  erschien  Das  konstitutionelle 
System  im  Fabrikbetriebe  von  Hein- 
rich Freese  /Gotha,  Perthes/.  X 
Die  Schrift  des  Frankfurter  Arbeiter- 
sekretärs Eduard  Graef  Arste  und 
Krankenkassen  /Frankfurt  a.  M..  Union/ 
beleuchtet  nicht  nur  auf  Grund  einer 
langjährigen  praktischen  Erfahrung  das 
Verhältnis  von  Ärzten  und  Kranken- 
kassen, sondern  führt  auch  tief  in  das 
soztalhygienische  Wirken  einer  von  or- 
ganisierten Arbeitern  geleiteten  Kranken- 
kasse ein. 

DER  ausgedehnte  Aufgabenkreis  eines 

wirklichen  sozialen  Museums  tritt  uns 
anschaulich  in  dem  2,  Jahresbericht  des 
Sotialen  Museums  in  Frankfurt  a.  lif. 

entgegen.  X  Das  Gewerbe gcricht  brachte 
eine  interessante  Übersicht  der  Literatur 
über  den  Arbeitsvertrag  seit  der  letzten 
Tagung  des  Verbandes  deutscher  Gc- 
werbegerichte.  In  dem  gleichen  Blatte 
bespricht  Amtsrichter  Boysen-Hamburg 
die  ersten  Erfahrungen  bei  den  Kauf- 
mannsgerichtcn.  paul  kampffmeyer 

Soziale  Kommunalpolitik 

IN  der  Sozialen  Praxis 
besdiäfttgt  sich  Dr.  M. 
Wagner  mit  der  Versiche- 
rung gegen  Arbeitslosigkeit  und  tritt  da- 
rin besonders  für  den  Frcundschen  Vor- 
schlag ein,  die  Arbeitslosenversicherung 
mit  paritätischen  Facharbeitsnachweisen 
zu  verbinden.  Wir  haben  nicht  die 
Absicht,  auf  den  Wagnerschen  Artikel 
und  seine  Vorschläge  hier  weiter  ein- 
zugelien.  Nur  ein  Punkt  sei  herausge- 
griffen: die  ablehnende  Haltung,  die  er 
gegenüber  dem  Genter  System  einnimmt, 
und  die  Kritik,  die  er  an  der  Karl  Sin- 
gerschcn  Begründung  des  selben  vor- 
nimmt. Sie  zeigt,  wie  ausserordentlidi 
rückständig  im  Vergleich  zu  anderen 
Ländern  in  Deutschland  selbst  sozial- 
politische Kreise  sich  gegenüber  der  Ar- 
beiterbewegung verhalten.  »Meines  Er- 
messens«, schreibt  Wagner,  >hat  weder 
der  Staat«  noch  die  Gemeinde  in  Deutsch- 
land Anlass,  die  Kampfesorganisationen 
in  ihren  Kämpfen  m  stSrken,  zumal  es 
sich  in  der  Hauptsache  um  die  sozialisti- 
schen Gewerkschaften  handelt.  Gewiss 
hat  prinripiell  die  Arbeitslosenunter- 
stützung mit  den  Lohnkämpfen  von  vorn- 
herein nichts  zu  tim,  obwohl  in  der 
Praxis  das  Verhältnis  der  Arbeitslo- 
sentmterstützung    zu  Lohndif f eren  zen. 
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Streiks  u.  s.  w.  eine  der  haoptaächlichsten 

Schwierigkeiten  bietet.  Indessen  würde 
eine  Subvention  zweifellos  zu  einer  Sub- 
vention gerade  des  Streikfonds  führen. 
Die  Arbeitgeber  würden  mit  Recht  Ge- 
meinde und  Staat  im  Falle  von  Lohn- 
Streitigkeiten  einer  einseitigen  Partei- 
nahme  für  die  Arbeiter  zeihen  können. 
Ausserdem  ist  zu  bedenken,  dass  die 
Genter  Verhältnisse  auch  aus  dem 
Grunde  nicht  auf  Deutachland  übertragen 
werden  können,  weil  liier  die  gewerk- 
schaftlichen VerhältniNse.  sowie  das  \\t- 
bältnis  der  Gewerkschaften  zur  PoUtik 
gaax  anders  geartet  sind.«  Und  an  einer 
späteren  Stelle:  >Auf  Deutschland  je- 
doch lässt  sich  die  Genter  Institution 
nicht  übertragen,  denn  hier  sind  die  po- 
litischen  Verhältnisse  ganz  anders  ge- 
artet .  .  .  Ausserdem  ist  zu  bedenken, 
dass  eine  Subvention  etwa  der  freien 
Gewerkschaften  gleichbedeutend  ist  mit 
einer  finanziellen  Stärkung  von  Organi- 
sationen, hinter  denen  die  sozialdemo- 
kratische Partei  steht,  besonders  nach- 
dem die  Antipathie  gegen  diese  Organi- 
sationen in  der  Partei  immer  mehr  im 
Schwinden  begriffen  ist«  Wir  wissen 
nicht,  auf  Grund  welcher  Tatsachen 
Wagner  die  Behauptung  ausspricht,  dass 
hinsichtlich  der  belgischen  Gewerkschaf- 
ten die  Verhältnisse  in  polttisdier  Be- 
ziehung ganz  anders  lägen,  als  in 
Deutschland.  Die  Mehrzahl  der  belgi- 
schen Gewerfcsdiaften  stdit  ntr  Sozial« 
demokratie  geradeso,  wie  die  deutschen. 

Die  franzosischen  Gewerkschaften  haben 
zum  Teil  wenigstens  eine  viel  revoluHo- 
närere  Theorie  - —  sind  sie  doch  Anhän- 
ger des  Generalstreiks,  den  sie  als  ihre 
Hauptaufgabe  betrachten  — ,  als  die  deut- 
schen :  trotzdem  hat  sich  in  Frankreich 
der  Obere  Arbeitsrat  für  die  Subven- 
tioniening  lokaler  Arbeitslosenkassen 
durch  die  Gemeinden  und  der  nicht  loka- 
len Kassen,  die  sich  über  einen  Bezirk 
oder  dber  ganz  Frankrdcli  erstrecken, 
durch  den  Staat  oder  die  Departements 
ausgesprochen.  Diesem  Gutachten  ent- 
siMT^end  hat  die  Dcpntiertenkammer  in 
flern  Finrinzposetz  von  IQ05  einen  Kredit 
von  110  000  fr.  in  den  Etat  des  Handels- 
ministeriums unter  dem  Titel  Subvcn- 
iiotun  Mur  Bekämpfung  der  Arbeitslosig- 
keit eingestellt.  Das  Departement  Cher 
hat  für  die  drei  Arbeitsbörsen  in  Bam- 
gcs,  Vierton  und  Mehun-sur-Yevre  einen 
Kredit  von  2700  fr.  bewilligt,  wovon 
500  fr.  im  besonderen  für  die  Schaffung 
einer  Arbeitsloseokasse  bestimmt  sein 


sollen.   Zu  den  betden  Stiidten  Limoges 

itnd  Dijon,  die  schon  seit  längerer  Zeit 
die  Arbeitersyndikate  tmterstützen,  sind 
weitere  i^er  Städte  hinzugekommen, 
T-yon,  Reims,  Amicns  und  Tarbes.  Lyon, 
Keims  tmd  Amiens  haben  5000  fr.  aus- 
geworfen für  die  Subventionierung  der 
Arbcitstosenkassen  der  Arbeiterverhände, 
Tarbes  500  fr.  In  den  Statuten  von  Lyon 
und  Reims  wird  die  Bedingung  erhoben, 
dnss  die  Arbeitslosenkasse  von  der  all- 
gemeinen Syndikatskasse  getrennt  ver- 
w.iltct  werden  müsse,  und  ihre  Fonds  nur 
für  die  Unterstützung  der  Arbeitslosen 
verwendet  werden  dürfen.  Die  Subvention 
ist  auf  Fälle  unfreiwilliger  Arbeitslosig- 
keit beschränkt;  bei  Streiks,  Krankheit 
oder  Unfall  wird  der  städtische  Zuschuss 
nicht  bewilligt,  ebensowenig  für  die 
Zahlung  von  Reisej^eldem.  Der  Maxi- 
malbetrag  des  städtischen  Zuschusses  be- 
trägt in  Lyon  i  fr.  pro  Mitglied  und 
Monat,  in  Reims  darf  der  Zuschuss  pro 
Tag  0,7s  fr.  nicht  übersteigen,  er  darf 
nicht  hoher  sein,  als  die  Unterstützung, 
die  von  der  Kasse  selbst  gezahlt  wird. 
Das  letztere  gilt  auch  für  Lyon.  In 
Reims  ist  der  städtische  Zuschuss  pro 
Person  und  Jahr  auf  25  fr.  beschränkt 
Diese  Daten  beweisen,  wie  die  früheren, 
die  wir  über  die  Entwickelung  des  Cen- 
ter Systems  in  Belgien  im  vorigen  Bande 
(pag.  464  ff.)  beigebracht  haben,  dass 
dieses  System  in  der  Tat  sich  überall, 
wo  es  einmal  eingeführt  ist,  bewährt  hat 
imd  zurzeit  den  p.mtrharsten  und  zweck- 
mässigsten  Weg  für  die  Fortbildung  der 
von  den  Arbeiterrei1)änden  eingerichte- 
ten und  verwalteten  Arbeitslosenversiche- 
rung bildet  Wenn  in  Deutschland  So- 
Halpolitiker  diesen  Weg  deshalb  abwei- 
sen, weil  er  den  sozialdemokratischen  Ge- 
werkschaften nütze,  so  beweist  das  nur 
eine  geradezu  unbegreifliche  Furcht  vor 
der  Sozialdemokratie,  die  man  in  demo- 
kratischeren Ländern  nicht  in  gleicher 
Weise  kennt 

X  X 
Volkspartei      WIR    haben    bereits  in 
dner  früheren  Rundschau 

(Sozialistische  Monats- 
hefte, 1904,  II.  Bd.,  pag.  924  ff.)  erwähnt, 
dass  der  vorjährige  Parteitag  der 
deutschen  Volkspartei  in  Aschaffenburg 
sich  mit  der  Abfassung  eines  Kommunal- 
programmes  beschäftigte,  und  auch  das 
Referat  Dr.  Rösslers-Frankfurt  über 
diesen  Punkt  der  Tagesordnung  ein- 
gehender besprochen.  Es  wurde  damals 
ein  Auascfauss  emgesetzt  und  ihm  die 
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Aufgabe  ertdlt,  fBr  den  nächsten  Partei- 
tag einen  Entwurf  ausruarbeitcn.  Der 
selbe  ist  vor  kurzem  veröffentlicht  wor- 
den. Wenn  wir  auch  in  das  hohe  Lob, 
das  ihm  von  den  voltc^pnrfcilichen  Zei- 
tungen gesungen  wird,  nicht  ganz  ein- 
stimmen, so  geben  wir  doch  gern  zu, 
dass  das  Programm  als  solches  im 
grossen  und  ganzen  Anerkennung  ver- 
dient. Eine  eingehende  Prüfung  des 
selboi  ergibt,  da$s  der  volkspartetliche 
Entwurf  sehr  viel  den  sozialdemokra- 
tischen Vorarbeiten  auf  dem  Gebiete  der 
KoDUDunalpolitik  verdankt,  ja,  in  ganzen 
Partieen  geradezn  von  dem  sozialdemo- 
kratischen Kommunalprogramm  abge- 
schrieben ist.  Wollten  wir  von  der 
wO r  ttembergi sehen  VolksiHirtei  gegen  dte 
Sozialdemokratie  so  oft  erhobene  Vor- 
wiirfe,  dass  diese  in  der  allgemeinen  Po- 
litik mit  dem  demokratischen  Kalbe 
pflüge,  zurückgeben,  so  wären  wir  im 
vollsten  Masse  dazu  berechtigft.  Und 
die  Volkspartei  könnte  diesen  Vorwurf 
nicht  einmal,  wie  die  Sozialdemokratie, 
damit  abwehren,  dass  sie  eben  notge- 
drungenerweise die  Arbeit  verrichten 
müsse,  die  von  jener  nicht  getan  werde. 
Denn  volksparteiliche  Kommunal  p  r  a  x  i  s 
vad  Kommanal  t  h  e  o  r  i  e  decken  sich 
keineswegs.  So  schön  sich  der  Ent- 
wurf des  neuen  Kommunalprogrammes 
liest,  so  wenig  scheinen  seine  Satze  bis- 
her von  den  volksparteilichen  Kommunal- 
vertretem  beobachtet  und  anerkannt 
worden  zu  sein.  Es  liegt  uns,  wie  schon 
gesagt,  fern,  aus  der  Benutzung  des  so- 
zialdemokratischen Kommunalprogram- 
mes einen  Vorwurf  abzuleiten,  auch  wenn 
die  Quelle  von  den  volksparteilichen 
Autoren  nicht  genannt  ist.  Wir  freuen 
uns  vielmehr  der  von  ihnen  errungenen 
Erkenntnis  und  wollen  nur  den  Wunsch 
aussprechen,  dass  auch  die  Praxis  sich 
nach  dem  Programm  gestalten  möge. 
NUR  einige  Punkte  seien  hier  noch 
kurz  besprochen.  Der  Programmentwurf 
verlangt  den  Ausbau  und  die  Stärkung 
der  Selbstverwaltung  der  Gemeinden. 
Die  städtische  Verwaltung  soll  nur  dem 
Gesetze  und  den  ordcntlidien  Gerichten, 
eventuell  den  Verwaltungsgerichten, 
unterstehen.  Die  Anerkennung  der  Vcr- 
waltungsgerichte  bedeutet  eine  Abwei- 
chimg von  den  Grundsätzen  der  Demo- 
kratie, die  in  einem  demokratischen  Pro- 
gramme nicht  vorkommen  dürfte.  Die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit  ist  doch 
nichts  anderes,  als  eine  Sondergerichts- 
barkeit zum  Schutz  der  staatlichen  respek- 


tive  kommunalen    Bureatdcratie.  Die 

erste  Vorbcdingting  für  die  Ab- 
schwächung  der  bureaukratischen  Herr- 
schaft ist  daher  die  Abschaffung  der  Ver- 
waltungsgerichte. Das  Programm  for- 
dert dann  weiter  die  Beseitigung  des 
Unterordnungsverhältnisses  der  Stedtge- 
meinden  unter  die  Verwaltungsorgane 
des  Staates,  über  die  Stellung  der  Land- 
gemeinden sagt  das  Programm  nichts. 
Sollen  die  selben,  wie  bisher,  der  staat- 
lichen Bureaukratie  auf  Gnade  und  Un- 
gnade ausgeliefert  bleiben  ?  Bei  der  Be- 
steuerung des  Grund  und  Bodens  wird 
neben  der  Bestetierung  des  unverdienten 
Wertzuwachses  eine  Uni-.it  '  icuer  für 
Liegenschaften  und  weiter  dte  Besteue- 
rung des  Grund  und  Bodens  nach  dem 
wahren  Werte  des  selben,  wie  es  in  .Ab- 
satz 9  heisst,  zur  Verhinderung  einer 
ungesunden  Terrainspekulation  gefordert. 
Es  ist  nicht  klar,  weshalb  neben  der  Be- 
steuerung des  unverdienten  Wertzu- 
wachses noch  die  Umsatzsteuer  bestehen 
soll.  Die  Ansicht,  dass  durch  die  Steuer 
nach  dem  gemeinen  Wert  eine  ungesund* 
Terrainspekulation  verhindert  werden 
könne,  ist  durchaus  luuutreffend.  Die 
Bedeutung  dieser  Steuer  liegt  auf  ande- 
rem Gebiete.  Erfreulich  ist.  dass  die 
kommunalisierten  Anstalten  nicht  sowohl 
nach  fiskalischen  Gesichtspunkten,  als 
vielmehr  in  erster  Linie  im  Hinblick 
auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  ver- 
waltet werden  sollen.  Aber  diese  For- 
mulierung ist  doch  so  dehnbar,  dass  sie 
nicht  ausreicht,  die  Uberschusswirtschaft 
tmserer  Kommunen  zu  bekämpfen.  Wa- 
rum wird  überhaupt  der  unbestimmte 
.'Vusdruck  Verkehr,  der  zum  Beispiel  bei 
den  Wasserwerken,  Abfuhrwesen  und 
dergleichen  überhaupt  nicht  angewendet 
werden  kann,  gebraucht,  und  nicht  Statt 
dessen  der  viel  klarere  Au.sdruck  Kon- 
sumenten oder  Benutser  angewandt.  In 
Abschnitt  7,  ArbeiterpoUtik.  wird  die 
Schaffung  unparteiischer  Arbeitsnach- 
weise gefordert  Sind  darunter  paritä- 
tische Arbeitsnachweise  verstanden? 
Auffällig  ist  die  Kürze,  mit  der  die 
Handwerkerpolitik  abgemacht  wird.  Es 
heisst  da  in  Abschnitt  8  nur:  >wir  for- 
dern eine  Reform  des  Submissions- 
wesens, um  Schädigungen  des  Hand- 
werks zu  vermeiden«.  Da  die  Volks- 
partci  so  gern  als  Schützerin  des  Mittel- 
stsindcs  auftritt,  ist  dieser  Mangel  an  be- 
stimmten Forderungen  wohl  das  Mittd, 
tim  die  Partei  vor  der  Festlegung  auf 
zünftlcrische  Programmptmktc  im  einen 
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und  vor  der  Feindschaft  <fer  Mittcl- 
ständlcr  im  anderen  Falle  za  bewahren. 
X  X 
KaiM  Chronik  DIE  Frankfurter  städti- 
schen Kollegien  haben  die 
vollständige  Sonntagsridie 
im  Handelsgcwerbe  ausgesprochen.  X 
Die  Stadt  Augsburg  hat  von  der  Ge- 
sellschaft  für  Gasindustric  die  beiden 
Gasfabriken  er^vorben.  X  Die  B  e  r  n  c  r 
Versichcrungskasse  gegen  Arbeitslosig- 
keit zählt  zurzeit  593  Mitglieder,  von 
denen  im  letzten  Winter  sich  305  als 
arbeitslos  meldeten.  Sie  bezogen  an 
Tr.gegcldcrn  im  ganzen  11 069  fr.  Mit 
wenigen  Ausnahmen  gehörten  sie  dem 
Baugewerbe  an.  IKe  Kasse  vereinnahmte 
von  1893  bis  1905  an  Vcrsii-hcrunß;sl)citrä- 
gen  31 208,20  fr.,  die  Gemeinde  steuerte 
III  200  fr.  bei.  an  Geschenken  und  Bei- 
trägen der  Meister  gingen  30087,70  fr. 
ein.  Die  ausgezahlten  Tagegelder  be- 
zifferten sich  auf  15028545  fr.  X  In 
Maine  wurde  die  Geschäftsordnung 
der  Stadtverordnetenversammlung  dahin 
geändert,  dass  in  Zukunft  ihre  Mitglieder 
allen  Beratungen  der  Kommissionen» 
Ausschüsse  und  Deputationen  beiwohnen 
dürfen,  ohne  Speziell  Mitglieder  der 
selben  zu  sein. 

X  X 
Ulaiatiir         DIE    kommunale  Sozial- 
politik und  die  Handlungs- 
gehOfen  lautet  der  Titel 

einer  Schrift  der  Sammlung  Sosialcr 
Fortschritt  /Berlin,  Dietrich/,  in  der  der 
Verfasser,  Georg  Müller,  die  Auf- 
gaben bespricht,  welche  den  Gemeinden 
gegenüber  den  Handlungsgehilfen  ge- 
stellt sind.  Der  Reihe  nach  werden  die 
Einführung  der  Sonntagsruhe  im  Han- 
delsgewerbe, die  Durchfiihrung  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen  ulicr  den  Laden- 
schlttss  tmd  die  Ruhezeit  der  Angestell- 
ten in  den  offenen  Verkaufsstellen,  sowie 
über  die  Einrichtung  der  Geschäfts-  und 
Ladenräiune,  ihre  Aufgaben  auf  dem  Ge- 
biete des  kaufmännischen  Fortbitdung»» 
wesen<:,  die  Fürsorge  für  Lehrlinge  in 
Lehrlingsheimen  n.  s.  w.,  die  Uber- 
wadinng  der  StellcnTermittler,  die  Er- 
richtung von  Kaufmannsgerichten  u.  s.  w. 
bt.sprochcn.  Der  Verfasser  verlangt, 
dass  die  Gemeinden  diesem  Teil  ihrer 
sozialen  .Aufgaben  mehr  Aufmerksamkeit, 
als  bisher,  zuwenden,  und  meint,  dass 
die  Gemeinden  durdi  eine  vorbildliche 
Arbeiterpolitik  gegenüber  ihren  eigenen 
Angestellten  vorbildlich  für  die  privaten 
Betriebe  werden  sollen.  X  Die  .Schrift 
Gustav    Büschers   Eine  Steuer- 


lefiirm  zu  gunstcn  der  Arbeit  /Zürich, 
Buchhandlung  des  Grütlivereins/  hat  die 
Aufgabe,  vom  Standpunkt  der  Arbeiter- 
partei ein  Steuerprogramm  zu  entwerfen. 
Der  Verfasser  beschäftigt  sich  vornehm- 
lich mit  der  Besteuerung  des  Grund  und 
Bodens,  speziell  mit  der  Besteuerung  des 
unverdienten  Wertzuwachses  des  selben. 
Er  verlangt  eine  Besteuerung  des  Grund 
und  Bodens  nach  seinem  reellen  Wert 
und  schlägt  als  Satz  der  selben  i  bis 
iH  %  vor.  Die  Hypotheken  sollen  bei 
dieser  Grundsteuer  nicht  in  .Abzug  ge- 
bracht werden.  Dafür  .soll  den  verschul- 
deten Grundbesitzern  durch  eine  Hypo- 
thekarreform billiges  Hypothekengeld 
seitens  der  Kantonalbank  verschafft  wer- 
den. Dadurch  würden  die  meisten 
Grundbesitzer  eine  jährliche  Ersparnis 
von  zii^  9&  %  madien.  Die  von  dem 
Verfasser  vorgeschlagene  Wertzuwachs- 
steuer soll  progressiv  der  Höhe  des 
Wertzuwadises  von  10  bis  50  %  steigen. 
Der  Verfasser  operiert  ausschliesslich 
mit  den  Anschauungen  der  Bodenreform. 
Da  wir  die  selben  bereits  öfter  in  ihrer 
Unzulänglichkeit  dargestellt  haben,  kön- 
nen wir  uns  eine  weitere  Kritik  der 
Broschüre  ersparen.        nu«o  unocmann 

Sozialiaiische  Bewegung 

ReiehstMS- kW  DIE  Reichstagsersatzwahl 
laohwalilaB  Oberbarnim  hat 

mit  einem  Siege  des 
Rcichsparteilers  Pauli  geendet.  Pauli 
erhielt  in  der  Stichwahl  8748  Stimmen, 
Genosse  Bruns  7500  Stimmen.  Da  bei 
der  Hauptwahl  unser  Kandidat  6319 
Stimmen  erhalten  hatte,  hat  die  Sozial» 
demokratie  bei  der  Stichwahl  1271  Stim- 
men mehr  aufgebracht.  Pauli  erhielt  bei 
der  Hauptwahl  6268  Stimmen,  so  dass 
die  Stichwahl  für  ihn  einen  Zuwachs  von 
2480  Stimmen  ergab.  Dieser  Zuwachs 
bestand  zweifellos  aus  freisinnigen  Stim- 
men. Im  Jahre  1903  siegte  Pauli  in  der 
Stichwahl  mit  9450  Stimmen,  während 
Genosse  Bruns  8,>57  Stinimen  erhielt. 
Danach  bekam  Pauli  diesmal  702,  Bruns 
76ff  Stimmen  weniger,  als  vor  3  Jahren. 
Im  Reichstagswahlkreis  Erlangen - 
Fürth  ist  der  Magistratsrat  Barbeck, 
der  einzige  Kandidat  sfimtiicher  bürger- 
licher Parteien  wiederum  gewählt  wor- 
den. Er  erhielt  14  426  Stimmen,  während 
Genosse  Segitz,  der  den  Bezirk  von  i8gB 
bis  1903  vertreten  hatte,  mit  13624  Stim- 
men in  der  Minorität  blieb.  Da  imser 
Kandidat  bei  der  Hauptwahl  vor  2  Jahren 
nur  12  031  Stimmen  erhielt,  so  hat  unsere 


Digitized  by  Google 


814 


RUNDSCHAU  •  ÖFFENTLICHES  LEBEN  •  SOZIAUSTISCHE  BEWEGUNG 


Partei  in  diesem  Jahre  einen  Zuwachs 

von  15913  Stimmen  za  ▼erzdchnen. 

X  X 
Uuidtagtwah.   AM    10.    Juli    hat  das 

.  bayerische  Volk  sein 

Votum  über  die  geplante 
Wahlreferm  abgeben  können;  das  Re- 
sultat ist  eine  totale  Niederlage  des 
Liberalismus.  Die  bayerischen  Genossen 
hatten  bekanntlich,  entsprediend  dem  Be- 
schluss  des  let.-rten  Landesparteitages,  ein 
Wahlbündnis  mit  dem  Zentrum  abge- 
schlossen. Die  Sozialdemokraten  werden 
im  neuen  Landtag  12  Sitze  inne  haben 
(gegen  früher  -f-  i),  das  Zentrum  102 
(-f  18),  die  Liberalen  20  ( —  24),  liie 
Demokraten  2  (-j-  l),  die  Konservativen 
und  der  Bund  der  Landxvirte  17,  der 
Bayerische  Bauernbund  3,  die  Mittel- 
ständler I  (diese  letzten  zusammen: 
-|-  2).  Unentschieden  sind  noch  2  Man- 
date. Die  Zwtidrittelmehrheit  für  die 
Wahlreform  ist  somit  erreicht  Den 
Liberalen  gelang  es,  mit  Hilfe  der  neuen 
Wahlkreiseinteilung  in  Nürnberg  unseren 
Genossen  4  Mandate  abzunehmen,  obwohl 
diese  es  auf  22000,  die  Bfirgerlichen  nur 
auf  T5?oo  Stimmen  brachten;  diese 
Wahl  wird  angefochten  werden. 
X  X 

BOlUnm  AM  23.  Juli  trat  in  Prag 

die  Landeskonserenz  der 
Sozialdemokratie  Böhmens 
zusammen;  es  galt,  zu  der  geplanten 
Wahlreform  für  den  böhmischen  Landtag 
Stellung  zu  nehmen  und  den  Kampf  für 
das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  in  den 
böhmischen  Landtag  vorzubereiten.  An- 
wesend waren  541  Delegierte  aus  300 
Orten,  davon  waren  237  Deutsche  und 
304  Tschechen.  Nach  ganz  kurzer  Dis- 
kussioil  gelangte  eine  Resolution  ein- 
stimmig zur  Annahme,  in  welcher  erklärt 
wird :  Die  Ausdehnung  des  Kurien- 
systems für  die  gesetzgebenden  Körper- 
schaften ist  ein  schreiendes  Unrecht  imd 
eine  Vergewaltigung  der  besitzlosen  und 
arbeitenden  Massen ;  die  Vertreter  der 
Arbeiterschaft  protestieren  gegen  den 
Plan  der  Regierung.  Danach  soll  be- 
kanntlich die  .Arbeiterklasse  18  Mandate 
erhalten,  während  der  Bourgeoisie  27 
neue  zu  ihren  alten  gegeben  werden.  An 
allen  Orten  sollen  Versammlungen  und 
Demonstrationen  veranstaltet  und  Pe- 
titionen «ngercicht  werden,  und  schliess- 
lich werden  die  Arbeiter  aufi!:<'fordert, 
sich  für  einen  Massenbesuch  jn  Prag  be- 
reit zu  halten»  sobald  die  C^rteileitung 
die  Parole  dun  ausgeben  wird.  Na^ 


der  Annahme  einer  Kundgebung  für  die 
russische  Revolution,  eingebfaeltt  und  be- 
gründet von  Victor  Adler,  wurde  die 
Parteikonferenz  unter  Absingen  von  Ar- 
beiterliedern geschlossen. 

&llaMl  IM  Laufe  des  Juli  habm 

in    ganz    Holland  Gc- 
meindewahlen  statt- 
gefunden.  Unsere  Partei  war  in  allen 

grösseren  Orten  beteiligt.  Es  handelte 
sich  immer  um  die  Neuwahl  eines  Drit- 
tels aller  Gemeinderäte.  Da  das  Ge- 
meindewahlrecht noch  beschränkter  ist, 
als  das  politische,  und  es  in  kleineren 
Orten  vielfadi  an  geeigneten  Kandidaten 
fehlt,  so  sind  grosse  Erfolge,  wie  etwa 
die  Eroberung  ganzer  Gemeindever- 
tretungen, noch  ausgeschlossen,  und  es  ist 
schon  ein  gutes  Resultat,  wenn  die  Sozial- 
demokratie in  den  grösseren  Städten 
einige  Sitze  erobern  kann.  In  Amster- 
dam, wo  der  Gemeinderat  45  Mitglieder 
zählt  und  also  15  ausscheiden  mussten, 
gelang  es,  2  sozialdemokratische  Kan- 
didaten dtirchzubringen.  Insgesamt  er- 
hielten unsere  Kan^daten  in  der  Stadt 
Amsterdam  9200  von  33  448  überhaupt 
abgegebenen  Stimmen.  In  Rotterdam 
wurde  ein  sozialdemokratischer  Kandidat 
in  der  Stichwahl  mit  2078  Stimmen 
durchgebracht,  während  der  zweite  mit 
•  1496  Stimmen  unterlag;  Sdiöne  Siege 
erzielten  unsere  Genossen  noch  in  den 
beiden  industriellen  Gemeinden  Enschede 
und  Lonnecker.  In  der  ersten  drangen  2. 
in  der  zweiten  3  Sozialdemokraten  in  den 
Gemeinderat  ein.  Im  ganzen  sind  in  den 
grösseren  Orten  bei  diesen  Walilen  16 
Sitze  erobert  und  2  verloren  gegangen. 
X  X 
Biwrtaad  DER  Streit  zwischen  der 
RussUchem  sosiMemokra- 
tischen  Arbeiterparfei  unter 
Lenins  Führung  und  den  aus  ihr  aus- 
geschlossenen PUchanowisten,  oder  viel- 
mehr nach  ihrem  jetzigen  Fuhrer  Mar- 
tozvistcn,  dauert  in  ungeschwäcbter  Hef- 
tigkeit fort.  Die  in  den  Händen  der 
Ausgeschlossenen  verbliebene  /fibni  ffihrt 
die  Polemik  gegen  die  Russische  sozial- 
demokratische Arbeiterpartei  in  überaus 
saftigem  Tone;  das  neue  Zentralorgan 
der  Partei,  der  an  die  Stelle  des  IVpcrjod 
getretene  Prolctarij,  beschuldigt  seiner- 
seits die  /jferoleute  der  unreobttnässigen 
Zurückbchaltim^^  der  Parteidruckerei  und 
des  ParieivermogciiS.  Das  Wunderlichste 
ist,  dass  bei  diesem  Streit  auch  die  Frage 
eine  Rolle  spielt,  ob  die  Partei  ciucn 
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der  Ihrigen  in  ein  liberales  russisches 
Revolationsministerium  entsenden  dürfe 
orfer  nicht  (!).  Dieser  ganze  Genfer 
Emigrantenhader  wird  nun  leider  ins 
Inland  eingeschleppt,  wo  es  doch  eigent- 
lich Dringenderes  zu  tun  gäbe.  Das  Re- 
sultat ist,  dass  sich  die  örtlichen  Komi- 
tees der  Reihe  nach  pünktlich  entzwei- 
q>alten  in  je  ein  Leninianer'  und  ein 
Martowistenkomitee.  Bei  diesem  selbst- 
mörderischen Treiben  finden  aber  beide 
Fraktionen  auch  noch  Zeit,  nach  wie  vor 
den  SogialutW'RttfoluHonSreH  bei  ihrer 
praktischen  Tätigkeit  in  den  Rücken  zu 
fallen. 

X  X 
T«tralteU-        IN  Krakau  starb  Genosse 

RomualdChaberski, 
ein  Klempnergehilfe  seines 
Zeichens.  Seit  einem  Vierteljahrhundert 
kämpfte  er  in  den  Rethen  des  polnischen 
Sozialismus,  teils  in  Krakau,  teils  in 
Warschau,  wo  er  1895  bis  1897  einen 
hohen  Rang  in  der  F.  P.  S.  bekleidete. 
Seinem  Sarg  wurden  drd  Krinze  mit 
roten  Schleifen  vorangetragen,  an  seinem 
Grabe  erscholl  das  revolutionäre  Kampf- 
lied Die  rote  Fahne.  In  dem  Kurorte 
Jalta  am  Schwarzen  Meer  starb  Genosse 
Nikolaj  Freilich,  Advokat  aus 
Nishnij-Nowgorod,  ein  hervorragendes 
Mitglied  der  russischen  Partei  der  So- 
sioKsieH-RevohtHonäre.  Schon  in  den 
achzigcr  Jahren,  als  Student,  hatte  er 
sich  der  Narodnaja  Wolja  angeschlossen; 
»Is  später  die  Sosialisten-RevoluHonare 
das  Werk  dieser  Partei  wieder  auf- 
nahmen, fand  sich  auch  Freilich  in  ihren 
Reihen  ein  und  bewährte  sich  als  muti- 
ger Kämpfer  und  tüchtiger  Organisator. 
1897  verhaftet,  wurde  er  nach  längerer 
Haft  auf  5  Jahre  nach  Sibirien  verschickt. 
1903  kehrte  er  nach  Nishnij-Nowgorod 
zurück;  obwohl  körperlich  gebrochen, 
nahm  er  seine  Parteitätigkeit  wieder  auf ; 
er  setzte  sie  fort,  bis  zunehmende 
Kraiddidt  ihn  zwang,  nach  Jalta  abzu- 
reisen. Der  Jüdische  ArJu  itcrbund  mel- 
det den  Tod  zweier  seiner  Mitglieder: 
des  onermudlichen  jungen  Agitators 
Morduch  Kahan  aus  Hornel,  der 
bei  den  Strassenkämpfen  von  Lodz  ums 
Leben  kam,  und  des  18jährigen  Handels- 
tdiülcrs  Pcrez  Bernstein  atis 
Bialystok,  der  trotz  seiner  Jugend  schon 
zwei  Gefängnisstrafen  verbüsst  hatte. 
In  der  Warschauer  Festung  starb  am 
Galgen  Stefan  Okrzeja,  ein  i8jäh- 
riger  Fabrikschlosser,  Mitglied  der  P.  P. 
S.  Er  hatte  eine  Bombe  in  ein  Polizei- 
bureau geworfen,  in  der  Absicht,  den  von 


der  Partei  zum  Tode  verurteilten  Ober- 
polizeimeister  Nolken  nach  dem  Tatort 
zu  locken.  An  dem  Tage,  da  er  hin- 
gerichtet wurde,  standen  in  Warschau 
zum  Zeidien  der  Trauer  alle  Fabriken 
still. 

X  X 
Kuize  Oiraatk  UNSER  Züricher  Genosse 
Robert  Seidel,  der 
ehemalige  sächsische  We- 
ber, hat  die  Erlaubnis  erhalten,  sich  am 
eidgenössischen  Polytechnikum  in  Zürich 
als  Privatdozent  für  Pädagogik  und  Ge- 
schichte der  Pädagogik  zu  habilitieren. 
X  Die  Sozialdemokraten  von  Buda- 
pest veranstalteten  am  aa  Jtdi  eine 
grosse  Kundgebung  für  die  Einführung 
des  allgemeinen  Wahlrechts.  X  In 
Ukraina,  Weissruthenien  und  Litauen, 
sowie  stellenweise  auch  in  Russisch  Polen 
gelangte  kürzlich  die  Prinzipicnerklarung 
der  Zionistisch-sosialisti' 
sehen  Arbeiterpartei  zur  Ver- 
breitung. Die  neue  Partei  ist  hervor- 
geganfien  aus  dem  unter  dem  Namen 
Poale-Zion  schon  seit  Jahren  bekannten 
Verband  zionistischer  Arbeiter.  X  Der 
Metallarbeiter  Swiderski  aus  War- 
schau, ein  Mitglied  der  P.  P.  S.,  1901 
kriegsgerichtlich  zum  Tode  verurteilt, 
sodann  zu  lebenslänglicher  Zwangsarbeit 
begnadigt  und  nach  Sachalin  verschickt, 
ist  etwa  zwei  Monate  vor  der  Besetzung 
Sachalins  durch  die  Japaner  von  dort 
entflohen  und  belindet  sich  nach  langer 
und  beadiwerltcher  Wanderung  auf  dem 
Landwege  nunmehr  in  Sicherbett 

X  X 
Utw«*«ur  DAS  internationale  sozia- 
listische Bureau  erinnert 
daran,  dass  durch  das 
Bureau  noch  die  auf  den  internationalen 
Kongressen  zu  Paris,  Brüssel,  Zürich, 
I^ndon  und  Paris  angenommenen  Reso- 
lutionen und  Anträge  in  einer  Broschüre 
zusammengestellt  zu  beziehen  sind.  Vom 
Amsterdamer  Kongress  sind  die  Berichte 
und  Resolutionen  in  den  drei  Haupt- 
sprachen  vorhanden,  ferner  wird  der 
durch  das  Bureau  zusammengestellte,  im 
vorigen  Bande  (pag.  278)  erwähnte  um- 
fangreiche Bericht  über  die  sozialistischen 
Organisationen  in  Eurc^  Amerika  und 
Asien  zur  Anschaffung  empfohlen.  X 
Unter  dem  Titel  Germinal  gibt  die  bel- 
gische Sozialdemokratie  in  zwangloser 
Reihenfolge  eine  Sammlung  von  kleinen 
Druckschriften  heraus.  Das  Abonne- 
ment kostet  I  fr.  pro  Jahr.  X  Bei  der 
Redaktion  der  Sozialistischen  Monats- 
hefte sind  folgende  Druckschriften  des 
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Allgemeinen  jüdischen  Arbeiterbundes 
eingegangen:  a)  in  jüdischer  Sprache: 
1VU  sich  in  Westeuropa  Revolutionen 
ab^esficlt  haben ;  Geschichte  der  revo- 
lutionären Bewegung  in  Russland;  Mas- 
sakerzeitung (ein  Bulletin  über  die  be- 
hördlich veranstalteten  Judenhetzen  und 
die  dagegen  gerichtete  Sclbstvcrtcidi- 
gungsaktion  der  jüdischen  Arbeiter)  ; 
b)  in  deutscher  Sprache:  Der  Bund  und 
der  Selbstschute,  Flugschrift.  Zu  be- 
iichcn  sind  diese  Schriften  von  der  /m- 
pnnurie  isra^ltte,  8i  rue  de  Carouge,  Genf. 
DIE  von  Eduard  B«nisteni  herans- 
gcgcbencn  Dokumente  des  Sozialismus 
sind  seit  Juli  in  den  Verlag  der  Sosiali- 
sHschen  Monatshefte  übergegangen.  Das 
Jultheft  enthält  unter  anderm  einen  auf 
ungedrucktem  Material  beruhenden  Auf- 
satz von  Dr.  Max  Nettlau  über  die  Vor- 
geschichte der  Internationalen.  X  Die 
Redaktion  der  Revue  Socialiste  ist  seit 
Beginn  dieses  Jalves  von  Ronanet  auf 
Foumiere  übergegangen.  Der  Inhalt  der 
Zeitschrift  ist  um  eine  Rundschau  er- 
weitert worden,  von  nahezu  der  gleichen 
Gliederung,  wie  die  der  Sotialistischen 
Monatshefte.  X  Der  englische  Social- 
Democrat  lirachte  kiirzhch  einen  .Artikel 
Über  Sozialismus  und  Militarismus  von 
Queich,  sowie  die  Antworten,  die  auf  St 
Umfrage  der  Vie  Socialiste  über  Sozia- 
lismus und  Internationalismus  von  den 
Führern  der  internationalen  SoziaMemo- 
kratic  eingelaufen  sind.  X  In  der  spani> 
sehen  Rei'ista  Socialista  weist  Pablo 
Orano  in  einem  Auf'.atz  Erorcs  sobre  el 
socialismo  den  Vorwurf  zurück,  als  ob 
der  Sozialismus  das  Vaterland  negiere. 
X  Die  Revue  der  argentinischen  Sozia- 
listen La  Intemacional  bringt  an  der 
Spitze  ihres  Juniheftes  einen  Kampf- 
artikel, der  sich  mit  den  von  der  Re- 
gierung gegen  die  argentinische  Soztal- 
demolcratie  in  Anwendung  gebrachten 
Gewaltnias  ^nahmen  beschäftigft,  insbe- 
sonttere  mit  der  Polizeiattacke  vom 
21.  Mai.  Im  gletehen  Hefte  werden 
einige  Entwürfe  von  Arbeiterschutz- 
gesetzen, unter  andcrm  <le>  über  oIjIi- 
gatorist  bc  Schiedsgerichte,  besprochen.  X 
Die  Chicagoer  International  Socialist 
Re-'iezL'  hat  im  Juni  ihren  5.  Jahrgang 
vollendet.  Die  li.xi-li-nz  iler  !^  \  \u-  ist 
durchaus  keine  gesicherte;  die  Zeitschrift 
hofft  aber,  das  Defizit  durch  Ileran- 
ziehtmg  weiterer  Abonnenten  decken  zu 
können,  besonders,  da  jetzt  die  Leser 
des  Comrade,  der  sein  Erscheinen  ein« 
gestellt  hat.  von  ihr  mit  fibemoomieii 
worden  sind.  huoo  McrsaoN 


GewerktchaflalwaiigimK 

gwiSgJf*^  DIE  Diskussion  über  den 
pSSIe  letzten  Gewerkschaftskon- 

gress  ist  eine  ganze  Weile 
in  der  Presse  fortgeführt  worden.  Da» 
ist  ein  erfreulichrs  Zeichen.  Nicht  so 
erfreulich  ist  die  Art  und  Weise,  das 
Wie  dieser  Diskussion.  So  machte  sich 
,  in  einigen  sozialdemokr.itischen  Tages- 
zeitungen das  Bestreben  geltend,  den  Ge- 
werkschiftskongress  und  die  Gewerk- 
schaftsführer direkt  herabzusetzen.  Be- 
denklich war  auch  der  Eifer,  mit  der  diese 
Fresse  jede  und  auch  die  kleinste  Kund- 
gebung der  kleinsten  2^hlsteUe  regi- 
strierte, wiihrend  nicht  eines  dieser  Blätter 
ilber  eine  Dresdener  Gewerkschaftsver- 
sammltmg  berichtete,  in  weldwr  gegen 
dai  Gewerkschaftskongress  gerichtete 
Resolutionen  abgelehnt  wurden.  Über  die 
Tatsache  tauscht  audi  diese  Art  Be- 
richterstattung  nicht  hinweg,  dass  die 
grosse  Masse  der  Gewerkschaftsmit- 
glieder mit  dem  Gewerkschaftskongress 
durchaus  einverstanden  ist.  Denn  was 
besagt  eine  die  Kongressarbeit  verurtei- 
lende Resolution  der  Metallarbeiter  in 
Nowawcs,  der  Schneider  in  Wilhelms- 
haven, der  Zimmerer  in  Düsseldorf  oder 
auch  der  Holzarbeiter  in  Leipzig  und 
Stuttgart?  Diese  Ktmdgebungen  ändern 
doch  nichts  an  der  Tatsache,  dass  die 
grosse  Masse  der  Gewerkschafter  durch- 
aus einig  ist  in  der  Befriedigung  über 
die  Arbeiten  des  Kongresses.  Was  wül 
es  besagen,  wenn  20  oder  90  voa  den 
10  000  bestehenden  Gewerlcschaftsfilialcn 
gegen  den  Kongress  opponieren?  Wenn 
es  noch  Tausendc  oder  auch  nur  looo 
waren,  Hesse  sich  eher  darüber  reden. 
Im  übrigen  wäre  es  tratirig  tun  die  Ge- 
werkschaften bestellt,  wenn  jede  Oppo- 
sition in  ihren  Reihen  verstummen 
würde.  Die  Gcwcrk-chaft.spresse  hat  bis 
auf  vier  kleinere  Organe  ihre  Befriedi- 
gung über  die  Arbeiten  und  Beschlüsse 
des  Colner  Kongresse.^  ausgesprochen. 
Diese  Auseinandersetzungen  haben  äbri- 
gcns  auch  ihr  Gutes.  Die  Parteiblätter 
wtrden  pcnötigt,  sich  mehr  als  je  mit 
gewerkschaftlichen  Problemen  zu  be- 
schäftigen, und  die  Gewerkschaften  wer- 
den  wieder  nachdrücklicher  auf  die  so- 
zialistischen Ziele  der  Arbeiterbewegung 
hingewiesen. 

X  X 
ChrUmche  Ce»  DAS  Jahr  1904  hat  den 
wefksefeaflm  christlichen  Gewerkschaf- 
ten grössere  Erfolge  ge- 
bracht, als  das  Jahr  1903.  Alierdings 
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ist  der  Fortschritt  in  der  Mitglieder- 
z  a  h  1  nur  um  weniges  günstiger,  als  im 
letztgenannten  Jahre:  1903  belief  stell  die 
Mitgliederzunahnie  auf  12688,  1904  auf 
14877.  Im  Mittel  des  Jahres  1904  wur- 
den gerJhlt  207  484  Mitglieder,  im  Mittel 
des  Jahres  1903  192607  Mitglieder.  Die 
dem  Gesamtverhand  der  christlichen  Ge- 
werksekafUn  angesdilossenen  Organisa- 
tionen zählten  allerdings  nur  T07  556  Mit- 
glieder, l66l6  oder  i8>I  %  mehr,  als  im 
Jahre  1903;  und  zwar  hatten  Hie  Orga- 
nis^ation  der  Bergarbeiter  43  400  (  +  2569), 
Textilarbeiter  17685  (-f  1069),  Bauhand- 
werker 12676  (+  7180).  Metallarbeiter 
9317  (-^  "7^1 ).  Holzarbeiter  6036 
(-f  1570),  Hilfs-  und  Transportarbeiter 
5692  (-f  3341),  Heimarbeiterinnen  2580 
(+  674)1  Tabakarbeiter  2056  (-1-  479). 
Schuh-  ond  Lederarbeiter  1784  (  + 
376),  Schneider  i.iQO  (53-)-  Zicgler  1274 
( —  599).  Keramarbeiter  900  (-h  300), 
Maler  1300  (+  6ao),  Fleischer  600  ( — ), 
Krankenpfleger  318  (+  128),  graphischen 
Gewerbe  350  (-|-350)  und  Bäcker  198 
<-|-  Fortachritte  sind  hier  atich 

insoweit  au  verzeichnen,  als  im  Jahre 
1904  <fie  Zentralisation  der  christlichen 
Gewerkschaften  endgültig  durchgeführt 
wurde.  Die  ausserhalb  des  Gesamtver- 
bandes stehenden  Gewerkschaften,  zu- 
meist Beamtenorganisationen,  ilhltenins* 
gesamt  09  928  Mitglieder.  1239  wenifer, 
als  im  Jahre  1903.  Die  Zahl  der  weib- 
lichen Mitglieder  belief  sich  auf  7624, 
2159  mehr,  lüs  im  Jahre  1903.  Christ- 
liche Gewerkschaftsblätter  er- 
schienen am  I.  April  1005  24  mit  einer 
Gesamtauflage  von  312000  Exemplaren. 
Grössere  Fortsdiritte  macliten  die  christ- 
lichen Gewerkschaften  noch  in  ihrem 
Kassenwesen.  Die  Gesamtein- 
nahme betief  sich  auf  I337S4X 
( I  131 605)  M.,  die  Gesamtausgabe  auf 
1094643  (938363)  M.  Der  Kassen- 
bestand stieg  von  745  »07  M.  im  Jahre  1903 
auf  948 196  M.  am  Schluss  des  Jahres 
1904.  Über  die  Ausgaben  sind  spezielle 
Angaben  nur  von  den  dem  Gesamtver' 
band  angeschlossenen  Organisationen  ge- 
macht, und  zwar  wurden  da  verausgabt 
fiir  die  Verbandsorgane  Iii  995.  Streiks 
133  3^>  Rechtsschutz  18  974,  Sterbegeld 
49679,  sonstige  Unterstützungen  9200, 
Agitation  61  547  M. 

AN  den  Leistungen  tmd  Fortschritten 
der  freien  Gewerkschaften  gemessen,  sind 
dif  T-oi-tungen  und  Fortschritte  der 
christlichen  Gewerkschaften  recht  ge- 
ring; imroerliin  sind  auch  ihre  Erfolge 
bemerkenswert 


Hirsch-Duncker  MIT  den  Hirsch-Dimcker- 
jchecewerkver  Gewerkvereinen  wiU 

es  trotz  der  Reformen  und 
trotz  eifrigster  Agitation  nicht  vorwärts 
getMn.  Nach  der  in  Nr.  26  des  Gewerk- 
vereins veröffentlichten  Jahresübersidit 
für  das  Jahr  1904  hatten  die  Ccwcrk 
vereine    111889    Mitglieder  (1674 
mehr,  als  im  Jahre  1903)  «  ««T»  (4-  87) 
Ortsvereinen.    Angesichts  der  Zunahme 
der  freien  Gewerkschaften  um  17^454 
und  der  christlichen  um  16  616  Mitglieder 
ein  klägliches  Ergebnis.     Im  einzelnen 
hatten  Mitglieder  der  Gcwerkvercin  der 
Maschinenbauer  43627  (+  609),  Fabrik- 
arbeiter 21  179  (—  839),  Kaufleute  12  106 
(+    1403),    Tischler   8579    (+  473). 
Schuhmacher  5690  (+  i86),  Klempner 
3466  (—  107),  Textilarbeiter  4300  (-J- 
27),  Schneider  3830  (-f  25).  graphischen 
Berufe  2000  (-|-  7),  Bauhandwerker  1331 
(+  63),  Tabakarbeiter  1102  (—  490). 
Töpfer  1621   (-1-  24).  Bergarbeiter  597 
(+  56);  dann  weitere  7  Gewerkvereine 
mit  MitgUederzahlen  von  weniger  als 
500.  bis  herab  auf  la  Mitglieder  (Ver- 
golder).   Ausserdem  ist  ein  Grtverkver- 
einMer  deutschen  l-raucn  tiiit  i  itK)  Mitglie- 
dern  vorhanden.    Auch   hier  hat  das 
Kassenwesen  eine  günstigere  Ent- 
wickelung  genommen.    Die  Einnahmen 
Stiegen  von  929412  im  Jahre  1903  auf 
I  069  735  M.  im  Jahre  1904.    Die  Gesamt- 
ausgaben stiegen  von  804  126  auf  i  035758 
M..  imd  zwar   wurden   verausgabt  für 
Arbeitslosen-,  Streik-  und  Gemassregel- 
tcnunterstutzung  256620,  für  Reise-  und 
Umzugsunterstützung     72  521,  Rechts- 
schutz   13633.    Bildungszwecke  40570, 
Verbandsorgane  132686,  Agitation  71 660, 
Verwaltung  190  815  M.    Die  Ka^senbe- 
stände  der  Gewerkvereine  hoben  sich  von 
1151716  auf  1 315617  M.,  dazu  kommen 
die  VcrmrifTcn^bestände  der  gewerkver- 
einlichcn  10-anken-  und  Begräbniskassen 
mit  1 381 430  M.,  so  dass  die  Gewerk- 
vcrcine   über  ein  Gcsamtvermr>gen  von 
3264402  M.  verfügten.    Die  Gewerkver- 
eine kommen  auch  in  ihrem  Kassenwesen 
gegenüber    den    freien  Oowerkschaften 
immer  mehr  ins  Hmiertreffcn. 

X  X 
Oaterraleli  DIE  österreichisdien  Ge- 
werkschaften knnnen  das 
Jahr  1904  zu  den  erfolg- 
reichen  zählen.  Nach  der  in  Nr.  la  der 
Gewerkschaft  veröffentlichten  Jahres- 
übersicht haben  sie  im  Jahre  1904  ihre 
Mitgliederzahl  von  154665  auf  189121. 
also    um    34456     Mitglieder  oder 
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tun  25,62  %  erhöht.  Einzelne  Gewerk- 
sdalten  machten  sogar  ganz  be- 
deutende Fortschritte,  so  nahmen  die 
Bauarbeiter  um  220  %  zu,  die  Handels- 
imd  Transportarbeiter  um  180  %,  die 
Giesscrdarbeiter  um  61  %,  die  Berg- 
arbeiter um  44  %,  die  Maler  um 
87  %,  die  Holzarbeiter  um  39  %.  Auch 
die  Stabilität  der  Mitglieder  hat  in  den 
Gewerkschaften,  besonders  in  den  zen- 
tralen, zugenommen;  die  Fluktuation  der 
Mitglieder  nimmt  wesentlich  ab.  Die  Zahl 
der  weiblichen  Mitglieder  in  den  Ge- 
werkschaften betrag  am  Schluss  des 
Jahres  1904  13  055,  3536  oder  37  %  mehr, 
als  im  Jahre  1903.  Die  Gesamtjahres- 
dnnahmen  beliefen  sich  auf  3  399970  K. 
(gegen  2942854  in  1903),  die  Gesamt- 
ausgaben auf  3004  160  (2647066)  K.  Die 
Kassenbestände  steigerten  sidi  um 
601 981  K.  und  erreichten  am  Jahres- 
schluss  1904  eine  Höhe  von  4  410  619  K. 
An  Untmtützungen  aller  Art  wurden 
allein  i  411  010  K.  verausprabt.  Die  Fort- 
schritte der  österreichischen  Gewerk- 
schaften sind  um  so  höher  zu  veran- 
schlagen, als  man  die  sprachlichen  und 
nationalen  Sehwienc^ketten,  unter  denen 
ihre  Organisation  arbeit  von  Statten  gdll^ 
in  Betracht  ziehen  rouss. 

X  X 
RiMSlseli  PM«D  IN  Russisch  Polen  trifft 

die  politische  G.^rung  un- 
ter den  Arbeitern  zusam- 
men mit  einer  industriellen  Hochkonjunk- 
tur, da  in  verschiedenen  Teilen  dos 
russischen  Reiches  die  durch  den  Krieg 
unterbrochen  gewesene  Nachfrage  nach 
polnischen  Industrieprodukten  wieder 
eingesetzt  hat.  Aus  dieser  Situation  re- 
sultiert eine  streiklustige  Haltung  der 
wArbeiter  und  ein  verringerter  Widerstand 
auf  Seiten  der  Unternehmer.  So  hat 
zum  Beispiel  die  Leitung  der  grossen 
Textilfabrü?  Scheibler  &  Co.  in  Lodz 
sich  durch  Vermittlung  eines  Warschauer 
Gelehrten  an  da;;  Zcntralarbeiterkomitee 
der/*.  F.  S.  mit  dem  Vorschlag  gewendet; 
man  wolle  den  Arbeitern  weitgehende 
Zugeständnisse  machen,  nur  müsse  die 
P.  P.  S.  sich  dafür  verbürgen,  dass  ein 
halb«l  Jahr  lang  nicht  mehr  gestreikt 
werde.  Das  Zentralarbeiterkoinitcc  gab 
einen  ablehnenden  Bescheid,  mit  der  Be- 
gründung, dass  die  Firma  Scheibler  sich 
zunächst  an  Polizei,  Militär  und  Regie- 
rung um  Hilfe  gewandt  habe  und  erst 
nach  Erschöpfung  aller  gewaltsamen 
PresMonsmittel  es  mit  der  Arbeiterpartei 
versuche ;  wenn  aber  das  nSdiate  Ihäl  die 


Firma  sich  sofort  an  die  Partei  wende 
und  nicht  an  die  Behörden,  dann  seien 
Verhandlungen  möglich.    In  Warschau 
endete  ein  mehrwöchentlicher  Streik  der 
Arbeiter  der  grossen  Fragetschen  Fabrik 
versilberter  Metallwaren  mit  einem  voll- 
ständigen  Sieg.     Im   Kohlenrevier  von 
Sosnowiec  brachen  ineh.rere  Streiks  von 
Höttenarbeiteni  und  Bergleuten  aus»  von 
denen    mehrere    sehr    gunstig  ver- 
liefen.    In   Czenstochau   streikten  die 
Schuhmacher  unter  Leitung  der  P.  P.  S. 
und  die  jüdischen  Fleischer  unter  Leittuig 
zionistisch-somllstischer  Agitatoren,  beide 
mit  gutem  Erfolg.    Eine  lebhafte  Streik- 
bewegung ist  auch  in  Bialystok  und  den 
Nachbarorten  im  Gange,  unter  Leitung 
der  P.  P.  S.  und  der  mit  ihr  verbündeten 
russischen  Partei  der  SoxialisUn-RevO" 
iMiionare,  welcher  letzteren  eta  Teil  der 
dortigen  jüdischen  Arbeiter  angehört. 
X  X 
KuntChfonlli  DIE   Berliner  lokali- 
sierten Gewerkschaften 
umfassen  in  24  Organi- 
sationen XI 056  Mitglieder.    Ihre  Ein- 
mübmen  bezifferten  sich  im  Jahre  1904 
auf  475229    M.,    ihre    Ausgaben  auf 
317  501  M.;  9  Organisationen  hatten  29 
Streiks  respektive  .Vns Sperrungen  durch- 
zukämpfen,  woran   2392    Personen  be- 
teiligt waren.    Die  Ausgaben  dieser  Be- 
wegungen bezifferten  sich  auf  147687,79 
M.  X  Bei  der  G  e  w  e  r  b  e  g  e  r  i  c  h  t  s  - 
w  a  h  1  in  Essen  erzielten  die  Gewerk- 
schaften 7192  Stimmen  (700  weniger,  als 
bei  der  letzten  Wahl),  die  christlidien 
Gewerkschaften  7554  Stimmen  (-}-  300), 
die  Uirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine 
T003  Stimmen.    In  Gelsenidrchen  wur- 
den 1284  christliche,  524  gewerkschaft- 
liche und  433  gewerkvereinliche  Stim- 
men abgegeben.  X  Der  Suinar heiter,  das 
Organ    des    Steinarbeitervcrbandes,  hat 
eine  Auflage  von  15000  Exemplaren 
erreicht.    X    Die    neue  niederlän- 
dische   Gewerkschaftsj'cntralc  (vergl. 
Sozialistische  Monatshefte,  1905,  I.  Bd., 
pag.  360)  hat  sich  nun,  am  30.  Juli  dieses 
Jahren    endgültig    unter    dem  Namen 
Nederlandseh   Verband  van  Vakvereni- 
gungen  konstituiert.  X  In  Japan  fasst 
die  Gewerkschaftsbewegung  immer  mehr 
festen  Fuss.    Kürzlich  haben  7000  Koh- 
lengräbcr  in  Port  Moji    eine  Lohnbe- 
wegung siegreich  durchgeführt.  Nach 
einem  Streik  von  xwd  Tagen  wurde 
ihnen  eine  Lohnerhöhung  von  10  %  be- 
willigt. 
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Utontur  ALS  bemerkenswerteste 
gewerksdiaftlidie  Publi- 
kation aus  der  letzten  Zeit 
ist  zu  nennen  Die  deutschen  Gewerk- 
schaften iBgi  bis  1904  in  graphischer  wtd 
statistischer  Darstellung,  bearbeitet  von 
Louis  Brunner  /Berlin,  Verlag  der 
Generalkommission/.  Ein  kleines  Mei- 
sterwerk der  Statistik.  In  R  graphischen 
Tafeln  und  4  statistischen  Tabellen  wird 
uns  die  Entwickelung  der  deutschen  Ge- 
werkschaften in  den  letzten  15  Jahren 
vor  Augen  geführt.  X  Der  Mctali- 
arbdterverband  gibt  seit  zwei  Jahren  sei- 
nen Jahresbericht  in  Form  eines  Jahr- 
mid  Handbuches  heraus.  Das  Jahrbuch 
gewährt  einen  Einblick  in  die  Tätigkeit 
und  das  Getriebe  der  deutschen  Gewerk- 
adiaften.  X  Der  Maurerverband  hat  sei- 
nen Mitgliedern  dieses  Jalir  wieder  eine 
Übersicht  geboten  über  den  Stand  der 
Arbeitsverl^tnisse  im  letzten  Jahre,  über 
die  Lohnbewegungen  u  nd  Streiks  in 
den  Jahren  1903  und  1904  und  über 
die  bestehenden  Tarifverträge.  Wer  sich 
über  die  Erfolgfähigkcit  der  deutschen 
Gewerkschaften  ein  Bild  raachen  will, 
sollte  sich  diese  224  Seiten  umfassende 
Statistik  einmal  näher  ansehen,  X  Aus 
der  grossen  Zahl  der  sonstigen  Publi- 
kationen, der  Berichte  tmd  Protokolle, 
die  auch  nur  dem  Namen  nach  anzu- 
führen der  Ratun  hier  nicht  gestattet, 
nennen  wir  nur  noch:  A.  l'rintjnianns 
Praktische  Winke  für  die  deutsche  Zim- 
mererhewegun^,  zwei  gute  Agitations- 
schriften des  Holzarbeiterverbandes: 
An  die  Pantinen-  und  Holsschuhmacher ! 
und  Mahnruf  an  alle  in  der  Bürsten-  und 
Pinselindustrie  beschäftigten  Arbeiter  und 
Arbeilcnnnen ;  ferner  das  Protokoll  des 
Cölner  Gewerkschaftskongresses  und  der 
Konferenz,  der  Afbeitersekrctäre  (294 
Seiten  stark). 


Auf  die  einzelnen  Genossenschaftsarten 
verteilen  sich  diese  Zahlen,  wie  folgt: 


tmar  ocinhardt 
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DER  dem  Kongress 
PaislQT  vorgelegte  Bericht 
des  Zentralausschusses 
des  Genossen  Schaftsbundes  gibt  folfemte 

allgemeine  Übersicht  über  den  Stand  der 
britischen  Genossenschaftsbewegung: 
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Der  scheinbare  Rückgang  in  der  Zahl 
der  Konsumgenossenschaften  ist  eine 
Folge  der  Verschmelzung  benachbarter 
Vereine.  Tatsächlich  sind  die  Konsum- 
vereine, wie  alle  anderen  Genossenschafts- 
arten in  beständigem  Vordringen  be- 
griffen. 

AM  auffallendsten  ist  das  Wachstum  der 
landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaftsbewegung. Es  handelt  sidi  hier- 
bei tun  landwirt-chnftliche  BezttgS*  vnul 
Absatzgenossenschaften  nach  dem 
Muster  unserer  deutschen.  Der  Bericht 
sagt  darüber,  dass  diese  noch  ganz 
junge  Bewegung  sich  rapid  ausdehne 
und  grosse  Aussichten  für  genossen- 
schaftliche Handelsbeziehungen  zwischen 
ihr  und  den  städtischen  Konsumvereinen 
eröffne.  Dagegen  weist  die  eigentlich 
genossenschaftliche  und  landwirtschaft- 
liche Produktion,  sei  sie  nun  durch  Kon- 
sumvereine oder  durch  besondere  Ge- 
sellschaften betrieben,  fast  nur  Misser- 
folge auf.  Die  hier  gemachten  Verluste 
betragen  insgesamt  144680  M.,  die  Über- 
schüsse 54940  M.  Der  Beschluss  des 
vorj  ährigen  Genossenschaftskongresses, 
eine  grosse  I.andbcsit/gesellschaft  zu 
gründen,  die  ihr  Land  unter  günstigen 
Bedingungen  an  kleine  Pachter  ver- 
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mieten  sollte,  konnte  wegen  mangelnder 
fiinniiellcr  Unterstützung  der  Konsum- 
vereine nicht  zur  Ausfühning  gebracht 
werden. 

DIE  Produktion  der  beiden  Grow- 

cinkaufsgesellschaften  im  Jahre  1904  be- 
trug 103351580  M.  (gegen  96  204  760  M. 
in  1903).  Es  wurden  dabei  15688  (15911) 
Angestellte  beschäftigt  In  den  Betrie- 
ben der  Prodttktivgenossenschaften  ar- 
btitetcn  8289  (8372)  Angestellte,  und 
der  Wert  ihrer  Erzeugnisse  betrug 
61900460  (61461020)  M.  An  der 
Spitze  der  genossenschaftlichen  Gütcr- 
er/cugung  steht  die  Mehlproduktion  mit 
3^  Mill.,  dann  folgt  die  Sdrahlkbrilcatioa 
mit  I  Mill.  und  die  sonstige  Bekleidungs- 
industrie mit  V«  Mill.  M.  Umsatz. 

SEHR  interessant  ist  der  Bericht  über 

das  genossenschaftliche  Versiche- 
rungswesen, das  in  der  Uand  einer 
grossen  Gesellschaft  liegt,  der  die  einzel- 
nen Gcnosscnscliafton.  bis  jetzt  562  an 
der  Zahl,  als  Mitglieder  angeschlossen 
sind.  Diese  letzteren  treten  dabei  als 
Vermittler  zwischen  ihren  individuellen 
sich  versichernden  Mitgliedern  und  der 
Gesellschaft  auf.  Zirka  lOOflOO  ist  die 
Zahl  der  hauptsächlich  gegen  Feuers- 
schäden abgeschlossenen  Versicherungen. 
Auf  einer  anderen  Grundlage  baut  sich 
die  erst  kürzlich  von  der  Gesell- 
schaft eingeführte  kollektive  Lebens- 
versicherung auf.  Hierbei  werden 
alle  Mitglieder  einer  Genossenschaft 
ohne  Rüdesicht  auf  Gesundheits- 
zustand und  Alter  dadurch  versichert, 
dass  die  Gesellschaft  regelmässig 
0,4  %  ihres  Gesamtumsatzes  als  Prämie 
an  die  VersicheninpsRoscllschaft  abführt. 
Die  im  Todesfall  eines  Mitgliedes  aus- 
gezahlte Summe  betragt  90  %  seines 
durrhschnittlichen  Jahresumsatzes.  Die 
durch  dieses  Versicherungssystem  be- 
dingte Spesenersparnis  beträgt  38  %, 
was  für  alle  englischen  Genossenschaf- 
ten einer  jahrlichen  Ersparnis  von  2  Mill. 
M.  gleichkommen  würde.  .Ausserdem 
werden  auf  diese  Weise  die  Mitglieder 
an  ihre  Genossenschaften  gefesselt  und 
veranlasst,  möglichst  alle  ihre  Einkäufe 
daselbst  zu  machen.  Bis  jetzt  haben  8 
Genossenschaften  dieses  Versicherung s- 
system  adoptiert. 

DAS  gemeinsame  Komitee  der  Trade- 
Unionisten  und  Genossenschafter  hielt 
3  Sitzungen  ab,  in  denen  es  2  Streitfälle 
zwischen  Genossenschaften  und  ihren 
Angestellten  erledigte. 
X  X 


SchweU  DAS  Jahr  1904  war  ein 

Jahr  ganz  ausserordent- 
licher Entwickelung  für 
den  Verband  schweizerischer  Konsum- 
vereine.  Dem  Rechenschaftsbericht  zu- 
folge traten  ihm  35  neue  Konsumvereine 
bei.  so  dass  sich  die  Zahl  der  Verbands- 
vereine Ende  1904  auf  175  mit  ia66g8 
Mitgliedern  belief.  Da  auch  in  diesem 
Jahre  der  starke  Zuzug  anhält,  so  ist  es 
nur  noch  eine  kleine  Zahl  der  schweize- 
rischen Vereine,  die  ihrer  Verbands- 
organisation fernstehen.  In  gleichem 
Verhältnis  wuchs  auch  der  Umsatz  der 
Warenvermittlungszentralstelle.  Er  stieg 
von  6179839  fr.  in  1903  auf  7673238  fr. 
in  1904.  Neben  Kolonialwaren  vermittelt 
die  Etnkanfsorganisation  in  grösserem 
Umfange  auch  Manufakturwaren.  Die 
auf  der  vorjährigen  Delcgiertenversamm- 
lung  beschlossene  Errichttmg  von  Mühlen 
konnte  noch  nicht  zur  Ausführung  ge- 
bracht werden.  Der  Gewinn  der  Zen- 
tralstelle beträgt,  nach  Auszahlung  einer 
Rückvergfitung  an  die  Vereine  in  Hohe 
von  36247  fr..  Q3649  fr.  Nach  Deckimg 
der  sonstigen  Verbandsausgaben  bleiben 
davon  85634  fr.  verfügbar,  die  der  Ver- 
bandsvorstand wie  gewf ilmlich  zu  Ab- 
schreibungen und  Zuwendungen  an  das 
Verbandsvermögen,  sowie  den  Personal- 
Unterstützungsfonds  zu  verwenden  vor- 
schlägt. Ende  1904  wurden  40  Personen 
von  der  Zentralstelle  beschäftigt. 
DIE  Hauptaufgabe  des  Verbands- 
sekretariats bestand  in  der  Heraus- 
gabe der  beiden  Genosscnschaftszeitun- 
gen :  des  Schweiserischen  Konsumvereins 
und  des  GenossensehaftUehen  VolMtattet 
(60000  Exemplare),  denen  "^ich  im  T.aufe 
des  Jahres  noch  das  französische  Organ 
La  Cooperation  zugeselhe,  das  sich  sehr 
gut  eingeführt  hat  und  jetzt  zirka  6000 
Abonnenten  zählt  Auch  wurden  eine 
Anzahl  Propagandavorträge  von  ihm  ar- 
rangiert. 

DIE  am  &  und  9,  Juli  in  Herisau  abge- 
haltene Delegierten  Versamm- 
lung, die  von  102  Vertretern  schweize- 
rischer Vereine  und  einer  Anzahl  Gäste 
aus  dem  Auslande,  darunter  auch  meh- 
reren Dcntsclien,  besiichf  war,  genehmigte 
die  Jahresrcciuiung  und  beschloss  über 
die  Verteilung  des  Reingewinns  in  der 
vorgeschlagenen  Weise.  Ebenso  \vurde 
ein  Antrag  des  Vorstandes  auf  Erwerb 
einer  Landparzelle  zur  Errichtung  eines 
Lagerhauses  mit  Kaffeerösterei  debatte- 
los angenommen.  Dagegen  konnte  da 
Antrag  des  Vereins  von  Vivis,  der  die 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  •  ÖFFENTUaUS  LSBBN  *  aENQfiSENscRAnnBeweauNO 


821 


einer  Angestdltenkranken» 

kassc  wünschte,  weil  verfrüht,  nicht  die 
Zustimmung   der   Delegierten  erlangen. 
Der  zweite  Tag  brachte  ein  sehr  inter- 
essantes Referat  Dr.  Müllers  Die  Stellung 
der  Konsumvereine  su  den  Gewerkschaf- 
ten. Die  vorjährige  Delegicrtm,  i  rsanm^ 
lung  hatte  auf   Antrag   des  Genossen 
Kaufmann  aus  Wintcrthur  die  Verbands- 
direktion beauftragt,  sich  im  Interesse 
der  genossenschaftlichen  Propaganda  mit 
dem     Schwciaerxschen  GewerksehafU' 
bunde  in  Verbindung  zu  setzen.  Vom 
Ctwtrksckaftsimnd  war  daraufhin  Gegen- 
seitigkeit  der   Unterstfitnmg  verlangt 
worden.     Die   Verbandsdirdötion  hatte 
sich  schliesslich  auf  folgende  Richtlinien 
geeinigt,  die  von  Dr.  Müller  in  eine  An- 
zahl Thesen   zusammen^efasst   wurden : 
Anerkennung  der  kollektiven  Gewerk- 
schaftsverträge; Anerkennttng  des  Koa- 
lilionsrcchtes    der  genossenschaftlichen 
Angestellten;    dagegen    Ablehnung  des 
Verlangeof»  einen  Druck  auf  diese  An- 
gestellten zwecks  Beitritts  zu  ihren  jG«- 
werkschaften  auszuüben ;  Verpflichttmg 
der  Genossenschaften,  sich  um  die  Her- 
stellungsverhältnisse der  von  ihnen  ge- 
führten Waren  zu  Ic&nmem.  Diese  Auf- 
fassung begegnete  bei  der  Versammlung 
^t  Ibnnen  Widerspruch,  und  es  wurde 
scdiHesslich  die  Direktion  beauftragt,  die 
Gewerkschaftsfrage  in  diesem  Sinne  zu 
behandeln  und  der  nächsten  Versamm- 
Incg  darüber  Beridit  zu  erstatten.  Wenn 
auch    die    gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen in  der  gleichen  sachlichen  und 
würdigen  Weise   Stellung  nehmen,  so 
würde  die  Bchandlunp  dieser  wichtigen 
Frage  durch  die  Schweizer  wirklich  in 
vorteilhafter  Weise  abstechen  von  den 
entsprechenden  Debatten,  die  wir  Icürz- 
lich  in  deutschen  Arbeiterorganisationen 
erlebt  haben. 

X  X 
UoMtalltr-     VOM  16.  bis  zum  18.  Juni 
fand    in    Hamburg  die 

9.  Generalversammlung  des 
Verbandes  der  Lagerhalter  und  Lager- 
halterinmen  Deutschlands  statt,  an  der 
sich  auch  Vertreter  der  Konsumgenossen- 
schaften als  Gäste  beteiligten.  Der 
lUuptverhandlnngsgegenstandwar  iMbir- 
gcmäss  die  neue  Unterstützungs- 
kassc  des  Zentralverbandes,  an  der 
die  Lagerhalter  manches,  insbesondere 
die  Beschränkungen  in  der  Zulassung 
von  Per.sonen  (vergl.  pag.  711),  auszu- 
setzen haben.  Dennoch  wurde  be- 
schlossen, auf  die  Verwaltungen  im  Sinne 


des  Bdtritts  dnsowirken  imd  spSter  damt 

an  die  Beseitigung  der  Mängel  zu  gehen. 
Des  weitern  wurde  über  die  Revision 
der  Mindestforderungen  der 
Lagerhalter  verhandelt.  In  Bezug  auf 
Arbeitszeit,  Sonntagsrtihe,  Ferien  etc. 
schliessen  sich  diese  Forderungen  ziem- 
lich eng  an  das  in  den  genossenschaft- 
lichen Kollektivvertragen  mit  den  kauf- 
männischen Angestellten  bereits  Verein- 
barte an,  dürften  also  im  allgemeinen  auf 
Erfüllung  zu  rechnen  haben.  Eine  bal- 
dige tarifliche  Festlegung  aller  Ar- 
beitsbedingungen wäre  nichtsdestoweniger 
umsomehr  wünschenswert,  als  ja  die 
Lagerhalter  die  zahlreichste  Klasse  aller 
genossenschaftlichen  Angestellten  bilden, 
und  ohne  eine  solche  Festlegung  ihre 
Wünsche  eben  dodi  nur  —  Wfinsdie 
sein  können. 

X  X 
Kurze  Chronik  in  R  h  e  i  n  1  a  n  d  W  e  s  t- 

f  a  1  e  n  hat  sich  neben 
den  beiden  bestehenden 
Revisionsverbänden  Crügerscher  und 
moderner  Richtung  kürzlich  noch  ein 
dritter,  christlichsozialer  Observanz,  ge- 
bildet. Man  scheint  dort  aus  den  Er- 
fahrungen von  M.-Gladbach  leider  noch 
nichts  gelernt  zu  haben.  X  Dit  O  b  e  r  - 
postdirektion  Braunschweig 
hat  ihren  Beamten  und  Arbeitern  auf 
dem  Verordnungswege  den  Austritt  aus 
dem  dortigen  Konsumverein  anbefohlen. 
Die  durch  diese  ganz  ungereditfcrtigte 
P.cstimmung  schwergeschädigften  Be- 
amten wollen  sich  beschwerdeführend 
an  ihre  oberste  Behikdc  wenden.  X  1'-'- 
gegen  hat  die  oldenburgische  Re- 
gierung sich  strikt  gegen  eine  Be- 
einflussung der  Beamten  in  diesem 
Sinne  ausgesprochen.  X  7.wölf  Mit- 
glieder der  englischen  Frauen- 
gilde haben  eine  Studienreise  durch 
Frankreich  gemacht.  Es  wurde  bei  die- 
ser Gelegenheit  die  Bildung  einer  inter- 
nationalen genossenschaftlichen  Frauen- 
liga angeregt:  ein  leider  noch  etwas  ver- 
frühter Gedanke. 

X  X 
Utaratiir  IM  Verlage  von  Felix 
Dietrich  in  Leipzig  hat 
Leopold  Katscher 
eine  Broschüre  Die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgcnossenschaft  in  Deutschland 
und  Osterreich  erscheinen  lassen.  Er 
will  etwas  viel  auf  dem  kleinen  Raum 
\on  30  Seiten  geben  (Gesdiichte, 
Theorie,  Praxis  und  gegenwärtige  Lage 
der  verschiedenen  Genossenschaftsarten 
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in  beidai  Lindern)  tmd  kommt  dadurch 
zu  einer  sehr  korsorisdien,  unglddi- 

artigen  und  teilweise  schiefen  BdiamUung 
der  einzelnen  Fragen.  MvimiD  david 

Soziatpadagogische  Bewegung 

und'schfliei?  JENE  grosse,  einigende, 
Schriften  ™  Person« 

und  Stande  trennt,  reuu- 
gende  Freude,  welche  ein  Volk  stärkt 
and  zn  neuen  Taten  erzieht,  wird  jetzt, 
wie  man  berichtet,  von  den  Japanern  emp- 
funden, so  oft  ihr  Heer  den  Russen  eine 
blutige  Niederlage  bereitet.  Vielleicht 
kommt  sie  nur  noch  im  Gefolge  der  Bar- 
barei zu  den  Kulturvölkern  von  heute, 
und  jedenfalls  kam  sie  nicht  zu  den 
Deutschen  an  ihrem  Schillertage.  Die 
nicht  offiziellen  Veranstaltungen  waren 
ZU  zählen  und  erlangten  im  Bürgertum 
I  1  wenig  Beachtting.  Bei  den  offiziellen 
LAFestakten,  wo  das  zugelassene  Publikum 
"oft  einer  Art  von  Zensur  unterworfen 
Iwar,  konnte  sich  ineinanderklingende 
Anteihialmie  selbstverständlich  nicht  ein- 
stellen. Und  doch  i^^t  kaum  ein  l)c<>crt  r 
Anlass  zur  Freude  und  zu  einem  gemein- 
samen Aufatmen  für  das  deutsdie  Volk 
zu  denken,  als  die  Erinnerung  an  den 
Unsterblichen,  der  uns  vor  loo  Jahren 
das  Vorbild  eines  kämpfcrcichcn  Lebens 
und  den  Liebe  strahlenden  Schatz  seiner 
Werke  zurückliess.  Schillers  Riesen- 
kraft des  Glaubens  und  des  Idealisierens 
machen  ihn  auf  eine  unabsehbare  Zeit 
zum  treuen  Freund  und  sicheren  Er- 
zieher des  Menschen. 
WAS  znni  o.  Mai  vom  Bürgertum  und 
seinen  Ülfiziclicn  zu  Schillers  Ehren 
ausgedacht  und  vollbracht  wurde,  hätte 
sich,  ohne  erhfblich  an  Nutzen  oder 
Schönheit  ein/ubüssen,  ruhig  auf  die 
Verteilung  der  Schillerbücher  in  den 
Schulen  beschränken  dürfen.  Man 
musste  aber  in  feierlichen  Worten,  in 
zahlreichen  Festreden  und  -artikeln  die 
beschämende,  doch  notwendige  Aufgabe 
losen,  seine  eigenen,  in  Schiller  noch 
fortglühenden,  mcnsclilichcn  Tugenden 
und  kulturellen  Kräfte  von  einstmals  weg- 
zuleugnen oder  sie  zu  etwas  überlebtem, 
jetzt  nicht  mehr  Rrauchharcm  zu  stem- 
peln. Den  ersten  Modus  stellt  zum  Bei- 
spiel die  in  Gegenwart  des  Kronprinzen 
gehaltene  Rede  des  Professors  Erich 
Schmidt  dar.  Er  warnte  seine  Zuhörer, 
dem  Gefeierten,  »verleitet  durch  einige 
seiner  Worte  [!]«  politisch-revolutionäre 
Gedanken  zuzuschreiben.  Der  zweite 
Modus  tritt  sehr  gut  in  der  Rede  des 


Professor  Burdach  zu  Tage,  in  der  es 
hdsst:  »Seine  Dramen  verfochten  mit 

hinreissendem  Feuer  das  Recht  des 
Unterdrückten  und  klangen  in  den 
Kampf  um  die  Mündigkeit  des  Volkes, 

um  bürgerliche  und  wirtschaft- 
liche Selbstbestimmung  virte 
ein  Hymnus  des  Sieges.  Und  dieser 
Sieg  kam  [!].  Das  Volk  erhielt  sein 
Recht  [IJ,  Deutschland  ward  eins.« 

DER  Boden,  in  dem  Schilter  wurzelte, 

ein  au^pclu  utctes,  nach  Freiheit  ringen- 
des Bürgertum,  ging  verloren.  An  seiner 
Stelle  steht  das  Proletariat,  und  m'cht 

derjenige  gehört  zu  Schiller,  der  behaup- 
tet: >Das  Volk  erhielt  sein  Recht«,  son- 
dern der,  welcher  gleich  ihm  die  Forde- 
rung des  Volksrechtcs  auch  heute  erhebt. 

Deshalb  war  den  Kundgebungen  tmd 
Veröffentlichungen  zu  Ehren  Schillers 

von  Seiten  der  Sozialdemokratie  die  hi- 
storische Möglichkeit  gegeben,  die  Würde 
der  Stunde  zu  wahren.  Hier  stellte  sich 
nirgends  die  Notwendigkeit  ein,  poli- 
tisch konträre  'leise  des  schonen  Bildes 
zu  bestreiten  oder  über  ihre'  Bedeutung 
7u  t.iusrhen.  flier  durfte  man  den 
ganzen  Schiller  feiern,  alles  aus  der  zeit- 
Uchen  und  örtlichen  Bedingtheit  verstehcii 
und  ihm  seine  Auffassung  der  franzosi- 
schen Revolution  als  ebenso  notwendig  zu- 
erkennen, wie  etwa  dem  Bastard  von  Orle- 
ans die  seinige  von  mittelalterlicher  Natio- 
nalehre. Vorzüglich  kommt  das  !n  der 
Schrift  Franz  Mehrings  Schiller, 
ein  Lebensbild  für  deutsche  Arbeiter 
/Leipzig.  Leipziger  Buchdntekeret  A.  G.f 
zur  Geltung.  Sie  ist  eine  historische 
imd  literarhistorische  Studie,  der  es  auch 
an  ästhetisch-kritischen  Exkursen  nicht 
fehlt,  und  sie  macht  uns,  so  eingehend, 
wie  das  innerhalb  ihres  Umfangcs  von 
119  Seiten  geschehen  kann,  nicht  nur  mit 
Schillers  I  eben,  sondern  auch  mit  seinen 
Werken  bekannt.  Ihr  grosser  natür- 
licher Vorteil  vor  aller  akademischen  Lite- 
raturgeschichte ist,  dass  sie  sich  bezüg- 
lich Schillers  Umgebung,  besonders 
seiner  Protektoren,  aber  auch  bezüglich 
seiner  selbst  all  der  sonst  üblichen  Schön- 
färberei enthalten  kann.  Mensdtliche 
Schwächen  hatte  auch  dic<er  Grosse,  und 
indem  Mehring  sie  nicht  übersieht,  findet 
er  für  die  nodi  immer  ziemlich  unauf- 
geklärte Kühle  Goethes  gegen  Schiller 
eine  Lösung,  welche  auch  die  Leute  vom 
Fach  nicht  tmbeachtet  lassen  sollten.  — 
Mehrings  Arbeit  ist  mit  einem  Bildnis 
des  Dichters  versehen  und  vom  Verlage 
gut  ausgestattet 


DIgitized  by  Google 


RUNDSCHAU  '  ÖFFBNTUCHES  LEBEN  •  SOZIALPADAQOOISCHE  BEWEOUKO 


823 


DIE  Jntnläuiiisadirift,  welche  die  Buch- 
handlung V  orwärts  zum  Schillertage 
herausgab,  erfreute  schon  durch  die 
Icfinstlerische  Ausschmückung  und  die 
gesdimackvolle  Art,  wie  der  Bild- 
schmuck über  den  Raum  verteilt  ist. 
Inhaltlich  ist  sie  des  öfteren  eine  er- 
wünschte Ergänzung  zu  den  Ausführun- 
gen Mehrings.  Sie  enthält  Beiträge  von 
Friedrich  Stampfer,  Lily  Braun,  Kurt 
Eisner,  John  Schikowsky,  Eduard  David, 
H.  Molkenbtthr,  sowie  Auszüge  ans 
Schillers  Poesie  und  Prosa.  In  Ei^^ncrs 
Aufsatz  Über  SchüUn  Idealismus  zeigt 
Sc  so  viel  ndssdetttete  und  mlssbrauchte 
idealistische  Weltanschauung  Schillers 
ihr  wahres  Angesicht  Die  Freiheit  im 
Reick  der  Träume  wird  als  die  resig- 
nierte revolutionäre  Handlung  erkannt, 
welcher  die  Not  zum  System  wurde.  Der 
revolutionäre  Idealismus  der  Kunst  ist 
der  Erzieher  zum  revoltttiomären  Idealis- 
mus des  Lebens. 

DER  Gedanke  an  Schillers  Resignation 

tritt   auch    in    der  Gedächtnisrede  Dr. 
Max  Albertys,   gehalten  vor  der 
Arbeiterschaft  Münchens,   hervor;  nur 
will   Alberty,  ohne  auf   den  Ursprung 
der  Lebensverneinung  aus  revolutionärer 
Bejahung    zurücksugreifcn,    die  >welt- 
fremde    Anschauung«    Schillers  ebenso 
streng  abgelehnt  wissen,  wie  »die  mit  ihr 
verwandte  christliche«.    Wir  sollen  aber 
Schillers  Lebenswerk   wie   eine  Welt 
für  sich  bewundern  und  liehen.  Albertys 
Rede  erschien  im  Verlage  von  G.  Birk 
in  München.    Der  gleiche  Verlag  gab 
unter  dem  Titel  SehUler  und  die  Volks- 
ideale  die  Festrede  de?  Schweizer  Partei- 
genossen   Robert    Seidel  heraus, 
die  dieser  in  C^ln,  Frankfurt  und  Zfiridi 
vor  der  organisierten  Arbeiterschaft  ge- 
halten hat.    Diese  Rede  ist  durch  und 
durch  politisch,  und  ihre  einfache,  mar- 
kige,  sehr   volkstümliche   Sprache  hat 
etwas  Biblisch-Pastoraics.    Hier  handelt 
sich's  nicht  eigentlich  darum,  ein  Bild- 
nis Schillers  zu  geben,  der  Titel  zeigt 
vielmehr  schon  die  Absicht  an,  unsere 
Ideale   und   Anschauungen   mit  seinen 
Worten  zu  bellen.    Dieses  Verfahren 
schätzen  wir  nicht  sehr  hoch,  gerade  weil 
es,  von  sozialistischer  Seite  angewendet, 
sich  leicht  und  sicher  als  ber^tigt  er- 
weist Die  bdiebten  Gegenzitate  werden 
natürlich  auch  hier  nicht  verschwiegen. 
IN  Berlin  versammelte  die  freie  yolks- 
bühne  die  vielen  Tausende  ihrer  Mit> 
glieder  zur  Schillcrfcier,  welche  ims  die 
Festrede  des  Genossen  t'ernerstor- 


f  er  aus  Wien  brachte.   Sie  ist  jetzt  bei 

der  Wiener  Volksbuchhandlung  im  Druck 
erschienen.  In  dieser  Rede  finden  wir. 
Uli  freudige  Huldigung  vor  Schillers 
Persönlichkeit  und  Kunst  aufs  glück- 
lichste vereinigt  mit  der  Bewertung 
seines  Werkes  für  den  Dienst  der 
Menschheit  und  der  sozialistischen  Kul- 
tur. Die  Herzlichkeit  des  Wortes  belebt 
die  Vergangenheit,  liisst  die  ganze  freie 
Grösse  des  Dichters  auferstehen,  seine 
Nähe  tms  Whlen.  Und  zugleich  begreifen 
wir,  dass  er.  der  des  Menschen  höchste 
Güter  bewahrte,  dem  Sozialisten  ein 
Verwandter  und  dn  Verbündeter  ist 
Seine  Religion,  >ein  unerschütterliches 
Vertrauen  in  die  Vervollkommnungs- 
fähigkeit des  Menschengeschlechts«,  ist 
unsere  Religion.  Seinem  Ideale  des  / 
ästhetischen  Adelsmenschen  haben  nur 
wir  eine  irdische  Unterkunft  zu  bieten; 
es  bliebe  ohne  die  politisch-ethische  Tat 
des  Sozialismus  auf  immerdar  ein  luf- 
tiges Scheinwesen. 

X  X 
Blbllothsken  ÜBER  das  städtische  Bi- 
inid  LMthal-     bliothekswesert  Beriins  gibt 

der  Verwaltungsbericht 
des  Magistrats  für  1904  Auskunft.  Die 
Zahlen  bedeuten  ein  erfreuliches  Fort- 
schreiten von  Seiten  der  Verwaltung  und 
des   Publikums.     Die  werdende  Stadt- 
bibliothek  hatte  am  i.  April  19OS  S3  260 
Bände.  Drei  Abteilungen,  enthaltend  Ge- 
schichte, Geographie,  schöne  Literatur, 
sind   vorläufig   abgeschlossen.     Die  28 
Volksbibliotheken  hatten  I547i6  Bände, 
die  Ausleihungen  kamen  auf  1 359  839 
(73897  mehr,  als  im  Jahre  1903).  Jede 
Vermehrung  der  Betriebsstunden  oder 
Verlegung  der  Ausgabe  auf  die  Abend- 
stunden steigerte  sofort  den  Besuch.  Das 
ist  bezeichnend  für  das  herrschende  Lese- 
bedfirfois  und  auch  für  die  Gründe,  aus 
welchen  es  nicht  immer  in  seinem  ganzen 
Umfang  hervortreten  kann.    Von  den 
1359839   Ausleihungen  kamen  707  345 
auf  schöne  Literatur,   nur  225547  auf 
wissenschaftliche  Lektüre.    Das  Streben 
nach  Wissen    neben  dem  nach  Unter- 
haltung zu  fördern  und  zu  reizen,  wäre 
also  auch  hier  noch  eine  passende  Auf- 
gabe der  Verwaltung.   Am  !i  die  11  Lese- 
hallen  (mit  einer  Handbibliothek  von 
6887  Bänden)  weisen  Zunahme  des  Be» 
^uciics  auf.    Es  kamen   131 867  Gäste^ 
6662  mehr,  als  im  Vorjahr.   Diese  Stei- 
gerung ffihrt  der  Beridit  auf  die  Ver- 
grösscrung  der  Räume  der  i.  Lesehalle 
zurück,  da  die  anderen  Hallen  zumeist 
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einen  Rückgang  infolge  der  grOSMS 
Hitze  erfuhren. 

DIE  von  der  Deutseken  Gesellschaft  für 

ethische  Kultur  begründete  Lesehalle 
in  Berlin,  Münz  Su  ii,  veröffentlicht 
ihren  ia  Jahresbericht  Der  selbe  ver- 
zeichnet 32468  Buchbenutzungen  (im 
Vorjahre  3i4i9)<  wovon  54  %  schöne 
Literatur.  Der  Bücherbestand  ninfasst 
jetzt  über  7000  Bände. 
X  X 
KnM  Chroalk  AM  14.  Juni  tagte  «1  Neu- 
münstcr  der  i.  öffentliche 
Kougress  für  länd- 
liche Hochschulen.  Der  in 
Deutschland  neuen,  zrinächst  für  Hol- 
stein l>eabsichtigtcn  Schöpfung  sollen 
die  englischen  und  dänischen  Bauem- 
hocliscliulen  als  Muster  dienen.  Der 
BerichterslaUer  hatte  sich  durch '  eine 
Reise  durch  Dänemark  das  Material 
verschafft.  Indessen  scheint  es,  dass 
die  ländliche  Bevölkerung  Holsteins 
nicht  nur  gebildet.  sondern  auch 
germanisiert  werden  soll.  Ja,  das  Ger- 
manisieren ist  offenbar  Hauptzweck. 
>  I  )er  j.  K  u  n  s  t  e  r  z  i  e  h  u  n  g  s  - 
tag  tmdet  am  13.  bis  15.  Oktober  in 
Hamburg  statt;  er  wird  sich  mit  der 
künstlerischen  Erziehung  auf  den  Ge- 
bieten der  Musik  und  der  Gymnastik  be- 
schäftigen. 

X  X 
Utaratur  IM  vergangenen  Jahre  ist, 
wie  nachträglich  noch 
erwähnt  werden  muss,  bei 
Lipsius  &  Tischer  in  Kiel  ein  Reise- 
bericht des  Gewerbeschullehrers  Fr. 
Lembke  erschienen  unter  dem  Titel 
Die  dänische  Volkshochschule,  nebst 
einem  Plan  einer  deutschen  ländlichen 
VolkshochschtUe't  dieser  Plan  weist  bei 
48  Vnterriditsstimden  5  Stunden  Heimat- 
geschichte.  3  preussische  Gescliichte,  .1 
deutsche  Geschichte,  12  deutsche  Sprache 
und  Literatur.  6Naturktmde  und  6  Rech- 
nen und  Geometrie  auf. 
EINE  Vereinigung  bremischer  Lehrer 
hat  unter  dem  Titel  Roland,  Organ  für 
freiheitliche  Pädagogik  eine  Monats- 
schrift ins  Leben  gerufen.  Die  bremi.sche 
Lehrerschaft  hat  wie  bdcannt,  vor  kur- 
zem einen  Re->clilii";s  gefasst.  der  den 
Au^schluss  des  Religionsunterrichts  aus 
der  Schule  verlangt.  Im  Dienste  solchen 
Geistes  steht  das  neue,  von  E.  Sonne- 
mann  redigierte  Organ.  Er  weht  uns 
daraus  mit  jugendfrischer  Entschlossen- 
heit entgegen  und  erklärt  es  als  des 
Ldirers  »unveräusserliches  Recht,  von 


dem  anvertrauten  Kinde  alles  das  ab- 
zuwehren, was  seiner  Entwickelung 
schaden  kdnnte«.  Das  neue  Bhitt  ist 
bei  Boesking  8c  Co.  in  Bremen  verlegt 
und  kostet  liaibjahrlieh  1,50  M.,  Einzel- 
nummer 30  Pf.      ^        mMNZ  UNOHaiMK 
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INNERHALB  des  Prauen- 

tums    macht    sich  immer 
Stärker  das  Bestreben  gel- 
tend, der  Frau  audi  im  Rechtslehen  die 

Stellung  neben  dem  Manne  zu  er- 
ringen und  sie  aus  einer  bloss  leidenden 
Teilnehmerin  in  eine  tatige»  beratende 
und  richtende  zu  verwandeln.  So  lieg^ 
eine  lesenswerte  Schrift  von  Dr.  jur. 
Marie  Raschke  Die  strafrechtliche 
Behandlung  der  Kinder  und  lugend- 
lichen /Berlin,  Verlag  der  frauenrund- 
schau/  vor,  die,  aufgebaut  auf  die  ein- 
schlägige kriminalistische  und  psycholo- 
gische Literatur  und  entsprechende  Er- 
fahrungen, zu  positiven  Reformvor- 
schlägen kommt.  Sie  will,  im  Einklang 
mit  der  kriminalistischen  Schule  der 
I.I^/t  u;iil  Genossen,  die  Erhi'ihung  der 
straf  mündigen  Altersgrenze  auf  das  16. 
Lebensjahr,  den  Ersatz  der  ordentlidien 
Gerichte  durch  Kindergerichtshöfe  (V'or- 
mundschaftsräte),  in  denen  nach  dem 
Vorbild  von  Norwegen  und  einei»  Reihe 
von  l'nionsstaaten  auch  Frauen  Sitz  und 
Stinune  haben  sollen.  Frauen  soll  auch, 
in  Ausführung  der  vorgeschlagenen  be- 
dingten Verurteilung,  das  Aufsichtsamt 
über  die  Straffälligen  übertragen  wer- 
den, ein  Vorschlag,  zu  dessen  Ausfüh- 
rung man.  in  Ansehung  der  g^ünstigen 
Erfahrungen  in  der  .\rmen-  und  Waisen- 
pflege, Staat  und  Kommunen  beglück- 
wünschen könnte.  Im  ganzen  soll  »der 
kindliche  und  jugendliche  Täter  nicht  als 
Verbrecher,  sondern  nur  als  ein  beson- 
ders geartetes  Erziehungs-  und  Besse- 
rungsobjekt angesehen,  danadi  behandelt 
tmd  alles  getan  werden,  um,  wie  Ferri 
sagt,  wenigstens  einen  Teil  der  zum  Ver- 
brechen neigenden  Individuen  aus  der 
ungeheuren  Maschinerie  der  StrafrechtS- 
pflcgc  zu  retten,  die  eine  zahllose  Men- 
schenmasse verschlingt  und  sie.  nachdem 
sie  in  ihren  R.i(krn  Ehre,  sittliches  Ge- 
fühl und  Gesundheit  gelassen  hat.  wie- 
der aussperrt,  um  gebrandmarkt  zu  sein 
imd  Mitglieder  der  wachsenden  Ver- 
brecherarmee zu  werdent, 
MIT  dem  Faniilienrecht  befasst  sich  ein 
Memorandum  des  Attgemeineu  österrei' 
ehUchen  FroMtmereins,  das  ia  der  Mai» 


DIgitized  by  Google 


RUNDSCHAU  •  ÖFPBNTUCHfiS  LEBEN  •  FHAUENBEWEOUNO 


mmmer  der  Neuen  Fr^uentebens,  des 
gut  nnterriditetoi  tuid  inhaltreichai  Or- 

gsnes  des  unabliängigcn  österreichischen 
Frauentams,  wiedergegeben  ist  Es 
riditet  eine  Reihe  wichtigster  Forderun- 
gen an  die  Kommission  zur  Revision  des 
Zivilrechtes,  unter  denen  hervorzuheben 
sind :  die  Einführung  der  ZivUdie  und 
der  Ehescheidung,  die  Beibringtmg  eines 
Gesundheitsattestes  beim  Ehcschluss,  der 
Rechtsschutz  der  Konkubinate  und  der 
unehelichen  Kinder  im  Erbfalle  etc.  das 
Vormundsdtaftsrecht  der  Frauen,  das 
Verwandtschaftsreclit  des  unehelichen 
Kindest  Aufhebung  des  geltenden  Ge- 
«ndereichtes  und  eine  Reihe  vermögens- 
rechtlicher und  steuerlicher  Bestimmun- 
gen, die  heute  in  einer  der  Frau  nach- 
teiligen Weise  zu  Recht  bestehen. 
X  X 
Mutterschutz  MIT  dem  bestrittenen 
Rechte  der  Unehelichen 
beschäftigt  sich  auch  eine 
Schrift  von  F.  Kciniiighaus,  die  betitelt 
ist  und  verlangt  Gerechtigkeit  und  wirJt- 
Mmen  Rechtsschutz  schaffe  das  schrvct- 
serische  Zivilgescts  für  die  ausscrchc- 
liche  Mutter  und  ihr  Kind  /Zürich, 
Fussli/.  Der  8.  Titel  des  bundesrät- 
lichen  Entwurfes  zum  schweizerischen 
Zivilgesetzbuch  besagt,  dass  bei  Unehe- 
lichen das  Verwandtschaftsverhältnis 
zwischen  Kind  und  Vater  dttrdi  Aner- 
kennung oder  durch  Richterspruch  fest- 
gestellt werden  muss.  Wir  begegnen 
hier  der  glddien  Ungerechtigkeit,  wie 
bei  uns.  und  es  ist  unverkennbar,  dass 
auch  die  Wirkungen  des  Verbotes  der 
rechtrehe  de  la  patcmitc  sich  hier  fühl- 
bar machen.  Der  Gegenentwurf  des 
Verfassers  will  dem  Kind  unter  allen 
Umständen  den  Vater  respektive  die  ök(^ 
ncmische  Sicherstellung  durch  mehrere 
Unterhaltungspflichtige  geben. 
IN  der  Schrift  Bund  für  Mutterschutz 
/Berlin,  Pan-Verlag/  gibt  Dr.  Helene 
StScicer  eine  zwededienltche  Übersidit 
der  bereits  mehrfach  von  uns  gewürdig- 
ten Bestrebiuigen.  Ein  gleichnamiger 
Verein  hat  sich  in  München  unter  der 
Führung  von  Ruth  Bre  auf  getan,  deren 
Beziehungen  zu  der  Berliner  V^ereini- 
gung  völlig  gelöst  worden  sind, 
DIE  Mutterschutzhestrcbungen  haben 
jetzt  auch  ihr  eigenes  Organ.  F.s  betitelt 
Sidl  Mutterschutz,  Zeitschrift  zur  Re- 
form der  sexuellen  Ethik.  Der  Inhalt 
des  Carsten  Heftes  rechtfertigt  das  wohl- 
wollende Interesse,  das  man  dem  neuen 
Unternehmen  en^^;enbringen  muss. 
X  •  X 


SeueltoFra-    ZWEI    kleine  Schriften 
thid  nenlidi  bei  Dietrich 

in  Leipzig  erschienen :  5"^- 
xuelle  Jugendaufklärung  von  K.  J.  Ga- 
landauer  und  Die  getehlechtliehe  Auf' 

klärung  der  fugend  von  Dr.  Max  Mar- 
cuse.  Die  erstgenannte  ist  eine  neue 
Schrift,  nichts  Neues.  In  der  zweiten 
möchte  der  um  das  Wohl  der  Jugend 
treu  besorgte  und  für  eine  wurzelcchte 
Sittlichkeit,  wie  sie  im  Lichte  der  Wahr- 
haftigkeit und  Natürlichkeit  gedeiht,  sich 
warm  einsetzende  Arzt  den  Willen  all 
derer  wecken,  die  es  angeht  Das  ist 
ihm  gut  gelungen,  wie  manch  anderen 
vor  ihm.  Nun  aber  muss  einer  Iconunen, 

der  die  Wege  weist,  wie  man  von  der 
schönen  Theorie  zur  bodenständigen 
Praxis  kommen  kann. 
DIR  Prostitution  betitelt  sich  ein  kleines, 
vom  gleichen  Verlage  herausgegebenes 
Schriftchen  von  Johannes  Gaulke,  das, 
aufgebaut  auf  der  einschlägigen  Litera- 
tur, insonderheit  der  ausgezeichneten 
Schrift  Blaschkos  Die  Prostitution  im 
XIX.  Jahrhundert,  eine  knappe  Ge- 
schichte und  Würdigung  der  Frage  gibt 
und  zur  Bekämpfung  der  Prostitution 
die  bekannten  soztalwirtschaftlichen  und 
pädagogischen  Mittel  und  lUssnahmen 
vorschlägt. 

X  X 
BagAiniB        AUS  einer  Enquete  in  den 

Kommunalschulen  Ton 
Budapest  geht  hervor, 
dass  die  Schulmädchen  den  B^ben  in 
intellektueller  Beziehung  weitaus  über- 
legen sind.  Die  Untersuchung  erstreckte 
sich  auf  808350  Kinder.  Von  den  Sitzen« 
l)!eil)enden  kamen  168^/00  auf  die  Knaben. 
Bei  den  Mädchen  waren  es  nur  158"/«. 
In  der  Mutter^rache,  Arithmetik  und 
Geographie  wurden  die  besten  Noten 
gleichfalls  von  Mädchen  erlangt,  tmd 
zwar  standen  die  Zahlen  hier  wie  23,6 
ZU  33,3  respektive  28  zu  37,3  und  29,2 
zu  jßj^.  Der  Direktor  der  statistisehen 
Amtes.  Professor  Körössy.  erklärt  dies 
den  allgemeinen  Lebenserfahrungen  zu- 
widerlaufende Resultat  mit  der  rascheren 
Entwickelung  und  dem  darauf  folgenden 
rascheren  geistigen  Stillstand  des  weib- 
lidien  Geschli^htes.  Für  heute  mag  das 
zutreffend  sein,  doch  liegt  noch  keine 
Erfahrung  darüber  vor,  wie  die  Ent- 
wickelung des  weiblichen  Intellektes  fort- 
sclvrciten  könnte,  wenn  man  den  Mädchen 
ganz  allgemein  die  gleichen  Bildiuigs- 
und  Lebensmoglichkeiten  znganglidi 
machte,  wie  den  Knaben. 
X  X 
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BUduBouBdEr-  DER  Martmx]ger  Gelehrte 
Paul  Nthwp  hat  sich  imt 

seinem  Vortrag  Pestalozzi 
und  die  Frauenbüdung  /Leipzig,  Dürr/ 
ein  grosses  Verdienst  tun  die  Fraoen- 

sache  erworben.  In  einer  Zeit  der 
schroffen  Gegensätze  und  der  doktrinä- 
ren Ausschliesslichkeit  tut  die  Erinne- 
rung an  das  Wesen  und  Wirken  eines 
Mannes  gut,  für  den  der  Gegensatz  Mann 
Weib  nicht  bestand,  der  in  beiden  die 
grosse  Sj-nthese  sah,  dazu  bestimmt,  in 
gemeinsamer  Arbeit  und  Treue  das  Kind 
zu  hegen  und  zu  pflegen.  Den  an  Gemüt 
und  Geist  gleich  gebildeten  tapferen  und 
tatkräftigen  Menschen  We9f  Stellt  er  uns 
mahnend  und  spornend  vor  die  Seele; 
er  zeigt,  was  eine  solche  Mutter  für  das 
Kind  bedeutet  Mahnend,  denn  viele 
Geistes, irbi-itcrinncn  vergessen  und  ver- 
säumen über  der  einseitigen  Verstandcs- 
IraHur,  was  sie  an  ethischen  Werten  und 
Leistungen  ihrer  Umwelt  schulden.  Spor- 
nend, denn  auf  keinem  anderen  Gebiete 
als  dem  der  Erziehung  und  Hingabe  an 
das  Kind  erwächst  dem  Frauentum 
eine  solche  Fülle  der  Befriedigung  und 
des  Erfolges.  »Die  Natur  ruft  dich, 
dein  Kind  mit  eigener  Hand  zu  be- 
sorgen; wirf  es  nicht  weg,  gib  es  in 
keines  Menschen  Hand,  kein  Mensch  ist 
ihm,  was  du  ihm  bist,  und  es  ist  dir, 
wts  dhr  kein  Mensch  ist« 

X  X 
ghmtauidsii-  AUCH  die  jüngste,  sicher 
^  aber  nidit  letzte  Enquete 

der  Retchsgewerbeanfsicht 

hat  wiederum  bestätigt,  was  man  auch 
ohne  dies  schon  längst  wusste:  dass  der 
Zehn  stunden  tag  spruchreif  ist,  und  nidit 
nur  für  die  Arbeiterinnen.  Von 
813  5(k)  Fabrikarbeiterinnen,  deren  regel- 
mässige tagliche  Arbeitszeit  am  i.  Ok- 
tober 1902  festgestellt  wurde,  arbeiteten 
86 191  9  Stunden  und  weniger,  347814 
9  bis  10,  und  379555  über  10  Stunden; 
das  heisst:  mehr  als  die  Hälfte  arbeitete 
ohnehin  lO  Stunden  und  weniger.  Unter 
den  Benifspruppen  steht  natürlich  die 
Textilindustrie  mit  langen  Arbeitszeiten 
obenan.  Von  den  348538  dort  gezähl- 
ten weiblichen  Berufstätigen  arbeiteten 
nahezu  71%  mehr  als  10  Stunden.  Im 
übrigen  beschäftigen  bloss  5  Industrie- 
gruppen rund  ein  Drittel  der  Arbeiterin- 
nen länger  als  xo  Stunden,  und  selbst 
im  Dorado  der  langen  Athdtszeit,  im 
Textilgewerlie.  gibt  es  grosse  Gebiete, 
die  eine  Tendenz  zur  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  aufweisen,  so  Frenssen  and 


Württemberg,  die  nur  etwa  %  ihrer  weib- 
Kchen  Textilarbeitersdiaft  mehr  als  10 

Stunden  beschäftigen.  Im  allgemeinen 
würde  hier  die  ge.<ietzliche  Normierung 
des  Zehnstundentages  eine  wesentliche 
aber  zugleich  eine  höchst  notwendige 
und  daneben  leicht  durchführbare  Ver- 
besserung l)((!(uten.  Selbstverständlich 
sind  die  meisten  der  Aufsichtsbeamten  für 
die  Herabsetzung  der  Arbeitszeit.  Der 
Breslauer  Beamte  rühmt  tien  darin  lie- 
genden Fortschritt  und  heilsamen  Ein- 
fluss  auf  die  Kultur,  Gesundheit  und 
Sittlichkeit  der  ganzen  Arbeiterbevölke- 
rung. Der  Gewerberat  für  Hannover 
gibt  als  befürwortende  Gründe  an:  a) 
die  eigenartige  körperliche  Konstitution 
der  Frau,  b)  ihren  Mutterberuf,  c)  die 
Erhaltung  des  Hatnstandes,  d)  die  Er- 
nährung und  Erziehung  der  Kinder. 
Auch  die  weiten  W^;e,  das  Bedürfnis 
nach  Fortbildung  and  ähnliches  mdir 
werden  angeführt 

X  X 
KitiM  Chronik  IM  sdrwarzen  Trier  ist 

es  gelungen,  einen  Bil- 
dungsvercin  für  Frauen 
und  Märien  der  ArbetterMasse  zu  grün- 
den. Er  findet  ein  weites  Feld  für  auf- 
klärende und  propagandistische  Tätig- 
keit vor.  X  Mannheim,  das  seit  Jahren 
Frauen  als  Armenpflegerinnen  verwen- 
det, hat  nunmehr  den  Frauen  im 
Armenrat  zwei  Stdlen  cingeriumt; 
Auch  in  Darmstadt  zieht  man  neuer- 
dings die  Frauen  in  umfassender  Weise 
zur  Armenpflege  heran.  X  Tilsit  will 
3  Frauen  mit  beratender  Stimme  ztir 
kommunalen  Schulverwaltnng  zu- 
lassen. X  Auch  München  hat  be- 
schlossen, weibliche  Arbeitskräfte  im 
kommonalen  Verwaltttngsdienst 
zu  besdiSftigen. 

X  X 
Utaialnr       WAS  Elisabeth  Gnauck- 

Kühncs    Deutsche  Frau 
um  die  Jahrhundertwende 
befürchten  liess,  hat  ihre  neueste  Arbeit 

Arbeiterinnenfrage  /M.-Gladbach,  \''er- 
lag  des  Volksvereins  für  das  katholische 
DeutsehUmd/  leider  bestätigt;  £eser 
h'H-hlH'gahte.  selbständige,  zugleich  klare 
und  kritische  Geist  nähert  sich  in  seinem 
publizistischen  Schaffen  immer  bedenk- 
licher jener  Grenze,  jenseits  derer  die 
sachliche  Wissenschaftlichkeit  zur  Ten- 
denzmacherd  wird.  In  aller  Deutlich- 
keit geht  ja  aus  dieser  Arheiterinnen- 
frage  hervor,  dass  sie  bestellte  Arbeit  ist, 
dazu  bcstiniinl^  du  gdiüdete  wcibUche 
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Laienpublikum  auf  den  christkatholi- 
schen  Standpunkt  einzupauken  und  zur 
Agitation  in  diesem  Sinne  xn  gewinnen. 
Bedauerlich  ist  es  aber,  wenn  eine 
Gnauck-Kühne  die  Subordination  unter 
die  Wunsche  der  katholischen  Oberen  so 
weit  treibt,  dass  sie  zum  Beispiel  alles 
verleugnet,  was  von  Seiten  der  sozial- 
demokratischen Arbeiterschaft  zur  Bes- 
serung der  wirtschaftlichen  Lage  der  Ar- 
beiterinnen, zur  Aufklärung  und  Propa- 
ganda geschehen  ist  und  täglich  ge- 
schieht, und  zu  Säuen,  wie  die  folgen- 
den, kommt:  »Von  allen  Seiten  sind  Re- 
formversuche  gemacht,  mit  Ausnahme 
der  Sozialdemokratie.  Sie  lehnt  Re- 
formarbeiti  ab,  weil  sie  alle  Schäden 
aus  der  gegenwärtigen  ^^rtschaftsord- 
nung  herleitet  .  .  .€  HCNmcrrs  porth 

WS8ENSCHAFT 

Sozial  wisseiMOhnltew 

WerttlMOito  EIN  heisser  Streit  tobt  in 

der  theoretischen  National- 
Skonomie  über  die  libnc- 

schen  Lehren  vom  Wert,  Mehrwert,  von 
der  sinkenden  Profitrate  etc.  Nur  ist 
es  leider  nicht  immer  der  glühende 
Eifer  nach  Wahrheit,  sondern  ein  wüten- 
der Parteihass,  der  die  Hitze  in  den 
Meinungsstreit  über  diese  Marxsche 
Theorie  hineinträgt.  Wir  dürfen  uns 
daher  aufrichtig  an  der  sachlichen  Kri- 
tik freuen,  die  Dr.  Tugan-Bara- 
n  o  w  s  k  i  j  in  seiner  neuesten  Arbeit  über 
TheoreHtehe  Grundlagen  des  Marxismus 
/Leipzig,  Duncker  &  TTumblot/  an  die 
Marxschen  ökonomischen  Theorieen  1^^ 
Marx  hat  schon  im  I.  Band  des  Ko- 
pitals auf  die  mögliche  Inkongruenz 
der  Wertgrösse  der  Waren  und  der 
Warenpreise  hingewiesen.  Die  Durch- 
schnittspreise der  Waren  brauchten 
nicht  mit  den  Wertgrösscn  derselben 
übereinzustimmen.  Es  hätten  ferner 
viele  Dinge  einen  Preis,  ohne  Wert  zu  be- 
sitzen (Boden  etc.).  Nach  dem  Er- 
scheinen des  III.  Bandes  des  Kapitals 
ist  jedem  Leser  dieses  Werkes  die  Diffe- 
renz, die  zwischen  den  Werten  und  den 
Preisen  der  Waren  klafft,  offenbar  ge- 
worden. Gegeben  sind  in  der  Waren- 
welt nur  die  Preise.  In  den  Waren» 
preisen  treten  uns  jedoch  nicht  die 
Arbeitswerte  dieser  Waren,  sondern  die 
auf  sie  angewendeten  Kapitalauslagen 
entgegen.  Aus  irgend  einer  Preis- 
bezeichnung, 15  Ellen  Leinewand  =: 
10  ICy  kwmte  Marx  nimmer  ableiten. 


da?s  in  diesen  Waren-  und  Geldmengen 
die  gleiche  Arbeitsmenge  steckt  Marx 
ffihlte  sich  gedringt,  die  Dinge  adbsC 

7:11  befragen.  Aus  der  Tatsache,  dass 
sich  zwei  Waren  in  einem  bestimmten 
Quantitätsverhältnis  austauschten,  schlosi 
er  sofort  auf  die  Gleichwertigkeit  der 
beiden  Waren.  Die  Menschen  tauschen 
nun  auf  einer  gewissen  Höhe  der  gesell» 
schaftlichen  Arbeitsteilung  Waren-  und 
Geldmengen  mit  einander  aus,  nicht  etwa 
einem  bestimmten  Wertgesetz  zuliebe, 
nach  dem  sich  immer  nur  gleichwertige 
Quantititen  austauschen  mfissen,  son- 
dern weil  sie  durch  die  Organisation 
ihrer  Wirtschaft  schlechtweg  zu  diesem 
Tausche  gedrangt  sind.  Es  werden 
Waren  auf  dem  Markte  ausgetauscht, 
die  gerade  in  ihren  Arbeitswerten,  in 
den  auf  sie  verwandten  Arbeitsmengen 
total  differieren,  sie  werden  ausge- 
tauscht, weil  die  Form  des  Tausches 
die  einzige  Möglichkeit  für  den  Er« 
werb  der  Waren  durch  verschiedene 
Liebhaber,  Konsumenten  bietet.  Es  ist 
daher  verkehrt,  aus  dem  Austauschver- 
hältnis zweier  Waren  sofort  auf  ihre 
Gleichwertigkeit  zu  schliessen.  Das  tut 
aber  Marx,  indem  er  aus  einem  beliebi- 
gen Austauschverhältnis  (10  Ellen 
Leinewand  =  I  Rock)  die  Gleichwertig- 
keit beider  Waren  in  Bezug  auf  die 
in  ihnen  verkörperten  Arbeitsmengen 
direkt  abliest  Marx  war  nun  durch- 
aus nicht  gezwungen,  seine  Arbeits- 
werttheorie aus  der  Gleichwertigkeit 
der  sich  austauschenden  Waren-  und 
Geldmengen  zu  bcgfründen.  Diese  Ar- 
beitswerttheorie war  richtig,  auch  wetm 
sich  die  auf  dem  Markte  verkauften 
Warenmengen  nicht  nach  den  in  ihnen 
verkörperten  Arbeitsquantitäten  aus- 
tauschten. Die  Waren,  die  durchschnitt- 
lich in  den  Konsum  des  Menschen  ein« 
gehen,  fallen  nicht,  wie  das  Manna  in 
der  Wüste,  vom  Himmel,  sondern  sie 
müssen  durch  Arbeit  hergestellt  werden. 
Tugan-Baranowskij  sagt  nach  unserer 
Meinung  mit  folgenden  Ausführungen 
über  die  Marxsche  Arbeitswerttheorie 
das  Richtige:  »Vom  S^fpripupkt  ^/'g  K"^- 
pitalistcn  ans  ^iIO^rl _di<'  Anslagw  an 
Kapital,  nicht  "aber  der  Arbeitsaufwand, 
wifhliehft  Kenten  der'fffSaiSIcfacm.  Dto 
erWart  uns,  warum  die  Kategorie  der 
Arbeitskosten  dem  kapitalistischen  Be- 
wusstsein  so  fremd  ist  Trotzdem  bildet 
der  Arbeitsaufwand  die  einzigen  abso- 
luten Kosten  auch  in  der  kapitalistischen 
Gesellachalt    Der  objektiven  Gesell- 
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Schaftswissenschaft  gebührt  es  nicht, 
auf  den  kapitalistischen  Standpunkt  sich 
xn  tienen  .  .  .«  Auf  der  Oberflidie  der 

kapitalistischen  Welt  ist  nach  Tugan-Ba- 
ranowskij  die  Kategorie  der  absoluten 
Kosten  nidit  zu  bmerkeo.  »Trotzdem 

ist  diese  Kategorie  nicht  minder  real, 
als  die  Wertkategorie.  Zwar  objektt» 
viert  sich  der  Wert  im  Warenpreise, 
während  Arbeitskosten  sich  nicht  ver- 
gegenständlichen. Aber  nur  der  Waren- 
fetischismus, dessen  Natur  von  Marx  so 
genial  gekennzeichnet  ist.  kann  dazu 
fuhren,  hinter  den  Warenpreisen  die 
eigentlichen  wirkenden  Kräfte  der  Wirt- 
schaft, die  wirtschaftendoi  Menschen, 
nicht  zu  sehen.  Für  den  durch  den 
Warenfetischismus  nicht  verblendeten 
Bilde  kann  die  reale  Geltung  der  Arbeits- 
kosten keinen  Augenblick  vertx>rgen 
sein.  »In  allen  Zeiten«,  1h  merkt  Marx, 
»musste  die  Arbeitszeit,  welche  die  Pro- 
duktion der  Lebensmittel  leostet,  den 
Menschen  interessieren.«  Die  .Xrboits- 
kostenkategorie  ist  die  soziale  Kategorie 
f>ar  excellcnce.* 

-■\N  dieser  Stelle  können  wir  nur  auf 
die  Hauptergebnisse  der  Tugan-Bara- 
nowsUjschen  Kritik  der  ökonomischen 
Grundlagen  des  Marxismus  eingehen: 
Unser  Autor  verwirft  die  Marxschen  The- 
orieen  von  der  sinkenden  Profitrate  und 
v<m  dem  Zusammenbruch  der  kapita- 
listisdien  Wirtschaft.  Die  Krisentheorie 
Ttitran-Baranowskijs  bedarf  einer  ein- 
gehenden Besprechung. 

X  X 

Entwickeluags  DER  Kampf  ums  Dasein 
laktoren  ^^^^  ,^f^ 

Schläger  des  vuibcquemen 
Sozialismus  herhalten  miissen.  Dieser 
Kampf  wurde  von  fanatischen  Darwini- 
anern  als  die  eigentliche,  den  Aufstieg 
der  Tier-  und  Menschenwelt  empor- 
führendc  Grundkraft  ausposaunt.  Über- 
wältigend grosse  Reisencindrücke  be- 
festigten nun  im  K"\\{  Peter  Kro- 
p  o  t  k  i  n  s  folgende  Grundvorstellungen : 
Der  Kampf  der  meisten  Tierarten  gegen 
eine  rauhe  Xatur  ist  von  einer  ausser- 
ordentlichen Härte,  er  ist  dagegen 
zwischen  den  Tieren  der  gleichen  Art 
nur  sehr  milde,  die  pr>:tn 'Zeitige  Hilfe 
ist  bei  den  Tieren  der  gleichen  Art  von 
grundlegender  Bedeutung  für  die  Er- 
halttmpnnfl  Fdrtcntwickclunp  der  Spezies. 
Im  Jahre  i8äo  räumte  der  Zoologe  Kess- 
ler auf  einem  russischen  Naturforscher- 
konpre^s  dem  Grsct:  der  ffCficnsciti^en 
Hilfe  den  Vorrang  vor  dem  Gesetz  des 


gegenseitigen  Kampfes  ein.  Kropotkin 
hat  jetzt  in  sciiiem  Werke  GegenseiHgt 
Hüft  «N  der  Entwickelung  (deutsche 

Ausgabe  besorgt  von  Gustav  I^nndauer 
/Leipzig,  Thomas/)  sehr  wirkungsvoll 
die  Wanderungen,  die  Brutgenossen- 
schaften, die  Herbstgesellschaften  der 
Vögel,  die  Jagdvereinigungen  von  Wöl- 
fen und  LSwen,  die  Gesellschaften  von 
Nagetieren  und  Wiederkäuern  ge- 
schildert. Er  zeigt  sodann  die  Stärke 
des  gegenseitigen  Hilfstriebes  bei  pri- 
mitiven Völkern  in  der  Bildung  der 
Cieiites.  der  Clans,  der  Stänmie  etc.  Der 
elementare  hilfespendende  Gemein- 
schaftsdrang betätigt  sich  auf  höherer 
Stufe  der  Menschheitsentwickelung  in 
der  Begründung  von  Markgenossen- 
schaften. Die  Menscheit  schreitet  zur 
Stadtegnindung  und  zur  Organisation 
von  Gilden  und  Zunftverbänden  fort. 
Auf  der  von  uns  erreichten  Kulturstufe 
Ufiht  das  Prinzip  der  gegenseitigen  Hilfe 
in  den  Arbeiterverbänden,  den  Gewerk- 
schaften und  Genossenschaften  auf. 
Peter  Kropotkin  schliesst  sein  Werk  mit 
der  Rehauptunp:  In  dem  ethischen  Fort- 
sclirilt  des  Mcnsclicn  hat  der  gegenseitige 
Beistand  —  nicht  gegenseitiger  Kampf 
—  den  Hauptanteil  gehabt.  >In  seiner 
umfassenden  Betätigung  —  auch  in 
un.serer  Zeit  —  erblickm  wir  die  beste 
Bürgschaft  für  eine  noch  stolzere  Ent- 
wickelung des  Menschengeschlechtes.« 

X  X 

KtaSMii  und  IX  der  Tagespresse  wird 
nasamikämpfe       ^„  ^^j^  jj^^^  ^-^ 

dem  Worte  Klassenkampf 

f,'ct rieben.  Ein  kleines  nebensächliches 
Gefecht  einer  Gewerkschaftssektion  mit 
einer  Unternehmergruppe  wird  sofort 
von  der  Presse  in  einen  stolzen  Klassen- 
kampf verwandelt,  eine  rein  kommunale, 
von  ortlichen  Interessen  geleitete  Wahl 
in  einer  dürftigen  Landgemeinde  rückt 
in  den  Rang  eines  Klassenkampfes  auf. 
Da  ist  es  denn  dringend  an  der  Zeit, 
dass  endlich  dem  Missbrauch  mit  dem 
Worte  Klassenkampf  durch  eine  gründ- 
liche Vertiefimg  in  die  Schriften  der 
Altmeister  Marx  und  Engels,  der  eigent- 
lichen Theoretiker  des  Klassenkampfes, 
litgeßiiet  wird.  Tugan-Baranowskij  hat 
in  seinen  Theoretischen  Grundlagen  des 
Marxismus  die  Marxsche  Lehre  von  den 
Klassen  und  dem  Klassenkampfe  kritisch 
gewertet.  Die  Einteilung  der  Bevölke- 
rung in  verschiedene  Berufsgruppen 
fällt  mit  der  Sonderung  der  ■=en>en  in  pe- 
sellschaftliche  Klassen  niciit  zusauitncn. 
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Primitive  Gesellschaften  kennen  wohl 
dae  berufliche  Einteilung  der  Bevölke- 
rung, nicht  aber  eine  KlassengUedenmg 
der  selben. 

EINE  Klassengliederung  der  Bevölke- 
rung bedeutet  die  Trennung  der  Be- 
völkerung in  ausbeutende,  herrschende 
Klassen  und  in  au.sgcl)eutete,  beherrschte 
Klassen.  Mit  dem  Begriff  der  Klasse 
ist  somit  der  Begriff  der  Auibeutung 
oder  ihres  Gegentdles  verknfipft.  Die 
Wirksamkeit  einer  Klasse  als  Klasse 
hängt  von  ihrer  politischen  Zu- 
sammenfassung und  von  ihrer  bewnss- 
ten  Stellungnahme  zu  den  vorhandenen 
Klassen  der  Gesellschaft  ab.  Jede  so- 
lidb  Klasse  durchläuft  zwei  Entwicke- 
lungsphasen :  sie  hebt  sich  nur  äusserlich 
von  anderen  Gesellschaftsklassen  ab, 
und  sie  stellt  sich  bewusst  diesen  Klassen 
gegenüber  und  schafft  sich  zur  Vertre- 
tung ihrer  Klasseninteressen  eine  eigene 
Klassenorganisation,  das  heisst  eine  po- 
litische Parteiorn^isation.  In  diesem 
Sinne  fQfirt  einmal  Ifarx  aus:  »Insofern 

Millimu-n  von  Faillllicii  unter  i'>kono- 
mischcn  Existenzverhiltnissen  leben,  die 
ihre  Lebensweise,  ihre  Interessen  und 
ihre  Bildung  von  denen  der  anderen 
Klassen  trennen  und  ihnen  feindlich 
gegenüberstellen,  bilden  sie  eine  Klasse. 
Insofern  ein  nur  lokaler  Zusammen- 
hang unter  den  Parzcllcnbauern  besteht, 
die  Diescibigkeit  ihrer  Interessen  keine 
Gemeinsamkeit,  keine  nationale  Verbin- 
dung und  keine  politische  Organisation 
unter  ihnen  erzeugt,  bilden  sie  keine 
Klasse.«  Marx  wollte  damit  nicht  das 
Voriiandensdn  der  Parzellenbauemklasse 
leugnen,  sondern  nur  ihre  besondere  Ak« 
tivitat  als  soziale  Klasse.. 
FÜR  die  Klassenkampftheorie  ist  diese 
Marxsche  Äusserung  von  entscheiden- 
der Wichtigkeit.  Soziale  Klassen  können 
ruhig  ohne  jeden  Kampf  nciben  einander 
bestehen.  Der  Klassenkampf  kann  fast 
ganz  zum  Schweigen  kommen.  Wenn 
sich  einzelne  Heerhaufen  einer  Klasse 
selbst  mit  Gruppen  einer  anderen  Klasse 
befehden,  so  tragen  derartige  örtliche 
Geplänkel  nicht  den  Charakter  eines 
Klassenkampfes  an  sich.  Marx  spricht 
im  Kommunistischen  Manifest  von  Ge- 
u  erkschaftskämpfen.  von  lokalen  prole- 
tarischen Aufständen,  ohne  diesen  Bewe- 
gungen die  Bezeichnung  von  Klassen' 
kämpfen  beizulegen.  Verfolgen  wir  ein- 
mal die  einzelnen  Entwickclungsstufen, 
auf  denen  nach  Marx  das  Proletariat 
zum  Klassenkan^fe  aufsteigt:  Die  Ar- 


beiter beginnen  mit  der  Bildung  von  Ko- 
alitionen, sie  gründen  dauernde  Asso- 
ziationen, sie  streben  eine  Verbindung 
der  vielen  Lokalkampfe  zu  einem 
Klassenkampfe  an.  Jeder  Klassenkampf 
ist  ein  politischer  Kampf,  ein  Kampf  um 
die  Beherrschung  der  Staatsgewalt. 
Den  Kommunisten  erwächst  erst  die 
grosse  Aufgabe:  das  Proletariat  zu  einer 
Klasse  zu  organisieren,  die  Bourgeois- 
herrschaft zu  stürzen,  die  politische 
Macht  durch  das  Proletariat  zu  erobern. 
Ein  Klassenkampf  ist  somit  nach  Marx 
(in  hcwusster,  planmässißer  Kampf  einer 
Klasse  um  die  Beherrschung  der  Staats- 
gewalt Den  Sinn  der  Marxschen 
Klassenkampflehre  gibt  Tugan-Bara- 
nowskij  mit  folgender  Bemerkung  tref- 
ftT.d  wieder:  »Die  geschichtliche  Ent- 
wirkelung  gipfelt  zwar  in  Klassen- 
kämpfen, besteht  aber  nicht  ausschliess- 
lich aus  ilmen.€  Tugan^Baranowskij  hätte 
allerdings  seine  Bemerkung  nur  auf  die 
relativ  kurze  Zeitspanne  in  der  Weltent- 
wickelung einschränken  müssen,  in  der 
die  Menschheitsgeschichte  unter  der 
Herrschaft  der  sozialen  Klassen  steht. 

X  X 
Raseeapffoblem  IN      einer  geistvollen 

Schrift  .  httisemitismus  und 
Wissenschaft  /Wien,  Ros- 
ner/ behandelt  Friedrich  Hertz  die 
Rassenfrage.  Der  Rassenantisemitismus 
schwingt  sich  zu  der  kühnen  Behauptung 
auf.  der  kapitalistische  Cei'-t  der  Juden  sei 
eine  Folge  ihrer  angeborenen  Nomaden- 
natur.  Die  Arier  seien  Ackerbauer  ihrer  Ras- 
senneigung nach,  die  Semiten  Nomaden 
und  Räuber.  Noch  zur  Zeit  Caesars  waren 
die  Germanen  jedoch  Nomaden,  die  Nord 
semiten  dagegen  Ackerbauer.  Selbst  in 
ihrem  Stammland  Palästina  waren  die 
Juden  ein  Mischvolk.  Nach  Chamber- 
iain  setzte  sich  die  Bevölkerung  dieses 
Landes  nur  zn  5  %  aus  Semiten  und  zu 
Q5  %  aus  den  arischen  Völkerschaften 
der  Amoriter  und  Hethiter  zusammen. 
Überdies  wurden  von  150  vor  bis  200 
nach  Christtis  Millionen  von  Heiden 
aller  Rassen  für  das  Judentum  gewonnen. 
Im  Laufe  der  Geschichte  vollzog  sich 
ein  Prozess  der  intensivsten  Rassen- 
mischung. Abgesehen  von  den  grossen 
Haupttypen  der  Neger,  Weissen,  Gelben 
können  wir  katun  überhaupt  eine  Rasse 
mit  Sicherheit  bestimmen.  Überdies 
modeln  die  Einflüsse  des  Klimas,  des 
Bodens,  der  Nahrung  denRassen^us  in 
körperlicher  und  geistiger  Hinsicht 
standig  um.  Die  Eintdlung  der  Völker- 
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schafteti  m  Arier  und  Sesuten  erfolgt  auf 

Grundlage  der  Sprachen.  Nach  den 
Sprachen  unterscheiden  wir  arische  und 
semitische  Völkerschaften.  Die  arisdi 
sprechenden  Völkerschaften  brauchen 
jedoch  nicht  mit  einander  verwandt  zo 
sein,  dam  nmählige  Male  haben  die  ^e> 
ger  die  unterworfenen  Völkerschaften 
zur  Annahme  ihrer  Sprache  gezwungen. 
Der  Rassenbegriff  ist  durchweg  rein 
qirachlich,  nicht  anthropologisch,  und 
von  einer  arischen  Rasse  zu  reden,  ist, 
wie  der  grosse  Sprachforscher  Max 
Müller  bemerkt,  ebenso  sinnlos,  wie  etwa 
der  Ausdruck  langköpfiges  Wörterbuch 
oder  breiiköpfigg  Gramm^üt. 
X  X 
NeiiMuaabra  DAS  II.  Bändchen  der  bei 
Gustav  Fischer  in  Jena  er- 
adieinenden  Sammltmg  sO' 
»iahristenschaftUeher  Meister  entiiilt  die 
Abhandlung  über  die  Geschichte  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft  von  Adam  Fer- 
guson. Mit  einem  das  Wesen  der 
Dinge  erfassenden  Realismus  wendet  sich 
Ferguson  g^en  die  Träumereien  von 
einem  glückseligen  Naturzustande.  In 
den  NatiUTvissenschaften  arbeitet  der 
Mensch  nach  Ferguson  nur  mit  wohi- 
begründeten  Tatsachen,  in  der  Gesdl- 
schaftsmssenschaft  dagfegen  setzt  er  Hy- 
pothesen an  Stelle  der  Wirklidikat 
MenschcnRruppcn.  ganze  Gesellschaften 
müssen  wissenschaftlich  crfasst  werden, 
und  nicht  einzelne  Menschen  und  deren 
Geschichte.  Ferguson  wertet  feinsinnig 
bereits  den  Menschen  als  GeseUschafts- 
wcsen.  »Sende  ihn  allein  in  die  Wüste,«  ' 
so  ruft  er  einmal  aus,  »und  er  ist  eine 
Pflanze,  die  von  ihren  Wurzeln  losge- 
rissen ist  ...  .  Persönlichkdt  und  Cha- 
r.nktcr  des  Menschen  hören  auf  zu  cxi- 
sticren.<  Dem  Einfluss  von  Klima  und 
geographischer  Lage  auf  die  Mensdh- 
hcitspcsohichte  widmet  FerRiison  ein 
ganzes  Kapitel.  Eine  besondere  Be- 
rühmtheit erlangte  das  Kapitel  Fergusons 
über  die  Teilung  der  Künste  und  Berufe. 
»Jeder  Fabrikuntemehmer«,  schreibt  Fer- 
giison.  »findet,  das  seine  Auslagen  sich 
um  so  mehr  verringern  und  sein  Ge» 
wirni  nm  so  grösser  wird,  je  mehr  Leute 
er  für  besondere  Artikel  einstellen  k.mn.« 
Aber  Ferguson  ist  sich  des  verkrüppeln- 
den Einflusses  der  zn  weit  getriebienen 
Arbeitsteilung  bcwusst.  Viele  Gewerbe 
gelingen  nach  seinen  Ausführungen  am 
besten  bei  vollständiger  Unterdrückung 
von  Gefühl  oder  Vernunft.  Die  Hand 
oder  den  Fuss  zu  bewegen,  ist  von  Über- 
legung and  Phantasie  «nabhüngig.  »Dem- 


entsprechend  gedeihen  Manufaktureti  am 
besten,  wo  der  Geist  am  wenigsten  zu 
Rate  gezogen  wird,  und  wo  die  Werk- 
statt ohne  besondere  Anstrengung  der 
Phantasie  als  eine  Maschine  betrachtet 
werden  kann,  deren  einzelne  Teile  Men- 
schen sind.«  In  der  Sammlung  Haupt- 
werke des  Sozialismus  und  der  Sosial- 
politik,  herausgegeben  von  Professor 
Georg  Adler  /Leipzig,  Hirschfeld/,  ist 
Das  Volksbuch  von  Felicite  de  La- 
me n  a  i  s  erschienen,  das  sich  an  alle 
Männer  des  Volkes,  an  alle  Klassen,  die 
für  das  Wohl  des  Volkes  Erspriess- 
lichcs  leisten,  wendet.  Die  Menschen, 
alle  Kinder  des  einen  Vaters,  sollten  nur  "* 
eine  Familie  bilden.  Das  Volk  könne 
sich  nur  von  Abhängigkeit  befreien,  wenn 
CS  Assoziationen  bildet.  Eine  Assozia- 
tion werde  aber  zur  Unmöglichkeit  und 
könne  nicht  prosperieren,  wenn  nidit  ihre 
Grundlage  im  wechselseitigen  Vertrauen, 
sittlich  gefestigtem  Betragen  ihrer  Mit- 
glieder und  in  verständiger  Verwaltung 
bestehe.  Die  Pflicht  sei  das  lebenspen- 
dende Prmzip  der  Assoziation;  aus  ihr 
erwadise  sie  nnmittdbar. 
X  X 
KHiMCbienlk  AUF  der  Pauluslaufbahn 
des  Au>;ust  Strind- 
b  e  r  g  ist  dessen  Schrift  ^ 
Der  bewusste  Wille  in  der  Weltgeschichte 
/Leipzig,  Seemann/  immerhin  ein  be- 
trübendes Ereignis.  Erdstossähnliche 
Erschütterungen  erfolgten  nach  Strind- 
bcrg  gleichzeitig  in  allen  Weltteilen  in 
der  Kulttu'geschichte  der  Menschheit. 
Diese  Ersdifitterungen  sind  auf  einen 
bcwnssicn  schöpferischen  Willen  zurück- 
zuführen. Die  Ankunft  und  der  Ein- 
tritt des  Giristentums  in  die  abendlän- 
dische Bildung  stellt  sich  nach  Strind- 
berg  als  ein  wohlberechnetcr,  nach  allen 
Regeln  der  Taktik  und  der  Strategie 
anspcfnhrter  Feldzug  dar.  Luther  han- 
delte nach  Strindberg  als  ein  Soldat  der 
Vorsehung,  ohne  die  Absichten  des  4 
Heerführers  zu  kennen.  Der  grosse  Syn- 
thetikcr.  der  die  Gegensätze  "vereinigt, 
kann  nichts  anders  sein,  als  der  Schöpfer, 
der  Auflöser,  der  Aufrechterhalter. 
Diese  Lehre  ist  wahrlidi  nicht  neu. 
Schon  unseren  Urgrosseltem  erzählte 
der  Herr  Pfarrer  von  dem  Walten  des 
Gottesfingers  in  der  Weltgeschidite. 
X  X 
Utaratur  BEI    dem    jetzt  wieder- 

erwachten   Interesse  für 
die   Klassiker   der  Natio- 
nalökonomie erscheint  gerade  im  rechten 
Moment  das  Werk  von  C  Jentsch 
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Adam  Smith,  Leben  und  Lehre  (in 
der  Biographieensaininlung  Geisteshelden 
/Berlin,  Ernst  Hofmann/),  Fein  bis  auf 
die  kldnsten  intimen  Züge  ist  du  Cha- 
rakterbild des  groMen  Nationalokonomen 
von  Jentsch  herausgearbeitet  worden. 
Wir  blicken  mit  Jentsch  tief  in  das 
eigenartige  wirtsdiaftUdie  und  sociale 
Leben  Schottlands,  in  den  Kulturzustand 
der  Universitäten,  der  Gelehrtengesel I- 
schaften  der  Länder  der  englischen 
Krone  ein.  Die  Grundgedanken  Smith' 
über  die  Theorie  der  sittlichen  Gefühle 
legt  Jentsch  sehr  fesselnd  und  anschau- 
lich dar.  Mit  kurzen  Strichen  zeichnet 
er  2ttm  Schluss  das  volkswirtschaftliche 
System  des  bahnbrechenden  Kopfes  der 
nationalökonomischen  Wissenschaft  Die 
lurtionalölEonofirischen  Darlegungen  Carl 
Jentsch'  entzünden  da  und  dort  unseren 
lebhaften  Widerspruch;  aber  immer  fol- 
gen wir  ihnen  gem.      ^aul  kampffmevck 

KUNST 

Bildende  Kunst 


Autstellung  DIE  2,  Ausstellung  des 
KüaSurbui''  Deutschen  Künstlerbundes 
des  gibt  eine  sorgfältige  Aus- 

wahl der  augenblicklichen  Leistungen 
«US  Nord  und  Sud.  wobei  die  in  Berlin 
herrschende  Kunstanschauiuig  ein  wenig 
mehr  berücksichtigt  sein  mag,  als  im  ver- 
gangenen Jahr,  da  die  Veranstaltung  in 
München  war.  Indes,  man  sieht  doch, 
was  die  süddeutschen  Künstler  auf  ihren 
Somraerausstellungen  zu  bieten  habesi. 
und  wird  leicht  entscheiden  können,  ob 
ihre  Leistungen,  in  grösserer  Zahl  vor- 
geführt, die  Berliner  AussteKimg  geho- 
ben haben  würden.  Ich  glaube :  man 
hätte  ihr  eine  andere,  doch  keine  bessere 
Physiognomie  geben  können. 
UXTFR  den  Malern  steht  Max  Lie- 
bermann obenan  mit  fünf  Bildern, 
deren  reizvollstes  der  Biergarten  aus  dem 
Jnhre  1883  ist.  Es  geschieht  auf  diesem 
Bilde  recht  viel,  mehr,  als  auf  irgend 
einem  späteren  Liebermann ;  und  doch 
fällt  aus  dieser  Fülle  von  Einzelheiten, 
unter  denen  sich  eine  Reihe  ungemein 
fein  gezeichneter  und  charakterisierter 
Porträtköpfe  finden,  nichts  heraus,  so 
zart  ist  alles  in  der  Farbe  gehalten  und 
durch  sie  gebunden.  Wir  sind  entzückt 
Über  die  Fülle  zarter  Grau,  Rot,  LUa, 
die  dnrdi  sich  und  im  Zusammenhange 
wirken,  ohne  dass  dir  ^Taclu•  hervor- 
trftte.  Detm  es  ist  eine  impressionisti- 
sdie  Malerei»  gewisseniMsscn  in  ihren 


ersten,  tastenden  Versuchen,  und  doch 
voll  der  Reize  eines  spröden,  ersten  An- 
fangs, aber  zugleich  gepaart  mit  jener 
vollendeten  Meisterschaft,  die  die  Hand 
des  geborenen  Malers  kennzeichnet.  Das 
Gegenstück  hierzu  ist  des  gleichen 
Künstlers  Seilerbahn.  Die  in  der  Viel- 
heit jenes  Bildes  sich  manmgfadi  noch 
als  Ahnung  versuchenden  Vorzüge  und 
Fähigkeiten  eines  werdenden  Malers 
sind  mm  so  gerdft,  dass  sie  sidi  auf  das 
lE^lMäbste  beschränken  und  dies  mit 
lapidarem  Finselhieb  herunterhauen,  in 
breiter  Handschrift  Dabei  fillt  die  Si- 
cherheit der  Zeichnung  auf,  die  beinahe 
ohne  Nuancierung  des  Tones  die  Sil- 
houette der  in  das  Bild  sich  hinein- 
ziehenden Baumkronen  deutlich  macht 
und  in  der  Farbe  durch  den  Gegensatz 
des  Blau  im  Kittel  des  Mannes  und  des 
braun-violetten  Weges  eine  ausserordent- 
liche Lebendigkeit  erzeugt.  Auf  der 
gleichen  Stufe  mit  diesem  Bilde  steht 
Liebermanns  Porträt  des  Geheimrats 
Bode.  Doch  liegen  dessen  Vorzüge  nicht 
im  Kolorit.  -  Die  besondere  Knappheit 
und  Sicherheit  der  Anschautmg  zeigt  sich 
hier  vomehnüich  in  der  Auffassung  und 
zeichnerischen  Wiedergabe  des  Darge- 
stellten. 

ÄHNLICHE  Ziele,  wie  Liebermann  in 

diesen  Bildern,  verfolgen  von  jüngeren 
Künstlern  Slevogt  und  Corinth, 
dodi  nidit  mit  gleidiem  Erfolge.  Sle- 
vogt hat  in  seinem  Porträt  eines  Ber- 
liner Herrn  in  erster  Linie  malerische 
Probleme  I8sen  wollen  und  seheint  so 
die  Hauptaufpabc  des  Porträtmalers,  das 
durchaus  einzige  Erfassen  des  Individu- 
ums, teilwdse  ausser  acht  gdassen  zu 
haben,  denn  das  Bild  macht  einen  skiz- 
zenhaften Eindruck.  Und  Corinths 
grosses  Diptychon  Das  Leben  ist 
eine  als  solche  tüchtige,  aber  geist- 
lose Aktmalerei,  und  noch  dazu 
eine  falsch  angewendete.  Denn  ein  Akt» 
der  nichts  sein  will,  als  ein  gut  gemalter 
Akt,  kann  ein  Kunstwerk  sein ;  ein  sol- 
ches entsteht  aber  nie  aus  einer  unzweck- 
mässigen' Anhäufung  von  .Meten.  Co- 
rinths kleineres  Bild  Frauenraub  ist  als 
Komposition  und  auch  koloristisch  bes- 
ser» es  ist  sehr  flott  gemalt  und  mit  Aus- 
druck in  den  Köpfen.  Am  besten  aber 
ist  sein  Porträt  Müller  und  Kind.  Au{ 
diesem  Bilde  fällt  der  lebhafte  Ausdruck 
.der  Augen  anf  und  der  Zusammenklang 
voti  Schwan  und  Lila  im  Kleide  der 
Frau. 

VON    suddeutsehen    Knnstiem  sind 
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Kalckreuth  und  T r ü b n e r  sehr  gut 
vertreten.    Und  Kalckreuth  dnrch  den 

eigentümlichen  und  äusserst  gelungenen 
Versuch,  ein  und  dieselbe  Dame  in  drei- 
facher Wiederholung  darzustellen.  Da- 
rin, nicht  in  den  malerischen  Qualitä- 
ten, steckt  der  hohe  Wert  dieser  Bilder. 
Man  sagt  sich,  und  mit  Recht:  es  muss 
ein  ganz  starker  Künstler  sein,  ein  ganz 
starker  Charakterislikcr,  der  einen  Men- 
schen in  dreifacher,  nicht  auffallend  von 
einander  abweichender  Wiederholung 
uns  so  vorführt,  dass  die  Dreiteilung 
nicht  langutilt.  vielmehr  organisch  ein 
Ganzes  bildet,  wie  die  Strophen  eines 
Liedes.  Die  Dame  ist  uns  dreimal  in 
ihrer  Häuslichkeit  vorgeführt,  und  wir 
kennen  nun  ihr  ganzes  Leben.  Von 
Trübners  Werken  sind  die  kleinen  Land- 
schaften den  grossen  Rcitcrbildni-  >  n 
diesmal  entschieden  vorzuziehen.  In  der 
Landschaft  zeigt  sich  Trfibners  Reife  und 
l*!iali!iangigkcit  von  jeder  Schule  jetzt 
vollends  klar;  es  ist  eine  durchaus  eigene 
Auffassung:,  ein  durchaus  eigenes  Kolo- 
rit und  eine  eigene  Pin^dfüh^u^g  in 
ihnen.  In  der  Farbe  kehrt  ein  Reichtum 
von  kühlem  Grfin  häufig  wieder,  so  dass 
man  sich  nicht  selten  nach  wärmeren 
und  hclUcren,  fröhlicheren  Akkorden 
sehnt.  So  scheint's  dem  Künstler  dies- 
mal auch  gegangen  zu  sein,  denn  wäh- 
rend seine  Reiter  sonst  slels  im  Schat- 
ten des  Waldes  rasten,  rückte  Trübner 
den  GrosslierTTig  von  Baden  in  die  volle 
Sonne,  wodurch  als  verfehlt  zu  betrach- 
tende, peinlich  dissonierende  Töne  in 
dem  Blau  der  Uniform  und  dem  Rot  des 
Pferdes  entstanden.  Der  Grossherzog 
von  Hessen  ist  in  diesem  Sinne  besser 
und  sitzt  famos  im  Sattel,  ist  aber  als 
Porträt  nicht  sonderlich  ähnlich. 
DIE  ältere  Richtung  der  Münchener 
Malerei  vertritt  Stuck.  Er  führt  uns 
in  deutlichen  Beispielen  seine  talentvolle! 
(loch  manchmal  ein  wenig  zu  grobe  Ef- 
iektmalerei  vor,  deren  Farbe  teilweise 
eine  besondere,  an  alten,  guten  Vorbil- 
dern geschulte  Kultur  des  Geschmackes 
verrät,  die  dann  auch  wieder  ins  Rohe 
entartet.  Aber  in  der  I&miiMsttion  und 
auch  sonst  zeigt  er,  wie  manches  er  kann, 
das  den  Jüngeren  abgeht  oder  von  diesen 
zu  Unrecht  verachtet  wird.  Von  Dres- 
den sandte  Tuch,  ein  bis  dahin  unbe- 
kannter Maler,  ein  nicht  nur  im  Motiv 
französisches  Bild.  Ich  stehe  dieser 
Leistimg.  die  man  mit  einem  Bravo  emp- 
fing, skeptischer  gegenüber,  so  viel  Ge- 
schick sie  auch  verrät :  ich  vermisse  vor> 
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läufig  das  Eigene.  Vielleicht,  dass  der 
junge  Runstlö:  nodi  den  rcditcn  Weg 

findet. 

UM  das  Bild  der  deutschen  Kunst  zu 
vervollständigen,  lud  man  von  den  nidit 

reichsdcut sehen  Künstlern  den  Österrei- 
cher K  1  i  m  t  und  den  Schweizer  Kod- 
ier ein  und  gab  jedem  einen  Sonder- 
saal, was  sehr  angebracht  war,  da  eins 
ihrer  Bilder  uns  keinen  rechten  Begrüf 
von  ihrem  Schaffen  geben  kann.  Die 
Kunst  des  Schweizers,  den  die  Masse 
noch  verlacht,  steht  unserenl  Herzen 
näher,  als  die  des  Österreichers:  sie  deu- 
tet in  die  Zukunft.  Sie  wurzelt  durchaus 
in  der  modernen  Naturanschauung,  doch 
strebt  sie  bewusst  weiter  und  gibt  ge- 
wissermassen  Mtuik  in  Linien.  Sein 
frühestes  Bild,  die  Nacht,  zeigt  uns  ihn 
in  seinen  Anfängen  noch  vornehmlich 
als  Maler;  dann  emanzipierte  er  sich 
von  dieser  Kunstauffassung  und  ver- 
suchte, rein  innerlich  dem  Wesen  der 
Alten  nahe  zu  kommen.  So  brachte  er 
etwas  M]rthisches  in  seine  Bilder  durch 
die  Art,  wie  er  den  ^^en'ichen  auffasst. 
Der  Tag,  in  dem  das  Lineare  so  ausser- 
ordentlich das  LieMvoUe  ausdrückt,  ist 
eine  starke  Probe  dieser  .Art.  Das  Bild 
wirkt  wie  ein  ganz  ferner  Gesang  von 
höheren  Stimmen.  Man  fühlt :  diese 
Kunst  konnte  nur  in  der  Ätherhöhe  der 
Schweizer  Berge  wachsen.  Der  Öster- 
reicher Klimt  ist  dagegen  durchaus  ein 
Kind  der  Grossstadt.  /Xuch  er  wurzelt 
in  der  modernen  Naturunschauung  und 
ist  zugleich  von  den  Alten  beeinflusst. 
Doch  da  steckt  der  Fehler:  er  ist  nicht 
innerlich,  er  ist  rein  äusserlich  von  ihnen 
bceitiflii^->t  und  mischt  die  impressionis- 
tische Farbenanschauung  mit  der  Zeich- 
nung der  Primitiven.  Das  wäre  noch 
nicht  das  Unfruchtbare:  er  misclit  die 
moderne  Naturanschauung  mit  den  petre- 
fakten  Elementen  einer  materialistischen 
Kunst  lu  i(lni-i!ur  Zeiten,  die  die  Natur 
noch  nicht  individualisiert  empfandien. 
So  machen  seine  Weisen  einen  toten, 
Icielienhaftdi  Eindruck.  Diese  Spiele- 
reien finden  sich  stets  in  Zeiten  unge- 
sunder Entwidceltmg,  in  der  ein  Teil 
der  Volkskraft  allzu  früh  in  Verzärte- 
lung verfällt.  Ein  Teil  der  Porträts 
ist  deshalb  noch  das  Annehmbarste,  die 
Landschaften  das  weniger  Gute  von  den 
Werken  dieses  Wieners,  in  denen  sich 
Anleihen  aus  Byzanz,  von  Toroop, 
Kimopff  und  den  Neoimpressionisten 
finden. 

GANZ'  vorzuglich  und  besonders  reich 
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ist  auf  dieser  Ausstellung  die  Plastik 
vertreten.  Der  Ncubclebcr  der  modernen 
dentachen  Plastik,  Adolf  Hilde- 
brand, wäre  an  erster  Stille  zu  nen- 
nen mit  einem  entzückenden  kleinen 
Putto,  von  Münchenern  dann  sein  Schü- 
ler Hahn  mit  einem  ungemein  lebendi- 
gen, vielleicht  ein  wenig  zu  scharf  stili- 
sierten Porträt.  Diesem  Stilisicrvn  hat 
sich  neuerdings  in  seinem  grossen  Lö- 
wen tmser  vortrefftieher  Ganl  audi 
nidlt  ganz  ferngehalten,  eine  Eigenart, 
die  er  früher  zu  seinem  besonderen  Vor- 
teil gänzlich  vermied. 
DER  Deutsche  Künstlerbund  zeigt  ein 
ziemlich  getreues  Bild  des  modernen 
dentsdien  Kunstschalfetts,  das  entsdiie- 
den  anter  dem  Eanfluss  d«B  Impressio- 
nismus steht 

X 

Chroalk  IN  Antwerpen  wurde  eine 
umfassende  Ausstellung 
der  Werke  von  Leys  und 
de  Braekeleer  veranstaltet.  Beide  Künst- 
ler gehören  zu  den  Begründern  der  mo- 
dernen belgischen  Malerei,  und 
ihre  Werke  sind  tnhvcise  von  besonderem 
Wert.  Leys  uberwand  die  historisch'; 
Kostüiiiiiialcri  i  der  de  Bietvc  und  Wap- 
pers  dadurch,  dass  er  in  Zeicbntmg  imd 
Farbe  auf  die  flandrischen  Primitiven 
zurückging,  etwa  wie  bei  uns  von  Geb- 
hardt de  Braekeleer  malte  Landschaften 
imd  Interieurs,  die  sich  durch  ein  be- 
sonders warmes  Kolorit  auszeichnen  und 
durch  einen  lockeren  Strich.  X  Im  Som- 
mer 1907  soll  in  Mannheim  eine 
Kunstausstellung  veranstaltet  werden,  zu 
welchem  Zwecke  dort  ein  bleibendes 
Attsstdlungsgebittde  aufgeführt  wird, 
das  später  als  Bildergalerie  verwendet 
werden  soll.  X  In  Darmstadt  vollen- 
dete Messel  den  Bau  des  Knnstgewerbe- 
museums.  Der  ausgezdchnete  Baumeis 
ter,  der  Darmstädter  ist,  hat  seiner  Vater- 
stadt gewiss  eine  ardiitdctonische  Se- 
henswürdigkeit angereiht. 
X  X 
Utoratnr  DAS  Ereignis  des  Som- 
mers war  das  neue  Buch 
Julius  Meier-Grae- 
fes  Der  Fall  Böcklin  uHd  die  Lehre 
von  den  Einheiten  /Stuttgart.  Hoff- 
mann/.  Der  Versuch,  den  Kunstauschan- 
nngen  und  dem  Kunstempfinden  des 
grösseren  Teiles  des  deutschen  Puhli- 
kums  einen  anderen  Weg  zu  weisen, 
hat  in  der  Öffentlichkeit  grosse  Erre- 
gung und  eine  heftige  Polemik  hervor- 
gerufen, die  sich  von  persönlichen  Mo- 


menten nicht  ganz  frei  hielt.  Es  soll 
in  dieser  Zeitschrift  von  den  wissen- 
schaftlichen Fragen,  die  das  Werk  auf* 
rollt,  noch  ausführlicher  die  Rede  sein. 
X  Die  Deutsehe  Verlagsanstalt  in  Stutt- 
gart veranstaltet  von  den  vortrefflichen 
Klassikern  der  Kunst  in  Ge- 
samtausgaben eine  Lieferungsans- 
gabe, was  nur  zu  begrüsscn  ist.  Dia 
I.  Serie  umfasst  Raffael,  Rembrandt,  Ti- 
zian, Dürer  und  Rubens,  bringt  insge- 
samt über  1800  Abbildungen  und  ist 
vollständig  in  70  Lieferungen  zu  50  Pf. 
Wir  kommen  itoch  später  auf  das  Ge- 
samtwerk zurück. 

IM  Juliheft  der  Rheinlande  findet  sich 
der  Ahdnick  eines  ansgezdchneten  Vor- 
trags, den  Hermann  Muthesius,  dieser 
berufene  Pionier  einer  neuen  Bürgerkul- 
tur, über  das  moderne  Wohnhaus  auf 
dem  Kongress  der  Zentralstelle  für  Ar- 
beiteru'ohlfahrtseinrichtuHgen  in  Hagen 
hielt.  Die  Lektüre  sei  jedem  warm 
empfohlen.  Gleichzeitig  möchte  ich  auf 
Muthesius'  früher  bei  Diederichs  erschie- 
nenes Buch  Kultur  und  Kunst  hinweisen, 
in  dem  diese  ProMeme  des  modernen 
Wohnhauses  vom  künstlerisch-kulturel- 
len Standpunkt  aus  eingehender  behan- 
delt und  somit  Fragen  mit  grössler 
Sachkenntnis  erörtert  sind,  die  heute  je- 
den von  uns  eigentlich  mehr  angehen, 
als  alle  Malerei,  da  sie  die  Vorbedingun- 
gen des  Verständnisses  andi  für  diese 
sind*  auooLr  klein 

DIoMkunrt 

Dnunen  ALFRED   Kerr   hat  in 

seinem  Neuen  Drama 
/Berlin,  S.  Fischer/  die 
Grundlagen  und  das  Wesen  des  moder- 
nen Theaters  hcstimmt.  Liebevoll  und 
schön  deutete  er  die  Hieroglyphe  des 
grossen  Gerhart  Hauptmann.  Einsich- 
tige Vorgänger  lehrten  ihn  den  Weg  fin- 
den, der  vom  riesigen  Friedrich  Hebbel 
ausgeht  und  in  Henrik  Ibsen  mündet. 
Die  innige  Seelenverwandtschaft  Kotze- 
bnes,  der  Frau  Bireh  tmd  des  Zeitge- 
nossen Hermann  Sudcrmann  hat  er  mit 
Behagen  tmd  vergnüglicher  Laune  cnt- 
deckt  Beim  ^sehmddigen  Ludwig 
Fulda,  beim  anständig  langweiligen 
.Adolph  L'ArroQge,  am  beleidigend  witzi- 
gen Oscar  Blumenthal  erspähte  er  mit 
offenen  Augen  das  auf  fremdem  Beet 
Gewachsene,  das  Spiessbiirgcrliche,  das 
für  Augenblickserregung  leichthin  Be- 
rechnete. Sein  Urteil  trifft  meist  zu, 
tmd  was  an  neuen  Dramen  auf  den 
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Markt  und  die  Bühne  gelangte,  läs^t  sich 
unschwer  nach  seinen  tüchtigen  Gelcit- 
sätzen  bemessen  und  werten. 
ES  galt  von  jeher  als  ein  Make!  des 
Theaterhandwerkers,  aus  ein  paar  Witz- 
woiteil,  Missverständnissen  und  kO> 
mischen  Bildern  ein  Stück  herzustutzen, 
das  der  unbescheidene  Verfasser  dann 
Lustspiel  oder  Komödie  tauft.  Das 
hat  attch  der  sonst  als  Brettlplauderer 
arbdteode  Arthur  Pserhofer  ge- 
tan. Seine  Diplomatin  /Berlin,  Verlag 
Harmonie/  gängelt  die  Ministerialbeam- 
toi«  f hcatcr^rdctoKiit  FsntiliciiySticrt 
verschafft  ihren  Begünstigten  Amter  und 
Ehren  und  stiftet  Ehen.  Sie  ist  trotz 
ihrer  Gewandtheit  am  Ende  nicht  weise 
genug,  um  sich  nicht  selber  ins  Liebes- 
fangnetz einspinnen  zu  lassen.  Wegen 
einiger  Zoten  und  verfänglicher  Szenen 
ist  auch  des  Italieners  Roberto 
B  r  a  c  c  o  Herbe  Frucht  /Wien,  Knep- 
1er/  woW  nur  dargestellt  worden.  In 
den  ersten  Auftritten  rollt  sich  die  Ge- 
schichte unterhaltend  ab.  Dann  setzt  die 
Phantasie  aus,  und  an  ihre  Stelle  muss 
grossväterliche  Situationskomik  mit  Ver- 
wechselungen und  ahnlichen  Damni- 
heiten  treten.    Hans  Ostwajid  — 

der  auch  soeben  ein  Bändchen  Novellen 
*:/ni  Freie  /Berlin,  Ledermann/  hcraus- 
'  gegeben  hat  —  verdoigte  sich  mit 
Hans  Brennert,  um  die  Komödie 
Der  Kaiser jäger  /Berlin,  Verlag  Harmo- 
nie/ zu  schreiben.  Landstreicher  spielen 
die  Hauptrolle.  Einige  können  sidi  ein- 
wurzeln, als  ihnen  eine  neue  Heimat  ge- 
geben wird.  Sie  mausern  sich  sogar 
au  Stützen  der  Ruhe  und  Ordnung.  Der 
Pfiffigste  aber  von  ihnen,  der  Geschick- 
teste  und  Begabteste  ist  ein  nnrähm- 
barer  Zug\'ogeI.  Obwohl  er  Wohlstand 
und  ein  Weib  erwirbt,  treibt's  ihn  doch 
wieder  hinaus.  Mancher  Ansatz  zu  einer 
diamatischcn  Entwickclung  ist  vorhan- 
den :  aus  dem  Herzen  ist  das  Ganze 
nicht  gefühlt.  Lobende  Bilder  aus  dem 
Wiener  Gesellschafts-  und  Beamten- 
leben, die  mit  überlegenem  V^erstand 
und  nicht  grad'  quellendem  Humor  zu- 
rechtgestellt wurden,  sollen  nach  Max 
Biirckhards  Annahme  eine  Komö- 
die hergeben.  Das  stimmt  nun  keines- 
wegs.  Der  Rat  Sehrimpf  /Berlm.  S. 
Fischer/  mag  als  Novelle  liingchen.  Für 
seine  Dramatisierung  durch  Einteilen  in 
Akte  ist  nicht  vid  Bereditigung  er- 
wiesen. Hohe  und  mittlere  Beamten, 
sanfte,  sanguinische,  Streber,  Gleich- 
gfiltiex^  oifene  KBpfe  tnd  Trottd,  aal- 


glatte Nichtse  und  buckelnde  Bureau- 
lakaien treten  auf  und  reden,  reden. 
Viele  Spitzen  sollen  im  Stück  den  Kun- 
digen ztmi  Lachen  treiben.  Nur  dea 
Kundigen. 

EIN  wirklicher  und  vollblütiger  Poet  ist 

Hermann  S  t  e  Ii  r.  Sein  letzter  Ro- 
man Der  begrabene  Gott  /Berlin,  S. 
Fischer/  klimmt  zu  Hohen  der  Phan- 
tasie, der  Stimmung  und  des  trngischen 
Dunkels,  wie  sie  nur  ein  ganz  Vollende- 
ter erreicht  Dass  sein  erstes  Drsuna 
Meto  Konegcn  /Berlin,  S.  Fischer/  miss- 
riet, ist  beklagenswert.  Dem  Dichter 
aber  geschah  viel  Unrecht  von  der  über- 
hurtigen Tageskritik.  Auch  die  Meta 
Konegen  verleugnet  nicht  seine  starken 
Gaben.  Da  wird  manch  Wort  von  er- 
schütternder Ewigkeit  geprägt,  und  eine 
Gestalt  darf  ihr  Inneres  aufreissen  mit 
solcher  Inbrunst  und  rührenden  Nach- 
halti^eit,  wie  sie  bei  einem  blossen 
Techniker  nie  und  irimtner  sidi  enthiUlt 
hätten.  Das  Problem  der  Madame  Bo- 
vary,  das  Stdir  in  der  Leonore  Griebel 
schon  auf  seine  Art  gefasst  hatte,  ist 
der  Vorwurf  des  Stückes.  Das  Gefühl, 
ihr  Mann  vertrockene  seelisch  imd  leib- 
lich, lässt  Meta  Konegen  nicht  los.  Der 
nun,  der  ihr  Leben  singend  enden  lassen 
SoU,  ist  ein  zu  winziger  Mensch,  als  dass 
man  Metas  Flucht  vom  Gatten  zu  ihm 
verstehen  könnte.  Da  liegt  die  Ursache, 
dass  Meta  nicht  zum  grossen  Schmerze 
tmi  die  Vergangenheit  und  ganz  trost- 
lose Zukunft  wie  dne  Hedda  Gabler  em- 
porwächst. Und  diese  Verflachung  des 
tragischen  Gipfels  wird  dadurch  noch 
betrübender,  dass  viele  Personen,  ein 
zdotisdier  Pfaff,  ein  sdiwSmender 
Schulmeister,  ein  wenig  sympathischer 
Arzt,  kaiun  oder  mindestens  sehr  ober- 
fladiltdi  <fem  sedisdien  und  sachliches 
Geflechte  des  Dramas  sich  einfügen. 
GL.\UBENS-  und  Herzenssachen  sind 
ein  Nebenraotiv  der  Meta  Konegen.  Sie 
bilden  den  tragischen  Kern  der  Maria 
Friedhammer  des  jungen  Schwaben 
Heinrich  Lilienfein  /Heidel- 
berg, Winter/.  Die  katholische  Maria 
muss  in  den  Tod,  weil  ihre  Liebe  zum 
protestantischen  Pfarrer  Welsch  nicht 
erfüllt  werden  darf.  Die  Mutter  hetzt 
sie.  die  ganze  Dorfgemdnde  ISuft 
Sturm  gegen  ihren  Daseinsjubel,  und  der 
Vater  ist  erst  an  ihrer  Bahre  völlig  reil 
zu  der  Hdlswahtlidt,  dass  die  Lidie 
und  nichts  als  die  Liebe  in  Herzens- 
sachen zu  gebieten  hat.  Meta  und 

Maria  verlieren  den  Lebensmut  Ans- 
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harrender  und  kaltblütiger  ist  die  Jo- 
selme  Martens  in  Lothar  Schmi dt > 

gleichnamigem  Schauspiel  /Leipzig, 
Redam/.  Sie  ist  eine  sehr  mo- 
derne Frau,  die  sich  durch  eigene 
Arbeit  auch  ein  eigenes  Menschentum  er- 
baut. Bei  Hartleben  blickt  Hanna  Jagert 
auf  ihren  gesegneten  Schoss  and  gibt 
dem  Vater  des  Kindes  mit  verldartem 
Glückslächeln  ihr  Jawort.  Dies  war  im 
Jahre  1893.  Jose^ne  Martens  ist  eine 
Jüngerin  der  tapferen  Ruth  Bre.  Sie 
kost  am  Ausgang  des  Stiackcs  die  Kin- 
derwäsche imd  lässt  mit  heiterer  Ge- 
bärde den  Gehebten  ziehen,  für  den  sie 
nicht  mehr  fühlen  mag.  Die  Untreue 
der  Gattin  in  Gedanken  betrachtet  mit 
versöhnlichen  BUcken  Philipp  Lang- 
mann, indem  er  die  Heldm  seines 
Stückes  Anita  z'on  Ridell  /Berlin,  S. 
Fischer/  durch  Tränen  tun  den  vermeint- 
lich gestorbenen  Gatten  und  Trennung 
vom  ehelichen  Glücke  für  neue  und  ge- 
segnete Eintrachtszeiten  läutert.  Die 
Untreue  der  Gattin  durch  die  Tat  ver- 
folgt mit  unbarmherzigem  Hass  Carl 
Hauptmann.  Am  Schlüsse  der  tra- 
gischen Austreibung  /Mihichen,  GsUwey/ 
wird  ein  lusthungriges,  um  Tanz  und 
Taumel  fieberndes  Weib  von  Verzweif- 
lung ausgehöhlt. 

DAS  Arbeiterdrama  Eisik  Scheftel  von 
David  Pinski  bringt  der  Jüdische 
Verlag  in  Berlin  in  hochdeutscher  Über- 
setzung aus  dem  Jargon.  £s  ist  ein  in- 
teressantes Ktdtnrdoinniient»  der  Versodi 
SU  einer  Tragödie  des  Erfinders. 
X  X 
Kana  Omalk  EINE  antikritische^  Flug- 
schrift gegen  die  Kritiker 
seines  Romans  Der  Kleine 
/Stuttgart,  Juncker/  hat  Johannes 
Schlaf  erscheinen  lassen.  Er  ergeht 
sich  in  laut  scheltenden  Worten,  deren 
sich  Künstler  von  der  Bedeutung  Schlaft 
nicht  bedienen  sollten.  X  Von  den  vor- 
tretllichen  Wiesbadener  Volks- 
büchern sind  wieder  eine  Reihe 
neuer  Numnu  rn  erschienen,  unter  anderm 
Werke  vun  Lilicncron,  Ilse  Frapan  un<l 
Ferdinand  von  Saar. 
X  X 
Utaratur  EIN  Kritiker,  der  Mch 
durch  selbständiges  und 
auf  gründliches  Wis-i  ii  i;c- 
ittütztes  Urteil  vor  vielen  Zunftbrüdern 
hervortut,  ist  Leo  Berg.  Sein  neuer 
Essayband  Aus  der  Zeit  —  gegen  die 
Zeit  /Berlin,  ilüpeden  &  Mcrzyii/  be- 
leuchtet ihn  als  literarhistorischen  Skia- 


zisten,  als  Sozialetbiker  und  Analyten 
modernen  Schriftwesens.  Da  ist  manch 
Wort  und  manche  Wertschätzung  auf 
persönlichen  Eigensinn  riickzuleiten,  zum 
Beispiel  seine  ungeheure  Überschätzung 
des  ^anz  und  gar  unküustk  rischen  Theo- 
dor Duimchen.  In  allem  jedoch  liest  man 
diesen  Idngen  und  mntlgen  mt 
Teilnahme  und  Freude.      ■MX  NOCHOOR^ 

Musik 

Vokatanisik  IN  der  vorigen  Rundschau 
lud)e  ich  entwickelt, 
warum    die  menschliche 

Stimme  in  der  modernen  Komposition  so 
an  Bedeutung  gewonnen  hat.  Das  Lied 
nimmt  sowohl  quantitativ,  wie  qualita- 
tiv die  iTstc  Stelle  ein.  Fast  Stets  der 
Typus  jener  persönlichen  Stimmungs- 
bilder, die  man  durch  den  blossen  Namen 
Hugo  Wolf  charakterisieren  kann.  Ihrer 
Form  und  Technik  nach  möchte  ich  sie 
Charakterstücke  für  Kammermusik 
nennen,  so  fein  und  einheitlich  wird  Ge- 
sang und  Klavier  neben  einander  behan- 
delt, gewissermassen  zu  einem  Instru- 
ment verschmolzen.  Man  muss  sie  aber 
auch  im  modernen  Sinne  geniessen  kön- 
nen. Wer  in  ihnen  nur  eine  Melodie 
mit  Begleitung  sidit,  wird  leicht  dazu 
kommen,  sie  zu  verwerfen.  Die  Tiefe 
der  Stimmung  voll  verstehen,  das  ist 
hier  geniessen.  Ich  muss  mich  hier  da- 
mit begnügen,  die  vrichtigsten  Namen  des 
letzten  Jahres  nur  aufzuzählen:  Kaun, 
Streicher,  Hausegger,  Neff,  Strauss, 
Kahn,  Pfitzner,  d^\lbert  tmd  Sehem- 
pflug;  dieser  letzte  gibt  cu  besonderen 
Hoffnungen  Anlass.  So  bedeutend  diese 
Liedliteratur  auch  ist,  ein  Fortschritt 
gegen  das  letzte  Jahrzehnt  lässt  sich  nur 
in  technischer  Beziehung  feststellen. 

X  X 
lasteumental-  MAN  scheint  in  der  Or- 
chestermusik  zu  er- 
kennen, dass  die  Pro- 
grammmusik nicht  der  Weg  zur  erstreb- 
ten Vertiefung  der  Stimmung  ist  Wäh- 
rend sich  die  Komponistin  durch  das 
Wegfallen  der  Form  ganz  frei  glaubten, 
waren  sie  in  Wirklichkeit  eben  durch  ihr 
Programm  nur  unfreier  geworden. 
Böhe,  Elgar  und  Louis  haben  das  kürz- 
lich bewiesen.  Man  neigt  jetzt  wieder 
mehr  dem  Formalen  zu,  wie  beim  Licdc, 
vor  allem  dem  kleinen  Stimmungsbild. 
War  bisher  Liszt,  so  ist  jetzt  Bruckner 
das  Vorbild.  Strauss  mit  seiner  Do- 
mestico,  G.  Schimiann  mit  seinen  Varia- 
Homtn  Sbtr  «mi  hui^es  Tkma  «ad 


836 

Reser  haben  dieses  Gebiet  nicht  nur  ver- 
mehrt, sondern  anch  bereichert.  Mahler 

dagegen  steht  mit  seiner  Irtztcii  gross- 
zügigen  Symphonie  nicht  mehr  auf  alter 
Höhe.  Von  den  Avsländem  herrschen 
die  Franzosen  vor ;  d'Indy,  Saint-Saens, 
Chabrier,  zum  Teil  auch  Franclc  sind 
nicht  mehr  Formkfinstler,  sondern  schon 
Fomivirtiioscn. 

DAS  Raffinement  in  der  Beherrschung 
der  Mittel  rechtfertigt  das  Paradoxon, 

von  einer  Orchesterkammermusik  zu 
sprechen.  Beschränkung  ist  nicht  Sache 
der  Modemen,  und  so  ist  auf  dem  Gebiet 
der  eigentlichen  Kammermusik  nur 
wenig  geschaffen  worden,  obwohl  das 
Interesse  dafür  sehr  gewachsen  ist. 
Durch  Gedankentiefe  zeidmct  sich  Sin- 
ding  aus,  nach  der  tedinisdien  Seite  hin 
Juon,  VVcingartncr,  Busoni,  Franck.  Aus 
diesen  Bestrebungen  nach  orchestralen 
Wirkungen  erldirt  es  sich  auch,  dass  in 
Kompositionen  für  Soloinstrumentc  fast 
nichts  geleistet  ist;  man  müsstc  denn 
eine  Richtung,  die  von  Liszt  ausgeht 
und  ihr  Ziel  in  schwierigsten  Bravour- 
stücken sucht,  zur  guten  Musik  zahlen. 
Hierzu  gehört  auch  eine  ganze  Reibe 
von  Konzertstücken  mit  einem  musika- 
lisdien  Mänteichen.  Ein  wirklicher 
Künstler  nur  wäre  hier  zu  nennen:  Max 
Reger.  Die  Tiefe  seiner  Gedanken  und 
Empfindungen  und  sein  bedeutendes 
Können  geben  ihm  fast  ein  Recht,  sich 
über  alle  Beschränkungen,  selbst  die  des 
Wohlldangs,  hinwegzusetzen. 
'X  X 
Oper  MODERNE  Oper  —  ist 

es  nicht  ein  'Widerspruch 
in  sich?  Lässt  sich  über- 
haupt eine  grosse  Form,  wie  sie  die  Oper 
erheischt,  mit  dem  modernen  Geist 
füllen?  Es  heilst  hier  nicht  weiterbilden, 
sondern  neuschafien;  denn  die  moderne 
Richtung  ist  ja  selbst  die  Gegenströmung 
gegen  die  Entwickelung  der  Oper  bis 
zu  Wagner.  Das  Problem  ist  noch 
nicht  gelöst.  Die  neuen  Werke  sind 
entweder  keine  eigentlichen  Opern,  in- 
dem der  schwere,  geistig  aufreifwiuie 
Inhalt  den  Gcnuss  des  Kunstwerks  als 
Einheit  nicht  aufkommen  lässt 
gleichsam  ein  Mosaik  von  Steineben, 
von  denen  jedes  für  Stell  betrachtet  sein 
will  — .  so  bei  Sommer,  Neitzel,  Pfitz- 
ner,  oder  es  fehlt  das  Moderne,  Per- 
sönliche, so  bei  Wolff-Ferrari  und  Hum- 
perdinck.  Ich  glaube,  eine  Oper  von  dau- 
erndem Wert  wird  erst  geschaffen  wer- 
den können,  wenn  sich  der  B^^ff 
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modern  wieder  verschiebt  Die  neue  Ge- 
neration wird  dann  vielleicht  auf  Wagner 
weiterbauoii  können.  Was  den  Heutigen 
versagt  war  und  ist  Nicht  etwa,  weil 
eine  Weiterentwickelung  nach  Wagner 
unmöglich  ist,  wie  so  viele  behaupten ; 
der  Grund  scheint  mir  der  zu  sein,  dass 
unser  nnsikalisdies  Empfinden  von  dem 
Wagnersdien  sidi  tu  weit  entfernt 
X  X 
KwnairoBlk  AUF  dem  Graser 
Musikfest  errangen 
Reger,  Schillings,  Maliler 
mit  neuen  Werken  gute  Erfolge.  X  Im 
Mai  igo6  wird  in  der  Bertiner  Phükar- 
monw  eine  Musikaussellung 
stattfinden.  X  Von  E.  T.  A.  Hoff- 
mann, dem  romantischen  Dichter,  der 
bekamtdich  einen  grossen  Teil  seines 
Lebens  Musiker  von  Beruf  war,  ist 
eine  bisher  verschollen  gewesene  Opem- 
partitur  aufgefunden  worden  tmd  wird 
in  Berlin  am  Theater  des  Westens  sur 
Aufführung  vorbereitet. 

X  X 
Utaratar  i>j  seinem  Buch  Die  mo- 
derne Musik,  dem  letzten 
Band  der  von  H.  Landsberg 
herausgegebenen  Modernen  Kunst 
/Berlin,  Simion/,  betritt  Leopold 
Schmidt  den  Weg,  der  ihn  am 
bcqueinsten  und  besten  zum  Ziele 
führt,  den  historischen.  Er  behandelt 
die  Komponisten  nicht  nach  ihrer  Be- 
deutung für  uns,  sondern  nach  ihrem 
Einfluss  auf  die  Entwickelung.  I>as 
Werk  soll  ein  rein  darstellendes  sein, 
nicht  ein  kritisches,  und  dazu  ist  Schmidt 
sehr  geeignet  wegen  seines  klaren  Stiles 
unrl  seiner  Fähigkeit,  das  Wichtigste 
auszusondern  und  unterhaltend  und  be- 
lehrend zugleich  in  treffender  Kürze  dar- 
zustellen. Als  eine  Lücke  empfinde  ich 
es,  dass  die  ausländische  Musik  so  sehr 
in  den  Hintergrund  tritt  X  Ausschliess- 
lich mit  letzterer  beschäftigen  sich  zwei 
Bucher  von  Alfred  Bruneau  über 
französische  und  russische  Musik  (in 
der  Sammlung  Die  Musik  /Berlin,  Bardt 
Marquardt  ft  Co./).  Die  GeseMekfe  ist 
zwar  nicht  viel  mehr,  als  eine  Anein- 
anderfügung der  Komponisten.  Dabei 
kommt  aber  der  Vorztig  des  Verfassers 
gut  zur  Geltunp.  eine  treffende,  sichere 
Kritik.  Wir  dürfen  uns  nicht  darüber 
wundern,  dass  bei  ihm,  dem  Franzosen» 
die  .Anerkennung  seiner  Zeitgenossen 
leicht  zur  Begeisterung  wird.  Wenig 
deutsche  Kritiker  wird  man  mit  ^eidiem 
Genuss  lesen,  wie  ihn.      «msr  aarmann 
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BOchcr 

Bernhard:  Ar-  WAS     vor    zwei  Jahren 

KLiaJdl        1«*""»  «"^  Klügsten, 
dem  allgemeinen  Vomr- 
tdl  zum  Trotz,  zu  verkünden  wagten* 
heute  wissen  es  schon  die  Dümmsten: 

die  angebliche  europäische  Grossmacht 
Russland  ist  ein  grosser  Schwindel.  Die 
furchtbarsten  Aiiklajycn,  welche  die 
gfrossen  Revolutionäre  und  die  grossen 
Denker  Russlands  jemals  gegen  das  herr> 
sehende  Sjrstem  geschlendert  haben,  sind 
milde  der  schauerlichen  Wirklichkeit 
gegenüber,  wie  der  Krieg  sie  enthüllt 
hat  Alle  wissen  es.  mit  einziger  Aus- 
nahme jener  westeuropäischen  Knpita- 
Hsten,  welche  der  leichtfertige  Bankerot- 
teur,  genannt  Zarentum,  zu  Opfern  seiner 
Aufschneidereien  und  ihrer  Leichtgläu- 
bigkeit ausersehen  hat.  Diesen  Kapita- 
listen versucht  nun  Bernhard  in  seiner 
bereits  in  der  Rubrik  Wirtschaft  (pag. 
804)  erwähnten  Schrift  durch  eine  Dar- 
stellung der  tatsächlichen  Finanzlage  des 
Zuenreiches  den  Star  zu  stechen.  £s 
wurde  ihm  sicher  gelingen,  wären  sie 
eben  nicht  unheilbar  blind.  So  bleibt 
nur  übrig,  den  Wert  des  Bemhardschen 
Buches  för  die  Sehenden  zu  erwägen. 
Und  dieser  Wert  ist  in  der  Tat  nicht  ge- 
ring. Wird  doch  nicht  nur  von  dyna- 
stisch«1conservativer,  sondern  auch  von 
mancher  sozialistischen  Seite  ein  wahrer 
Korybantenlärm  angestimmt  zu  Ehren 
des  grossartigen  russischen  Kapitalismus, 
der  nach  den  einen  die  solide  Grundlage 
für  die  Grossmachtspolitik  des  Zarentums 
bilden,  nach  den  andern  die  unterjochten 
Nationen  zu  unbedingtem  Gehorsam 
gegen  die  ntssisehen  Kulimrbrin^er  ver- 
pflichten soll.  Die  Stimmen  derer,  welche 
von  Zeit  zu  Zeit  den  ahnungslosen  West- 
caropfiem  begreiflich  zu  machen  suchten, 
dass  die-^cr  kaiserlich  russische  Kapita- 
lismus keineswegs  ein  normales  Stück 
der  allgemeinen  weltwirtschaftlichen 
F.ntwickelung  zur  Grossindustrie  sei.  son- 
dern eben  ein  kaiserlich  russisches 
Kunstprodukt,  deutlicher  gesagt :  ein 
Falsifikat  (siehe  die  vielen  vortrefflichen 
Artikel  der  Reivoluz'jonnaja  Rossija  über 
dieses  Thema,  ferner  meinen  eigenen  Ar- 
tikel Das  russische  Kaisertum  und  die 
Revohition  im  vorigen  Bande  der  5*0- 
sialistischcn  Monatshefte,  pag.  225  ff.)  — 
diese  Stimmen  verhallten  ungehört  itn 
Bewunderungslärm.  Nun  kommt  der 
Finanz  fachmann  Georg  Bernhard  und 
wciüt  m  der  nüchternsten,  sachlichsten 


Weise  nach,  was  es  in  Wirklichkeit  auf 
sich  hat  mit  dieser  Grossindustrie  von 
Amts  wegen,  ^  erfunden  und  lanciert 
wurde,  um  der  unersättlichen  Pumpbe- 
dürftigkeit des  Zarentums  den  nötigen 
Kredit  zu  sichern.  Diese  Industrie  lebt 
von  riesigen  staatlichen  Lieferungen  zu 
militärischen  Zwedcen,  welche  Lieferun- 
gen teils  gar  nicht,  teils  liederlich  und 
betrügerisch  ausgeführt  werden  und  den 
Vorwand  abgeben  zu  S]rstematisclier ' 
Plünderung  der  Staatskasse  durch  Offi- 
ziere, Beamte  und  Fabrikanten;  sie  lebt 
von  staatlidi  organisierter  Waldver- 
wüstung; sie  lebt  von  verschwenderi- 
schen Regierungssubventionen,  zu  denen 
die  Mittel  in  unerhört  ruchloser  Weise 
dem  arbeitenden  Landvolk  erprcsst  wer- 
den, mdcm  man  die  Bauern  zwingt,  zur 
Bezahlung  der  Steuern  das  ihnen  selbst 
unentbehrliche  Brotkom  ins  Ausland  zu 
verkaufen.  Die  scheinbar  so  imposante 
Produktionszunahme  der  russischen  In- 
dustrie wird  vorgetäuscht  durch  Rechen- 
fehler, gröber,  als  die  eines  Zahlkellners, 
der  sich  grundsätzlich  zu  seinem  Vorteil 
irrt  —  nur  dass  es  sich  hier  nicht  um 
ZehnpfennigstSdee  handelt,  sondern  um 
Hunderte  von  Millionen  Rubel  jährlich. 
Die  angeblichen  Überschüsse  der  russischen 
Finanzen  beruhen  teils  auf  Absehiebong 
ordentlicher  Ausgaben  ins  ausserordent- 
liche Budget,  teils  auf  der  Verschwei- 
gung in  aller  Stille  aufgenommener  An» 
leihen.  Die  Berechnung  der  Aktiva  des 
Staates  wird  unter  anderm  dadurch  ge- 
fälscht, dass  man  die  enormen  Repara- 
turkosten der  staatlichen  Eisenbahnen, 
Kosten,  die  doch  nur  verbrauchte  Werte 
ersetzen,  als  Vermögenszuwachs  bucht 
—  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  gigan- 
tischen Defraudationen,  von  denen  alle 
Welt  weiss,  für  die  amtlichen  Ausweise 
nicht  existieren.  Kurzum:  Schwindel, 
Schwindel  und  wieder  Schwindel.  Wo 
Betrüger  von  wachsendem  Reichtum  er- 
zählten: eine  bergeshoch  anwachsende 
Schuldenlast;  wo  Leichtgläubige  bewun- 
dernd von  produktiven,  kulturfördernden 
Bahnhauten  sprachen:  Vergeudung  der 
Staatseinkünfte  auf  'ausschliesslich  stra- 
tegische Halmlinien  zu  gunston  jener  mi- 
litärischen Spekulationen,  die  eben  jetzt 
in  Ostasien  so  unerhört  schmachvoll 
verkracht  sind.  Allen,  auch  jenen  gar 
in'cht  kaufmännisch  veranlagten  Lesern, 
die  sonst  gewohnt  sind,  Budgettabcllen 
imd  dergleichen  als  langweiligen  Kram 
links  liegen  zu  lassen,  rate  ich  eindring- 
lieh, das  Bemhardsche  Buch  vnn  der 
ersten  bis  zur  letzten  Zeile  zu  studieren; 
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für  jeden,  dessen  Phantasie  mit  dem  In- 
halt des  Gelesenen  Schritt  halt,  ist  es 

interessanter,  als  manch  spannender 
Koiiian.  Da>s  die^t•  Pilo>slLyuiig  des 
wirtschaftlichen  Gerippe^  russischer  Po- 
litik speziell  für  jeden  l'otitiker  von 
gro.ss.em  Interesse  braucht  nicht  erst 
gesagt  zu  werden. 

EINEN  Vorwurf  kann  ich  Bernhard 
nicht  «sparen:  dass  er  das  russische 
Reich  in  seinen  heutigen  Grenzen  als 
Einheit  behandelt.  Die  angebliche  Ein- 
heitlichkeit dieses  aus  geraubten  Län- 
dern und  gestohlenen  Länderfetzen  hunt- 
M.-licckig,  wie  eine  Xarrenjacke,  zusani- 
niengeiiicktcn  Erobererstaates  ist  aber 
ein  wetterer  Schwindd,  tmd  zwar  mit 
der  allergröbstc.  Ich  gebe  gern  711.  dass 
historische  und  nationale  Verschieden- 
heiten nicht  unmittelbar  zum  Thema 
einer  finanzpolitischen  Abhandlung  ge- 
hören; aber  an  manchen  Punkten  drängt 
sich  die  Berfidcsiefatigung  dieser  Mo- 
mente doch  ganz  von  selbst  auf.  Wenn 
zum  Beispiel  die  angebliche  russische  In- 
dustrieblüte als  Kunstprodukt  der  volks- 
aushungemden  Raubpolitik  der  drei  letz- 
ten Fhianzminister  charakterisiert  wird, 
so  trifft  das  zu  für  das  eigentliche  Russ- 
land und  für  Ukraina.  £s  ist  aber  zum 
mindesten  ungenau  ffir  die  Ostsecprovin- 
zcn.  entschieden  unrichtig  für  Finnland 
und  ausgesprochen  falsch  für  Polen,  wo, 
von  älteren  Versodien  und  Anläufen  ab- 
gesehen, schon  die  autonome  polnische 
Landesregierung  in  der  Epoche  von  181S 
bis  1831  planmässig  die  Grundsteine  zur 
industriellen  Entwickelung  gelegt  hat. 
Oder  wenn  ein  russischer  Staatsmann 
zitiert  wird,  der' die  Zahl  der  Industrie- 
arbeiter im  russischen  Reiche  auf  2  Mil- 
lionen einschätzt:  welchen  Wert  hat 
diese  Ziffer  —  angenommen  selbst,  sie 
sei  nicht  zu  hoch  gegriffen  —  angesichts 
der  Tatsache,  dass  die  verschiedenen  von 
den  Rom.Tnows  regierten  Lander  in 
höchst  ungleichem  Grade  industrialisiert 
sind?  Auf  Russisch  Polen  zum  Beisind 
cntfancn  vf>n  den  130  Millionen  Ein- 
wohnern des  Zarenreiches  rund  10  Mil- 
lionen, also  nur  Vu;  die  2^  der  In- 
dustriearbeiter Russisch  Polens  beträgt 
aber  rund  400000,  also  nicht  V«  der  Ge- 
samtzahl der  Industriearbeiter  im  ganzen 
Reiche  sondern  V«.  laoi«lau*  auMnowioz 


Jaff*  .  o«#ji».  EINE  kürzlich  erschienene 
ü»«fl         ■  Schrift    Das  tngKsctM 

Bankwesen  von  Edgar 
Jaffc  /Lcipzitc,  Dunckcr  &  Humblut/ 
gibt  uns  ein  Bild  des  englisdien  Gdd- 

mrirktcs,  das  als  das  beste  bisher  ge- 
schaffene allen  empfohlen  werden  muss, 
welche  dem  Weltverkdir  theoretisches 
oder  praktisches  Interesse  widmen.  Der 
überaus  reiche  Stoff  ist  mit  einer 
Klarheit  und  Sicherheit  behanddt, 
die  blossen  Theoretikern  meist  man- 
gelt, und  die  wohl  auf  die  kauf- 
mannische Durchbildung  des  Verfas- 
sers zurückzuführen  ist.  Die  drei 
Hauptaufgaben  des  Bankwesens  sind  das 
Einsammeln  der  disponiblen  Kapitalien, 
eine  ausreichende  metallische  Fundie- 
nmg  des  Kreditsjrstems  tmd  die  be- 
fruchtende Verteilung  der  gesammelten 
Kapitalien  an  die  kreditbedürftigen 
Glieder  der  Vbltcswirtsdiaft  Was  das 
Sammeln  des  Kapitals  anlangt,  so  ist 
bekanntlich  England  darin  noch  weitaus 
an  der  Spitze  der  Kultur  Staaten,  das 
Brachliegcn  von  Kapital  und  die  falschen 
Kosten  des  Umlaufes  sind  auf  ein  Mi- 
nimum beschränkt.  Die  Aufgabe  der  Be- 
reithaltung genügender  Barmittel  ist  da- 
gegen nicht  in  befriedigender  Weise  er- 
füllt, seit  Bagehot  ist  ja  über  die  un- 
zweifelhaften Gefahren  des  Einreserve- 
systems  viel  gesagt  worden.  Es  hat  den 
Anschein,  dass  das  grossartige  und 
kunstvolle  englische  iü'edits^stem  auf 
einer  viel  zu  sdnnalen  metaihschen  Ba- 
sis aufgebaut  ist,  um  grossen  Katastro- 
phen hinreichende  Standhaftigkeit  ent- 
g^ensetzen  zu  können.  Die  Vertdlirngs- 
funktion  "schliesslich  wird  noch  nicht 
mit  Vollkommenheit  ausgeübt.  Trotz 
der  bekannten  strengen  Grundsätze  des 
englischen  Bankwesens  und  der  grossen 
Spezialisierung  der  Kreditgewährung 
sind  doch  die  Verbindtmg  mit  der 
Börse,  die  mangelnde  LTnterstützung  des 
kleinen  Mannes,  schliesslich  eine  oft  zu 
grosse  Ängstlichkeit  und  fehlender 
Wagemut  Schattensdten  in  der  so  glän- 
zenden Ansicht. 

WIR  glauben,  die  Bedeutung  des  Buches 
richtig  zu  würdigen,  wenn  wir  es  lebhaft 
zur  Ubersetzung  ins  Englisdie  emp- 
fehlen, wo  trotz  der  reichen  Finanzlitera- 
tur ein  Werk  von  so  umfassender  Tüch- 
tigkeit in  so  knapper  Form  nodi  sehr 
vcrmisst   wird.  Friedrich  hcrtz 
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10.  HEFT  /  OKTOBER  1905 

EDUARD  DAVID  '  RÜCKBLICK  AUF  JENA 

^^^gp^ER  Jenaer  Parteitag  war  unstreitig  eine  der  fruchtbarsten  Tagun- 
|U^^S|SSvgen  der  deutschen  Sozialdemokratie.  Seine  Debatten  und  Beschluss- 
f assungcn  wurden  beherrscht  von  dem  B^iirfnU  n^nh  Einigkeit 
IjK^Jwjjm  Tnnorn  Das  Gefühl,  dass  die  Partei  mögHcherwcise  bald  mit 
a^l^güllt/politischen  Situationen  zu  rechnen  habe,  in  denen  die  Zusammen- 
fassung aller  Kräfte  zwecks  Abwehr  reaktionärer  Pläne  zur  ehernen  Not- 
wendigkeit werde,  bildete  den  Stimmungsuntergrund  der  Verhandlungen.  Der 
Jenaer  Parteitag  hat  jeden  Zweifel  darüber  zerstreut,  dass  es  der  Sozial- 
demokratie nicht  an  Einheit  und  Aktionskraft  fehlen  würde,  falls  man  ihr 
einen  Kampf  um  die  Erhaltung  des  Reichstagswahlrechtes  aufzwingen  würde. 
DIE  Debatte  über  den  politischen  Massenstreik  liess  das  am  mar- 
kantesten hervortreten.  Der  Referent  Bebel  hatte  sich  in  der  Diskussion  vor 
dem  Parteitag  nicht  geäussert.  Man  war  gespannt,  welche  Haltung  er  ein- 
nehmen werde.  Als  seine  Resolution  erschien,  wusste  man,  dass  er  nicht 
daran  denke,  das  Kampfmittel  des  Massenstreiks  als  Ersatz  für  die  par- 
lamentarische Kampfesweise  zu  empfehlen.  In  schroffstem  Gegensatz  zu  der 
geringen  Bewertung  der  parlamentarischen  Aktion,  in  der  sich  einzelne  unserer 
Radikalen  im  Verein  mit  den  anarchosozialistischen  Wirrköpfen  gefallen,  be- 
tont Bebel  im  Eingang  seiner  Resolution  die  hohe  Bedeutung  des  >legitimen 
Einflusses  auf  die  öffentliche  Ordnung  der  Dingec,  den  die  Arbeiterklasse  durch 
ihr  V^ertretensein  in  den  parlamentarischen  Körperschaften  besitzt.  Die  Er- 
haltung und  Stärkung  der  parlamentarischen  Positionen  der  Arbeiterschaft 
wird  als  die  ernsteste  Aufgabe  unserer  Taktik  in  den  Vordergrund  der  Be- 
trachtung gestellt.  Die  Wahlrechtsräubereien  in  Sachsen,  Lübeck  und  Ham- 
burg, die  Verschlechterung  des  Gemeindewahlrechts  in  zahlreichen  Städten, 
die  in  der  Scharfmacherpresse  und  in  einflussreichen,  der  Berliner  Regierung 
nahestehenden  Kreisen  immer  offener  heraustretenden  Absichten  auf  Ein- 
schränkung des  Reichstagswahlrechts  haben  die  Frage  aktuell  gemacht.  Indem 
die  Resolution  auf  diese  Situation  hinweist,  erklärt  sie: 

»In  Erwägung  aber,  dass  namentlich  das  allgemeine,  gleiche,  direkte  und  geheime 
Wahlrecht  die  Voraussetzung  für  eine  normale  politische  Fortentwickclung  der  Ge- 
meinwesen ist,  wie  es  die  volle  Koalitionsfreiheit  für  die  wirtschaftliche  Hebung  der 
Arbeiterklasse  ist ; 

in  weiterer  Erwägung,  dass  die  Arbeiterklasse  durch  ihre  stetig  wachsende  Zahl,  ihre 
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Intelligenz  und  ihre  Arbeit  für  das  wirtschaftliche  und  soziale  Leben  des  ganzen 
Volkes,  sowie  durch  die  materiellen  und  physischen  Opfer,  die  sie  für  die  militärische 
Verteidigung  des  Landes  zu  tragen  hat,  den  Hauptiaktor  in  der  modernen  Gesell- 
schaft bildet,  rouss  sie  nicht  nur  die  Erhaltung  sondern  auch  die  Erwdtenmg  des 
allgemeinen,  gleichen,  direkten  und  gehcinu  n  Wahlrechts  für  alle  W-rtrctungski irpcr 
im  Sinne  des  soztaldemokratisdien  Programms  und  die  Sicherung  der  vollen  Koali- 
tionsfreiheit fordern. 

Demgemäss  erklärt  der  Parteitag,  dass  es  namentlich  im  Falle  eines  Anschlages  auf 
das  allgemeine,  gleiche,  direkte  und  geheime  Walilrccht  oder  das  Koalitionsrecht 
die  Pflicht  der  gesamten  Arbeitertdasse  ist,  jedes  geeignet  ersdidnende  Mittd  zur 

Abwehr  nachdrücklich  anzuwenden. 

Als  eines  der  wirksamsten  Kampfmittel,  um  ein  solches  politisches  Verbrechen  an 
der  Arbeiterklasse  absnwdiren  oder  um  sich  ein  wichtiges  Grondrecht  ffir  ihre  Be- 

freiung  zu  erobern,  betrachtet  gegebenenfalls  der  Parteitag  die  umfassendste 
Anwendung  der  Massenarbeitseinstellung.« 

Mit  dieser  Begründung  des  Massenstreiks  als  eines  »gegebenenfalls«  in  Erwä- 
gung zu  ziehenden  Kampfmittels  zum  Schutz  und  zur  Erweiterung  der  par- 
lamentarischen Rechte  des  Volkes  weist  Bebel  die  Auffassung  derer  ab,  die 
mit  dem  politischen  Generalstreik  glauben  die  }^nncc  f'olitischc  Macht  erobern 
und  die  Diktatur  des  Proletariats  aufrichten  zu  können.')  Auch  in  seiner 
grossen  Rede  liess  Bebel  keinen  Zweifel  darüber,  dass  er  nicht  daran  denke, 
den  Massenstreik  als  Gewaltmittel  zur  Etablierung  des  Zukunftsstaates  zu 
empfehlen.  Er  sagte: 

>\Vir  kämpfen  doch  nicht  um  Utopistcreien,  nicht  um  Forderungen  des  Zukunfts- 
staates. Wir  glauben  nicht»  dass  wir  die  bürgerliche  Gesell- 
schaft mit  dem  Generalstreik  aus  den  Angeln  heben  können. 

Sondern  wir  kämpfen  um  ganz  r    a  1  c  Rechte,  die  Lebensnotwendigkeiten  für 

die  Arbeiterklasse  sind,  wenn  sie  noch  politisch  leben  und  atmen  will.« 

IX  dem  Sinne,  wie  Bebels  Resolution  und  Rede  den  Massenstreik  in  die 
Reihe  der  Kampfmittel  aufgenommen  wissen  wollte,  ist  die  Frage  auch  für  die- 
jenigen diskutierbar,  die  über  die  Möglichkeit,  eine  solche  Aktion  siegreich 

durchzuführen,  nicht  ganz  so  optimistisdl  denken,  wie  Bebel  selbst.  Auch  die 
Gewerkschaftsführer,  die  nach  Ablchnunjj  des  Lei^icnschen  Amendements,  das 
der  Resolution  die  Spitze  gegen  den  Cölner  Gewerkschaf tsbcschluss  abbrechen 
sollte,  gegen  die  ganze  Resolution  stimmten,  hätten  ihr  meiner  Meinung  nach 
ganz  ruhig  zustimmen  können.  Sie  hätten  dies  um  so  mdir  tun  können,  als 
Bebel  in  seiner  Schlussrcde  nachdrücklichst  die  Auffassung  zurückwies,  als 
wolle  er  mit  seiner  Resolution  die  Partei  auf  den  Masscn«:trcik  für  einen 
bestimmten  Fall  von  vornherein  fj^cwissermassen  festlci^eti.  Er  beabsichtigte 
lediglich,  die  Massenarbeitsverweigerung  prinzipiell  unter  die  Kampfmittel  ein- 
zurangieren, die  eventuell  mit  in  Erwägung  zu  ziehen  sind.  Wörtlich  sagte  er: 

»Es  handelt  sich  auch  heute  nicht  darum,  die  Partei  heirte  schon  auf  den  Massen- 
streik in  einem  gegebenen  Falle  festzulegen.  Das  würde  ich  für  den  grössten  Fehler 

M  In  einem  Artikel  vom  8.  Marz  ii^fM.  ühcrschrirhcn  Märilufl.  «chricb  die  Lfipsigrr  rolkssrilHmg, 
der  Massenstreik  sei  zu  dinkuticrrn  „nicht  al«  Mittel,  die  kapitalistiscbc  Produktion  Still  XU  setmi 
langsam  auszuhungern  und  durch  diesen  Druck  diese  oder  jene  Einxelfordcnnf  dardwusctwa  oder 
jenen  politischen  Anschlag  absuwchreo.  Ein  solcher  Mas$fn<>treik,  als  untergeordnete  Aktion  cur 
Erreichung  eines  gant  bestimmten  politischen  Teifsweck s  geiiacht,  ist  von  Tornhercin  aussichtslos; 
er  kann  und  darf  nur  in  Krage  konimrn,  »;>  <  den  ganzen  Einsatz  di  r  IV-rson  und  Kxisttnz  ver- 
lohnt, wo  die  Masse  der  Bcvölkerun«  mit  cU  nunurem  l'ngcstüm  sich  ihm  anschlics^t,  wo  es  sich 
um  die  ganze  politiiche  Macht  und  deren  Eroberung  handelt.  Ein  IVoIctariat,  das  diesen  Schlaf 
riskiert,  muss  bereit  sein,  im  Falle  des  Siegs  das  StaaUruder  cu  äbcmcbmcn.  und  die  Mnaacnt  die 
ihn  wagen,  müssen  damit  einverstanden  scin,  du«  sie  fOr  den  Stars  der  Klasflenhimcliaft  nod  die 
Diktatur  des  Proletariats  k4nipiea  * 
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halten,  den  wir  machen  könnten.  Nein,  wir  Üaben  ihn  nur  für  den  gegebenen  Fadl 
als  ein  Kampfmittel  mit  in  Erwägung  zu  ziehen.« 

Der  Partei  soll  also  ihre  Entschlussfreiheit  für  oder  gegen  die  Anwendung 
des  Massenstreiks  in  keiner  Weise  angetastet  werden.  Sic  wird  sich  im 
gegebenen  Fall  entscheiden,  wie  sie  es  den  Umständen  entsprechend  für  gut 
hält  Und  da  die  Partei  in  diesen  Fragen  nicht  ohne  die  Gewerkschaften 
handehi  kann»  so  bedentet  die  Bebdsche  Resolution  auch  in  keiner  Weise  eine 
Beeinträchtigung  der  Entschlttssfreiheit  der  Gewerkschaften.  Praktisch 
bleibt  es  bei  der  Cölner  Gewerkschaftsdevise  Kommt  Zeit,  kommt  Rat! 
HERRSCHTE  keine  Meinungsverschiedenheit  darüber,  dass  die  Arbeiterklasse 
das  Recht  habe,  nötigenfalls  auch  mit  dem  Mittel  der  Arbeitsverweigerung 
xa  kämpfen,  so  gingen  doch  die  Anschauungen  über  den  Charakter  dieses 
Kampftnittels  weit  auseinander.  Während  nach  der  Auffassung  der  einen  der 
Massenstreik  eine  durchaus  legale  Waffe  ist,  deren  Handhabung  keinerlei  ge- 
waltsamen Konflikt  mit  der  Staatsgewalt  im  Gefolge  zu  haben  braucht, 
bedeutet  für  die  anderen  der  Massenstreik  nichts  anderes,  als  die  Revolution 
auf  der  Strasse.  »Kommt  der  Generalstreik,  dann  bedeutet  das  für  mich  den 
Anfang  der  Revolutionc,  erklärte  Legien,  und  von  Elm  führte  aus: 

>Nun  meint  man,  ohne  Bliitvergicssen  kann  das  nicht  abgehen.  Dast  ist  pan?:  sicher. 
Wer  das  glaubt,  dass  die  bürgerlichen  Klassen,  wenn  sie  uns  das  Wahlrecht  nehmen, 
nicht  zum  Aussersten  entschlossen  sind,  der  ist  dn  Narr,  ein  Tor.  Sie  sind  ent> 
schlössen,  zu  sehiessen.« 

Genau  der  gleichen  Meinung  von  den  unmittelbaren  Folgen  des  Massenstreiks 
ist  Rosa  Luxemburg.  Während  aber  Legien  und  von  Elm  zu  dem  taktischen 
Schluss  kommen:  also  spielen  wir  nicht  mit  dem  Feuer,  kämpfen  wir  mit  den 
Mitteln  der  Gewerkschaft  und  des  Parlaments  und  meiden  wir,  was  an  uns  liegt, 
alles,  was  uns  vor  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Situation  ffihrt  —  ist  für 
Rosa  Luxemburg  der  politische  Massenstreik  gerade  wegen  seiner  rmolutio- 
närcn  Konsequenz  das  dem  Proletariat  mit  historisch-materialistischer  Natur- 
notwendigkeit aufgenötigte  Kampfmittel.  Ihr  ist  die  ^glo^^cichc  russische 
Kevolutionc  die  taktisdie  W^fweiserin  und  zugleich  die  Stundenzeigeria^  an 
der  Weltenuhr: 

»Ja.  sieht  denn  Robert  Schmidt  nicht,  dass  die  Zeit  gekommen  ist.  die  unsere  Gross« 
meister  Marx  und  Engels  vorausgesehen,  wo  die  Evolution  in  die  Revolution  um- 
sdilägt?  Wir  sehen  die  russische  Revolution,  und  wir  wären  Esd,  wenn  wir  nichts 
daraus  'ernten.c 

Die  Sorge  für  den  Hunger,  die  Verantwortung  für  das  Blut  des  Volkes  lehnt 

sie  mit  souveräner  Verachtung  ab: 

>Alle,  die  solche  Fragen  stellen,  haben  nicht  die  geringste  Fühlung  mit  den  Massen, 
sonst  würden  sie  sich  nicht  den  Kopf  um  das  Blut  der  Massen  zerbrechen,  denn  die 
Verantwortlichkeit  ruht  gerade  nicht  bei  den  Genossen,  die  diese  Fragen  Stellen.« 

Gegenüber  solcher  >Kleiiiigkeiterei€  betont  sie: 

»dass  für  uns  die  letzten  Worte  des  Kommunistischen  Müniicsts  niclu  nur  eine  schöne 
Phrase  für  Volksversammlungen  sind,  sondern,  dass  es  uns  blutigi-r  ICrnst  ist,  wenn 
wir  den  Massen  zurufen :  Die  Arbcittf  jM^«T-pi*4itft  zu  verlieren,  als  ihre  Ketten,  aber 
<iae  Welt  zu  gewinnen!« 


DIE  Uffenheit,  mit  der  sich  in  der  Lttxemborgschen  Rede  der  Rückfall  in  die 

revolutionäre  Taktik  im  Sinne  des  Kommunistischen  Manifests  zeigte,  hat 
eine  der  erfreulichsten  Erscheinungen  des  Jenaer  Parteitages  gezeitigt.  Sie 
hat  Bebel  genötigt,  denen  eine  deutliche  Absage  zu  erteilen,  die  mit  Rosa 
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Luxemburg  glauben,  die  Arbeiterklasse  könne  heute  noch  mit  den  Mittehi  und 
Methoden  der  vergangenen  burgerUclien  Hevohitionen  zum  Siege  gelangen;  er 
erMärte: 

•Ich  weiss  nicht«  ob  die  Genossin  Luxemburg  gerade  die  von  David  zitierte  Stelle 
aus  dem  AfantYr^/  akzeptiert.')  Ich  will  nur  konstatieren,  dass  Engels  selber  wiederholt 
erklärt  hat,  dass  er  wohl  noch  mit  der  Kritik  übereinstimme,  aber  mit  den  Mitteln 
gar  nicht  mdirdt 

Der  Mitverfasser  des  Manifests  von  1847  hatte  eben  im  Laufe  seines  erfahrungs- 
reichen Lebens  etwas  hinzug^clcrnt,  und  mit  ihm  hatte  die  deutsche  Sozial- 
demokratie gelernt.  Bebel  konnte  sich  auf  die  seit  den  siebziger  Jahren  in 
der  Partei  Iwrrschende  taktische  Auffattimg  stützen,  als  er  die  Luxemburgsche 
Strassenkampfromantik  mit  den  Worten  zurückwies: 

»Wir  Sozi.ildemokraten  haben  den  Begriff  rct'olutionär  stets  90  anfgefasst,  dass  er  sich 
in  den  Zielen^  nicht  in  den  Mitteln  dokumentiert.  Es  kann  eine  Bewegung  gewaltsam 
dui  Lll((^Ilini  t  werden  und  doch  reaktiopär  wirken,  und  auf  der  andern  Seite  kann 
eine  Bewegung,  die  friedlich  bleibt,  viel  wirksamer  und  tiefgehender  wirken,  als 

alle  Kannibalcnkämpfe.« 

Genau  das  Gleiche  riefen  Bebel  und  der  alte  Liebknecht  vor  vierzehn  Jahren 
in  Erfurt  den  Jungen  zu.  Liebknecht  verteidigte  damals  die  gesetzliche  Ent- 
wickelimg  auf  dem  des  ^Parlamentarismus.    Nicht  an  dem  parlamen- 

tarischen System,  sondern  an  der  Rückständigkeit  eines  grossen  Teils  der 
Wählerschaft  liege  es,  wenn  die  Klinke  der  Gesetzgebung  im  Reichstag  noch 
nicht  nach  unseren  Wünschen  arbeite,  meinte  er.  Der  Weg  der  Gewalt  sei 
aussichtslos : 

»Das  Revolutionare  liegt  nicht  in  den  Mitteln,  sondern  im  Z  i  e  I .  Gewalt  ist  seit 
Jahrtausenden  ein  r  e  a  k  t  i  o  n  ä  r  e  r  Pdctor.c 

DER  Verlauf  der  Debatte  über  den  politischen  Massenstreik  notigt  uns  aber 
auch,  der  Gefahr  offen  ins  Auge  zu  sehen,  die  im  Zusammenwerfen  der  Be- 
griffe Massenstreik  und  Strasscnrcvolution  liegt.  Ich  bestreite  auf  das  ent- 
schiedenste, dass  das  eine  nicht  möglich  sei  ohne  das  andere.  Wenn  ich 
Bebel  richtig  verstehe,  so  hält  audi  er  beides  scharf  auseinander.  In  setner 
Schlussrede  erklärte  er  unter  Hinweis  auf  die  »bluttriefendenc  Wendungen» 
die  der  Gang  der  Debatte  zu  Tage  gefordert  hatte,  mit  gutem  Humor: 

>Als  ich  das  alles  hörte,  habe  ich  ein  paarmal  unwillkürlich  auf  meine  Sticfelspilzcn 
gesehen,  ub  ich  dort  nicht  bereits  im  Blute  wate.  [Grosse  Heiterkeit.]  .\uf  diese 
Weise  ist  der  Resölution,  gegen  die  im  Grtmde  nieniand  etwas  hat  einwenden  können, 
eine  Auslegung  gegeben  worden,  als  ob  durch  sie  die  wüstesten  Gefahren  heraufl>c- 
schworen  würden.  Ich  in  meinem  harmlosen  Gemüt  habe  an  all  das 
gar  nicht  gedacht,  und  ich  glaube,  auch  meine  Heutige  Rede  bietet  durchaus 
keine  Veranlassung,  mich  als  so  blutgierig  hinzustellen.c 

ES  ist  richtig:  weder  in  der  Bcbclschen  Resolution,  noch  in  seiner  Rede  ist 
dem  Gedanken  Ausdruck  gegeben,  dass  die  Massenarbcitscinstellung  notwendig 
zu  Strassenkämpfeii  fiihren  müsse.  Allein,  in  der  Sache  ist  diese  Konsequenz 
nnvermeidltd),  solange  man  nicht  eine  Gewähr  dag^en  schafft,  dass  die  Arbeits- 
einstellung sich  in  Hungerrevolten  entlädt.  Man  hat  gesagt,  in  jedem  Streik 
wird  gehungert,  die  Proletarier  haben  schon  als  Kinder  gelernt,  zu  hungern, 
da  sollte  die  Arbeiterklasse  nicht  auch  vierzehn  Tage  für  ihre  höchsten  Rechte 
hungern  können?    All  das  sind  unklare  Vorstellungen  und  ethische  Illusionen 

*)  £s  handelt  ficb  um  den  Scblutspassus  des  Kommunistischen  Maniftstt. 
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über  das  wahre  Getidit  der  Hungersnot«  wie  sie  eine  wochenlange  Massen- 
arbeitseinstdlung  über  Millionen  Froletarierfamilien  verhangen  würde.  Dem 

wirklichen  und  wahrhaftigen  Massenhunger  gegenüber  hilft  es  nichts,  dass 
Tausende  tief  in  die  Tasche  greifen,  und  auch  die  Millionen  in  den  Kassen  der 
Arbeiterverbände  sind  da  nur  Tropfen  auf  den  heissen  Stein.  Ist  es  nicht 
möglich,  die  feiernden  Massen  mit  dem  AUernötigsten,  und  wenn's  nur  trocke- 
nes Brot  oder  Kartoffeln  sind,  ra  versoigen,  dann  gibt's  nur  zwei  Konsequen- 
aen,  deren  Eintreten  die  herrschenden  Gewalten  ruhig  abwarten  können.  Ent- 
weder die  Massen  kehren,  ein  Haufen  nach  dem  andern,  zu  den  Arbeitsstätten 
zurück,  und  die  am  längsten  ausharren,  zahlen  die  Zeche.  Oder  die  Wut  des 
Hungers  treibt  zu  Plünderungen  von  Bäcker-  und  Metzgcrladen  und  sonstigen 
Lebensmittelniagazinen.  Dann  aber  besorgen  Repetiergewdire  und  Schrap- 
nells das  übrige. 

DIESEN  beiden  drohenden  Möglichkeiten  zu  entgehen,  ist  das  eigentliche 
und  einzige  Problem  des  politischen  Massenstreiks.  Wer  ernstlich  an  die 
Möglict^keit  der  Anwendung  dieses  Kampfmittels  denkt,  der  denke  darüber 
nach,  wie  es  möglich  ist,  jedem  Pndetarier  soviel  wirtschalUichen  Rückhalt 
zu  verschaffen,  dass  er  im  Notfall  auch  einmal  yier  Wochen  Ferien  machen 
kann,  ohne  bereits  nach  acht  Tagen  an  der  letzten  Brotkrtiste  zu  nagen.  Zum 
Arbeiten  ist  niemand  gesetzlich,  noch  polizeilich  verpflichtet,  solange  er  die 
Mittel  hat,  ohne  Arbeit  zu  leben,  ilunderttauseiide  leisten  sich  ja  alljährlich 
Wochen-  und  monatelang  eine  absolute  Arbeitseinstellung,  um  am  Meeres- 
Strand,  im  Gebirge  oder  sonstwo  sich  des  Lehens  zu  freuen.  Verboten  kann 
das  zeitweise  Nichtarbeiten  also  nicht  werden.  Sorgen  wir  dafür,  dass  es 
jedem  Arbeiter  so  gut  m(\i;lich  wird,  einige  Wochen  ohne  Einkommen  aus- 
zuhalten,  wie  dies  heute  schon  den  Mitgliedern  erstarkter  Konsumgenossen- 
schaften möglich  ist.  Das  ist  ein  Weg,  dieiMassenarbeitseinstellung  zu  einem,Kampf> 
mittel  zu  machen,  das  in  der  Praxis  ebenso  legal  ist;  wie  in  der  juristischen 
Theorie.  Mehr  w  i  r  t  s  c  h  a  f  * '  =  -  Ma^^t  f'"-  die  Arbeitsmasse  I  Das  wird 
ihr  auch  mehr  Widerstands-  und  Aictionskraft  geben,  wenn  es  gil^  ihre  politi- 
schen Rechte  zu  verteidigen  oder  zu  erweitern. 

IM  übrigen  hat  die  Sozialdemokratie  durch  ihre  positive  Arbeit  auf  allen 
Positionen  des  öffentlichen  Lebens  den  Gang  ihrer  ferneren  Entwickelung 
langst  endgültig  festgel^ft  Sie  ist  längst  eine  in  Reich,  Staat  und  Gemeinde 
parlamentarisch  kämpfende  Partei  geworden,  und  es  ist  ausgeschlossen,  dass  die 
prinzipielle  Aufnahme  des  Massenstreiks  in  das  Verzeichnis  ihrer  Kampfmittel 
sie  aus  dieser  Bahn  wieder  herausdrängen  könnte.  Der  Anarchosozialismus 
M'ird  an  ihr  ablaufen,  wie  die  früheren  Ansätze  von  antiparlamcntarischeni 
RevoluHonarimus,  anarchistelnder  Nurgewerkxhafterei  oder  Nurgenossen' 
schafterei  an  ihr  abgelaufen  sind. 

WIR  sind  trotz  unserer  drei  Millionen  Stimmen  annoch  eine  Minderheits- 
partei  in  Parlament  und  Volk,  wie  Bebel  scharf  hervorhob.  Nur  ein  Fünftel 
der  Reichstagssitze,  nur  ein  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen,  nur  ein  Viertel 
der  Wahlberechtigten  haben  wir  bis  jetzt  auf  unsere  Seite  gebracht.  Ge- 
winnen wir  die  entscheidende  Mdirheit  des  Volkes  ffir  unsere  Ideen,  dann  haben 
wir  die  politische  Macht,  nach  der  wir  streben.  Einen  anderen  Weg  gibt  es 
nicht.  Demokratie  und  Sozialismus  lassen  sich  nicht  aufzwingen;  solange 
die  Mehrheit  des  Volkes  gegen  uns  ist,  haben  wir  ihren  Willen  zu  respektieren. 
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Also  suchen  wir  weitere  MilliooMi  durch  Wort  und  Tat  voo  der  Richtigkeit 

unserer  Anschauungen  und  Forderungen  ZU  überzeugen.  Solange  uns  das 
nicht  durch  Reaktion  und  Rechtsraub  unmöglich  gemacht  wird,  brauchen  wir 

kein  neues  KampfmitteJ. 

DIE  Stärkung  unserer  Organisation,  die  theoretische  Erziehung  unserer  An- 
hänger —  gewiss,  ^s  sind  wichtige  Dinge  zur  Förderung  unserer  Sache. 
Aber  es  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  ein  grosser,  vielleicht  der  grösste 
Teil  des  Volkes  politisch  nicht  organisierbar  ist,  und  dass  für  tieferes  theoreti- 
sches Denken  sicher  nur  eine  Minderheit  Anlage  und  Neigung  hat.  Die 
grosse,  nicht  organisierte  und  nicht  theoretisierende  Masse  aber  ist  es  doch,  für 
die  und  mit  der  die  Partei  im  engeren  Sinn  Politik  zu  machen  hat.  Nur  durch 
energischste  und  vidsdtigste  Mitarbeit  an  der  Durchsetzung  greifbarer  sozialer 
Fortschritte  können  wir  aus  dieser  fornüase»  WöUermasse  in  Stadt  und  Land 
neue  Anhängerscharen  gewinnen. 

UND  schliesslich  ist  ein  nicht  zu  unterschätzender  Teil  des  Volkes  die  gei- 
stige Berufsarbeiterschaft.  An  Zahl  relativ  gering,  ist  sie  an  Ein- 
fluss  im  wirtschaftlichen  und  politischen  Leben  doch  ein  ausserordentlich  beach- 
tenswerter Faktor.  Sie  bildet  in  erster  Linie  auch  die  Öffentliche  Mdmmg, 
deren  suggestive  Macht  auch  die  Sozialdemokratie  hei  ihren  kleinen  und 
grossen  Kämpfen  braucht.  Was  diese  öffentliche  Meinung  bedeutet,  hat  sich 
beim  Bergarbeiterstreik  gezeigt.  Diesen  Teil  der  Arbeiterklasse  für  unsere 
Ideen  und  Forderungen  zu  gewinnen,  ist  eine  Aufgabe,  die  emster  ange&tsst 
werden  sollte,  als  seither  geschehen  ist.  Sicherlich  aber  würde  dieser  Auf- 
gabe sehr  schlecht  mit  der  Befolgung  des  Ratschlags  eines  Berliner  Delegier- 
ten gedient  sein,  der  unserer  Reichstagsfraktion  nahelegte,  sie  solle  manch- 
mal ruppiger  auftreten.  Das  ist  eine  Auffassung  von  dem  proletarischen 
Charakter  unserer  Bewegung,  der  nicht  scharf  genug  widersprochen  werden  kann. 
FÜR  die  Gewinnung  auch  des  Teils  der  Arbeiterklasse,  der  berufsmässig  mit 
dem  Hirn  Pflügt,  ist  es  ausserdem  von  höchster  Bedeutung,  dass  unsere  Theorie 
Schritt  hält  mit  den  Ergebnissen  der  wirtschaftlichen  Forschung  und  der  ge- 
schichtlichen Erfahrung.  So  begrüssenswert  die  Sätze  in  der  Resolution  der 
Fünfzehncrkommission  sind,  die  verlangen,  dass  die  Parteidiskussionen  ohne 
persönliche  Herahsetztmgen  geffihrt  werden,  und  dass  der  sachlichen  Kritik 
der  freieste  Spielraum  gelassen  werde,  so  wenig  glücklich  erscheint  uns  bei 
dem  gegenwärtigen  Stand  der  theoretischen  Kritik  das  Verlangen,  die  prinzi- 
pielle Aufklärung  »entsprechend  den  (iruiulsatzen  des  Partei])rogramms  im 
Sinne  der  Dresdener  Rcsolutionc  zu  betreiben.  Einzelne  Sätze  des  prinzipiel- 
len Teils  des  Erfurter  Programms  sind  als  wissenschaftlich  unhaltbar  erwiesen, 
und  die  Dresdener  Resolution  unterstellt  dem  sogenannten  R^nsumsmuu  un- 
wahre Ansichten  und  Absichten. 

WENN  der  Sozialismus  nach  dem  Wort  Bebels  »die  mit  klarem  Bcwusstscin 
und  voller  Erkenntnis  auf  alle  Gebiete  menschlicher  Tätigkeit  angewandte 
Wissenschaft«  sein  soll,  dann  nrass  die  Partei  auch  allezeit  den  Mut  haben, 
sich  in  bestJuidiger  geistiger  Mauserung  der  Satze  zu  entledigen,  die  aufgehört 
haben,  sich  mit  der  Wirididikeit  zu  decken.  Die  Partei  hat  sich  in  Jena 
eine  neue  Organisation  gegeben;  möge  sie  nun  nicht  mehr  lange  zögern,  auch 
ihr  offizielles  geistiges  Rüstzeug  einer  Revision  zu  unterziehen! 
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DIE  GEWERKSCHAFTEN 

lEDER  eine  Gewerkschaftsdebatte  auf  dem  Parteitag,  wieder  eine 
Attsdnandersetzmig  über  die  Stdlung  der  Partei  zar  Geweric- 
schaft, die  selbe  Frage,  die  vor  zehn  Jahren  in  Cöln  und  1901 
auch  in  Lübeck  eine  Rolle  spielte!  Das  Ergebnis  ist  immer  das 
gleiche:  die  beiden  Streitenden  erkennen  die  engen  Beziehungen, 
die  sie  mit  einander  verknüpfen,  und  keiner  versucht  ein  energisches  Abrücken 
vom  andern,  um  ohne  Rücksicht  seine  eigenen  Wege  einztaschlagen.  Das  Atif- 
flackem  des  Streits  deotet  aber  auch  an»  dass  Differenzpunkte  vorhanden  sind, 
und  es  wäre  verfehlt,  in  die  üblichen  Farteitagsbetrachtungen  zu  verfallen,  die 
im  vorans  die  Differenzen  ankündigen  und  nach  Schluss  der  Verhandlungen 
die  Einigkeit  konstatieren. 

VOR  zehn  Jahren  wurden  auf  dem  Parteitag  in  Cöln  Theorie  und  Praxis 
der  Gewerkschaften  in  der  selben  Weise  angegriff^HI^Rimff  Jena.  Damals 
war  nur  insolern  eine  Verschiedenheit  der  Position  zu  merken,  tAa  die  Gew'<fflP 

Schaft  gegen  die  Partei  die  Anklage  erhob,  es  geschehe  nichts  zur  Stärkung 
der  Gewerkschaftsorganisationen.  Diesmal  klang  der  \'orwurf  in  umgekehrter 
Richtung;  die  Partei  vermisste  die  geforderte  politische  Schulung  der  (iewerk- 
Schaftsmitglieder.  Damals,  wie  hente,  der  Vorwtirf  gegen  die  Gewerkschaften, 
sie  seien  nicht  vom  rechten  sozialdemokratischen  Geist  erfüllt ;  in  Cöln  wurde  in 
hitziger  Debatte  darüber  gestritten,  ob  es  noch  mit  den  Parteigrundsätzen  zu  vcr- 
•  einbaren  sei,  wenn  bekannte  Gcwerkschaftsangcstellte  an  einem  Kongress  bürger- 
licher Sozialpolitikcr  teilnehmen;  in  Jena  wurde  die  Stellung  zur  Maifeier  vorge- 
halten, um  dahinter  alle  möglichen  und  unmöglichen  prinzipienen  und  taktischen 
Verfehlungen  zu  finden.  In  Cöln  klangen  die  Verhandlungen  in  dner-*'ZJ'ji» 
scharfe  Disharmonie  aus,  ohne  dass  allerdings  die  weitere  Entwickelung  der 
Gewerkschaften  Schaden  litt.  Jena  kann  im  Endergebnis  nichts  anderes 
bringen,  denn  die  Diskussion  einer  unfruchtbaren  Theorie  zerschellt  in  den 
Gewerkschaften  an  der  sehr  heilsamen  Praxis. 

DER  hervorstechende  Zug  der  Jenaer  Gewerkschaftsdebatte  war,  dass  die  beiden 

Korporationen,  die  Generalkommission  und  der  Vorstand  der  sozialdemokratischen 
Partei,  sich  über  die  Maifeierresolution  verständigten;  auch  in  prinzipiellen 
Fragen,  so  in  der  der  Neutralität  der  Gewerkschaften,  der  Tarifabschlusse, 
der  Pfl^  des  Unterstfitzungswesens,  bestand  vollkommene  Einigkeit.  Aber 
tauschen  wir  uns  nicht:  der  Ausspruch  emes  Ddegierten,  Bebel  habe  in  der 
Neutralitätsfrage  nicht  die  Mehrheit  der  Delegierten  hinter  sich,  hatte  eine 
gewisse  Berechtigimg.  Wenn  es  sich  um  eine  Entscheidung  darüber  gehandelt 
hätte,  ob  die  Gewerkschaften  sozialdemokratische  Parteipolitik  treiben  sollen, 
dann  wäre  eine  grosse  Majorität  dafür  eingetreten.  Für  einige  Gewerkschaften 
wire  das  kdn  Unglück  gewesen;  aber  andere  und  nicht  unbedeutende  Ver- 
bände müssen  diese  Verpflichtung  ablehnen.  Wie  weit  der  Vertreter  des  Partei- 
Vorstandes  den  Gewerkschaften  in  diesem  Punkt  zustimmte,  ergab  sich  daraus, 
dass  Genosse  Bebel  erklärte,  er  würde  jahrelang  ein  Gewerkschaftsblatt  redi- 
gieren, ohne  dass  einmal  das  Wort  Sozialdemokratie  darin  vorkomme,  und  dabei 
doch  in  sozialpolitischen  Dingen  der  Standpunkt  der  Partei  zum  Anstrag  gelangen 
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lassen.  Nun,  weiter  wollen  die  Gewerktdttitai  die  Neutralität  gar  nicht  treiben. 
Die  Redner,  welche  unter  Zustimmung'  davon  sprachen,  die  Gewerkschaften 
müssten  vom  sozialdemokratischen  Geiste  erfüllt  sein,  verlangen  etwas  anderes; 
sie  sind  missmutig  darüber,  dass  die  Gewerkschaften  nicht  an  der  rein  poli- 
tischen Aktion  teihiehmen,  nicht  einen  Strich  der  scharfen  politischen  Tonart 
haben»  den  die  Anarchosozialisten  in  den  Lokalorganisationen  aufflammen 
liessen  —  wenngleich  man  deren  theoretische  Grundsätze  verurteilt. 
DIE  theoretische  Aufklarung  tut  uns  dringend  not.  Wie  wäre  es  sonst  mög- 
lich, dass  der  Parteitag  mit  grosser  Majorität  ohne  Debatte  beschüesst: 
die  Fraktion  hat  im  Reichstag  für  die  Bildung  von  Arbeiterkammern  einzu- 
treten! Man  hat  also  im  Handumdrehen  eine  Forderung  des  Erfurter  Pro- 
gramms geändert.  Es  ist  dies  keine  Frage  von  ausserordentlicher  Bedeutung. 
Aber  immerhin  hielt  der  nach  der  Parteipresse  geistig  so  tief  stehende 
Cölner  Gewerkschaftskongress  es  doch  für  notwendig,  diese  Frage  sehr  aus- 
fuhrlich zu  erörtern  und  dann  ra  entscheiden;  in  Jena  aber  war  die  Ab- 
stimmung dem  Zufall  anheimgegeben,  denn  ein  grosser  Teil  der  Del^erten 
hatte  den  Unterschied  zwischen  Arbeiterkammern  und  Arbeitskammem  nicht 
erfasst.  Das  soll  kein  Vorwurf  gegen  den  einzelnen  sein,  aber  eine  Mahnung  an 
diejenigen,  die  mit  ihren  Vorwürfen  gegen  die  Gewerkschaften  loswettern.  Es 
fehlt  auch  in  der  Partei  an  sozialdemokratischem  Geiste;  schwungvolle  Reden 
ohne  theoretische  Unterlage  sind  leicht  hinausposaunt. 

D.\SS  sich  die  Debatte  in  kleinliche  Streiterei  verlor,  ob  Gewerkschaftsbeamte 
für  die  Partei  tätig  sein  dürfen,  ob  von  einer  Stelle  einmal  eine  despektierliche 
Äusserung  über  die  Partei  fiel,  ist  bedauerlich,  aber  auch  nach  anderer  Rich- 
tung ein  beachtenswertes  Symptom.  Unzweifelhaft  besteht  zwischen  Partei 
und  Gewerkschaft  eine  weitgehende,  oder  richtiger:  zu  weit  gehende,  Arbeits- 
teilung. Gerade  die  Gewerkschaft  nimmt  so  viel  Mitarbeiter  in  Anspruch,  braucht 
einen  solchen  Kräfteaufwand  für  zahllose  Kleinarbeit,  dass  die  Angestellten  — 
und  nicht  nur  diese,  sondern  auch  zahlreiche  Mitglieder  —  nach  Feierabend  voll- 
ständig in  dieser  Tätigkeit  aufgehen.  In  der  Partei  sieht  es  nicht  anders  aus; 
die  Eifrigsten  werden  mit  Arbeit  überladen.  Es  ist  ganz  begreiflich,  dass  hüben, 
wie  drüben  Einseitigkeit  der  Auffassung  entsteht  und  leicht  zur  Überschätzung 
der  einen  oder  anderen  Tätigkeit  führt.  Der  Nurpolitiker  sieht  mit  einer  ge- 
wissen Geringschätzung  auf  die  Kleinarbeit  hinab,  auf  das  Mühen,  eine  halbe 
Stunde  Arbeitszeit  im  Tarifvertrag  herabzusetzen  oder  ein  paar  Pfennige 
Lohn  mehr  zu  erhalten:  da  verlieren  sich  die  grossen  Gesichtspunkte,  dass 
unser  Ziel  die  Beseitigung  kapitalistischer  Ausbeutung  ist  Es  ist  einiges 
Wahre  daran,  aber  zu  dem  Bedenken  ist  kein  Anlass,  dass  darunter  die  Ent- 
wickelung  der  Partei  Schad  cn  nclime.  Der  Mensch  steht  immer  unter  dem  Ein- 
fluss  seiner  Umgebung  und  Tätigkeit,  und  so  nur  ist  der  Beifall  erklärlich, 
den  die  anarchosozialistische  Gewerksdiaftsgruppe  in  Berlin  unter  den  Nur- 
pditikern  fand.  Das  ist  das  Extrem  auf  d«  anderen  Seite.  Das  Ziel  erscheint 
in  zu  weiter  Ferne,  die  politische  Arbeit  lässt  bei  oberflächlicher  Betrachtung 
nur  den  Erfolg  des  Stimmenzuwachses  bei  den  Wahlen  erkennen,  alles  andere 
verschwindet.  Die  grosse  politische  Bewegung  sieht,  dass  der  Einfluss  im 
Parlament  nicht  zu  ihrer  Macht  in  gleichem  Verhältnis  steht.  Deshalb  die 
Geringschätzung  des  Parlamentarismus,  der  faszinierende  Glaube  an  den 
Generalstreik  als  ein  Pressionsmittel  auf  die  herrschenden  Klassen  und  scMiess- 
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lieh  als  das  Allheilmittel.  Diesen  Weg  ist  die  Gewerkschtfttbcwegung  unter 
dem  Einfluss  der  NurpeUHktr  in  Holland,  Belgien  und  Frankreich  gegangen. 

In  Deutschland  beginnt  die  Zersetzung,  aber  sie  wird  in  ruhigen  politischen 
Zeiten  keine  Bedeutung  erlangen,  wie  sich  auch  in  Holland  nach  dem  erfolg- 
losen Generalstreik  ein  Zurückdrängen  der  antiparlamenUrischen  Gruppen  be- 
merkbar machte. 

DIE  Debatte  erweckte  vielfach  den  Eindruck,  als  wollte  die  Partei 
auf  die  Gewerkschaften  eine  Art  Vormundschaft  ausüben,  und  als  ob,  sollte  nicht 
Order  pariert  werden,  eine  Attacke  auf  die  Gewerkschaften  gerichtet  würde. 
Richard  Fischer  hat  diese  Vermutung  entschieden  zurückgewiesen,  der  Partei- 
vorstand dürfte  mithin  der  gleichen  Meinung  sein.  Es  wird  nun  abzuwarten 
sein,  ob  die  Parteipresse  in  gleicher  Richtung  agiert.  Denn  der  Versuch,  gegen 
die  Angestellten  in  den  Gewerksdiaften  weiter  in  der  selben  Weise  SUnunung 
zu  machen,  wie  es  nach  dem  Gewerkschaftskongrcss  geschehen  ist,  rauss  wohl 
oder  übel  zu  unliebsamen  Konflikten  treiben.  Dem  kann  seitens  der  Gewerk- 
schaft nicht  ruhig  zugesehen  werden.  Die  Gewerkschaften  werden  gern  die 
politisch  regen  Genossen  in  ihren  Kreisen  wirken  sdien;  die  frische  Taten- 
hist  darf  sich  aber  nicht  im  Kritisieren  erschöpfen,  sondern  muss  audi  in  prak- 
tischer Mitarbeit  sich  betätigen.  Auf  diesem  Gebiet  werden  sich  die  Gegen* 
sätze  abschleifen,  und  einer  wird  den  andern  verstehen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

PAUL  KAMPFFMEYER  •  EINE  WIEDERGEBURT 
DER  UNABHÄNGIG' SOZI ALISTlSGHElil  BE- 
WEGUNG? 

T^RLIN  ist  der  Schauplatz  einer  ausgesprochenen  Revolte  gegen 
die  bisherige  Taktik  f!cr  Sozialdemokratie  geworden.  Die  revol- 
tierenden sozialdemokratischen  Kampfgenossen  sind  nun  nicht 
kleine,  aufgelöste,  undisziplinierte  Trupps,  sondern  schlagfertige 
Bataillone  einer  organisierten  Armee,  sie  gehören  nicht  zu  der 
wimmelnden  Masse  nichtswissender  sozialdemokratischer  Zuläufer,  sondern 
zu  den  theoretisch  und  taktisch  sorgfältig  gedrillten  und  in  heissen  Schlachten 
wohlbewährten  Soldaten  der  sozialdemokratischen  Partei.  Dieses  uinim- 
wundene  Eingeständnis  über  das  Wesen  und  den  Charakter  der  neuen  stür- 
mischen Gehorsamsverweigerer  müssen  wir  hier  in  erster  Linie  abl^en;  denn 
wir  werden  sonst  nie  die  Eigenart  der  sich  jetzt  vor  unseren  Augen  abspielen- 
den Rebellion  begreifen.  Die  beweglichen  Klagen  über  das  mangelnde  theo- 
retische Verständnis  der  Berliner  gewerkschaftlichen  .Sozialrevolutionäre  sind 
nicht  am  Platze.  Sie  dringen  nicht  in  den  eigentlichen  Kern  der  neuen  Be- 
wegung ein,  ja,  sie  legen  nur  eine  dichte  Nebelhülle  über  diesen.  Die  führen- 
den Häupter  der  neuen  gewerkschaftlich-sozialistischen  Empörung  haben  ganze 
Waschkörbe  voll  ^eoretisch-sozialistischer  Literatur  verschlungen.  Sie  sind 
oft  genug  wegen  ihrer  radikalen  Gesinnung  als  Muster  revolutionären  ziel- 
klaren Denkens  und  Fühlens  geleiert  worden,  und  sie  haben  es  wirklich  nicht 
verdient,  heute  wie  wirrköpfige  Schulbuben,  die  ein  heilloses  Durcheinander  in 
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die  elementarsten  Begriffe  ihrer  Lehrbücher  hineinbrachten,  abgestraft  zu 
werden.  Die  rücksichtslosen  Angreifer  dieser  Genossen  scheinen  mitunter  gar 
nicht  zu  ahnen,  welche  Beleidigungen  sie  mit  ihren  Klagen  über  die  theoretische 
ÜnUarhcit  der  Berfiner  lokalorganitierteii  GenoMen  gegen  die  geistige  Sehn- 
lung  der  Gesamtpartei  schleudern.  Der  schlagfertige  Gegner  kann  da  leicht 
sprechen :  Wenn  in  den  Köpfen  altbewährter,  grossstädtischer  Sozialdemo- 
kraten noch  solch  ein  beklagenswerte«;  Halbdunkel  über  die  sozialistischen 
Theorieen  herrscht,  welche  ägyptische  Finsternis  muss  da  erst  über  diese  Dinge 
in  den  Gehirnen  der  jüngst  erst  gewonnenen  kleinstädtischen  und  bäuerlichen 
Sozialdemokraten  verbreitet  sdn  t  Man  hat  die  eifrig  strebenden  Berliner  Ge- 
nossen mehrere  Jahre  hindurch  mit  meterlangen  theoretischen  Diskussionen  in 
der  Presse,  in  Broschüren,  auf  den  Parteitagen  gespeist,  und  nun  soll  die  von 
so  vielen  trefflichen  Köchen  bereitete  Speise  gar  nicht  bei  den  lesenden  Ber- 
liner Genossen  angeschlagen  haben!  Das  wäre  ja  ein  Unding.  Die  etwa 
vorhandene  Unklarheit  in  den  K^fen  der  Genossen  rührt  wohl  nicht  so  sdir 
von  der  mangelnden  theoretischen  Belehrung,  als  von  dieser  Belehrung  selbst 
her.  Vielleicht  kann  man  hier  snr<  r, :  Unklare  Theorieen,  unklare  Köpfet 
An  Theorieen  war  bisher  wahrlich  kein  Mangel  in  der  Sozialdemokratie,  aber 
,  es  war  ein  augenfälliger  Mangel  an  Klarheit  in  diesen  Theorieen.  Man  erinnere 
sich  doch  einmal  der  so  grundverschiedenen  Auffassungen  unserer  best- 
geschulten  Genossen  äber  die  Verelendungstheorie,  über  die  Katastrophen- 
theorie etc. !  Mehr  Klärung  in  der  Theorie,  und  dann  mehr  Belehrung  der 
Genossen  in  rlicscr  fyeklärten  Theorie!  In  der  sozialistischen  Theorie  treiben 
sich  auf  ihrer  Überfläche  und  in  ihrer  Tiefe  mannigfache  gärende  Bestand- 
teile herum.  Und  der  kann  nur  als  ein  treuer,  den  trüben,  schäumenden  Most 
m  einem  klaren  Wein  läntemder  Küfer  befundoi  werden,  der  ohne  Um- 
«tchweife  das  heftige  Fermentieren  dieses  Mösts  anerkennt 
EINE  organisierte  Revolte  ist  also  in  die  sozialdemokratische  Taktik  einge- 
brochen. Die  Resolution  der  Berliner  lokalistischen  Gewerkschaften  vom 
23.  August  1905  erhob  zu  ihrem  Feldgeschrei  die  Loslösung  der  proletarischen 
Klassenkämpfer  vom  heutigen  Klassenstaate,  von  dessen  Gesetzen  und  Insti- 
tutionen. Losreissen  also  sollen  sich  die  sozialdemokratischen  Klassenkampfer 
von  den  staatlichen  Institutionen,  in  denen  ihre  Vertreter  bisher  so  fest  wur- 
zelten!  Wenn  man  die  Geschichte  der  Taktik  der  Sozialdemokratie  in  einen 
einzigen  .Satz  legen  will,  so  kann  man  sagen :  Diese  Geschichte  ist  die  Ge- 
schichte der  allmählichen  Anpassung  der  Sozialdemokratie  an  die  bestehenden 
politischen  Einrichtungen.  Die  Sozialdemokratie  negiert  zuerst  im  Prinzip 
das  Parlament  und  lebt  sich  dann  nach  und  nach  in  alle  Einrichtungen  dieses 
Instituts  ein,  sie  meidet  anfänglich  die  auf  dem  Zensuswahlrecht  aufgebaute 
Gemeinde  und  organisiert  dann  die  Wahlen  zu  den  Gemeinden,  sie  rebelliert 
erst  gegen  den  staatlichen  Wohnungsrefonngedankcn  und  entwickelt  dann  die 
Grundzüge  einer  grosszügigen  staatlichen  Wohnungsreform,  kurz,  sie  schmiegt 
sich  auf  das  allerengste  an  die  eigenartigen  Institutionen  des  heutigen  Staates 
an  und  entfaltet  ihre  Kräfte  auf  dem  Boiien  der  Gesetze  dieses  Staates.  Und 
gerade  durch  ihre  ständige  Berührung  mit  dem  Boden  des  Gej^ebcncn  wachsen 
ihre  Kräfte  ins  Riesenhafte.  Der  Herakles,  der  sie  erdrücken  wollte,  musstc 
den  Moment  abpassen,  wo  sie  sich  vom  Erdreiche  loslöst  und  frei  über  den 
bestehenden  Einrichtungen  schwebt.  Fürwahr,  der  scheint  uns  ein  sehlechter 


Digitized  by  Google 


PAUL  KAMPFFMEYER  •  EINE  WIEDERGEBURT  DER  UNABHÄNGIQ-SOZIAUSTISCHEN  ETC  QgJ 

Berater  der  sozialdemokratischen  Partei  zu  sein,  der  ihr  diese  Befreiung  vom 
Boden  des  heutigen  Staates  und  seiner  Gesetze  anrät.    In  dem  Schlagwort 

von  dieser  Loslösung  vom  Staate  liegt  eine  Auflehnung  gegen  die  bisherige 
Taktik  der  Sozialdemokratie,  und  mit  Recht  sprachen  wir  deshalb  vorher  von 
der  revolutionären  Rcweg^ung  der  Berliner  Lokalorganisierten  als  von  einer 
Revolte  gegen  die  Taktik  der  Sozialdemokratie. 

HABEN  wir  nun*  die  neue  Bewegung  der  Lokalorganiderten  genügend  mit 
der  Bezeichnung  charakterisiert»  sie  sei  eine  aosge^rpchene  Emporang  gegen 

die  bisherige  Taktik  der  Sozialdemokratie?  Kdneswegs.  Neben  den  Sozial- 
revolutionären aus  den  eigenen  Reihen  erwachsen  der  Sozialdemokratie  auch 
aus  anarchistischen  Kreisen  leidenschaftliche  Angreifer.  Und  der  oberfläch- 
liche Beobachter  der  jetzigen  Bewegung,  der  in  den  Ideen  Dr.  Friedebergs  so 
manche  rein  anarchistische  Argumentation  aufleuchten  sieht,  ist  leicht  ver- 
führt,  diese  Bewegung  als  eine  ausgeaprodien  anarchistische  kurzer  Hand  ab- 
zutun.  Wir  müssen  der  neuen  Bewegung  fest  ins  Auge  schauen,  wenn  wir 
uns  nicht  über  ihren  wahren  Charakter  täuschen  wollen.  Und  blicken  wir  ihr 
scharf  ins  Angesicht,  so  erkennen  wir  alte,  uns  wohlvertraute  Gesichtszüge 
wieder:  die  eigenartigen  Züge  des  unabhängigen  SoMialismus.  Wenn  auch 
Dr.  Friedeberg  den  wohlbekannten  Jungen  neue,  anarchistische,  schwarze 
Mützchen  aufgesetzt  hat,  so  sind  diese  Mützchen  doch  nur  äussere  Zutat. 
Mit  recht  werfen  die  Führer  der  lokalorganisierten  Gewerkscliaftcn  den  Jungen 
die  neuen  Kopfbedeckungen  ab  und  stülpen  ihnen  wieder  die  sozialdemokrati- 
schen Schlapphüte  auf. 

DIE  neue  revolutionäre  Gewerkschaftsbewegung  stimmt  mit  der  alten  unah- 

hangtg-sosialistischcn  Bewegung  in  folgenden  grundlegenden  Punkten  überein: 
1.  in  der  Kritik  des  Parlamentarismus,  2.  in  der  abfälligen  Beurteilung  der 
alten,  zentralisierten  Gewerkschaften,  3.  in  der  hohen  Bewertung  ausscrparla- 
mentarischer  Massenbewegungen  (Maibewegung),  4.  in  der  geringen  Ein- 
achitzung  der  alhnShlidien  sozialölbnomischen  Reformarbeit,  5.  in  der  Pro- 
paganda einer  atheistischen  Weltanschauung,  6.  in  -der  Organisation  revo- 
lutionär-sozialistischer Gewerkschaften  zur  Beseitigimg  der  kapitalistischen 
Wirtschafts-  und  Staatsordnung  durch  den  Generalstreik. 

DIE  antiparlamentarischen  Ideen  Liebknechts  gingen  völlig  ungeschwächt  in 
die  theoretischen  Flugschriften  der  unabhängigen  Sozialisten^  wie  in  die 
Broschüre  Dr.  R.  Friedebergs  PttrUmentansntus  und  GemraUtretk  über.  Mit 
dem  gleichen  Nachdruck,  wie  Dr.  Friedeberg,  wiesen  die  unabhängigen 
Sosialisten  auf  die  Korruption  der  proletarischen  Bewegung  durch  den  Parla- 
mentarismus hin.    Dr.  Fritdeberg  betont : 

»Die  wahre  Persönlichkeit^  unserer  Vertreter  leidet,  sie  alle  haben  einen  Stich  weg, 
weil  sie  d»en  nicht  so  ^rechen  kjkmen,  wie  sie  m5diten,  da  ae  sonst  gar  tein 
Verständnis  linden  wurden.   Es  müssen  fortdauernd  Kon^romisse  gesddossen 

werden.« 

Der  Parlamentarismus  hat  nach  der  am  23.  August  beschlossenen  Resolution 
der  lokalorganisierten  Gewerkschaften  wohl  einen  weiten  Personenkreis  der 
Arbeiterschaft  zugeführt,  aber  nur  unter  Preisgabe  aller  wirklichen  Ziele  und 
der  Zukunftshoffnungen  des  Proletariats.  Und  die  gleiche  Sündenschuld  wird 
der  Neutralität  der  Gewerkschaft  auf  das  Konto  gesetzt. 

DIE  unabhängigen  Sosialisten  eiferten  mit  der  Leidenschaft  Friedebergs  gegen 
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die  sich  von  der  sozialistischen  Massenbewegung  abkehrende  Geistesrichtungf 
der  alten  Gewerkschaften.  Sie  prophezeiten  den  Zusammenbruch  der  engli- 
schen Gewerkschaftsbewegung  durch  das  Unterstützungswesen.  Sie  schlugen 
mit  Fäusten  auf  die  Scheidewand  ein,  die  die  englischen  Irade-Unionisten 
zwischen  der  sozialistischen  und  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  aufgeführt 
hatten.  Sie  klagten  die  englisdie  Ge¥^kscl»ftal>ewegiing  hauptsächlich  des- 
halb an,  weit  sie  ach  auf  dem  Boden  des  Lohnsystems  bewegte  und  nur 
Schlachten  gegen  einige  Missstände  dieses  Systems,  und  nicht  gegen  dieses 
selbst,  schlug.  In  einigen  Aufforderungen  der  unabhängigen  Sozialisten  an 
die  revolutionären  Arbeiter  Berlins  wurde  der  prinzipielle  Gegensatz  klargelegt, 
der  diese  Sozialisten  von  den  Zentralverbändlem  schied.  Die  Zentralverbände 
wurden  wegwerfend  als  blosse  Versicherungskassen  bezeichnet. 
EINE  rcvolutionär-sozialistisclie  Kundgebung  gegen  das  kapitalistische 
System  sahen  die  unabhängigem  Socialistcn  in  der  Maibewegung.  Sie  wurde 
wiederholt  als  die  wirksamste  und  bedeutungsvollste  Demonstration  des  Pro- 
letariats gegen  die  kapitalistische  Gesellschaft  und  deren  l^nrichtungcn  be- 
zdchneL  Wir  lesen  in  der  uwAl^gigsosialistisehen  Zeitung  Der  Sozialist: 

•Hier  stellen  die  Massen  selbst  ihre  Forderungen  auf.  Sie  feilschen  nicht  mit 
den  Gegnern  um  kleine  Zugeständnisse,  sie  fordern  nur  und  protestieren.  Statt  mit 
der  bürgerlichen  Klasse  zu  unterhandeln,  werfen  sie  ihr  rücksichtslos  den  Fehde- 
handschuh hin.  Und  Mann  fiir  Mann  steht  in  eigener  Person  für  die  Forde- 
rungen der  sozialistischen  Arbeiterschaft  ein:  es  gibt  keine  R^räsentation  und 
keine  Vermittdang.  Kurz,  das  Proletariat  tritt  hier  durchaus-  als  revolutionäre 
Klasse  auf.« 

Und  in  den  gleichen  Ideengängen   bewegt   sich  Dr.  Friedeberg  in  seiner 

Broschüre  Parlamentarismus  und  Generalstreik : 

»Die  Maifeier  ist  gerade  ein  enorm  wichtiger  Punkt  in  der  Gewerkschaftsbewegung, 
sie  ist  vielleicht  die  einzige  revolutionäre  Massenbandlung.  die  wir  heute  haben  .  .  . 

Wenn  aber  die  Arbeiter  aucli  nur  an  einem  einzigen  Tage  des  Jahres  dem  Kapi- 
talismus den  Fehdehandschuh  ins  Gesicht  werfen,  wenn  sie  die  Kraft  haben  zu 
erklären:  nein,  an  diesem  Tage  will  ich  nicht  fronden.  ich  will  selbst  bestimmen, 
w^nn  ich  arbeite,  dann  ist  das  ein  Aufsagen  der  Rotmässigkcit  dem  Kapitalismus 
gegenüber,  ein  Zeichen  dafür,  wie  weit  das  Klassenbewusstscin  im  deutschen  Prole- 
tariat gediehen  ist« 

SCHIER  unerschSpflidi  sprudelten  in  dem  Organ  der  UHobkängigen  SoMisten 

die  spöttischen  und  bissigen  Bemerkungen  über  die  kleinliche  soziale  Reform- 
arbeit der  sozialdemokratischen  Partei.  Diese  Arbeit  wurde  zumeist  als  eine 
elende  soziale  Flickschusterei  verhöhnt.  Die  im  Parlamente  durchgesetzten 
Zwergreformen  zogen  nach  der  Ansicht  des  Sozialisten  überdies  den  Blick 
des  Proletariats  von  den  grossen  revolutionären  Zielen  des  Sozialismus  ab.  In 
der  Resolution  der  lokalorganisierten  Gewerkschaften  heisst  es: 

»Die  parlamentarischen  Scheinerfolge,  wie  auch  die  vielfach  erfolgte  Besserung  der  ' 
Lebenshaltung  können  über  die  Rückschritte  im  Klassenkampf  nidit  hinwegtäuschen, 
da  die  ersteren  vomdimtich  dem  Zurückstellen,  last  sogar  Verleugnen  aller  revo- 
lutionären Ziele,  die  letzteren  der  überaus  günstigen  wirtscfaaftlidien  Gcsamtent- 

wickelung  Deutschlands  zu  verdanken  sind.« 

DER  unabhäni^ige  Sozialismus  machte  einen  dicken  Tintenstrich  durch  die 
sozialdemokratische  Programmforderung  Erklärung  der  Religion  sur  Privat- 
sache. Er  predigte  rückhaltlos  den  AUidsmus.  Die  Resolution  der  lokal- 
organisierten Gewerkschaften  huldigte  dem  GrundsaU  Kein  Gott,  kein  Herr! 
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und  propagierte  eine  revolutionäre  glaubenslose  Wdtansdiauung.  Dr.  Friede- 
berg hob  mit  Nachdruck  hervor: 

»Wir  haben  fallt-n  lassen  die  vollständige  Freiheit  und  Wahrheit  der  Persönlichkeit, 
denn  wir  haben  in  unser  Proeramm  aufgenommen,  dass  Religion  Privatsache  isL 
W^enn  unser  lindziel  die  völlige  persönliche  Freiheit  ist,  dann  können  wir  keine 
Religion  gebrauchen.«  ' 

GERADEZU  verblüffend  ist  aber  die  Obereinstimmting  der  unabhängigen 
SoMkiistfn  und  der  lokaliatlschen  Gewerkschaften  in  der  prinzipiell  wichtigen 
Frage  der  Organisation  der  revolutionär-sozialistischen  Gewerkschaften.  Nach 
einer  neuen  Taktik  schreien  beide  Richtungen  mit  ^^^anzcr  Lungenkraft;  denn 
die  bisherige,  der  allmählichen  Umwandlung  der  ökonomischen  Verhältnisse 
zugewandte  Taktik  führe  ja  nicht  zum  Ziele.  Die  politische  Gesetzgebung  kann 
nach  Ansicht  der  unabhmigigen  Sosiaiisten  nur  der  bernts  geschaffenen  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Macht  der  Arbeiterklassen  einen  gesetzlichen  Aus- 
druck verleihen.  Die  Gesetzgebung  kann  diese  Macht  nicht  von  oben  erst 
schaffen.  Ausserhalb  der  Parlamente  haben  die  sozialistischen  Gewerk- 
schaften die  Massen  zu  organisieren.  Die  Gewerkschaften  müssen  rcvolutionär- 
sozialistisdie  Wirtschaftskämpfe  gegen  den  Bestand  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft führen.  Politische  Ereignisse  kommen  fnr  die  revoluticmare  Gewerk- 
schaftspressc  nur  insofern  in  Frage,  als  sie  besdnimte  grosse  Klasseninter- 
essen der  Arbeiter  berühren.  Indem  die  Gewerkschaften  so  durch  eine  prin- 
zipiell geschriebene  Presse  die  Ideen  des  Sozialismus  unter  die  Massen  werfen, 
erfüllen  sie  vollkommen  die  Aufgabe,  die  vorher  der  politisch  gehaltenen  Presse 
und  den  politischen  Vereinigungen  au  teil  wturde.  Ausserdem  aber  fassen 
die  Gewerkschaften  die  Arbeiter  zu  starken  wirtschaftlichen  Organisationen 
zusammen,  die  ihren  Forderungen  auch  ökonomisch  einen  Nachdruck  zu 
geben  wissen.  Was  hilft  auf  die  Dauer  der  Arbeiterklasse  das  Lamentieren 
in  der  Presse  und  das  Protestieren  in  den  Versammlungen,  wenn  sie  nicht  über 
die  nötigen  Machtmittel  verfügt,  um  ihre  Forderungen  durchzusetzen?  Und 
über  diese  Machtntitlel  verfügen  starke  sozialtstisdie  Gewerkschaften.  Sic 
setzen  die  grossen  Produktionsgruppen  zusammen,  sie  können  das  RSderwerk 
der  Produktion  zum  Stillstand  bringen.  Alle  IVLTSscnhandlungen,  die  sich  gegen 
die  wirtschaftlichen  Fundamente  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  gegen  das 
heutige  System  von  privatwirtschaftlichen  Ausbeutungsrechten  und  Verbindlich- 
keiten riditen,  sind  geradezu  todbringend  für  die  bürgerliche  Gesellschaft 
MIT  diesen  unabhängig-sozialistischen  Ideengängen,  die  ich  wörtlich  meiner 
eigenen  unabhängigen  Gewerkschaftsbroschüre  vom  Jahre  1892  entnahm,  ver- 
gleiche man  die  Ausführungen  der  revolutionären  Gewerkschaftsresolution  vom 
23.  August  1905.   Wir  lesen  da: 

»Nicht  das  Parlanicntieren  mit  den  Gegnern  und  das  Erringen  von  Augcnblicksvor- 
tdlen  darf  jetzt  im  Vordergrunde  stehen,  sondern  die-  Umwandlung  der  für  den 
wtrtschaltHchen  Kampf  beruflich  organisierten  Proletarier  zu  Klassenkämpfem,  ihre 
Loslösung  vom  heutigen  Klassenstaat,  dessen  Gesetzen  und  Institutionen  .  .  .  Par- 
lamentarismus und  Ncutralitiit  der  Grewerkschaftcn  haben  zwar  einen  weiten  Per- 
sonenkreis der  Arbeiterbewegung  zugeführt,  aber  nur  unter  Preisgabe  aller  wirk- 
lichen Zide  und  der  Znleunftshoffnungen  des  Proletariats.  Ein  völliger  Front- 
wechsel in  der  Verwendung  der  materiellen  wie  geistigen  Kräfte  tut  not,  die  vor- 
nehmlich für  Vertiefung  des  Klassenkampfcharakters  der  Bewegung  verwendet 
werden  müssen.  Der  Klassenkampf,  der  kehi  politischer,  sondern  ein  wirtschaft- 
lidier  und  pqrcfaoloiisdier  (Revolntkmienmg  der  Köpfe)  ist,  muss  sein  «nheil* 
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Hches  Gepräge  wiedererhalten  durch  Bildung  von  sozialistischen  Klassenkampf- 
Organisationen,  die  unter  Zusammenfassung  und  Heranbildung  wahrhaft  revolutio- 
närer Elemente  sowohl  den  auf  Verbesserung  der  Lebenshaltung  tntd  Arbdtsbedin- 
gungen  gerichteten  Tageskampf  führen,  wie  auch  die  Träger  des  ganzen  auf  Um- 
sturz der  Klassenherrschaft  gerichteten  Befreiungskampfes  sind.  Der  auf  der 
Ausbeuttmg  der  Arbeitskraft  des  Proletariats  als  Klasse  anligebante  IQiiNtaKsmtw 
kann  nur  gestürzt  werden  durcli  Eiit;:ielning  und  Verweigerung  dieser  Arbeits- 
kraft seitens  der  ganzen  proletarischen  Klasse.  Ihren  Ausdruck  finden  die  dahin 
geriditeten  Bestrebungen  in  der  Idee  des  Generalstreiks  und  der  Agitation  für 
den  sdbeM 

DER  unabhängige  SosiaUtmus  und  der  heutige  Berliner  revolutionäre  Gewerk- 
schaftssozialismus stimmen  vor  allem  in  folgenden  gnmdlegenden  Gedanken 
überein : 

1.  Innerhalb  der  kapitalistischen  Wirtschaftsform  ist  keine  nur  irgendwie  er- 
hebliche Verbesserung  der  Arbeiterlage  möglich. 

2.  Die  kapitalistische  Wirtschaftsform  lässt  sich  nicht  allmählich   in  die 

sozialistische  überführen,    Sie  muss  deshalb  zersprengt  werden. 
^,    Die  Zersprengung  der  kapitalistischen  Wirtschaftsform  wird  durch  revo- 
lutionär-sozialistische Gewerkschaften  in  der  Form  von  Generalstreiks  bewerk- 
stelligt. 

FASSEN  wir  die  ersten  beiden  Gedanken  lest  ins  Auge,  so  sehen  wir  sofort» 

dass  sie  noch  zum  Rüstzeug  des  radikalen  sozialistischen  Marxismus  gehören, 
überhaupt  streben  die  oppositionellen  Unterströmungen  in  der  Sozialdemo- 
kratie vielfach  eine  feste  Verbindung  mit  dem  Marxismus  an.  Namentlich  sucht 
der  unabhängige  Sosialismus  seine  direkte  Abstammung  vom  Marxismus  mit 
allem  Nachdruck  zn  erweisen.  Er  verkfindet  in  allen  Tonarten  die  Lehre  von 
der  Verschärfung  der  Gegensätze  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Mit  der 
\'crschärfung  der  Klapscn^cp;cnsätze  würde  immer  mehr  und  mehr  der  Boden 
für  die  Uiiterhaiuliuiig^en  mit  der  Bourgeoisie  schwinden,  und  immer  heftiger 
müsstc  der  Klassenkampf  entbrennen.    Im  Sozialisten  /icisst  es  wörtlich: 

>So  wird  das  Proletariat  im  steigenden  Masse  gezwungen,  der  herrschenden  Klasse 
gegenüber  eme  rein  abwehrende  Taktik  einzuschlagen;  die  positive  Arbeit  an  der 
Gesetzgebung  wird  mehr  denn  je  zur  Unmöglichkeit.« 

Wenn  man  im  Parlamente  also  nichts  Erspriesslichcs  im  Tntcrcsse  der  Ar- 
beiterklasse erreicht,  so  bedeutet  der  Aufwand  von  Mühe  und  Geld  für  die  par- 
lamentarische Tätigkeit  eine  heillose  Verschwendung.  Entbehren  denn  diese 
Gedantoi,  so  missen  wir  uns  mit  Recht  fragen,  so  ganz  aller  Logik? 
Wenn  nur  die  Eroberung  der  ganzen  Staatsgewalt  durch  das  Proletariat  die 
Grundlage  für  eine  fruchtbare  scvi;ile  Umgestaltung  bildet,  weshalb  WcSi  man 
da  nicht  direkt  auf  den  Sturz  der  Staatsgewalt  hinarbeiten  und  /war  um  so 
mehr,  als  der  Einfluss  der  Kapitalistenklasse  ja  im  Staate  steigt  und  steigt? 
Man  setzte  daher  in  den  unabhängig-sostalistischen  Kreisen  sein  Heil  einzig 
auf  die  revolutionäre  Entfaltung  der  Massenkraft  in  der  Form  eines  General» 
Streiks. 

DTE  \^erschärfung  der  Klassengegensätze  und  die  wachsende  politische  Ohn- 
macht des  Proletariats  stehen  allerdings  nicht  auf  dem  gleichen  Blatte.  Und 
deshalb  konnte  auf  dem  Parteitag  in  Jena  der  eifrigste  Verkünder  der  Lehre 
von  den  wachsenden  Klassengegensätzen,  der  Genosse  August  Bebel,  mit  einem 
^wissen  Recht  ein  hohe^  ein  wahrhaft  berauschendes  Lied  auf  die  wachsende 
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Macht  des  Proletariats  singen.  Die  betrübende  Aussicht  auf  eine  ununter- 
brochene Reihe  zunehmender  politischer  Knechtschaftsjahre  der  Arbeiterklasse 
schwand  vor  dem  glühenden  Optimisnitts  Bebels  dahin.  Vfir  sahen  die 
Arbeiterklasse,  diese  gewaltige  Grundlage»  die  die  grosse  gesellschafUicfae 

Pyramide  trägt  und  durch  ihre  eigenen  Bewegungen  so  leicht  ersdlüttern  kann, 

sich  ins  Gigantische  ausdehnen.  Die  Verschärfung  der  Klassengegensätze  be- 
deutet nicht  notwendig  die  zunehmende,  den  Staat  willkürlich  beherrschende 
Macht  der  Kapitalistenklasse. 

DER  sozialdemokratische  RaäikalümMs  Stdit  zumeist  heute  noch  auf  dem 

Standpunkt,  dass  der  Kapitalismus  wirtschaftlich  tud  sozial  immer  mächtiger 
wird  und  immer  rücksichtsloser  die  Staatsgewalt  in  seinen  Dienst  presst.  Bei 
diesem  Stand  der  Dinge  darf  selbstverständlich  weder  von  einer  erheblichen 
wirtschaftlichen  Verbesserung  der  proletarischen  Lage,  noch  von  einem  wirk- 
lichen politischen  Fortschritt  der  Arbeiteridasse  in  der  kapitalistischen  Wirt- 
schaftsordnung die  Rede  sein.  Bei  diesem  Stand  der 'Dinge  müssen  wir  uns 
im  Ernste  auf  eine  Sozialrevolutionäre  Katastrophe,  auf  eine  Erhebung  der 
politisch  und  ökonomisch  immer  stärker  unterdrückten  Arbeiter  vorbtreitcn. 
Und  diesen  notwendigen  Konflikt  stets  im  Auge,  steuerten  die  utiabhäti^i^iicn 
Sosialisten,  steuern  die  heutigen  revolutionären  Gewerkschaftssozialisten  bewusst 
auf  diesen  Konflikt  selbst  zu.  Verdienen  unsere  heutigen  Gewerkschafts- 
sozialisten wegen  dieser  ihrer  rücksichtslosen  Konstquc-nzzieherei  aus  der 
Partei  hinausgeworfen  zu  werden?  Die  gewöhnlichen  Minrichtungsmethoden 
j;egcn  Rebellen  sind  am  wenigsten  ht-i  grossen  geistigen  Bewegimgen  am 
Platze.  Man  wirft  keine  Ideen  dadurch  zu  Boden,  dass  man  die  Träger  der 
selben  brutal  in  den  Boden  stampft.  Man  schicke  sich  zu  dner  eingehenden 
und  gründlichen  Widerlegung  der  für  falsch  erkannten  Rebellengedanken  an, 
dann  wird  man  auch  der  logisch  denkenden  Rebellen  selbst  Herr  werden ! 
DER  sozialistische  Radikalismus,  der  von  der  wachsenden  Macht  des  Kapi- 
talismus in  der  Wirtschaft  und  im  Staate  redet,  muss  eigentlich  seine  Sache 
verloren  geben.  Wie  können  denn  Arbeiter,  die  immer  stärker  geknebelt  und 
dadurch  notwendig  m  einen  Zustand  wirtschaftlidier  und  politischer  Ohnmacht 
versetzt  werden,  die  nötige  Kraft  zur  Xiederwerfung  des  Kapitalismus  be- 
sitzen? Nur  der  Starke  kaini  in  tiiicm  Ringkampf  um  die  Macht  den  Sieg 
an  seine  Fersen  heften.  Gegen  einen  üheniuiclitigen  Gegner  will  also  das 
Proletariat  in  einem  Kampfe  um  die  ganze  Staatsgewalt  ausholen?  Ist  dieser 
Kampf,  so  fragt  man  sich,  von  Seiten  der  Arbeiterklasse  nicht  zum  mindesten  ein 
Glüdcsi^el?  Glückspiele  sollten  aber  nicht  nur  im  bürgerlichen,  sondern  auch 
im  |u,]itischen  Leben  verboten  sein. 

DER  unabhängige  Sozialismus  imd  der  heutige  revolutionäre  Gewerkschafts- 
sozialisnuis  sehen  nun  in  der  wachsenden  Möglichkeit  eines  Generalstreiks  eine 
steigende  Zunahme  der  wirtschaftlichen  Macht  der  Arbeiterklasse.  Die  Be- 
deutung einer  Stillsetzung  der  Betriebe  durcfi  die  Arbeiter  ist  sozialpolitiscb 
von  den  unabhängigen  SosiaUsten  masslos  überschätzt  worden.  Eine  der- 
artige Stillsetzung  räumt  mitunter  den  Arbeitern  niclu  die  geringste  Ent- 
scheidungsgewalt über  die  IJetrie^^verhältnisse  der  Unternehmer  ein.  Die 
Räder  der  Maschinen  ruhen,  die  Arbeiter  hungern  einige  Zeit  und  kehren  dann 
völlig  gebrochen  in  die  Werkstatt  zurttdc  Der  Streik  wirkt  mitunter  nicht 
anders  als  ein  Elementarereignis,  das  den  Arbeitsprozess  einmal  gewaltsam* 
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unterbricht  Die  hochgehenden  Wasserwogen  —  wörtlich  und  bildlich  ge- 
nommen —  verlaufen  sich,  und  die  Fabrikpfeife  ruft  wieder  die  Arbeiter  zum 
Scluuueen.  Uber  eine  wirtschaftliche  Machtposition  geUeten  die  Arbeiter  erst 
dann,  wenn  sie  als  einfliissreiche  Organe  b'ci  der  Regelung  der  Betriebs-  und 
Arbeitsverhältnisse  offen  von  den  Unternehmern  anerkannt  werden  imd  tat- 
kräftig hei  (lieser  Regelung  mitwirken,  wenn  sie  den  Herrn  im  Hause  bereits 
durch  den  konstitutionellen  Fabrikunternehmer  ersetzt  haben.  Diese  ökono- 
mische MachQiosition  erwerben  sich  die  Arbeiter  aber  nicht  dnrdi  einen 
Handstreich,  sondern  durch  eine  lange  Reihe  wohlüberl^er  und  geschickt  ge- 
führter Kämpfe  gegen  das  Unternehmertum. 

HINTER  den  Streiks  miiss,  sollen  sie  zu  wirklichen  Dauererfolgen  führen, 
die  Phalanx  wirtschaftlich  wohlgerüsteter,  ökonomisch  starker  Arbeiter 
stehen.  Hinter  einem  stegversprechenden  Generalstreik  muss  sich  eine  starke 
wirtschaftliche  und  politische  Macht  der  Arbeiter  aufbauen.  Hinter  den  zer- 
schossenen Barrikaden  des  Bürgertums  erhoben  sich  die  unversdirten  Fabriken, 
Bankhäuser,  Warenhandlungen  des  selben,  kurz,  die  ganze  massive  wirtschaft- 
liche Macht  dieser  Klasse.  Nur  wenn  konstitutionelle  Fabriken,  genossen- 
schaftliche Grossunternehmungen,  kommunale  und  staatliche  Betriebe  unter 
dem  Kommando  der  Arbeiteridasse  stehen,  wenn  steh  der  Einfluss  dieser 
Klasse  in  allen  politischen  und  sozialen  Körperschaften  machtvoll  entfaltet, 
dann  ist  der  Generalstreik  mehr,  als  eine  leere  Drohung,  dann  spricht  er  tat- 
sächlich das  aus,  was  ist :  die  ökonomische,  politische  und  soziale  Überlegen- 
heit der  Arbeiterklasse  über  die  Kapitalistcnklasse. 

WIR  sprechen  hier  nicht  von  dem  politischen  Demonstrationsstreik,  wie  ihn 
die  Resolution  des  Jenaer  Parteitags  als  ein  wirksames  Machtmittel  gegen  alle 
Anschläge  auf  das  allgemeine  Wahlrecht  oder  das  Koalitionsrecht  den  Arbeitern 

»gegebenenfalls«  vorschlug.  >Wir  kämpften  doch  nicht  um  Utopistercien«,  rief 
Bebel  in  Jena  mit  eindringlicher  Stimme,  tnicht  um  Forderungen  des  Zu- 
kuniistaates.  Wir  glauben  nicht,  dass  wir  die  bürgerliche  Gesellschaft  mit  dem 
Generalstreik  aus  den  Angeln  hd>en  können,  sondern  wir  kämpfen  um  ganz 
reale  Rechte,  die  Lebensnotwendigkeiten  für  die  Arbeiterklasse  sind  . . .«  Und 
selbst  für  das  Gelingen  eines  solchen,  in  seinen  Zielen  eng  begrenzten  Streiks 
bezeichnete  Bebel  als  notwendige  Vorbedingung  den  Ausbau  der  politischen  und 
gewerkschaftlichen  Organisation  und  eine  erweiterte  und  vertiefte  Aufklärung 
der  Massen.  Für  einen  politischen,  mit  machtvollen  Organisationen  durch- 
geführten Massenstreik  bin  ich  dienfalls  in  dieser  Zeitschrift  eingetreten,  und 
Genosse  Bebel  irrte  in  der  Tat,  als  er  mir  in  Jena  vorwarf,  dass  ich,  der 
frühere  eifrige  Proprit^andist  für  den  Generalstreik,  jetzt  nicht  einmal  einen 
Massenstreik  zur  Abwehr  g^en  ein  Attentat  auf  das  aligemeine  Stimmrecht 
für  notwendig  hielte. 

WIE  kann  aber  die  arbeitende  Klasse  das  staatliche  Bollwerk  des  Kapitalismus 
erobern  ?  Doch  wohl  nur  dadurch,  dass  sie  aus  allen  bedrfickten  Schichten  der 

Gesellschaft  Rekruten  für  ihr  Erobererheer  aushebt.  Schon  das  Erfurter  Pro- 
gramm der  Sozialdemokratie  verkündete  dem  gesamten  Menschengeschlecht 
die  Befreiung  von  allem  Druck  und  aller  Ausbeutung.  Dieses  Programm  be- 
kämpft eben  nicht  bloss  die  Ausbeutung  und  Unterdrückung  der  Lohnarbeiter, 
sondern  jede  Art  der  Ausbeutung  und  Unterdrückung.  Der  Sozialianus  er- 
scheint somit  nicht  nur  als  eine  besondere  Klassensache  der  Lohnarbeiter,  son- 
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dem  als  eine  allgemein  menschliche  Kulturangelegenheit,  als  ein  Lebensinter- 
esse aller  Unterdrückten  und  Au^nebeuteten  fiberÜanpt   Es  bleibt  uns  daher 

unverständlich,  weshalb  unsere  revolutionären  Gewerk'^cliaftssozialisten  nur 
die  Lohnarbeiter  der  Gewerkschaften  in  den  pressen  Befreiungskampf  der 
Unterdrückten  einstellen  wollen.  Der  Sozialismus  kann  nur  dann  triumphieren, 
wenn  sein  wirtschaftliches  und  politisches  Programm  wirklich  zu  einer  Willens- 
kundgebung der  grossen  Mdurheit  der  Bevölkerung  geworden  isL  Glaubt  denn 
selbst  eine  nach  Millionen  zahlende  Lohnarbeiterschaft,  in  einem  Generalstreik 
der  fiberwältigenden  Mehrheit  von  Niditsosialisten  ihren  Willen  anfewingen 
zu  können? 

WIR  sehen  gar  keine  andere  Möglichkeit  für  einen  entscheidenden  Sieg  der 
Arbeiterklasse  über  das  Bürgertum,  als  wenn  sie  sich  zu  einer  wirtschaftUchen 
Grossmacht  entwickelt  und  sich  zum  Sprachorgan  der  Majorität  der  Bevölke- 
rung in  allen  staatlichen,  kommunalen  und  sozialen  Körperschaften  macht. 
Wir  sehen  mit  einem  Wort  den  Triumpf  des  Sozialismus  nur  in  der  Pflege 
der  bisherigen  Propagandamelhoden  der  Sozialdemokratie:  in  dem  allmählichen 
Ausbau  der  Gewerkschaften  zu  wirklichen  ökonomischen  Machtinstrumenten 
der  Arbeiterklasse,  in  der  Durchsetzung  aller  staatlichen,  kommunalen  und 
öffentlichrechtlichen  Einrichtungen  mit  Vertretern  der  Sozialdemokratie  und 
in  der  Propaganda  für  die  sozialistische  Weltanschauung  in  den  Kreisen  aller 
Unterdrückten  und  Ausgebeuteten. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDUARD  BERNSTEIN  •  KLASSE  UND  KUSSEN- 
KAMPF 

N  allen  Kämpfen,  wo  Menschen  einander  gruppiert  gegenüber- 
stehen, spielen,  soweit  wir  sie  geschichtlich  zurückverfolgen  können, 
gewisse  Losungsworte  oder  Losungszeichen  eine  hervorragende  Rolle. 
Der  reflektierende  Mensch  liebt  es,  seinem  Kampf  eine  übertragene 
Bedeutung  zu  geben,  auch  ist,  wo  nicht  Menschen  Tieren  gleich 
gegen  einander  gefuhrt  werden,  ein  einigermassen  zusammenhängender  Massen- 
lampf  ohne  Zuhilfenahme  von  symbolischen  oder  qrmbolisierenden  Begriffen 
schwer  zu  stände  zu  bringen.  Individuen  oder  kleinere  Gruppen  können  mit 
vollem  Bewusstsein  Kämpfe  um  rein  materielle  Interessen  als  das,  was  sie 
sind,  imternehmen  und  durchführen;  wird  die  Gruppe  grösser,  so  ist  deren 
Zusammenhalt  und  die  freiwillige  Aufopferung  ihrer  Glieder  nur  dadurch 
zu  sichern,  dass  mit  dem  Kampf  ein  ideologisches  Interesse  verbunden  wird: 
Ruhm,  Ehre,  Macht  des  Geschlechts,  Stammes  und  später  der  Nation,  der 
Ruhm  oder  auch  die  Macht  von  Gottheiten  oder  Kultusstättcn.  von  hoch- 
geachteten Führern  oder  Herrschern,  von  religiösen  Ideen  oder  Rechts-  etc. 
-idealen.  Unter  Heranziehung  von  allen  möglichen  Vorstellungen  dieser  Art 
oder  getrieben  durch  sie  kämpft  die  Menschheit  seit  uralten  Zeiten  ihre 
grossen  und  kleinen  Kämpfe.  Auf  niederen  Stufen  versinnbildlicht  sie  sie  sich 
durch  grobmaterielle  Symbole  oder  Fetische,  die  zunächst  m"it  besonderer 
Vorliebe  aus  der  Tierwelt  genommen  werden,  dann  greift  man  zu  Nach- 
bildungen von  Menschen,  später  leisten  Abzeichen  aus  der  Pflanzenwelt  oder 

55» 


Digitized  by  Google 


858 


EDUARD  BERNSTEIN  •  KLASSE  UND  KLASSENKAMPF 


auch  blosse  Farbenzeichen  den  erforderlicbcn  Dienst,  und  schliesslich  treten 
Worte  an  die  Stelle  der  Bildnisse  und  Farben  oder  wechseln  mit  ihnen  in  der 
Aufgabe  ab,  die  für  die  Bedürfnisse  des  Kampfes  erforderlichen  Vorstellungen 
und  Stunmangen  auszulösen. 

OB  die  Menschheit  jemals  über  diesen  Symbolismus  völlig  hinauskommen 

wird,  mag  der  speknlativcn  Betrachtung  überlassen  bleiben;  dass  wir  ihn 
heute  selbst  in  den  vorgeschrittensten  Kulturländern  noch  nicht  über- 
wunden haben,  zeigt  ein  Blick  auf  das  Kampfleben  dieser  Länder.  Wohin 
sich  das  Auge  da  wendet,  begegnen  wir  noch  der  Tendenz  zur  symholistischen 
Umldeidnng  oder  Verkleidung  der  geführten  Kämpfe  oder  empfundenen  Gegen- 
sätze. Kämpften  clicn^als  die  Wölfe  gegen  die  Reiher,  die  Söknc  Israels  gegen 
die  Kinder  Baals,  (Kr  Heerbann  der  JJlic  gegen  den  Heerbann  der  Rose,  die 
Partei  der  Meergrünen  gegen  die  Partei  der  Blauen,  stürzte  man  sich  unter 
Rufen,  wie  Gott  und  die  heilige  Jungfrau!,  Rom  und  die  heüige  Kirche!, 
Luther  und  das  Bvongeliutnl  in  die  Schlacht,  so  gruppiert  man  sich  heute» 
neben  der  Beziehung  auf  konkrete  Forderungen,  unter  Anrufung  von  AU- 
gemcinbegriffen,  die.  wie  zum  Beispiel  die  Begriffe  Volk,  Freiheit,  Gleichheit, 
verschiedener  Deutungen  fähig  sind  und,  wenn  sie  sich  in  einer  bestimmten 
Deutung  einbürgern,  gleich  dem  ersten  besten  Götzen  eines  Negerstammes 
zum  Fetisch  werden,  dem  das  objdctiv  prüfende,  realistische  Denken  ^nun 
Opfer  mit 

GEGEN  diese  Tendenz  zum  Hypostasieren  von  Begriffen  zogen  seinerzeit 
mit  besonderer  Schärfe  die  X'äter  der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
zu  Felde.  Ihr  galt  ein  gtiter  Teil  der  heftigsten  Angriffe,  die  Marx-Engels 
jn  ihren  ersten  Schriften  gegen  die  literarischen  Wortführer  der  bürgerlichen 
linken  und  eine  Anzahl  von  Sozialisten  der  Epoche  gerichtet  haben.  Die 
Streitschrift  gegen  die  Bauers,  das  nachgelassene  Werk  gegen  Max  Stirner, 
die  Kritik  des  Kommunistischen  Manifestes  gegen  die  -.cahrcn  Sozicdisten  sind 
voll  des  blutigen  Hohns  über  den  Begriffsfetischismus,  der  bei  diesen  T.euten 
faktisch  oder  —  denn  es  lief  in  der  Polemik  viel  Übertreibung  mit  unter  — 
scheinbar  getrieben  wurde.  Ihm  stditen  Marx-Engels  die  Lehre  voni  Klassen- 
kampf als  Grundlage  einer  durchaus  realistischen  Auffassung  und  Bdiand- 
lung  der  politischen  Kämpfe  der  Zeit  gegenüber.  Inwieweit  sie  dabei  selbst 
wieder  Bcgriffsftiischismus  trieben,  soll  hier  nicht  weiter  untersucht  werden. 
Dass  die  Lehre  ein  grosser  Fortschritt  war,  ist  sicher  und  wird  heute  sa 
ziemlich  allseitig  zugegeben.  Aber  kein  theoretischer  Fortschritt  ist  davor 
geschützt,  eines  Tages  seinerseits  erkenntnisfeindlich  zu  wirken,  der  realistisch« 
wissenschaftlichen  Beurteilung  der  Dinge  Hemmnisse  zu  bereiten.  Es  braucht 
eben  nur  die  Wahrheit,  die  er  bedeutete,  als  letzte  Wahrheit  dogmatisch  auf- 
gefasst  zu  werden,  lun  selbst  wieder  zu  einem  Fetisch  zu  werden,  der,  statt 
die  Blicke  für  die  Wirklichkeiten  zu  scharfen,  sie  mehr  oder  weniger  ver- 
schleiert 

UNSER  Denken  ist  begriffsmässiges  Verbinden  und  Vei^ekhen.  Von  jeder 

Sache,  über  die  wir  denken,  büden  wir  uns  einen  Begriff,  und  Sache  der 
Wissenschaft  vom  Erkennen  ist  es.  festzustellen,  ob  und  inwieweit  unser 
Begriff  mit  der  Sache  selbst,  die  wir  uns  darunter  vorstellen,  übereinstimmt. 
Das  ist  nun  unter  anderem  dadurch  sehr  erschwert,  dass,  namentlich  in  den 
Geisteswissenschaften,  die  Begriffe  selbst  dem  Wechsel  tmterworfen  sind» 
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ihr  Gebrauch  daher  ein  verschiedenartiger  ist,  und  es  immer  erst  festgestellt 
werden  muss,  was  denn  nun  die  in  Frage  kommende  Allgemeinheit  überhaupt 
mit  ihm  für  eine  Vorstellung  verbindet.  Es  ist  eine  alltägliche  Erfahrung, 
<lass  Mensdien  oft  bis  zur  höchsten  Erbittening  über  eine  Sadhe  streiten,  bloss, 
weil  sie  ganz  Verschiedenes  darunter  verstehen  und  es  unterlassen  haben, 
sich  vorher  über  den  Begriff  selbst  auseinanderzusetzen. 

Sü  führen  unzählige  Menschen  heule  die  Worte  Klasse  und  Klassenkampf 
im  Munde  und  machen  sie  zum  Gegenstand  heftiger  Erörterungen  und  Partei- 
ungen.  Fragt  man  sie  aber»  was  sie  denn  unter  diesen  Begriffen  verstehen, 
ersucht  man  sie,  sie  genau  xu  bestimmen,  dann  wird  man  gar  manchen  in 
\'erlegenheit  bringen,  und  von  anderen  sehr  verschiedenartige  Antworten  er- 
halten. Dem  einen  scheint  die  Sache  vielleicht  mit  der  Gegenüberstellung 
von  Bourgeoisie  und  Proletariat,  dem  anderen  mit  der  von  Kapitalist  und 
Lohnarbeiter,  einem  dritten  mit  der  von  Besitzenden  und  Besitzlosen  erledigt, 
und  für  gewisse  Zwecke  sind  solche  ZweiteiluQgen  ja  auch  brauchbar.  Aber 
ein  Blick  auf  unsere  reichgcgiiederte  Gesellschaft  xeigt,  dass  für  eine  wissen- 
schaftliche, das  heisst  dem  Tatbestand  gennu  entsprechende  Betrachtung  der 
Dinge  diese  Zweiteilunj^'^en  absolut  ungenügend  und  irreführend  sind.  Und 
dass  es  sich  dabei  nicht  um  eine  blosse  Doktorfragc  handelt,  zeigen  die  sozialen 
und  politischen  ParteibÜduiigai  dat  G^;enwart,  die  sidi  durchaus  noch  nicht 
in  das  zweiteilige  Schema  einfügen  wollen.  Für  jede  Erörterung,  die  nicht 
an  der  plattesten  Oberfläche  haften  bleibt,  ist  es  absolut  unzulänglich. 
ANGESICHTS  dieses  Umstandes  miichte  es  als  das  Sicherste  erscheinen,  sich 
bei  den  Urhebern  oder  ersten  Ausarbeitern  der  Theorie  vom  Klassenkampf, 
bei  Marx-Engels,  Auskunft  zu  holen.  Aber  sobald  wir  dies  versuchen  tmd 
uns  in  ihren  Werken  näher  umschauen,  stossen  wir  auf  die  Tatsache  dass 
sie  diese  Begriffe  nicht  durchgängig  in  ein  und  der  selben  Deutung  brauchen, 
sondern  zu  verschiedenen  Zeiten  abweichend  erklärt  haben.  Tugan-Baranowskij 
hat  in  seinem  neuen  Buch  Theoretische  Grundlagen  des  Marxismus  neben 
anderen  Fragen  auch  diese  untersucht  und  festgestellt,  dass  Marx  in  der 
Epoche,  die  vom  der  Abfassung  des  Elends  dir  Philosophie  /1846/  bis  zur 
Verfassersdiaft  der  nach  seinem  Tode  unter  dem  Titel  Revolution  und  Konter" 
revolution  in  Deutschland  herausg^ebenen  Briefe  an  die  Nczl>  York  Tribüne 
/1852/  reicht,  <len  Begriff  Klasse  in  zwei  streng  unterschiedenen  Deutungen 
braucht,  das  eine  Mal  wirtschaftlich-sozial  und  das  andere  Mal  politisch-sozial, 
respektive  das  eine  Mal  nach  dem  objektiven  Merkmal  der  Lage  —  man  könnte 
auch  sagen:  des  Seins  — ,  das  andere  Mal  zugleich  nach  dem  subjektiven 
Merkmal  des  Bewusstseins,  und  zwar  eines  ganz  bestimmten,  in  sozial- 
politischer Stellungnahme  sich  äussernden  Bewusstseins.  Es  wird  dies  am 
besten  dadurch  illustriert,  dass  Marx-Engels  im  Kominunisttschen  Manifest 
als  ^nachsten  Zweck«  der  Kommunisten  »die  Bildung  des  Proleta- 
riats zur  Klasse«  bezeichnen.  Was  erst  gebildet  werden  soll  oder  muss, 
besteht  noch  nicht,  und  so  wäre  danadi  das  Proletariat,  wie  es  die  Kom- 
munisten damals  in  Deutschland  vorfanden,  obgleich  es  ökonomisch  schon  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  entwickelt  war,  noch  keine  Klasse  gewesen,  sondern 
sollte  eine  solche  erst  durch  den  Geist  werden,  den  ihm  die  Kommunisten 
einzuprägen  hatten.  Dass  der  Satz  in  der  Tat  so  gemeint  war,  geht  aus  einem 
Stuck  im  £lrfi(f  der  Philosophie  hervor,  wo  Marx  darl^;t,  wie  die  ökvniomischen 
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Verhältnisse  die  Masse  der  Bevölkerung  in  Arbeiter  mit  gemeinsamer  Situa- 
tioiij  gemeinsamen  Interessen  gegenüber  dem  Kapital  gemacht  haben,  und 
dann  .fortfährt:  »So  ist  diese  Masse  bereits  tint  Klasse  gegenüber  dem 
Kapital,  aber  nodi  nicht  für  sich  sdbst  In  dem  Kampf,  den  wir  nur  in 
einigen  Phasen  gekennzeichnet  haben,  findet  sich  diese  Masse  zusammen,  kon- 
stituiert sie  sich  als  Klasse  für  sich  selbst.  Die  Interessen,  welche  sie  ver- 
teidigt, werden  Klasscnintcresscn.  Aber  der  Kampf  von  Klasse  gegen  Klasse 
ist  ein  politischer  Kampf.c  Das  ist  so  deutlich,  dass  wir  andere  Stellen,  die 
für  die  selbe  Begriffsscheidung  spredien,  nicht  heranztaiehen  brauchen,  son- 
dern  dhnc  weiteres  Tugan-Baranowskij  zustimmen  können,  wenn  er  daraufhin 
solchem  Vorkommnisse,  wie,  dass  im  iS.  Brumairc  das  eine  Mal  die  Parzellcn- 
baucrn  F"rankrcichs  als  dessen  zahlreichste  Klasse  und  das  andere  Mal 
als  keine  Klasse  bezeichnet  werden,  nicht  als  logischen  Widerspruch,  son- 
dern als  Nachlässigkeit  der  Ausdrudcsweise  betrachtet  wissen  will.  Es  werden 
zwei  verschiedene  Phasen  in  der  Klassenentwickelang  imterschieden,  und  nur 
in  der  zweiten  Phase,  wo  Bewusstsein  und  Kampfgemeinschaft  zum  ökono- 
mischen Sein  hinzukommen,  ist  die  durch  gemeinsame  Situation  und  gemein- 
same Interessen  abgegrenzte  Vielheit  für  Marx  eine  Klasse  im  eigentlidien 
Sinne  dines  Wortes.  In  der  ersten  Phase  ist  sie  nur  erst  KUuse  an  sich, 
AN  der  Logik  dieser  Unterschddui^r  ist  nicht  zu  rütteln.  Etwas  anderes  aber 
ist  es,  ob  es  sachlich  berechtigt  war,  sie  in  dieser  Weise  in  den  sozialstatischen 
Begriff  Klasse  hineinzutragen.  Und  das  wird  man  bestreiten  müssen.  Es 
steht  jedem  frei,  für  einen  neuen  Begriff  ein  neues  Wort  zu  bilden,  damit 
vermehrt  er  gegebenenfalls  den  Reichtum  der  Sprache.  Er  macht  sie  aber 
arm  und  verursacht  die  ärgste  Konfusion,  wenn  er  willkürlich  in  ein  schon 
in  bestimmtem  Sinne  gebrauchtes  Wort  einen  anderen  spezifischen  Sinn  hinein- 
legt. Solche  Sprachwillkür  ist  entschieden  zurückzuweisen.  Marx  wirft  hier 
ohne  Not  die  Begriffe  Klasse  und  Partei  durcheinander.  Klosse,  im  Sinne 
von  Gesellschaftsklasse,  ist  ein  wirtschaftlich-sozialer  Begriff,  für 
dessen  Bestimmung  die  objektiven  wirtschaftlichen  und  recht- 
lichen Merkmale,  und  nur  sie,  massgebend  sukt.  Das  Verhalten  einer 
Klasse  ist  für  die  Feststellung  ihres  Vorhandenseins  ganz  nebensächlich.  Dies 
insbesondere  vom  Standpunkt  der  materialistischen  Geschichtsatif fassung  aus, 
welche  doch  gerade  die  Ideologie  der  Klasse  aus  ihren  gesellschaftlichen 
Existenzbedingungen  ableitet.  Was  Marx  mit  seiner  Unterscheidung  meinte, 
ist  natürlich  Idar,  nämlich,  dass  ehie  Klasse  erst  dann  auf  der  vollen  Höhe  ihrer 
Entwickelung  angelangt  sei,  wenn  sie  ihre  Gegensätzlichkeit  gegen  andere 
Klassen  in  ihrer  ganzen  geschichtlichen  Trag^weite  begriffen  habe  und  im 
bewussten,  zusammenfassenden  Kampf  zum  Ausdruck  bringt.  Dieser  Gedanke 
konnte  aber  sehr  viel  deutlicher,  unmissverständlicher,  durch  ein  zusammen- 
gesetztes Wort  bezeichnet  werden,  als  durch  eine  Phraseologie,  wo  &a  und 
das  selbe  Wort  abwechselnd  in  ganz  verschiedenem  Sinne  gebraucht  wird.  Am 
Abschluss  seiner  damaligen  Entwickelung.  in  seinen  Briefen  an  die  New  York 
Tribüne  über  die  europäische  Revolution  liraucht  Marx  das  Wort  Klasse  ganz 
richtig  in  seinem  allgemein  uhlichcii  Sinne  und  unterscheidet,  wie  Tugan- 
Baranowskij  feststellt,  für  das  damalige  Deutschland  acht  Gesellschaftsklassen 
kurzer  Haml  nach  ihren  wirtschaftlich-sozialen  Merkmalen. 
MAN  kann  überhaupt  bezweifehi,  ob  Marx  später  den  bezeichneten  Doppd- 
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getirauch  des  Wortes  KUuse  innerlich  festgehalten  hat.    Im  dritten  Band 

Kapital,  der  Anfang  der  sechziger  Jahre  entstand,  kommt  Marx  im  Schluss- 
kapitel auf  (las  Thema  von  den  Klassen  zurück  und  stellt  die  Frage:  »Was 
bildet  eine  Klasse?«  Leider  erhalten  wir  seine  Antwort  nur  zum  kleinen 
Teil,  denn  das  Kapitel  ist  unvollendet  geblieben.  Wir  ersehen  nur  so  viel,  dass 
Marx  Lohnarbeiter,  Kapitalisten  vnd  Grondeigentämer  die  »drei  grossen 
Klassen  der  modernen,  anf  der  lö^italistischen  Produktionsweise  beruhenden 
Gesellschaft«  nennt  und  sie  zunäciüt  bestimmt  werden  lässt  durch  die  »Die- 
selbigkeit  der  Revenuen  und  Revenuenquellen« :  Arbeitslohn,  Profit  und  Grund- 
rente, beziehungsweise  Verwertung  von  Arbeitskraft,  Kapital  und  Grund- 
eigentum. Welche  Ableitung  aber,  wie  Marx  hinzusetzt,  allein  noch  nicht 
genüge.  Denn  sonst  würden  zum  Beispiel  Arzte  und  Beamte  auch  swei 
Klassen  bilden,  da  sie  zwei  unterschiedenen  gesellschaftlichen  Berufen  ange- 
hören, bei  denen  »die  Revenuen  der  Mitglieder  von  jeder  der  beiden  aus  der 
selben  Quelle  f Hessen«.  Das  selbe  würde  »für  die  unendliche  Zersplitterung 
der  Interessen  und  Stellungen  gelten,  worin  die  Teilung  der  gesellschaftlichen 
Arbeit  die  Arbeiter,  «rie  die  Kapitalisten  faltete. 

MIT  dieser  letzten  Bemerkung  bricht  das  Kapitel  ab,  und  wir  sind  aufs 

Kombinieren  darüber  angewiesen,  was  Marx  denn  nun  weiter  als  bestimmen- 
den Faktor  oder  Faktoren  der  Klassenabgrenzungen  betrachtet  wissen  wollte. 
Schon  die  Wahl  des  Ausdrucks  grosse  Klasse  zeigt,  dass  sich  bei  ihm  der  Begriff 
Klasse  nicht  auf  Lohnarbeiter,  Kapitalisten  und  Grundeigentümer  beschränkte. 
Tugan-Baranowskij  meint,  für  Marx  bestimme  sidi  überhaupt  die  Klassen- 
gliederung nach  dem  Verhältnis  der  verschiedenen  Gesellschaftsschichten  zu 
der  Mehrheit  beziehungsweise  den  Ausbeutungsverhältnis- 
sen. Es  spricht  mancherlei  für  diese  Auffassung,  wobei  es  indes  auch  wieder 
eine  Frage  für  sich  bleibt,  ob  die  Marxsche  Begriffsbestimmung  sich  mit 
der  Wirklichkeit  deckt,  oder  Ins  zu  welchem  Grade  sie  es  tut.  Selbstver- 
standlid) sind  Berufssdieidimg  und  Klassenschddai^  zweierlei.  Der  allge- 
meine Sprachgebrauch,  auf  den  wir  schliesslich  doch  bei  Gesellschaftsfragen 
zurückgreifen  müssen,  wollen  wir  nicht  in  reine  Scholastik  verfallen,  spricht 
wohl  von  einem  Stand  der  Arzte  im  Sinne  von  Berufsstand,  aber  nicht  von 
den  Ärzten  als  einer  Klasse  schlechtweg.  Aber  er  unterscheidet  Klassen 
unter  den  Ärzten,  wie  auch  in  anderen  Berufsständen.  Kurz,  Klasse  als  soziales 
Charakteristikum  ist  für  ihn  ein  Begriff  der  horizontalen,  nicht  der  verti- 
kalen gesellschaftlichen  Schichtung,  zuweilen  nahe  verwandt  mit  Rang  und  oft 
sogar  als  gleichwertig  damit  gebraucht.  Wirtschaftlich  ubersetzt  sich  nun  in  der 
kapitalistischen  Gesellschaft  der  Rangunterschied  mit  Unterschied  im  Ein- 
kommen, in  der  Regel  als  Tatsache,  unmer  als  Tendenz.  Höhere  Gesell- 
schaftsklassen nnd  Klassen  mit  höherem  Einkommen.  Neben  der  Quelle 
des  Einkommens  ist  seine  Höhe  ein  Klassenmerkmal.  Das  ist  so  sehr  der 
Fall,  dass  nicht  nur  in  der  vulgären  Umgangssprache,  sondern  selbst  in  der 
sozialen  Statistik  oft  die  Scheidung  nach  Einkommensquellen  der  nach  Ein- 
kommenshöhe  weichen  muss  oder  durch  sie  begrenzt  wird.  Wenn  v(m  der 
KUuse  der  Grundeigentümer  gesprochen  wird,  so  sind  immer  Eigentümer  von 
Grund  und  Boden  verstanden,  der  mindestens  ein  gewisses  höheres  Einkommen 
gewährt;  ebenso  mit  der  Kapitalistenklasse,  mit  den  Beamtenklassen  u.  s.  w. 
Nun  kann  man  gewiss  bei  den  meisten  Menschen  mit  höherem  Einkommen  ein 
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Interesse  an  der  Gewinnung  von  Mehrwert  über  den  proletarischen  Arbeitslohn 

hinnii';  voraussetzen  oder  seihst  nachweisen,  und  bei  Menschen  mit  nieflrig;em 
Einkommen,  gleichviel,  welches  die  Quelle,  meist  eine  bewusstc  oder  mindestens 
latente  Gegnerschaft  gegen  sie  finden.  Aber  die  Beziehung  zum  Mehrwert 
Ist  keineswegs  immer  eine  direkte.  Im  wirklichen  Gesellschaftsleben  wird 
die  Einkommen  shöhe*und  die  mit  ihr  verbundene  oder  dtirch  sie  be> 
dingte  soziale  Lebensstellung  und  tebensführung  zum  bezeich- 
nendsten Massstab  der  Klassenzuj^chörigkeit,  während  die  Herleitung  des  Ein- 
kommens aus  Arbeit,  Kapital  oder  Grundbesitz  wohl  gleichfalls  Unterschei- 
dungsmerkmal bleibt,  aber  mehr  fffir  die  spezifisch^wirtschaMiche  Betrachtung, 
als  ffir  die  allgemein  soziale  Unterscheidung.  EÜes  namentlich  auch  deshalb, 
weil  der  GescUschaftskorper  nicht  einfacher,  sondern  immer  komplizierter  wird, 
weil  für  die  Klassen,  die  der  Kapitalismus  verschwinden  macht,  sich  in  ver- 
stärkter Zahl  neue  ausbilden,  sich  insbesondere  das  Heer  der  Beamten  aller 
Art  ungemein  verstärkt,  ebenso  das  der  sogenannten  freien  Berufe  etc.,  Schich- 
ten und  Klassen,  bei  denen  die  Beziehung  auf  den  Mehrwert  zwar,  wie  oben 
bemerkt,  nicht  ganz  verschwindet,  aber  doch  eine  oft  sehr  mittelbare  wird. 
Marx  sah  auch  diese  Entwickdung,  hat  sich  aber  immer  nur  beiläufig  über  sie 
geäussert. 

IM  Eingang  des  zitierten  Schlusskapitels  vom  dritten  Band  Kapital  hebt  Marx 
hervor,  dass  selbst  in  England,  wo  die  moderne  Gesellschaft  in  ihrer  ökonfHni- 
sehen  'Gliederung  am  weitesten,  klassischsten  entwickelt  sei,  diese  Klassen- 
gliederung nicht  rein  hervortrete,  Mittel-  und  Übergangsstufen  >auch  hierc 
überall  die  Grenzbestimmungen  vertuschen  —  »obwohl«,  setzt  er  hinzu,  »auf 
dem  Lande  unvergleichlich  weniger,  als  in  den  Städten«.  Wir  wollen  und 
können  hier  ganz  davon  absehen,  dass  die  Entwickelung  der  Agrarverhältnisse 
in  England  in  sdir  wesentlichen  Punkten  eine  Spezialerscheinung  sind,  und 
nicht,  wie  Marx  annahm,  den  Typus  der  modernen  Entwickelung  darstellen. 
Alles  in  allem  ist  auch  in  Deutschland  und  anderen  Ländern  moderner  Ent- 
wickelung die  Klassengliederung  auf  dem  Lande  sehr  viel  einfacher  und 
durchsichtiger,  als  in  der  Stadt.  Aber  gerade  das  zeigt  eben,  wie  irrig  die 
Annahme  war,  dass  die  moderne  Entwickelung  zur  Vereinfachung  der  Klassen- 
gliederung führe.  Denn  die  Stadt,  und  nicht  das  Land,  ist  für  sie  massgebend, 
— >  so  sehr,  dass  man,  worauf  zuerst  Karl  Bücher  hingewiesen,  mit  Recht 
von  einer  Verstadtlichuncf  der  Gesellsclinft  sprechen 
kann.  Die  Klassengliedcrung  auf  dem  Lande  bewahrt  lunger,  als  die  in 
der  Stadt,  den  Typus  der  alten,  vorkapitalistischen  Gesellschaft.  Wie  sehr 
namentlich  in  England  feudalrechtliche  Einrichtungen,  insbesondere  die  Primo- 
genitur, dazu  beigetragen  haben,  dass  das  Land  auch  nicht  einmal  relativ  der 
städtischen  h!ntwickelung  folgte,  ist  bekannt.  Ebenso  stossen  wir  in  allen 
Ländern,  die  noch  nicht  oder  erst  in  ^(erinj^em  Umfange  in  die  kapitalistische 
Entwickelung  eingetreten  sind,  auf  unendlich  geringere  Differenzierung  der 
Klassen,  als  da,  wo  die  sdbe  zu  voller  Entfaltung  gelangt  ist.  Wenn  somit  Marx 
an  der  angegriienai  Stelle  weiteihio  die  Tatsache,  dass  Mittel-  und  Übergangs- 
stufen die  Grenzhestimmungen  der  drei  von  ihm  unterschiedenen  grossen 
Klassen:  Lohnarbeiter,  Kapitalisten,  Grundeigentümer,  »vertuschen«,  für  die  in 
dem  Kapitel  über  die  Klassen  anzustellende  Betrachtung  »gleichgültige  erklärt, 
SO  müssen  wir  daraus  schliessen,  dass  er  entweder  auch  hier  wieder  dem 
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Begriff  der  Klasse  eine  viel  engere  Bedeutung  geben  wollte,  als  der  tatsäch- 
lidien  Klassenscheidung  entspricht,  oder  der  Tatsache  der  Vermdining  der  Be- 
ruf sschichten  aller  Klassen  überhaupt  keine  Bedeutung  beiniass.  Dass  sie  ihm 
kein  Geheimnis  war,  zeigt  neben  dem  oben  zitierten  Hinweis  auf  die  unend- 
liche Zersplitterung  der  Interessen,  welche  die  gesellschaftliche  Teilung  der 
Arbeit  zur  Folge  habe,  der  sechste  Abschnitt  vom  13.  Kapitel  des 
ersten  Bandes  Kapital,  wo  er  als  »nidistec  Folge  des  Anfkiomniena  der  Ma- 
schinerie die  prozentuale  Vermehrung  der  Kapitaltstenldasse  undihresAn- 
h  a  n  g  s ,  insbesondere  auch  der  als  »dienende  Klassec  unproduktiv  verwendeten 
Arbeiter  bezeichnet.  Wenn  er  nun  annahm,  dass  diese  Vcrmchnmg  der  Kapi- 
talistenklasse nur  zcitweilitje  I^rscheinung  sei  und  später  infolge  wachsender 
Konzentration  der  Unternehmungen  wieder  einer  fortschreitenden  Vermin- 
derung Platz  machen  werde  —  im  34.  Kapitel  stellt  er  bekanntlich  eine  »be- 
ständig abnehmende  Zahl  von  Kapitalmagnaten,  welche  alle  Vortdle  dieses 
Umwandlungsprozesses  usurpieren  und  monopolisieren«,  in  Aussicht  —  so  würde 
diese  Auffassung  auch  seine  Gleichgültigkeit  gegenüber  jener  Klassendifferen- 
zierung begreiflich  machen.  Aber  die  Annahme  selbst  hat  sich  als  falsch 
erwiesen.  Die  Zahl  der  Kapitalmagnaten  nimmt  nicht  ab,  sondern  zu»  und 
ebenso  wächst  unausgesetzt  die  Zahl  der  mittleren  und  kleineren  Kapitalisten. 
Dies,  wie  die  Zunahme  des  Beamtentums,  der  sogenatmten  freien  Berufe  u.  s.  w., 
ist  jetzt  auch  von  denjenigen  Sozialisten  eingeräumt  worden,  die  es  vor  sieben 
bis  acht  Jahren  noch  in  der  Annahme  bestritten,  dass  es  zugeben  den  Sozia- 
lismus für  aussichtslos  erklären  hiesse.  So  stand  die  Sache  nun  glücklicher- 
weise nicht.  Indes,  etwas  ward  doch  von  dieser  Feststellung  berührt;  das  Bild 
des  Klassenkampfes,  wie  es  auf  Grund  der  früheren  Annahme  Ibnstruiert  war, 
wurde  in  seiner  Simplizit.-it  unhaltbar. 

WIRD  fiie  Gesellschaft  in  jeder  Hinsicht  ein  komplizierterer  Organismus,  nimmt 
die  Differenzierung  ihrer  Elemente  fortgesetzt  zu,  so  kann  auch  der  Klassen- 
kampf rieh  nicht  auf  jene  einfachen  Formen  beschränken,  sich  nicht  lediglich 
In  jenen  einfachen  Gegenüberstellungen  abspielen,  auf  die  er  sich  nach  der 
Marxschen  Klassentheorie  hätte  zuspitzen  müsssen.  Er  kann  es  nicht  und  hat 
es  auch  nicht  e:etan.  Die  Wirklichkeit  lässt  sich  nicht  durch  Begriffsschemata 
bestimmen,  die  einer  Doktrin  künstlich  angepasst  sind.  Die  Formel  Bildung 
des  Proletariats  sur  Klasse  hat  sich  als  viel  zu  unbestimmt  erwiesen.  Der 
Klassenkampf  der  Arbeiterldasse  macht  beides  notwendig:  Zusammenfassung 
und  Differenzierung,  und  beides  für  dauernde  Zwecke.  Eine  gewisse  Diffe- 
renzierung hat  ja  auch  die  marxistische  Lehre  in  ihrer  alten  Formulierung 
anerkannt:  sie  hat  neben  der  politischen  Organisation  der  Arbeiterklasse  schon 
früh  auch  der  gewerkschaftlichen  eine  Mission  eingeräumt.  Aber  die  Mission 
.war  ganz  subsidiär  gedacht,  als  die  ein«:  Vorstufe  oder  eines  Hilfsorgans, 
nicht  ab  die  eines  Organs,  das  dauernd  eigene  Aufgaben  zu  lösen  haben  werde. 
Diese  letztere  Auffassung  konnte  auch  bei  jener  alten  Theorie  von  der  Klassen- 
entwickelung  gar  nicht  Platz  finden.  Hat  sie  doch  noch  heute  mit  ihr  zu 
kämpfen.  Daher  auf  der  einen  Seite  ein  immer  wieder  durchbrechendes 
Misstrauen  gegen  die  Gewerkschaften,  auf  der  anderen  eine  kaum  verhehlte 
Missachtung  der  Theorie,  die  denjenigen,  der  das  theoretische  Denken  hoch- 
hält, nur  um  so  peinlicher  berührt,  wenn  rie  sich  in  das  Gewand  theoretischer 
Gemeinplätze  hüllt.  Dieser  Missstand  kann  nur  durch  eine  gründliche  Nach- 
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prüfuog  der  Klassentheorie  Seseitigt  werden.  Erst  wenn  wir  zu  einer  von 
allem  Fetischismus  freien  Auffassung  der  Begriffe  Klasse  und  Klassenkampf 
gclanf^t  sind,  werden  wir  zu  jener  Würdigung  der  Organe  und  Formen  des 
modernen  Klassenkampfes  kommen,  die  der  Klassenent Wickelung  der  Gegen- 
wart entspricht. 

AUF  Gnuid  der  Marxschen  Unterscheidung  von  Klasse  an  sich  und  Klasse 

für  sich  glaubt  Tttgan-Baranowskij  den  Satz  aufstellen  2tt  dürfen,  dass  der 
Ausspruch  des  Kommumstischen  Mauifcstcs,  die  Menschlicitsgeschichte  sei  eine 
Geschichte  von  Klassenkämpfen  nur  jene  Epochen  der  Geschichte  im  Auge 
habe,  wo  Klassen  sich  jewcihg  aus  dem  Zustand  der  Klasse  an  sich  zu  dem 
der  Klasse  für  sich  entwickelt  hatten  respektiYe  haben.  Dieser  Satz  ist 
aber  nur  richtig,  wenn  man  den  Begriff  Klassenkampf  in  einer  ganz  zuge- 
spitzten Form  versteht.  Wie  aber  eine  Klasse  auch  Klasse  ist,  wenn  sie  sich 
noch  nicht  politisch  zu  einer  solchen  konstituiert  hat,  so  ist  der  Klassenkampf 
auch  Klassenkampf,  wenn  er  noch  nicht  seine  höchste  Zusammenfassung  und 
Zuspitzung  erreicht  hat.  Ausserdem  muss,  je  komplizierter  die  Gesellschaft 
selbst  wird,  auch  der  Klassenkampf  ein  innner  komplizierteres  Phänomen 
werden,  so  dass  er  auf  keiner  Stufe  der  sozialen  Entwickelung  sich  völlig 
mit  dem  früherer  Gcsellschaftsstufen  deckt  beziehungsweise  durch  deren  Vor- 
bild erschöpft  wird.  Das  können  wir  an  der  Entwickelung  sowohl  des  poli- 
tischen, wie  des  gewerkschaftlichen  Kampfes  der  Arbeiterklasse  deutlich  er- 
kennen, die  zwar  nicht  die  einzigen,  wohl  aber  die  geschichtlidi  bedeutungs- 
vollsten Klassenkämpfe  der  Gegenwart  sind.  Dieser  Betrachtung  in  Bezug  auf 
den  Gewerkschaftskampf  soll  ein  folgender  Artikel  gewidmet  sein.  Denn  be- 
züglich der  Bedeutung  seiner  P'ormen  und  Methoden  für  die  Klassonbewcgung 
der  Arbeiter  als  Ganzes  stösst  man  noch  auf  die  stärksten  Meinungsverschieden- 
heiten. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

WILLEM  HUBERT  VUEGEN  -  DAS  AGRARPROBLEM 

IN  DER  NIEDERLÄNDISCHEN  :SOZIALDEMOKRATIE 

Jahre  1897  nahm  die  sozialdemokratische  Arbeiterpartei  Hollands 
in  ihr  sogenanntes  Wahlprogramm  einen  .Xgrarparagraphen  auf.  Bei 
der  Abfassung  dieses  Paragraphen  ging  die  Partei  nicht  von  ihreo 
theoretischen  Grundsätzen  aus;  ob  diese  zu  Schaden  kamen,  darüber 
(machte  sie  sich  wenig  Soi^  Desto  stärker  standen  die  Beratungen 
unter  dem  Einfluss  der  Praxis;  man  rechnete  fast  ausschliesslich  mit  der  Lage, 
in  der  sich  gerade  zu  dieser  Zeit  die  niederländische  Landwirtschaft  befand. 
Es  ging  ihr  damals  iürchterlich  schlecht.  Der  Getreidebau  schien  liolTnungslos 
verurteilt,  zu  Grunde  zu  gehen.  Auch  die  Preise  aller  anderen  landwirtschaft- 
lichen Produkte  waren  sdir  gedruckt.  Der  Bauer  hatte  den  Glauben  an  die 
eigene  Arbeit  verloren  und  erwartete  Hilfe  nur  noch  von  den  Getreidezöllen. 
Einstweilen  hatte  man  auf  dem  Lande  eine  entsetzliche  Arbeitslosigkeit,  welche 
grossentcils  daher  stammte,  dass  die  Bauern,  den  sicheren  Untergang  so  wie 
so  vor  Augen,  die  Arbeit  auf  dem  Acker  bis  zu  einem  Mininmm  einschränkten. 
Obgldch  diese  Krise  vomdmilich  in  den  Jahren  1889  bis  1^5  herrschte  luut 
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1897  schon  eine  kleinere  Besserung  eingetreten  war,  so  lebte  doch  die  Partei 
im  Anfang  des  Jahres  1897  noch  voll  unter  dem  Eindruck  des  gesehenen 
Elends.  Auf  der  Suche  nach  Retttmgsmittelu  kam  mau  zu  folgendem  Agrar- 
programm : 

»Bessere  Regelung  des  Pachtkontraktes  im  Interesse  der  Bauern  und  Arbeiter.  Sie 

.soll  ausgehen  von  dem  Grundsatz,  dass  Pacht  nur  gezahlt  zu  werden  braucht  vom 
Reinertrag  des  Betriebes.  Unter  die  notwendigen  Unkosten,  die  vom  Totalertrage 
abntziehen  sind,  ist  ancb  der  Betrag  zu  rechnen,  der  -für  den  Lebensunterhalt  de» 
Pächters  und  seiner  Familie  notwendig  ist,  sowie  der  Normallohn  lür  die  be- 
schäftigten Arbeiter. 

Erweiterung  der  Bestimmungen  der  Artikel  1628  und  1629  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches im  Interesse  des  Pächters  und  Verbot  der  Umgehung  dieser  Bestimmungen 
im  Pachtvertrag.  [Die  Paragraphen  handeln  vom  (teilweisen  oder  gänzlichen) 
Erlass  der  Pachtsumme  bei  Missernte  u.  s.  w.] 

Recht  des  abzichencicn  Pächters  auf  Ersatz  seiner  Aufwendungen  an  Kapital  und 

Arbeit,  durcli  die  das  Pachtgut  verbessert  worden  ist. 

Aufnahme  einer  Bestimmung  in  die  Pachtverträge  Über  die  Minimalzahl  der  Arbeiter, 
die  der  Bauer  das  ganze  Jahr  hindurch  halten  muss;  diese  Zahl  ist  nach  Umfang 
und  Art  des  Betriebes  entsprechend  den  örtlichen  und  sonstigen  Verschiedenheiten 

zu  bestimmen. 

Einsetzung  von  Pachtkomroissioneo  in  allen  ländlichen  Gemeinden,  gewählt  aus  und 
von  den  Grundhesitrem,  Pächtern  und  Arbeitern.  Kein  Pachtkontrakt  soll  gültig 
sein,  wenn  er  nicht  durch  die  Pachtkommission  gutgchcissen  ist. 
Attsdehmmg  des  Enteignungsrechts  der  Gemeinden  zum  Zwecke  der  Verbesserimg 
der  Wohnnngszustinde  und  der  Arbeiterverhältnisse,  sowie  zwedcs  Massnahmen  gegen 
die  .Arbeitslosigkeit.  Die  ländlichen  Gemeinden  sollen  in  die  Lage  versetzt  werden, 
ansässigen  Arbeitern  Land  und  iVrbeitsmittel  zu  möglichst  niedrigem  Preis  zu  ver- 
schaffen. Die  Arbeiter  sollen  so  viel  Land  erhalten,  dass  sie  darauf  ihren  ganzen 
Lebensunterhalt  erwerben  können. 

Abschaffimg  aller  Privilegien  im  Jagdrecht.  Grössere  Selbständigkeit  der  Gemein- 
den in  der  Besteuerungsfrage.  Gewährung  des  Redits,  aussenwohnende  Gutsbesitzer 

zu  besteuern. 

Ausdehnung  des  bestehenden  Arbeiterschutzes  auf  die  Landarbeit.t 

In  Vorkommnissen  des  täglichen  Lebens  der  Bauern  hatten  alle  diese  Forde- 
ningen ihren  Ursprung.  Einige  von  ihnen  waren  schon  fröher  so  forumfiert 
worden,  teils  von  der  Bodenverstaatlichungsagitation,  die  Anfang  der  neun- 
ziger Jahre  im  Sinne  Flürscheims  in  Holland  getrieben,  teils  auch  von  den 
Landarbeitern  selbst»  welche  1890-1891  im  Norden  des  Landes  beinahe  revol- 
tierten. 

MIT  diesem  Agrarprogramm  ffihrte  die  niederHbidisdie  Sostaldemokntie  1897 
den  Wahlkampf;  und  hatte  Erfolg.  Weitaus  die  meisten  Stimmen,  die  sie  er- 
hielt, kamen  vom  platten  Lande.  Aber  von  1897  bis  1901  änderte  sich  vieles 
auf  agrarischem  Gebiet.  In  der  Sozialdemokratie  Deutschlands  und  anderer 
Länder  wurde  die  Agrarfrage  lebhaft  erörtert  und  Gegenstand  neuer  Unter- 
suchungen. Dadurch  gewannen  wir  viel  tiefere  Einsicht  in  diese  Frage.  Vor- 
nehmlich aber  brachten  es  die  bedentenden  Veränderungen,  welche  sidi  im 
Betriebe  bemerkbar  machten,  die  total  veränderte  Lage  der  Landwirtschaft 
selbst  mit  sich,  dass  der  .A-grarparaj^raph  bald  auf  Kritik  bei  den  Genossen 
stiess.  Der  Schreiber  dieses  meinte  schon  am  25.  Juni  1900  bei  der  kritischen 
Wiedergabe  eines  Artikels,  den  Vandervcldc  über  die  Agrarfrage  veröffent- 
licht hatte:  >Es  ist  ziemlich  sicher,  dass  angesichts  der  veränderten  Verhält- 
nisse unser  Agrarprogramm  weniger  lange  bestehen  bleiben  wird,  als  sein 
Erfolg  im  Jahre  1897  ^  später  vermutea  liess.«  Noch  starker  drängte  sich 
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mir  die  t^'berzrvij^nn^  auf,  dass  unser  Agrarprogramm  geändert  werden  müsse  — 
noch  am  15.  Oktober  1898  hatte  ich  es  in  der  Neuen  Zeit  verteidigt  — ,  als  ich 
auf  der  Pariser  Weltausstellung  die  mächtigen,  modernen  Hilfsmittel  sah,  deren 
die  Landwirtschaft  sich  bedienen  konnte,  wenn  sie  mehr,  als  bisher,  die  Bahnen 
des  Grossbetriebes  einschlüge.  Nun  besserte  sich  die  Lage  der  Landwirtschaft 
in  Holland  zusehends,  die  Preise  der  Produkte  stiegen,  der  Betrieb  wurde 
wieder  rentabel,  die  Grundrente  ging  wieder  in  die  Höhe.  Da  lag  es  auf  der 
Hand,  dass  die  Entwickelung  des  Betriebes,  auch  in  technischem  Sinne,  schnell 
vorwarte  gehen  würde.  War  für  diese  Entwickelung  der  Grossbetrieb  not- 
wendig oder  auch  nur  focdoiich,  so  musste  sie  ihn  j  etat  mit  sich  bringen. 
AUF  dem  Parteitag  in  Utrecht  /1901/  wurde  die  Kritik  des  Agrarparagraphen 
zum  ersten  Male  Öffentlich  laut.  Sie  ging  vornehmlich  vom  Genossen  Dr.  Gorter 
aus,  der  in  seinen  Anschauungen  völlig  auf  den  in  Kautskys  Agrarfrage  nieder- 
gelegten fusste.  Die  im  Agrarprogiamm  geforderten  Reformen  des  Pachtver- 
trages und  Landverleihungen  an  Arbeiter  wurden  als  nicht  sozialistisch  und 
nicht  proletarisch  verurteilt.  Der  Kongress  wollte  damals  an  eine  Programm« 
ändcrung  nicht  herangehen,  sondern  beauftragte  den  Parteivorstand,  eine  Kom- 
mission zu  ernennen,  welche  die  ganze  Agrarfrage  für  unser  Land  studieren 
und  danach  ihre  Anträge  stellen  sollte.  Mitglieder  der  Kommission  wurden 
Gorter,  Mekhers,  Tak,  Troelstra  und  ich;  von  mir  wurde  dann  der 
schriftliche  Bericht  der  Kommission  an  den  Parteitag  in  Dordrecht  /1904/ 
erstattet.  Es  kam  damals  nicht  zu  seiner  Durchberatung,  so  dass  der  Bericht 
dem  diesjährigen  Parteitag  im  Haag  wictkrurn  vorlat,'.  Doch  auch  dieser 
Parteitag  fand  keine  Zeit,  sich  mit  der  Materie  eingehend  zu  beschäftigen; 
sie  wurde  nochmals  vertagt,  nachdem  auf  meinen  Antrag  in  einer  Resolution 
ausdrucklich  erklärt  worden  war,  dass  der  prinzipielle  Teil  des  Parteipro- 
gramms in  einigen  Punkten  der  Abänderung  bedürfe.')  Der  Ansicht  der  Kom- 
mission, dass  der  Satz,  der  von  der  Konzentration  aller  Arbeitsmittel  in  immer 
.wenigeren  Händen  spricht,  nicht  aufrechtzuerhalten  sei,  trat  auch  der  Parteitag 
bei.  Dieser  Punkt  ist  nur  deshalb  noch  nicht  abgeändert  worden,  weil  man  sich 
lieber  das  ganze  Programm  noch  einmal  ansdien  wilL 

DIE  Vorschläge  der  Kommission  werden  natürlich  die  Grundlage  der  späteren 
Beratunj^en  abgeben.  Ich  will  mich  daher  mit  den  in  ihnen  vertretenen  An- 
schauungen im  nachstehenden  ausführlicher  beschäftigen.  Bemerkt  sei  noch, 
dass  die  Kommission,  obwohl  ihr  Angehörige  der  verschiedensten  Richttmgen 
in  der  Partei  angehörten,  alle  ihre  Beschlüsse  einstimmig  gefasst  und  den 
Bericht  bei  seiner  FeststeUtwg  einstimmig  gendimigt  hat 
XXX 
Die  Entu^ickeluno  hfr  Landwirtschaft 

IN  der  Einleitung  ihres  Berichts  weist  die  Kommission  auf  den  prinzipiellen 
Teil  unseres  Parteiprogramms  hin,  wo  als  die  hauptsächlichsten  Faktoren, 
welche  sich  die  Welt  in  der  Richtung  zum  Sozialismus  hhi  entwickeln  lassen, 
genannt  werden:  x.  das  Bestehen  und  die  stets  schärfere  Ausprägung  einer 

Prolet aricrklasse  einerseits,  einer  Klasse  von  Besitzenden  andererseits,  2.  die 

Konzentration  in  Besitz  und  Betrieb,  3.  das  schnelle  Anwachsen  der  Produktiv- 
kräfte, die  eine  Regelung  der  Produktion  immer  notwendiger  mache.    Die  ver- 

*)  Vcrgl.  die  Kubrik  Soztalistiseht  Beiienung  in  diesem  liandc  der  Sosialistischen  Monalshtftt' 
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schiedenen  Reformen,  die  der  praktische  Teil  unseres  Programms  fordert» 
liaben  nur  den  Zweck,  das  PkY>letariat  zu  dem  Kam|»fe  um  die  sozialistische 
Gesellschaftsordnung  zu  stärken  und  die  Einfuhrung  dieser  neuen  Gesellschafts- 
ordnung vorzubereiten.  Vollzieht  sich  nun  auch  die  Entwickelung  der  Land- 
wirtschaft in  der  Richtung,  die  der  prinzipielle  Teil  des  Programm  andeutet? 
Mit  der  Beantwortung  dieser  Frage  beginnt  der  Kommissionsbericht. 
SCHON  ans  der  Tatsache,  dass  die  Partei  1897  das  Bedürfnis  empfand,  einen 
besonderen  Abschnitt  für  die  Landwirtschaft  in  das  Programm  aufzunehmen, - 
geht  hervor,  dass  die  Lage  in  diesem  Produktionszweig  der  in  den  anderen 
nicht  gleich  gestellt  werden  konnte.  Jetzt  ist  es  für  niemanden  ein  Geheimnis 
mehr,  dass  die  Entwickelungstendenzen  für  die  landwirtschaftlichen  Betriebe 
ganz  andere  sind,  als  die,  die  im  allgemeinen  in  Handel  und  Gewerbe  festgestellt 
werden  können. 

FÜR  Holland  steht  die  Konzentration  der  Handels-  und  Industriebetriebe  fest.  ') 
Der  prinzipielle  Teil  des  Programms  nimmt  aber  diese  Konzentration  für  alle 
Betriebe  an  und  spricht  von  einer  Konzentration  aller  Arbeitsmittel  in 
»wenigen  HSndenc  Einstimmig  ist  die  Konmission  zu  der  Ansicht  gekommen, 
dass  dies  nicht  richtig  ist  Keine  Tatsache  stotzt  die  Auffassung,  dass  auch 
in  der  Landwirtschaft  der  Grossbetrieb  den  Kleinbetrieb  und  der  Grosskapitalist 
den  kleinen  Unternehmer  verdräng-c.  Weder  in  Holland,  noch  sonstwo  ist  das 
der  Fall.  Die  Statistiken  hierüber  aus  England,  Frankreich  und  Deutschland 
werden  ergänzt  durch  folgende  Tabelle  über  die  Anzahl  der  Unternehmer  in 
den  landwirtsdiaftlidien  Betridien  Heilands: 


Grösse  der  Betriebe 

(in  Hektar) 

im  Jahre  1902 

im  Jahre  1901 

IksitzcT     j  PächtcT 

Piisitzcr 

Paclittr 

I  bis  5 

44817 

32  iigd 

46  350 

35686 

5  bis  10 

21  015 

13  177 

90818 

13953 

zo  bis  20 

17  80s 

13  III 

17280 

12656 

ao  bis  50 

u  155 

10  700 

10  756 

"379 

50  bis  100 

I  457 

1867 

I  399 

I  933 

mehr  als  100 

130 

81 

lOI 

90 

In  der  ersten  Grössenklasse  sind  nicht  alle  Betriebe  unter  5  Hektar  mitgezählt, 
sondern  nur  dicjenig^en,  über  i  Hektar;  dadurch  sind  in  dieser  Kategorie  die 
kleinen  Grundstückchen  nicht  einbegriffen,  welche  Lohnarbeiter  in  ihrer  freien 
Zeit  für  nch  sdbst  bebauen* 

DIE  Zahl  der  hier  festgestellten  Untemduner  dedet  sich  vollstln^  mit  der  bei 
der  Berufszählung  gefundenen  Zahl  der  Selbständigen  in  der  Landwirtschaft. 
Das  waren  am  31.  Dezember  1899  182217.  Die  in  der  Tabelle  gegebene  Zahl 
für  1901  ist  177  401.  Die  Abweichung  ist  unbedeutend.  Die  Entwickelungs- 
tendenz,  wdcbs  atis  dieser  Tabdle  henrorgeht,  zeigt  sieb  «odi  in  den  ZlSem 
der  Berufszahlung.  Die  Zahl  der  Selbständigen  in  lanawirtschafUichen  Be- 
trieben wuchs  von  161 399  auf  182 127,  das  heisst  um  12,8  %,  während  die  Un- 
selbständigen nur  von  363  225  auf  388 151»  also  nur  um  7  %  stiegen.  Die  Zahl 

*)  VcfRl.  <IarubiT  meinen  Artikel  Dir  sosiale  Gli,-<irrun  i;  umd  BmHneMung  ätt  Nititrlond*  in 
vorigen  Bande  der  Soziatistischen  Monalskcfie,  pag.  325  tt. 
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der  Arbeiter  pro  Betrieb  hat  also  ebenso  abgenommen,  wie  die  pro  Betrieb  be- 
baute Fläche.  So  gelangt  für  diesen  Teil  ihrer  Arbeit  die  Agrarkommission  so 

dem  Schluss: 

»Es  ist  also  nicht  zu  leugnen,  dass  der  in  dem  prinzipiellen  Programmteil  der 
sozialdemoloMischen  Arbeiterpartei  als  für  alle  Betiiebe  gültig  ensenommene  Ent- 
wickclungsgang  sich  in  der  Landwirtschaft  nicht  vollzieht,  dass  von  einer  Konzentra- 
tion dieses  Betriebes  in  einigen  Händen  gar  keine  Rede  sein  kann,  dass  im  Gegenteil 
—  mit  Ausnahme  von  England  —  eine  stets  grösser  werdende  Zahl  von  Personen 
in  diesem  Produktionszweige  als  Unternehmer  auftritt  und  so  die  Produktionsmittel 
in  stets  mehrere  anstatt  stets  weniger  Hände  kommen.« 

Das  Kapital  in  der  Lanüwihtschaft 

DTE  Kommission  konstatiert  dann,  dass  nichtsdestoweniger  auch  in  den  land- 
wirtschaftlichen Betrieben  eine  kapitalistische  Akkumulation  stattfindet;  nur 
geht  sie  auf  anderem  Wege  und  nicht  so  schnell  vor  sich,  wie  in  der  Gross- 
industrie. 

VOR  allem  zeig^t  sie  sich  in  der  Zunahme  des  Pachtsystenis.  Da  der  Boden  das 
wesentlichste  Produktionsmittel  in  der  Landwirtschaft  ist,  deutet  allerdings  das 
Stärkere  Anwachsen  der  Pächter,  als  der  Besitzer,  eine  l^ntwickelung  in  dieser 
Richtung  an.  Die  Tatsache  sdbst  zeigen  folgende  Zahlen :  Von  1892  Ihs  1901 
stieg  die  Zahl  der  Besitzer  in  der  Landwirtschaft  von  96409  auf  96704,  das 
heisst  um  0,3  ^  .  Die  Zahl  der  Pächter  stieg  von  70832  auf  75697.  das  ist  um 
7%.  Dabei  fand  die  Zunahme  der  Besitzerzahl  ausschliesslich  bei  den  kleinen 
Betrieben  von  i  bis  5  Hektar  statt.   Prozentual  wurde  das  Land  bebaut: 


Grösse  der  Betriebe 
(in  Hektar) 

im  Jahre  1891 

im  Jahre  1900 

von  Besitzern 

von  Pächtern 

von  Besitzern 

von  Pächtern 

I  bis  5 

57,9 

42.» 

56.6 

43t4 

5  bis  10 

6i,S 

38.5 

59.9 

40^1 

10  bis  20 

59,6 

40,4 

57.9 

43.1 

20  bis  50 

51,5 

481S 

48.3 

51.7 

50  bis  100 

44,6 

55.4 

42 

58 

mehr  als  100 

61,2 

38,8 

53 

47 

insgesamt 

57.Q 

42.1 

56,2 

43.8 

Die  Veränderungen  sind  nicht  bedeutend ;  doch  hat  in  allen  Grössenklassen  eine 
Versdiiebnng  zu  Ungunsten  der  Besitzer  stattgefunden,  am  stärksten  beim  Gross- 
gmndbesita.  Wir  stehen  hier  also  vor  der  wichtigen  Tatsache,  dass  in  d  i  e  s  e  r 
Hinsicht  der  Kleinbetrieb  sich  widerstaodsföhiger  zeigt,  als  der  Grossbetrieb. 
Um  dieses  Resultat  hervorzubringen,  muss  die  Zahl  der  kleinen  Besitzer  stark 
zugenommen  haben.  Das  ist  denn  auch  tatsächlich  geschehen  auf  neu  in  Kulttir 
genommenen  Grundstücken.  In  Holland  wird  nämlich  tüchtig  am  Anbau  von 
Heiddand  geaiheitet  Seit  x888  sind  132000  Hektar  nnknltiviertes  Land  der 
Bebauung  erschlossen  worden.  Jedenfalls  beweist  die  stärkere  Zunahme  der 
Pächter,  besonders  in  den  grösseren  Betrieben,  dass  wirklich  ausserhalb  der 
landwirtschaftlichen  Arbeit  stehendes  Kapital  jetzt  einen  viel  grösseren  Teil 
des  Bodens  in  Besitz  hat,  als  vor  fünfzehn  Jahren,  dass  also  von  einer  Zcr- 
hrockeltmg  des  Besitses  in  keinem  Falle  die  Rede  sein  kann.  Eine  Za> 
nähme  des  Kleüibetriebes  ist  nicht  zn  lengnen;  mm  einer  Zunahme  dea 
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Klein be Sitzes  finden  sich  wohl  Spuren,  doch  sind  sie  höchstwahrscheinlich 
ausschliesslich  dadurch  zu  eridären,  dass  es  wenig  Mfihe  kostet  an 

Brachten  neu  erschlossenen  Heidebodes  Bentz  zn  erwerben. 

Die  Industrialisierung  der  Landwirtschaft 

AUCH  die  niederländische  Landwirtschaft  ist  der  Industrialisierung  unter- 
worfen; diese  lasst  sich  fast  überall  konstatieren.  Gans  allgemein  ist  der  Zu- 
«unmenhang  zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft  enger  geworden.  Am 
raschesten  hat  die  fabrikmässige  Anfertigung  von  Butter  und  Käse  die  bäuer- 
liche Herstellungsweise  verdrängt   Man  zählte  in  diesen  Betrieben; 

1889  1899 

Unternehmer  flSi  845 

Zwischenpersonen        65  745 

Arbeiter  941  3797 

Viele  dieser  Fabriken  sind  Genossenschaften,  andere  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung  (Naaviloocc  V'cnnootschappcn) .  Bei  diesen  letzteren,  so- 
weit sie  Butter-  und  Käsefabriken  oder  Molkereien  betrieben,  stieg  das  Kapital 
-in  der  Zeit  von  1896-1897  bis  1902-1903  von  3459000  auf  xi  739000  Gulden. 
Holland  hat  weiter  eine  grosse  Zuckerindustrie.  Die  Fläche,  auf  der  Zucker- 
rüben gebaut  wurden,  umfasste  in  den  Jahren  1871  bis  1880  13904  Hektar,  i88r 
"bis  1890  20330  und  1891  bis  1900  36464  Hektar.  Die  KartoflFelmehlindustrie 
führte  im  Jahre  1903  volle  56  Millionen  Kilo  Kartoffelmehl  mehr  aus,  als  nach 
Kolland  eingeführt  wurden.  Die  Ausfuhr  stieg  insgesamt  in  diesem  Artikd 
In  den  Jahren  1894  bis  1903  von  43  auf  78  Hilltonen  Kilogramm.  Die  Ausfuhr 
^on  Strohkartons  wuchs  in  ihrem  Werte  von  1894  bis  1903  von  16287000  auf 
41  675  000  Gulden  an. 

DIESE  drei  gewaltigen  Industrieen  sind  unmittelbar  mit  der  Landwirtschaft 
verbunden,  wie  die  Landwirtschaft  mit  %nen.  Es  haben  ferner  in  den  tetzten 
lehn  Jahren  auch  die  Fabriken  von  Konserven,  von  kondensierter  und  pasteuri- 
sierter Milch,  die  Exportschlächtereien  und  Fleischwarenfabriken  einen  grasaen 

Aufschwung^  c^enommen.  Die  Ausfuhr  von  frischem  Rindfleisch  betrug  in  den 
Jahren  i8<S7  bis  1896  im  Durchschnitt  4576000  Kilogramm  jährlich;  1902  war 
sie  anf  16  4^3  ^  gestiegen.  An  Schweine-  und  Schaffletsch  wurden  1887  bis  1896 
jährlich  durchschnittlich  15600000  Kilo  exportiert  1903  waren  daraus 
49  457  000  Kilo  geworden. 

ALLE  diese  Resultate  wurden  von  grosskapitalistischcn  Unternehmungen  er- 
zielt und  bedeuten  ganz  gewaltige  Schritte  zur  Industrialisierung  der  Landwirt- 
schaft. Und  sobald  ein  Teil  der  landwirtschaftlichen  Produktion  industriell 
"betrieben  wird,  ist  dieser  Betriebsawdg  anch  der  industriellen  Konzentration 
verfallen.  Der  Bauer,  vornehmlich  der  Kleinbauer,  ist  mit  diesen  Unter- 
nehmungen je  lancier,  je  enger  verbunden.  In  der  gleichen  Stellung  ist  er 
gegenüber  dem  Grosshandel,  der  den  Export  zahlreicher  nicht  erst  industriell 
bearbeiteter  landwirtschaftlicher  Produkte  übernimmt,  zum  Beispiel  den  von 
'Gemüse  und  Blumen.  Die  Ausfuhr  von  Gemfiaen  ist  «wischen  1894  und  1903 
von  77  auf  132  Millionen  Kilo  gewachsen,  die  Blumenausfuhr  in  der  selben  Zeit 
von  4,8  auf  9,5  Millionen  Gulden.  Dieser  ganze  Es^ort  wird  durch  gvoss- 
Jcapitalistische  Unternehmungen  betrieben. 

DER  Einfluss  des  industriellen  tmd  des  HandelskapiUls  auf  die  Landwirtschaft 
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ist  also  gu»  gewaltig  gestiegen.  Aber  der  eigentlich  landwirtschaftlidie  Be- 
trieb, nidit  die  Weiterverarbeitung  oder  der  Vertrid)  der  Produkte,  sondern 

ihre  Erzeugung,  wird  von  diesem  Konzcntrationsprozess  nicht  berührt. 
In  der  eigentlichen  Produktion  herrscht  bei  diesem  Zweige  der  Kleinbetrieb, 
dehnt  sich  selbst  noch  regelmässig  aus.  Die  Industrialisierung  der  Landwirt- 
schaft greift  den  eigentlichen  Bauern  nicht  in  sehier  Existenz  als  Bauer  an. 
Im  Gegenteil:  dadurch,  dass  ihm  der  Verkauf  seiner  Produkte  sehr  erleichtert 
ist,  wenn  er  mit  Fabriken  oder  Exportfirmen  abschliessen  kann,  ist  er  fast  jeder 
Sorge  darum  enthoben,  und  die  verhältnismässig  grosse  Freiheit,  die  er  bei  der 
Auswahl  der  anzubauenden  Produkte  hat,  macht  es  diesen  Fabriken  und  Export- 
fimen  ini  eigenen  Interesse  unnit^ich,  ihn  allzusehr  zu  rupfen.  Ein  grosser 
Gewinn  für  den  Bauern  ist  ferner  die  Zeitersparnis,  die  er  macht,  seit  er  sich 
nicht  selbst  regelmässig  um  den  Abs.itz  seiner  Produkte  zu  kümmern  braucht 
und  den  kostspieligen  Ganpf  zu  Markte  unterlassen  kann.  Schlirsslicli  haben 
die  grosskapitalistischen  Unternehmer  auch  in  der  Regel  viel  mehr  Einfluss 
auf  die  Bereitstellung  guter  Verkdirsmittd,  die  für  die  nutzbringende  Ver- 
wertung mancher  Produkte,  wie  Gemüse,  frische  Milch  u.  s.  w.,  unentbehrlich 
sind.  Wohl  werden  die  Bauern  dadurch  in  grössere  Abhängigkeit  vom  Kapital 
gehraclu ;  aber  man  kann  auch  sagen,  dass  ihnen  damit  neue  Existenzmittel  er- 
worben sind. 

IM  allgemeinen  ist  es  also  eigentlich  verfdilt,  von  einer  Industrialisierang  der 

Landwirtschaft  zu  sprechen;  denn  alle  diese  Industrieen  gelten  doch  nur  der 

Weiterverarbeitung  oder  dem  Absatz  landwirtschaftlicher  Produkte.  Und 
gerade  durch  sie  findet  der  Bauer  viel  bessere  Gel^;enheit  zum  Absatz  seiner 
Produkte,  wird  sein  Betrieb  rentabler. 

Der  FoRTscHRnr  in  der  Landwirtschaft 

ABER  alle  diese  Umstände  kSnnen  natfirlich  cBe  von  der  Industrie  abweichende 

Entwickelungstendenz  nicht  erklären.  Der  eigentliche  Erkläningsgrund  liegte 
vielmehr  in  der  auch  in  Holland  festgestellten  Tatsache,  dass  der  Kleinbetrieb 
dem  grossen  gegenüber  keineswegs  minderwertig  ist.  Es  schien  der  Agrar- 
kommission  bewiesen,  dass  die  Früchte  des  technischen  Fortschritts  beim  Klein- 
beürieb  eben  so  gut  ausgenutzt  werden  können,  wie  beim  Grossbetrieb.  Denn  ob- 
gleich feststeht,  dass  der  Grossgrundbesitz  eher  ab-,  als  zunimmt,  und  obgleich 
jedenfalls  der  Kleinbetrieb  rasch  zunimmt,  kann  vnn  einer  Stagnation  der  tech- 
nischen Entwickelung  in  der  Landwirtschaft  keine  Rede  sein.  Der  Kommissions- 
bericht bringt  viel  statistisches  Material  dafür  bei,  dass  die  niederländische 
Landwirtschaft  in  ihrer  Leistungsfähigkeit  ganz  gewaltige  Fortschritte  ge^ 
macht  hat. 

DIE  landwirtschaftliche  Bevölkerung  nahm  von  1S89  bis  1899  um  81/^.  %  7m. 
In  der  selben  Zeit  wurden  104000  Hektar  Land  neu  in  Kultur  genommen, 
6000  Hektar  neues  Gartenland  angelegt.  Das  Grasland  wudis  um  66  ooo  Hektar. 
Die  Produktion  nahm  in  jedem  einzelnen  Zweige  stark  zu,  die  Intensität  der 
landwirtschaftlichen  Arbeit  steigerte  sich  an  ungeahntem  Masse. 
NUN  ist  zu  bedenken,  dass  der  Ackerbau,  zumal  in  einem  Lande  ohne  Getreide- 
zölle, jetzt  keine  guten  Zeiten  hat.  Das  schnelle  Anwachsen  des  Graslandes 
findet  denn  auch  auf  Kosten  des  Ackerbaues  statt.  Gutes  Land  wurde  also  dem 
Getreideban  entzogen;  demg^enuber  worden  Zdmtansende  von  Hdotaren  neuen 
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Landes«  fast  alles  erst  in  Kultur  genommene  Heide,  beackert  Es  wäre  also 
unter  «Uesen  Umständen  kein  Wunder,  wenn  der  Durchschnittsertrag  herab-, 

statt  emporginge.  Und  wie  steht  es  nun  damit?  Pro  Hektar  wurden  im 
Durchschnitt  geemtet  (in  Hektolitern,  die  letzten  beiden  in  Kilogramm): 


i8Sf  tii«  t88c 

t8o^  bt4  Tonn 

Toni  hift  f  qa^b} 

Weizen 

22,4 

26,0 

28,0 

a)  Diese  Ziiiern  lind 

RoRRcn 

18,5 

21.7 

22,8 

stark  beeinflusst 

durch  die  achr  un- 

Wintergerste 

40,3 

41,8 

44,5 

günstige  Ernte  Toa 

Sonnnergerste 

33.2 

35.4 

1903. 

Hafer 

36^7 

44.3 

46.9 

Kartoffeln 

161 

192 

210 

Bohnen 

ai,i 

24,2 

27.2 

Erbsen 

25.8 

26,8 

Flachs 

555 

630 

Zuckerrüben 

«55» 

32853 

33000 

Trotz  der  Hinzunahme  vid  minderwertigen  Landes  w&dist  also  der  Ertrag 
schnell  an.  Neben  der  steigenden  Durchschnittsproduktion  vom  Ackerland  steht 
eine  tüchtige  Vermdirmig  des  Viehstandes.  Der  niederländische  Vidistaod 
zählte 


Jahr 

Pferde 

Rindvieh 

Schafe 

Schweine  *> 

Bemerkungen 

1889 
1894 
1899 
1903 

276  200 
263  800 
284900 
396300 

I  490  100 

I  508  (KK) 
I  646  500 
I  667  100 

772  000 
665  300 
755400 
654300 

493  500  —  42H  5CX) 
640  200  —  548  500 
737  600  —  610  900 
883500 — 636300 

a)  Die  mte  Zahl  ist 
d  ie  der  am  1.  DcMOnb. 
lebenden  Scbweia«; 
die  aweite  die  der 
Schweine,  welche  ia 
Laufe  des  Jahres  fe» 
boren  u.  auch  wieder 
Kcichlarhtct  wurden. 

Die  Ausfuhrziffern  für  Fleisch,  Gemüse  und  Blumen,  die  ein  starkes  Anwachsen 
zeigten,  sind  bereits  oben  wiedergegeben.  Einige  andere  Ziffern  mögen  hier 
lolgen.  Die  Aiisfnhr  von  Butter  stieg  von  13  003  000  Kilo  im  Jahre  1893.^  vor 
S8^  wurden  Butter  und  Margarine  znsammengezählt,  daher  waren  jene  Ziffern 
zum  Vergleich  unbrauchbar  —  auf  19948000  Kilo  im  Jahre  1898  und  auf 
23  428  000  im  Jahre  1903.  Die  Ausfuhr  von  Käse  nahm  von  9  887  000  Kilo  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1887  bis  1896  auf  17309000  Kilo  im  Jahre  1903  zu. 
Bei  diesen  Zahlen  darf  man  aber  nicht  vergessen,  dara  dies  alles  nur  die  Aus- 
fuhr ist.  Daneben  hat  die  holländische  Landwirtschaft  auch  den  stark  wachsen- 
den Konsum  im  eigenen  Lande  gedeckt.  Die  Bevölkerung  Hollands  ausserhalb 
der  Landwirtschaft  stieg  in  10  Jahren  um  17%.  Der  Mehrverbrauch  all  dieser 
Menschen  muss  noch  der  Mehrausfuhr  zugerechnet  werden. 
DAZU  kommen  noch  andere  kleinere,  aber  doch  bemerkenswerte  Tatsachen.  Die 
Zahl  der  Hühner  stieg  in  den  Jahren  bis  1900  von  i  814000  auf  4343000^ 
die  Zahl  der  Enten  von  324600  auf  451  900.  Die  Einfuhr  von  Eiern  sank  von 
3  797  000  Kilo  auf  I  480  000,  und  das  bei  einem  viel  stärkeren  Konsum  im  Lande. 
Wie  die  dänische,  so  wendet  sich  auch  die  niederländische  Landwirtschait  immer 
mehr  der  Vidisneht  und  der  Butter-  und  Käsefabrikation  sn.  Aber  bei  all  den 
Veräadenmgen  im  Betriebe  bfisst  der  Kkkbaner  nichts  ein.  Demi  auch  in  der 
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Viehzucht  nahm  ausschliesslich  die  Zahl  der  Kleinbetriebe  zu.  Auf  dem  reinen 
Grasland  stiegr  die  Zahl  der  Betriebe  von  i  bis  5  Hektar  yma  17 176  auf  18829^ 

die  der  Betriebe  von  mehr  als  20  Hektar  von  6821  auf  6954.  Trotcdem  findet 

in  diesem  Produktionszweige  eine  Konzentration  in  dem  Sinne  statt,  dass  sich 
die  Zahl  der  Unternehmer  vermindert.  Während  sie  zwischen  1889  und  1899 
von  15625  auf  14344  sank,  stieg  die  Zahl  der  Arbeiter  von  17966  auf  22  157. 
Seit  1899  ist  aber  die  Zahl  der  Untemduner  wieder  stark  im  Wachsen  be- 
griffen. 

MAN  sieht  aus  alledem,  dass  von  einem  Verfall  der  Landwirtschaft  gar  nicht 
die  Rede  sein  kann.  Sie  macht  Riesenfortschritte,  und  da  dies  mit  einer  Zu- 
nahme des  Kleinbetriebes  zusammenhängt,  so  kann  es  nicht  anders  sein,  als 
dass  der  Kleinbetrieb  In  der  Lage  ist,  das  smnsge  zum  allgemeinen  Fortsdiritt 
beizusteaem.  Wenn  der  Kleinbetrieb»  so  urteilt  die  K<»nniissioii,  wtrtdidi 
minderwertig  wäre,  so  müsste  ihn  der  Grossbetrieb  verdrängen.  Das  gesdüdit 
nicht;  also  moss  der  Kleinbetrieb  ld>ens-  nnd  konkurrenzfähig  sein. 

Das  Genossenschaftswesen 

DIE  Kommission  bat  schliesslich  noch  nachgeforscht,  ob  vielleicht  unter  einer 
anderen  Form,  zum  Beispiel  in  der  der  Genossenschaften  oder  Kapitalsgesell- 
schaften,  Spuren  einer  grossbetrieblichen  Entwickelung  zu  finden  seien.  Dabei  hat 
die  Koflimiission  entdeckt,  dass  in  der  ganzen  niederländischen  Landwirtsdiaft 
Kapitalsgesellschaften  zur  Fuhrung  eines  Betriebes  vollkommen  unbekannt  sind. 
Ebensowenig  giht  e?  Genossenschaften,  die  die  landwirtschaftliche  Bebauung 
von  Grundstücken  betreiben  wollen.  Das  im  übrigen  hochentwickelte  Genossen- 
schaftswesen hält  sich  bei  allerhand  Nebendingen  auf,  hat  nicht  die  landwirt- 
adiaftliche  Arbeit  selbst  zum  Zweck.  Und  in  dieser  Form  ist  die  Genossen- 
schaft ein  weiterer  Faktor,  der  die  kleinen  Betridbe  existenzfähiger  machte  indem 
sie  allerlei  Hilfsmittel,  die  sonst  nur  für  den  grossen  Bauern  zu  erreichen  waren, 
ihm  zuführt.    Der  Bericht  der  Kommission  sag^  hierüber  folgendes: 

»Die  Genossenschaft,  von  der  mancher  wohl  einen  Anstoss  zur  Konzentratioa  er- 
wartete, ist  im  Gegenteil  gerade  ein  Mittel  zur  lEMnltung  des  Kletnbetridies  ge- 
worden. Sehen  wir  die  Wirkung  einiger  ihrer  biQhendsten  Arten  an.  Der  Bauer, 
der  seine  Milch  selbst  verarbeiten,  selbst  Beine  Butter,  seinen  Käse  u.  s.  w.  her- 
stellen will,  kann  nur  bei  sehr  grossem  Betriebe,  also  wenn  er  ein  grosses  Kapitsl  zur 
Verfügung  hat,  die  moderne  Technik  anwenden.  Die  genossenschaftliche  Fabrik 
ermöglicht  schon  dem  Besitzer  einer  einzigen  Kuh  den  Gebrauch  dieser  Mittel. 
Fid  früher  der  Bauer  bei  Unglück,  beim  Sterben  eines  Stuckes  Vieh,  bei  Missemte 
oder  dergleichen  sehr  bald  in  die  Hände  von  Wucherern  —  die  dadurch  oft  die 
wirklichen  Besitzer  seines  Betriebes  wurden  —  der  genossenschaftliche  Kreditverein 
und  die  gegenseitige  Vcrsiclurung  befreien  ihn  von  dieser  Gefahr.  Der  einzelne  ist 
nicht  im  stände,  sich  den  besten  Kunstdünger,  das  beste  Saatgetreide,  die  besten 
Zuchttiere  a.  s.  w.  zu  verschaffen.  Der  genossenschaftliche  Einkaufsverein  besorgt 
das  alles  für  ihn.  Und  während  der  Gebrauch  von  Maschinen  ffchon  einen  sdir 
grossen  Betrieb  voraussetzt,  wenn  sie  für  ihn  allein  gekauft  werden  müssen,  ist  es 
wieder  die  Genossensdiaft,  welche  die  Maschine  auch  dem  Kleinen  zur  Verfügung 
.<^tc!lt.  Es  ist  nicht  unmöglich,  dass  dazu  noch  die  Verkaufsgeflossenschaft  igywwt» 
die  bis  jetzt  noch  nicht  viel  Boden  gewonnen  hat.« 

Also,  konstatiert  die  Kommission,  ist  die  Genossenschaft  keine  Bedrohung, 
sondern  eine  Hilfe  fdr  den  kleinen  Bauern. 

DIE  Kommission  macht  weiterhin  eine  Anzahl  statistischer  Angaben  fiber  die 

Bedeutung,  welche  das  Genossenschaftswesen  schon  erlangt  hat.  Sie  polemisiert 
dann  gegen  den  anarchistischen  Plan  einer  Landwirtschaftsgenossensehaft, 
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welche  von  einem  Dr.  van  Eeden  als  alleinseligmachendes  Mittel  zur  gesell- 
schaftlichen Umwälzung  vorgeschlagen  wurde. 

Revision  df.s  pt?i\zipif,i.i.f.n  Proora.mms 

DER  vierte  Absatz  des  Programms  der  sozialdemokratischen  Arbeiterpartei 
Hollands  lautet: 

•Neben  diesen  Zeichen  des  Unterganges  der  besCdienden  Frodtdctionsweise  treibt 

die  Notwendigkeit,  das  Maschinenwesen  im  grossen  auszunutzen,  die  schnelle 
Konzentration  aller  Arbeitsmittel  in  Händen  einer  stets 
kleiner  werdenden  Zahl  von  Personen  und  die  Vereinigung  dkaer 

Personen  7U  Gesellschaften,  die  jede  Konkurrenz  vemicbtcn  (Trusts  VL  B.  W.)»  not- 
wendig zur  gesellschaftlichen  Organisation  der  Produktion  .  .  .« 

Das  gesperrt  Gedruckte  mnss  nach  dem  Urteil  der  Kommission  für  tmrichtig 

erachtet  werden.   Deshalb  beantragt  sie,  an  seine  Stelle  zu  setzen: 

9  ...  die  schnelle  Konzentratton.  Nvtnigstens  der  industriellen  Arbeitsmittel,  in 
Händen  einer  relativ  stets  kleiner  werdenden  Zahl  von  Personen  .  .  .« 

Diese  Abänderung  hält  die  Kommission  für  ausreichend.  Das  Parteiprograaun 

nennt  die  Faktoren,  wdiche  die  Entwickelang  dar  Gesellschalt  in  der  Richtung 

zum  Sozialismus  beeinflussen.  Es  kann  aber  nicht  alle  Tatsachen  aufzählen, 
welche  zurzeit  diese  Entwickelungstcndenz  nicht  aufzeigen.  Daher  glaubt  si^ 
besondere  Klauseln  über  die  Landwirtschaft  nicht  vorschlagen  zu  sollen. 

Der  Aorarparaoraph 

DIE  Kommission  beantragte  sodann  folgenden  Paragraphen  für  das  Wahlpro- 
gramm : 

»Einsetnmg  von  Paditkommissiönen,  gewählt  ins  und  von  den  Gmndbesitzem, 
Pächtern  und  Arbeitern.    Kein  Pachtvertrag  soU  gültig  scin,  WCDD  er  nicht  durdi 

die  lokale  Pachtkoniinission  gutgeheissen  ist. 

Erweiterung  der  Bestimmungen  der  Artikel  1628  und  l6S9  des  Bürgerlichen  Gesets- 
buches  und  Verlx)t  der  Umgehung  dieser  Bestimmimgen  im  Pachtvertrag. 
Recht  des  abziehenden  Pächters  auf  Ersatz  seiner  Aufwendungen  an  Kapital  und 
Arbeit,  durch  die  das  Facbtgut  verbessert  worden  ist 

Ausdehnung  des  Entdgnnngsrechts  der  Gemeinden,  um  den  Boden  in  den  Besitz 

von  Staat  und  Gemeinde  zu  bringen. 

Verbot  des  Verkaufes  öffentlichen  Grundbesitzes  an  Privatpersonen. 

Abschaffung  aller«  feudalen  Vorrechte.    Zuerkennung  de:>  Jagdrechts  an  den  Be- 

bauer  eines  Grundstuckes.   Förderung  des  landwirtschaftlichen  F8Chunterricfat8.c 

Ausserdem  beantragte  die  Kommission,  aus  dem  Progranmi  die  Fortotmg  der 

Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens  wegzulassen.  Ihre  Anträge  gehen  also 
darauf  hinaus,  dass  drei  Fordeningen,  die  im  Programm  standen,  wegfallen 
sollen.  Es  sind  das:  i.  die  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens,  a.  die  Forde- 
rung, dass  der  Pächter  nur  Pacht  zu  zahlen  habe  von  und  je  nach  dem  Rein- 
ertrag, 3.  die  Überlassang  von  so  viel  Landeigentum  an  Arbeiter,  dass  diese  als 
selbständige  Bauern  darauf  eine  Existenz  finden  können. 

W.\S  die  Vergesellschaftung  des  Grundbesitzes  angeht,  so  ist  die  Kommission 
der  Ansicht,  dass  nichts  darauf  hindeute,  dass  der  Boden  eher  verstaatlicht 
werden  würde,  als  die  andern  Produktionsmittel.  Da  die  Partei  danach  strebt, 
alle  Produktionsmittel  in  den  Besatz  der  Gemeinschaft  zu  bringen,  Ist  es  nicht 
notwendig,  Grund  und  Boden  noch  besonders  zu  nennen.  Der  völlige  Verfall 
der  Bewegung  für  Bodenverstaatlichung  deutet  schon  darauf  hin,  dass  diese 
Forderung  keine  Lebenskraft  in  sich  hatte. 

DIE  Forderung,  dass  nur  vom  Betriebsgewinn  Pacht  gezahlt  zu  werden  brauche, 
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hält  die  Kommission  praktisch  nicht  für  durchführbar.  Solange  der  kapi- 
talistische Betrieb  existiert,  wird  das  Risiko  auf  dem  Unternehmer  ruhen 
müssen. 

DER  IHic^;numniRinkt»  dass  die  Gemeinden  das  Land»  das  sie  besitzen,  an 

Arbeiter  abgeben  und  ihnen  die  ndtigen  Arbeitsmittel  vorstrecken  sollen,  damit 
sie  selbständig  darauf  wirtschaften  können,  ist  weggefallen,  weil  es  sich  ja 
von  selbst  versteht,  dass  die  Gemeinden  ihr  Land  verpachten,  solange  sie  die 
Bewirtschaftung  nicht  selbst  übernehmen  können.  Bei  diesen  Verpachtungen 
kann  aber  die  Konkurrenz  nicht  ausgeschlossen  werden.  Die  Reg<dung  dieser 
Verpachtungen  ist  ein  TqW  der  Regdang  des  Pachtkontraktes.  Schliesslich  hat 
man  diese  Forderung  fullen  la?sen,  weil,  wenn  auch  die  sozialistische  Partei  die 
Entstehung  zahlreicher  neuer  Kleinbetriebe  nicht  hindern  kann,  deren  künst- 
liche Vermehrung  doch  ihre  Aufgabe  nicht  sein  kann.  Der  Gnmd,  aus  dem 
heraus  dieser  Programmpunkt  in  den  Jahren  vor  1897  geachaffen  wurde,  die 
grosse  Arbeitslosigkeit  auf  dem  platten  Lande,  ist  ja  seitdem  verschwunden. 

Die  mrusnuELLEN  Betriebe  auf  dem  platten  Lande 

GEWOHNLICH  wird  plattes  Land  und  Landwirtschaft  als  da  und  das  selbe 

angesehen.  Da  nun  hier  bewiesen  ist,  dass  die  Landwirtschaft  nicht  die  Be- 
triebskonzentration aufweist,  die  einen  integrierenden  Teil  der  Entwickelungs- 
tendenz  zum  Sozialismus  ausmacht,  könnte  man  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass 
die  Sozialdemokratie  nur  in  den  Städten  fruchtbaren  Boden  findet.  Hiergegen 
wendet  sich  die  Kommission.  Die  Landwirtsdiaft  tdlt  mit  allen  anderen 
Zweigen  des  Wirtschaftslebens,  die  sich  nicht  kapitalistisch  entwickeln,  die 
Eigenschaft,  dass  ihr  Einfluss  auf  das  Gescllschaftsganze  zurückgeht.  Die 
Zahl  der  Erwerbstätigen  stieg  in  Handel  und  Industrie  viel  schneller,  als  in 
der  Landwirtschaft  Die  Zahl  der  beruflich  Tätigen  überhaupt  wuchs  in  Holland 
von  1889  bis  1892  um  ao  %.  Aber  die  verschiedenen  Erwerbszweige  tragen  in 
sehr  verschiedenem  Masse  zu  dieser  Steigerung  bei:  Jagd  und  Fischerei  mit 
36  %,  die  Handelsbetriebe  mit  32  %,  die  Industrie  mit  24  %,  die  freien  Berufe 
mit  10  %,  und  die  Landwirtschaft  mit  8l^%.  Im  Jahre  1889  waren  von  je 
100  Erwerbstätigen  35  in  der  Landwirtschaft  beschäftigt,  1899  nur  noch  30. 
Von  grosser  Wichtigkdt  ist  hierbei  aber,  dass  sich  die  Entwickdung  und  Kon- 
zentration der  industriellen  und  Handelsbetriebe  durchaus  nicht  auf  die  Städte 
beschränkt,  sondern  dass  diese  Betriebe  auf  dem  platten  Lande  genau  die  selbe 
Tendenz  zeigen.  In  den  Gemeinden  mit  weniger  als  5000  Einwohnern  nahm 
in  diesem  Jahrzehnt,  1889  bis  1899,  die  Zahl  der  Selbständigen  in  Handel  und 
Industrie  um  i  %  a  b ,  während  die  2!ahl  der  Unsdbstandigen  umx2%wuchs. 
Und  (las  bei  einer  Bevölkerungszunahme  von  nur  3  %. 

WENN  also  auch  die  Landwirtschaft  sich  der  Betriebskonzentration  entzieht, 
—  ob  zeitweilig  oder  dauernd,  ist  hier  nicht  zu  untersuchen  —  so  ist  das  keines- 
wegs gleichbedeutend  mit  einem  ökonomischen  Stillstand  des  platten  Landes. 
Audi  da  wirken  die  nun  Soaialismus  treibenden  Faktoren,  und  wohl  eben  so 
stark,  wie  hl  der  Stadt 

Genossenschaftliche  vhd  poutiscke  Aktion 

WEIL  es  auch  unter  den  Landarbdtem  in  Holland  dne  Gruppe  gibt,  die  die 

gewerkschaftliche  Aktion  als  den  einzig  richtigen  Weg  zur  Befrdung  des 
Proletariats  empfiehlt,  wendet  sich  die  Kommission  auch  dagegen.    Sie  em- 
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pfichlt  zwar  den  Landarbeitern  die  gewerkschaftliche  Organisation,  gibt  ihnen 
aber  zu  bedenken,  dass  noch  mehr,  als  bei  den  industriellen  Arbeitern,  die  Ge- 
werkschaftsbewegung der  Landarbeiter  auf  Hindernisse  stösst,  die  es  ihr  un- 
mSgUch  machen»  sich  auf  das  Geweitochaftiiche  allein  xa  heschranicen,  daat 
ihnen  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  und  darum  die  politische  Aktion  noch 
mehr  nottut,  als  den  industriellen  Arbeitern,  abgesehen  noch  von  dem  all- 
gemeinen Zweck  der  politischen  Aktion  des  Proletariats:  der  Eroberung  der 
politischen  Macht. 

DER  Arbeltersdiuta,  den  wir  habei^  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Landwirt- 
schaft So  sind  zum  Beispiel  die  Landafheiter  von  der  UnfoUversicherung  aus- 
geschlossen. Staatliche  Alterspensionen,  Unfallversicherung,  Fachunterricht, 
unentgeltlicher  Schulunterricht,  Bekämpfung  der  Verbrauchssteuern,  Normal- 
arbeitstag, Wohnungsfrage,  Antimilitarismus,  das  sind  alles  Punkte  unseres 
Programms,  an  denen  die  Landarbeiter  ganz  genau  so  stark  interessiert  sind, 
wie  die  Arbeiter  in  anderen  Betrieben.  Die  Landarbeitergewerkschaft  kann 
vielleicht  auf  dem  Gebiet  der  Entlohnung  etwas  erreichen,  aber  weiter  wird  ihr 
Einfluss  in  den  nächsten  Jahren  nicht  gehen.  Besondere  Forderungen  für  die 
Landarbeiter  gibt  es  bei  uns  nicht;  die  Abschaffung  der  Gesetzesbestimmung, 
dass  bei  Streitigkeiten  zwischen  Meister  und  Gesinde  dem  ersteren  auf  sein 
Wort  gcc^ubt  wird,  ist  schon  von  der  Regierung  beantragt.  Sonst  bestdit  eine 
besondere  Gesindeordnung  in  Holland  nicht.  Die  Landarbeiter  Stdien  unter 
Iceinem  anderen  Gesetz,  als  die  anderen  Arbeiter. 

Abweichende  Meinunoen 

DEM  allgemeinen  Bericht  sind  zwei  persönliche  Beridite  zugesellt,  der  eine 

von  Gorter,  der  andere  von  Troelstra  verfasst.  Der  erstere  entwickelt  eine  An- 
zahl von  Gründen  —  meistenteils  aus  Kautskys  Agrarfraf^e  entnommen  — ,  auf 
welche  sich  seine  Meinung  stützt,  dass,  obwohl  die  jetzige  Tendenz  eine  andere 
sei,  der  Grossbetrieb  zuletzt  doch  den  KleinbetrM»  verdringen  mfisse.  Trodstira 
hingegen  begrfindet  in  seinem  Bericht  die  Auffassung,  dass  bei  der  gegen- 
wärtigen Lage  das  Programm  der  Soualdemokratischen  Arbeiterpartei  nicht 
von  der  Annahme  ausgehen  dürfe,  dass  einst  der  Kleinbetrieb  in  der  Landwirt- 
schaft durch  den  Grossbetrieb  verdrängt  werden  werde.  Beide  Berichte  waren 
eingeliefert,  bevor  der  allgemeine  Bericht  fertiggestellt  war,  und  sind  diesem 
nur  als  Material  beigegeben.  Denn  der  allgemeine  Bericht  ist,  wie  gesagt,  von 
allen  Kommissionsmitgliedem  unterschrieben  worden. 

IM  Lande  sind  wohl  einige  Stimmen  laut  geworden,  welche  meinten,  die  Zu- 
nahme der  Kleinbetriebe  hätte  nicht  die  grosse  Bedeutung,  welche  ihr  die  Kom- 
mission beimesse,  aber  die  Tatsache  der  Zunahme  selbst  wird  nicht  bestritten. 

XXX 

UND  so  ist  das  Resultat  der  Arbeiten  der  Kommission,  dass  auch  in  Holland  die 

agrarische  Entwickelung  anders  geht,  als  die  industrielle,  und  dass  die  Entwicke- 
lung  in  diesem  grossen  Produktionszweige  sich  nicht  in  die  allgemeine  Pro- 
grammschablone drängen  lässt. 

IN  dner  Hfaisicht  kann  die  hollindisdie  Sozialdemokratie  ruhig  sein.  Sie 
braucht  den  Tatsachen  nicht  im  mindesten  Gewalt  anzutun,   um  auf  dem 

platten  Lande  Anhänger  zu  gewinnen.  Bis  jetzt  kam  sie  dort  weit  hesser  vor- 
wärts, als  in  den  grossen  Städten;  von  den  sieben  Mandaten,  welche  die  Sozial- 
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demolcrtöe  in  der  abgdanfeneii  Legislaturperiode  in  Parlament  iime  hatte,  kam 
ehies  aus  einem  Grossstadtkreis,  eines  aus  einem  industriellen  Kreis,  eines  aus 
einem  Kreis,  der  zu  zwei  Dritteln  Stadt,  zu  einem  Drittel  plattes  Land  ist ;  die 
übrigen  vier  Mandate  stammten  aus  überwiegend  ländlichen  Kreisen.  Die 
Neuwahlen  haben  das  Bild  nicht  geändert.  Wir  haben  da  einen  Wahlkreis  auf  dem 
platten  Lande  verloren,  einen  gewonnen.  Und  der  Krds  Leeuwarden,  der  una 
ausserdem  vertoren  ging,  ist  zu  zwei  Dritteln  städtisch,  nur  zu  einem  ländlich; 
obendrein  stdien  wir  noch  in  diesem  ländlichen  Teil  besser,  als  in  dem  städti- 
schen. TnsG^esamt  erhielten  wir  am  i6.  Juni  diese«;  Jahres  in  rein  städtischen 
Wahlkreisen  20  195  Stimmen,  in  rein  ländlichen  24  130  und  in  gemischten  19927. 
Wir  haben  also  in  Holland  keine  ausserordentlichen  Mittel  nötig,  um  auf  dem  Lande 
zu  agitieren.  Schon  jetzt  stimmen  in  manchem  Kreis  die  Meinen  Bauern  zum 
guten  Teil  sozialdemokratisch.  Auch  sie  brauchen  Schutz  gegen  den  Gross- 
grundbesitz und  haben  ausserdem  kein  Interesse  an  der  Erhaltung  der  kapi» 
talistischcn  Gesellschaft. 

DAS  Zusammenwirken  von  proletarischem  Bauer  und  Proletarier  ist  in  der 
Politik  ganz  gut  möglich  und  zu  erreichen,  <^e  dass  man  dem  Sozialismus  Ge- 
walt antut 
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N  der  Frage  nach  der  selbständigen  Berufstätigkeit  der  Frau  wird 
immer  noch  mit  Vorliebe  auf  die  Vorfrage  zurückgegriffen,  ob  die  In- 
telligenz des  weiblichen  Geschlechts  der  des  männlichen  gleichkomme. 
Ich  lasse  dahingestellt,  ob  man  diese  Frage  bejahen  will  oder  nicht.') 
Aber  ihre  Beantwortung  scheint  mir  ziemlich  gleichgültig  für  die  Be- 
antwortung der  Frage,  ob  die  Frau  im  stände  ist,  die  bisher  vom  Manne  mehr 
oder  weniger  monopolisierten  selbständigen  Berufe  auch  ihrerseits  auszufüllen, 
ob  demgemäss  auf  diesem  Gebiete  ihre  Zukunft  liegt,  oder  ob  nach  wie  vor 
die  hauswirtschaftlich-mütterliche  Tätigkeit  ihre  Hauptdoraäne  bleiben  wird. 
Denn  so  viel  wird  nur  bei  näherem  Nachdenken  wohl  jeder  zugeben:  So 
schätzenswert  ein  hohes  Mass  von  Intelligenz  schliesslich  für  jeden  Menschen 
ist,  die  erfolgreiche  Ausfüllung  eines  Berufes  liängt  davon  nicht  einmal  haupt- 
sächlich, geschweige  denn  ausschliesslich  ab.  Selbst  nicht  in  den  akademische 
Bildung  voraussetzenden  Berufen !  Es  laufen  wahrhaftig  fibergenug  Juristen, 
Ärzte,  Theologen,  T.chrcr,  Redakteure,  Techniker,  Verwaltungsbeamte  etc.  in 
der  Weltgeschichte  herum,  die  ganz  bestimmt  nicht  dabei  waren,  als  das  Pulver 
erfunden  wurde;  und  es  wäre  durchaus  irrig,  anzunehmen,  dass  sie  deshalb  nicht 
im  Stande  seien,  ihren  Beruf  auszufüllen.   Aus  einleuchtenden  Gründen ;  denn 

')  Tn  Parenthese  bimi'rkt;  Ihc  I,ui-,tunBcn  tici  1-rau  au!  iti  m  Gehicte  der  Kunst,  auf  die  man  sich 
lijlu  l  p.crn  lirruff,  hrwcisi  n  moinf  s  F.rachtens  hit/r  gar  nichts,  denn  sie  erfordern  nicht  das,  was  man 
uniiT  l niclh^ens  eigentlich  versteht;  sie  erfordern  Gemüt,  Gefühl,  Phantasie  —  alles  Uinge.  worin 
die  Frau  vielleicht  sogar  dem  Muine  überlegen  ist  — ,  aber  keineswegs  die  Fähigkeit  abstrakten, 
bccriUUcbeii  Deakeni,  lwta«t«ect  die  Bemnlagung,  lückenloM  iuuMle  Vorktclluactreihen  sn  bilden 
oder  nehrere  solcher  «tr  Bneugung  neuer  kauMler  ZuMauacnhinge  su  verbiaden.  FIMfkdt  sy 
initensehaftlicher  und  Fihigkeit  zu  künstlerischer  Leistoos  tfald  swci  giaz  vcnchicdem  Diage^  die 
nicht  mit  einander  vcnrcchMlt  werden  dürfen. 
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für  die  meisten  selbst  dieser  Berufe  sind  Eigenschaften,  wie  Pflichttreue,  Ge- 
duld, Pünktlichkeit,  Ordnuiifdicfa^  Geistesgegenwart,  Menschenliebe»  Energie, 
Nachgiebigkeit,  stdfes  Rnckgrst,  rednerische  Gewandtheit,  Fähigkeit,  andere 
zu  beeinflussen,  Fähigkeit,  za  gehorchen  oder  zu  befehlen,  Organisationstalent, 
Gedächtnis,  eine  feste  ruhige  Hand,  Ausdauer,  Gerechtigkeitsgefühl,  Unbeein- 
flussbarkeit,  heiteres  Gemüt  und  hundert  andere  Qualitäten  von  ungleich 
grösserer  Wichtigkeit,  als  just  eine  besonders  hohe  geistige  Beanlagung.  Und 
mngekehrt  wird  jeder  Männer  kennen,  denen  eine  grosse  Intdligen«  nicht  ab- 
zusprechen ist,  und  die  doch  in  ihrem  Berufe  wenig  Hervorragendes  leisten, 
weil  ihnen  die  erforderlichen  moralischen  Qualitäten  und  Charaktereigen- 
schaften abgehen.  Ist  dies  schon  in  den  akademischen  Berufen  der  Fall,  so  noch 
in  viel  höherem  Masse  in  den  übrigen,  die  denn  doch  die  grosse  Masse  der 
Menschheit  umfassen  nnd  sonut  eigentlich  allein  ausschlaggebend  sein  sollten. 
Eine  eventuelle  Differenz  der  geistigen  Begabung  kann  also  absolut  nicht  als 
zureichender  Grund  gegen  die  gleichstehende  BenafstätigiMtt  der  Frau  ins 
Feld  geführt  werden. 

DER  springende  Punkt,  dessen  Klarstellung  die  erste  Vorbedingung  einer  er- 
^riesslichen  Diskussion  Ist,  scheint  mir  die  Frage:  wie  verträgt  sich  die  Aus- 
übung eines  Berufes  mit  der  Mutterschaft  ?  Emma  Ihrer  meint  zwar,  das 
»Hervorheben  des  Mutterberufs«  sei  neuerdings  »fast  zur  krankhaften  Manie 
ausgeartet«.  Sie  erklärt  es  für  einen  gewaltigen  Irrtum,  dass  es  ><las  erste  und 
höchste,  in  der  Natur  der  Frau  begründete  Lebensziel  sei  .  .  Mutter  zu  sein, 
der  Ffl^  und  Endehtmg  der  Kinder  zu  leben«,  und  gelangt  selbst  zu  der  Be- 
hauptung ;  »Mutter  Sein  ist  so  wenig  ein  Lebensziel,  wie  Vater  Seine.  *)  Nun» 
ich  meine,  die  eine  Tatsache  kann  doch  wohl  keine  noch  so  märchenhafte  Ent- 
wickelung  aus  der  Welt  schaffen,  dass  die  Frau  Eierstöcke  und  Milchdrüsen 
besitzt,  und  der  Mann  nicht.  Die  Fortpflanzung  des  Menschengeschlechts  ruht 
also  einmal  unabwälzbar  auf  den  Schultern  der  Frau,  nnd  zwar  iddit  snr  ab 
eine  zu  ihrem  eigenen  (körperlichen,  wie  geistigen)  Wohl  unentbehrliche  phy- 
sische Funktion  ihres  Körpers,  sondern  auch  als  eine,  ja  als  die  wichtigste 
soziale  Aufgabe.  Denn  ich  bin  der  Überzeugung,  dass  jede  .Kultur,  welche  die 
normale  Fortpflanzungsrate  —  drei  bis  vier  geistig  und  körperlich  vollent- 
wickdte  Kinder  auf  jede  gebärtfichtige  Frau  —  beeinträchtigt,  dem  natür- 
lidien  Untergang  geweiht  ist  Atis  zwei  Grihiden:  Einmal,  weil  ein  Volk,  in 
dem  etwa  necmialthusianische  Strömungen  emstlich  zur  praktischen  Geltung 
gelangen,  unweigerlich  von  anderen  Völkern  —  selbst  niederer  Kultur  —  über 
den  Haufen  gerannt  und  erdrückt  wird,  und  zweitens,  weil  —  vom  Standpunkt 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung  aus  —  die  ständige  Vermehrung  der 
BevSlkerung  als  die  eigentliche  und  letzte  Triebkraft  aller  wirtschaftlich- 
technischen und  damit  auch  aller  kulturellen  HSIierentwickelung  erscheint,  und 
deshalb  kein  solches  Volk  auf  die  Dauer  auf  dem  erreichten  Stand  der  Kultur 
beharren,  geschweige  denn  ihn  weiterbilden  kann.  Aus  beiden  Gründen  scheint 
mir  der  Sozialismus  mit  neomalthusianistischen  Bestrebungen  unvereinbar  und 
die  Focderung  dieser  letzteren  als  Hillsmittel  fBr  eine  wirtsehaftliehe  Selb- 
Ständil^eit  der  Frau  nicht  in  Betracht  zu  kommen. 

DASS  nun  Mutterschaft  und  selbständiger  Beruf  der  Frau  bedenklich  mit  etn- 

*)  Vergl.  Emm.i  Ihrer:  Die  proletariseht  From  Mmd  ^  BtrmfttMgM*  im  VOrisCB  Budc  der 
SonalisMcktn  Monatsktfle,  pag.  447-448. 
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ander  kollidieren,  scheint  mir  trotz  allem,  was  dagegen  angeführt  wird,  kaum 
zu  bezweifeln.  Wer  einmal  mit  kritischem  Auge  in  der  Praxis  beobaclitet  Int; 
eine  wie  hinfife^  viebeitife  imd  ititennve  Inanipracfanilime  der  Mutier  die 
Pflege  eines  Kindes  miiideiteas  während  des  ersten  oder  der  ersten  zwei  Lebens- 
jahre mit  sich  bringt,  wetin  eben  die  Mutter  den  Interessen  des  Kindes  wirklich 
voll  gerecht  werden  will,  der  wird  mir,  glaube  ich,  zugeben,  dass  sich  hiermit 
wohl  jederzeit  eine  hauswirtschaftliche  Tätigkeit  der  Mutter  verbinden  läast, 
«—  als  eine  Tätigkeit,  die  ölme  Sdiaden  jeden  AtigenUidc  onterbroehen  werden 
kann  — ,  nun  und  nimmer  aber  eine  ausserhäusliche  oder  selbst  in  Ver- 
bindung mit  der  Häuslichkeit  eine  solche  Tätigkeit,  die  die  Mutter  nötigst,  regel- 
mässig- einige  oder  mehrere  bestimmte  Stunden  in  besonderen  Räumlichkeiten 
unausgesetzt  zur  dienstlichen  Verfügung  anderer  Leute  zu  stehen,  wie  der  Arzt, 
der  Rechtsanwalt  etc.  dies  müssen. 

NUN  wendet  num  freilieh  ein;  Neon  Zehntel  der  Hanshaltongssorgen  können 

auf  kollektive  Einrichtungen  übertragen  werden;  aber  auch  die  mehr  routine- 
mässige  Pflegearbeit  am  Kinde  könnte,  wenigstens  nach  Ablauf  der  Stillungs- 
zcit,  recht  wohl  berufsmässigen  Pflegerinnen  anvertraut  werden,  während  der 
Mutter  das  Recht  vorbehalten  bliebe,  in  ihren  Feierstunden  auf  das  erwachende. 
Gemfitsleben  des  Kindes  Einflnss  zu  nehmen.  Hiergegen  möchte  ich  zunächst 
eine  Erwägung  geltend  machen:  Die  technische  und  wirtschaftliche  Entwicke- 
lung  der  letzten  hundert  Jahre  hat  der  hauswirtschaftlichen  und  mütterlichen 
Tätigkeit  der  Frau  wohl  zehnmal  so  viel  Erleichterung  geschafft,  als  heute  über- 
haupt noch  zu  schaffen  übrig  bleibt;  und  ist  die  häusliche  Entlastung  der  Frau 
wirklich  in  gleichem  Masse  gestiegen?  Ich  glaube  nicht,  und  zwar  ans  dem 
einfachen  Grunde,  weil  Hand  in  Hand  damit  auch  die  Anqirildie  an  das  häus- 
liche Leben  gestiegen  sind,  während  die  Ausbeutungsmöglichkeit  der  früher 
zur  Verfügung  stehenden  Hilfskräfte  (Dienstboten,  Lehrlinge,  unverheiratete 
Schwestern  und  Töchter)  erheblich  abgenommen  hat.  Man  erwäge  doch,  dass 
mit  zunehmendem  Obergang  zn  dhier  scnialistisehen  Wirtsc^aftioidttung  alle 
diese  Hilfekräfte  vemmtiidi  fibeiiunqpt  verschwinden,  dagegen  die  Inan^imcb- 
nahme  der  Frau  durch  das  öffentlidie  Leben  und  fSr  allgemeinere  Interessen 
ganz  erheblich  steigen  wird,  ebenso  wie  die  Ansprüche,  die  mit  wachsender 
Grösse  und  besserer  Ausstattung  der  Wohnung,  mit  geringerer  Arbeitszeit  des 
Mannes,  mit  steigendem  Niveau  der  weiblichen  Bildung  an  die  Frau  heran- 
treten. Und  den  BmfUus  mf  das  erwachende  Gemütsleben  des  Kindes  auf  die 
Feierstunden  zu  beschränken,  das  heisst  auf  die  kurze  Frist,  wo  die  berufsmässig 
tätige  Mutter  von  der  Last  der  Tagesarhcit  abgespannt  und  müde  ist,  während 
das  Kind  eigentlich  schon  ins  Bett  gehörte,  das  scheint  mir  auch  nicht  gerade 
sehr  im  Interesse  der  jungen  Generation  zu  liegen,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
sokh  ein  Einflnssnehmen  sich  nicht  en  passam  abmachen  lasst,  sondern  gerade 
eines  möglichst  intensiven  ständigen  Zusammenlebens,  wenn  anch 
^r  nicht  immer  einer  direkten  Beschäftigung  mit  dem  Kinde  bedarf.  Emma 
Ihrer  bemerkt  zwar  —  mit  vollem  Recht — ,  dass  Mutter  Werden  keineswegs 
ohne  weiteres  den  Besitz  pädagogischer  Talente  in  sich  schlicsse.  Aber  in 
jenen  £rfieAiiiig«fnnktk>nen,  die  eine  Kindergif üiei  in  ebensogut  wie  die  leib- 
liche Mutter  ausüben  kann,  sehe  ich  auch  keineswegs  das  Wesen  der  Mutter-.. 
Schaft.  Sondern  diese  liegt  meines  Erachtens  in  dem  Gemütsbande,  welches 
Mutter  und  Kind  ^o^r  an  einander  fesselt,  so  in  einander  aufgehen  lässt»  wie 


Digitized  by  Google 


CURT  HARTWIG  •  EINIOE  RANOBCMERKUNOEN  ZUR  FRAUENFRAOE  879 

ketn  anderes  Menschenpaar,  auch  nicht  Ehegatten,  und  welches  —  wenn  auch 
beruhend  auf  der  natürlichen  physiologischen  Zusammengehörigkeit  -  nur 
doreh  die  intensiTSle  Lebensgemeiiiacliaft  gepflegt  werden  kann.  Anf  die  Br- 
siehung  im  üblichen  Sinne  gebe  ich  überhaupt  sdir  wenig;  sie  kommt  doch 
nicht  auf  viel  mehr,  als  einen  äusseren  Drill,  heraus  und  kann  Qualitäten  des 
Geistes  und  Charakters  weder  schaffen,  noch  verandern.  Aber  der  Mutterliebe 
und  ihrer  ununterbrochenen  Betätigung  bedarf  das  Kind,  wie  die  Pflanze  der 
Sonne;  das  heisst  des  Bewnsstselns:  hier  ist  ein  Mensch,  der  dich  so  Hebt,  wie 
kein  anderer  und  keinen  anderen  auf  der  ganzen  Wdt,  und  der  deshalb  auch 
das  Gemütsbedürfnis  hat,  so  eng  mit  dir  zusammen  zu  leben,  wie  mit  keinem 
anderen  auf  der  Welt,  und  umgekehrt  auch  du  mit  ihm.  Das  ist  aber  etwas, 
was  auch  die  beste  Kinder  ff  legerin  nicht  ersetzen  kann,  denn  sie  liebt  besten- 
falls Kinder,  nidit  aber,  wie  die  Matter,  gerade  dieses  eine  Kind,  ob- 
gleich es  vielleicht  hässlich,  kränklich  oder  wenig  begabt  ist,  weil  es  dben  ihr 
eigenes  Kind  ist.  Darum  ist  es  so  grundfalsch,  wenn  Oda  Olberg  sogar  erklärt, 
die  Trennung  von  Mutter  und  Kind  sei  »für  beide  Teile  nur  heilsam.  Die  leiden- 
schaftliche Anhänglichkeit  der  kleinen  Kinder,  denen  gewissermassen  die  Luft 
som  Atmen  fehlt,  wenn  £e  Mntler  de  einen  AugenUidt  veriisst,  ist  dae  Unadie 
grossen  Herzdeids  fSr  dfe  Kinder.«')  Ja,  allerdings,  genau  80>,  wie  die  Liebe 
zwischen  Mann  und  Weib;  aber  doch  ein  Herseleid,  das  kein  Mensch  mit  einer 
Spur  von  Gemüt  entbehren  möchte,  ein  Hergeleid,  das  nicht  nur  während  der 
Kindheit  selbst,  sondern  auch  als  Erinnerungsfaktor  und  ein  das  Gemütsleben 
^  bednfiussendes  Moment  für  das  gesamte  Leben  von  grösster  Bedeutimg  ist  und 
oline  Beeintraditigttng  des  grössimögUektten  GUUks  gar  ntdit  dinüniert  wer- 
den kann. 

LIEGT  nun  aber  in  der  Mutterschaft  der  Frau  bereits  eine  wichtige  soziale 
Aufgabe  und  Funktion  der  selben,  so  ergibt  sich  meines  Erachtens  die  logische 
Konsequenz  daraus,  dass  schon  die  blosse  Mutterschaft  bei 
der  Frau  ebenso  von  der  Gesellschaft  entlohnt  werden 
muss,  wie  die  berufliche  Arbeitsleistung  bei  dem  Manne, 
das  heisst,  dass  mit  dem  Augenblick,  wo  eine  Frau  Mutter  wird,  sie  auch  ohne 
jede  sonstige  soziale  Arbeit  den  Anspruch  auf  wirtschaftliche  Sicherstellung 
ihrer  und  ihres  Kindes  Existenz  gegen  die  Gesellschaft  erwirbt;  ein  Anspruch, 
der,  wenn  nidit  lebendinglich,  mindestens  so  lange  bestdit,  bis  das  jüngste  von 
ihr  geborene  Kind  seihst  erwerbsfähig  geworden  ist  Wenn  idi  nidtt  irre,  hat 
sich  schon  Johann  Most  in  ähnlicher  Weise  geäussert. 

UND  diese  Lösung  der  Frauenfragc  —  bei  der  selbstverständlich  keine  Mutter 
an  der  freiwilligen  Ausübung  eines  Berufes  gehindert  würde  —  scheint  mir 
anch  ans  dnem  anderen  Grande  noch  beaditenswert:  Alle,  die  sidi  in  dieser 
Zeitschrift  bisher  zur  Frauenfrage  geinssert  haben,  setzen  aU  Eheform  der 
Zukunft  die  Einehe  voraus,  sei  es  auch  eine  noch  so  Idcht  lösliche.  Indes, 
will  ein  Problem  wissenschaftlich  gelöst  sein,  so  muss  diese  Lösung  sich  auch 
dann  als  ausreichend  erweisen,  wenn  andere  Voraussetzungen,  als  gerade  die 
momentan  gegdienen,  Gdtung  haben.  Es  ist  schliesdich  noch  dem  Zwdfd 
nnterworfen,  ob  die  scheinbar  monogunische  Beanlagiiag  des  Knltonnensdien 
nicht  dne  aus  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  wddie  heute  die  moDo- 

■)  Vergl.  Oda  Olberg:  Polemisches  ühtr  pTomnfntß  nu4  S^HtHsmmi  \m  voristB  Baadt  der 
SotUUUHiektn  liomatsktftt,  pag .  307. 
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gamisch-patriarchalische  Familie  notwendig  machen,  entsprungene  Auto- 
suggestion ist,  ob  nicht  vielleicht  gerade  der  höher  entwickelte  Kulturmensch 
weiter  gehende  Gefühlsbedürfnisse  entwickelt.  Es  ist  bekannt,  dass  von  einigen 
Seiten  solche  Aspekte  lebhaft  verfochten  werden*),  und  jedenfalls  dürfte  nicht 
jede  mkfinftige  Gesellschaft  gewillt  oder  im  stände  sein,  die  Betätigung  der- 
artiger Neigangen  gewaltsam  durch  Strafgesetz  oder  wirtschaftlichen  Zwang  zu 
verhindern.  Es  liegt  nun  auf  der  Hand,  dass  bei  einer  solchen  Gestaltung  der 
Dinge  die  heutige  Familie  als  gemeinsamer  Haushalt  beider  Eltern  und  ihrer 
Kinder  der  Auflösung  verfiele.  Die  Familie  einer  solchen  Zukunft  würde  dann 
lediglich  gebildet  von  der  Mutter  und  ihren  Kindern,  solange  diese  unselbständig 
sind.  Grundsätzlich  und  allgemein  wäre  also  der  Haushalt  ein  indi- 
vidualistischer, ohne  dass  damit  naturlich  dem  einzdnen  das  Recht  genommen 
wäre,  gewünschtenfalls  tnit  einer  oder  mehr  Personen  gleichen  oder  ver- 
schiedenen Geschlechts  zeitweilig  oder  für  längere  Dauer  zusammen  zu  wohnen. 
£s  leuchtet  aber  ein,  dass  die  Schwieri^eit  einer  angemessenen  Verteilung  der 
Kosten  für  die  Aufsucht  der  Kinder  es  dann  ebenfalls  als  den  gerechtesten  und 
zweckniässigsten  Ausweg  erscheinen  lassen  würden,  die  Existenz  der  Mütter 
und  Kinder  von  Oscllschafts  wegen  zu  sichern  und  die  Kosten  at:f  die  Gesamt- 
heit der  Erwtrhstatigcn  zu  verteilen.  Ich  betone  nochmals,  dass  es  sich  nur 
darum  handelt,  eine  —  von  gewissen  Seiten  vertretene  —  wissenschaftliche 
Hypothese  als  Einwand  auszusdialten,  nicht,  sie  zu  akzeptieren.  Die  Zeiten 
sind  ja  wohl  vorüber,  wo  man  der  Sozialdemokratie  die  W cihergcmcinschaft 
als  eines  ihrer  Ziele  imputierte.  Ahcr  ich  meine:  wir  dürfen  bei  der  Diskussion 
der  Frauen  frage  eine  Eventualität  nicht  vollständig  ignorieren,  deren  Umnög- 
iichkeit  nicht  bewiesen  ist. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Das  Mauerbild 

N  einer  Nische  der  alten  Schlossmauer  ist  ein  steinernes  Bildnis 

eingefügt  Es  ist  wohl  fast  tausendjährig  und  ganz  verwittert. 
So  viel  ich  aber  herausbekommen  konnte,  ist  es  die  Schutzpatronin 
des  alten  Grafenschlosses  und  von  Dingsda.  Es  ist  die  Jungfrau 
mit  dem  Kind  auf  dem  Arm,  die  zwischen  zwei  Wappen  auf  einem 
Halbmond  stdi^  das  Haupt  gdcrSnt  mit  den  sieben  Sternen. 
ICH  sitze  auf  dem  gdcr&nmten  Stamm  eines  alten  Apfelbanmes,  der  auf  dem 
anderen  Rand  des  tiefen  Wallgrabens  steht;,  baumle  langsam  mit  den  Beinen, 
summe,  blicke  lange,  lange  zu  dem  uralten  Mauerbild  hinüber,  da  drüben  in 
seiner  starren  grauen  magischen  Ruhe  —  und  bin  sehr  andächtig  und  sehr 
zufrieden.  —  Sonne  umwittert  mich  mit  einer  frischen  lauen  Frflhiingsbrise; 
Gänseblihnchen  leuchten  tausendäugig  und  nlbeihell  at»  dem  graugrünen  Gras 
des  Angers;  blau  ist  der  Himmel;  Bienen  summen  9ber  mir  in  der  Kfone 
des  alten  Apfelbaumes,  der  in  lichtrosa  Blütenschleiem  steht. 
ICH  blicke  zu  dem  alten  Mauerbild  hinüber.  Magisch  in  dem  riesigen  dicken 
Gemäuer  aus  Kalksteinblöcken,  die  fast  zu  einer  natürlichen  Felswand  ver- 

Vergl.  zum  Betspiel  das  von  Wally  Zepler  io  den  Sosialistiscken  Monaiskeften  (1904,  1.  Bd^ 
paff.  46«)  gewfirdiffte  Buch  von  Emil  F.  Rttedtbuseh  Dit  Bigtut»  /BcrUa  1904/. 
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wachsen  sind.    Breite,  dicke  graugrüne  Wellen  von  Teufelszwirn  quillen 
frisch  und  wild  aus  dien  Manenpalten;  Iddne  Tannen  swiiigen  sich  daraaa 
licrvor;  Vogdbrotbnsche  and  Ebereschen.  —  O  Gott,  nnd  .wie  still  es  ist 
Der  micfatigep  graue,  starre  Eindmckl    Wie  von  einem  Riesenwesen«  das 

im  Bann  eines  mystischen  Schlummerzustandes  träumt. 
DER  Wind,  der  frische  Wind  der  Höhe  ist  um  mich,  wispert,  ruft  und  er- 
zählt mit  seiner  wilden,  heiseren  Stimme  wie  ein  unsichtbarer  Mephisto.  — 
Ja,  Mephisto  will  ich  sagen.  —  Scheint  es  alles  in  Strophen  zu  bringen,  scheint 
es  zu  sagen  und  mitzuteilen,  was  ich  da  denke,  träume  tmd  sehe.  —  Denk^ 
träume,  sehe  von  alten  Grafen;  von  Fehden,  Belagerung  und  Kriegssturm; 
von  Banketten,  und  von  wilden  und  noch  harbarischen  Familienzwisten,  die 
in  der  Zeit  der  sächsischen  und  fränkischen  Kaiser  sich  abspielten;  von 
Burgfräuleins,  Edelfrauen,  Pagen  und  bäurischen  Eddingen  und  Vasallen; 
yoa  Falkenbdze,  Wolfsjagd  und  frdhiidieni  Tanzrdhen  um  linde  und  auf 
grünem  Anger;  von  Schreckensszenen  aus  Burgverliess  und  Marterturm.  Und 
flechte  Philisterschclmereien,  friedsam-idyllische  und  ehrsame  Schildbürgereien 
dazwischen  von  Hinz  und  Kunz,  Muhme  und  Gevatterschaft. 
UND  für  das  alles  die  Patronin,  die  Jungfrau  hier  in  der  Ringmauer;  die 
Jungfrau  mit  dem  Kinde,  zwischen  den  beiden  Wappen  aul  dem  Halbmond^ 
feierlich  und  schon  von  sieben  Sternen  gekrönt  1  .  .  . 
WIE  sehr  starr  sie  ist!    Man  siebt's,  wieviel  es  sie  angeht!  .  .  . 

Der  Zwielichtadler 

IE  stolzen  freien  Adler,  die  hoch  um  Schroffen  und  Berghäupter, 
die  um  höchste  gleissende  Firncinsamkeiten  kreisen,  der  freien 
mütterlichen  Sonne  zunächst,  der  Weltkönigin,  ihre  Lieblinge, 
ihre  bevorzugten  Söhne.  —  Die  auch  den  Stürmen  jener  Höhen 
trotzen,  und  deren  Gottesicraft  selbst  iA  ihnen  noch  Wonne  findet 
UND  doch  kenn'  ich  einen  Anblick:  furchtbar,  fast  unheimlich,  aber  er- 
habener. —  Und  das  ist:  den  Zwielichtadler  fli^en  zu  sehen.  Das  ist  der 
Zwielichtadler. 

ICH  meine,  ich  sah  schon  seinen  Flug;  jenen,  Flug,  den  niemand  wagt,  al:^ 
er;  dessen  erlesener  Held  er  ist 

ICH  sah  seinen  Flug.   Ich  stand  in  jener  grauenden.  Morgenfrühe  mit  den 

vielen,  vielen  auf  jenem  Hügel  im  weiten,  freien  Land;  mit  den  Tausenden 

und  Tausenden,  die  da  versammelt  waren,  und  im  Grauen  dieser  Stunde,  dieser 
seltsamen  Früh-  und  Zwielichtsttmde  einer  totalen  Sonnenfinsternis  ztu*  Sonne 
emporblickten.  — 

HAST  du  eine  solche  Stunde  schon  mal  gelebt? 

ALLES  Wesen  erschauert  plötzlich  in  einem  dunklen  Grausen,  in  einer  mysti- 
schen, fahlen  Kühle.  Mensch,  Tier,  Vogel  und  Land  erschauert  bis  ins  innerste 
Mark  in  den  Bängnissen  dieser  kühlen  Fahlheit,  die  über  alle  Welt  geht 
mit  einem  Hauch,  wie  von  Verwesimg.  —  Noch  nie  ist  ausgesprochen  worden, 
wdches  furditbare  Rfttsd  und  Geheimnis  in  dieser  Stunde  an  die  Seelen 
rflhrt!  Noch  nie,  welches  Unsägliche  in  solcher  Stunde  droht. 
ABER :  da  kam  Er,  der  Trost,  der  Sonderbare :  der  Zwielichtsadler. 
AUS  den  Schleiern  des  Horizontes  löste  er  sich  und  strebte  über  Hügel  und 
fahles  Flachgefild,  über  die  versammelten  Scharen,  die  für  diese  Minute 
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die  Ftrbe  der  Verwesttag  tragen,  seinen  ienien  FÜtnen  und  der  Sonne  so. 
SEIN  Flug  in  dieser  Stunde,  über  unsre  Hflttpter  hin!  .  .  . 

SCHWEIGEND  und  mit  Staunen  hafteten  an  seinem  Viag  wure  Blicke. 
ER  ist  der  edelste  der  Sieger.    Der  ZwielicbUdler  .... 

Die  zwei  Ahnenbilder 


M  ersten  Stockwerk,  am  Ende  einer  Flucht  von  Zimmern,  ist  eins 
gelegen,  das  so  gut  wie  leer  steht  und  nicht  mehr  benutzt  wird, 
ausser  dass  man  Getreidekörner  auf  die  graubieichen,  morschen  Dielen 
schüttet  und  Mehlsäcke  in  seine  Ecken  stellt.  Aber  ich  gdie  Xtt- 
weilen  hinauf,  um  eine  nachdenkliche  Stunde  dort  an  verbringen.  — 


Ich  liebe  das  alte  Zimmer.   Es  hat  drei  Fenster  Front  und  ein  viertes  einzd- 

nes  Fenster.  Durch  die  drei  Fenster  blickt  man  in  den  schönen  grossen 
Gutsgarten  herein,  mit  seinem  kleinen  Park  dahinter,  und  durch  das  vierte 
Fenster  geniesst  man  einen  Weitblick  über  Fruchtfelder  und  Wiesenland,  die 
am  Horizont  von  dner  lieblichen  bewaldeten  Hfigelkette  abgeschlossen  sind. 
ICH  liebe  das  verlassene  alte  Zimmer  audi,  weil  es  natürlich  heisst,  dass  es 
in  ihm  spuke.  Ich  habe  keine  Furcht  vor  solchen  Gespenstern ;  man  kann 
sich  so  schön  mit  ihnen  unterhalten.  Mine  sommerliche  Mitternachtsstunde 
mit  Vollmond  hier  zu  verbringen;  man  kann  sich  nicht  vorstellen,  wieviel 
Poesie  das  hat;  oder  Ramontik,  wie  man  das  in  diesem  Landstrich  hier  noch 
zu  nennen  pflegt  Man  sitzt  dann  ganz  in  einer  Stille,  die  das  Köstlichste 
ist,  was  ich  kenne.  —  Man  atmet  den  alten,  so  heimisch  beredten  Moder- 
duft des  alten  Raumes,  der  sich  mit  dem  von  Getreide  und  Mehl  mischt  und 
mit  einem  leisen  Hauch  rosenruchgeschwängerter  Nachtluft.  Und  du  hörst 
nichts,  als  das  Ticken  der  Holzwfinner  in  den  Dielen,  und  von  der  fernen 
mondlichten  (ktsse  her  das  grasUche  Tuthora  des  Nachtwächters!  Du  lieber 
Gott,  er  ist  75  Jahre  alt!  ... 

ALSO  es  spukt  hier.  Wahrscheinlich,  weil  es  so  schneeweiss  getünchte 
Wände  hat,  das  alte  Zimmer;  mit  solch  wunderlichem  Netz-  und  .Vrabeskenwerk 
von  Rissen  und  Sprüngen;  und  weil  es  eine  so  schneeweiss  getünchte  De^e 
hat  mit  solchen  schnurrigen»  weissen  Arabesken  und  Gipsgirlanden  von 
wer  weiss  was  für  einem  Anno  Tobak]  —  Und  weil  es  eine  so  schnurrige 
alte,  braune,  morsche,  liohe  Flügeltür  hat,  mit  Putten,  die  porös  sind,  wie 
braunrote,  grossniachtigc  Futterrüben,  und  die  noch  weit,  weit  vom  alten 
Fritzen  her  datieren.  Und  weil  es  ein  so  schnurriges  Gebäude  von  altem 
Kamin  hat,  mit  einem  so  gruslichen  schwarzen  Schlund  von  Feuerloch. 
Und  wegen  der  beiden  verwitterten  hohen  Lehnstühle,  die  in  der  frischen 
Lenzluft  heut'  Nacht  in  allen  Fugen  krachen  und  die  tiefe  geheimnisvolle 
Stille  mit  ihren  mystischen  Interjektionen  erfüllen. 

SIE  stehen  beide  neben  dem  Kamin.  Auf  ihnen  zu  sitzen  wage  ich  nicht 
Idi  hocke  ihnen  gegenüber  auf  der  grüngestrichenen  Zentesimalwage,  auf  der 
die  Getreide-  tmd  MehtsScl»  gewogen  werden. 

VON  ihr  aus  habe  ich  zugleich  einen  recht  schönen  Blick  auf  die  beiden  alten 
Ahnenbildcr,  die  in  ihren  gesprungenen,  von  Bohrwumüöchern  und  Fliegen- 
schmutz verschwärzten  Rahmen  über  dem  Kamin  hängen. 
ES  sind  aber  eigentlk:h  keine  AhnenMlder.   Ich  glaube,  et  ist  ein  Liebes* 
pirchen.  Irgend  da  so  aus  der  Barododt  her.  Dn  siehst  ton  ihnen  nicfatt 
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mehr,  als  einen  gespenstisch  bleichen  Schimmer  von  Gesichtern,  mit  magischen 
Augensternen,  die  dich  kohlschwarz  und  gruslich  anstarren.  Ich  glaube,  die 
beiden  da  oben  haben  vormals  m  diesem  Raran  dn  Liebesidyll  gelebt;  natfirlich 
eins  von  denen  mit  dem  üblichen  tragischen  Ausgang. 

DOCH  es  ist  eine  seltsame  Geschichte:  noch  nie  ist  ein  Rosenduft  so  wunder- 
sam süss  gewesen,  wie  der,  den  die  Nachtluft  in  diesem  Augenblick  ZU  den 
stillen,  offenen  Fenstern  hereinträgt  .... 

Defuncta 

LS  ich  heut'  zum  Feierabend  meine  Feder  abwischte  und  meine 
Papiere  zusammenlegte,  habe  ich,  wie  gewöhnlich,  tief  aufgeatmet. 
—  Aber  eins  kam  noch  hinzu.  Ich  sagte:  ^Dejuncta^.  —  Halb 
unbewosst  sagte  ich:  ^Deftmetot.  —  Doch  sogleich  stutzte  ich  und 
lachte;  denn  ich  merkte,  dass  mir  dn  lateinischer  Schnitzer  ent- 
schlüpft war.  Das  Wort  passte  ja  doch  gar  nicht.  —  Ein  drfunctus  ist  einer, 
der  abgeschieden  ist;  und  defuncta  ist  alles,  was  abgeschieden  ist.  Und  ich 
hatte  ja  denn  doch  eigentlich  mit  der  üblichen  Feierabendserleichterung  kon- 
statieren wollen,  dass  ich  heute  fertig  sd.  — 

JA,  und  doch  war  ich  nachdenklich;  und  afAlepptt  diesen  Schnitzer  mdnen 

ganzen  Feierabendsspaziergangsweg  mit;  wie  einen  wohl  unversehens  dne 
Melodie  überrumpeln  kann,  die  man  dann  nicht  tuieder  los  wird,  — 

DEFUNCTA.  — 

ICH  mag  es  gern,  aus  dem  Abendzwidicht  nut  sdner  letzten  Pradit  von 
Rosen-  und  rotbraunen  Bronzdichtem  in  die  braune  Nachtdämmerung  hinein- 
zugehen, aus  der  die  Sterne  zu  funkeln  b^innen  und  der  sommerlidie  Voll- 
mond seine  Silbernetze  zu  weben  anhebt. 

IMMER  mehr  verhallt  und  immer  ferner  hinter  einem  das  Gekläff  der  Dorf- 
köter und  die  Laute  des  Stallviehs ;  und  immer  mehr  wird  die  Stille  beherrscht 
von  dem  traulichen  Orchester  der  Heimchen,  mit  der  Fuge  des  Abendwindes  in 
den  Obstbaumen  des  Fddweges,  in  die  ddi  als  Soli  nur  noch  der  Ruf  der 
Wachtel  und  des  Rebhuhns  mischt;  hervor  aus  dem  Knistern  und  Sauschen 
und  der  Duftwürze  der  goldreifen  Getreidebreiten. 
DEFUNCTA.  — 

DA  blid>  idi  stehen  und  lauschte. 

EIN  Volkslied!  Ein  Volkslied  wird  gesungen.  —  Die  melancholisch-fder- 
lichen,  süssen  Töne  eines  Volksliedes.  —  Vielstimmig.  —  Es  können  ihrer 
fünfzig  sein,  die  singen,  weiss  ich  sogleich.  —  Doch  gewahrst  du  niemand,  der 
es  singt.  Die  braune  Nachtstille  singt  es;  die  beruhigte,  tiefdunkelbraune 
träumende  Wellung  der  Fddbugel;  die  wie  florversdilderten  Ungewissen 
Bronzestrdfen  der  Getreidefelder,  die  der  Mond  noch  nicht  gelichtet  hat. 
NIEMAND  gewahrst  du,  der  singt. 

ABER  ich  weiss,  dass  es  die  Sachsengänger  sind,  die  von  ihren  Feldarbelten 
zurückkehren:  Schlesier,  Polen  und  Galizier;  Domänenarbeiter,  Burschen  und 
Mädels.   Die  Mädels  mit  ihren  kurzen  Faltenröcken  und  ihren  langen  Schaft- 
stiefehn.   Mit  ihren  grellbunten  Kopftdchem. 
ABER  es  ist  niemand  zu  sehen. 

DOCH,  was  gelten  sie  auch:  es  ist  das  Lied.  Das  Lied  .  .  .  Ein  slawisches 
Volkslied. 
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NUR  das  Gellode  singt  es.   Nur  du  wttt^  bniine  Gelände.  — 

ICH  raeine,  es  erhebe  sich,  steige  an  zu  einem  Ziel  und  einer  Vollendung. 
Ich  meine,  es  erhebe  sich  zu  jenen  feierlichen,  starrgetürmten  Wolkcn- 
gebirgen  auf  dem  Rand  der  Ferne,  deren  Ränder  von  so  holden  Rosengluten 
leuchten.   Nur  sie  noch  im  Glänzt   Nur  sie.  —  Wie  eine  Heimat  und  ein 
Hort  des  Lichtes. 

DIE  Seele  dieser  müden,  verträumten,  fast  traurigen  und  doch  kraftvoUok  lind 
feierlichen  Töne:  nur  zu  jenen  rosigen  Höhen  können  sie  streben  .  .*,  . 
DEFUNCTAl  —  Defunctal  .  .  .    Und  immer  wieder  Dcfuncta\ 
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LS  Satiriker  hat  man  Heinrich  Mann  za  kennzeichnen  gesucht  Das  ist 
ein  Irrtum.  Stets  haben  Satiriker  die  Taschen  voller  ethischer  Motiv^ 

schreiten  durch  ihre  Zeit,  Atzsäure  verspritzend  und  mit  der  ver- 
dächtigen Absicht,  zu  bessern.  Als  Magister  laufen  sie  herum  mit 
schmiegsamem  Bakel.  Doch  das  Kunstland,  dem  Heinrich  Mann  ent- 
stammt, liegt  jenseits  jeder  Ethil^  meilenweit  von  allen  sittlichen  Kategorieen. 
Einem  Trupp  von  Gestalten  gehört  er  an,  die  den  Abwärtsgang  der  bürger- 
lichen Welt  nüt  einer  Melodie  begleiten.  Mit  ihrer  Melodie.  Mit  einer 
Melodie,  in  die  ein  Rauschen  hincintönt  wie  von  den  Fittichen  Luzifers,  des 
gefallenen  Engels.  Eine  irdische  und  himmlische  Leidenschaftslosigkeit  ist 
ihre  gemeinsame  Erkennungsmarke.  Eine  verruchte  Freude  am  Schauen  und 
Gestalten  leiblicher  Dinge.  Im  Mord  sehen  sie  nicht  die  strafgesetzlich  und 
menschlich  verdammenswerte  Tat.  Sondern  etwa  mit  verruchter  Freude  den 
Reiz  und  den  Schwung  der  Geste,  die  den  Dolch  emporrcisst.  Nicht  als  be- 
geisterte oder  beneidende  oder  hoffende  oder  wünschende  Kinder  stehen  sie  vor 
dem  bunten  Karussell,  das  sich  Leben  nennt  und  sich  dreht,  dreht  .  .  .,  son- 
don  als  teilnahmlose  Erwachsene,  die  sich  mit  einer  leicht  durchsättigten 
Traurigkeit  der  Zeit  erinnern,  da  sie  jauchzend  umherschwangen  auf  den 
hölzernen  Pferdchen,  die  wissen,  dass  mit  nichten  dies  der  Güter  höchstes  ist, 
die  sich  aber  ergötzen  am  Flimmern  und  Glitzern  der  geschliffenen  Glas- 
stückchen und  dem  Spiel  der  gebrochenen  Lichter  und  grellen  Farben.  Süss 
verdorbenes  Blut  steigt  durch  ihre  Adern,  und  auf  bleichen  Lippen  starrt  die 
Frage  Was  ist  fVirkUehkeitf  Einer  späten  und  letzten  Kultur  Gfinstlinge 
sind  sie  allesamt  in  ihrer  phosphoreszierenden  Verfallsherrlichkcit. 
MITTEN  unter  ihnen,  an  hervorragender  Stelle,  steht  Heinrich  Mann.  Die 
acht  Bände,  in  denen  sich  seine  Schöpferkraft  kristallisiert  h.it,')  legen  Zeugnis 
ab  von  dem  Wirken  eines  grossen  und  grausamen  Meisters,  einer  jener  Offen- 
barematoren,  die  eherne  Notwendigkeiten  der  Menschheit  sind,  unbewusste 
Bekenntnisse  ganzer  Gescfilechter.  Wenn  wir  die  Namen  von  Renaissance- 
menschen aussprechen  oder  Goethe  oder  Balzac  oder  Strindherg,  so  erhellt 
ein  Blitzlicht  eine  Epoche  in  ihrer  geistigen  Totalität,  und  eine  Generation 
wird  sichtbar  mit  allen  Zuckungen  ihres  verschlungenen  und  tiefschichtigen 
Trieblebens.  Pormdn  sind  sie  für  Jahrzdmte,  für  ein  Menschenalter  im  Vor* 
wärtsmarsch  der  Entwickdung,  auf  die  afle  anderen  für  jene  Jahrzehnte,  für 

Sic  aiad  •iantlidi  bei  Albert  Laagca  In  Mfinehen  encbienen. 


■&igitized-by  Google 


HERMANN  WENDEL  •  OBER  HEINRICH  MANN 


885 


jenes  Menschenalttr  gültigen  Formeln  reduziert  werden  können.  Auch  Hein- 
rich Mann  ist  eine  Formel  für  die  agonisierende  bürgerliche  Klasse. 
SCHWERTERKLIRREND  steht  Gotth.  Ephr.  Lessing  an  der  Schwelle  des 
deutschen  Bürgertums,  wie  es  sich  als  Klasse  den  Schlummer  aus  den  blauen 
Augen  reibt.  Vom  Ausgang,  da  ihm  schon  die  Lider  über  die  Blicke  sinken, 
hebt  sich  flötenspielcml  Heinrich  Mann  ab.  An  der  rechten  Kulisse  beginnt 
es  mit  hellen,  scharfen  Lauten,  in  einen  holden  Wirrklang  taimielt  es  aus 
an  der  linken.  Im  gelben  Rampenlicht  liegen  dazwischen  etwa  andertfuUb 
Jahrhmiderte  der  Entwidcehmg,  liegt  die  Zeit  von  Kant  Ins  Nietzsche. 
UM  Ver)|^chswerte  für  H.  Mann  heranztuichen,  wäre  mit  Ehrfurcht  zu- 
nächst ein  gewaltiger  Name  zu  nennen:  Shakespeare.  Allerdings  der 
Shakespeare  der  einsamsten  und  verbittertsten  Stunden,  der  jenes  schonungs- 
lose Spiel  von  Troilus  und  Cressida  schrieb.  Wie  der  vagierende  Komödiant 
aus  Stratford  am  Avon,  dem  als  Menschenkenner  und  Mensdiendarsteller  kein 
Grosserer  je  voranging,  kein  Grösserer  folgte,  sieht  Mann  das  Leben  nicht 
aus  irgend  einem  Winkel,  sondern  als  freskcnhaftc  Gesamtheit  und  sieht  es 
in  seinen  Einzelzügeii  mit  den  Augen  des  Bildhauers.  Mit  Rodin  ist  er  in  der 
Schöpferkraft  und  Schöpferart  verwandt;  im  künstlerischen  Temperament,  das 
die  Schöpferkraft  zu  regulieren  pflegt,  mit  Wedddnd.  Von  beiden  der  DeiU' 
schere,  der  Emdeutigere  ist  Wedekind.  Mann  hat  nach  eigenem  Geständnis 
—  man  wusste  es  auch  so  —  einen  Einschlag  romanischen  Bluts.  Vielleicht 
deshalb  weisen  starke  Striche  seiner  Wesenheit  nach  dem  stahlzähcn  Cha- 
rakter Balzacs  hin,  doch  nach  einem  Balzac  in  der  gedämpften,  blassen  Farben- 
wut des  XX.  Jahrhunderts,  um  einige  Müdigkeitsgrade  dem  grossen  Schweigen 
näher  gerfickt»  das  einst  dies  ganze  kuglige  Erdgestim  etnelsen  wird 
unabänderlich.  Doch  Balzac  schreibt  mit  fester  Hand  über  das  Werk  seines 
Trebens  La  comedie  humaine  und  arbeitet  mit  emster  Miene.  Doch  Mann 
hängt  dem  Roman  Im  Schlaraffenland  den  Untertitel  Ein  Kornau  unter  feinen 
Leuten  an  und  arbeitet  mit  ernster  Miene,  ohne  an  Satire  zu  denken.  Der 
selbe  Ton  klingt  an  und  schwingt  weiter.  Im  letzten  Moment  wäre  als  weit- 
läufiger Vetter  vielleicht  noch  Gustave  Flaubert  zu  nennen,  da  wo  er  am 
vollsten  und  saftigsten  ist :  in  der  Education  sentimentale. 
EIN  titanisches  Wollen  steckt  Mann  in  den  Gliedern.  Eine  Rcnaissancewelt 
voll  animalischer  Kraft  und  seelischer  Grazie  möchte  er  neu  aufbauen.  Flammen 
anflohen  lassen  königlicher  Lddensdiaften,  Palaste  über  die  Lande  streuen 
voll  Glut  und  Marmor  und  Rosenhaine  und  das  Dunkeln  der  Lorbeerbüsche, 
möchte  das  Leben  geben,  das  grosse,  heilige,  brausende  —  un  i  es  bleibt 
nur  ein  Sterbespiel  mit  entarteten  Süchten,  eine  unwerte  tragische  Komödie, 
ein  sachtes  Untergehen  in  überreizter,  müder  Schöiilieit.  Zu  hell  ist  eben  das 
Blut  der  Heutigen,  zu  dünn  und  mit  wenig  Eisengehalt.  Mit  gefasstem  Humor 
ins  Leben  hineinzulächeln,  lächelnd  Menschen  und  Sterne  und  Schicksale  durch- 
einandersausen zu  sehen,  ist  ihr  glanzvollstes  Erbteil.  In  ihren  Kunstwerken 
kneten  sie  das  Leben  mit  elccjanter  Melancholie  und  niedlichem  Zynismus,  wie 
ihr  Blut  und  ilire  Vererbung  es  ihnen  diktiert.  Die  Bourgeoisie  singt  durch 
ihren  Mund  ihr  Sterbelied.  So  packt  uns  auch  Heinrich  Mann  und  versenkt 
uns  in  eine  Stimmung,  die  sich  nicht  leicht  beschreiben  lässt  In  eine  Stim- 
mung, als  hätten  wir  nüchtern  in  zarter  Frühe  viel  Portwein  altspanischer 
Rasse  getrunken.    In  eine  pfirsichflaumige  Rauschstimmung;  in  der  iiber- 
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hitzt  das  Gehirn  mit  kincmatopraphischcr  Hast  arbeitet,  das  Auge  aber  wun- 
dersam klar  ist.  Wie  durch  einen  wehenden  Schleier  gesponnenen  Glases 
sehen  wir  das  Leben  und  die  Menschlein  mit  ihrem  Hin  und  Her,  und  wie  sie 
sich  verkraUen  in  Hass  und  Liebe  tmd  kläglich  kommen  und  kläglich  gehen, 
adwn  das  alles  und  empfinden  eine  ruchlose  Freude  dabei.  Gedämpft,  wie  durch 
zwölffache  Vorhänge,  gleiten  alle  Laute  an  unser  Ohr.  Unkörperlich  erscheint 
die  Welt,  als  ein  buntes  Schattentheater  mit  grotesken  Formen.  Ein  gigantisch 
geisterhafter  Puppenspieler  zieht  die  Fäden. 

UND  ein  Motiv  rauscht  durch  das  Gefüge  mit  dMmen  Fittichen:  Des  Schick- 
sals Wahrheit  ist  des  Lebens  Luge! 

DIE  Menschen,  die  durch  seine  Bödier  wandeln  und  hinken  und  taumeln  und 
rasen,  zeichnet  Mann  auf  ganz  eigene  Art.  Diese  seine  Art  streift  nahe  an 
die  karikaturistische  Verzerrung,  ohne  etwa  darin  aufzugehen.  Einen  typischen 
Einzelzug  lässt  er,  bei  Männlein  und  Weiblein,  grell  hervorleuchten.  Seine 
Mcnsdien  sehen,  einzeln  betrachtet  und  selbst  in  Gruppen  bdsammen,  noch 
leidlich  vernünftig,  noch  leidlich  real  aus,  doch  an  der  Wand  werfen  sie  einen 
unmöglichen,  riesenhaften  Schatten.  Oder  der  Meister  stellt  mit  blasser 
Skepsis  seine  Gestalten  hin  und  verleiht  ihnen,  bildlich  gesprochen,  einzelne 
übergrosse  Gliedmassen;  diesem  eine  unglaubliche  Nase,  jenem  eine  kyklopische 
Hand,  einem  dritten  gar  einen  überdimensionalen  GeachlechtsteiL  Wie 
ein  Bildhauer  schaut  er,  und  wie  dn  Bildhauer  mdsselt  er  auch.  Weil 
in  dieser  wirrsäligen,  kapitalistischen  Kultur  auf  ihrem  Höhe-  und  Exptosions- 
punkt  nur  das  nackte  Extrem  Trumpf  ist,  spielt  er  mit  Extremen  und  arbeitet 
das  Ungeheuerliche  heraus.  Seine  Technik  hat  einiges  vom  Naturalismus  mit- 
genommen und  einiges  vom  Impressionismus  und  stammt  in  gerader  Linie  von 
der  Romantik  ab.  In  seiner  ersten  Veröffentlichung,  dem  Novellenband  Das 
Wunderbare,  finden  sich  auch  stoffliche  Anklänge  an  die  Rot7iantik  in  reidier 
Fülle.  Da  gemahnte  beispielsweise  Die  Gemme  an  E.  Th.  A.  Hoffmanns 
italienische  Stücke,  und  das  Weih,  das  seltsam  wesenlos  durch  die  Titel- 
novelle gespensterte,  konnte  ihre  intime  Verwandtschaft  mit  den  schemen- 
haften Frauengestalten  nicht  verleugnen,  die  em  Edgar  Allan  Poe  schuf,  den 
Ligeias  und  Morellas.  Manns  Stil  hat  sich  von  einer  ziemlich  charakterlosen 
Glätte  zu  der  schroffsten  Eigenart  durchentwickelt,  die  ein  Sprachkünstler 
unter  den  Heutigen  sein  eigen  nennen  könnte.  Tm  Schlaraffenland  schien  noch 
ein  Versinken  im  allgemeinen  naturalistisch-impressionistischen  Stil  zu  bc- 
f  firchten.  Danadi  aber  wird  er  ganz  personlich,  danadi  lami  man  nur  mehr  von 
einem  Mannschen  Stil  reden.  Einmal  ist  bei  ihm  eine  plastische,  starre  Bild- 
lichkeit zu  verzeichnen,  und  dann  ein  wahres  Flammenmeer  von  glutigen 
Farben.  In  Ströme  gleissenden  Lichts  stellt  er  Statuen  hin  und  wütet  pastos 
mit  seinem  Pinsel  auf  der  Leinwand  herum.  Zeitweilig  überschlagen  die 
Farben  wie  Feuergarben  den  sinnlichen  Ausdruck;  meist  aber  dienen  sie 
ihm  als  leuchtende,  unheimlich  glänzende  Folie.  Die  Glut  seiner  Sterne  frisst 
LöclTer  in  den  samtnen  Himmel.  Ganze  Strecken  sind  eme  ermüdende  kolo- 
ristische Raserei. 

EIN  Beispiel :  »Zwischen  den  Reben  drängten  sich  viele  Farben  und  leuch- 
teten wechselnd  herauf  aus  Laubwolken.  Die  weissen  Pfade  waren  bunt 
von  Volk,  rasselten  von  Karren,  blühten  von  hassen  Gettchtov,  achallten 
von  Lachen.  Eine  ungeheure  Butte,  überquellend  von  Tranben,  von  schwarzen 
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und  goldenen,  tauchte  schwankend  unter  g^üne  Siegerpforten.  Lärmende 
Weiber  zogen  aufs  Feld,  den  leeren  Korb  auf  der  Hüfte.  Sie  wiegten  ihn, 
zurückkehrend,  gefüllt  auf  dem  Kopfe.  Im  durcfibrocbenen  Blätterschatten 
rauften  Uossbeinige  Knaben  sich  um  blonde  Beeren,  b^udert  mit  Staub.  Ein 
Mädchen  kniete  am  Wegrand,  sie  lächelte  verführerisch,  den  Kopf  im  Nacken, 
und  ein  singender  Bursche  in  weisser  Hose  Hess  Beeren  in  ihren  Mund  fallen, 
eine  nach  der  andern,  von  der  schweren  Traube,  die  sein  Arm  hinaufreckte 
ins  Licht.  Er  war  halbnackt  und  glänzte  vor  Hitze;  auf  seiner  Schulter 
falteten  sich  die  Muskdn,  auf  seiner  Brust  waren  sie  gespannt  Die  grosse 
Traube  glänzte  seiden.  Jede  Beere,  die  fiel,  spiegelte  sich  in  des  Midchens 
Augen  und  ward,  rötlich,  rund  und  feucht,  umwunden  von  ihren  Lippen,  wie 
von  zwei  purpurnen  Schlangen.c  Auch  im  einzelnen  sind  die  Bilder,  mit 
denen  Mann  einen  wuchtig  lebendigen  Ton  in  das  Ganze  hineinbringt,  von 
schwerem,  kostbarem  Pers&nlichkeitsgeihalt  durcfasittigt  Ein  Palast  ^grfisst, 
wie  ein  gravitätisch  lächelndes  Gesicht«.  Die  Wasser  »emp- 
fangen freundlich  jeden  Reflex,  wie  ein  Kompliment«.  >Die  bäue- 
rischen Farben  der  Blumenbeete  schwatzten  fröhlich  im  Licht;  das  Lila 
der  Fliederbüsche  flüsterte  nur.«  Und  wo  Mann  Gesichter  formt,  Fi- 
guren hinhaut,  begreift  man,  warum  der  Zug  seines  Wesens  michelangelcsk 
ist  Er  ist  im  Besitz  eines  dgenen  Vokabulars.  Mit  architektonischen  Aus- 
drucken gibt  er  uns  die  Linien  eines  Antlitzes  wieder.  Etwa:  »Die  schwarzen 
Barren  der  Brauen  drohten  unter  ihrem  wilden  Haar.«  Oder  noch  kühner: 
»Und  ihre  langen  Schenkel  arbeiteten,  stürmten,  spielten  mit  unter  den  rollen- 
den Falten  des  Kleides,  als  zwei  starke,  biegsame  Mimen.  Sie  deuchte  ihm 
ganz  und  gar  so  kfihn  und  schwer,  wie  der  Sturz  ihres  metallischen  Haares 
über  ihrem  hdlen  Profil,  mit  der  geraden,  breitgesattelten  Nase,  den 
weiten  grauen  Augen,  schwarz  überbrückt,  dem  gewölbten  und  fahlen 
Kinn,  der  feucht  vorgeschobenen,  fleischigen  Unterlippe  .  .  .«  Oder:  »Ihr 
Rock  lag  um  ihre  Füsse  her  eine  Handbreit  am  Boden.  Hinauf  bis  zu  den 
Knieen  wSlbte  er  sich  weit  und,  schwer  bestickt,  eine  Kuppel  von  gehäuften 
Blättern,  Rankeiv  Pflansen.  Und  ihr  entsti^  triumphierend  die  schwarze, 
steile  Linie  aus  Schenkeln,  Hüften,  Brust  und  Schultern.  Die  Arme  hingen 
daneben,  tragisch  steif.  Das  Haar  prunkte  mit  dunkler  und  heftiger  Glut 
über  diesem  bleichen  Kopf,  diesem  rückwärts  gelehnten,  auf  dem  Rande  des 
hohen  Kragens  weiss  aufgeblähten  .  .  .«  Ein  einziger  hätte  das  so  malen 
können  mit  seinen  perversen  Kontrasten,  ein  einziger,  der  auch  der  orchi- 
deenhafte  Ausdruck  einer  in  Fäulnis  schimmernden  Oberkultnr  war:  Toulouse- 
Lautrec  ! 

DER  Erstlingsband  Heinr.  Manns,  die  schon  erwähnte  Novellensammlung 
Das  Wunderbare,  ging  bei  Kritik  und  Leserschaft  vorbei,  nicht  spurlos,  aber 
ohne  besonders  laute  Gefühle  aufonwSblen.  Der  Zweitgeborene  jedoch,  der 
Roman  Im  Schlaraffenland,  versetzte  den  Autor  mit  einem  Schlag  in  den  Kreis 
jener  deutschen  Schriftsteller,  die  su  grossen  Hoffnungen  berechtigen.  Man 
erkannte  willig  an,  dass  den  vielen  Werken,  die  aus  dem  Ticrgartcnvicrtcl  von 
Berlin  W.  ihren  fettigen  Stoff  abschöpften,  hier  eins  von  unerhört  neuer 
Prägung  gegenüberstand.  Aber  gleichzeitig  wuchtete  man  mit  der  Einschachte- 
lung  Gg^UehafUuHrg  gewaltig  danken,  lilann  dachte  gar  nicht  daran,  dass 
—  wie  ein  Berliner  Kritiker  schrieb  —  »so  etwas  wie  der  blutrote  Feuerschein 
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einer  nahenden  kapitalistischen  Götzendammerung  über  diesem  Zeitgemälde 
licgenc  sollte.  Nur  einen  beliebigen  Ausschnitt  aus  dem  Leben  gab  er,  durch 
sein  mehmdiolisches  und  Ityniscbes  Temperament  gesehen  und  breit  hinge- 
wischt  mit  der  farbenwütigen  Virtuosität  eines  schnellen  und  eigaiwiUtgen 
Meisters.  Auch  wo  man  von  Obertreibungen  im  einzelnen  sprach,  tappte  man 
kräftig  daneben.  Denn  bereits  dieses  Werk  war  ein  vollgültiges,  allerdings 
noch  nicht  potenziertes  Dokument  Mannscher  Schöpferkraft.  Seine  Art  offen- 
barte CSS  bei«it8.  Und  diese  Art  llsst  sieb  dahin  kennzeichnen:  hier  und  da 
buchten  die  Einzelheiten  wdt  aus  von  der  selbst  relativen  Wirklichkeit  der 
Dinge.  Aber  zum  Ganzen  zusammengeballt,  kommt  ein  perspektivisch  durch- 
aus sicher  aufgefasstes  Kunstwerk  heraus.  Die  Einzclzüge  verlaufen  hier  und 
da  in  wahnwitzigen  Kurven  und  tollen  Ver&chnörkelungen ;  das  Ganze  ist 
mathematisch  genatu  Bei  Einzelheiten  schüttelt  man  den  Kopf,  da  doch 
alle  durch  den  NatunÜMams  hindurchfcgangen  sind;  aus  dem  Ganzen  resul- 
tiert die  unzerstor^jp^^kenntnis:  so  ist  das  Leben I  —  Mit  Wedddnd  liegt 
der  Fall  ähnlich.  * 

IM  Schlaraffenland  istVdie  Geschichte  von  Andreas  Zumsee  aus  Gundlacli  am 
Rhein.  Als  Dichterling  sitzt  er  in  Berlin  und  wartet  halb  ungläubig,  halb 
resigniert  auf  das  grosse  GIfick,  wartet  auf  Ruhm  und  Geld.  Der  45jährigen 
Bankiersgattin  Türkheimer,  die  eine  reife  Messaline  mit  behaglichen  Allüren 
ist,  gefällt  seine  Naivetät  nicht  minder,  als  sein  strammer  Wuchs.  Lüstern 
nimmt  sie  ihn  und  versetzt  ihn  in  das  Schlaraffenland,  in  diesen  Dunstkreis, 
in  dem  das  Kapital,  der  Mammon  die  einzig  arbeitende  Kraft  ist,  während 
aUes  übrige  sich  auf  faulen  Lotterbetten  dehnt.  Da  aber  Andreas  zum  See» 
wie  er  sich  nunmehr  nennt,  mit  der  kleinen  Matzke,  einer  Berliner  Pflanze 
von  reinstem  Wasser  in  all  ihrer  schnoddrigen  Verderbtheit  und  Maitresse 
des  Gemahls  Türkheimer,  ein  wenig  herumsündigt,  tritt  mit  dem  ehernen 
Schritt  der  griechischen  Tragödie  die  Katastrophe  ein.  Die  Atmosphäre  ist 
etwa  Sodams  Ende.  Aber  während  Herrn  Sodermanns  angdcrinkdte  Marlitt- 
Phantasie  eine  sensationelle  Nemesis  malt  nut  Tfieatertragik  und  BlutsturzeUp 
kommt  hier  der  Schluss  mit  fast  friedlichem  Grinsen.  Der  unwürdige  An- 
dreas wird  aus  dem  Schlaraffenland  ausgestossen  in  die  Wüstenei  einer  Re- 
daktion, bezieht  ein  Monatsgehalt  von  300  Mark  und  muss  —  Tragikomödie !  — 
die  kleine  Matzke  heiraten.  Zur  Strafe.  Sonst  aber  läuft  das  Leben  ruhig 
weiter  auf  Gtunmirädem  tmd  geölten  Schienen.  Die  fip^ge  TQridieimer  hat 
schon  wieder  einen  neuen  Favoriten.  Und  keiner  nimmt  irgend  etwas  tra- 
gisch ...      n  ist  das  T.cl^cn  ! 

ABER  an  die.seni  W  erk  ist  nicht  ik-r  l-~rden^ang  Zunisees  <las  Wesentliche 
und  nicht  die  unterschiedlichen  horizontalen  Episoden,  sondern,  um  einen  hin- 
reichend dtskreditferten  Ausdmdc  amntwenden,  das  Milieu.  So  gut  oder  so 
schlecht  es  gdit,  tanzt  Andreas  mit  in  dem  toUen  Reigen  dieser  Snobs  und 
Jobber  und  Schmarotzer,  dieser  ausgehaltenen  Männer  und  ausgehaltenen 
Weiber,  dieser  Perversen  und  Erotomanen  und  Industrieritter.  Ein  Diift- 
Remisch  von  Heliotrop  und  Moschus  und  Verwesung  umwittert  das  Schlaraffen- 
land. Und  allerdings  reckt  sich  im  Hintergrund  bluttgrot  eine  Lohe  auf,  der 
Wiedersdiein  einer  kapitalistischen  Götzendammerung.  Nur  dass  Heinrich 
Mann  dieses  nicht  beabsichtigt  hatte.  Er  woltte  nur  einen  Ausschnitt  geben. 
FOLGTEN  Die  drei  Romane  der  Hersogiu  von  Assy,  die  unheiltge  Drei- 
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einhcit  Diana — Minerva — Venus.  Einen  Ausflug  Manns  in  blaue,  südländische 
Gefilde  stellen  sie  dar;  sein  Renaissancewille  bauscht  sich  hier  am  purpurnsten. 
Und  es  endet  doch  mit  einem  wehen,  zersplitterten  Sterben.  Diesem  müden 
ijcscblecht  ist  der  aufrechte  Tod  in  rosentunkräiizter  SchSidieit 
schieden.  Das  leidvolle  Grundmotiv  ist  dies:  lEin  ausschweifender  Wille,  Be- 
gierden, die  die  Welt  umarmen,  in  einem  unzulänglichen  Körper.  Und  so 
sind  sie  alle  !  Alle  sind  so,  die  heute  dem  Leben  recht  geben  und  seiner 
Gewalt.«  Und:  >Alle,  die  ^  toll,  lüstern  und  phantastisch  dahinschwirrten, 
jedem  Kitzel  nach  and  jeder  Ctumare  —  sie  vergingen  und  zersprüliten  end- 
lich, gleich  dem  Funkenregen  des  Feuerwerks  am  Ende  aller  Feste.  Nichts 
blieb  nach  ihnen  übrig ;  sie  hattenalles  verbraucht;  das  letzte  Gold, 
<lie  letzte  Kraft,  die  letzte  Laune  und  die  letzte  Liebe.«  Ein  Opiumrausch 
ist  der  Traum  vom  Übermenschen;  Wikingerblut  schäumt  in  den  Adern  dieser 
Menschen  nicht  mehr  auf.  Die  Herzogin  von  Assy,  mit  Kinderlachen  hat 
sie  gepIflQckt,  was  stets  in  den  Sehnsuchten  der  Stärksten  und  Schönsten  bro- 
delte und  sang,  verwirklicht  hat  sie  mit  Ktnderlachen,  wonach  tausend  Her- 
zen im  Fieber  wunschheisser  Nächte  ijicrten:  das  Sein  als  Kunstwerk  zu 
leben.  Und  doch  bleibt  ein  bitterer  Kcst.  Alle  Strahlen  des  Lebens  rinnen  zu- 
sammen in  dem  kristallenen  Kelch,  den  sie  selbstsicher  hält,  und  daraus  quillt 
ein  rubinforbenes  Leuchten  über  die  Hände,  die  stark  sind  und  stolz  und  fest 
und  weich.  Und  doch  bleibt  ein  bitterer  Rest.  Politische  Abenteuer  knüpfend 
— «-  Diana !  —  zig^eunert  sie  über  die  Erde.  Kunstwerke  schlürft  sie  mit 
hungricjcn  .Sinnen  —  Minerva !  —  und  ihr  Seidenbett  wird  schliesslich  die 
Walstatt  für  zahllose  brünstige  Glieder.  Venus!  Sie  stirbt:  »die  Stirne  feucht 
und  kalt,  und  brechenden  Blicks  lächelte  sie  hinüber  in  den  Schatten.  Und  de 
f  fihHe,  es  lächelte  im  Schatten  .  .  .«  Und  doch  bleibt  ein  bitter«  Rest  Selbst 
dieses  Werk,  einzigartig  und  genial  mit  seiner  monumentalen  Wucht  und  aus- 
gekleidet mit  orgiastischen  Farben,  ist  ein  Dokument  für  einen  Verwesung^- 
prozess,  der  unter  Fanfarenstössen  und  Blütenschwall  sich  vollzieht,  aber  für 
einen  Verwestmgsprozess.  Die  Etnzelgestalt  der  starken  Herzogin  ist  hier  aus 
dem  sinnverwirrenden  Chaos  mehr  herausgemeisselt,  aber  ebenso,  wie  im 
Schlaraffenland,  wirbelt  um  sie,  wirbelt  neben  ihr  der  Tanz  um  das  goldene 
Kalb  mit  aufreizenden  und  obszönen  Gesten.  Ein  wilder  Hexensabbat  von 
lüsternen  Prälaten  und  grossen  Kurtisanen,  von  entnervten  Balkanfürsten 
und  gewerbsmässigen  Revolutionären,  von  türkischen  Paschas  und  Volks- 
ftthrem  und  Journalisten  und  Banditen  schlingt  sich  und  löst  sich  zu  den 
Klängen  einer  sondern  Musik.  Darüber  wdit  ein  Lachen  und  blaut  der 
italienische  Himmel. 

IM  Jahre  1903  erschien  Die  Jn^d  nac'i  Liebe.  In  gewissem  Sinne  schloss 
dieser  Roman  sich  an  das  Schlaraffenland  an.  Nach  Berlin  München.  Wieder 
«in  Milien,  em  Wirrwar  von  Farben  und  Gestalten,  von  dem  sich  nur  schwach 
relielartig  eine  einzelne  abhebt:  Claude  Marefan.  Dieser  Jünglif^,  >enEeugt 
von  einem  angehenden  Fünfziger,  der  zuckerkrank  war«,  sieht  sich  mit 
20  Jahren  im  Besitz  unjjezählter  Miliinnen.  Die  halben  Vorstädte  von 
München  sind  sein  Eigentum;  doch  erkennt  er,  dass  Eigentum,  wenn  nicht 
Diebstahl,  so  dodi  zum  nündeaten  Unsinn  ist.  Und  da  er  einem  verbrauchten 
Geschlecht  angehört,  das  mit  15  Jahren  zu  lieben  anfangt  und  mit  25  sein 
Leben  ausgegeben  hat,  rinnen  ihm  die  Millionen  wie  Streusand  durch  die 
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Finger.  Von  Genuss  zu  Genuss  taumelt  er,  lässt  Pferde  rennen,  abenteuert 
in  Ltixtisbädeni  umher,  redet  wild  in  sorialdemokratischen  Versammlungen» 
hat  alle  Weiher  und  mehr,  Kokotten  und  Familientöchter  und  Damen  der 

Gesellschaft  und  reckt  in  wütenden  Nächten  die  Arme  nach  der  Einen,  Ein- 
zigen, immer  Begehrten,  nie  Besessenen.  Er  ruiniert  sich,  und  als  er  stirbt, 
im  Todeskampf  zappelt,  da  beugt  sich  diese  Eine,  die  im  Leben  nur  der 

grossen  Kunst  nachgeschwdvt  ist,  über  ihn:  »Claude,  ich  1  1  So  ist  das 

Leben  1 

MANNS  Romantik  spricht  hier  am  reinsten.  Eine  schmerzlich  verzuckende 
Sehnsucht  liegt  über  dem  Ganzen  ausgebreitet,  und  Zynismen  hüpfen  dazwischen 
umher,  und  der  Grundklang  ist  wieder  der  selbe :  Untergangsstimmung !  Unter- 
gangsstimmung !  Das  Milieu  ist  Schlaraffenland^  die  Farbengebung  Herzogin  von 
Assy,  Die  Umfebung  ist  in  etwas  eine  andere,  als  im  Schlaraffenland  \  ein 
Heer  und  MeOT  von  Dekadenz,  die  ganie  brüchige  Boheme,  die  ebenso  vom 
Kapital  schmarotzt,  wie  die  Pscudolitcratcnwelt  des  Berliner  Tiergartcnvicrtels, 
deren  Vertreter  im  besten  Fall  männliche  Prostituierte  sind,  eine  üble  und 
bunte  und  ekle  Bande.  Schon  in  der  Herzogin  von  Assy  traten  Gestalten  auf, 
die  an  heute  Lebende  gemahnten.  Dass  sich  dieser  Zug  in  der  Jagd  nach  Liebe 
noch  stärker  ausprägte,  hat  eine  gewisse  Kritik  Mann  zum  Vorwurf  gemacht. 
Mit  Unrecht.  Denn  mehr  als  Anregungen  können  diese  Leute  für  ein  Genie 
nicht  sein.  Mit  anderem  Gesicht  wandeln  sie  durch  ihr  Sein,  mit  einem  andern 
durch  Manns  Werke.  Ebenso,  wie  die  Natur  in  einem  Kunstwerk  nie  als  Ab- 
klatsdi  wirkt,  aoodem  als  Natur,  die  durch  des  Künstlers  Temperammt  lun> 
durchfiltriert  is^  ebenso  verhält  es  sidi  mit  den  Menschen.  Von  jedem  Vor- 
wurf ist  der  Schaffende,  Gestaltende  freizusprechen.  Nach  diesem  Roman 
schenkte  er  uns  eine  Novellensammlung  Flöten  und  Dolche,  etwa  ein  Epilog 
zu  der  Herzogin  von  Assy,  und  in  jüngster  Zeit  seinen  wundersamen  Professor 
Unrat.  In  der  Herzogin  von  Assy  offenbart  sich  sein  Genie  am  gewaltigsten, 
am  zureichendsten  in  der  Jagd  nach  Liebe  und  in  Professor  Unrat  am  straffsten. 
Von  allen  Gestalten,  die  er  hingestellt,  ist  dieser  typische  und  hinwiederum  nicht 
typische  Oberlehrer,  der  widerlich  und  scheu  durchs  Leben  schleicht,  nur  auf 
Befriedigung  seiner  magistralen  Rachsucht  sinnend,  sonder  Zweifel  die  ge- 
schlossenste und  konzentriertestc.  Zum  erstenmal  meisselt  der  Bildhauer  Mann 
hier  eine  einzelne  Statue^  nicht  ein  breitflächiges  Bildwerk.  Ein  Gattungs- 
begriff scheint  er  zu  sein,  dieser  Professor  Raat,  den  alle  Unrat  nennen,  der 
seine  Rede  mit  seltsamen  Floskeln  schmückt,  und  dessen  ganzer  Lebensgang 
Schlachtengang  ist,  ein  heimlicher  verbissener  Kleinkrieg,  nicht  nur  gegen  seine 
Schüler,  sondern  gegen  alle,  die  ihn  Unrat  titulieren,  gegen  seine  ehemaligen 
Schüler,  gegen  die  ganze  Stadt.  Und  doch  spitzt  sich  sein  Schicksal  zu  einem 
Einzelschicksal  zu.  Wie  er  drei  hoffnungsvolle  Jünglinge  seiner  Klasse,  die 
mit  Tingcltangeleusen  Wein  und  Sekt  kneipen,  fassen  will,  damit  sie  nicht  das 
Ziel  der  Klasse  erreiche»,  wie  er  dann  selbst  von  der  Künstlerin  Fröhlich  gc- 
lasst  und  umgarnt  wird,  wie  er  sie  heiratet,  sein  Amt  auffjebcn  muss  und  nun 
die  Künstlerin  Fröhlich  benutzt,  um  alle  seine  Widersacher  zu  fassen,  wie  er 
sein  Haus  ztir  Spielhölle  und  zum  Bordell  tnnkrempelt  und  selbst  als  grauer 
und  hässlicher  Spinnrich  alle  in  das  Netz  lockt,  das  darstellen  und  so  dar- 
stellen kann  im  heutigen  Deutschland  nur  einer:  das  kann  einzig  Heinrich 
Mann. 
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ALLE  Elemente,  die  in  der  modernen  Bewegung  zu  Tage  getreten  sind,  sum- 
miert Heinrich  Mann;  er  ordnet  sie  mit  einer  sichern  und  gewaltigen  Künstler- 
hand. Und  nicht  nur  ein  Künstler  von  überragender  Grösse  ist  er,  sondern 
der  restlose  Ausdruck  des  Zeitwillens,  der  klar  geschliffene  Spiegel,  der  da> 
Gesamtbild  unserer  Kultur  zurückwirft  mit  wundersamen  Strahlungen.  Er  hat 
es  vermocht,  die  in  unserer  Gesellschaftsordnung  geschichteten  Fäulnisstofle 
so  an  nnmittellMrem  Leben  anfglfihen,  auf^rnhen  an  lassen.  Er  hat  die  Fer- 
mente der  Icafritalistischen  Welt,  von  leuchtenden  Reflexen  mnhancht,  so  hin* 
auwischen  verstanden.  Er  hat  die  Kraft  gehabt,  alle  Tone,  die  in  dem  Unter- 
gangsstadium der  bürgerlichen  Klasse  wirr  und  irr  ausammenklingen,  in  seinem 
Saitenspiel  zu  bannen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

CARL  BLEIBTREU  ■  VON  DER  ZUSAMMENSETZUNG 
DES  OFFIZtERKORPS 

IE  Hendfid-Donnersniarcksche  Millionenbettelei  für  bedürftige  Offi- 
ziere legt  die  Frage  nahe,  ob  die  Gesellschaft  irgendwie  zu  derartiger 
Unterstützung  verpflichtet  sei.  Natürlich  wagten  sich  die  alten 
Reden  hervor,  der  verarmte  Adel  könne  sonst  nicht  des  Königs 
Rock  tragen,  wozu  er  doch  allein  bestimmt  seL  Man  müsse  dafür 
sorgen,  dass  sich  nach  wie  vor  das  OffiaieilEorps  ans  den  Reihen  prenssischer 
Junker  rekrutiere.  Denn  nur  besagte  Junker  seien  aonisagen  geborene  Offi- 
ziere, nur  sie  verständen  das  Geschäft ! 

DIESER  fromme  Wahn  steht  zu  allen  historischen  Tatsachen  in  vollem  Wider- 
spruch. Schon  in  Roms  welterobernden  Legionen  fochten  sehr  wenige  Pa- 
trizier, es  sd  denn  als  Generale.  Denn  Traditionen  dnes  Kriegsadds  ver- 
blassen bald.  Seit  das  feudale  Hittertum  zu  Ende  ging,  wo  man  überhaupt 
kein  ordentliches  Heerwesen  kannte  und  übrigens  die  Bürgerwehr  deutscher, 
lombardischer  (Schlacht  bei  Legnano),  flandrischer  (Niederlagen  französischer 
Ritterschaft),  französicher  (Sieg  bei  Bouvines  über  deutsche  und  burgun- 
dische Ritterschaft)  StiMte  kriegerisch  Besseres  leistete»  traten  fiberail  bfir- 
gerliche  Abenteurer  an  die  Sintze  der  Gmdottiere^  genuesischer  Armbrust- 
schütaen,  englischer  Bogner,  deutscher.  Landsknechte»  schweizerischer  Reis- 
läufer, der  Söldnerscharen  des  dreissigj ährigen  Krieges.  Nur  die  höchsten 
Generalsposten  bekleideten  Leute  von  manchmal  höchst  zweifelhaftem  Adel, 
ein  gut  Teil  der  spateren  österreichischen  Aristokratie  bestand  aus  Nach- 
kommen geadelter  Kri^isabenteurer.  Im  Heere  Ludwigs  XlV.  konnte  schon 
ein  Advokatenschreiber  Catinat  Marschall  von  Frankreich  werden.  Im  k.  k. 
Heere  des  siebenjährigen  Krieges  befanden  sich  unzählige  bürgerliche  Offi- 
ziere; Feldmarschall  Laudon  selber,  ein  Ausländer  von  dunklem  Herkommen, 
konnte  sich  auf  seinen  Adel  nichts  einbilden. 

FRIEDRICH  der  Grosse  bevorzugte  freilich  ausschliesslich  die  ehihehnischen 
Junker  bei  Besetzung  von  Offiaiersstellen,  weil  nur  sie  das  nötige  Ehrgefühl 
hätten,  ein  Ausspruch,  auf  den  man  sich  immer  wieder  beruft.  Es  heisst  aber 
den  grossen  Mann  arg  verkennen,  wenn  man  ihn,  den  revolutionären  Ver- 
ächter aller  Vorurteile,  als  Zeugen  für  Kastendünkel  herbeizieht.    Er  folgte 
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einfach  der  Notwendigkeit.  Der  Soldatenstand  war  im  damals  hochauf streben- 
den Bürgertum  derart  missachlct,  dass  niemand  sonst  zur  brutalen  Fuchtel- 
disziplin sich  bergab  und  dem  rüden  Lagerton  sich  anbequemte,  als  der  da- 
mals gänzlidi  msdrildete,  halbbarbariache  AäH  in  Pommern  and  Uckermark. 
Der  junge  Jnnker  hfitete  eben  noch  Gänse  und  Schweine,  als  man  ihm  den 
bunten  Rock  anzog  und  seine  rohe  Bärenhäuterkraft  auf  diese  Art  dem 
Staate  dienstbar  machte.  Da  er  keinerlei  andere  Ideale  kannte,  so  impfte 
man  ihm  Königstreue  und  militärische  Ehre  ein,  welche  seinem  niederen 
Bildungsgrad  und  seiner  naiven  Ranllnst  allein  verständlich  zusagten,  und 
versicherte  als  Entgeh^  dass  der  Olfiaiersedelmattn  in  Prenssen  natfirlidh  der 
erste  und  oberste  Stand  sd.  Einzelne  hochgebildete  Kavalier^  wie  Sdiwcrin, 
hochfliegende  Enthusiasten,  wie  Wintcrfeldt,  fielen  hierbei  ganz  aus  dem 
Rahmen  heraus,  denn  das  Gros  dieser  Junkeroffiziere  war  nach  Friedrichs 
eigenem  Urteil  auch  militärisch  gänzlich  unbegabt,  subalterne  Köpfe,  zu  höhe- 
rem Kommando  und  selbständigem  Handeln  tmlähig.  Zur  krassesten  Un- 
wissenheit trat  meist  grobe  Liederlichkeit  und  Alkoholismus  hinzu,  so  dass 
Moritz  von  Dessau  sich  mit  besonderem  Zorn  über  die  Gardekavallerie  {Garde 
du  Corps,  Gendarmes)  äusserte.  Dass  sie  auf  dem  Schlachtfeld  alle  ihre 
Pflicht  taten,  hing  weniger  mit  ihrem  besonderen  Ehrgefühl,  als  mit  der  Furcht 
und  Ehrfnrdit  vor  dem  gewaltigen  Kriegsherrn  zusammen.  Jeder  grosse  Fekl- 
herr  züchtet  ein  solches  blindlings  ergebenes  Offizierkorps:  Hannibals  Miet- 
lingsführer, wahrlich  keine  Junker,  galten  hierin  Friedrichs  Blaublütigen  nichts 
nach.  Wohl  erfordert  historische  Gerechtigkeit,  anzuerkennen,  dass  der  preussi- 
sche  Adel  sich  damals  mit  Gut  und  Blut  dem,  Staate  opferte,  aber  taten 
Bü^r  und  Bauern  dies  weniger,  die  sich  zur  Stunde  dtf  Not  bereitwillig 
—  vide  nicht  Verpflichtete  frdwill^  —  au  den  Fahnen  drängten?  Und 
gerade  die  Lauen,  Nörgelnden,  Zweideutigen,  Verdächtigen,  über  welche 
Friedrich  zu  klagen  hatte,  befanden  sich  ausschliesslich  im  höheren  Adel. 
ÜBRIGENS  wurde  die  Zusammensetzung  des  Offizierkorps  aus  Adelsfamilien 
nicht  so  streng  durchgeführt,  wie  man  glaubt.  Die  Artilleriekommandanten 
waren  Bürgerliche,  Möller  und  Dieskau  erhielten  erst  qiiter  den  Adel,  ebenso 
die  bekannten  Husarenchefs  Werner,  Meyer  und  Wamery,  bei  Torgau  kom- 
mandierte ein  bürgerlicher  Oberst  Butzkc  sogar  eine  Tnfantcriebrigade.  Ebenso 
irrt  die  Legende,  dass  das  Heer  von  Jena  und  Auerstädt  lauter  Junker  als  Offi- 
ziere gehabt  habe.  Füscliere,  Jäger,  Artillerie,  Husaren  hatten  meist  bürger- 
liche Chefs.  Der  Bauemsohn  Sdiamhorst,  von  seiner  q»äteren  obersten  Stel- 
lung ganz  abgesehen,  fungierte  schon  damals  als  Chef  des  Generalstabs.  Sein 
Beirat  Müffling  war  ein  früherer  Theologe.  Oberst  Ynrk-  vmd  Major  Gneise- 
nau,  beide  von  äusserst  dunkler  und  anscheinend  illegitimer  Geburt,  wird  man 
wohl  kaum  als  Adelige  erachten !  Im  Volksheer  der  Befreiungskriege  bestand 
zwar  sdbst  bei  der  Landwehr  nur  ein  verschwindender  Proaentsata  der  Stabs- 
offiziere aus  Bürgerlichen,  dafür  aber  das  ganze  Subaltemi^zierkonis  der 
Landwehr  und  auch  ein  Bruchteil  bei  den  Reserveregimentem.  Die  später  zu 
hohen  Würden  gelangten  Reyher  und  Giese  stammten  aus  sehr  niedcrem 
Stande.  Alle  Versuche  der  Militärlegende,  die  Leistung  der  Landwehr  und  somit 
ihrer  improvisierten  Bürgeroffiziere  zu  schmalem  oder  zu  verdunkeln,  halten 
aber  vor  der  Forschung  nicht  Stich;  denn  bei  Dennewitz,  wie  selbst  der  neueste 
offizielle  Historiograph  des  grossen  Generalstabs,  Major  Friederich  (selbst  ein 
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Bürserlidier)  m^b^  focht  die  Landwehr  Bulows-  einfodi  imuterhaft»  nnd 
seine  Bemängelung  der  bisher  stets  gefeierten  Landwehr  Tauentziens  be- 
ruht auf  absichtlicher  Entstellung  der  Tatsachen.  Bei  Wartenburg,  Möckern 
und  Leipzig  standen  die  Landwehroffiziere  und  ihre  braven  Milizen  wahrlich 
den  Linientruppen  nicht  nach.  Bei  Ligny  muss  man  dem  dritten,  vierten  und 
Teilen  des  ersten  Landwdirr^meats  (Westfalen,  Rheinlinder,  Oatfriesen) 
geradezu  den  Preis  zuerkennen  (Verteidigung  VOO  Ligny,  Deckung  des  Rück- 
zugs). Bei  Waterloo  bedeckten  sich  die  erste,  zweite  und  dritte  schlesische 
Landwehr  vor  allen  anderen  mit  Ruhm,  nur  ein  Linienregiment  hatte  grössere, 
alle  anderen  kleinere  Verluste,  und  überhaupt  bestand  Bülows  Korps 
za  zwei  Dritteln  aus  Landwdir.  Bei  Wawre  focht  ähnlidi  erstanalkb  die  knr- 
märldache  Landwehr,  die  1813  schon  bei  Hageldietg  so  wacker  drau^;ing. 
Es  ist  bezeichnend,  dass  man  am  Schlusstag  der  Leipziger  Völkerschlacht  die 
Landwehr  ins  Hintertreffen  wies,  damit  sie  nur  ja  nicht  an  der  gloire  teil- 
nehme, dass  aber  das  Königsberger  Landwehrbataillon  des  Majors  Friccius  es 
sich  nicht  nehmen  Hess,  trotzdem  zuerst  das  Grimmasche  Tor  zu  erstürmen, 
wie  nodi  hent  in  Leipng  Friocius'  Denkmal  an  dieser  Stelle  verewigt.  Die 
nichtswürdige  Intrigue,  einen  linieBBHijor  von  Mirbadi  vorzuschieben,  der 
in  Wahrheit  der  erste  in  Leipzig  gewesen  sei,  ist  unseres  Junkermilitarismus 
würdig.  Ich  wies  aber  seinerzeit  einen  in  dieser  Sache  gegen  mich  gerich- 
teten Angriff  unwiderleglich  zurück.  £s  genügt,  festzustellen,  dass  alle  drei 
Bataillone  des  zweiten  pommerschen  Linienregiroents,  zu  dem  von  Mirbach 
gehörte,  nur  5  Offiziere  49  Mann  verloren,  dagegen  das  eine  Landwehr- 
bataillon Friccius  6  Offiziere  183  Mann,  wovon  nicht  weniger  als  100  tot !  Von 
den  Offizieren  starben  Regierungsrat  Motherby,  Referendar  Wanorowski  und 
Kaufmann  Dulck  den  Heldentod,  die  drei  anderen  wurden  zeitlebens  invalide. 
Den  übrigen  Offizieren,  den  HeMen  Friedas  obenan,  »waren  ihre  Kleider  von 
Kugeln  durchlöchert  und  zerrissene  (Bdtzke).  Ei,  ei,  wo  blieb  denn  hier  das 
überlegene  Ehrgefühl,  die  grössere  Pflichttreue  und  Aufopferung  der  adligen 
Berufsoffiziere?  Wo  blieb  die  bessere  Leitung  ihrer  Mannschaft  an- 
gesichts der  unübertroffenen  Bravour  tmd  Gewandtheit  dieser  Milizmänner 
bei  flberaus  gefährlichem  Stnrwie?  Bs  achehit  denn  doch,  data  zur  Beschaffung 
'tnditiger  OtUmen  weder  KasemendrOl  und  Kadettenkoipa  der  Bemfsersie- 
htmg,  noch  ehrliehgnde  Tradition  eines  Kriegsadels  nfitig  ist. 
DER  letzte  Zweifel  hieran  schwindet  vollends,  wenn  man  die  Heere  der  fran- 
zösischen Revolution  und  Napoleons  betrachtet.  Bekanntlich  merzte  ein  Dekret 
des  Konvents  alle  adligen  Offiziere  in  Armee  tmd  Marine  aus.  Bei  letzterer 
wirkte  dies  anfangs  tehidlidi,  da  luer  besondere  nantiadie  Erfahrung  erfor- 
derlich und  ein  Teil  der  neuemannten  Schiffskapitäne  als  zivilistische  Land- 
ratten unverfroren  das  Meer  betraten.  Gleichwohl  hielt  sich  die  französische 
Flotte  am  i.  Juni  1794  in  der  grossen  Kanalseeschlacht  im  ganzen  sehr  brav, 
und  der  englisctie  Sieg  fiel  weit  geringer  aus,  als  in  früheren  Kämpfen  gegen 
die  alte  aristokratische  Marine.  Ganz  durchgefShrt  ward  obiges  Dderet  wohl 
nicht,  denn  bei  Abukir  waren  der  unfähige  Admiral  Bm^s  und  der  heldische 
Kapitän  Petit-Thouars  Adlinjc.  Dagegen  findet  sich  unter  den  heroischen  Ka- 
pitänen und  Konteradmiralen  bei  Trafalgar  kein  adliger  Name,  die  hier  besser 
und  gewandter  fochten,  als  je  zuvor  Führer  der  französischen  Flotte.  Und 
wie  sie  meist  fiden,  so  besiegelten  aoeh  alle  übrigen  ^ben  bfirgeriidiai  Ki^- 
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täne  bei  Abukir  ihren  Berufseifer  mit  schweren  Wunden.  Auch  Admiral 
Lion,  der  bei  Algesiras  zwei  enghsche  Hauptschiffe  vernichtete  gegen  doppelte 
Obermacht,  war  ein  bürgerlicher  Neuling'.  Selbst  auf  diesem  Gebiete  also^  wo 
man  allenfalls  an  Wichtigkeit  vererbter  Berufstraditionen  c^auben  sollte,  er- 
wiesen sich  die  bürgerlichen  Traditionslosen  binnen  weniger  Jahre  als  eben- 
bürtig:, ja  überlegen.  Nur  der  unfähige  Sürgerliche  Admiral  Villeneuve  war 
wirklicher  Berufsnautiker.  Wie  aber  stand  es  vollends  bei  der  Armee?  Dort 
treffen  wir  nur  zwei  Altadlige,  die  ihren  Adel  abgelegt  hatten,  den  Marquis 
Grouchy  und  Grafen  Lasalle.  Zu  zweifelhaftem  kleinem  Provinzadd  rechneten 
sich  noch  Davout,  Marmont,  Nansouty,  auch  Macdonald  erhob  Anspruch  auf 
edle  schottische  Abkunft.  Unterm  Kaiserreich  traten  noch  einige  adlige  Regi- 
mentskommandeure hinzu,  wie  Souhs  langjähriger  Adjutant  Graf  Saint-Cha- 
inans,  ferner  Marquis  de  Fesenzac-Montesquieu,  der  bei  Jena  gefallene 
Oberst  des  berühmten  j6,  Ugne,  de  Lamotte-Houdard,  der  bei  Waterkx»  ge- 
fallene blutjunge  Oberst  de  Cubieres,  der  bei  Borodino  gefallene  Kürassier- 
general Caulaincourt,  ferner  Kürassiergeneral  Graf  Saint-Germain  und  der 
anfangs  zu  den  Österreichern  übergelaufene  V'icomte  Rousscl  d'  Hurbal.  End- 
lich noch  der  schändliche  Deserteur  von  1815,  Graf  Bourmont.  Mit  diesen 
wenigen  Namen,  von  denen  nur  Davout^  Marmont,  Lasalle  zu  den  Berühmt- 
hdten  gehören,  erschöpft  sich  die  ganze  Liste  adliger  höherer  Offiziere  der 
grossen  Armee,  der  besten  und  berühmtesten  Armee,  von  der  geschichtliche 
Überlieferung  meldet !  All  die  anderen  weltbekannten  Marschälle  und  Gene- 
rale, selbstverständlich  auch  sämtliche  Arraeeführer  und  Divisionäre  der  Revo- 
lutimiszeit,  stammten  günstigstenfalls  aus  dem  Kleinbürgertum,  oft  aus  der  soge- 
nannten H€f0  des  VoUtes,  Da  gab  es  Kellner  (Murat),  Färberldirlinge 
(Lannes),  Dorfnotarschreiber  (Soult),  Hausierer  (Ney),  Strassen  jungen 
(Massena),  Unteroffiziere  aus  untersten  Ständen  (Hoche.  Augereau),  Kom- 
mis  (Oudinot),  Maler  (Gouvion  Saint-Cyr),  Bildhauer  (Franceschi)  u.  s.  w., 
u.  s.  w.  Fast  alle  traten  bloss  als  Freiwillige  in  die  Revolutionsmiliz  ein,  und 
man  hat  noch  Bonapartes  Ordre,  der  einen  Volontär,  den  Börger  Lannes,  mit 
Führung  eines  Regiments  aus  dem  Stegreif  beauftragte.  Traditionsloser  konnte 
man  also  nicht  sein !  Nun  stand  der  altfranzösische  Kriegsadel  seit  Lud- 
wig XIII.,  den  Tagen  Turennes  und  Condes,  in  genau  dem  gleichen  Verhältnis  zur 
Krone,  wie  der  preussischc,  nur  dass  er  unendlich  gebildeter  w^ar.  Seine  er- 
erbte Bravour  hat  er  auch  allzeit  bewiesen  —  sogar  18^  wo  hier  und  da  ein 
Aristokrat  mitfocht  — ,  aber  wahrlidi  keine  grössere,  als  die  hundertmal  zahl- 
reicheren bürgerlichen  Offiziere  des  neufranzösischen  Heeres,  und  mit  nichten 
eine  reifere  Berufstüchtigkeit.  Was  aber  das  Ehrgefühl  anlangt,  so  ist  es 
doch  sonderbar,  dass  gerade  die  adligen  Marmont,  Nansouty  und  Bourmont  die 
einzigen  ootor^dien  Verriter  des  Nationalkaisers  wurden,  dass  sogar  Grouchy 
heut  vor  neuester  Forschung  in  zweifelhaftem  Lichte  dasteht,  dass  selbst  Da- 
von^ dn  von  Napoleon  besonders  Geehrter,  sich  1815  undahldMur  und  brutal 
gegen  seinen  gestürzten  Souverain  benahm. 

UND  wer  hielt  denn  bei  Preussens  Zusammenbruch  die  Waffenehre  aufrecht? 
Die  Bürgerlichen  Scharnhorst,  Gneisenau,  York.  Wer  lieferte  so  schimpflich 
Festungen  aus?  Herren  mit  bekannten  frideridaniscliett  Namen,  wie  Kleist, 
Ingersleben  u.  s.  w.  Wer  blamierte  sich  bei  Auerstädt  und  ergab  sich  schimpf- 
lich in  freiem  Felde  bei  Zehdenick?     Regiment  Gendarm*,  die  Blute  des 
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Junkertums.  Brauchen  wir  weiter  Zeugnis»  als  dass  der  König  Friedrich  Wil- 
helm selber,  ein  personlidi  sehr  tapferer  und  militärisch  einsichtiger  Mann, 

in  der  ersten  Zeit  nach  Jena  und  Tilsit  einen  wahren  Groll  gegen  jeden 
adligen  Uniformträger  an  den  Tag  legte!  Dass  Colberg  nicht  durch  ehr- 
liebcnde  Junker,  sondern  durch  ehrliebende  Bürger  sich  aufrechthielt,  weiss 
jedermann;  minder  bekannt  ist,  dass  auch  cUe  relativ  töditige  Verteidigung 
von  Danzig  nur  durch  Aufopferung  der  BQi^rerschaft  möglich  wurde. 
DIE  Legende,  traditionelle  Erziehung  des  Adels  zum  Militärberuf  sei  zur 
Schaffung  eines  gesunden  Offizierkorps  erforderlich,  entbehrt  also  jeder  Be- 
gründung. Es  liegt  keinerlei  nationales  Bedürfnis  vor,  dem  preussischen 
Junkertum  mit  mildtätigen  Spenden  unter  die  Arme  zu  greifen,  damit  kein 
teures  Haupt  dieser  angemessenen  Karriere  von  zweierlei  Tuch  verloren  gdie. 
Die  Ehrliebe  und  die  Gesinnung,  welche  in  diesen  Kreisen  erb-  und  eigentümlich 
gezüchtet  wird,  läuft  auf  sklavischen  Royalismus  und  exklusiven  Kastenhochmut 
hinaus.  Dies  mag  der  Monarchie  sehr  bequem  und  angenehm  sein,  das  deutsche 
Volk  aber  hat  keinen  Grund,  in  seinem  Volksheer,  für  das  jeder  entweder  mit 
schweren  persönlichen  Opfern  oder  wenigstens  als  Steuerzahler  aufkommen 
muss,  dasjenige  veraltete  Element  soi^sam  zu  pappdn,  das  höchstens  als 
Leibgarde  gegen  den  inneren  Feind  aus  eigenen  Interessenmotiven  besonders 
brauchbar  sein  mag,  sonst  nur  fiktive  Vorzüge  vor  jedem  bürgerlichen  Sol- 
daten hat. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RUNDSCHAU 


ÖFFENTlslCjiiLö  b&B£N 
PolWk 

Jo«j««l»J»P«-  NACHDEM  es  den  Bcmü- 
nnoMr  IUl<g  hangen  des  Priisidenten  der 
nordamerikanischen  Union 
gelungen  war,  Russland  und  Japan  zur 
Ent^cruUing  von  Friodeiisuntcrhändlern 
zu  entsenden,  fanden  die  Verhaudlungen 
4lieser  Delegierten  m  Portsmouth  statt» 
Wiederholt  schien  es.  als  ob  die  Verhand- 
lungen abgebrochen  werden  müssten,  und 
erst  das  massvolle  Auftreten  des  Siegers 
ermöglichte  am  5.  September  das  Zustan- 
dekommen des  Friedens.  Der  hauptsäch- 
liche Inhalt  der  Abmachungen  in  Ports- 
mouth ist  folgender:  Russland  erkennt 
an,  dass  vom  politischen,  militärischen 
nnd  verwaltungarechtUchen  Standpunkte 
aus  die  Interessen  Japans  in  Korea  vor- 
herrschend  sind,  und  wird  sich  nicht 
Massnahmen  der  Leitung,  de«  Schutzes 
und  der  Aufsicht  widersetzen,  die  Japan 
in  Korea  in  tJbenJnslhunung  ntt  der 
koreanischen  Regierung  anzuordnen  für 
nötig  erachtet.  Die  Mandschurei  wird 
von  den  Russen  geräumt  und  untersteht 


der  Hoheit  Chinas.  Die  mandschurische 
Eisenbahn  wird  bei  Kuang  Tscheng  Tse 
zwischen  Russland  und  Ja^an  geteilt 
Russland  tritt  an  Japan  den  südlichen 
Teil  der  Insel  Sachalin  bis  zum  50.  Brei- 
tengrade mit  den  Inseln,  die  dazu  gehö- 
ren, ab.  Dies  der  wesentliche  Inhalt  des 
Vertrages.  Japan  hat  also  auf  eine 
Kriegsentschädigung  in  Geld  verzichtet. 
Dies  ist  das  hauptsichlichste  Opfer,  das 
Japan  bringen  musste,  um  Russland  zum 
Abschluss  des  Friedens  zu  bewegen.  Die- 
ser Verzicht  hat  zur  Folge  gehabt,  dass 
sich  in  Japan  eine  starke  Opposition  im 
Volke  gegen  die  Regierung  geltend 
machte,  die  an  vielen  Orten  zu  stürmi- 
schen und  gewalttätigen  Auftritten  führte. 
Diese  merkwürdige  Erscheinung,  \dass 
Jie  Volksstimmung  den  Krieg  verlangt 
und  die  zum  Frieden  geneigte  Regierung 
aufs  heftigste  Mcämpft,  stimmt  sdu*  we- 
nig zu  der  Lehre,  dass  imnur  nur  die 
Radierungen  und  die  Diplomatie  als  die 
Friedensstörer  zu  betrachten  seien.  In 
diesem  Falle  war  es  umgekehrt.  Aber 
diese  Stimmung  in  Japan  ist  vielleicht 
verständlich,  wenn  man  erwigt;  dass  das 
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Resultat  des  Krieges  für  Japan  im  Ver- 
gleich zu  den  Opfern  in  Japan  selbst  un- 
zulänglich erscheinen  muss.    Denn  nach 
japanischer  Auffassung  kam  schon  durch 
den  diinesisch-japaniKhen  Kri^  dem  da- 
maligen siegreichen  Japan  mit  Ausnahme 
des  Besitzes  von  halb  Sachalin  das  zu, 
was  es  jetzt  durch  den  zweiten,  viel  an* 
Strengenderen  und  erfolgreicheren  Krieg 
erreicht  hat.    Durch  den  Frieden  von 
Sdiimonoseki  vom  17.  April  1895  hatte 
Japan  eine  herrschende  Stellung  auf  dem 
asiatischen  Kontinent  erlangt.   Durch  die 
Eifersucht  der  europäischen  Mächte,  na- 
mentlich Russlands,  Frankreichs  und  lei- 
der auch  Deutschlands,  wurde  Japan  zu 
einer  Nachgiebigkeit  genötigt,  die  Miaan 
Einlluss  und  Ansehen  in  Ostasien  ausser- 
ordentlich schadete.   Damals  schon  hätte 
es  in  Korea  festen  Fuss  fassen  können. 
Die  damalige  Zurückdrängung  des  japa- 
nischen Einllttsses  in  Korea,  die  mit  der 
Ermordung  der  Kaiserin  von  Korea  voll- 
zogen war,  führte  im  japanischen  Volke 
zn  einer  starken  Erbittenmg  gegen  Rnss- 
land,  Frankreich  und  Deutschland.  Man 
sah  sich  um  die  Früchte  des  chinesisch- 
japanischen  Krieges  geprellt  Mit  Russ- 
land hat  man  nun  in  einem  von  Sieg  zu 
Sieg  führenden  Feldzug  abgerechnet,  ohne 
dass  der  Frieden  sehr  viel  mehr  gebracht 
hätte,  als  was  man  schon  1895  zu  fordern 
berechtigt  war.    So  sieht  man  die  Lage 
in  Japan  selbst  an.   Anders  haben  indes 
die  japanischen  Staatsmänner  zu  rechnen. 
Ihre  Mässigung  in  Sachen  der  Kriegsent- 
schädigung ist  wohl  einmal  dem  Bedürf- 
nis entsprungen,  die  Eifersucht  der  an- 
deren Staaten  nicht  heransznfordem,  so- 
dann aber  der  Erwägimg,  dass  die  Fort- 
setzung des  Krieges  Japan  teurer  zu  ste- 
hen gekommen  adnwfirde,  alsderangen- 
blickliche  Gewinn  aus  einer  Kriegsent- 
schädigung.  Bei  genauerer  Prüfung  sind 
die  Erfolge  Japans  aber  bedeutend:  Ja- 
pan ist  aus  diesem  Kriege  als  eine  Gross- 
macht ersten  Ranges  hervorgegangen  und 
steht  in  einer  ganz  anderen  Machtposition 
im  Kreise  der  übrigen  Grossmächtc  da, 
als  noch  vor  zehn  Jahren  nach  dem  chi- 
nesischen Kriege.    Es  hat  das  russische 
Prestige  zerstört  und  hat  jetzt  freie  Hand, 
seine  Einflusssphäre  in  Ostasien  unge- 
hindert von  Russland  nicht  nur  in  Ko- 
rea, sondern  vor  allem  in  China  in  ganz 
anderer  Weise  aaszndehnen,  als  bisher. 
Der  russische  Widerstand,  der  sich  in 
Korea  und  in  der  Mandschurei  der  Er- 
weitening  der  japanischen  Intercssen- 
sphare  entg^Benstellte,  ist  gebrochen:  da- 


mit ist  für  das  Inselvolk  freie  Bahn  ge- 
schaffen, sich  wirtsdbafdich  auszudeh- 
nen und  die  Erschliessung  Oslasicns  zu 
seiner  Aufgabe  zu  machen,  wie  es 
Japan  nach  seiner  ganzen  Geschidite  und 
jetzigen  Stellung  auch  zukommt.  Dass 
Japan  diese  seine  Zukunftsaufgabe  er- 
kannt hat,  das  war  sdion  vor  dem  ras- 
sisch-japanischen Krieg  zu  merken.  So 
fasste  zum  Beispiel  der  frühere  Minister 
Kaneko  das  Ziel,  dem  Japan  nadizustre- 
ben  habe,  in  folgenden  Worten  zusam- 
men:   »Unser  Land,  das  von  allen  Sei- 
ten von  dem  Meer  eingeschlossen  ist,  er- 
leichtert unsere  Schiffahrt  sehr.   Wir  ha- 
ben viele  der  besten  Häfen  der  ganzen 
Welt  and  sind  von  einem  massigen  Klima 
begünstigt.    Unsere  Rasse  ist  besonders 
intelligent,  und  wir  wissen  ihren  Ge- 
schäftsgeist zu  schätzen,  der  auch  von 
der  Aussenwelt  anerkannt  wird.  Wir 
sind  emsttidi  bemüht  um  die  Erzieihtmg, 
und  in  Vaterlandsliebe  und  Ergebenheit 
für  den  Kaiser  kommt  uns  keine  Nation 
gleidi.  Wir  besitzen  demnadi  alle  mög- 
lichen Eigenschaften,  um  unser  Land  zn 
einer  grossen  Nation  zu  erheben  und  uns 
das  kommerzielle  Obergewicht 
auf  dem  stillen  Ozean  und  dem 
asiatischen  Fcstlandezu  sichcni. 
Dieser  schwierige  Punkt  beschäftigt  alle 
europäischen   Nationen,   ab«  r  Japan  ist 
den  wettbewerbenden  Landern  gegenüber 
am  günstigsten  gelegen.    Wir  sind  dem 
Ort  des  schwebenden  Kampfes,  dem  asi- 
atischen Kontinent,  so  nahe,  dass  wir  ihn 
in  kaum  24  Stunden  erreichen  können. 
Es  fehlen  uns  nicht  die  Mittel,  unsere» 
Vorsatz  auszufahren,  und  die  Erlangung 
des  Zieles  hängt  nur  von  unserem  Fleiss 
und  unseren  Anstrengtmgen    ab.«  Die 
Hattptbedeotang  des  Friedensschlüsse« 
imd  des  Kriegserfolgcs  liegt  für  Japan 
darin,  dass  es  dieses   sein  wirtschafts- 
politisches Ziel  tmgehindert  von  irgend 
uelcbcr  cifcrsüchtipeii  Grossniaoht  und 
unterstützt  von  der  allgemeinen  Aner- 
kennung hcincr  politischen  and  militäri- 
schen Macht  verfolgen  kann. 
X  X 
I^ER   Zar    hat  am  19. 
Kotttrcrtr*.     August  ein  Manifest  er- 
lassen, wonach  den  höhe- 
ren  staatlichen   Behörden   eine  beson- 
dere beratende  Körperschaft  zur  Seite 
gestellt  werdm  soll,  welche  die  Aufgabe 
hat,     die    Gesctzcsvftrschlage  vorlaufig 
auszuarbeiten  und  zu  beraten  und  das 
Staatsbudget  zu  prüfen.  Weichet  Mass 
von  pditischer  Madtt  der  Zar  der  Reiehs' 
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duma  zugestehen  will,  erhellt  aus  einigen 
Haiqii^ankten  des  Gesetzes  über  die  Ein- 
führung  dieser  yolksvertretUH^.  Ge- 
setzesvorlagcn,  die  von  der  Duma  beraten 
und  mit  Zweidrittelmehrheit  abgelehnt 
worden  sind,  gelten  nicht  als  abgelehnt. 
Es  finden  vielmehr  über  diese  Vorlagen 
besondere  Verhandlungen  in  Kommissio- 
nen statt,  die  sieb  aus  der  gleichen  Zahl 
von  MitgUedem  der  Ümmo  waA  des 
Reidisrates  zusammensetzt.  Ist  hier  eine 
Obereinstinunang  erzielt,  so  geht  die  at>- 
geinderte  Vorlage  wieder  an  das  Plenum 
der  Duma.  Damit  nun  bei  derartigen 
Verhandlungen  doch  das  herauskommt, 
was  die  Regierung  will,  ordnet  das  Ge- 
setz kurzer  Hand  in  Artikel  53  folgendes 
an :  »Wenn  der  Kaiser  findet,  dass  die 
Erörterung  der  der  DifMia  tmterbreiteten 
Angelegenheit  zu  langsam  vor  sich  geht, 
hat  der  Reichsrat  einen  äusscrsten  Zeit- 
punkt zu  bestimmen,  bis  zu  welchem  dcf 
Beschluss  der  Duma  formuliert  sein  muss. 
Wenn  die  Duma  bis  zu  dem  bestimmten 
Zeitpunkt  ihren  Beschluss  nicht  mitgeteilt 
hat,  kann  der  Rcichsrat  die  Angelegenheit 
beraten,  ohne  dass  em  DiMMibeschluss 
vorliegen  muss.«  Da  der  Kaiser  nach 
wie  vor  Gesetse  erlassen  kann,  ohne  dass 
D«ma  oder  Rddisrat  ihre  Zustfanmong 
dazu  gegeben  haben,  so  ersieht  man,  dass 
von  einem  massgebenden  Einfluss  der 
Duma  auf  die  Gaetzgebong  Imne  Rede 
sein  kann.  Dazu  kommt  nun  noch  die 
rückständige  Zusammensetzung  dieser 
Volksvertretung.  Die  Anzahl  der  Abge- 
ordneten beträgt  412.  von  denen  nur  2S 
durch  die  Städte,  also  den  fortgeschritte- 
nen Teil  des  russischen  Volkes  gewählt 
werden.  Die  Wahl  der  £>t4tnomitglieder 
in  den  Provinzen  und  in  den  Territorien 
wird  von  der  Provinzialwählerversamm- 
Ittng  vollzc^en,  welche  zusammengesetxt 
ist:  I.  ans  den  Grundeigentfimem  der 
l>etreffendcn  Bezirke,  2.  aus  den  Wählern 
der  kleinen  Städte,  3.  aus  den  Bevoll- 
mächtigten der  /^ntsbenrlce  und  5fa- 
nisen.  An  den  Wählervcrsammlungen 
der  kleinen  Städte  nehmen  teil  Personen, 
welche  städtische  Immobilien  im  Werte 
%'on  1500  Rubeln  bositren.  sowie  die  In- 
dustriellen erster  Kategorie.  In  den  2ä 
Städten,  die  eigene  Abgeordnete  wählen, 
nehmen  an  der  Wählerversammlung  teil : 
die  Besitzer  städtischer  Immobilien  im 
Werte  von  mindestens  5000  Rubeln  in  den 
beiden  Hauptstädten  und  1500  Rubeln  in 
den  anderen  Städten,  die  Industriellen 
der  ersten  Kategorie  und  Personen,  die 
die  Steuer  auf  Mieuhäuser  der  zehnten 


Kategorie  in  jedem  Bezirke  zahlen.  Durch 
diese  Bestinummgen  ist  das  Wahlrecht 
auf  eine  relativ  geringe  Zahl  von  Wählern 
bescHränkt.  Eine  Wirkung  des  Erlasses, 
der  diese  Volksvertretung  ankündigt,  auf 
die  revolutionäre  Stimmung  in  Rassland 
ist  ausgeblieben,  da  diese  Reiefuduma 
einer  Volksvertretung,  wie  sie  von  den 
oppositionellen  BevcHkmmgsscbichten  als 
Minimtmi  gefordert  wird,  nicht  im  ge- 
ringsten ähnelt.  Übrigens  muss  abge- 
wartet werden,  ob  selbst  dieses  Zerrbild 
ehies  Parlaments  verwirididit  wird.  Bei 
der  russischen  Taktik  ist  das  nidita  we- 
niger als  sicher. 

X  X 
KiUM  ClutaUi  IN  der  zweiten  Hälfte  des 
Monats  August  wurde  be- 
kannt, dass  auch  in 
Deutsch  Ostafrika  Unruhen  aus- 
gebrochen sind.  X  Das  englisch- 
japanische  Bündnis  ist  vor  dem- 
endgültigen  Abschluss  der  Friedensver- 
handlungen in  Portsmouth  wieder  erneu- 
ert worden.  X  Durch  die  Landtagswahlen 
in  Sachsen  ist  die  bisherige  Zweidrit- 
telmajorität der  Konservativen  gebroclien. 
X  Bei  der  Reichstagsersatzwahl 
in  Essen,  die  am  19.  September  stattfand, 
crhidteii  von  Stmmen  der  Zen- 

trttOUlGUididat  35  500,  der  Kandidat  der 
sozialdemokratischen  Partei  28726.  Die 
sozialdemokratischen  Stimmen  haben  ge- 
gen die  Hanptwahl  1903  tun  6000  zuge- 
nommen. mOHARO  CALWER 

Sozialpolitik 

BMarbentt^"  DJEZenlr^onmission  für 

Bauarbeiterschutz   hat  im 
August  1905  eine  mit  um- 
fassendem statitüschen  Beweismaterial 

versehene  Petition  dem  Bundesrat  unter- 
breitet, um  eine  tiefgreifende  Reform 
der  Bauarbeiterschutzgesetzgebung  anzu- 
regen. Legt  man  in  den  Jahren  1894 
bis  1903  bei  der  Berechnung  der  Unfälle 
390  Arbeitstage  für  das  Jahr  zu  Grunde, 
so  kommen  fiir  Deutschland  auf  je  einen 
Arbeitstag  223,77  gemeldete,  52,37  ent- 
schädigte Unfälle.  5.2*  tÖÜiche  Verletzun- 
gen vor.  Von  den  gesamten  Unfällen 
konnten  nun  nach  Ansicht  der  Zentral- 
kommission 65  %  und  von  entschädigten 
Unfällen  mindestens  die  Hälfte  durch 
gute  Schutzmassnahmen  und  dnrdi  die 
Steigerung  der  Widerstandskraft  der 
Arbeiter  gegen  bestehende  Missstände 
vermieden  werden.  Aber  nidit  nur  die 
Unfälle  dezimieren  die  Angehörigen  des 
Bauhandwerlcs,  sondern  auch  die  Berufs- 
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krankheitcn  der  Baugewerbetreibenden. j 
Durch  eine  Enquete  unter  den  Maureriu 
Hamburgs,  die  sich  auf  2214  Maurer  bei 
zog,  wurde  festgestellt,  dass  13^  %  da 
selben  mit  Zementfffechten  behaftet  waren 
Die  Zcntralkoinmission  für  ßauarheitcn- 
schuts  unterstützt  mit  dem  ganzen 
Sdiwergewicht  ihrer  Erfahrungen  den  so- 
zialdemokratischen GcsotzciUwurfi  betref- 
fend den  Schutz  der  Arbeiter  des  Baii- 
gewerbes.  Der  Gesetientwurf  legt  Sp- 
Stimmungen  über  die  Einrichtungen  ctr 
Baubetriebe,  uber  die  Unterkunftsräuiie 
und  Bedurfoisan stalten,  über  die  Unfal- 
verhütungsvorschriften  und  ülwr  die  Riu- 
kontrollc  fest.  Zur  Beratung  und  iur 
Anordnung  der  Unfallverhütungsvlr- 
sihriften  gibt  der  Entwurf  den  l^nyr- 
nehmern  und  Arbeitern  gleiche  Rccite. 
>Die  direkte  Wahl  der  Vertreter  der  Ar- 
beiter und  Unternehmer«,  so  hcisstles 
in  der  Petition,  »wird  dazu  beitragen,  has 
Vertrauen  zu  der  Tätigkeit  für  die  lln- 
fallverhütung  zu  erhöhen. t  Der  Ent\Jurf 
schlägt  die  Begründung  von  BaupolAei- 
behörden  vor,  die  den  Charakter  einer 
technisch-hygienischen  BetriebsinspelJion 
an  sich  tragen  sollen.  Die  Baupolcei- 
bohördcn,  die  in  der  Regel  für  jede  iGe- 
meinde  mit  mehr  als  10  000  Einwohlem 
geschaffen  werden  sollen,  setzen  sichlaus 
technischen  Beamten  und  den  I^auton- 
troUeuren  zusammen.  Die  Zahl  der!  auf 
drei  JaJire  gewählten,  staatlich  besoloten 
Baukonfrollenre  ist  so  zu  bemessen,  pass 
jeder  Bau  mindestens  einmal  wöclieialich 
luMitrolliert  werden  kaim..  Das  sinJ  die 
wesentlichsten  Bestimmtuigen  des  pau- 
arbeiter.schutzgesetzentwurfs,  der  Ideni 
Bundesrat  in  der  Petition  der  Zemral- 
kommissioH  für  BouarbeUerschuUl  zur 
Annahme  empfohlen  wird.  I 
X  IX 
Hittelstandt-  EINE  Heils-  und  iRet- 
pttimK  tungsaktion  für  den!  ge- 

fährdeten Kleinhlndel 
sollte  die  Warenhaussteuer  sein.  I  Der 
Volksverein  für  das  katholische  Demsch- 
land,  der  ja  die  widersprechendstell  In- 
teressen der  verschiedensten  soialcn 
Klassen  vertritt,  springt  rettend  1  den 
Kleinhändlern  mit  der  l'mpfehluna  der 
Besteuerung  der  Konsujnvcreine  unl  der 
Warenhäuser  bei.  Er  hat  soeben  i|  der 
Flugschriftensammlung  Sosiale  Tfges- 
fragcn  eine  Broschüre  Detaillistenfmgen, 
neue  Aufgaben  des  Kleinhandels  ho'aus- 
gegeben.  Der  Verfasser  dieser  jBro- 
schüre»  Herr  Dr.  August  Engel,  isisich 
vollständig  der   wirtschaftlichen  vber- 


legcnheit  der  Warenhäuser  und  Konsum- 
vereine über  den  Kleinhandel  bewusst. 
und  er  bezeichnet  die  Steuermassnahmcn 
gegen  diese  Formen  des  Handels  dirdct 
als  einen  Schutz  gegen  überlegene  Kon- 
kurrenz. Wirtschaftlich  fortgcsclirittenen 
Betriebslonnen  soll  einfach  durch 
Steuennassnahmen  das  notige  Sonnenlicht 
für  ihre  Entwickelung  genommen  wer- 
den, nur  damit  der  rückschrittliche  Klein- 
handel noch  lebensföhig  bleibt  Zen- 
trum und  die  Konservativen  haben  im 
prcussi sehen  Abgeordnetenhause  eine  Ver- 
schärfung der  Steuermassnahmen  g^en 
die  Warenhäuser  befürwortet.  Den 
eigentlichen  sozialpolitischen  Bankrott 
der  preussischen  Waren  st  cucrgesetzge- 
bimg  erkennt  Dr.  August  Engel  ziemlich 
unumwunden  an.  Die  grossen  Waren- 
häuser haben  die  Umsatzsteuer  einÜKih 
auf  die  Lieferanten  abgewälzt.  Die  Firma 
A.  Jandorf  &  Co.  schrieb  an  die  Liefe- 
ranten folgenden  Brief:  »Nachdem  die 
Warenhaussteuer  nunmehr  Gesetz  gewor- 
den, sdien  wir  uns  genötigt,  an  unsere 
Lieferanten  in  Anbetracht  der  Solidaritit 
der  Interessen  mit  dem  Ersuchen  heran- 
zutreten, uns  auf  unsere  Bezüge  vom 
I.  Juli  1900  ausser  den  bisher  vereinbar- 
ten Skonti  einen  entsprechenden  Extra- 
rdMtt  zu  gewähren.  Der  sdbe  müsste 
mindestens  zVi  %  befragen  und  soll  gleich 
am  Fusse  jeder  Rechnung  gekürzt  wer- 
den....« Zahlreiche  Warenhäuser  sties- 
sen.  um  der  Steuer  zu  entgehen,  einzelne 
Warengattungen  ab  und  entwickelten  sich 
zu  grossen  Spezialgeschäften.  Die  Zahl 
der  steuerpflichtigen  Warenhäuser  ging 
von  109  im  Jahre  1901  auf  73  im  Jahre 
1903  herab,  und  der  Jahresbetrag  der 
veranlagten  Warenhaussteuer  sank  von 
307390s  M.  im  Jahre  1901  auf  1933250 
M.  im  Jahre  1903. 

EIN  vernichtendes  Urteil  über  die  mittel- 
standsretterisehe  Warenhaussteuerpolitik 

fällt.  Dr.  Hans  Gehrig  in  seiner  Schrift 
Die  Warenhaussteuer  in  Preussen  /Leip- 
zig. Teubner/.  Die  sozialpsfdiologisclw 
Seite  der  kaufmännischen  Slittelstandagi- 
tation  wird  kurz  und  treffend  von  Dr. 
Gehrig  dargestellt.  Die  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung  der  neuen  Handelsorga- 
nisationsform, des  Warenhauses,  erfährt 
eine  eingehende  Würdigung.  Das  Waren- 
haus ermässigte  sehr  beträchtlich  durch 
die  W-rminderung  der  Vermittelungsge- 
bühren  die  Preise.  Nach  Gide  nimmt 
in  Frankreich  der  Kleinhändler  für  deA 
selben  Artikd,  den  das  Warenhaufl  für 
x,i4  fr.  verkaufen  kann,  im  Durchschnitt 
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1,40  fr.  Die  Bedörfniswdt  der  unteren 

Klassen  wurde  vielfach  durch  die  Waren- 
hauser ästhetischer  ausgestaltet.  Es  liegt 
etwas  Wahres  in  der  Bemerlning  Gehrigs, 
dass  der  vielgeschmähte  Flitter  der  Wa- 
renhäuser oft  den  ersten  Schimmer  von 
Kuhtir  und  Sehnrade  in  die  dunklen  Be- 
hausungen der  unteren  Klassen  trug.  So- 
zialpolitisch wirkte  —  namentlich  in 
Prankreich  —  das  Warenhaus  vert>essemd 
auf  die  soziale  Lage  der  Uandelsange- 
stellten  ein. 

DIE  Warenhausstcuer  verwandelte  eine 
ganze  Reihe  von  kleineren  Warenhäusern 
in  sehr  grosse  Spezialgeschäfte  und  trieb 
die  ganz  grossen  Warenhäuser  geradezu 
treibhausmässig  in  die  Hölie.  Die  Steuer 
belastete  durchweg  nicht  die  Warenhaus- 
besitzer, sondern  die  Lieferanten.  Von 
46  Warcnhauslieferanten  erwiderten  auf 
eine  ^frage  nur  3,  dass  die  Warenhäuser 
keinen  Steucrabwülzungsversuch  gemacht 
hätten.  Nur  5  Fabrikanten  hatten  den 
Versuch  abgewehrt  Und  die  viel  ge- 
schmähten Warenhäuser  verschulden  nun 
nicht  einmal  die  Proletarisierung  des 
Kleinhandels,  sondern  diese  verschuldet 
der  Kleinhandel  selbst.  Der  Detailhan- 
del überfüllt  sich  in  einem  ganz  bedenk- 
lichen Umfange.  1882  war  jeder  60. 
Mensch  in  Deutschland  ein  Händler.  1895 
bereits  jeder  39.  Wirkungslos  bricht 
das  Warenhaussteuergesetz  in  sich  zu- 
sammen, weil  es  sich  aufbäumt  gegen 
die  volkswirtsdiaftliche  Gesamtentwicke- 
Inng. 

X  X 
der     WAS  bisher  von  den  Pli- 
VtiMcaamag  ^^j.    Regierung  zur 

Umfestaltung  unserer  Ar- 
beiterversidicfuagscinrichtungen  bekannt 

geworden  ist,  ist  nur  geeignet,  eine  voll- 
htändige  Ernüchterung  über  diese  Pläne 
in  allen  sozialreformerischen  Kreisen  her- 
vorzurufen. Um  das  entwickelte  ^facht- 
bewusstsein  der  Bcrufsgeni).>scnschaften 
nicht  aufzupeitschen,  will  man  sich  um 
eine  einschneidende  Reform  der  Unfall- 
versichertmg  herumdrücken.  Die  berufs- 
genossenschaftliche  Gnmdlage  der  Unfall- 
versicherung denkt  man  nicht  anzutasten, 
und  damit  ist  eine  Verschmelzung  der 
Unfallversicherung  mit  den  übrigen  Ar- 
betterversicberungainstitttten  ausgeschlos- 
sen. Die  Versdunelzung  der  Kranken- 
und  Invalidenversicherung  fasst  man  ins 
Auge^  doch  erfordert  diese  Verschmel- 
zung sehr  widitige  und  umfangreiche 
statistische  Erhebungen,  so  dass  der 
deutsche  Reichstag  wohl  kaum  vor  dem 


Jahre  1910  in  die  Beratung  der  umgestal- 
teten Arbeitervcrsicherungsgcsctzgebung 
eintreten  wird.  Ein  recht  kümmerUches 
Soziatreförmchen  seheint  die  vid  geprie- 
sene Witwen-  und  Waisenversicherung  zu 
werdeut^  Die  Invalidenrente  dient  heute 
dem  Arbdtstnvaliden  nur  als  kleiner  Zu- 
schuss  zu  seinen  Unterhaltungskosten, 
Von  dieser  mageren  Rente  sollen  nun  die 
Witwen  und  Waisen  je  nach  der  Kopf- 
Stärke  der  verwaisten  Familie  die  H.llftc 
bis  zwei  Drittel  erhalten.  Und  das  nennt 
sich  eine  Witwen-  und  Waisenversidie- 
rtmg! 

X  X 
Krankaavarsl-  NOCH  immer  harrt  die 
cherung  obligatorische  Krankenver- 

sicherung der  Hausgewer- 
betreibenden einer  gesetzlichen  Regelung. 
Nur  33  Gemeinden  führten  bisher  statu- 
tarisch die  Krankenversicherung  der 
Hausindustriellen  ein.  Nach  der  Cölni- 
schen  Zeitung  soll  jetzt  endlich  dem 
ReichsUge  ein  Gesetzentwurf  über 
Zwangsversicherung  der  Hansgewerbe- 
treibenden zugehen. 

DIE  Anstdlungsverhiltnisse  der  K  r  a  n  - 

kenkassenbeamten  sind  noch 
dringend  reformbedürftig.  Nach  einer 
Enquete  des  Jahres  1903  bezogen  von 
zirka  1200  Beamten,  die  diese  Erhebung 
beantworteten,  532  ein  Gehalt  unter 
1500  M.,  43a  «öter  2100  M.,  170  über 
2100  M.  Eine  aus  Vorstandsmitgliedern 
und  Beamten  zusammengesetzte  Kommis- 
sion arbeitete  eine  Lohnskala  für  die 
Kassenbeamten  aus.  Der  Münchener 
Kongress  des  Zentrahferbandes  demlseher 
Ortskrankenkassen  nahm  dic^e  Skala  im 
grossen  ganzen  an.  Auf  dem  jüngst  ver- 
flossenen Kongress  dieses  Verbandes  in 
Dresden  opponierten  jedoch  die  Vertreter 
der  grossen  Ortskrankenkassen  von  Leip- 
zig und  Dresden  sehr  entschieden  gegen 
die  in  München  beschlossenen  Gehalts- 
sätze. Der  am  aS.  u.  29.  August  abge- 
haltene Verbandstag  der  Ortskran- 
kenkassenbeamten machte  es  den  Vor- 
standsmitgliedern zur  Pflicht,  für  die 
weitere  Einführung  der  in  München  fest- 
gelegten Gehaltsverhaltnisse  der  Kassen- 
beamten  unermüdlich  zu  wirken.  Der 
Verbandstag  protestierte  sodann  gegen 
die  Behauptung,  dass  die  Kassenorgani- 
sationen zu  sozialdemokratischen  Zwedcen 
missbraucht  werden,  und  dass  die  Be- 
schränkung der  Selbstverwaltimg  des- 
wegen notig  sei.  Die  Beschnddnng  der 
Selbstverwaltung  habe  vor  allem  die  Be- 
deutung und  den  Zwed^  die  berufstätige 
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Kollegcnscliaft  zu  gunsten  von  zivilver- 
sorgongsberecbtigten  Personen  auszumer- 
zen« 

X  X 
UBWlv«r»Iche-  DIE  nordöatiiche  Bau- 
gewerksbenifsgenossen- 

Schaft  hinkt  noch  sehr  hin- 
ter anderen  Baugewerksberufsgcuossen- 
schaftcn  in  der  Unfallverhütung  her. 
Nach  dem  Rechnungsabschluss  für  1Q04 
warf  diese  Baugcwerksberufsgenossen- 
•chaft  nur  7462,55  M.  für  die  Ütier- 
wachunp  der  Betriebe  im  Jahre  1904  aus. 
Nach  der  Unfallstatistik  der  Berufs- 
genossenschaften wurden  im  Jahre  1904 
10257  Männer  und  48  Frauen  verletzt. 
Von  den  Unfallverletzten  wurden  153  ge- 
tötet, 51  wurden  durch  Unfälle  dauernd 
völlig  erwerbsunfähig  tmd  802  teilweise 
erwerbsanfShlg.  Der  Montag  weist  un- 
ter den  Wochentagen  die  grösste  Zahl 
von  Unfällen  auf:  nämlich  940  am  Vor- 
mittag und  974  am  Nachmittag.  Auf 
den  Afontng  folgt  in  der  Unfallzahl  der 
Freitag  mit  81B  Unfällen  am  Vormittage 
tind      am  Nadmiittage. 

X  X 
lnvalldmvei«>  INdemVcrwaltungsbericht 
•lelitniiig  ^  Vorataiidcs  der  Ver- 
sicherungsanstalt O  b  e  r  - 
franken  für  das  Jahr  1904  wird  der  sehr 
bedauerliche  Missstand  hervorgehoben, 
dass  sich  die  versicherten  Arbeiter  einer 
Hdtbetiandlung  durch  die  Versicherungs- 
an!;t.-iltcn  widersetzten.  Die  Ausga- 
ben der  Anstalt  für  die  Heilbehandlung 
wttchsen  von  1903  auf  1904  von  35  824,34 
M.  auf  53062,94  M.  Die  Versicherungs- 
anstalt des  Herzogtums  Hessen  wendet 
nach  ihrem  GescMftsberidit  ffir  1904  in 
der  Ernst  Ludwig-Heilstätte  bei  Sandbad 
im  Odenwald  bei  ihren  Patienten  eine  Be- 
schäftigungskur  an.  Seit  3  Jahren  arbei- 
ten in  der  zweiten  Hälfte  der  Kur  fast 
alle  Patienten.  Es  ist  bisher  nie  eine 
Schidigttng  der  Kranken,  kein  Gewichts- 
verlust und  kein  Bluthusten  eingetreten. 
Die  Arbeit  beuge  der  Langenweile  vor. 
Das  Gefühl,  wieder  arbeiten  ztt  kdnnen. 
wirke  in  psychischer  Beziehung  grünstig 
ein.  Arbeitsverweigerungen  seien  in  den 
letzten  zwei  Jahren  nicht  mehr  vorgekom- 
men. Die  Arbeit  rege  den  Appetit  an, 
begünstige  den  Stoffwechsel,  kräftige  das 
Herz,  starke  dio  Muskulatur  und  steuere 
dem  Fettansatz.  Der  Patient,  der  wäh- 
rend der  Kttr  schon  einige  Wochen  ge- 
arbeitet  hat,  werde  den  Anstrengungen 
der  kommenden  Arbeitszeit  widerstands- 
fähiger gegenfibertreten  können.  Die  Ar- 


beitsfähigkeit eiius  Patienten,  der  unter 
den  Augen  des  Arztes  imd  unter  der  Au£- 
sidit  von  ihm  beauftragter  Personen  mdi- 
rere  Wochen  tätig  war,  lasse  sich  bei  der 
Entlassung  leichter  beurteilen.  Der  Ge- 
schaftsberidit  der  Emst  Ludwig-Heil- 
stüttr  für  ifK>4  empfiehlt  ihr  System,  die 
Arbeit  obligatorisch  zu  machen  und  als 
Entgelt  10  Pf.  für  die  Stmide  zu  gewah* 
ren,  allen  Versicherungsanstalten.  Etwas 
tiefer  müssten  wohl  schon  die  Anstalten 
bei  Bezahltmg  der  Arbdtsstttmlen  ia  die 
Tasche  greifen! 

X  X 
Arbeltersekre-  DER  3.  Jahresbericht  des 
Uriate  ArbeitersekretariatsDort- 
mund-Hörde  widmet 

den  Unfallversicherungsstreitsachen  eine 
eingehende  und  recht  instruktive  Darstel- 
lung. Sozialpolitisdi  bedeutsam  ist  in  die- 
sem Jahresbericht  der  Aufsatz  des  Ar- 
beitersekretärs Max  König  über  den 
Bergarbeiterstreik,  die  Sireikprotesse  und 
f^«'"  §  ^53  der  Gewerbeordnung.  In  den 
Pfuirufen  eines  alten  Mütterchens,  in  de- 
nen nur  die  Mtssachtung  der  Strak- 
brecher  7iini  Ausdruck  kam.  wurde  eine 
Bedrohung  zur  Hinderung  der  Streik- 
l)rccher  an  der  Arbeit  gesehen.  Die  Ge- 
richte betrachten  es  mit  geringen  Ausnah- 
men immer  als  erwiesen,  dass  jeder  be- 
leidigende Zuruf  in  der  .Absicht  erfolgt 
sei,  den  Beleidigten  zur  Niederlegung  der 
Arbeit  zu  veranlassen.  In  einigen  Zahl- 
stellen des  Bergarbeiterverl>andes  wur- 
den die  Namen  der  Arbeitswillig 
durch  ein  Vorstandsmitglied  in  eine 
Liste  eingetragen  und  diese  im  Vercins- 
lokale  au^ielegL  Die  Urteile  über  diese 
Vergehen  latiteten  atrf  3  bis  8  Tage ! 
X  X 
Kurze  Chronik  VOM    7.    bis    zum  10. 

August  1905  tagte  in  Lüt- 
tich der  7.  internationale 
Wohnungskongress.  Gegen  die 
Intervention  der  öffentlichen  Gewalten 
auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  er- 
hob sich  kein  Widerspruch  mehr.  Es 
wurden  femer  auf  dem  Kongresse  dis- 
kutiert: die  Frage  der  Besteuerung  und 
ihres  Einflusses  auf  die  Mieten,  Woh- 
nungsinspektion und  Sanierung,  Bebau- 
ungsplan und  Gartenstädte,  die  Woh- 
nungsstatistik, die  irthetltche  Gestaltung 
der  ^rbeiterwohmuig. 

X  X 
UlantMr        DER  Generalmajor  von 

J  a  g  w  i  t  z   behandelte  in 

dem  zweiten  Teil  seiner 

Schrift  Süsiate  GeseUgtbmng  und  Sonßl- 
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demokratie  /Berlm,  Hayn/  im  wesentli- 
chen dtt  Koftitlionsrecht  und  die  Arbei- 
terkammern. Seine  Ausführungen  beseelt 
im  allgemeinen  das  Prinzip  Quieta  non 
movere.  Sein  urwüchsiger  Sozialisten- 
hass  erkühnt  sich  wohl  nicht  zur  Befür- 
wortung eines  Znchdnasgesetzes,  wohl 
aber  zur  Empfehlung  eines  Gesetzes  zum 
Sdiutz  der  Arbeitswilligen.  X  Louis 
Leopolds  Brosdifire  La  siiuaHon  du 
faysan  cn  IIong,ri,'  /Brüssel.  L'nivcrsitc 
NouvelU/  schildert  ergreifend  das  Elend 
der  ungarischen  Bauern  nnd  Landarbeiter. 
Geradezu  ungeheuerliche  Dimensionen  hat 
die  Kindersterblichkeit  auf  dem  platten 
Lande  in  Ungarn  angenommen.  Sie  uber- 
bietet in  einigen  Distrikten  bei  weitem 
die  Budapests.  Die  Lehren  der  soziali- 
stisch-anarchistischen Sekte  der  Nasare- 
ner,  die  den  Kriegsdienst  verweigert,  wer- 
den kurz  dargelegt.  X  Aus  der  Schrift 
des  amerikanischen  Professors  John 
Graham  Brooks  Soziales  Wechsel' 
fieber  /Dresden,  Böhmert/  spricht  viel 
persönlich  Erlebtes,  und  das  macht  die 
Eigenart  dieser  Schrift  aus,  nicht  die 
Anfschlüsse  über  die  Genossenschaften, 
Gewerkschaften  und  die  Sozialdemokr:itie. 
Brooks  hat  ein  tiefes  Verständnis  für  die 
soziale  Schöpferkraft  des  Sozialismus.  X 
Die  Broschüre  IVagcnnullcn  und  P.ntloh- 
nung  noch  Gewicht  ist  eine  kurze  sozial- 
politische  Materiatsammlting  zu  dem  Re- 
ferat B.  H  a  m  m  a  c  h  c  r  s  über  das  Nul- 
len und  die  ergänzenden  Bestimmungen 
au  §  80  c  der  Berggesetznovelle.  X  In 
seiner  Broschüre  Im  Zeichen  des  goldenen 
Kalbs  /Leipzig,  Modemer  Verlag/  befür- 
wortet K.  K  i  1  a  p  die  Beseitigung  der 
Zinsherrschaft,  die  Verstaatlichung  der 
Fabriken  und  des  Grund-  und  Uausbe- 
sitzes  und  macht  sicli  zum  Anwalt  der  all- 
gemeinen Arbeitspflicht.  pAut  KAMmwevBK 

Soziale  Kommunalpolitik 

Arbeitwatzuna  DIE  Strassburger  Stodt- 
lamrasskui    Verwaltung   hat   in  den 

letzten  Jahren  durch  die 
Einführung  der  anständigen  Lohnklausel, 
durch  die  Umgestahnng  der  offenen  Ar- 
mcnkrankenpflege  u.  s.  w.  gezeigt,  dass 
sie  bestrebt  ist,  den  Anforderungen  der 
inixlemcn  SorialpoUtik  in  umfassender 
Weise  Rechnung  zu  tragen.  Ihre  sozial- 
politische Reformtätigkeit  ist  nunmehr 
dnrch  den  Erlass  diier  Arbeitssatzuiig 
vnd  eines  Versorgungsstatutes  für  die 
städtischen  Arbeiter  zu  einem  gewissen 
Abschluss  gekommen.  Die  beiden  Statu- 
ten sollen,  um  die  Worte  der  Begrün- 


dung zu  zitieren,  den  Arbeitern  vor  allem 
ein  auskömmHches  und  Schwankungen 
möglichst  wemg  atisgesetztes  Einkom- 
men, sowie  femer  eine  angemessene 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  und  die 
Sicherung  der  Sonntagsruhe  gewähren. 
Die  Stadt  ist  dabei  über  das  Mass  der 
Leistungen  hinausgegangen,  das  selbst 
gute  Arbeitgeber  ihren  Arbeitern  zuwen- 
den. Atisserdem  war  sie  bestrebt,  <fie 
Sicherheit  der  Existenz  für  die  Städti- 
schen Arbeiter  zu  erhöhen,  und  in  ihnen 
das  Bewusstsein  der  Unabhingii^kieit  zu 
erwecken.  Durch  die  Einrichtung  von 
Arbeiterausschüssen  soll  ihnen  ferner  ein 
gewisser  Einfluss  auf  die  Regelung  der 
inneren  Angelegenheiten  der  Betriebe 
eingeräumt  werden.  Bei  dieser  freiwilli- 
gen Beschränkung  ihrer  Dispositionsbe- 
fugnisse Hess  sich  die  V^erwaltung,  wie- 
derum in  den  Worten  der  Begründung, 
von  der  Überzeugung  leiten,  »dass  ebenso 
berechtigt,  wie  der  Wunsch  nach  mate- 
rieller Hebung,  auch  das  Streben  der 
Arbeiterschaft  nach  grösserer  Sicherheit 
und  vermehrter  Selbstbestimmung  ist, 
und  dass  in  diesem  wie  in  jenem  Falle 
das  allgemeine  nationale  Interesse  mit 
ihren  besonderen  Standesinteressen  zu- 
sammenfsUe«.  Diese  Gmndsitae  sind  nun 
nicht  nur,  wie  an  manchen  anderen  Or- 
ten, eine  billige  Zierde  der  Beg^ründung 
geblieben,  mit  der  die  Bestimmungen  der 
Statuten  oft  in  schreiendem  Widerspruch 
stehen,  sondern  sind  in  der  Tat  nach 
jeder  Ridttmg  hin  bestimmend  gewesen. 
Man  muss  den  Strassburger  Statuten  das 
Lob  aussprechen,  bis  heute  die  fortge- 
schrittensten unter  den  ArbeitsstBtuten 
der  deutschen  Städte  zu  sein.  Wenn  sldi 
auch  noch  manche  Wünsche  aussprechen 
lassen,  und  gesagt  werden  muss,  dass 
nicht  überall  die  letzten  Konsequenzen 
gezogen  sind,  so  sind  dodi  immer  die 
Ansätze  vorhanden,  an  die  die  weitere 
Entwicklung  leicht  und  mühelos  an- 
knfipfen  kann.  Meist  wird  in  der  Be- 
gründung selbst  die  zukünftige  Richtung 
klar  und  zutreffend  skizziert,  und  das 
ZuruckUoben  hinter  den  erkannten 
Postulatcn  oft  bedauernd  konstatiert.  Im 
Strassburger  Gemeinderat  haben  die 
bürgerlichen  Parteien  zurzeit  nodl  die 
Majorität,  und  mit  deren  Anschauungen 
musste  gerechnet  werden. 
FÜR  den  Arbeiter  ist  die  Stindigheit 
seines  ArWitsverhältnisses  von  <1cr  grSss- 
ten  Bedeutung.  Auch  die  neue  Strass- 
burger Arbeitssatzung  hält  an  der  4- 
wöchentlichen  beziehungsweise  X4tägigeo 
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Kündigung  des  Dienstverhältnisses  fest, 
aber  eine  ganze  Reibe  von  Bestimmungen, 
von  denen  die  wichtigsten  in  Kürze  her> 
vorgehoben  werden  solKri.  soll  dem  Ar- 
beiter die  möglichste  Sicherung  seiner 
St&nd^keit  gewähren.  So  sollen  Be- 
schwerden wegen  ungerechtfertigter  Ent- 
lassung vom  Bürgermeister  dem  zustän- 
digen Arbeiterausschuss  zur  Äusserung, 
und  in  geeigneten  Fällen  zur  Erledigung, 
iibcrwicsen  werden.  Beschliesst  dieser 
die  Wiedereinstellung,  so  kann  er  zu- 
gleich für  den  Arbeiter  die  Nachzahlung 
eines  Teiles  des  Lohnes  für  die  Zeit  der 
Arbeitslosigkeit  als  Entschädigung  bean- 
tragen. Die  Bedeutung  dieser  Bestim- 
mung besteht  darin,  dass  sie  die  Ver- 
waltung bei  der  Entscheidung  über  die 
Dienstentlassung  aus  ihrer  Abhängigkeit 
von  dem  ürteil  der  Unterbeamten  befreit 
und  ein  Organ  heranzieht,  das  ausserhalb 
der  eigentlichen  Beamtenhierarchie  steht, 
eben  den  Arbeiterausschttss.  Besondere 
Schutzbestimmungen  sind  noch  für  die 
Stadtarbeiter,  das  heisst  solche  Arbeiter 
getroffen,  die  nadi  errdditer  Volljährig- 
keit ununterbrochen  lO  Jahre  im  Dienste 
der  Stadt  gestanden  haben.  Ihnen  kann 
das  Arbeitsverhältnis  nur  durch  Ver-> 
fügimg  des  Bürgermeistors,  und  im  all- 
gememen  nur  wegen  groben  Verstosses 
gegen  die  Dicnstvorschriftoi,  aufgesagt 
werden.  Muss  ihnen  aus  einem  anderen 
Grunde,  zum  Beispiel  wegen  Arbeits- 
mangel, gekündigt  werden,  so  erhalten 
sie  den  für  sie  zuständigen  Ruhelohn  aus- 
bezahlt, solange  sie  nicht  eine  andere 
ihren  Fähigkeiten  und  Kräften  ent- 
sprechende Stelle  gefunden  haben  oder 
ihnen  efne  solche  nachgewiesen  ist. 
Wegen  unverschuldeter  Minderung  ihrer 
Arbeitskraft  darf  ihnen  das  Arbeitsver- 
hältnis in  keinem  Falle  gekündigt  wer- 
den. Falls  sie  das  65.  T.ebensj'ahr  noch 
nicht  überschritten  haben,  können  sie 
gegen  den  Lohn,  den  sie  zuletzt  während 
eines  Jahres  bezogen  haben,  zu  einer  an- 
deren, ihren  Kräften  und  ihrer  bisherigen 
Stellung  entspredienden  Beschäftigung 
herangezogen  werden.  Kann  ihnen  eine 
solche  Beschäftigung  nicht  gegeben  wer- 
den, SO  sind  sie  in  den  Rnhe^and  zu  ver- 
setttn. 

DIE  regelmässige  Arbeitszeit  wird  in  der 
Arbeitssatzung  auf  10  Stunden  festge- 
setzt. Zwischen  zwei  regelmässigen  Ar- 
beitsschichten muss  ein  dienstfreier  Zeit- 
raum von  12  Stunden  liegen.  Für  be- 
stinunte  Betriebe  wird  eine  mehr  als 
lostundige  Arbeitszeit  zugelassen,  doch 


darf  auch  bei  ihnen  die  dienstfreie  Zeit 
nicht  weniger  als  10  Stunden  betragen. 
Audi  hier  soll  im  Jahresdurchschnitt  die 
Arbeitszeit  nicht  mehr  als  10  Stunden 
betragen.  Die  Neigung  der  Betriebs- 
beamten,  lieber  Überstunden  arbeiten  zu 
lassen,  als  Arbeiter  einzustellen,  wird 
ferner  dadurch  beschränkt,  dass  ausser 
der  Genehmigung  des  Betriebsvorstande» 
eine  Kontrolle  durch  den  Bürgermeister 
eingesetzt  und  die  höhere  Vergütung  der 
Überstunden  festgestellt  wird.  Den 
Arbeitsordnungen  der  einzelnen  Betriebe 
ist  ferner  ein  Dienstplan  beizufügen,  der 
jedem  Arbeiter  die  für  ihn  geltenden 
Arbeitsstunden  angibt  und  nur  mit  Zu- 
stimmung des  Arbeiterausschusses  ge- 
ändert werden  kann. 
FÜR  die  Lohnpolitik  der  Arbeitssatzung 
ist  der  Grundsatz  bestimmend,  den  Ar- 
beitern ausreichende  Bezüge  zu  sichern. 
Die  Stadt  soll  gute  Löhne  zahlen,  ohne 
jedoch  dabei  die  Fühlung  mit  den  all- 
gemein üblichen  Sätzen  zu  verlieren. 
Diese  sollen  für  die  Entlohnung  der 
städtischen  Arbeiter  dtn  Massstab  und 
die  untere  Grenze  abgeben.  Es  werden 
daher  die  Grundlöhne  der  Lohntafel,  die 
für  voll  erwerbsfähige  männliche  Arbei- 
ter gelten,  jährlich  den  Durchschnitts- 
löhnen der  betreffenden  Arbeiter  ent- 
sprechend festgesetzt.  Unter  den  orts- 
übliclien  Tagelohn  darf  der  Grundlohn 
niemals  sinken.  Die  Grundlöhne  bleiben 
also  im  Znsammenhang  mit  den  allge- 
meinen Marktlöhnen.  Ihre  Herabsetzung 
trifft  aber  zunächst  nur  die  neu  ein- 
tretenden Arbeiter.  Die  Bezüge  der 
schon  im  Dienst  befindlichen  sollen  nicht 
gemindert  werden,  der  Ausgleich  durch 
Zurückhaltung  an  sich  fälliger  Dienst- 
alterszulagen erreicht  werden.  Wichtig 
ist  für  die  Festsetzung  der  Grundlöhne 
die  weitere  Bestimmung,  dass  Löhne,  die 
für  gleichartige  Arbeit  in  VereUibarun- 
gen  zwischen  Unternehmer-  und  Arbei- 
terverbänden mit  Gültigkeit  für  Strass- 
burg  festgesetzt  worden  sind,  auch  von 
der  Verwaltung  beobachtet  werden.  Hier 
haben  wir  also  eine  Berücksichtigung  der 
tariflich  festgesetzten  Arbeitslöhne  auch 
für  die  städtischen  .Arbeiter. 
CHARAKTF.RISTISCH  für  die  Strass- 
burger  .Arbeitssatzung  ist  die  Berücksich- 
tigung des  Bedarfes  bei  der  Fcstsctzimg 
der  Lohnhöhe  für  den  einzelnen  Arbeiter. 
In  ihr  ist  dieser  bedeutsame  Grundsatz 
zum  ersten  Male  konsequent  durchge- 
führt worden.  Wie  schon  bemerkt,  gel- 
ten die  Sätze  der  Lohntafel  für  voll  er- 
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werbsfähige  männliche  Arbeiter,  so  weit 
sie  ledig  sind.  Verheiratete  Arbeiter 
erhalten  einen  Zuschlag  von  5%,  Arbei- 
ter mit  grösserer  Familie  Zuschlage  von 
10,  15  oder  20  %  des  Grundlohnes,  je 
nachdem  sie  für  mehr  als  3,  mehr  als  S, 
mehr  als  7  Kinder  unter  16  Jahren  zu 
sorgen  haben.  D  i  de  r  tatsächliche  Mehr- 
bedarf gT<}s$er  ist,  als  die  genannten  Zu- 
schläge, so  mdnt  die  Begrründung,  dass 
von  einer  Prämie  auf  Eheschlicssung 
ketne  Rede  sein  könne.  Der  gleiche 
Grundsatz  kommt  auch  in  dem  Pdisions- 
statut  zur  Anwendung.  Hiernach  beträgt 
der  Ruhelohn  nach  lojähriger  Dienstzeit 
für  aUeinstehende  Arbeiter  35,  für  Ar- 
beiter, deren  Ehefrau  lebt,  45  vom  Hun- 
dert des  letzten  Jahresverdienstes  und 
erhöht  sich  für  jedes  eheKche  Kind, 
welches  das  17.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  hat,  oder  wegen  geistiger  oder 
kSrperlicher  Gebrechen  von  Jngend  anf 
erwerbsunfähig  ist,  um  5  vom  Hundert. 
Mustergültig  sind  auch  die  Bestimmun- 
BCn,  durch  welche  der  §  616  B.  G.  B. 
ersetzt  wird.  Doch  können  wir  auf  die 
selben  hier  nicht  naher  eingehen. 
AUF  alle  Bezüge^  die  den  AfCdtem  nach 
der  Arbeitssatzung  zukommen  sollen, 
wird  ihnen  ein  Rechtsanspruch  einge- 
räumt. Eine  Ausnahme  macht  nur  der 
Erholungsurlaub  und  die  Anstellung  als 
Stadtarbeiter.  Die  Begründung  bemertet 
dazu,  dass  schon  das  Wesen  der  recht- 
lichen Beziehungen  zwischen  Arbeiter 
tmd  Gemeinde  als  eines  Vertrages  mit 
Gleichbcrcchtigjung  beider  Teile,  verlange, 
dass  die  Arbeiter  für  die  Erfüllung  ihrer 
Vertragspflicht  auch  ihrerseits  Rechte, 
ke%^  Vv olrtrattm ,  rrhaften.  Die  Verwal- 
tung wurde  aber  auch  ihrem  eigenen 
Interesse  zuwider  handdn,  wollte  sie 
einen  Teil  ihrer  Leistungen  vom  Inhalt 
des  Arbeitsvertrages  loslösen  und  ihrem 
Wohlwollen  vorbehalten.  Über  alle 
Streitigkeiten,  die  auf  Grund  dieser 
Rechtsansprüche  der  Arbeitssatzung,  so- 
wie des  Versorgungsstatutes  entstehen, 
ist  unter  Ausschluss  der  ordentlichen 
Gerichte  das  Gcwcrbegericht  Strassburg 
zuständig.  Durch  diese  Anerkennung 
des  Rechtsanspruches  des  Arbeiters  und 
der  Zuständigkeit  des  Gewerbegerichtes 
werden  die  städtischen  Arbeiter  aus  der 
Sonderstellung,  die  sie  bisher  einnahmen, 
befreit  und  in  die  grosse,  der  Gewerbe- 
ordnung unt(  r-tehende  Arbeiterklasse  ein- 
gereiht. Dem  Ermessen  der  Verwal- 
tongsbehdrden  ist  damit  ein  für  alle- 
mal ein  Ende  gemacht 


AUCH  in  den  Befugnissen,  die  den 
Arbeiterausschüssen  erteilt  werden,  tritt 
der  fortschrittliche  Charakter  der  Ar- 
l>citssatzung  zu  Tage.  Die  drei  Arbeiter- 
ausschüsse, die  eingerichtet  werden 
sollen,  erhalten  nicht  nur  das  Recht,  aus 
eigener  Initiative  die  Wünsche  der  Ar- 
beiter vorzutragen  und  die  Verwaltung 
auf  Misssiande  in  den  Betrieben  auf- 
merksam zu  machen,  sofern  diese  allge- 
meiner Natur  sind,  sondern  sie  können 
auch  zur  Berattmg  und  B^tachttmg 
von  Fragen,  die  die  Interessen  der  Ar- 
beiter aller  Retriebe  berühren,  zu  einer 
gemeinsamen  Situng  als  Gcsamtver- 
tretnng  der  städtischen  Ari>eiterschaft  zn- 
saintneiitrctcn.  Sie  erhalten  au^^erdem 
durch  die  Arbeitssatzung  eine  Anzahl  be- 
stimmt angegdwner  Befagnisse  and  mit 
den  selben  eine  Bedeutung,  die  über  die 
rein  beratender  und  Wünsche  aus- 
sprechender Organe  hinausgeht  So  sind 
sie  bei  der  Verteilung  des  Urlaubs  von 
den  Betriebsvorständen  zu  hören,  ebenso 
bei  Beschwerden  wegen  ungereditfertig» 
ter  Entlassung,  die  ihnen  in  geeigneten 
Fällen  zur  Erledigung  überwiesen  werden 
sollen.  Es  soll  ihrer  Anregung  vorbe- 
halten bleiben,  ob  die  Dienstalterszulagen 
als  Zuschläge  zum  Wochenlohn  oder  als 
einmaliger  Betrag  am  Ende  des  Jahres 
zur  Auszahlung  kommen.  Sie  sind  fer« 
ner  zu  hören,  wenn  Arbeiter,  «De  sich 
durch  hesond«"S  gute  Leistungen  hervor- 
tun, in  kürseren,  als  den  vorgesehenen, 
ZdtrSnmen  aufgebessert  werden  sollen. 
Änderungen  des  Dienstplanes,  deren 
Dauer  sich  auf  längere  Zeit,  als  14  Tage, 
erstrecken  soll,  dürfen  nur  im  Einver- 
nehmen  mit  den  Arbeiterausschüssen 
vorgenommen  werden.  Schliesslich  steht 
die  Verwaltung  des  Arbeitertmter- 
stützunRsfonds,  der  zur  Unterstützung 
von  Arbeitern  oder  ihrer  Hinterbliebenen 
infolge  unverschuldeter  Notlage  dient, 
ihnen  insofern  zu,  als  sie  die  Vorschläge 
zu  Unterstützungen  zu  machen  haben. 
Beleidigtmgen  von  Mitarbeitern  und 
gegen  sie  verübte  Tätlichkeiten  sollen  in 
geeigneten  Fällen  dem  zuständigen  Ar- 
beiterausschuss  zur  Aburteilung  über- 
wiesen werden.  Man  kann  zugel>en,  dass 
durdi  diese  Bestimmungen  der  Versuch 
gemacht  worden  ist,  den  Arbeiteraus- 
schüssen eine  Stellung  in  der  Betriebs- 
verwaltung zu  geben,  in  der  sie  nicht 
von  vornherein  zu  praktischer  Bedeu- 
tungslosigkeit verurteilt  sind.  Um  die 
unabhängige  Ausübung  dieser  Befugnisse 
zu  sichern,  kann  die  &itlassnng  der  Mit- 
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glieder  der  Arbcitcrausschüsse  nur  durch 
eine  Verfugung  des  Bürgermeisters  er- 
folgen, ist  also  den  Betriebsvorständen 
ebenso  entzogen,  wie  die  der  Stadt- 
arbeiter. 

X  X 
Sftuglingstterb  WIR  haben  bereits  öfter 
ItehMt         Gelegenheit  gehabt,  über 

Massnahmen  zu  l^crichten, 
du-  (li-utsche  Städte  zur  Bckütiipfung  der 
Säuglingssterblichkeit  getroffen  haben. 
Es  hat  lange  genup  gedauert,  bis  sie  sich 
endlich  dazu  entschlossen,  dieses  gerade 
in  Deutschland  so  wichtige  Problem  in 
Angriff  zu  nehmen.  Wir  hatten  Gelegen- 
heit, von  dem  Vorgehen  der  Stadtvcr- 
walttmgen  Berlin  und  Cöln  zu  berichten. 
Ztt  diesen  beiden  Städten  sind  in  neuerer 
Zeit  nodi  Breslau,  Magdeburg,  Aachen, 
Elberfeld,  Offenbach,  Hanau  hin7upe- 
kommen,  und  man  darf  die  Erwartung 
aussprechen,  dass  ihre  Zahl  in  Kürze 
rasch  wachsen  wird.  Die  Massnahmen, 
die  von  diesen  Städten  getroffen  sind, 
sind  sehr  verschieden.  In  Breslau  zum 
Beispiel  soll  die  neu  zu  errichtende 
städtische  Milchküche  zunächst  nur  für 
die  städtischen  Kostkinder  verwertet 
werden,  und  erst,  wenn  die  Erfahrungen 
günstig  ausfallen,  wird  man  der  Frage,  ob 
auch  an  Private  Kindermilch  abgegeben 
werden  soll,  nähertreten.  In  £lb«-{eid 
sollen  unbemittelte  Mutter,  die  selber 
stillen,  zur  eigenen  Nahrung  täglich,  so- 
lange es  notwendig  ist,  i  1  Vollmilch  er- 
halten; bei  kihtstlicher  Ernährung  des 
Säuglings  soll  ihnen  einwandfreie  Säug- 
lingsmilch zur  Verfügung  gestellt  wer- 
den. Die  Sache  gdit  von  der  stadtischen 
Armenvcrwaltung  aus  und  kommt  nur 
denen  zu  gute,  die  die  Armenpflege  in 
Anspruch  nehmen.  Diese  zwecklose  und 
kleinliche  Beschränkung  ist  in  Magde- 
burg. Offenbach  und  Aachen  aufgegeben 
worden.  In  Magdeburg  erhalten  ganz 
Arme  die  Milch  umsonst,  Arbeiter.  Klein- 
bürger etc.  mit  einem  Einkommen  Ms 
1500  M.  sollen  die  Selbstkosten  lu  ^'ahlen. 
In  Aachen  soll  der  Liter  Milch  zu  15  Pf. 
abgegeben  werden.  Familien,  welche  die 
Milch  beziehen,  werden  verpflichtet,  sich 
der  Aufsicht  der  zu  diesem  Zweck  ange- 
stellten Kinderpflegerin  zu  unterwerfen. 

X 


•hanags-      DAS  statistische  Amt  des 
Kantons    Ba^cl- Stadl  be- 
richtet über  cüe  Zählung  der 
leerstehenden  Wohnungen  und  Geschäfts- 
lokale in  Basel.    Sie  erfolgte  mittels  be- 
stimmter Fragebogen  durch  zirka  as  Ar- 


beitslose, die  die  leerstehenden  Wohnun- 
gen and  Geschäftslokale  ermittelten.  Im 
ganzen  standen  rund  1500  Wohnungen 
=  5  bis  %  leer.  Es  ergab  sich, 
dass  seit  dem  Jahre  1889  die  Mietspreisc 
g;:nz  beträchtlich  gestiegen  sind.  Als 
Ursache  dieser  Mietssteigerung  wird  das 
Steigen  der  Landpreise  angegeben,  das 
seinerseits  eine  Folge  der  dichteren  Be- 
völkerung der  Stadt  und  der  Spekulation 
mit  Grund  und  Boden  ist.  Die  neuen 
Wohnungen  sind  etwas  besser  ausge- 
stattet, haben  eigenen  Abtritt,  eigene 
Küche,  Gas  etc.  Diesen  Vorteilen  steht 
aber  —  und  es  ist  wichtig,  das  hervorzu- 
heben —  die  Verkleinerung  der  Wohn- 
räume gegenüber.  Trotz  des  grossen 
Wohnungsvorrates  des  letzten  Jahres 
sind  die  Preise  nor  unbedeutend  zurück- 
gegangen, am  meisten  noch  bei  privaten 
Hausbesitzern.  Die  Baumeister  dagegen 
reduzieren  ihre  Preise  nicht,  da  sie  ver- 
kaufen wollen,  und  in  der  Tat  mehr  aus- 
halten, als  die  Privaten.  Einige  gute 
Liegenschaftsverkäufe  bringen  ihnen  oft 
mehr  als  Ersatz.  Im  Schlusskapitel  des 
Berichtes  werden  die  Wohnungsnach- 
weise besprochen ;  es  wird  die  Einrich- 
tung eines  Wohnungsamtes  auch  für 
Basel  gefordert 

X  X 
Fleltchveraor-  piE     rapide  steigenden 
fldtdipreise  haben  wieder 

einmal  das  Problem  der 
Fleischvcrsorgung  des  Volkes  im  allge- 
meinen und  der  Städte  im  besonderen  in 
den  Vordergrund  des  öffentlichen  In- 
teresses gerückt  Überall  sind  von  der 
sozialdemokratischen  Partei  grosse  Pro- 
testversammlungen einlterufen  und  sind 
von  den  Gemeindevertretern  auf  den 
Rathäusern  Anträge  zur  Bekämpfung 
der  Flcischnot  gestellt  worden.  Man 
kann  nicht  gerade  behaupten,  dass  im 
allgemeinen  die  Resolutionen  und  An- 
träge, mit  wenigen  Ausnahmen,  sich  klar 
darüber  waren,  welche  Mittel  den  Kom- 
munen zur  Verfügung  stehen,  um  die 
Flcischnot  zu  bekämpfen.  Die  Berliner, 
die  Leipziger,  die  Nürnberger  und  andere 
Resolutionen  wissen  schliesslich  nichts 
weiter,  als  von  der  Reichsregierung  die 
sofortige  Öffnung  der  Grenzen  zu  ver- 
langen, als  ob  es  überhaupt  keine  Kom- 
munen gäbe,  die  im  Besitz  von  Schlacht- 
nnd  Viehhöfen  aus  sich  heraus  irgend 
etwas  zur  Bekämpfung  der  Fleischnot 
tun  könnten.  In  einigen  Gemeindever- 
tretungen, so  in  Offenbach  und  Main^ 
bat  man  mit  Recht  die  Aufhebung  der 
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städtischen  Oktrois  beantragt-  Wenn  in 
Mainz  die  bürgerlichen  Vertreter  den 
Antrag  abldmlen,  und  warn  gcgenfiber 
Offenbach  die  hessische  Regierung  der 
Aufhebung  des  Fleischoktrois  ihre  Zu- 
stimmung versagte,  so  war  das  nicht  die 
Schuld  unserer  Genossen.  Wenn  man 
aber  in  Offenbach  die  Herabsetzung  der 
Schlachtgebühren  damit  ablehnte,  dass 
die  Betriebsrechnung  des  Schlachthofes 
so  wie  so  ein  Defizit  ergeben  würde,  so 
hätte  man  doch  richtiger  in  eine  Prüfung 
der  Schlachtgcbührcn  schon  allein  des- 
halb eintreten  müssen,  um  zu  sehen,  ob 
nicht  die  Gebühren  für  Schweineschlach- 
tuagen  gegenüber  den  für  die  anderen 
Vieharten  tn  hoch  gegriffen  sind.  Li 
Stuttgart  wusste  eine  \'(.  r.sammlung  unse- 
rer Genossen  dem  Gemeinderat  nichts 
anderes  iromischlagen,  als  interimistisdie 
Stallungen  einzurichten,  um  dadurch  eine 
Besserung  der  Viehzufuhr  herbelsii- 
führen.  Nur  in  Frankfurt  und  Mann- 
heim, soweit  aus  dem  vorliegenden  Ma- 
terial zu  ersehen  ist,  ist  man  sich  über 
die  konamunalen  Massregeln  klarer  ge- 
wesen. Unsere  Frankfurter  Vertreter 
verlangten  von  der  Stadtverwaltung  die 
Zurichtung  einer  Grossschlächterci  und 
eventuell  von  städtischen  Verkaufsstellen, 
sowie  den  städtischen  Verkauf  von  See- 
fischen nach  dem  Vorbilde  der  Stadt 
Stuttgart,  wobei  nur  die  eigenen  Betriebs- 
kosten berechnet  werden  sollten.  In 
Mannheim  wurde  von  sciten  unserer  Ge- 
nossen auch  noch  die  Einrichtung  einer 
Schweinetfiditeret  durch  die  Stadt  ange- 
regt. Wir  dürfen  wohl  annehmen,  dass 
hierzu  der  Artikel  der  Kommunalen 
Praxi*  den  Anstoss  gegeben  hat  Diese 
Hilflosigkeit  der  Sozialdemokratie  an 
den  meisten  Orten  ist  tun  so  auffälliger, 
als  einmal  der  anregende  tmd  lehrreiche 
Artikel  der  Kommunalen  Praxis  früh- 
zeitig genug  erschienen  war,  um  zu  einer 
Behandlung  des  Problems  der  kommuna- 
len Schweinezüchterei  in  den  Gemeinde- 
vertretungen zu  veranlassen,  und  als 
zweitens  die  Stadt  Wien  mit  der  Ein- 
richtung oder  wenigstens  Unterstützung 
einer  Grossschlächterei  und  von  Ver- 
luttfsstätten  Yorbildlich  vorsnsgegangcn 
war.  Fragen  wir  nunmehr,  was  die  Ge- 
meinden auf  dem  Gebiete  der  Fleischver- 
sorgung tun  können,  so  müssen  wir 
unterscheiden  zwischen  der  Produktion 
von  Vieh  nnd  der  Produktion  von 
Fkiscb.  Dr.  Ebcrt  hat  in  der  Kommu- 
nalen Frajfis  die  Möglichkeit  städtischer 
Schwetnezucht  so  nberseugend  nachge- 


wiesen, (inss  wir  hier  nicht  weiter  darauf 
einzugehen  brauchen.  Was  die  Produk- 
tion von  Fleisch  angeht,  so  können  die 
Gemeinden  durch  die  Einrichtung  tech- 
nisch vollendeter  maschineller  Gross- 
scfaUchterden  die  Kosten  des  Schlacht- 
prozesses gegenüber  dem  zur  Zeit  üb- 
lichen, rein  handwerksmässig  sich  ab- 
spielenden ganz  bedeutend  herabsetzen. 
Sie  können  ferner  durch  die  Einrichtung 
von  kommunalen  Verkaufsständen,  auch 
wenn  sie  nicht  den  gesamten  Verkauf 
sofort  in  ihre  Hände  nehmen  wollen,  die 
Profite  der  Fleischhändler  kontrollieren 
und  regulieren.  Denn  wenn  auch  die 
jetzige  Fleischteuerung  ohne  Zweifel 
auf  einen  Mangel  schlachtreifen  Viehes 
zurückzuführen  ist,  so  darf  darüber  doch 
nicht  vergessen  werden,  dass  die  Metz- 
gerinnnngen  es  jederzeit  verstanden  ha- 
ben, die  Fleischpreise  möglichst  hoch  zu 
halten.  Als  Ergänzung  wäre  femer  die 
Einrichtung  kommnnaler  Seefisehmärkte 
zu  fordern,  durch  die  in  den  Seefischen 
dem  Volk  eine  billige  Ergänzungsnahrung 
geschaffen  wdrde.  An-  tmd  Verkauf  der 
Fische  mü.sste  aber  durchaus  in  den 
Händen  der  Kommune  liegen,  wie  das 
ztmi  Beispiel  in  Stut^put  der  Fall  ist; 
und  durch  die  Preise  nur  die  Betriebs- 
kosten gedeckt  werden.  Wir  haben  somit 
ein  ganzes  System  kommunaler  Mass- 
rcgeln,  das  den  Vorzug  hat,  durch  die 
Kommunen  ohne  Zustimmung  der  Reichs- 
und Staatsbehörden  sofort  angewendet 
werden  zu  können. 

X 

Chronik  DER  Mülhäuser  Ge- 
meinderat hat  die  Errich- 
tung einer  nnentgeltlichen 

Zahnklinik  angeordnet.  X  Der  Gemeinde- 
rat zu  H  e  i  s  s  e  n  im  Kreise  Mühlheim 
(Ruhr)  hat  emen  Besehluss  gefasst,  wo- 
nach die  Konzessionserteilung  zur  Er- 
richtung neuer  Schankwirtschaften,  für 
die  das  Bedürfnis  nachgewiesen  Is^  auf 
den  Namen  des  Genicindevorstandes  als 
des  gesetzlichen  Vertreters  der  Gemeinde, 
beantragt  werden  soll.  Damit  ist  dn  be- 
merkenswerter Anfang  zur  Kommunali- 
sierung des  Schankgewerbes  gemacht 
worden,  der  allgemeine  Nachahnumg  ver- 
dient X  Ini  rheinisch-west- 
fälischen Industriebezirk  hat  auf 
dem  Gebiete  der  Elektrizitätsversorgung 
die  Ausbildung  eines  grossen  privaten 
Monopols  begonnen.  Das  Rheinisch- 
westfälische  Elektrisitätszvcrk.  das  das 
Elektrizitätswerk  in  Essen  besitzt  iwd  im 
Besitze  eines  Konsortiums  Tlqrssen-Stin- 
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ncs  etc.  sich  befindet,  hat  mit  einer 
Reihe  kleinerer  und  grosser  Industrie- 
orte Verträge  über  Beleuchtung  und  Lie- 
ferung elektrischen  Stromes  abße- 
schlossen  und  ist  auch  an  die  Stadt  Dort- 
mund herangetreten,  um  ihr  das  städti- 
sche Elektrizitätswerk,  das  mit  6,7  Mill. 
M.  zu  Buch  steht»  für  ii  Mill.  M. 
abzukaufen.  Ausserdem  will  die  Gesell- 
sclinft  8  %  der  jährlichen  Rohcinnahine 
in  den  Stadtsäckel  zahlen  und  den  Preis 
fnr  den  elektrisdhen  Strom  bedeutend 
ht-rabsctzen.  Ein  Entscheid  der  Stadt- 
verordneten ist  bisher  noch  nicht  er- 
folgt Huao  UNOniANN 

SoaeiaHatiache  Bewegung 
Parteitage  und  AUF  der  Landeskonferenz 
Koaiereazen  der  h  e  s  s  i  s  c  h  e  n  Sozial- 
demokraten wurde  berich- 
tet, dass  das  Landeskomitee  125000  Ka- 
lender gratis  verteilen  Hess.  Zur  erfolg- 
reicheren Betreibung  der  Agitation  und 
Organisation  soll  ein  Landesparteisekre- 
tär angestellt  werden,  und  zwar  ist  für 
diesen  Posten  Genosse  Dr.  David  auser- 
sehen. Um  eine  Abgrenzung  der  Ver- 
breitungsgebiete der  hessischen  Partei- 
zeitungen einschliesslich  der  Frankfurter 
rolksstimvir  in  die  Wcgo  zu  leiten, 
wurde  beschlossen,  eine  Kommission  ein- 
zusetzen; diese  soll  die  Angel^enheit 
prüfen  und  über  das  Ergebnis  der  näch- 
sten Landeskonferenz  Bericht  erstatten. 
Die  Gesamteinnahmen  der  hessischen 
Landespartei  betrugen  791 1  M.,  die  Ans- 
gal)en  4<>86  M. ;  der  Kassenbestand  beträgt 

2()2S  -M. 

DIE  Landeskonferenz  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  im  Grosshcrzog- 
tum  Sachsen  beschäftigte  sich  unter 
anderem  mit  den  im  nächsten  Jahre  statt- 
findenden Landtagswalilen.  Es  wurde  be- 
schlossen, in  allen  Kreisen,  in  denen  man 
bisher  selbständig  vorgegangen  ist,  wie- 
der Kandidaten  aufzustellen.  Kein  Ge- 
nosse darf  mehr  als  eine  Kandidatur  an- 
nehmen. Kompromisse  mit  anderen  Par- 
teien dürfen  nicht  eingegangen  werden. 
DIE  Kreiskonferenz  für  den  Reichstags- 
wohlkrets  Hol  erörterte  in  der  Haupt- 
sache den  Ausfall  der  letzten  Reichstags- 
ersatzwahl im  vergangenen  Februar. 
Neben  der  Unterschatzung  der  Gegner 
wurde  hauptsachlich  der  mangdhaften 
Organi Nation  der  Partei  im  Kreise  die 
Schuld  an  dem  Misserfolg  beigegeben. 
Der  ganze  Kreis  zählte  nur  1326  poli- 
tisch organisierte  Parteiaiiychörige  bei 
lOjOO  abgegebenen  Stimmen.    Um  für 


die  Zukunft  bessere  Resultate  zu  erzielen, 
um  insbesondere  die  Agitation  und  Or- 
ganisation intensiver  zu  betreiben,  wurde 
die  Gründung  eines  Zentralwahlvereina 
für  den  ganzen  Wahlkreis  beschlossen. 
DER  mecklenburgische  Landes- 
parteitag  beschloss,  dass  die  Kandidaten 
zum  Reichstage  in  den  mecklenburgischen 
Kreiaen  der  Bestätigung  durch  den 
Lande^tartdtag  bedürfen. 

rmM  DIE     Elberfelder  Freie 

Presse,  die  im  letzten  Jahre 
etwa  1000  Abonnenten  ge- 
wonnen  hat,  wird  vom  i.  Januar  an  in 
eigener  Druckerei  hergestellt  werden. 
Die  Druckerei  der  Magdeburger  Volki- 
Hmme  ist  am  l.  Oktober  in  Parteieigen- 
tum übergegangen.  Das  Harburger 
Volksblatt,  das  nunmehr  in  eigener 
Druckerei  hergestellt  wird,  bedarf  jetzt 
keines  Zuschusses  mehr.  Die  Bergische 
Arbeiterstimme  zählt  jetzt  7000  Abonnen- 
ten. Seit  dem  i.  Oktober  wird  sie  auf 
einer  Rotationsmaschine  hergestellt  und 
täglich  mindestens  8  Seiten  stark  er- 
scheinen. Das  Kieler  Parteiblatt  hat  im 
7.  schleswig-holsteinischen  Kreis  9761 
Abonnenten.  Die  Reussisehe  Tribüne 
hatte  im  verflossenen  Ge^cbäftsjahrc  eine 
Einnahme  von  54446  und  eine  Ausgabe 
von  51609  M. 

DAS  Ilauptorgan  der  dänischen  Sozial- 
demokratie, Social-Demokraten,  das  bis- 
her wöchentlich  6mal  erschien,  wird 
auf  Bcschluss  der  Finnenträgcrvcrsamra- 
lung,  die  aus  Repräsentanten  der  fachge- 
werblichen und  politischen  Organi- 
sationen besteht,  vom  i.  Oktober  ab 
auch  Montags,  damit  also  wöchentlich 
Tmal  erscheinen.  Die  Vergrössemng 
geschieht  ohne  Erhöhung  des  Abonne- 
mentspreises. Das  Blatt  zählt  augen- 
blicklich 42000  .'\bonncnten  und  ist  da- 
mit die  verbrettetste  Tageszeitimg  Däne- 
marks. 

X     .  X 
Schwan         DER  schweizerische  sozial- 
demokratische Partei* 

lag  wurde  am  5.  imd 
6.  August  in  Lausanne  abgehalten.  Aus 
dem  Bericht  der  Parteileitung  über  das 

Jahr  igo4  sind  die  Ausführungen  über 
das  Verhältnis  der  Partei  zur  Gewerk- 
schaftsbewegung gerade  jetrt  von  beson- 
derem Interesse.  Es  wird  da  zunächst 
an  den  Beschluss  des  Parteitages  \on 
1903  erinnert,  nach  dem  die  Partfiorga- 
nisationen  und  Organe  mit  allen  Kr.iflcn 
für  die  Ausbreitung  ihrer  Gcwerkschafts- 
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Organisationen  wirken  sollen,  besonders  an 
Orten  und  in  Bezirtoi,  wo  Äe  Gewerif» 

Schaftsorganisationen  bisher  aus  eigener 
Kraft  nicht  Fuss  fassen  konnten.  Die 
Part«  wurde  verpflichtet,  für  den  Sdiuts 
des  Vercinsrechtcs  einzutreten.  Die 
Parteileitung  und  das  Bundeskomitee 
des  Cewerkschaftsbundes  haben  gemein- 
sam einen  Aufruf  an  die  Parteigenossen, 
betreffend  den  Anschluss  an  die  Gewerk- 
schaften, erlassen:  »Jeder  gewerkschaft- 
lich-organiserte  Arbeiter  hat  sich  auch 
politisch  zu  organisieren.  Und  jeder  Be- 
im fsarbeiter,  der  Mitglied  einer  politi- 
schen Organisation  ist,  hat  auch  seiner 
Gewerkschaft  anzugehören.  Das  ist  der 
Grundsatz,  dem  wir  nachleben  miiv^m, 
wenn  wir  unseren  Gegnern  die  Spitze 
bieten  wollen.  Dieser  Grundsatz  hat  letz- 
tes Jahr  Fortschritte  gemacht;  auch  eine 
schöne  Zahl  von  GrütHoereintH  hat  diese 
Parole  befolgt  nnd  Gewerkschaften  grün- 
den und  fördern  helfen.«  Es  wird  dann 
der  erfreuliche  Aufschwung  der  schwei- 
zerisehen  Gewerkschaftsbewegung  kon- 
statiert und  die  grosse  Summe  von  ge- 
werkschaftlichen Erfolgen  im  Kampfe 
mit  dem  Unternehmertum  dargestdlt,  die 
der  Arbeitcrschrift  viele  und  schätzbare 
Verbesserungen  und  Erleichterungen 
brachten.  In  Sachen  der  Maifeier  wird 
mitgeteilt,  dass  sie  an  77  Orten  von  der 
organisierten  Arbeiterschaft  begangen 
wurde.  Angeregt  wird  die  Vereinigung 
kleinerer  Orte  und  ganzer  Bezirke  zu 
einer  gemeinsamen  und  eindrucksvollen 
Maifeier. 

AUF  dem  Parteitag  anwesend  waren 
a68  Delegierte,  welche  19600  organisierte 
Genossen  vertraten.  Als  Parteisekretär 
wurde  Fähndnch-Bid  auf  die  Dauer  von 
3  Jahren  gewählt  Über  die  Kassenge- 
schäfte wurde  berichtet,  dass  die  Ein- 
nahme 5091,73  fr.,  der  Vermögensbestand 
4294  fr.  beträgt  In  Bezug  auf  die 
Nationalratswahlen,  die  in  diesem  Herbst 
Stattfinden,  wurde  beschlossen,  möglichst 
in  allen  Wahlkreisen  sozialdemokratische 
Kandidaten  aufzustellen,  die  eventuelle 
Unterstützung  bürgerlicher  Kandidaten, 
wie  Kompromisse  den  Kreisen  zu  über- 
lassen, in  der  Meinung,  dass  damit  mög- 
lichst gänzlich  gebrochen  werde.  Der 
Partei  vorstand  wurde  beauftragt,  diesen 
Herbst  oder  nächsten  Frühling  einen 
sozialdemokratischen  Kommunaltag  ein- 
zuberufen. Der  Antrag  auf  Herausgabe 
einer  schweizerischen  Monatsschrift  für 
wissenschaftlichen  Sozialismus  wurde 
dem  Parteikomitee  fiberwiesen.   Es  soll 


eventuell  die  Bemer  Zeitsdirift  Sckwti- 
nriteke  BOtUr  für  WirUehaftS'  und 

SwiMpolitik,  die  von  unserem  Genossen 
I^fessor  Dr.  Reichesberg  redigiert  wird, 
der  Partei  nutzbar  gemadit  werden.  Ein 

Antrag,  auf  die  Beteiligung  an  der  bür- 
gerlichen Regierung  zu  verzichten,  wird 
auf  dem  nächsten  Parteitage  wiedierfcdi- 
ren.  Die  Erledigung  der  Genfer  Anträge 
gegen  das  Militärwesen  soll  auf  einem 
ausserordentlidien  Parteitag  erfolgen. 
Referate  erstatteten  Professor  Dr.  Lot- 
mar-Bern  über  die  Revision  des  Obü- 
gationsrechts  und  Greulidi  über  die 
politische  Polizei. 

X  X 
itsilSB  DIE  Abrechnung  des  Par- 

teikassierers quittiert  über 
einen  Eingang  von  28977  I. 
im  Jahre  1904,  denen  eine  Ausgabe  von 
26641  1.  gegenüber  steht,  so  dass  mit 
dem  Bestände  vom  letzten  Jahre  der 
Parteikas^^e  ^usanunen  die  Summe  yoa 
7061  1.  verbleibt. 

IM  Anschluss  an  die  letzten  Kommunal- 

wählen  sind  in  Rom  bedancrliche  Spal- 
tungen zwischen  den  reformistischen 
und  den  revolutionären  Genossen  einge- 
treten. Während  letztere  beschlossen 
hatten,  bei  den  Wahlen  sich  auf  keinerlei 
Bündnis  einzulassen,  erklärten  jene  von 
vornherein,  sie  würden  für  die  Liste  des 
sogenannten  antiklerikalen  Blocs  stim- 
men. Daruber  kam  es  zu  etlichen  Zer- 
würfnissen und  Ausschlüssen. 
DER  Parteivorstand  hat  eine  Umfrage 
unter  den  Parteigenossen  veranstaltet 
über  die  beiden  Fragen:  i.  Kompro- 
mittiert ein  Genosse,  der  Freimaurer 
ist,  seine  politische  und  soziale  Unab- 
hängigkeit? 2,  Sollen  Sozialisten,  die 
Freimaurer  sind,  aus  der  Partd  ausge- 
schlosscn  werden?  Das  Resultat  der  Ab- 
stimmung war  folgendes:  Aul  die  erste 
Frage  wurde  lOOTmal  mit  Ja  and 
mal  tnit  Nein  geantwortet;  auf  die  zweite 
Frage  erfolgten  9163  Ja  imd  117s  Nein, 
Das  Referendum  ist  in  überaus  geringem 
Umfange  von  den  italienischen  Genossen 
beobachtet  worden.  Haben  doch  von  den 
1095  Gruppen  der  Partei  nur  77  sidi 
ran  beteiligt,  so  dass  von  den  37921  Mit- 
gliedern der  italienischen  Partei  bloss 
II  776  ihr  Votum  abgegeben  litben. 

X  X 
TatsallStS  AM  17.  August  brachten 
die  Berliner  Parteige- 
nossen zwei  der  Ihren  zu 
ihrer  letzten  Ruhestätte.  Der  Genosse 
Pfarr  hatte  einige  Tage  vorher  — 
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sein  Geist  war  in  der  letzten  Zdt  getrübt 

gewesen  —  seinem  Leben  durch  Sturz 
aus  dem  Fenster  ein  Ende  gemacht 
Pfarr  war  sdion  unter  dem  Sozialisten- 
gesetz für  die  Partei  tätig,  war  lange 
Jahre  Vertrauensmann  im  6.  Berliner 
Wahlkreise  und  hat  als  solcher  der 
Partei  unausgesetzt  bis  wenige  Zeit  vor 
seinem  Ende  treu  gedient  Am  gleichen 
Tage  wurde  der  S^iMateur  Ko  w a  1  s ki 
beerdigt.  Kowalski  war  ein  stiller  Ge- 
nosse und  trotz  seiner  71  Jahre  bis  in 
die  letzte  Zeit  hinein  tätig.  Die  Leipziger 
Genossen  verloren  in  Franz  Kam- 
m  i  g  a  n  einen  braven  Genossen.  Kam- 
migan  schloss  sich  als  einer  der  ersten 
dem  Allgemeinen  deutschen  Arbeiterver- 
ein an;  er  war  als  Agitator  und  Organi- 
sator nidit  allein  in  Leipzig,  sondern  vor 
allem  auch  in  Altona  tätig.  Im  Wahl- 
kreis Reuss  ä.  L.  war  er  längere  Zeit 
Kandidat  unserer  Partei  und  kam  als 
solcher  auch  mehrmals  in  die  Stich- 
wahl. Als  junger  Mann  von  ao  Jahren 
trat  er  in  die  Arbeiterbewegung  ein  und 
ist  bis  zu  seinem  Lebensende  —  er 
ist  62  Jahre  alt  geworden  —  ein  tttmu 
Berater  und  rastloser  Kämpfer  geblieben. 
DAS  Blutgericht  von  Warschau  verur- 
teilte am  3.  September  den  deutsch-pol- 
nischen Genossen  Kasprzak  zum 
Tode;  er  hatte,  als  er  mit  seinen  Ge- 
nossen von  den  Gendarmen  in  einer  Gc- 
heimdnickcrei  überrascht  wurde,  vier  der 
Gendarmen  getötet,  um  seinen  Freunden 
die  Flucht  zu  ermöglichen.  Der  Vor- 
stand der  sozialdemokratischen  Partei 
Deutschlands  forderte  in  einem  Tele- 
gramro  den  Reichskanzler  Fürsten  Bü- 
low  auf,  den  deutschen  Staatsbürger 
Kasprzak  gegen  die  prozessualen  Gesetz- 
widrigkeiten des  Kriegsgerichts  zu  schüt- 
zen. Die  Intervention  des  deutschen 
Reichskanzlers  wäre  aber  zu  spät  gekom- 
men; schon  wenige  Tage  nach  dem  Ur- 
teil vollendeten  die  Henker  das  Werk 
der  Mutigen  Richter,  ohne  dass  das 
Gnadengesuch  der  Gattin  Kasprzaks, 
welches  nach  dem  Gesetz  aufschiebende 
Wirkung  hat,  von  dem  Gericht  nach 
Petersburg  befordert  worden  wäre.  Der 
Mitangeklagte  Gurzmann,  ein  Inge- 
nieur, ist  trotz  erwiesener  Unachuld  zu 
15  Jahren  Zwangsarbeit  verurteilt 
worden. 

X  X 
Kurze  Chronik  AM    5.    August  waren 
10  Jahre  vergangen,  seit- 
dem   Friedrich  En- 
gels die  Augen  für  immer  schloss.  Zu 


Ehren  seines  Andenkens  brachten  fast 
alle  Parteiblätter  der  internationalen 
Sozialdemokratie  sttnunungsvoUe  Artikel, 
sowie   Auszüge   aus   seinen  Werken; 

einige  Parteischriftsteller,  wie  Eduard 
Bernstein  im  Vorwärts^  veröffentlichten 
persönliche  Erinnerungen.   X  Genosse 

Joseph  Hannich,  Vertreter  im  Reidwo» 
berger  Bezirk,  hat  kürzlich  sein  Abge- 
ordnetenmandat   wegen  zunehmender 

Kränklichkeit  niedergelegt.  An  seiner 
Statt  haben  die  Genossen  des  Kreises  den 
Genossen  Dr.  Victor  Adler  als  Kan» 
didaten  für  das  erledigte  Mandat  ein- 
stimmig aufgestellt.  Der  Rcichcnberger 
Wahlbezirk  ist  einer  der  festesten  Sitze 
der  österreichischen  So/'ialdemokratie.  X 
Genosse  R  i  r  k  -  München  hat  sein  Man- 
dat als  (ietneinderatsmitglied  niederge- 
legt. Birk  ist  jetzt  66  Jahre  alt,  ist 
Reichstags-  und  Landtagsabgeordneter 
und  fühlte  sich  der  Arbeit  nicht  mehr  ge- 
wachsen. 

X 

»«hW  DIE    im    Frühjahr  1903 

von  der  Buchhandlung 
VortoMs  herausgegebene 
Broschüre  Die  LebensmiitclzöUc  und  die 
indirekten  Steuern  ist  jetzt  neu  aufge- 
1^  worden.  Sie  ist  unter  Berfidesidi- 
tigung  der  inzwischen  von  der  Mehr- 
heit des  Reichstags  angenommenen  neuen 
Handelsverträge  umgearbeitet  worden.  X 
Ebenso  ist  der  Führer  durch  das  Ver- 
eins-und  Fersownilungsrecht  soeben  in 
neuer  umgearbeiteter  Auflage  im  Vtr- 
lage  der  Buchhandlung  Vorwärts  her- 
aui^Rcsebcn.  Die  Broschüre,  welche 
30  Ff.  kostet,  ist  zugleich  Wegweiser  bei 
den  Rcichstagswahlcn  und  enthält  ausser- 
dem einen  Anhang,  IVarnung  vor  dem 
StrafgesetM,  in  dem  auf  die  hauptsäch- 
lichsten bei  der  Agitation  in  Frage  kom- 
menden Paragraphen  des  Strafgcsct«- 
buchs  aufmerksam  gemacht  und  vor  den 
Fallstricken  gewarnt  wird.  Hueo  poktzson 

Gewerkschaftsbewegung 
Unteroehmer-  WÄHREND  die  Scharf- 
macher  noch  bis  in  die 
jüngste  Zeit  hinein  jede 
Unterhandlung  mit  den  Gewerk- 
schaften grundsätzlich  aUlehnten.  zeigt 
sich  bei  ihnen  jetzt  mehr  Geneigtheit,  die 
gewerkschaftlichen  Organisationen  als 
gleichberechtigten  Faktor  bei  Festsclzimg 
der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  an- 
zuerkennen. Hat  doch  die  AfbeUgeber- 
scilutig,  das  führende  Scharfmacher- 
organ,  in  ihrer  Nummer  vom  6.  August 
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des  Jahres  als  Programm  der  Scharf- 
macher bezeichnet:  »Durchführung  der 
Untemehmerorganisatioii,  Preisgabe  des 
Standpunktes,  dass  man  mit  den  Arbeiter- 
organisationen nicht  verhandehi  soll, 
kluge  und  bedächtige  Formulierung  der 
Vertragsabschlüsse«.  Ausdrücklich  wurde 
noch  betont,  dass  ein  Verhandeln  und 
Vertragabschliessen  nur  dann  möglich 
•ei,  wenn  es  von  Or^misation  zu  Organi- 
sation geschehe,  und  zwar  unter  der  vor« 
aussetzung  einer  gleichen  Solidarität  auf 
der  einen,  wie  auf  der  anderen  Seite.  In 
der  folgenden  Nmnroer  der  AfhHtgt^tT' 
zeituug  wurde  die  Notwendigkeit,  bei 
Arbeitskonflikten  die  Gewerkschaften  als 
Vertreter  der  Arbeiterschaft  ausdrflcUicb 
anzuerkennen»  noch  des  näheren  er- 
örtcrt. 

SO  ändern  sich  die  Zeiten.  Noch  vor 
Jahren  wurde  jeder  Unternehmer  als  ein 
Verräter  an  den  Interessen  seines  Stan- 
des gebrandmarkt.  der  mit  Arbeiterorga- 
nisationen unterhandelte,  jetzt  ist  man  all- 
gemein zur  Anerkennung  der  Gewerk- 
schaften genötigt.  Denn  die  Scharf- 
macher vollziehen  diesen  Frontwechsel 
in  einer  gewissen  Zwangslage.  Die  sich 
steigernde  Macht  der  Gewerkschaften 
kann  auf  die  Dauer  nicht  mehr  ignoriert 
iverden. 

X  X 
AMtperrungaa  DIE  Bauarbeiter- 
ausspemingen    in  M&n- 

chen  und  im  Ruhrgebiet 
sind  beendet  £s  kam  zum  Abschluss 
von  fSr  die  Arbeiter  in  der  Haufitsache 

günstigen  Tarifverträgen.  Auch  die 
Aussperrung  der  Holzarbeiter  in 
Breslau  wurde  seitens  der  Unter- 
nehmer aufgehoben,  naclidem  es  mit  den 
Maschinenarbeitern  zu  einer  Lohnverein- 
barung gekommen  war.  Ebenfalls  be- 
endet ist  die  Ausspernmg  der  Werft- 
arbeiter in  Bremen  und  Bremerhaven ; 
die  ausständigen  Kesselschmiede  haben 
die  Arbeit  bedingtmgslos  wieder  aufge- 
nommen. Eine  Aussperrung,  die  vom 
Verband  der  schlc^.ischen  Metall- 
industriellen  als  Antwort  auf  einen 
partiellen  Dreherstreik  geplant  war, 
unterblieb,  da  die  Differenzen  mit  den 
Drehern  schliesslich  vor  Ausbruch  der 
Gesamtbewegung  gesdilichtet  werden 
konnten.  Im  sächsisdi-thüringi  sehen 
Textilindustriebezirk  kam  es  zur  Aus- 
sperrung von  zirka  7000  Färbern, 
weil  in  Glauchau  und  Mceranc  die  Fär- 
ber in  mehreren  Fabriken  die  lostündige 
Arbeitszeit  und  d^so  M.  Tagelohn  fefor- 


dert  hatten.  Es  war  weiter  die  Aus- 
sperrung von  weiteren  25000  Webern  an- 
gedroht worden,  doch  kam  es  dazu  nicht; 
da  die  Unternehmer  den  Färbern  einen 
Tagelohn  von  240  M.  bewilligten,  was 
diese  akzeptierten.  In  Dresden  wurden 
bei  der  Firma  Seidel  &  Naumann  2200 
Arbeiter  ausgesperrt,  weil  140  Schlei- 
fer zur  Abwehr  einer  Lohnreduktion  in 
den  Austand  eingetreten  waren.  Die 
Firma  musste  nach  3tägiger  Aussperrung 
den  Lohnabzug  wieder  zurücknehmen. 
Die  Aussperrung  der  Düsseldorfer 
Holzarbeiter  dauert  unverändert 
fort. 

DIE  Unternehmer  werden  wohl  selbst 
nicht  b^upten  wollen,  dass  de  bd'  ihren 
Aussperrungen  gute  Geschäfte  machen. 

X  X 
Konarosse  und  VOM  20.  bis  22.  Juli  fand 
Verbandstage  iianil)nrg  die  General- 
versammlung der  Gärt- 
ner statt  Der  Beitrag  wurde  auf  35  PL 
pro  Woche  crhtth»  ;  bei  grösseren  Kämp- 
fen im  Berufe  kann  auf  die  Dauer  von 
8  Wochen  ein  F.  x  trabeil  rag  von  25  Pf. 
erhoben  werden;  weibliche  Mitglieder 
zahlen  20  Pf.  pro  Woche.  Es  wird 
Arbeitslosen-,  Reise-,  Kranken-  und  Um- 
zugstmterstützung  gewährt ;  ferner 
Streikunterstützung,  tmd  zwar  9  M.  fdr 
Ledige,  10  M.  für  Verheiratete,  ausser- 
dem für  jedes  Kind  50  Pf.  Das  Ver- 
einsgebiet  wurde  in  sechs  Agttatlons- 
bczirke  eingeteilt.  Verhandelt  wurde 
nocli  über  die  Taktik  bei  Lohnbewegun- 
gen, über  Tari^remeinsdmften  und  über 
die  Rechtsfrage.  Über  den  Verbandstag 
der  Lagerhalter  ist  bereits  in  der 
Rubrik  Genossenschaftsbewegung  (pac* 
821)  berichtet  worden.  Der  Form- 
st e  c  h  e  r  verband,  der  seine  4.  General- 
versammlung vom  7.  bis  9.  August  in 
Cüln  abhielt,  nahm  ebenfalls  eine  Be- 
zirkscinteilung  vor.  Es  wurden  7  Be- 
zirke vorges^en,  deren  jeder  einen  Ver- 
treter in  eine  zu  bildende  Tarifkom- 
mission entsendet.  Der  Beitrag  beträgt 
60  imd  80  Pf.  pro  Woche.  Es  wird 
Reise-,  Umzugs-,  Arbeitslosen-,  Kranken- 
und  SterbeutiterstStzung  gewährt  Auf 
dem  Verbandstagc  der  Friseurge- 
hilfen (22.  bis  24.  August  in  Leipzig) 
wurden  widitige  organisatorisdie  Ände- 
rungen nicht  beschlossen.  Das  Verbands- 
organ soll  anstatt  zweimal,  wie  bisher, 
künftig  dreimal  monatlicli  endiemen. 
Für  Süddeutschland  soll  ein  Gaubeamter 
angestellt  werden.  Die  2.  Generalver- 
sammlung des  Zentralvereins  der  Bu« 
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reauangc  stellten  (3.  und  4.  Sep- 
tember in  Berlin)  vollzog  eine  Neurege- 
lung des  Unterstützniigswcsens.  Ausser 
den  bisherigen  Beitragssätzen  von  80  Pf. 
und  1,20  M.  pro  Monat  wurde  eine  neue 
Bcitragsklasse  von  40  Pf.  pro  Monat,  für 
Mitglieder  unter  17  Jahren  eingeführt. 
Von  den  sonstigen  Verhandlungen  ist 
noch  die  Debatte  über  das  Verhältnis 
des  Verbandes  zu  anderen  und  ver- 
wandten Berufsorganisationen  zu  er- 
•  wähnen.  Die  Fleischer,  welche  vom 
3.  bis  5.  September  in  Leipzig  tagten, 
beschlossen  ErhSfiun^  des  Beitrages  von 
30  auf  35  Pf.  Weiter  beschäftigte  sich 
der  Verbandstag  mit  dem  Genossen- 
schaftswesen, der  Fleischnot,  dem  Lehr- 
lingswesen und  dem  Kost-  and  Logis- 
wesen. 

DER  16.  internationale  Berg- 
arbeit erkongres«;,  der  vom  7.  bis 
II.  Aupust  in  Lüttich  tagte,  bcschloss  Er- 
richtung eines  internationalen  Berg- 
arbcitcrsekretariats,  das  seinen  Sitz  in 
England  haben  wird  und  am  l.  September 
bereits  in  Tätigkeit  trat  Zum  Sekretär 
wurde  Ashton  bestimmt,  für  Frankreich, 
Belgien,  österretdi,  Dentsdiland  (Hue) 
und  Amerika  wwdcn  Korrespondenten 
bestimmt. 

X  X 

OawMiMdialts  DER  Geschäftsbericht  des 
Berliner  Gewerkschafts- 
baases fOr  das  Jahr  1904 

zeigt  ein  günstigeres  Bild  als  in  den 
Jahren  vorher.  In  den  Jahren  igoi-1903 
betrug  das  Defizit  33  x<^3>  M.,  im  Jahre 
1904  nur  noch  1443,59  M.,  und  das,  ob- 
gleich der  Bierumsatz  von  durchschnitt- 
lich 284,7  Iii-  pro  Monat  im  Jahre  1900 
auf  durchschnittlich  240  hl  pro  Monat  Im 
Jahre  1904  zurückgegangen  ist.  Zugereist 
sind  in  letzterem  Jahre  18407  Personen, 
gegen  15  621  im  Jahre  1903,  übernachtet 
haben  1904  65  154  Personen  gegen  61  290 
ein  Jahr  vorher.  Einen  günstigen  Ab- 
adduss  erzielte  wiederum  das  Frank- 
furter Gewerkschaftshaus  im  Jahre 
1904.  Der  Gesamtumsatz  bezifferte  sich 
auf  2544B546  M.  gegen  249712  M.  im 
Jahre  1904;  an  Speisen  wurde  umgesetzt 
120  310.06  M.  (123957,01  M.  im  Jahre 
1903)1  an  Schnaps  1284*56  M.  (1500  M.), 
auch  der  Bierkonstun  ist  etwas  xurSek- 
gegangen.  Die  Gesamt/tahl  der  Über- 
nachtungen ist  nur  um  eine  auf  27  747  ge- 
«Hegen.  Der  Geschäftsgewinn  hat  ent- 
sprechend dem  verminderten  P.ierkonsum 
einen  Rudcgang  von  I3  795>30  auf 
13 302i73      er^rcn.  Audi  das  Dres- 


den e  r  Volkshaus  hat  im  Geschäftsjahr 
1904-1905  gut  abgeschlossen.  Bei  einem 
Gesamtumsatz  von  182723,66  M.  im 
Wirtschaftsbetrieb  wurde  ein  Übcrschuss 
von  4654,90  M.  erzielt.  Der  Bierumsatz 
bdief  sich  auf  2788  hl,  325  mehr  als  im 
Jahre  1903-1904-  Zugereist  sind  5318 
Personen  gegen  4769  im  Vorjahr,  über- 
nachtet haben  11  100  Personen  gegen 
10422  im  Jahre  1903- 1904.  Ausserdem 
öbemaditeten  im  Hotel  614  Personen  ge- 
gen 672  ein  Jahr  vorher.  Das  Stutt- 
garter Gewerkschaftshaus  hat  seit 
3  Jahren  Bilanzen  nidit  mdir  verSffent- 
licht. 

DAS  Leipziger  Volkshaus  wird  zur- 
zeit um-  und  zum  Teil  neugeibanL  Es 
soll  Raum  geschaffen  werden  zu  einem 
grossen  Restaurations-  und  Cafebetrieb, 
an  Versammlungszwecken,  zu  Geschäfts- 
räumen der  Gewerkschaften,  Bibliothek. 
Lesezimmer,  Herberge  etc.  Auch  das 
Frankfurter  Gewerkschaftshaus 
wird  vergrössert  werden,  da  die  zur  Ver- 
fügung stehenden  Rätune  zu  Gewerk- 
schaftsbureauswecken nicht  rncbr  aus- 
reichen. 

X  X 

IntematlOllftl«    DER  Intcrnatloi\aU-u  Uni.  n 
Orgaalsatlon     der  H  olsarb  eit  er ,  ^c- 
ren  Sitz  sich  in  Stuttgart 

befindet,  sind  nach  den  Mitteilungen 
ihres  Sekretärs  Theodor  Leipart 
zurzeit  13  Nationen  mit  33  Organi- 
sationen angeschlossen,  welche  am  Jah- 
resschluss  1904  insgesamt  169969  Mit- 
glieder hatten.  Und  zwar  verteilen  sich 
die  Mitglieder  auf  die  einzelnen  Länder 
wie  folgt :  Deutschland  4  Verbände  mit 
117  442,  Österreich  i  Verband  mit  15  770^ 
Schweden  i  Verband  mit  7436,  Gross- 
britannien I  Verband  mit  5871,  Däne- 
mark 7  Verbände  mit  6152,  Ungarn  i  Ver- 
band mit  5208,  Schweiz  2  Verbände  mit 
4300,  Italien  I  Verband  mit  3000.  Frank- 
reich I  Verliand  mit  22/')4,  Btlpirn  i  Ver- 
band mit  2000j  Serbien  i  Verband  mit  400 
tmd  Bulgarien  3  FadiTereine  mit  t30 
Mitplicdtrn.  Der  Sekretär  gibt  nach  Be- 
darf ein  in  drei  Sprachen  gedrucktes  Zir- 
kular heraus,  in  dem  Situationsberidite 
aus  den  verschiedenen  Ländern  und  Or- 
ganisationen veröffentlicht  werden.  Das 
internationale  Sdcretariat  der  Hand- 
schuhmacher, das  sich  seit  i.  Juli 
1904  in  Berlin  befindet,  hat  kürzlich  im 
Handschuhmacher  seinen  Jahresbericht 
veröfTentlicln.  Es  sind  zurzeit  10  Or- 
ganisationen aus  10  Ländern  mit  zusam- 
men  5^   Mitgliedera  angeschlossen. 
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wovon  indes  auf  Deutschland  allein  3000 
Mitglieder  entfallen.  Eine  Verbindung 
mit  engltscheii  und  amerikanischen  Or- 
ganisationen ist  dem  Sekretariat  bisher 
noch  nicht  möglich  gewesen,  auch  mit 
italienischen  Organisationen  nur  unzu- 
reichend. Um  so  besser  ist  aber  die  Ver- 
bindung der  deutschen  mit  den  franz5si- 
•chen,  bdgiadien,  luxemburi^adien,  öster- 
reichischen, ungarischen,  norwegischen, 
schwedischen  und  dänischen  Handschuh- 
macherorganisationen. Das  internationale 
Sekretariat  der  Metallarbeiter 
wurde  am  i.  August  von  Sheffield 
nach  Stuttgart  verlegt  Sekretär  ist 
A.  Schlick^  Vorsitzender  des  deutschen 
lfctallax1>etterverbattdes. 
X  X 
AMom  dirtct»  IN  Frankreich«  wo  das  ge- 
werkschaftlidie  Leiben  seit 
zwei  Jahrzehnten  durch 
die  Generalstreikideen  sehr  nachteilig  be- 
einflusst  worden  ist,  hat  man  vor  einiger 
Zeit  ein  neues  gewerkschaftliches  Kampf- 
mittel entdeckt:  die  direkte  Aktion. 
Der  letzte  französische  Gewerkschafts« 
kongress,  in  Bourges,  hat  beschlossen, 
vom  I.  Mai  igo6  ab  den  Achtstundentag 
dnsuführen.  Um  da*  so  erreichen,  will 
inao  nicht  erst  lange  mit  den  Unter- 
ncfamem  verhandeln,  man  will  auch  nicht 
erst  lange  generalstreiken,  man  will  ein- 
fach nicht  länger  arbeiten,  als  8  Stunden, 
allen  kapitalistischen  Machtmitteln  timi 
Trotz.  Es  kommt  nur  auf  das  Wollen 
an,  dass  und  wie  man  die  Sache  arran- 
giert, das  fibrige  wird  sieh  sdion  fin- 
den ! 

SO  bildet  die  direkte  Aktion  zurzeit  das 
Hatiptthema  innerhalb  der  franiösisdien 

Gewerkschaften,  alle  anderen  Fragen,  vor 
allen  die  Organisationsfragen,  ja  selbst 
die  Propaganda  des  sonst  so  ge- 
priesenen Generalstreiks,  treten  dagegen 
ganz  in  den  Hintergrund. 
ABER  auch  nach  der  Schweiz  hat  man 
die  Propaganda  für  die  direkte  Aktion 
hinübergetragen.  Und  die  Delegierten- 
versanunlung  der  Arbeiterunton  der  ro- 
manischen Schweiz  hat  sich  am  9.  Juli 
in  Lausanne  prinzipiell  mit  der  Durch'« 
führung  der  direkten  Aktion  einverstan- 
den erklärt  Demge«näber  hat  sich  das 
Bundeskomitee  des  SehweigefUchen  Gr* 
Wtrksiliaf tsbundes  in  einer  wohlbegrün- 
deten Erklärung  gegen  die  direkte  Aktion 
ausgesprodien.  Nach  dieser  Stellung^ 
nähme  kann  man  die  direkte  Aktton  In 
der  Schweiz  bereits  als  gescheitert  an- 
seben.  Wir  brauchen  darüber  nicht  un- 


gehaltcn  zu  sein,  denn  alle  diese  neuen 
Kampfesmethoden  wirken  nur  hemmend 
auf  die  gewerksdiaftUcfae  Bewegung. 
X  X 
Kurze  Chronik  DER  VerbandsUg  der 
Verwaltungsbean- 
ten  der  Ortskran- 
kenkassen, der  vom  27.  bis  30. 
August  in  Breslau  tagte,  beschloss  An- 
schluss  dieser  Organisation  an  die  Gcne- 
ralkommission.  Der  Suz  des  Verbandes 
wurde  nach  Berlin  imiegt.  X  Der  Zi- 
garrensorti  ererverband  blickt 
auf  ein  2oj  ähriges  Bestehen  zurück.  Er 
trat  am  i.  August  1885  ins  Leben.  X  Der 
Zimmerer  verband  stellt  5  weitere  be> 
soldete  Gauvorstdier  an,  und  zwar  ffir 
Posen,  Hessen-Nassau,  das  nördliche 
Bayern,  Provinz  Sachsen  und  Anhalt» 
Schleswig-Holstein  und  das  n5rdlic3ie 
Hannover.  X  Der  Maurer  verband 
veranstaltete  in  der  zweiten  Augustwoche 
eine  Lohnstatistik.  X  Am  l.  Oktc^er  des 
Jahres  werden  die  Gewerkschaftskartelle 
von   Hamburg  und  Altona  ver- 

^ttigt  OmST  DUNHARDT 

Genossenschaft  sbc  Weisung 
LandwIrUchaft- DER  am  17.  und  18. 
•oilSS"**"""  August  190s  in  Strassburg 
abgehaltene  20.  deutsche 
landwirtschaftliche  Genossenschaftstag 
nahm  einen  besonders  imposanten  Ver- 
laul, war  er  dodi  der  erste  seit  der  glück- 
lich erfolgten  Einigung  zwischen  dem 
Neuwieder  und  dem  Reichsverband.  Es 
waren  371  genossenschafdidie  Del^erte 
erschienen,  ausserdem  eine  grosse  Anzahl 
Ehrengäste,  darunter  zwei  Unterstaats- 
sekretäre und  der  Statthalter  von  Elsass- 
Lothringen,  Fürst  Hohenlohe.  Die  Re- 
gierungssonne schien  also  diesem  Kon- 
gress sehr  hold,  der  sich  auch  dafür  durch 
ein  Hoch  auf  und  ein  Huldigungstcle- 
gramm  an  den  Kaiser  revanchierte.  Das 
ist  bei  unseren  Tagungen  anders  —  viel- 
leicht ist's  aber  besser  so.  Auch  der 
Zentralverband  deutscher  Konsumvereine 
hatte  einen  Vertreter,  sein  AusscbusSOlit* 
glied  Barth-München,  geschickt 
DEM  vom  Generalanwalt  Haas  erstatte- 
ten Jahresbericht  zufolge  haben  sich  die 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften  in 
Deutschland  von  18309  am  x.  Juli  1904 
auf  10,32.1  am  i.  Juli  1905  vermehrt.  Diese 
zählten  rund  i  700  000  Mitglieder,  darun- 
ter 1300000  selbständige  Landwirte.  Die 
Gesamtzahl  der  deutschen  selbständigai 
Landwirte  beträgt  zirka  2%  Millionen; 
nahezu  die  Hälfte  ist  also  bereits  organi- 
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siert.  In  dieser  Beziehung  können  dem- 
nach unsere  Arbeiter  noch  viel  voo  den 
äummtn  Bauern  lernen.  Ina  Rekhsvw- 
band  sind  40  Verbinde,  70  Zentralgenos- 

senschaften  und  16 136  lutizclgcnossen- 
schahen  mit  1400000  Mitgliedern  verei- 
nigt  Die  Zentralkassen  des  Verbandes 

hatten  im  Jahre  1904-1905  einen  Umsatz 
von  3159  Mill.  M.  (gegen  2570  Mill.  M. 
im  Vorjahre).   Die  2^tralbe2ng9-  and 

Absatzgenossenschaften  weisen  einen  Wa- 
renverkehr im  Werte  von  82,3  Mill.  M. 
(gegen  69  Mill.)  anf.  Der  von  den  Zcn- 
tralhczrigsgenossenschaftcn  crTiiclte  über- 
schuss  beträgt  i  165842  M.  Der  gesamte 
gemeinsame  Warenbezug  der  deutschen 
I-andwirtc  wird  auf  170  Mill.  M.  geschätzt, 
der  gemeinschaftliche  Absatz  auf  50  Mill. 
Zum  Schluss  wandte  sich  der  Anwalt 
noch  scharf  gegen  die  Bestrebungen,  den 
Lehrern  und  Geisllichen  die  genossen- 
schaftliche Betätigung  zu  verbieten. 
DIE  selbe  Klage  bildete  den  Inhalt  eines 
Referats  des  Pastors  Auster,  dessen  Re- 
solution einstimmig  angenommen  wurde. 
Es  folgte  nmi  eine  lange  Reihe  gut  durch- 
dachter Referate  über  landwirtschaftliche 
Spezialfragen.  die  meist  zur  einstimmigen 
Amiahme  der  gestellten  Anträge  führ- 
ten. Hervorzuheben  sind  die  Verhand- 
lungen über  die  Erfolge  der  Winzer- 
genossenschaften.  Im  allgemei- 
nen sind  die  Erfahrungen  dieser  Vereine 
gute,  doch  wurde  über  den  Boykott  des 
Weinhändlcrverbandes  geklagt.  An  die 
Einleitung  von  Beziehungen  zu  den  Kon- 
sumvereinen dachte  merkwürdigerweise 
niemand,  obwohl  die  Versammlung  vor- 
her Herrn  Barth  ilircn  Beifall  gespendet 
hatte,  als  der  selbe  die  bereits  bestehenden 
Geschäftsbeziehungen  zwischen  beiden 
Genossenschaftsarten  erwähnte. 
AUCH  nut  den  Kartellen  und  Trusts 
beschäftigte  sich  der  Konfn^ss  und  be- 
zeichnete die  genossenschaftliche  Organi- 
sation als  wichtiges  Gegenmittel  gegen 
diese  wirtsdiaftlichen  Votksschadlinge, 
das  allerdings  durch  gesetzliche  Mass- 
nahmen ergänzt  werden  miisse. 
EIN  fröhlicher  Kommers  beschloss  diesen 
Genossen schaftstag,  der  sich  eben  so  sehr 
durch  eine  nüchterne,  praktische  Beur- 
teilung aller  geschäftlichen  Fragen,  wie 
durch  eine  grosszügige  Auffassung  der 
( Ii  n«\ssenschaftsideale  ausgezeichnet  hat. 
<  X 
•UtteUtands-  mit  der  Rettung  des 
Kiemhandels,  alias  Mittel- 
Standes,  beschäftigten  sich 
die  am  14.  and  15.  August  abgehaltene 


Generalversammlung  des  Verbandes  deut- 
scher Kaufleute  und  Gewerbetreibenden 
und  der  deutsche  Mittelstandstag  in 
Frankfurt  a.  M.  am  4.  und  5.  Septem- 
ber. Natürlich  ging  es  in  beiden  Fällen 
vor  allem  über  die  Konsiunvereine  her, 
doch  auch  die  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften, in  denen  Lehrer  und 
Geistliche  mitwirkten  (vergl.  den  vorigen 
Absdmitt),  bdcamen  ihr  Teil.  Der  Ver- 
handstag  der  Kaufleute  beschloss,  bei  den 
Behörden  auf  ein  Verbot  der  Beamten 
an  der  Verwaltimg  von  Konsumverdnen 
hinzuwirken  und  eine  allgemeine  Steuer- 
pflicht auch  der  nicht  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften zu  erstreben. 
DER  Mittelstandstag  machte  etwas 
gi'ündlichere  Arbeit.  Auch  er  verlangte 
die  obige  Besteuerung.  Ferner  wünschte 
er,  dass  die  Gründung  von  Konsumver- 
einen nur  an  solchen  Orten  zugelassen 
werde,  wo  ein  »unabweisbares  Bedürfnis« 
vorläge.  Ein  Redner  wünschte  gar, 
dass  die  Konsumvereine,  die  im  übrigen 
als  Rcdnerschulcn  und  als  Brutstätten  der' 
Sozialdemokratie  bezeichnet  wurden,  ganz 
eingingen,  und  erntete  damit  den  Bdfall 
der  Versammlung.  Eine  den  Geschäfts- 
betrieb der  Konsumvereine  erschwert 
wissen  wollende  Resolution  wurde  audi 
angenommen.  Am  näch.stcn  Tage  aber 
forderten  die  selben  Leutchen  ganz  ver- 
gnügt für  ihre  Kreditgenossenschaften  die 
staatliche  Hilfe  gegen  das  Über- 
gevvicht  der  Grossbanken  und  Trusts.  Sie 
denken  offenbar  Quod  licet  Jovi,  non 
licet  bo-'i.  Nun,  glücklicherweise  braucht 
uns  vor  ihrer  Gottahnliclikeit  noch  lange 
nicht  bange  zu  werden.  Für  die  Konsum- 
vereine bedeutet  der  ihnen  hier  aufge- 
zwungene Kampf  nur  eine  Nötigung  und 
Gelegenheit  zu  inmier  intensiverer  Propa- 
ganda nach  aussen  und  wirklich  genos- 
senschaftlicher Erziehung  und  Durchbil- 
dung nach  innen. 

X  X 
ERlehunga-     SEBASTIEN  Panre.  eni 

■•im  bekannter  französischer 

Genosseaschafter  tmd 
VolksT«dner.  will  in  der  Nähe  von  Ram- 
bouillet eine  Genossenschaftsfarm,  La 
Küche,  gründen,  in  der  verwaiste,  verlas- 
sene oder  Kinder  bedürftiger  Eltern  zu 
gesunden,  gut  ausgebildeten  und  mit 
grossherzigen  sozialen  Ideen  erfüllten 
Menschen  erzogen  werden  sollen.  Die 
Kinder  sollen  eine  gute  Schulbildung  er- 
halten und  ausserdem  ein  Handwerk  er- 
lernen, um  später  ausserhalb  oder  inner- 
halb des  Bienenkorbes  —  nach  ihrem  Be- 
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lieben  —  ihr  Fortkommen  zu  finden. 
Faure  verpflichtet  sich  selbst,  ao  Kinder 
in  dieser  Weise  zu  erziehen,  bis  der  Bit' 
ncnkorb  sich  selbst  trä^.  Unterstiit7un- 
gen  von  Freunden  der  Sache  sollen  dazu 
verwandt  werden,  das  Unternehmen,  dM 
nicmads  der  persönlichen  Beretchanmg 
dienen  soll,  zu  verg^rössem. 
DAS  Ganze  klingt  ein  bisschen  utopisch. 
Doch  kann  ein  solches  Untemehniien  in 
den  Händen  eines  mit  den  nStigen  intel- 
lektuellen und  seelischen  Fähigkeiten 
ausgestatteten  Menschen  ausserordentlich 
viel  S^ensretches  wirken.  Möge  dm 
Versttdi  ein  guter  Stern  leuchten  1 

Jmm  dknmlk  DER    Kreistusschuss  in 

Calbe  hat,  nachdem  alle 
Sachverständigen  die  pro- 
jektierten Anlangen  als  einwandfrei  be- 
zeichnet hatten,  den  Bau  der  Seifen- 
fabrik der  G.  E.  G.  genehmig^.  Es  ist 
also  dem  Akcncr  Magistrat  nicht  gelun- 
gen, das  Staatswohl  zu  retten.  Es  steht 
ihm  freilich  noch  ein  Rekurs  an  den 
Handel sminister  offen,  der  aber  hoffent- 
lich ebenso  verständnislos  für  die  guten 
Absichten  der  Akener  Stadtväter  sein 
wird.  X  Tu  Dresden  ist  anlässlich  der 
letzten  Zigarettenarbeiterinnenaussperrung 
die  Grfindtmg  einer  Zigaretten  p  r  o  d  u  k  • 
tivgenossetischaft  beschlossen 
worden.  In  Halle  wollen  die  Schneider 
etienfislls  eine  genossensehaftliche  Werk- 
stättc  aufmachen,  in  Rnnnthurg-Fricd- 
richshaide  die  Holzschuharbciter.  Alle 
diese  Prodnktivgenossenschaften  werden 
mit  sehr  schweren  Absat?:-  und  zum  Teil 
aadi  Produktionsverhältnissen  zu  rechnen 
haben.  X  Am  20.  August  feierte  der  Ess- 
linger  Konsumverein  sein  40.  Geburts- 
tagsfest. Der  Jubilar  erhielt  von  al- 
len Seiten  Glückwünsche  und  eine  Anzahl 
nützlicher  Gcschtnkv.  X  Die  Landeskon- 
ferenz der  hessischen  Konsum- 
vereine am  27.  August  nahm  eine 
energische  Protestresolution  gegen  die 
neue  Gewerbesteuer  an.  X  Die  Deutsche 
Umdu/irtscliaftliche  Genossenschaftspresse 
veröffentlicht  wieder  den  Lehrplan  für 
den  vom  Oktolier  bis  MSrz  stattÄidenden 
Kursus  für  Gcnossenschafts- 
b  e  a  m  t  e.  An  den  Kursus  schliessen 
sich  praktische  Unterweisungen  im  Ge- 
schäft ^betrieb  von  Zentral-  und  Einzel- 
genosscnschaftcn  an.  X  Die  englische 
C.  W.  S.  veranstaltete  am  23.  August  ein 
Fest  für  ihre  sämtlichen  noch  am  Leben 
befindlichen  jetzigen  und  früheren  Vor- 
s^odsmitglieder,  Revisoren  und  Komitee- 


mitglicfltr.  X  Eine  für  die  Mitglieder 
der  zusammengebrochenen  Konsumvereine 
von  Mexborough  und  Thomes  veranstal- 
tete genossenschaftliche  .Samm- 
lung ergab  die  Smnme  von  58631  M., 
aus  der  den  Geschädigten  je  6  s.  auf 
I  Lstrl.  Antdlkaiiital  aushöhlt  werden 
konnte. 

X  X 
literrtur  ALS  8.  Flugschrift  der 
Deutschen  Gartenstadtge- 
sellschaft ist  eine  bereits 
in  der  Zeitschrift  Der  Städtebau  veröf- 
fentlichte Arbeit  von  A.  Abendroth 
Die  Grossstadt  als  Städtegründerin  er- 
schienen. Abendroth  möchte  die  heute 
unbewusst  wirkende  Tätigkeit  der  Gross- 
städte, in  ihrer  Nähe  neue,  blühende  Ge- 
meinwesen entstehen  zu  lassen  —  zum 
Beispiel  Friedenau,  Wannsee,  Schlachten- 
see bei  Berlin  t-tc.  — ,  zu  einer  planmässi- 
gen  machen.  Die  Grossstadt  soll  in  ihrem 
Weichbild  gelegene  oder  daran  grenzende, 
landuirtschaftlich  wenig  nut7l)are  Ge- 
biete in  grösseren  Zusammenhangen  auf- 
kaufen und  darauf  unter  Aufrediterlial- 
tung  des  Gemeineigentums  an  Boden  nach 
dem  Muster  der  Gartenstadtgesellschaft 
neue,  schöne  Gemeinwesen  mit  eigenen 
Zentralen  ins  Leben  rufen.  Das  wich- 
tigste Ergebnis  einer  solchen  Bodenpoli- 
tik würde  die  Herabdrudcung  der  auf  den 
Kopf  der  Pt.\ ölkcrunp  entfallenden 
Grundreute  und  Gemeindeabgaben  auf  die 
Hälfte  der  in  den  Städten  zu  tragenden 
sein,  was  Abendroth  auch  durch  Berech- 
nungen nachzuweisen  sucht  Zweifel- 
los eröffnet  sich  auf  diesem  Wege  für  die 
ganz  grossen  Städte  —  aber  auch  ntu*  für 
diese  —  eine  sehr  dankbare  soziale  Auf- 
gabe, wenn  auch  nicht  alle  hier  ausge- 
sprochenen Erwartungen  in  Erfüllung  ge- 
hen sollten.  OERTRUD  OAV» 

■VC^ISSENSCJ^AFT 
Phllosophte 

WSSBSSSSESiP  zur  Weltanschauung  er- 
schien  ein  B'iclilcin  von 
Ernst  Haeckel  Der 
Kampf  um  den  Enhoickelungsgedanken 
/Berlin.  Reimer  '.  Der  Kampf  um  die 
Schöpfung,  Der  Kampf  um  den  Stamm- 
baum, Der  Kampf  um  die  Seele  sind 
die  drei  Hauptthemata,  in  denen  der  ju- 
gendliche Alte  mit  unermüdlicher  Aus- 
dauer seine  entwickelungsgeschichtlich- 
monistischc  Weltanschauung  gegenüber 
der  religiösen  Dogmatik  verteidigt.  Man 
kann  ihin  wohl  nachfühlen,  dass  er  in 
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der  religiösen .  Dogmatik  aeum  -Haupt- 
feind^  und  den  Hauptfeind  alles  Fort* 
Schrittes  sieht  und  darum  die  alten  Glau- 
bensTorstellangen  als  soldie  bddunpft, 

als  I.lg^i;  in  ihnen,  nicht  in  den  sozialen 
Interessen  der  Hierarchie  die  Macht,  die 
dem  Portachritt  feindlich  ist.  Könnte 
Hacckol  letzteres  sehen,  so  würde  er  nicht 
so  sehr  gegen  die  Symptome  als  gegen 
die  Grundlagen  dieser  fortschrittsfdnd- 
lichen  Macht  kämpfen.  Und  er  würde 
vor  allen  Dingen  nicht  selber  den  grossen 
Fehler  begehen,  seinen  monistisdien 
Glauben  auch  wieder  fast  wie  ein  Dog^a 
zu  behandeln,  statt  den  Monismus  als 
einen  von  verschiedenen  möglichen  Ge- 
sichtspunkten festzustellen,  unter  denen 
die  Zusammenhänge  unserer  Welt  zu  er- 
forschen sind.  Es  kann  schmerzen,  wenn 
man  sieht,  welche  Blossen  sich  der  ver- 
dienstvolle Mann  dadurch  bei  seinen 
Gogni  i  n  gibt,  und  wie  er  es  ihnen  leicht 
macht,  gerade  das  Bedeutendste,  was  er 
geleistet,  zu  verkennen  nnd  zn  verkettem ; 
den  grossartigen  Versuch,  die  alte  dog- 
matische, nur  nach  äusseren  Merkmalen 
vollzogene  Gru|»pierung  der  Lebewesen 
unter  dm  wirklich  methodischen  For- 
schungsgesichtspunkt des  Werdezusam- 
menhangs zu  bringen.  Mag  er  ib  im 
einzelnen  noch  ?o  sehr  irren,  mag  die 
Folgezeit  noch  soviel  daran  zu  korrigieren 
findien:  dieser  Gesichtspunkt,  den 
er  von  Darwin  angeregt,  konsequent 
verfolgt,  ist  —  trotz  Virchow  —  wissen- 
schaftlich seine  Hauptleistung,  auch  ««na 
die  Schädelreihe  nicht  geschlossen  ist, 
welche  die  Abstammung  des  Menschen 
von  einer  bestimmten  vorscitlichen  Bithe- 
koidenark  beweist.  ~ 

StMk  DER     Herausgeber  der 

Ethischen  Kultur,  Dr.  R. 
Pen  zig,  hat  im  Neuen 

Frankfurter  Verlage  ein  Büchlein 
Massenstreik  und  Ethik  herausgegeben, 
das  entsdiieden  Beachtung,  wenn  auch 

in  einigen  Punkten  Bestreitung  verdient, 
Penzig  bekennt  sich  grundsätzlich  da- 
durdi  als  Sozialisten,  dass  er  das  »Sy- 
stem, dass  es  überhaupt  Privilegierte  und 
rechtlich  oder  ökonomisch  Benachteiligte 
gibt«,  für  falsch  erklärt  und  ein  »System 
ineinandergreifender  Arbeit  aller  Volks- 
genossen« als  »richtige  und  auf  Dauer 
eingestellte  Gesellschaftsordnung«  be- 
zeichnet. Einer  Regierung,  die  durch 
offenen  oder  verhüllten  Verfassungsbruch 
dem  Volke  seine  bisher  besessenen  Rechte 
raubt,  hält  er  eventuell  auch  Gewalt  f&r 


gerechtfertigt,  »wenn  es  nicht  anders 
geht,  tmd  —  wenn  es  anders  geht«,  das 
heisst,  wenn  —  was  ja  auch  nach  Kautslqr 
sehr  unwahrscheinlich  —  dies  Mittel  Er- 
folg verspricht.  So  ist  Penzig  auch  für 
den  Massenstreik,  wenn  er  auch  ihm 
gleich  wenig  Aussidit  auf  Erfolg  bei- 
misst.  Die  einzige  durchgreifende  Hilfe 
ist  nach  ihm  »von  der  allmählichen  Er- 
ziehung des  Volkes  zu  vernünftigem  und 
sittlichem  Geiste  zu  erhoffen«.  Das  wäre 
schon  gut,  wenn  nicht  die  Frage  ent- 
stände: Wer  soll  das  Volk  zu  diesem 
Geiste  erziehen,  wenn  so  mächtige  und 
immer  mächtiger  werdende  wirtschaft- 
liche Instanzen  da  sind,  die  es  in  ent- 
gegengesetztem Geiste  erziehen?  Aber 
auf  diese  wichtige  Frage  sei  hier  nur  hin- 
gewiesen !  Wichtiger  ist  für  unser  jetzi- 
ges Thema  der  Umstand,  dass  zwar  Pen- 
zig in  obigen  und  in  vielen  anderen 
Sätzen  sachlich  durchaus  den  Standpunkt 
werdender  modemer  Ethik  einnimmt, 
sie  aber  dodi  nidit  ganz  bis  auf  den 
Grund  verfolgt.  Wenn  er  Widerstand 
gegen  Raub  von  oben  her  als  gerechtfer- 
tigt bezeichnet,  so  kann  er  im  Grunde 
nicht  so  scharf,  wie  er  es  auf  Seite  28 
tut,  fordern,  dass  der  Widerstand  sich 
in  den  »Grenzen  des  Gesetzes  und  der 
Verfassung<  halte,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  ja  gerade  Gesetz  und  Verfassung  even- 
tuell Formen  sein  können,  die  den  Raub 
sanktionieren.  Wenn  er  weiter  sagt,  Im 
Falle  gewaltsamen  Widerstands  schweige 
die  Moral,  so  karm  er  nicht  wohl  an 
anderer  Stelle  behaupten,  jede  Gewalt  sei 
unsittlich,  sondern  muss  sie  höchstens 
für  noch  nicht  sittlich  erklären.  Und 
wenn  er  sagt:  »Unsere  Sympathieen  sind 
bei  der  höheren  Moral«,  so  kann  er  doch 
nur  diese  höhere,  nicht  aber  eine  niedere 
Moral  eventuell  vorhandenen  Gesetzes  als 
den  Verpflichtungsgrund  erkennen,  son- 
dern muss  (lern  Apostelwortc  Man  soll  Gott 
mehr  gehorchen,  als  den  Menschen  mo- 
derne Bestimmtheit  geben.  Dass  Penzig 
das  nicht  genug  tut,  ist  sein  Mangel. 
Die  allgemeine  Moral  des  Christentums, 
Kants  etc.,  ist  eine  richtige,  aber  doch 
nur  auf  einer  ganz  bestimmten  konkreten 
Grundlage  richtig  anwendbare  Abstrak- 
tion. Sie  ruht  eben  auf  der  Voraussetzung 
gleichberechtigt  zusammenwirkender  Ver- 
nunftwesen. Wo  diese  Voraussetzung 
nicht  oder  nur  unvollkommen  verwirk- 
licht ist,  ist  noch  nicht  oder  nur  teilweise 
moralisicrter  Zustand.  Wer  in  ihm  dem 
abstrakten  Gesetze  gemäss  handeln  will, 
gleicht  dem,  der  Komschrot  als  Fetnmehl 
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zu  Kuchen  rühren  will.  Er  wirkt  tat- 
sachlich dahin,  das  Recht  der  Gewalt  aus- 
zuliefern. Penzig  will  das  nicht,  hat  aber 
nach  dem  Angeführten  den  entgegenge- 
setzten Gesichtspunkt  nicht  durchgreifend 
entwickelt. 

IN  dem  Bereich  der  Ethik  gehört  auch 
Bruno  Sterns  Positwistisehe  Be- 
gründung des  Slriifr,\-hts,  nach  Wil- 
helm Stern  /Berlin,  Walther/.  Der 
Verfasser  erklärt  ausdrücklich,  dass  er 
das  Recht  und  damit  auch  das  Strafrecht 
auf  die  Ethik  basiere.  Die  Grundlagen 
der  Ethik  sind  ihm,  wie  seinem  Vater 
Wilhchn  Stt-rn,  dessen  Gedanken  aus  der 
Kritischen  Grundlegung  der  Ethik  als 
positive  Wisscnscluxft  /Berlin,  Dümmler/" 
im  wesentlichen  wiedergegeben  sind, 
nicht  in  der  Geschichte  und  nicht  in  der 
Vemtmft,  sondern  in  dem  Triebe,  sich 
für  einen  Gegenstand  zu  opfern,  den 
schon  das  Tier  hat,  gegeben.  So  wird 
ihm  die  Sittlichkeit  wie  das  Recht  ge- 
wissennassen aus  der  Pflicht  der  Abwehr 
gegen  henmiende  Instanzen  abgeleitet,  die 
positiv  ordnende  Bedeutung  beider  tritt 
zurük.  Abwehr  und  Vergdtuag  sind  in 
ihm  das  Wesen  der  Strafe.  Dass  die 
Vergeltung  bei  höherer  Entwickelung  in 
den  Hintergrund,  die  Leitung  imd  Erzie- 
htmg  neben  der  Abwdir  in  den  Vorder- 
grund zu  treten  hat,  erkennt  er  nicht. 
Die  Schrift  ist  zweifellos  sorgsam  ge- 
arbeitet, aber  xu  eng. 
X  X 
BaKslOO  DIE  Frage  nach  Religion 

nimmt  heute  einen  zuneh- 
mend breiten  Raum  in  der 
Literatur  ein.  Aber  dass  sie  wesentlich 
gefördert  sei,  kann  man  im  allgemeinen 
nicht  behaupten.  Noch  immer  steht  im 
Vordergrunde  die  platte  Frage  nach  der 
Existenz  oder  Nichtexistenz  transzen- 
denter persönlicher  Gottheit.  Wenn  man 
die  Frage  so  stellt,  so  gibt  es  nur  eine 
Antwort :  Mit  miaeren  heutigen  Erkennt- 
nismitteln können  wir  eine  solche  Gott- 
heit jjjfh^  entdecken,  dürfen  also  ge- 
wissenhafterweise auch  nicht  davon  reden, 
als  ob  wir  davon  wüsstcn.  Die  Bestrebun- 
gen auf  dem  Umwege  über  das  Gemüt 
zu  einer  S'Mclicn  Gewissheit  zw  gelangen, 
sind  bedenkliche  Selbsttäuschungen.  Denn 
das  Gefühl  gibt  eben  Gefühls-  ttnd  keine 
Vorstellungswerte,  kann  also  nichts  da- 
rüber aussagen,  ob  ein  Gott  als  Persün- 
lidikeit  existiert,  und  wie  er  sich  zur 
Welt  nnrl  zu  uns  verhält.  Falsch  ist  es 
darum,  wenn  Kurd  Lasswitz  in 
einem  sonst  gut  gesdiriebenen  Vortrage 


über  Religion  und  Natunvissenschaft 
/Leipzig,  Elischer/  heute  noch  den  Kant 
nachgeredeten  Satz  aufstellt :  »Als  Imma- 
nuel Kant  die  theoretischen  Beweise  für 
das  Dasein  Gottes  zertrümmerte,  da  zer- 
trümmerte er  auch  ein  für  allemal  die 
Möglichkeit,  etwas  gegen  Gottes  Dasein 
zu  beweisen.«  Was  würde  wohl  Lass- 
witz, der  naturwissenschaftlich  gebildete 
Mann,  sagen,  wenn  man  ihm  darauf  bin 
sagte:  Indem  die  Naturwissensdiaft  die 
theolopi'^chcn  Beweise  für  die  mosaische 
Schöpfungsgeschichte  zertrümmerte,  hat 
sie  andi  ^e  Möglichkeit  zertrümmert, 
etwas  gegen  diese  Schöpfungsgeschichte 
zu  sagen.  Mit  ähnlichen  Beweisgründen, 
nur  unldarer^  tritt  Dr.  med.  Robert 
Lehmann  (Religion  und  Natunvissen- 
schaft /Slrassburg,  Bongard/)  für  die 
transzendente  Religion  und  für  kon- 
fessionellen Religionsunterricht  ein.  Auch 
das  bekannte  kindliche  Sophisma,  dass 
wir  dodi,  da  wir  nicht  alle  alles  wissen 
können,  aber  s^r  viel  bloss  glauben 
müssen,  nun  kritiklos  die  überlieferten 
religiösen  Vorstellungen  glauben  sollen, 
kommt  in  diesem  Büchlein  wieder  zum 
Vorschein. 

ABER  auch  ein  sozialistischer  Schrift- 
steller, Julian  Borchardt,  mehit 
in  einem  Vortrag  über  SonaUtmokraHt 

und  Religion  /Königsberg  i.  Fr.,  Jäger/, 
Religion  setze  den  Glauben  an  einen 
persönlichen  Gott  voraus,  rdigiös 
seien  diejenigen  ^^enschcn,  denen  es  ein 
Herzensbedürfnis  ist,  ihre  Ehrfurcht  vor 
der  Grösse  und  Harmonie  des  Weltbaus, 
wie  ihre  Zuversicht  in  die  Notwendigkeit 
und  Sicherheit  des  Weltbaus  zu  stützen 
auf  die  Annahme  eines  allgütigen  tmd 
allwcisen  Vaters,  eines  persönlichen  leben« 
digen  Gottes.  Wenn  nur  die,  welche  so 
reden,  sich  einmal  den  Begriff  der  Per- 
sönlichkeit, wie  wir  Menschen  ihn  ver- 
stehen können,  ein  wenig  analysieren 
wollten,  so  würden  sie  gleich  merken, 
dass  sie  verständigerweise  nur  daiin  be- 
haui>tet  werden  kann,  wenn  man  ihn  als 
abgegrenztes  W'csen  neben 
anderen  zu  denken  vermag,  dass  der 
Begriff  aber  zum  leeren  Worte  wird, 
wenn  einmal  die  Unendlichkeit  zum  Re- 
wusstsein  kommL  In  diesem  Augenblick 
werden  auch  dem  Religiösen,  wenn  er 
denkt,  alle  Vorstellungen  von  einem 
Goltwesen.  \i)n  seinem  Willen  und  seinen 
Gedatikcn.  zu  blossen  Symbolen  für  — 
ja  nun,^  für  innere  Lebonstatsachen  und 
für  das  Problem  ihres  Zusammenhanges 
mit  dem  Unendltchen.  Diese  Lebenstat- 
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sa  !.(  .  dass  das  Bewusstsein  eine  ganz 
cigcnarligp    Gosetzmässigkcit    hat,  die 
nicht  als  solche  in  Grosscniiiassc  aufge- 
löst werden  kann  und  doch  mit  ihnen  in 
Zusammenhang  steht,  diese  Tatsache  ist 
nie  zu  beseitigen.     Und    die  bornierte 
Wcltansicht,  welche  alles  bloss  in  mecha- 
nische Grössenbegriffe  auflösen  will,  ist 
es  im  wesentlichen,  die  immer  wieder 
auch  die  Inncngewaltcn  gegen  sich  her- 
vorbrechen und  ihr  Recht  begehren  lässt. 
Hier  muss  mit  allem  Nachdruck  das  rich- 
tige  Wort   Jdsef   Dictzgens    stets  von 
neuem  betont  werden,  dass  man  bei  der 
Untersuchung  nicht  den  Geist  zu  An- 
hängsel der  Materie  und  nicht  die  Mate- 
rie zum  Anhängsel  des  Geistes  machen 
dürfe.  Beide  sind  gleichermassen  im  Zu- 
sammenhange des  Gegebenen   in  ihrer 
Eigenart  zu  betrachten;  und  wenn  da 
noch  viele  Fragen  nicht  zu  lösen  sind,  so 
muss  man  denken,  dass  auch  Rom  nicht 
in  einem  Tage  erbaut  ist.    Alle  speku- 
lativen Versperrungcn  der  Probleme  sind 
auf    das    nachdrücklichste  abzuweisen. 
Etwaige  Vermutungen  sind  als  solche  zu 
begründen  und  doch  nur  als  Vermutun- 
gen auszugeben.  Das  erfordertdie 
Moral  des  Denkens,  von  der  die- 
jenigen keine  Ahnung  zu  haben  scheinen, 
die  aus  Autoritätsglauben  oder  aus  Ge- 
mfitsbedürfnis   Sachen  behaupten,  von 
denen  sie  so  wcnis.  wie  von  Herrn  IVdrth- 
leitu  Todt  wissen.    Darum  ist  es  auch 
falsch  und  einschläfernd,  wenn  behaufvlet 
wird,  die  Wissenschaft  sei  der  Religion 
gegenüber  völlig  neutral.    Ein  neutrales 
Gebiet  für  die  Wissenschaft  ist  nur  die 
Phantasie,  sowie  deren  symbolische  und 
künstlerische    Gestaltungen.      Was  als 
wahr    oder    als    wahrscheinlich  anzu- 
nehmen ist,  untersteht  dem  wissenschaft- 
lichen Urteil,  sonst  keiner  Instanz.  Wenn 
man  af)er  Religion  und  Gott  und  derglei- 
chen Worte  mehr,  wie  es  heute  schon 
von  vielen  Theologen  geschieht,  in  oben 
angedeutetem  symbolischen   Sinne  ver- 
wendet, so  hat  die  Wissenschaft  natür- 
lich nichts  einzuwenden,  und  das,  was 
an  der  a't<  i)  ReHgion  wirklich  Religion 
war  —  die  ihr  zu  Grunde  liegenden 
Innentatsachen   —  bleibt  vollauf  be- 
stehen. 

DIESE  verkennt,  wie  es  scheint,  auch 
ein  durdians  wissenschaftlich  nüchtern 

gehaltenes  Werk  des  Professors  Kurt 
B  r  e  y  s  i  g  ,  Die  Entstehung  des  Gottes^' 
gedanken  und  d«r  Heilhringer  /Berlin, 
B<Midi/,  welches  unter  llekiirnpfung  der 
symbolischen    Deutungen    zeigen  will. 


wie  ursprünglich  der  Heilbringergedanke 

sich  an  Tiere  und  Menschenwesen  knüpft, 
und  diese  dann  oft  zu  Gottheiten  erhöht. 
Wieweit  darin  der  Verfasset  recht  haben 
mag,  soll  dahingestellt  sein,  wenn  auch 
die  sehr  interessanten  Ausführungen  nicht 
immer  überzeugend  sind  und  ebenso  wie 
viele  andere  eine  Seite  der  Saclie  allzu- 
sehr in  den  Vordergrund  zu  schieben 
scheinen.    Bedauerlicli  ist  nur,  dass  er 
den  Gedanken  des  Ueilbringers,  sowie  die 
Verschiebungen  in  den  Göttervorstellttn- 
gen  so  gar  nicht  in  ihrem  Zusammenhang 
mit  sozialen  Entwickelungen  und  Völker- 
kämpfen betrachtet   Der  Kampf  zweier 
Ci  ittcrgcschlcchtcr   in  der   Orrsiic,  die 
Zentralisation  des  Jahvekults  u.  s.  w.  for- 
dern doch  geradenwegs  dazu  heraus.  Waa 
sodann  die  Symbolik  anlangt,  so  mag  er 
vielleicht  darin   recht  haben,   dass  die 
Götter  nicht  in  dem  Masse,   wie  maa 
früher    glaubte,    Personifikationen  von 
Naturkräften  sind.    Aber  die  unerläss- 
liche  Grundsymbolik,  wonach  der  Menacb 
sein   Innenleben  in  geschaute  oder  ge- 
dachte .'\usscngcstalten  in  vergrössertem 
Masse  einlegt,  wird  er  kaum  bestreiten. 
Und  virtuell  ist  doch  diese  Übertragting 
die  Grundlage,  zwar  nicht  der  Religion 
selbst  —  denn  diese  bleibt  Innenleben  — , 
wohl  aber  ihres  Ausdrucks  in  Religions- 
vorstellungcn.    Durch  welch  besonderes 
psychologische,    natürliche,    soziale  und 
traditionelle  Zusammenwirken  die  be- 
stimmten EinzelYorstelhingen  entstanden 
sein  mögen :  die  natürlich,    wenn  auch 
nicht  bewusst  symbolisierende  Tätigkeit 
bleibt   doch  die   generelle  Grundlage. 
Diese  zum  Sclhstbewusstscin  der  heutigen 
Menschen  zu  bringen,  dürfte  wichtiger 
sein,  als  alles  andere. 
X  X 
Kurze  Chronik  DIE  Deutsche  Gesellschaft 
fitr  cthiscite  Kultur  will 
auf  Grund  eines  auf  ihrem 
letzten    GcscUschaftstage    zu  Pfingsten 
in  Jena  gefassten  Besdilusses  eine  Liga 
für  Moralunterricht  schaffen.  X 
Der  Freidenkerkongress  dieses 
Jahres  fand  am  3.  bia  6.  Sq>tember  in 
Paris  statt.  niAifZ  8tauohmw 
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Plchtkuntt 

HartlabWM  TAGEBÜCHER  mit  witzi- 
NaeUasa  Bemerkungen  über 

Menschen  und  Welt,  die 
anmutig  gegliederte  Sammlung  der  Hart- 
lebenschen.  Lyrik,  das   Fragment  einer 
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Komödie  in  Versen,  Diogenes^  bilden 
zum  wichtigsten  des  Dichters  Nachlass. 

iMeine  Verse  und  Dtoi^rurs  /Berlin, 
S.  Fischer/).  Was  so  langsam  pietätvoll 
ans  Licht  gdiott  wird,  kann  sdn  Bild 
nicht  umgestalten.  Kein  Held,  kein 
Grosser  war  der  liebe  selige  Otto  Erich. 
Er  hat  in  den  Versen  einen  innigen 
Freud-  und  Schmerzciiton,  der  echt  ist 
Sein  sozialer  Entrüstungsschrei,  im  anti- 
ken Mass  bald,  bald  gereimt,  wird  kaum 
je  ein  Weckruf  sein.  Seinem  Schatten- 
spiel mit  dämmerigen  Liebestraurigkei- 
ten folgt  ein  empfindsam  Herz  wohl 
gerne.  Und  schaut  man's  ernst  an,  nicht 
mit  Partei,  so  gilt  ein  unbarmherzig 
Nietzschewort  von  ihm,  geprägt  auf  die 
Kjmiker,  deren  Vorzüglichsten,  Dioge- 
nes, Otto  Erich  zur  Hauptperson  seiner 
Komödie  einsetzte:  Viel  kleine  Überwin- 
dungen und  rm  grossts  MatU.  Das 
Bruchstfick  hört  dort  anf  wo  die  Weisheit 
dieses  Spruches  am  Denker  im  Fasse  ge- 
deutet wird.  Aspasia,  des  verstorbenen 
PeriMes  kostliche  Hetäre,  fühlt  stdi 
schal  und  leer  bei  den  Werbungen  der 
besten  Athener  und  trachtet,  aus  der 
Niedergeschlagenhdt  sich  aufzuschwin- 
gen. Dass  Diogenes,  den  sie  ins  Haus 
ruft,  ihr  Leben  mit  Wert  und  Inhalt  er- 
fülle, ist  ihr  Wunsch.  Diogenes  aber 
kommt  nicht,  und  deshalli  <;ucht  sie  ihn 
auf.  Nun  findet  jenes  geheimnisvolle 
Seelenerkennen  statt,  in  dem  zwei  vorher 
gänzlich  Fremrio  die  mystische  Verwandt- 
schaft ihres  Innern  plutzlich  entdecken. 
Von  hier  an  sagt  die  Komödie  nichts  wei- 
ter. Ein  paar  Jamben  aus  dem  Munde 
des  Diogenes,  im  Anhang  des  Frag^ments 
gedruckt,  zeigen  einiges  der  ferneren  Ent- 
wickelung.  Danach  scheint,  als  unter- 
liege der  Philosoph  zuerst  dem  Weibe 
und  komme  am  Schluss  wieder  zum  Bc- 
wusstsein  seiner  Weisheit,  die  ein  grim- 
mer Ksmiker  in  den  hisslidien  Sats 
presste  Ein  IVeib  vergiften,  wenn  man 
fürchtet,  es  zu  lieben.  —  — 

X  X 
ErzihliuiaaB  WAS  Goethe  vom  Dich- 
ter forderte:  >lebcndiges 
Gefühl  der  Zustände  und 
Fähigkeit,  es  auszudrücken,«  diese  Macht 
hat  Ilartleben  nie  gemangelt.  Er  bewies 
es  vor  allem  in  seiner  wohlgesetzten. 
nicht  tiefen,  doch  feinen  Prosa.  Und 
wenn  der  junge  Schweizer  Hermann 
Hesse  nach  gleichem  Ruhme  erfolg» 
reich  strebt,  so  soll  ihm  das  zum  Lobe 
gerechnet  werden.  Ich  kann  in  die  Uber- 
schätzung nicht  efaistinmifn,   die  sein 


Roman  Peter  Cametttmd  /Berlin,  S. 
Fischer/  erfuhr.  Der  Sdiweizcr  Banem- 

junge.  der  nach  vielen  einsamen  Sorgen- 
schicksalen  ein  Poet  wird  und  hernach 
aus  dem  Phantasiereidi  doch  wieder  hin- 
absteigen möchte  ins  feste  Alltagsleben, 
ist  ein  Mensch  von  unserem  Fleisch  und 
Herzen  und  Hirn.  Hesses  Kunstver- 
stand, der  zahlreiche  Begebenheiten,  träu- 
mende Kindheit,  bangende  und  brennende 
Jünglingsjahre,  Zeiten  der  Reife  und  Ab- 
klärung, in  ein  nicht  zu  starkes  Buch  vcr- 
schloss,  hat  unterdessen  noch  manch  stim- 
mungsvolle Erzählung  in  Zeitschriften 
dargeboten.  Sic  zeigen,  wie  er  sich  zum 
guten  und  gemütvollen  Erzähler  aus- 
wächst Eine  sehr  breite  literarische  Ge- 
schäftigkeit des  jung  Gekrönten  darf 
ihm  nicht  die  Versunkenheit  und  das  tief- 
schöpfende Gewissen  zerstören.  Bei  vie- 
lem von  ihm  Gedruckten  war's,  als  drohe 
soldie  Gefahr  seinem  Talente. 
.'\UCH  des  Schlesiers  Fedor  Som- 
mer Romanheld  Emst  Reiland  /Leipzig, 
Cavael/  kämpft  sich  zum  dichtenden  Zeu- 
gen für  der  Erde  tragische  Schwere 
hinauf,  nachdem  er  die  Enge  seiner  hei- 
mischen Verhältnisse  überwimden  hat, 
gleich  Peter  Camenzind.  Nur  war  Som- 
mer in  nicht  sehr  hohem  Masse  kräftig, 
der  Hauptgestalt  und  ihren  Mitspielern 
ergreifend  persönliches  Leben  einzti- 
hauchen.  Die  Beseelung  des  Stofflichen 
ist  ihm  nicht  fremd,  doch  macht  sich 
in  allen  Teilen  die  Mühe  des  Schaffenden 
betuerkbar.  Sommer  will  die  Sprache 
schlesisch  färben,  die  Ereignisse  mit  dem^ 
Dufte  des  Stammbodens  überwehen.  Ihm' 
gelang  das  ab  und  zu.  Meist  jedoch  ver- 
nachlässig^ er  über  dem  FHegcschissli 
—  um  einen  Hebeischen  Ausdruck  zu  ge- 
brauchen —  den  kernigen,  vollatmigen 
Wurf. 

WAS  im  gleichen  Verlag  mit  dicken 
Bänden  sonst  noch  das  Wort  erhält: 

C.  F.  Janke  Die  GestUsehafterin,  Her- 
mann Schilling  Jugendsünden,  Marie 
Tithanyi  Graf  in  Stürza  Das  Gelübde  einer 

drcissigjährigen  Frau,  Silvio  Torheit  auf 
Reisen  ist  üilettantenarbeit.  Allein 
Ludwig  Hirschfeld  ragt  aus  £e- 
ser  Schar  mit  seinen  Ferien  in  Gossen- 
SÜSS.  Wenn  man  aus  diesem  Gemälde 
eines  Wiener  Gemisches  von  Idioten, 
Lebemann,  Philosophen  der  Gasse  einige 
Kindlichkeiten  des  Stiles,  der  Weltan- 
schauung, einige  übermässige  Grobheiten 
tmd  Zoten  streicht,  so  erhält  man  das 
Werk  einer  tastenden  Begabung,  die  viel- 
Idcht  dordi  Selbstztidit,  Beaäeiden^t 
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tmd  fleissige  Übung  die  richtige  .'^  ^  asse 
sich  ebnet.  Hirschfelds  Landsmann 
Carl  Morburgcr  erfreut  sich  leider 
auch  noch  zu  sehr  an  einer  ungezügelten 
Draufgängerei  in  Sprache  und  Schilde* 
rung  obszöner  Dinge.  DU  da  t.'f ollen 
sind  /Wien,  Szelinski/,  Dirnen  eines 
Bordells,  erzählen  sich  die  traurigen,  die 
grässlichen  Erlebnisse,  als  sie  entjungfert 
wurden.  Derweil  opfert  sich  ein  kaum 
erwachsenes  Mädchgi  mit  ihres  Leibes 
schmächtiger  Blute  rdchen  Lüst- 

ling, weil  die  so  früh  Verlorene  mit  dem 
Schandengeld  ihrer  totkranken  Schwe- 
ster Heilmittel  verschaffen  will.  Die 
Märtyrerin  muss  ins  Spital,  angesteckt 
von  ihrem  Käufer.  Gewiss  ein  Vorwurf, 
eines  ganzen  Dichters  würdig.  Aber 
MorburRer  stellt  das  alles  so  roh,  so  un- 
geschlacht und  mit  Reporterkrassheit 
dar,  dass  eine  ddige  Geschichte  nur 
übrig  blieb. 

NACH  solchen  Grässlichkeiten  die  sanf- 
ten, lullenden  Sätze  von  Georges 
Rodenbach  zu  lesen,  ist  erleichternde 
Labnis.  Friedrich  von  Oppeln-Bronl- 
kowski  verdeutscht  seine  nachgelassenen 
Novellen  /m  Zwielicht  /Dresden,  Reiss- 
ner/.  Im  toten  Brügge  sind  alle  vorge- 
gangen, die  kleinen  Trauerspiele  und 
Kpmodien  dieser  schlafenden  und  jeglich 
\mtts  Wirken  dämpfenden  Stadt  Aus 
der  sinnenden  Ruhe  zerrt  L  e  o  n  i  d 
Andrejew  den  Leser  in  wilde,  aufge- 
regte Zeiten  und  Orte,  in  die  mandschu- 
*»  rische  Armee  Russlands,  in  die  vernich- 
tete Seele  eines  verkrüppelten  Kriegers, 
der  in  der  Heimat  wahnsinnig  w^ird  und 
seine  Angehörigen  in  die  furchtbare 
Blendung  mitreisst.  Das  rote  Lachen 
/Berlin,  Verlag  Snanijc/  ist  ein  Gespenst, 
das  die  blühende,  blondhaarige  Jugend 
greisen  fahl  macht.  Es  weckt  einen  Tu- 
mult auf,  der  die  eisernsten  Kämpfer  zer- 
frisst.  Den  Wahnsinn  zündet  es,  das 
rote  Lachen,  das  ein  Höllcngeist  ist,  ein 
schrecklicher,  verfluchter,  gefurchteter, 
erzeugt  aus  Blut,  aus  Kriegsverzweif- 
lung,  Hoffnnngslosi^eit  und  himmel- 
schreiender Pein.  l'nersättUch  ist  das 
Gespenst,  die  Menschen  hassend  mid  ihr 
Gludc  zermalmend  und  versengend,  gleich 
schrecklich  wie  die  antiken  Gottheiten 
des  Unterganges  und  der  Rache.  Für 
die  grosse  Not  seines  Vaterlandes  bat 
Andrej ew  einen  erschütternden  Ton  ge- 
funden. 

X  X 


Mawungaben  DASS  Resses  Klassiker- 
verlag Teile  seiner  schö- 
nen Ausgaben  von  T  i  e  c  k, 
Brentano,  der  Droste,  Reu- 
ters und  anderen  gesondert  herausgibt, 
wird  die  Anschaffung  dieser  guten  und 
billigen  Bücher  vielen  Kunstfreunden 
erleichtern.  Meyers  Bibliographisch** 
Institut  reiht  Roderich  Benedixf 
unterhaltsamste  Stücke  in  ihre  Bibliothek. 
Von  Paul  Sakolowski  stammt  eine  ge- 
wandte Übertragung  der  Novellen  des 
M  a  s  u  c  c  i  o  /Altenburg,  L'^nger/.  Ge- 
orge Moores  Irdische  und  himm- 
Ksehe  Uebe  lässt  der  Verlag  Fleiachd 
neu  übersetzen  tmd  einleiteiL 
X  X 
KoiMChroalk  WANDLUNGEN  ist  die 
Fortsetzung  von  Fried- 
rich H  u  c  h  s  Roman 
Die  Geschwister  /Berlin,  S.  Fischer/. 
X  Eine  Reihe  schon  gedruckter  Skizzen 
sammelt  Carl  Hauptmann  als  3/»- 
niaturen  /München,  Callwey/.  X  Von 
neuen  französischen  Büchern 
wären  folgende,  bei  Stock  in  Paris  er- 
schienene zu  nennen:  La  cic  des  carri^res, 
gegen  akademischen  Hochmut  eifernd, 
Septime  Cisar,  der  die  reli^öse  tmd 
sittliche  Wandlung  eines  römischen  Gc- 
nüsslings  erzählt,  Une  page  de  la  vi« 
russe,  mssisdien  Aberglauben  be1db^[»> 
fend,  L'opprohre,  darinnen  eine  Gefallene 
ein  hoher  und  heiliger  Mensch  wird. 
Aus  dem  Französischen  fibersetzt  Ist  des 
Geistlichen  Rocheflamme  (wahrschein- 
lich ein  symbolischer  Deckname)  Roman 
Mar\a  von  Magdala  /Leipzig,  Cavael/. 
X  Federleichte  Unterhaltungslck- 
türc  sind  Rudolf  Greiners  Das  golden« 
Kegelspiel  nnd  Marterln  und  Voth' 
taferln  /Leipdg,  Staackmann/. 
X  X 

Utaiatar  ALS    Goethes  besonderer 

SchützUng  hat  Eduard 
Genast  in  Weimar  sein 

Schauspiclerlebcn  begonnen.  Was  sein 
Vater  dorten  gewirkt,  was  er  selbst  auf 
Wanderungen  durch  Deutschlands  Büh- 
nen und  sch1ic<:slich  wieder  im  langjäh- 
rigen Aufenthalt  auf  klassischem  Boden 
in  seinem  Berufe  gearbeitet,  gesehen  und 
genossen  hat,  erzählt  er  in  den  Plaude- 
reien Aus  Weimars  klassischer  und  nach- 
khusischer  Zeit.  Diese  Erinnerungen 
eines  alten  Schauspielers  hat  der  Verlag 
Lutz  in   Stuttgart  jetzt  neu  drucken 

lassen.  MAX  HOCHOORP 
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RICHARD  CALWER  •  ENGLANDS  ABSICHTEN  UND 
DIE  DEUTSCHE  SOZIALDEMOKRATIE 

S  war  zu  erwarten,  dass  die  Enthüllungen  des  Ma/m  über  die 
Bereitwilligkeit  Englands,  sowohl  mit  seiner  Flotte,  wie  mit  seiner 
Landmacht  Frankreich  in  einem  Kriege  gegen  Deutschland  unter- 
stützen zu  wollen,  gewisse  Parteien  in  Deutschland  zu  scharfen 
Angriffen  auf  die  Sozialdemokratie  wegen  ihrer  Heeres-  und  Flot- 
tenpolitik auslösen  würden.  Dieser  Erwartung  hat  denn  auch  die  Wirklichkeit 
reichlich  entsprochen :  der  sozialdemokratische  Standpunkt  wird  zum  mindesten 
als  frevelhaft,  meist  sogar  als  hochverräterisch  erklärt. 

WAS  ist  denn  geschehen?  England  hat  seine  wahren  Absichten  gegen 
Deutschland  einem  französischen  Minister  gegenüber  laut  werden  lassen,  und 
dieser  französische  Minister  hat  in  seiner  Verärgerung  die  Freundlichkeit  ge- 
habt, das  deutsche  Volk  wissen  zu  lassen,  dass  England  auf  der  Lauer  liege, 
über  uns  herzufallen.  Jaures  hat  die  Angaben  des  Matin  ausdrücklich  für 
richtig  erklärt,  dass  Delcasse  im  französischen  Ministerrat  auf  die  eventuelle 
aktive  Unterstützung  Englands  nicht  nur  durch  einen  Flottenangjiff,  sondern 
auch  durch  Landung  von  looooo  Mann  in  einem  Kriege  gegen  Deutschland 
hinweisen  konnte.  Der  Versuch  Englands,  dieses  Anerbieten  bestreiten  zu 
wollen,  dürfte  kaum  ernst  genommen  werden.  Würde  sich  England  eines  reinen 
^  Gewissens  erfreuen,  dann  wäre  das  offizielle  Schweigen  über  diesen  Zwischen- 

fall nicht  zu  verstehen;  es  hätte  sich  wohl  eine  Form  finden  lassen,  um  den 
Behauptungen  des  Matin  ein  unzweideutiges  und  glaubhaftes  Dementi  gegen- 
überzustellen. Da  ein  solches  nicht  erfolgt  ist,  so  soll  man  der  Tatsache, 
dass  England  Deutschlands  l'^eind  ist,  nicht  länger  durch  taktische  Manöver 
ausweichen  wollen. 

ES  ist  grundverkehrt,  jetzt  so  zu  tun,  als  ob  die  deutsche  Politik,  namentlich 
die  Schaffung  einer  deutschen  Kriegsmarine,  England  gewissermassen  zu  seiner 
Haltung  provoziert  habe.  Man  kann  als  Parteimann  sehr  wohl  auf  einem  die 
deutsche  Flottenpolitik  ablehnenden  Standpunkt  stehen,  aber  dann  beschränke 
man  seine  ablehnende  Haltung  nicht  auf  sein  eigenes  Land,  sondern  auch  auf 
seinen  guten  Nachbar,  der  uns  Deutschen  erst  gezeigt  hat,  dass  der  Besitz 
einer  starken  Kriegsflotte  für  die  heutigen  Entscheidungen  in  den  Fragen  der 
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Wcltpolitik  etwa  ebensoviel  wert  ist,  wie  der  Besitz  einer  mit  starker  Gold- 
basis ausgerüsteten  Zentralbank  für  die  Geltung  auf  dem  internationalen  Geld- 
markt.   Oder  will  jemand  etwa  im  Ernste  behaupten.  Englands  Feindschaft 
gegen  Deutschland  wäre  nicht  vorhanden,  wenn  Deutschland  keine  Flotte  be- 
tiflte?  Gtt^  von  diesem  Idembürgerlichen  Staadininkte  aus  mochte  man  Politik 
treiben  in  Zeiten,  wo  Deutschland  noch  wenig  in  die  Weltmarktwirtschaft 
verstrickt  war,  aber  heute,  wo  Deutschland  wirtschaftlich  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  ebenbürtig  zur  Seite  steht    und  nicht  umhin  kann,  zu 
allen  Fragen  der  Weltpolitik  im  Interesse  seiner  Industrie  Stellung  zu  nehmen, 
da  kann  man  wohl  die  Flottei^litik  sämtlicher  moderner  Industriestaaten  anfs 
schärfte  vemrteilen,  aber  man  kann  dem  eigenen  Lande  nicht  znnmten,  eine 
Ausnahmestellung  einzunehmen,  die  recht  verhängnisvoll  werden  könnte.  So 
wie  die  realen  Verhältnisse  heute  liegen,  hängt  das  Ansehen  eines  Staates  im 
Auslande  von  seiner  Scblagiertigkeit  zu  Wasser  und  zu  Lande  ab.  Der 
japanisch-rassische  Krieg  ist  dattr  eine  rindringlicfie  Lehre.   Hitle  Japan 
darauf  verzichtet,  stdi  dne  kri^istnchtige  Rüstung  anzueignen,  es  hätte  sidi 
nicht  nur  gegen  Russland  nicht  wehren  können,  es  wäre  auch  trotz  wirt- 
schaftlicher Erfolge  von  den  Grossmächten  nicht  als  seinesgleichen  anerkannt, 
ja,  es  wäre  auch  nicht  im  stände  gewesen,  für  seine  wirtschaftliche  Entfaltung 
freie  Bahn  zu  schaffen.   Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  nicht  andere  Mittel 
zur  Geltendmachtmg  wirtschaftlicher  und  politisdier  Anspräche  anzustrdwtt 
seien,  aber  man  soll  zugeben,  dass  dann  international  vorzugehen  ist,  und  dass 
nicht  ein  einzelnes  T  atid  das  ganze  Risiko  einer  anderen  Taktik  tragen  kann. 
WENN  der  Zwischenfall  mit  England  zu  dem  Verständnis  führt,  dass  wnr 
Deutschland  dieses  Risiko  nicht  aufbürden  können,  so  ist  damit  noch  keineswegs 
jede  Partei  verpflichtet,  die  Vermehrung  der  Kriegsrfistungen  zu  Wasser  und 
zu  Lande  gutzuheissen.   Ich  glaube,  mit  gutem  Recht  diese  Verpflichtung  f&r 
die  deutschen  Arbeiter  bestreiten  zu  können.    Gründe  wirtschaftlicher  und 
politischer  Natur  leiten  mich  dabei.    Unsere  heutige  Auffassung  vom  Produk- 
tionsprozess  ruht  noch  immer  auf  der  Voraussetzung,  dass  der  Arbeiter  über 
Erzeugung,  Absats  und  Fkvise  kein  Mttbestimaiungsrecht  habe.  Dieses  Redit 
haben  ausschliesslich  Hie  Arbeitgeber,  die  Kafutalisten  und  deren  Vertreter. 
Sie  tragen  für  die  Erfolge  und  Misserfolge  ihres  Absatzes  im  Inlande  und 
Auslände  das  Risiko.    Aus  der  Tatsache  dieses  Risikos  wird  bekanntlich  die 
Berechtigung  des  Unternehmergewinns  hergeleitet.   Solange  nun  im  wirtschaft- 
lichen Leben  das  autokratische  System  herrscht  und  verteidigt  wird,  so  lange  sind 
es  «ch  die  Arbeiter  in  ihrem  eigenen  Interesse  schuldig,  sidi  gegen  die  Über- 
nahme auch  nur  eines  Teiles  dieses  Risikos  zu  wehren.  Einen  Teil  dieses  Risikos 
bilden  aber  zweifellos  heutzutage  die  Kosten  der  Kriegsmarine,  unter  deren  Schutz 
die  deutsche  Einflusssphäre  im  Ausland  eine  ständige  Erweiterung  im  Sinne 
einer  Vermehrung  der  deutschen  Absatzgebiete  erfährt.   Soweit  mit  der  Flotte 
dieser  «wirtschaftliehe  Zweck  verfolgt  wird,  sind  die  dirdct  Interessierten  dabd 
die  Kapitalisten  und  die  Fabrikanten.    Die  Arbeiter  sind  aber  doch,  wendet 
man  mir  ein,  indirekt  gleichfalls  in  hohem  Grade  an  der  Ausdehntmg  des 
deutschen  Absatzes  im  Auslande  interessiert.    Gewiss,  und  zwar  ebensosehr, 
wie  sie  daran  indirekt  interessiert  sind,  welche  Aufträge  ein  Fabrikant  über- 
haupt, zu  welchen  Freisen  er  sie  nbcnmnml;  mit  wddier  Masdiinerie  nnd  mit 
prie  teuren  Rohstoffen  nnd  Kapitalien  er  arbeitet  etc.  Jeder  Fabrikant  würde 
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es  sich  aber  aufs  nachdrücklichste  verbitten,  wenn  seine  Arbeiter  bei  der  Ent- 
scheidung über  derartige  Fragen  mitsprechen  wollten.  Soweit  also  die  Flotte 
sich  als  eine  Versicherung  gegen  eine  Schädigung  und  Beeinträchtigung  des 
ausländischen  Absatzes  darstellt,  ist  sie  als  ein  Teil  des  Risikos  anzusehen, 
das  Kapitalisten  tind  Fabrikanten  ausschliesslich  zu  tragen  haben. 
DOCH  die  Flotte  ist  auch  ein  Machtmittel  des  Staates  für  dessen  allgemeine 
politische  Zwecke.  Da  die  Arbeiter  nun  durch  das  allgemeine  Stimmrecht 
Einfluss  auf  die  Politik  des  Reiches  haben,  sind  sit,  von  wirtschaftlichen 
Gesichtsptmktcu  abgesehen,  nicht  aus  politischen  Gründen  zu  einer  Bewilligung 
der  Mittel  für  die  Wehrfähigst  Deutschlands  verpflichtet?  Auch  hier  möge 
man  erst  das  Verhältnis  der  Sozialdemokratie  zur  Regiemn|f  und  den  bürger- 
lichen Parteien  prüfen,  bevor  man  eine  solche  Verpflichtung  ausspricht.  Politik 
ist  Geschäft.  Wir  wären  heute  auf  manchen  Gebieten  erheblich  weiter,  wenn 
man  die  Politik  mit  weniger  schönen  moralischen  Redensarten,  dafür  aber  mehr 
unter  Abwägung  der  verschiedenartigen  tatsächlichen  Interessen  betreibea 
wollte.  Die  Arbeiter  streben  nach  politischer  Macht  und  Anerkennung;  sie 
sind  bereit,  Pflichten  auf  sich  zu  nehmen,  wollen  aber  dafür  auch  die  ent- 
sprechenden Rechte  haben.  Die  Gegner  der  Arbeiterbewegung  aber,  voran  die 
Regienmg,  bezeigen  nicht  die  mindeste  Absicht,  dem  Streben  der  Arbeiter  nach 
polttiadier  Gleidiberechtigung  entgegenzukommen.  In  hartem  Kampfe  mrasen 
<fie  Arbeiter  Fbntioa  um  Position  langsam  erringen.  Nun  verlangt  man  allen 
Ernstes  von  den  Arbeitern,  sie  sollten  ihren  parlamentarischen  Einfluss  im 
Reichstag  ohne  irgend  welche  Gegenleistung,  ohne  irgend  welche  Garanticen, 
zur  Verstärkung  von  Heer  und  Flotte  in  die  Wagschale  werfen.  Vielleicht 
liease  sich  darüber  noch  reden,  .wenn  die  Organisation  von  Heer  und  Marine 
volkstfimlieher  wäre,  wenn  als  Zweck  des  Heeres  nur  die  Bdcämpfung  des 
ausländischen  Feindes  in  Frage  stünde,  wenn  die  Kosten  für  die  Landesver- 
teidigung in  einer  für  die  Arbeiter  weniger  drückenden  Weise  aufgebracht 
würden.  Aber  wie  liegen  denn  zurzeit  die  Verhältnisse?  Die  Sozialdemokratie 
wird  als  der  innere  Feind,  das  Heer  als  das  Bollwerk  gegen  das  Vordringen 
der  Arbeiterbewegung  bezeichne^  die  Beiiandlung  des  gemeinen  Mann»  im 
Heere  selbst  genügt  nicht  entfernt  den  Ansprüchen,  wie  sie  deutsche  Arbeiter 
stellen  dürfen.  Die  deutschen  Arbeiter  müssten  ihre  Interessen  und  den  Weg, 
auf  dem  sie  zu  politischer  Macht  zu  gelangen  haben,  schlecht  kennen,  wenn 
sie  gegenüber  der  grossen  Rechtlosigkeit,  in  der  sie  sich  heute  noch  befinden, 
Ihren  politischen  Einfluss  dazu  benutzen  wollten,  die  Machtstellung  der  Gegner 
irgendwie  zu  befestigen.  Und  das  würden  sie  tun,  wenn  sie  gegenwärtig  für 
Heeres-  und  Marineausgaben  einträten.  Die  Sozialdemokratie  ist  eine  Oppo- 
sitionspartei und  hat  auch  allen  Grund,  eine  solche  zu  sein.  Solange  man 
ihren  Einfluss  nicht  braucht  uud  nicht  will,  solange  ihre  Macht  noch  nicht 
ausschlaggebend  is^  ao  lange  .wehrt  man  sich  gegen  alle  Konzessionen  an 
die  Arbeiter,  sowohl  auf  poUtischem,  als  auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiet, 
glaubt  es  ihr  aber  doch  ztun  Vorwturf  machen  zu  können,  dass  sie  Gleiches  mit 
Gleichem  vergilt.  Manchmal  ist  ja  die  Phrase,  bei  vaterländischen  Fiagen  falle 
jedes  parteitrennende  Interesse  weg,  ihrer  Wirkung  noch  sicher,  aber  stich- 
haltig ist  die  Phrase  darum  nkht  Wenn  eben  vateriändiache  Fragen  das  nach 
Ansicht  einer  Fartei  ungerechte  System  der  inneren  Politik  in  scl|ärfster  Zu> 
^itzuQg  zum  Ausdruck  bringen,  so  handelt  es  sich  dabei  auch  nicht  mehr  um 
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bloss  vaterländische  iTa^en«  sondern  um  die  Austragung  innerpolitischer  Kon- 
flikte. Verantwortlich  ffir  die  Wehrfähigkeit  Deutsdihuids  sind  ganz  aUein 
die  Parteien»  die  die  heutige  Regierung  wollen  imd  stutzen. 

WENN  nun  neugierige  Menschen  heute  schon  wissen  wollen,  welche  Haltung 
die  Sozialdemokratie  in  d  e  m  Momente  einnehmen  wird,  in  dem  ihre  politische 
Macht  ausschlaggebend  ist,  so  hat  eine  solche  Gewissensirage  schon  deswegen 
keinen  Sinn,  weil  die  Beantwortung  dieser  Frage  von  dem  Grade  der  Ver- 
änderui^  der  innerpolitisdien  Zustände  abhängig  ist  Ffir  heute  ist  die  Haf- 
tung der  Arbeiter  klar.    Sie  ist  ablehnend,  nicht  ans  dem  Bedürfnis  der 
Negation  heraus,  sondern  weil  die  Arbeiter  bei  ihrer  gegenwärtigen  recht- 
lichen Stellung  im  wirtschaftlichen  Prozess  und  im  politischen  Leben  nicht  die 
Pflichten  den  Kreisen  abzunehmen  haben,  die  im  Vollbesitze  aller  Rechte 
diese  mit  den  Arbeitern  nidit  teilen  wollen.   Aber  der  Sozialdemokratie  ge- 
nügt diese  negative  Haltung  nicht  im  geringsten.    So  gut  sie  auf  der  einen 
Seite  sieht,  dass  der  heutige  Wettbewerb  der  Staaten  auf  wirtschaftlichem 
Gebiet  die  politische  Rivalität  und  damit  die  Kriegsrüstungen  steigert,  und 
dass  kein  vorwartsstrebendes  Land  sich  allein  von  diesem  Zuge  der  Zeit  eman- 
zipieren kann,  so  sucht  sie  doch  andererseits  nach  Wegen,  auf  denen  das 
Mass  der  Kriegsrüstungen  möglichst  vermindert  werden  kann,  ohne  doch  die 
Sicherheit  des  einzelnen  Landes  zu  gefährden.   Und  filer  gibt  der  Zwischenfall 
mit  England  wieder  einen  deutlichen  Fingerzeig.    Ich  habe  vor  kurzem  in 
dieser  Zeitschrift  auf  die  Notwendigkeit  einer  Annäherung  zwischen  Deutsch- 
land und  Franlaretch  hingewiesen.  Wirtschaftliche  Gründe  sind  et  in  enter 
Linie,  die  beide  Länder  auf  einander  anweisen.   Aber  idi  habe  damals  sdu» 
angedeutet,  dass  auch  politische  Gesichtspunkte  ein  solches  Zusammengdien 
empfehlen.    Sind  heute  Frankreich  und  Deutschland  sich  über  die  Harmonie 
ihrer  wirtschaftlichen  Interessen  im  Gegensatz  zu  England  und  den  Vereinig- 
ten Staaten  erst  einig,  so  ist  auch  die  Aufgabe  der  politischen  Rückendeckung 
eine  von  heute  total  verschiedene.  Es  stdit  nicht  mdir  das  einzelne  Land  dem 
G^;ner  isoliert  gegenüber,  sondern  im  Bunde  mit  einer  anderen  Macht.  Das 
heisst :  dif  Krics^srii'^tnng'.  die  heute  Deutschland  allein  zu  trncTf'n  hat,  kann 
bei  einem  Zusammengehen  mit  Frankreich  für  jedes  Land  eine  I^rleichtennisf 
er&hren,  ohne  dass  die  Schlagfertigkeit  dem  gemeinsamen  Feinde  gegenüber 
geschwächt  wird.  Man  mag  eine  derartige  Politik  für  den  Augenblick  für  noch  so 
aussichtslos  halten :  die  Tatsache,  dass  in  Deutschland  wie  in  Frankreich  diese 
Politik  von  Parteien  propagiert  wird,  deren  Einfluss  im  Zunehmen  begriffen 
ist,  bietet  die  Gewähr  für  das  r.cliiic^en  einer  Allianz,  deren  zwingende  Ur- 
sachen auf  wirtschaftlichem  Gebiete  liegen.    Und  dass  dei  Gedanke  eines 
deutsch-französischen  Zusammengehens  trotz  des  Marokkokonfliktes  sdbon 
Wurzel  geschlagen  hat,  das  zeigt  schon  der  Verlauf  dieses  Konfliktes  selbst 
WENN  die  deutsche  Sozialdemokratie  ihre  auswärtige  Politik  auf  dieses  Ziel 
hin  einstellt,  so  dient  sie  damit  nicht  nur  dem  wirtschaftlichen  Fortschritt, 
sondern  zeigt  auch  einen  gangbaren  Weg,  wie  der  Wettbewerb  in  Kriegs- 
rustungen  abzuschwächen  ist,  ohne  irgend  einen  Partner  wehrlos  zu  machen. 
Auch  für  die  Politik  gilt  heute,  wie  ffir  das  wütschaftfiche  Leben,  das  Prinzip 
der  Interessengemeinschaft,  durch  die  der  nämliche  Effekt  bei  geringerer  Be> 
lastung  der  Partner  zu  erreichen  ist. 
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HRÜHER  richteten  wir  unsere  ganze  Kraft  gegen  unsere  Gegner  ; 
heute  haben  wir  vollauf  zu  tun,  uns  gegenseitig  zu  bekämpfen,  und 
mau  weiss  oft  nicht,  ob  man  noch  Sozialdemokrat  ist  oder  nicht<, 
sagte  unlängst  ein  alter  Parteigenosse,  der  idimi  wa  der  Wi^ 
unserer  Partei  gestanden  hat  und  bis  heute  noch  auf  exponiertem 
Posten  kämpft.  In  der  Tat  wird  heute  fast  ebensoviel  sittliche  Kraft  auf  die 
gegenseitige  Bekämpfung  verwandt,  wie  auf  den  Kampf  nach  aussen;  ich 
fürchte,  daran  haben  die  Verhandlungen  des  Jenaer  Parteitags  nicht  viel 
geändert.  Meinungsverschiedenheiten  hat  es  innerhalb  der  Partei  stets  gegeben, 
sowohl  in  taktischen,  wie  in  prindpiellen  Fragen,  ohne  dass  die  Bew^ng 
Schaden  litt  und  unsere  Grundanachauungen  in  Gefahr  kamen,  zu  versumpfen 
und  abzuflauen.  Aber  Meinungsverschiedenheiten  sind  in  sachlicher  Rede  und 
Geg^enrede  auszutragen,  nicht  in  erbittertem  Kampfe  und  durch  Unterdrückung 
des  anderen,  am  allerwenigsten  durch  Unterbindmig  der  Kritik  unserer  eigenen 
Ldbren  und  Handlungen.  Unsere  Bewegung  hängt  ja  nicht  von  diesem  oder 
jenem  Programmsatz,  von  diesem  oder  jenem  Pkrteitagsbeschluss  ab.  Unser 
Programm  ist  kein  Doj^na,  die  Beschlüsse  unserer  Parteitage  sind  keine 
Kirchengesetze.  Den  (ilauben  an  die  Sache  muss  freilich  ein  jeder  haben, 
der  sie  zum  Siege  zu  bringen  hofft,  aber  ein  Fanatiker  darf  er  nicht  sein. 
Und  leider  lässt  es  sich  nicht  leugnen,  dass  es  auch  in  den  Reihen  unserer 
Partei  Fanatiker  gibt,  die  einem  Loyola  nicht  nachstehen;  anders  sind  die 
leidenschaftlichen  und  ganz  und  gar  unangebrachten  Auslassungen  und  Urteile 
über  die  Gewerkschaf ts!)eainten,  die  doch  auch  Parteigenossen  sind,  imd  nicht 
die  schlechtesten,  unerklärlich. 

SEIT  CShi  haben  ach  die  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  der  Partei  und 
den  Gewerkschaften  zugespitzt,  imd  die  Auseinandersetzung  hat  einen  Charakter 

angenommen,  der  nicht  mehr  nähernd  wirken  kann,  der  brennend  wirken  muss. 
Es  hat  ja  stets  in  der  Partei  Leute  gegeben,  die  die  Gewerkschaftsbewegung 
mit  Argusaugen  betrachteten,  die  stets  getreulich  deren  Sittenreinheit  prüften 
und  sich  nichts  Schlimmeres  denken  konnten,  als  eine  Verselbständigung  der 
Gewerkschaften.  Nach  Coln  en^edcten  sie  nun  gar  in  den  Gewerkschaften 
die  eigentlichen  Brutstätten  der  Prinzipienlosigkeit,  schlimmere,  als  im  J?e- 
visionisnius.  Die  guten  Wächter  stiessen  kräftig  ins  Horn;  es  begann  in  einer 
Anzahl  von  Parteizeitungen  und  Versammlungen  ein  fröhliches  Kesseltreiben 
gegen  die  Gewerksehaftsbureaukraten  —  der  Bergarbeiterverband  weiss  davon 
zu  erzählen.  Im  Ruhrrevier  fanden  Volksversammhii^fen  statt,  in  denen  über 
die  rftrsumpfende  Tätigkeit  der  Gewerkschafter  gesprochen  wurde  und  die 
tien  Verband  Hunderte  von  Mitgliedern  kosteten.  Es  ist  ja  überhaupt  grund- 
verkehrt, Prinzipienfragen  in  Volksversammlungen  und  Tageszeitungen  aus- 
zutragen ;  damit  wirbt  man  keine  neuen  Anhänger,  damit  macht  man  die  alten 
Genoesen  nur  konfus.  Wer  da  von  der  RücksOnäigkHt,  der  BormertheU,  dem 
Krämergeist,  dem  Zünftlertum  der  Gewerkschaftsführer  redet  und  schreibt, 
dient  der  Partei  ebensowenig,  wie  den  Gewerkschaften  selbst.  Wer  die  Ge- 
werkschaftsmitglieder in  dieser  Art  gegen  ihre  Führer  einzunehmen  sucht, 
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fördert  nur  die  Disziplinlosigkeit  und  damit  notwendig  die  völlit^e  Aktionsun- 
fähigkeit.  Zur  Klärung,  zur  besseren  Einsicht  und  zur  Verständigung  trägt 
man  jedenfalls  dadorcb  nicht  bei. 

WAS  hat  es  denn  zum  Beispiel  für  einen  Sinn,  wenn  ein  Genosse  Geithner  die 

Gewerkschaftsführer  für  Nietsschesche  Übermenschen  erklärt,  die  hoch  vom 
Piedestal  herab  über  Krieg  und  Frieden,  über  die  Berechtigung  eines  Streiks 
entscheiden,  ohne  die  Mitglieder  erst  zu  fragen?^)  Dem  ist  doch  nicht  so. 
Nicht  über  das  Recht  oder  die  Berechtigung  emes  Streiks  entscheiden  sie, 
sondern  darüber,  ob  er  auch  durchführbar  ist  Man  streikt  doch  nicht  um  des 
Streiks,  sondern  um  des  Erfolges  willen.  Von  den  Führern  verlangt  man,  dass 
sie  die  Marktlage  und  die  Konjunktur  besser  kennen,  als  die  Mitglieder;  und 
deshalb  sind  sie  nicht  nur  berechtigt,  sondern  sogar  verpflichtet,  die  Durch- 
führbarkeit eines  Streiks  nach  allen  Richtungen  hin  zu  prüfen  vtaA  den  Mit- 
gliedern ihre  Meinung  rückhaltlos  mitzuteilen.  Die  Streiks  sind  notwendige 
Mittel  des  Klassenkampfes.  Sie  schlagen  beiden  Kontrahenten  schwere  Wun- 
den, aber  beim  Kapitalisten  vernarben  sie  viel  schneller,  als  beim  Arbeiter. 
So  liabcn  die  Kohlenbarone  den  durch  den  Bergarbeiterstreik  zwei  Monate 
lang  ausgefallenen  Profit  längst  wieder  herausgeholt,  während  noch  Tausende 
von  Bergarbeiterfamilien  bis  heute  an  den  Folgen  des  Streiks  laborieren. 
Beim  Ausbruch  des  selben  hat  man  die  Führer  in  Versammlungen  und  in  prin' 
sipientreuen  Blättern  Bremser  genannt,  die  zu  feige  seien,  um  den  Kampf  zu 
wagen,  weil  —  nun,  weil  sie  auf  die  ungünstige  Situation,  auf  die  aufgeh.iuften 
Kohlenvorräte,  auf  die  leeren  Kassen,  also  auf  die  geringen  Aussichten  des 
Kampfes  hinwiesen.  Die  Massen  glaubten  ihren  Führern  schliesslich  nicht 
mdir,  man  rief  iimen  in  Versammlungen  zu:  Wenn  kein  Gdd  in  der  Kasse 
ist,  dann  hungern  wir;  wir  müssen  ja  bei  der  Arbeit  hungern,  also  können 
wir  auch  ohne  Arbeit  hungern !  Und  so  beschloss  man  denn  den  Streik  gegen 
den  Willen  der  Führer ;  das  Recht  des  Streiks  haben  aber  diese  niemals 
bestritten.  Er  war  mdir  als  berechtigt,  und  er  wäre  es  auch  heute,  wenn  er 
wieder  ausbrädie.  Nur  die  Machtpositionen  waren  und  sind  zu  ungleich,  und 
darum  niussten  die  Führer  bremsen.  Als  aber  die  Mitglieder  den  Kampf 
beschlossen,  übernahmen  sie  damit  auch  die  volle  Verantwortung,  und  die 
Führer  boten  ihr  ganzes  Können  auf,  um  den  Kampf  zum  Vorteil  ihrer  Kame- 
raden tn  leiten.  So  handeln  sämtliche  Gewericschaftsfuhrer,  und  kmn  noch 
so  Radikaler  kann  als  Führer  anders  handeln. 

VOM  Sozialismus  sollen  nach  der  Ansicht  des  oben  genannten  Getmssen 

Geithner  die  Gewerkschaftsbeamten  nichts  verstehen.    Er  sagt  da: 

»Freilich,  wer  da  weiss,  welche  eigentümlichen  Vorstellungen  selbst  über  das  Wesen 
des  Sozialismus  und  des  Klassenkampfes,  sowie  ^ber  die  KlassengegensitK  m 
manchen  gewerksdiaftlicfaen  Kreisen  herrschen,  der  wird  nch  über  nidits  wbr 

wundern.« 

Aber  die  ganze  Tätigkeit  der  Gewerkschaften  ist  ja  nur  Sozialismus.  Auch, 
glanbe  ich,  tun  die  Gewerkschafter  für  die  Partei  wohl  mehr,  als  die  Partei- 

angestelltcn  für  die  Gewerkschaften.    Indes,  jene  Art  der  Argumentation  ist 

zu  kleinlich  und  auch  zu  sehr  den  Tatsachen  widersprechend,  als  dass  man  sicli 
damit  noch  aufzuhalten  braucht.  Ebenso  hinfallig  ist  das"  Gerede,  dass  die 
Gewerkscliaftsvorstände  ihren  Angestellten  verbieten,  für  die  Partei  tätig  zu 

')  Vergl.  Otto  Gcitbncr:  Zur  Taknk  der  Sostaidtmokratie  in  der  Netten  Zeil,  1904-19BS,  II.  Hd., 

ssr. 
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sein.  Das  ist  ja  auch  schon  dem  Vorstand  des  ßcrgarbciterverbandes  früher 
einmal  nachgesagt  worden,  obschon  es  diesem  nie  eingefallen  war,  an  seine 
Angestdlten  dne  soldie  Ztuntitang  m  richten.  Da  wird  dn  Ifissreratindm» 
aufgebauscht  und  so  lange  ins  Ungeheuerliche  vergrosscrt,  bis  irgend  ein 
Kapitolswächter  um  Hilfe  ruft. 

WAS  man  in  neuester  Zeit  den  Gewerkschaften  vielfach  zum  Vorwurf  macht, 
das  ist  ihre  angebliche  Verachtung  der  Theorie.    So  behauptet  Fleissner: 

•Die  Theorie  ist  £ia  den  Gewerkschaften!  viellach  geradesu  verpönt,  und  mit  über- 
legener Miene  und  mitleidigem  Adisdzuclcen  wird  der  Parteigenosse  Ton  dem  Ge- 
werkschaftsleiter bedacht,  der  warnend  und  ermahnend  auf  diese  Vernachlässigung 
hinweist.  Die  Entwickelung  der  modernen  Gewerkschaftsbewegung  hat  zurzeit 
emen  Grad  errei^  der  natumotwendig  tma  Zosammenstossen  ond  zur  Ausein- 
andcrsetzung  zwischen  Fartei  und  Gewerkschaft  fähren  muss.«*) 

In  Wahrheit  kann  von  einer  Verachtung  der  Theorie  durch  die  Gewerkschaften 
keine  Rede  sein.  Jeder  Gewerkschafter  weiss,  dass  ohne  die  Theorie  eine 
Bewegung  gar  nicht  zu  leiten  ist.  Die  Gewerkschafter  haben  sich  samtlich 
bei  harter,  langer  Arbeit  selbst  schalen  mnssen.  Und  sie  alle  wissen  sdber  am 
besten,  wo  es  ihnen  fehlt.  Bildungsdrang  und  Wissensdurst  ist  nirgend  mdir 
vorhanden,  als  in  den  Kreisen  der  Gc  werkschafter,  und  da  ist  jeder  Theoretiker 
lieb  und  wert,  der  Aufklärung:  schafft  und  zur  Bereicherung  ihrer  Kenntnisse 
beiträgt.  Aber  er  muss  auch  danach  sein.  Genosse  Bebel  sagte  in  Jena: 
»Wir  haben  in  den  letzten  Jahren  über  alle  mfiglichen  Dinge  theoretisiert,  und  das 
Endresultat  ist  nicht  Klärung,  sondern  immer  grössere  Verwirrung.  Auf  diesem 
Boden  ist  die  Saat  gewachsen,  die  wir  heute  aufgehen  sehen  [der  Anarchosozialis- 
mus].  Eine  so  vollständige  Verwirrung  über  die  Grundansdianangen  hat  es  in 
der  Partei  nie  gegeben,  wie  jetzt.«') 

Mit  mathematischer  Bestimmtheit  und  wissenschaftlicher  Gründlichkeit  wurde 
da  von  Theoretikern  nachgewiesen,  dass  alle  Gewerkschaftsarbeit  nur  Sisyphus- 
arbeit sd,  dass  sie  mit  Totsicherheit  in  Sümpfe  führe  und  deigldchen  mehr. 
Solche  Theorie  ist  innerhalb  der  Gewerkschaftslcreise  allei^ngs  VirpoHt, 
und  dasu  gehört  auch  die  Theorie  Fleissners.    Man  lese: 

»Dos  massenhafte  und  schnelle  Zuströmen  der  Arbeiter  in  die  Gewerkschaften  ohne 
die  Möglichkeit  entsprechender  geistiger  Schulung  hat  für  die  Gewerkschaften  selbst 
grosse  Gefahren,  führt  zur  Unsicherheit  ihrer  Betitigang,  ihrer  Aktionen  im  wirt- 
schaftlichen Kampfe  und  imter  Umständen  zur  Desorpanisntion  oder  in  den  Sumpf 
—  nach  englischem  Muster.  Früher,  als  die  Gewerkschaften  noch  klein  waren,  als 
die  Masse  noch  draussen,  der  kleine  Teil  drinnen  stand,  da  hatte  man  zwar  ein 
Ideines  Heer,  aber  Soldaten,  die  gut  diszipliniert  und  deshalb  in  allen  Situationen 
zuverlässig  waren.  Wer  in  die  Organisation  kam,  tat  diesen  Schritt  erst  nach  reif- 
licher Überlegung,  er  tat  ihn  aus  Klassenbewusstsein.c 

Das  ist  doch  der  tmverfälschte  Doktor  Eisenbart,  der  die  Gewerkschaften  da- 
durch kurieren  will,  dass  sie  ordentlich  Mitglieder  streichen.  Probatum  est! 
Je  weniger  Mitglieder,  desto  aktionsfahiger  sind  die  Gewerkschaften  im  wirt- 
sdiaftiichen  Kampfe,  und  da  sie  diesen  hauptsächlich  führen,  so  müssen  ihre 
Erfolge  um  so  sicherer  sein,  je  schwächer  sie  an  Anhängern  sindl  Die  Ge- 
werkschaftsführer haben  sich  abgemüht,  nur  Mitglieder  zu  gewinnen,  mög- 
lichst alle  Berufskollegen  der  Organisation  zuzuführen,  und  nun  wird  uns 
nachgewiesen,  dass  das  zu  Aktionsunfähigkeit,  in  den  Sumpf  führt. 

*>  Vergl.  Hcrmano  Fleissner:  Partei  mud  Gtwtrksckaft  in  der  NeiuH  Zeit,  i904-:905.  II.  Bd.. 
P««.  TO* 

•)  VcfvL  dM  Protokoll  des  Jenaer  Parteitact,  |»as.  311. 
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NUN,  manche  Parteigenossen  und  Parteiinstanzen  denken  darüber  anders.  So 
äussert  sich  Genosse  Bebel  in  seinem  bekannten  Vortrag  vom  31.  Mai  1900, 
den  wohl  alle  Gewerkschafter  vollinhaltlich  unterschreiben,  folgendermassen : 
»Die  Aufgaben  tmd  Zwecke  der  Gewericschaft  werden  tun  so  gründlicher  errekht. 
je  stärker  die  selbe  ist,  das  heisst  je  mehr  Arl)eitsgenosscn  ans  tlcm  gleichen  Arbeit? - 
zweig  ihr  angehören,  je  geschickter  ihre  Leitung  ist,  je  gefiiUter  ihre  Kassen  sind. 
Alsdann  ist  auch  ihre  moraliache  Madat  so  stark,  ^äa»  vMe  Zumutungen  gegen  die 
Arbeiter  unterbleiben,  die  anderen&lls  gestellt  würden.  Die  blosse  Existenz  der 
Gewerkschaft  ist  eine  Mahnung  an  den  Unternehmer,  die  Saiten  nicht  zu  straff 
zu  spannen.  Da  ferner  in  der  Fabrik  und  im  gewerkschaftlichen  Betrieb  Arbdter 
ohne  Unterschied  der  religiösen  und  politischen  Überzeugung,  oft  auch  von  ver- 
schiedener Nationalität  beschäftigt  werden,  so  muss  die  Gewerkschaft  ihrt  Mit- 
glieder ohne  Rücksicht  auf  religiöse  und  politische  Meinun- 
gen und  nationale  Abstammung  aufnehmen.  Zusammenschmieden  aller  vorhande- 
nen Gewerksgenossen  in  eine  Organisation  muss  das  erste  Gebot  ihrer  Politik  sein, 
denn  ohne  Befolgung  dieses  Gmudsataes  kann  sie  ihre  Aufgabe  nicht  oder  mar 
ungenügend  erfüllen./) 

Im  selben  Sinne  spricht  sich  die  letzte  Bekanntmachung  des  Partei  Vorstandes 
aus: 

•Und  noch  dn  anderes  hat  der  Parteitag  zu  Jena  für  notwendig  erUirt   IMe  ge- 

Weriochaftlichcn  Organisationen,  die  die  Aufgabe  haben,  die  Lage  der  Arbeiter- 
klasse auf  dem  Boden  der  bestehenden  Wirtschaftsordnung  nach  jeder  Richtung 
zu  beben  und  zu  verbessern  und  andererseits  ungehörige  Zumutungen  der  Unter- 
nehmer an  die  Arbeiter  znnickzuweiscn,  sind  eine  tmhedinKtc  Notwendigkeit  in 
der  bestehenden  sozialen  Ordnung.  Diese  Organisationen  erfüllen  in  um  so  voll- 
kommenerem Masse  ihren  Zweck,  je  grösser  die  Zahl  der  Arbeiter  ist,  die  in  einem 
bestimmten  Berufe  ihrer  <  ;i  \M  rk.sch.iftsorganisalion  atigehörcn.  Sind  sämtliche  in 
einem  bestimmten  Berufe  vorhandenen  Arbeiter  in  ihrer  Gewerkschaft  organisiert, 
so  bat  die  selbe  das  Ideal  einer  Gewerkscbaffcaorganisatioa  erreicht.c 

Nach  Fleissner  würde  eine  Berfarbeiterorganisation  von  500  sielbewusstcn 
Klassenkampf ern  dem  Kohlensyndikat  weit  mehr  imponieren,  als  eine  solche 
von  40000  Mitgliedern,  unter  denen  sich  auch  Nichtklassenkämpfcr  befinden. 
Es  gibt  freilich  zahlreiche  Genossen,  die  von  der  kictncn,  aber  reinen  Gewerk- 
schaft reden  mid  auch  daran  glauben.  Hundertmal  sind  diese  Ansrhaimngcn 
dtnth  die  Macht  der  Verhältnisse  ad  absurdum  geffihrt,  immer  wieder  tauchen 
sie  auf.  Lohnt  es  sich,  sie  zum  hundertundersten  Male  zu  widerleg^? 
DASS  die  Gewerkschaften  in  den  letzten  Jahren  quantitativ  mehr,  als  qualitativ, 
zugenommen  haben,  weiss  niemand  besser,  als  die  Gewerkschaftsbeamten  selber, 
die  mit  ihren  Mitgliedern  in  täglichem  Verkehr  stehen.  Aber  deshalb  können 
wir  doch  nicht  ein  gjtewerkschaftliches  Abiturientenexamen  einführen  nnd  die 
Att&ahme  von  dessen  Bestehen  abhängig  machen !  Alle  Gewerkschaften  sind 
unermüdlich  bestrebt,  ihren  Mitgliedern  die  nötige  Schulnnt,'  beizubringen, 
und  da  hier  ihre  Tätigkeit  sich  auf  ihren  Beruf,  auf  die  Verwaltungsarbeiten 
und  nicht  zuletzt  auf  die  sozialpolitische  Gesetzgebung,  jedenfalls  auf  Gegen- 
wartsarbeit beschränkt,  so  steht  es  um  die  gewerkschaftliche  Schulung  weit 
besser,  als  um  die  politische.  Und  es  ist  fraglich,  ob  die  Parteipresse,  die 
häufig  sehr  viel  Raum  für  lange  Polemiken  und  sehr  wenig  für  belehrende 
Aufsätze  hat,  ihrer  Anfj^abe  so  genüj^t,  wie  die  Gewerkschaftspresse  der 
ihrigen.  Das  eine  mag  sie  sich  gesagt  sein  lassen:  die  häufigen  Angriffe  auf 
die  Gewerkschaften  schädigen  die  Partei  vielleicht  mdir,  als  diese. 
NACH  den  nnlddlichen  Presspolemiken  befürchtete  man  von  dem  Parteitag 

«)  Vcrgl.  August  Bebel:  Ctmerksekaflsbewegunt  und  ftHHselu  ParttUn  /StattfArt  ifutf,  pag*  *$. 
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in  Jena  ein  Pronunziamento  gegen  die  Gewerkschaften.  Wenn  es  dazu  nicht 
gekonunen  ist,  so  ist  das  der  Sachlichkeit  der  beiden  Hauptrcicrcnten,  der 
Geaoesen  Bebel  mid  Fischer,  zu  danken.  Wollte  man  aber  bestreiten,  dass  dea 
Gewerkschaftern  in  Jena  dodi  recht  ubd  mi^jesptelt  wurde,  so  htesse  das 
den  Kopf  in  den  Sand  stecken.  Seit  einigen  Jahren  beschleicht  ja  die  Genossea 
beim  Zusammentritt  eines  jeden  Parteitags  ein  beklommenes  Gefühl;  in  Essen, 
wo  der  Wahlkampf  diesmal  tobte,  sprach  man  es  recht  laut  aus.  Früher  waren 
solche  Parteitage  für  die  Genossen  im  Lande  lelmreidi,  sie  gaben  AnfUintng 
nber  die  Probleme  der  Tage^dütU^  nene  Anregung  und  Mut  znr  Agitation; 
die  auftauchenden  Bdetnungsrerschiedenheiten  belebten  die  Debatte,  erbitterten 
aber  nicht.  Seit  einigen  Jahren  ist  das  anders  —  und  auch  Jena  hat  dieser 
unerquicklichen  Entwickelung  keinen  Schlusspunkt  gesetzt.  Ein  Beweis  für  die 
lant  verkündete  Einigkeit  ist  bis  jetzt  nicht  erbracht  worden.  Noch  immer 
weiden  die  Fragen  verschoben,  nodi  immer  werden  taktische  Erwägungen  mit 
prinzipieller  Schärfe  behandelt. 

SO  diesmal  die  M  a  i  f  e  i  e  r  f  r  a  g  c.  Da  wurde  ein  tiefgehender  Unterschied 
zwischen  der  Partei  und  den  Gewerkschaften  konstruiert,  als  habe  es  innerhalb 
der  Partei  selbst  nie  Gegner  der  Maifeier  gegeben.  Man  hat  im  allgemeinen 
das  l&npfinden,  dass  die  Maifeier  das  nicht  ist,  was  sie  sein  solL  Man  ist  mit 
dem  bisherigen  Erfolg  nicht  zufrieden»  und  daran  sollen  nun  die  Gewerk- 
schaften schuld  sein.  Diese  haben  aus  der  praktischen  Erfahrung  gelernt,  dass 
die  Arbeitsruhc  am  i.  Mai  undurchführbar  ist,  und  sie  haben  sich  nicht  ge- 
scheut, für  die  Aufhebung  eines  verfehlten  Beschlusses  einzutreten.  Genosse 
Fiscber  hat  auf  die  Verhandlungen  mdirerer  Generalversammlungen,  so  anff 
die  des  Bergarbdterverbandes,  hingewiesen,  die  sich  gegen  ihre  Beamten  wegen 
ihrer  Haltung  zur  Maifeierfrage  in  Cöln  scharf  ausgesprochen  haben.  Gewiss, 
unsere  Gcncralvcrsammhing  hat  diese  Frage  mit  einem  Eifer  und  einer  Gründ- 
lichkeit diskutiert,  als  hinge  das  Wohl  der  Bergleute  davon  allein  ab,  und  die 
grosse  Zahl  der  Redner  qirach  sidi  sdir  sdiarf  gegen  mich  aus.  Es  traten 
sogar  Kidlegen  gegen  mich  auf,  denen  sofort  nachgewiesen  wurde,  dass  sie 
in  ihrem  Leben  noch  nicht  eine  einzige  Maifeier  mitgemacht  hätten,  die  aber 
dennoch  behaupteten,  ich  hätte  nicht  die  Meinung  der  Bergleute  vertreten. 
Ja,  worin  zeigt  sich  denn  diese  Meinung,  wenn  nicht  in  der  Tat?  Es  ist 
sehr  gewagt,  zu  behaupten,  alle  Bergleute  seien  für  die  Maifeier;  von  den 
140000  Ifi^rliedem»  die  der  Veihand  nadi  dem  Streik  hatt^  haben  sich  keine 
4000  an  der  Maifeier  betdligt.  Man  täuscht  sich  gewattig,  wenn  man  die 
Stimmung  unserer  Kongresse  als  Gradmesser  der  Gesamtstimmung  der  Arbeiter 
ansieht.  Nach  Cöln  brachte  die  Dortmunder  Arbeiterzeitung  gegen  meine 
Stelltmgnahme  zur  Maifeier  in  Fettdruck  einen  Protest,  im  Namen  des  ganzen 
Rnhrreviers  natörlich,  und  ich  wurde  ersucht,  in  Dortmund  und  Hdrde  über 
die  Verhandlungen  des  Kongresses  Bericht  zu  erstatten.  Idi  kam  dieser  Auf- 
forderung nach:  und  das  Resultat?  Erstens  erschienen  nur  wenig  Leute,  die 
meisten  hatten  kein  Interesse  für  diese  hochwichtige  Sache ;  zweitens  stelhc 
man  sich  in  Hörde  vollständig  auf  meinen  Standpunkt,  und  in  Dortmund  fand 

nur  vereinselten  Widerspitidi. 
NICHT  als  Gewerkschafter,  sondern  als  Sozialdemokrat  bin  ich  G^[ner  der 
gSgenwärtigen  Form  der  Maifeier.    Ich  finde,  dass  der  Siegespreis  auf  keinen 
Fan  die  Opfer  des  Kampfes  auch  nur  entfernt  aufwiegt.   Angenommen,  die 


Digitized  by  Google 


§28   JOHANN  LEIMPETERS  •  OIESOZIALDBMOKRATISCHB  PARTO  UND  DS  OEWERKSCHAPTeiff 

Regierung  ist  so  Tem&nftig  und  gestattet  uns  am  i.  Mai  überall  den  Umzug 
unter  der  Bedingung,  dass  wir  alle  diejenigen  in  Ruhe  lassen,  die  sich  frei- 
willig an  unserer  Demonstration  nicht  beteiligen  wollen ;  angenommen  ferner, 
die  Unternehmer  sind  ebenso  vernünftig  und  sagen:  soweit  es  der  Betrieb 
erlaubt,  mag  feiern,  wer  Lust  hat.  Dann  hatten  wir  also  die  Ifaifeier,  mid 
was  wäre  damit  gewonnen?  Keine  Viertelstunde  Arfadtsseitverkurzung,  kein 
Pfennig  Lohnerhöhung,  aber  eine  Forderung  wäre  erkämpft:  ein  Feiertag. 
Zugleich  mit  dieser  Erkämpfung  verliert  sie  aber  auch  den  Sinn,  der  doch 
ausschlieslich  in  der  Demonstration,  nicht  in  dem  Feiern  besteht.  Doch  gebe 
ich  zu:  heute  hat  die  Maifeier  noch  den  Reiz  eines  Kampfmittels,  und  so  ist 
sie  in  einem  gewissen  Sinne  audi  schön.  Aber  leider  nicht  durchfuhchar. 
In  den  grösseren  Fabriken,  Hütten  und  Zechen  arbeiten  die  Arbeiter  in  Ab- 
teilungen, Kolonnen,  Dritteln  u.  s.  w. ;  reisst  man  aus  solch  einer  Gruppe 
einen  oder  gar  zwei  Mann  heraus,  so  nnissen  auch  die  anderen  feiern,  besorgt 
sie  zufällig  noch  Vorarbeit,  so  müssen  schliesslich  noch  ganze  Abteilungen 
feiern«  ob  sie  von  der  Maidemonstration  etwas  wissen  wollen  oder  nicht.  In 
solchen  Betrieben  haben  die  katholischen  Arbeiter  schon  längst  auf  ihre  Feier- 
tage verzichten  gelernt,  und  denen  sind  sie  schliesslich  ebenso  heilig,  wie  uns 
der  I.  Mai.  Ohne  alle  diese  Arbeiter  bleibt  die  Maidemonstration  nur  eine 
Halbheit;  und  dass  sie  mitfeiern,  daran  ist  auf  Jahre  hinaus  nicht  zu  denken, 
sie  wissen,  dass  sie  Gefahr  laufen,  arbeitslos,  zum  mindesten  aber  wegen  will- 
kärliehen  Feiems  bestraft  zu  werden,  und  gerade  auch  ein  Teil  unserer  radikalen 
Maifeieranhänger  richtet  sich  danach.  Mir  sind  Parteigenossen  bekannt,  die, 
solange  sie  noch  in  die  Fabrik  gingen,  sich  am  i.  Mai  schamhaft  durchs  Fabrik- 
tor schlichen,  aber,  nachdem  sie  von  der  Partei  frei  gestellt  wurden,  keine 
Furcht  vor  Massr^hmg  oder  sonstigen  Nachteilen  an  ludben  hrauditen,  auf 
etnmal  fanatische  Anhänger  der  strikten  Arbeitsmhe  am  i.  Mai  wurden  und 
jeden,  der  nicht  mitfeierte  oder  anderer  Meinung  war,  einfach  einen  Feigling 
nannten.  Will  man  den  Kampf  führen,  so  rauss  man  sich  auch  dazu  ver- 
stehen, die  Maiopfer  zu  entschädigen.  Und  da  wundert  es  mich,  dass  ein 
Buneitag  den  Bochumer  Antrag  ablehnter  der  sämtliche  Parteigenossen  in  gc- 
tuktntr  L^etustelUmg  verpflichten  wollte,  am  i.  Mai  auf  ihr  Gehalt  zu  gunsten 
der  Geschädigten  zu  verzichten.  Bfan  sagte,  einen  solchen  Beschluss  könne  der 
Parteitag  nicht  fassen,  er  könne  niemand  zwingen,  seinen  Lohn  für  bestimmte 
Zwecke  abzugeben.  Merkwürdig.  Und  der  selbe  Parteitag  kann  den  Millionen 
von  Arhettem  die  Pflicht  aujPerlegen,  am  i.  Mai  die  Arbeit  ruhen  zu  lassen 
und  somit  auf  ihren  Lohn  zu  venichten? 

DIES  über  die  Maifder.  Ich  will  die  Frage  selbst  hier  nicht  ausführlich  be- 
handeln. Ich  wolte  nur  an  diesem  Beispiel  zeigen,  dass  es  keinen  Zweck  hat, 
über  nüchterne  Erwägungen  der  Praxis  mit  der  Berufung  auf  hohe  Prnunpitn 
sich  hinwegtäuschen  zu  wollen. 

AHNLICH  liegt  die  Sache  mit  dem  Generalstreik.  Die  Generalstreik- 
debatte bildete  den  Höhepunkt  des  Parteitags  und  wird  in  einem  Tdl  unserer 

Presse  als  ein  Weltereignis  gefeiert.  Ruhige  Köpfe  urteilen  freilich  anders, 
und  auch  im  Lande  hat  die  Debatte  nicht  entfernt  die  Begeisterung  hervor- 
gerufen, die  man  sich  vielleicht  davon  versprach.  Das  Referat  des  Genossen 
Bebel  war  ohne  Zweifel  fiwzsnierend  und  auch  ohne  Spitzen  und  Angriffe  auf 
die  Generalstreikgegner.   Aber  bei  der  B^jfbidung  des  neuen  KampfmiitHs 
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ist  auch  Bebel  nicht  über  das  Wenn  und  Aber  hinweggekommen.  £r  hat  den 
anarchosozialistischen  Generalstreik  entschieden  bdEunpft  und  nnr  den  ptAi" 
tisdien  Massenstreik  befürwortet;  aber  er  hat  die  Demarlcatiooslime  xwisdien 
betdm  nicht  gezogen,  wie  sollen  sie  nun  die  Arbeiter  finden?  Es  ist  das  auch 
ganz  unmöglich,  weil  es  für  die  Praxis  einen  solchen  Unterschied  nicht  gfibt. 
Vor  einigen  Jahren  wurde  jeder,  der  für  den  Generalstreik  eintrat,  als  un- 
verbesserlicher Phantast  abgefertigt,  und  heute  sieht  man  den,  der  sich  für 
das  uralte  neue  Kampfmittel  nicht  begeistert,  bereits  halb  als  Verräter  an. 
FÜR  die  Gewerkschaften  bedeutet  die  Anwendung  dieses  Kampfmittels  ihre 
Zerstöriinq-,  und  deshalb  müssen  sie  sich  dagegen  wenden.  Die  Genossin 
Roland-IIolst  sag^t  mit  vollem  Recht: 

»Die  Gerjcralstreikidce  ist  .  .  .  deshalb  am  verderblichsten  für  die  gewerkschaftliche 
Praxis,  weil  sie  auf  das  Hineinziehen  der  Massen  zur  Organisation  und  auf  die 
tägliche  Kleiiiarf)cit  keinen  Wert  legen  kann.  Wenn  eine  Minderheit  die  Trägerin 
der  Revolution  sein  kann,  wozu  die  nuilievollc.  unaufhörliche  Arbeit  zur  Organisa- 
tion und  Erziehmg  der  Massen?  Wenn  das  Heil  ohne  langwierige  Schulung  und 
Übung  durch  einen  gewaltigen  Ausbruch  des  Widerstandes  erreichbar  ist,  wozu 
die  Plage  und  Not  der  taglichen  Kleinarbeit  ?  .  .  .  Man  kann  sagen,  dass  die  Idee 
des  revolutioiiär-okononiiselien  Generalstreiks  einen  ähnlichen  Eintluss  auf  den 
geistigen  Zustand  der  Arbeitennassen  hat,  wie  die  Lektüre  von  Sensationsromanen 
anf  den  der  Jugend.  Sie  macht  sie  überspannt,  verschliesst  ihren  Sinn  für  die  Wirk- 
lichkeit der  gesellschaftlichen  Entwickelung.  zerstört  jedes  Kf>i"i<l''  Interesse  für 
das  tägliche  Leben  und  die  tägliche  Arbeit;  hält  sie  zurück  vom  frisch-lröhlichen 
Kampf  des  Augenblicks  und  Imnzentriert  ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  Erwartung 
des  zukünftigen  Heiles  .  .  .  Die  Gewerkschaftsbewegung  im  Banne  der  General- 
streikillusion hat  nur  die  Wahl  zwisdien  fieberhaftem  Losschlagen  imd  tatenlosem 
Erwarten  der  Zukunft,  wobei  sieh  i^  Sehnsudit  nur  in  exaltierten  Worten  äussern 
kann.«*) 

Der  Generalstreik  dürfte  in  Deutschland  zum  Zusamenstoss  mit  der  bewaffneten 
Macht  führen,  und  ob  dann  Jeanne  d'Arc  ihre  Auferstehung  etwa  in  einer 
Rosa  I<iixemburg  leiern  würde,  ist  doch  noch  nicht  ganz  sicher.  Einen  solchen 
Zusanmienatoss  will  Genosse  Bdiel  auch  nicht,  dafür  ist  sein  Verantwortlich- 
keiti^efähl  zu  gross;  aber  er  hat  sich  durch  den  ruhigen  Verlauf  des  Ruhr- 
bergarbeiterstreiks  gewaltig  täuschen  lassen.  In  der  Tat  kann  man  aber  den  Berg- 
arbeiterstreik mit  einem  politischen  Massenstreik  nicht  in  Vergleich  stellen. 
Der  Bergarbeiterstreik  richtete  sich  gegen  eine  Handvoll  im  ganzen  Lande  bitter 
gdiatater  Millionire,  während  sich  der  Massenstreik  unter  Umstanden  gegen 
das  ganxe  Land  richtet.  Im  Ruhrrevier  besorgte  die  Polizei  den  Streikenden 
Säle,  sie  schaltete  eine  Reihe  von  Bisiiinniunp^cn  des  V'ercinsfjesetzes  voll- 
kommen aus,  hielt  vielfach  telephonische  Verbindung  mit  der  Streikleitung  und 
machte  dieser  Mitteilung  über  besondere  Vorkommnisse.  In  den  Versamm- 
luqgen  traten  Geistliche  und  Bürgermeister  auf  und  ermahnten  die  Streikenden 
rur  Ruhe  und  zur  Befolgting  der  Anordnungen  ihrer  Führer.  Bei  welchem 
Streik  hat  man  jemals  derartiges  erlebt"''  Glaubt  man  im  Ernst,  ein  politischer 
Massenstreik  würde  unter  ahnlichen  Auspizien  verlaufen?  Was  hätte  sich 
wohl  beim  Bergarbeiterstreik  ereignet,  wenn  die  sozialdemokratischen  Arbeiter 
ihn  a  11  e i  n  geführt  hätten?  Dann  wäre  der  Säbel  «rohl  nicht  in  der  Schdde 
geblieben. 

■)  Vcrgl.  HenricttcRoland-pioUt':  GtntnUtreUi  umS  SoMUtmtkntir  /Dresden  190$/.  pag.  j6-xr. 
—  BdUnfig:  Auf  dea  rcvoitlU«illir«n  Gcmnlstreik  in  Russland,  auf  den  manche  unserer  Theareliker 
cxcatpUfigicfca.  sehe  icb  aatörUch  te  ditHn  Znsamncnhang  nicht  ein.  Diese  Verhältnisse  >ind 
in  der  Tat  mit  denen  in  WotenrofM  «chkeiathin  unTcrgleicbl»«r. 
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UND  wie  sieht  es  nuii  mit  dem  viersekn  Tage  Himgem  für  unsere  Reckte 
ans?   Als  die  Bergarbeiter  in  den  Streik  traten,  hatte  noch  jeder  den  Lohn 

von  vier  Wochen  auf  der  Grube  stehen,  der  ihnen  in  zwei  Raten  anstandslos 
ausgezahlt  worden  ist,  so  dass  man  luitte  annehmen  müssen,  sie  könnten  vier 
Wochen  streiken,  ohne  einen  Pfennig  Zuschuss,  und  ohne  während  dieser  Zeit 
za  htmgem.  Hätten  sie  doch,  falls  sie  zur  Arbeit  gingen,  in  den  nidisten  m: 
Wodien  auch  mit  diesem  Oelde  auskommen  müssen.  Dazu  kommt  Weiler» 
dass  die  Geschäftsleute,  Metzger  auch  ohne  Geld  Ware  hergaben,  und  dass 
von  auswärts  Lebensmittel  f2:eschickt  wurden.  Und  dennoch  musste  schon 
in  der  ersten  Woche  Notunterstützung  gezahlt  werden.  Frauen  erschienen 
anf  den  Streikbureaus  und  weinten  vor  Not»  und  nach  vierzehn  Tagen  war, 
trotz  des  al^hobenen  Lohnes,  trotz  der  xMi  Millionen  Mark  in  bar  tmd  der 
vielen  Waren,  die  ins  Ruhrrevier  geschickt  worden  sind,  die  Not  grenzenlos, 
und  zu  Hunderten  drohten  die  Streikenden,  wenn  es  keine  höhere  Unterstützung 
gäbe,  so  müsste  aus  Not  der  Streik  abgebrochen  werden,  und  sie  würden  zur 
Arbeh:  torfiddEehren.  Dennodi  üttten  alle  diese  Lente  begeistert  ansgervln: 
Wir  mfissen  bei  der  Arbeit  schoo  hungern»  so  kSnnen  wir  das  auch  ohne  Arbeit! 
Der  wirkliche  Hunger  ist  eben  dn  so  mächtiger  Faktor,  dass  er  allen  Idealismus 
und  alle  Begeisterung  niedermacht.  Nun  heisst  es  freilich :  diejenigen  unter 
uns,  die  besser  situiert  sind,  sollen  tief  in  die  Tasche  greifen !  Sollten  damit 
die  Genossen  in  gehobener  Lebensstellung  gemeint  sein,  so  kann  ich  verraten, 
dass  die  meisten,  auch  wenn  sie  bis  auf  den  Taschenboden  greifen,  nichts 
herausholen.  Die  Mehrzahl  dieser  Leute  lebt,  genau  wie  die  Lohnarbeiter,  von 
der  Hand  in  den  Mund.  Und  die  paar  T^eute  in  imserer  Partei,  die  tatsächlich 
etwas  übrig  haben,  können  sich  bei  solcher  Gele},'enheit  an  den  Bettelstab 
bringen,  ohne  auch  nur  den  Streik  um  eine  Stunde  zu  verlängern. 
FÜR  die  (Gewerkschaften  würde  jedenfalls  eine  Propagierung  des  Generalstreüc- 
gedankcns  destruktiv  wirken.  Eine  solche  ist  ja  einstweilen  auch  nach  dem 
Parteitagsbeschluss  nicht  beabsichtigt,  da  dieser  nur  für  ein  Kampfmittel  spricht, 
das  »gegebenen fallsc  in  Anwendung  zu  kommen  hat.  Und  für  die  Gewerk- 
schaften bleibt  der  Cölner  Beschluss  bindend;  sie  werden  ihn  mit  allem  Nach- 
druck verteidigen.  Sie  dfirfen  es  nicht  zugeboi,  dass  die  so  muhevoll  unter 
unsäglichen  Opfern  aufgidMtntm  Organisationen,  die  Arbeit  von  Jahrfdiiifcen, 

durch  Experimente  zerstört  werden. 

ES  ist  zu  befürchten,  dass  die  Verhandlungen  in  Jena  die  Wirkung  haben 
könnten,  dass  ein  Riss  zwischen  Partei  und  Gewerkschaften  entsteht.  Das 
wäre  im  Interesse  der  Arbeiterbewegung  allerdings  sdir  sdiUmm.  Helfen  kann 
da  nur  eine  vollständige  Selbständigkeit  der  Gewerkschaften,  ihre  Unabhängig- 
keit von  jeder  politischen  Partei.  Die  Gewerkschaften  haben  praktische 
Gegenwartsarbeit  zu  leisten  und  müssen,  gestützt  auf  praktische  Erfahrungen, 
ihre  Taktik  selbst  beschliessen.  Es  dürfen  ihnen  von  der  Partei  keine  Bc- 
sddfisse  aufgezwungen  werden.  Sie  wären  dann  ja  nur  Fadiabteilungen 
innerhalb  der  Partei,  und  diese  wurde  die  voOe  Verantwortung  ffir  ihr  Handehi 
übernehmen  müssen.  Dazu  dürfte  sich  schwerlich  die  Partei  verstehen,  und 
damit  wäre  ihr  auch  durchaus  nicht  gedient.  Will  sie  das  aber  nicht,  dann 
muss  sie  in  ihrem  eigenen  Interesse  der  Gewerkschaft  volle  Selbständig- 
keit einriniMn  und  es  nicht  dahin  kommen  lassen,  dass  diese  sie  sich  erst 
erkämpfen  muss. 
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EDUARD  BERNSTEIN  ■  GEWERKSCHAFTSKAMPF 
UND  KLASSENKAMPF 

ER  Gewerkschaftskampf  ist  üu  wesentlichen  Kampf  von  Arbeitern 
besttnunfeer  Benilncliicliteii  fGr  die  HcSmng  oder  mindestens  Sidier- 
stellung  ihrer  gesdUsdiaflUdieii  Lage  gq^fiber  ihren  Arbeit- 
gebern.^) Beruf  ist  aber  nicht  Klasse,  wenngleich  innerhalb  der 
Berufsschicht  heute  die  Arbeiter  den  Arbeitgebern  gegenüber  eine 
andere  Klasse  repräsentieren.  Auf  diese  Weise  erhält  der  Gewerkschafts- 
kämpf  einen  Doppelsinn,  je  nachdem  das  Berufsinteresse  oder  das  Klassen- 
interease  bei  ilim  schSrfer  betont  wird  respdrtive  die  bestimmende  Roite  spielt 
Von  massgebendem  Einfluss  ist  dabei  die  Zusammensetzung  und  Rdcrutiennig 
des  Berufes  selbst.  In  einem  Beruf,  dessen  Arbeiterschaft  sich  aus  in  langer 
Lehrzeit  speziell  Angelernten  zusammensetzt,  zeigt  selbst  der  heftigste  Kampf 
zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  unter  Umständen  wenig  von  einem 
Klassenkampf,  wihrend  in  Berofen,  die  ein  selir  breites  Rdcrutierungsfdd 
baben,  auch  nichtökonomische  Differenzpunkte  Anlässe  zu  wahren  Klassen- 
kämpfen werden  können.  Dies  lässt  sich  ganz  besonders  auf  den  ersten  Stadien 
der  neuzeitlichen  industriellen  Entwickclung  beobachten.  Die  handwerks- 
mässig  gebliebenen  oder  aus  dem  Handwerk  herausgewachsenen  und  noch 
wesentlich  handwerkan^ig  gelernte  Arbeiter  beschäftigenden  Geweibe  haben 
da  darchans  nidit  minder  sahlreicbe  innere  Kämpfe»  als  die  von  der  nMidei^ 
nen  Maschinerie  zuerst  erfassten  und  revolutionierten  Indnstrieen.  Aber  die 
Gegensätze  zwischen  Arbeitsherren  und  Lohnarbeitern  tragen  da  doch  noch 
lange  den  Charakter  eines  mehr  häuslichen  Konfliktes  und  verursachen  keine 
stäriceren  sozialen  Wellenschläge,  während  die  Kämpfe  in  den  maschinellen 
Indostrieen  leicht  den  C3iarakter  politiacli-aoaaler,  das  heisst  solcher  Be- 
wq^nogen  anndunen,  die  nach  Heranziehung  der  gesellschafüichen  Reguliemngs- 
organe,  vor  allem  der  Gesetzgebung  rufen. 

DAS  typische  Bild  hierfür  bietet  England  in  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts. Die  Bewegungen  in  der  Textilindustrie  tragen  dort  stets  einen  mehr 
oder  weniger  revolutionären  Charakter.  Wo  sie  tud  insbesondere  die  am  (rCihsten 
und  stärksten  von  der  Maschine  erfasste  Baumwollindustrie  vorherrsdit;  finden 
wir  auch  den  Chartismus,  die  politische  Bewep^ng  des  Sozialismus,  zu  jener 
Zeit  am  stärksten  vertreten.  Dagegen  ist  sein  Einfluss  auf  Schriftsetzer,  Giesser, 
Former,  Schiffszimmerer,  Maschinenbauer  etc.  ein  viel  geringerer.  Diese  und 
ihnen  verwandte  Arbeiterkatq;orieen  entwidcdn  aber  schon  früh  dauernd 
zusammenhaltende  Gewerkvereine,  während  die  gewerfcschaftlichen  Organisa- 
tknen  der  Textihtfbdter  die  grSssten  Fluktuationen  aufweisen.  Sie  schwdlen 

■)  Ich  gebrauche  du  Wort  Arbeil  er  l>er,  weil  ich  es.  in  t^bereinstimmiUf^iBit  Lottaar'unJ  dinieren, 
für  dcnjeoifeo  Autdnick  lulte.  der  die  Besiehiuig  «ritchen  BctebiftiseriuDcl  Besehlftigtem  in  der 
Wiittebcft  deutlieher  za  erkennen  itibt,  als  irgend  ein  anderes  dentseliet  Wort.  Der  von  Marx^Eogelg 
gegen  das  Wort  erhobene  EiiiwAiid.  <las^  ju  fltr  Arliciti  r  sc!,  ilcr  dir  Arbeit  gebe,  ist  natürlich 
richtig,  wenn  man  unter  Arbeit  die  Arbeitsleistung  versteht.  Wf>  aber  der  Sprach'gebräucit 
Arbtilgebtr  und  Arbeitnchmtr  sagt.f versteht  er  unter  Arbeit  Beschäftigung.  Selbst  in  diesem 
Sinne  haben  diese  Bezeichnungen  unzweifelhaft  noch  etwas  Schiefes,  sie  sind  aber  tuuncrfain  die 
präuicsten.  die  tuacre  'dentaehc  Sprache  für  jene  Beziehungen  hat.  Der  Aatdnick  üiatr*rim*r 
tat  dem  Arbeiter  fcsaafiber  §ßx  kein  BegriS,  aondem  beacichnet  eine  achlechtwec  cetcUacfagfUiche 
PtakDon. 
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unter  dem  Einfluss  von  Kämpfen  um  Lohn,  Arbeitszeit  oder  auch  infolge  von 
mehr  politischen  Bewegungen  gelegentlich  zu  grosser  Ausdehnung  an,  um  als- 
dann nadi  kurzer  Zeit  fast  völlig  wieder  zu  zeriallen. 
DER  eigentümliche,  einem  Zusanunenbruch  gleichende  Ausgang  der  englischen 
Chartistenbewegung  hat,  wie  man  weiss,  unter  anderem  die  Folge 
gehabt,  dass  die  englische  Gcwerkschaftsbewegimg  sich,  nachdem  ihre  Sturm- 
und Drangperiode  vorüber  war,  als  wesentlich  unpolitische  Bewegung 
reorganisierte.  UnpoUtiach  in  dem  Sinne,  dass  keine  Oi^ganbation  in  eine 
engere  Verbindung  zu  politischen  Parteien  irgend  wddier  Art  trat,  alle  viel- 
mehr,  sei  es  in  ihren  Statuten,  sei  es  in  sonstigen  offiziellen  Kundgebungen, 
jede  parteipolitische  Tendenz  oder  Verbindung  demonstrativ  zurückwiesen. 
Sonst  findet  man  in  den  Statuten  englischer  Gewerkvereine  sehr  radikale 
sozialpolitische  Ziele  niedergelegt,  und  jahrzehntelang  haben  zwischen  den  Lei- 
tungen der  einflussreichsten  Gewerfcvereine  und  einer  der  grossen  politischen 
Parteien  Eng^ds  —  namlicH  der  liberalen  Partei  —  ziemlich  intime  Bezidiun- 
gen  bestanden. 

DIESE  Beziehungen  zur  liberalen  Partei  waren  ahcr  iiuiffiziell  und  beruhten 
auf  dem  reinen  Do  ut  d^-Prinzip.    Man  hielt  zur  hberalen  Partei,  weil  diese 
den  Gewerkschaftern  die  grossten  Zugestandnisse  und  die  weitestgehenden  Ver- 
sprechungen machte,  aber  mit  dem  Vorbehalt,  jeweilig  für  deren  politische 
Rivalen  zu  stimmen,  wenn  von  diesen  mehr  zu  erlangen  war,  als  die  Liberalen 
zurzeit  zu  geben  bereit   oder  in  der   Lage  waren.     Diese   rein  gcschäfts- 
massige  Auffassung  sanktionierte  noch  Anfang  der  neunziger  Jahre  Gladstone 
in  einer  seiner  letzten  Wahlreden.  »Die  Arbeiter  handebi  durchaus  richtig«, 
erklirte  er,  »wenn  sie  statt  liberal  konservativ  wählen,  sobald  sie  begründete 
Aussicht  haben,  von  den  Konservativen  mehr  zu  erlangen,  als  von  den  Libe- 
ralen.«   Der  alte  Parlamentarier  empfahl  damit  den  Arbeitern  eine  Politik, 
die  man  in  unserem  tugendhaften  Deutschland  womöglich  unter  den  Erpresser- 
paragraphen steUoi  wurde.  Denn  praktisch  läuft  sie  auf  politische  Erpressung 
hinaus;  de  ist  aber  seinerzeit  auch  von  Personen,  die  in  der  sozialistischen 
Bewegung  eine  gewisse  Rolle  spielten,  zu  einer  Art  Theorie  ausgearbeitet 
worden.^)    Bei  dieser  Pression  auf  die  politischen  Parteien  handelte  es  •^'ich 
nun  auch  bei  den  Gewerkschaften  meist  um  allgemeine  Arbeiteriiutrcssen, 
also  ein  Hinaustreten  aus  der  Berufs-  in  die  Klassenpolitik.    Sie  zu  betreiben, 
war  längere  Zeit  die  Hauptaufgabe   des   parlamentarischen  Gewerkschafts- 
komitees.   Da  dieses  aus  Vertretern  verschiedener  Berufe  zusammengesetzt 
ist  —  es  soll  in  der  einschliesslich  des  Sekretärs  drcizehngliedrigen  Körper- 
schaft jeder  Beruf  immer  nur  einen  Wrtreter  haben  — ,  so  ergibt  sich  aus 
dieser  Tatsache  allein  schon,  dass  seine  Forderungen  an  die  Gesetzgebung  in 
der  Regel  entweder  allgemeine  Arbeiterforderungai  oder  dodi  mindestena  Im 
Sinne  der  allgemeinen  Arbeiterinteressen  formulierte  oder  ihnen  angepasste 
Spezialf  orderungen  einzelner  Berufe  sein  müssen.   In  der  Regel  —  denn  es  ist 
nicht  ausgeschlossen,    dass    im    parlamentarischen    Komitee    die    eine  oder 
andere  Gewerkschaft  durch  den  nioralischcn  Einfluss,  den  sie  oder  ihr  Ver- 
treter ausübt,  oder  durch  einen  Kompromiss  mit  anderen  Gewerkschaftsver- 
tretern die  Mehrheit  für  eine  Forderung  erlangt,  deren  VerwirUichnng  4ie 

•)  Einer  der  begabtesten  dieser  .Suzialistcn.  H.  H.Champion,  pflegte  Glad&tone  den  ausfrrsskfttrn 
PoHtiktr  {m»$t  squeexabte  potUieia»)  zu  nennen. 
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Förderung  beruflicher  Sonderintcressen  auf  Kosten  der  grossen  Allgemein- 
heit der  Arbdteriduse  bedeuten  wflrde. 

ABER  selbst  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  ist  das  parlamentarische  Gewerk- 
schaftskomitee nur  ein  mangelhafter  Organismus  für  die  Vertretung  der  Klassen- 
interessen der  Arbeiter  gegenüber  den  Rcrufssonderinteressen.  Der  ihm  zu 
Grunde  liegenden  Idee  nach  sollte  es  dies  allerdings  sein  und  eine  Art  KontroU- 
instanz  gegen  jegliches  Überürachem  von  Smiderinteressen  bilden.  Aber  seine 
Verfassung  hat  es  noch  nie  dazu  kommen  lassen,  dass  das  Komitee  seiner 
Aufgabe  gerecht  wurde.  Es  besteht  aus  Mitgliedern  (meist  den  Sekretären) 
von  Gewerkschaftsvorständen,  die  über  ganz  England  verteilt  wohnen  und 
von  Zeit  zu  Zeit  —  fünfzehn-  oder  zwanzigmal  im  Jahr,  heisst  es  bei  den 
Webbs  —  in  London  zusanunenkoamien,  nm  im  Laufe  der  sechs  bis  sieben 
Geschäftsstunden  eines  oder  gd^ientüch  auch  dumal  zweier  Tage  dne  Un- 
masse von  Angel^ienheiten  verschiedener  Art  zu  erledigen.  Dass  es  bei 
dieser  Geschäftspraxis  zu  keiner  Systematik  der  Beratungen  kommt,  sondern 
nur  sehr  äusserliche  Routineregeln  beobachtet  werden,  kann  man  sich  leicht 
▼orsteilen.  Dies  musste  um  so  mehr  eintreten,  als  seit  undenklichen  Zeiten 
der  Posten  des  parlamentarischen  Sekretärs  Leuten  übertragen  wurde,  die 
sni^eich  Sekretäre  irgend  einer  Gewerkschaftszentrale  oder  eines  grösseren 
gewerkschaftlichen  Grafschaftsverbandes  waren  imd  daher  die  Arbeiten  des 
parlamentarischen  Sekretärs  mit  Hilfe  eines  Assistenten  melir  im  Nebenamt 
ausführten.  Es  ist  nötig,  diese  Dinge  zu  wissen,  um  eine  Handhabe  dafür 
zu  erhalten,  wo  die  Ursachen  für  die  —  man  darf  den  Ausdnidc  schon 
gebrauchen  —  Zerfahrenheit  der  englischen  Gewerkschaftsbewegung  zu  suchen 
sind.  Natürlich  ist  die  ganz  unzulängliche  Verfassung  des  parlamentarischen 
Gewerkschaftskomitees  nur  eine  dieser  Ursachen.  Immi  rliin  lässt  ihre  Bloss- 
legung  erkennen,  was  es  mit  dem  heute  gern  in  Deutschland  ausgespielten 
Schrecld>ild  des  Verfalls  in  die  Versumpfung  der  englischen  Gewerkschaften 
auf  sich  hat.  Der  konstitutionelle  Fehler  der  englischen  Gewerkschaftsbewe- 
gung ist,  dass  ein  grosser  Teil  ihrer  organisatorischen  Schöpfungen  schon  seit 
Dezennien  den  von  ihnen  zu  erfüllenden  Aufgaben  nicht  gewachsen  sind.  Die 
englische  Gewerkschaftsbewegung  krankt  an  übertriebener  Dezentralisation,  an 
zu  weit  getridienem  LoMUmm,  Und  nnt  diesem  Übd  ist  das  Herrordrii^pen 
des  Sonderbenifs  geradezu  organisch  verbunden,  das  eine  wird  durch  das 
andere  fast  mit  NaturnotwcndiglGeit  erzeugt. 

DIE  Auswüchse  und  Verknöcherungen  der  Gewerkschaftsbewegung  sind  aber 
nicht  die  Gewerkschaftsbewegung  selbst.  Wo  Verknöcherung  ist,  ist  eben  keine 
Bewegung  mehr,  und  so  sehen  wir  denn  auch  in  England  nur  noch  bei  einem 
Teil  der  Gewerkschaften  wirldiche  Bew^^ung,  wirUiches  Wachstum.  Andere 
Zweige  der  englischen  Geweikschaftsbewegung  sind,  dies  zeigt  ihre  Statistü^ 
einfach  als  Versteinerungen  zu  betrachten.  Alles  Leben  hat  bei  ihnen 
aufgehört.  Wo  dagegen  Leben  ist,  da  bringt  die  ganze  moderne  Entwickchmg 
der  Industrie  es  mit  sich,  dass  selbst,  wenn  zeitweilig  Berufssonderinteressen 
hier  oder  da  die  Oberhand  bdialten,  über  kurz  oder  lang  doch  das  allgemeine 
Klasseninteresse  der  Arbettersdiaft;  zum  Teil  sogar  durch  sie  oder  mit  ihnen, 
zum  Durchbruch  kommt. 

ES  ist  fast  ein  Gemeinplatz  geworden,  auf  die  Einengung  oder  Durchbrechung 
der  Berufsabgrenzungen  durch  die  moderne  Technik  hinzuweisen.  Allerdings 
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iat  auch  hier,  wie  ia  Bttng  auf  andere  Wirtichaftttendffnfxm,  die  Fhaataeie 
der  WirkUehlceit  voraiugeeilt  und  liat  Ausgleicliiuigen  schon  als  voUaogea  vor 

sich  gesehen,  die  in  Wirklichkeit  noch  nicht  vorhanden  sind.  Indes  ist  es 
doch  Tatsache,  (fass,  wie  die  Maschine  und  die  Verwendung  von  Chemie  und 
Elektrizität  in  immer  mehr  Gewerbe  Einzug  halten,  auch  die  Verrichtimgcn 
in  den  einzelnen  Gewerben  immer  ähnlicher  werden,  so  dass,  von  gewissen 
hodiqtialifizierten  Spe»aUu1)eit«n  abgesehen,  der  Übergang  von  einem  Geapsibe 
zum  anderen  immer  weniger  technische  Schwierigkeiten  vorfindet.  Inuaer 
geringer  wird  der  Prozentsat?,  derjenigen  Arbeiter,  die  nicht  mit  Maschinen 
irgend  welcher  Art  umzugehen  haben  und  dadurch  überhaupt  Einblick  in  das 
Maschinenwesen  und  Verständnis  für  die  Behandlung  von  Maschinen  erlangen. 
Sduretber  dieses  hat  schon  seit  Jahren  in  Vorträgen  als  Bdspid  daffir  auf  die 
Ähnlichkeit  in  der  Gestaltnag  moderner  Sdwhftibrilcen  mit  gewissen  modernen 
Werkzeugfahriken  verwiesen,  und  die  Reihe  solcher  Beispiele  Hesse  sich  noch 
sehr  vermehren.  Und  wenn  die  Natur  der  z«  bearbeitenden  Stoffe  gewisse 
Gewerbe  immer  noch  ziemlich  stark  auseinanderhält,  so  dass  der  Übergai^  von 
einem  zum  anderen  immerhin  kein  ganz  leichter  ist,  so  findet  dort,  wo  es  sich 
um  die  Bearbeitung  eines  und  des  selben  oder  zum  mindesten  nahe  verwaadlar- 
Stoffe  handelt,  fast  absolute  Verwischung  der  Grenzen  von  Gewerbe  zu  Gewerbe 
statt,  so  dass  die  Trennung  vielfach  nur  noch  in  Überlieferungen  wurzelt  und 
aus  bestimmten  Zweckmässigkeitsgründen,  die  ausserhalb  der  technischen  Not- 
wendigkeiten liegen,  aufreclit  eihalten  wird. 

DIESE  für  die  fotmale  Bemfstrennnng  sprechenden  Zmredmässigkeitsgrfinde 

spielen  heute  in  fortgeschrittenen  Ländern  bei  der  Arbeiterschaft  eine  grössere 
Rolle,  als  in  der  Unternehmerklasse.  Wo  die  Handwerker  oder  auf  den  Schein 
des  Handwerks  versessene  gewerbliche  Zwischenstufen  noch  eine  nennens- 
werte Rolle  spielen,  finden  allerdings  auch  unter  den  betreffenden  Geschälts- 
Idtem  Grenzstreitigkeiten  statt;  für  die  modernen  Industrieen  dagegen  und 
insbesondere  die  in  der  Tendenz  der  Zeit  liegenden  kombinierten  Geschäfts» 
Unternehmungen  hat  die  Berufstrennung  jede  Spur  von  Berecbtigiing  verloren, 
sie  erhält  nur  durch  Tarifverträge,  die  etwa  mit  den  verschiedenen  Berufs- 
organisationen der  Arbeiter  abgeschlossen  sind,  sowie  iniolgc  von  etwaigen 
Grenzstreitigkeiten  dieser  Organisaticmen  Bedeutung.  In  den  modernsten 
Industrieen  sind  die  Streitigkeiten  über  die  Abgrenzung  der  Gewerbe  nur  noch 
bei  Angestellten  und  namentlich  bei  den  Arbeitern  zu  finden. 
AUCH  das  hat  sich  zuerst  und  am  schärfsten  in  England  crezcigt.  Dort  haben 
zwischen  den  Gewerkschaften  berufliche  Grenzkämpte  von  einer  Heftigkeit 
gespielt,  wie  sie  in  Deutsdiland  allerdings  bisher  unbdeannt  gdilieben  sind. 
Noch  Anfang  der  neunziger  Jahre  hatte  dort  in  den  Schiffsbauwerften  am 
Tyne  ein  solcher  Grenzkampf  zwischen  Tischlern  und  Schiffszimmerern  einen 
vierzehn  wöchentlichen  Streik  zur  FnlL,^c  gehabt.  Die  betreffenden 
Arbeiten  auf  den  Werften  standen  still,  niclit,  weil  Kapital  und  Arbeit  sich 
nicht  verstandigen  konnten,  sondem,  weil  Arbeiter  und  Arbeiter  zu  keiner 
Verständigung  fiber  die  Abgrenzung  ihrer  Berufsarbeiten  gelangen  konnten. 
Dabei  war  in  diesem  Falle  die  Streitfrage  vorher  G^penstand  einer  5^  Monate 
währenden  schiedsrichterlichen  Untersuchung  gewesen,  wobei  nicht  weniger 
als  168  Streitpunkte  zur  Schlichtung  kamen,  hinsichtlich  deren  der  Unpar- 
teüsche  (der  bekannte  Gewerkschaftsführer  Thomas  Burt)  in  96  Fällen  den 
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Tischlern  und  in  ;3  den  Setuffssinunereni  recht  gab.  Aber  den  Tischlern 
passte  der  Entscheid  nicht,  und  so  gingen  sie  in  den  Streik,  der  14  Wochen 
dauerte.    Kaum  war  dieser  Streitfall  erledigt,  als  ein  Shnlicher  Konflikt 

zwischen  den  Klempnern  und  Schlossern  ausbrach,  der  wiederum  neben 
kleineren  einen  grösseren,  nämlich  zwölf  Wochen  dauernden  Streik  zur 
Folge  hatte.  Kurz,  um  mit  den  Webbs  zu  sprechen,  es  gab  in  den  grossen 
Indnstrieen  am  Tyne  zwischen  1890  und  1893  in  einem  Zeitraum  von  35  Monaten 
nicht  weniger  als  35  Wochen,  in  der  die  eine  oder  andere  der  vier  wichtig- 
<;ten  Arbciterkategorieen  der  Stapclindustrie  des  Distrikts  bloss  wegen  solcher 
Streitigkeiten  um  die  \'erttilun<;  der  Arbeiten  al)solut  die  Arbeit  verweigerten. 
Dies  bedeutete  den  Stillstand  gewaltiger  Betriebe,  das  erzwungene  Feiern  von 
Zehntausenden  anderer  gelernter  Arbeiter  und  TagdShner,  sowie  dass  Tausende' 
von  Familien,  die  mit  dem  Streik  gar  nichts  au  tun  hatten,  ihren  Hausrat 
verkaufen  und  ani  Hungertuch  nagen  mussten. 

AUF  die  Schilderurif^  weiterer  Zwistigkciten  dieser  Art,  wie  zum  Beispiel  der 
Grenzkämpfc  zwischen  Maschinenbauern  und  Rohrlegern,  zwischen  Maurern 
und  Ziegeldeckem  etc,  braudit  hier  nicht  naher  eingegangen  zu  werden. 
Sachkundige  werden  sich  solche  leicht  ausmalen  können.  Worum  es  sich 
handelt,  ist  vielmehr,  das  Motiv  respdctive  die  sachlidien  Gründe  dieser  Streitig- 
keiten zu  erkennen  und  zu  werten. 

OBERFLÄCHLICH  Urteilende  werden  ja  leicht  geneigt  sein,  in  sittliche 
Entrüstung  über  die  Frivolität  jener  Streiks  auszubrechen  oder  sie  im  Bewusst» 
sdn  ihrer  höheren  wissenschaftlichen  Einsidit  auf  intellektuelle  Defdcte, 
Zunftgeist  und  dergleichen  zurückzuffihren.  Damit  ist  aber  nur  abgeurteilt 
und  nichts  erklärt.   Gegen  eine  solche  Kritik  schrieb  ich  schon  vor  Jahren: 

»Sobald  eine  Gewerkschaft  Arbeitslosenunterstützung  ^ahlt,  erhalten  gewisse  ge- 
werbliche Fragen  für  sie  eine  ganz  andere  Bedeutung,  als  vorher.  Das  Recht  ihrer 
Mitglieder  auf  bestimmte  Arbeiten  wird  unter  UmsÄidett  dann  eine  Lebensfrage 
für  sie.  Man  stelle  sicli  die  Sache  nur  konkret  vor,  und  man  wird  in  den  ge- 
schilderten Kaimpten  mehr  scheu,  als  Stoff  zu  sittlicher  Entrüstung  und  dog- 
matischer Abkanzelung.  Die  Aufgabe  ist,  Instanzen  zu  schaffen,  welche  für  die 
Austragung  der  betreffenden  Differenzen  die  Zuflucht  zu  so  unbeholfenen  Mitteln, 
wie  den  Ausstand  unnötig  machen.  Da»  liaben  die  Kngländcr  getan,  und  das  werden 
auch  gegebenenfalls  die  deutschen  Gewerkschafttn  tun,  sofern  sie  in  ihren  Industrie- 
Verbänden  und  der  Generalkommission  nicht  schon  hinreichende  Instanzen  be- 
sitzen.^ 

Hier  ist  der  eine  Grund  angezeigt,  der  die  Gewerkschaften  veranlasst,  das 
Recht  ihrer  Angdiörigen  auf  bestimmte  Aihetten  mit  möglichster  Energie 
geltend  zu  machen.  Die  Gewerkschaft  ist  ihrem  Wesen  nach  Versicherungs- 
institut und  kann  ihren  Versichcrungsauf gaben  um  so  besser  nachkommen,  je 
grösser  der  Kreis  der  X'ersicherten  ist.  Jeder  Verlust  an  solchen,  jede  Ein- 
schränkung ihres  VV'crbegebicts  beeinträchtigt  ihre  Leistungsfähigkeit,  und  so 
folgt  sie  nur  einem  Gebot  der  Selbsterhaltung,  wenn  sie  sich  jeweilig  solcher 
Amputation  widersetzt. 

AUF  ein  zweites,  nicht  minder  wesentliches  Moment  wurde  schon  weiter  oben 
hingedeutet.  Es  ist  dies  die  Frage,  nach  welchem  Lohntarif  gewisse  Arbeiten 
bezahlt  werden  sollen.  Immer  mehr  gehen  die  Gewerkschaften  dazu  über,  mit 
den  Unternehmern  Tarifverträge  zu  vereinbaren,  und  wenn  auch  die  allgemeine 

*)  VergL  mein  Buch  Zur  Geschichlt  und  Thtorit  dti  Sosialumus  'Berlin  1901',  pag.  386-387. 

61 


Digitized  by  Google 


4 


936  BDUAKD  BBRNSreiN  •  0BWeKKBCilAf>T8KAMPP  UND  KUtfSENKAMPP 

Tendenz  dahin  geht,  diese  Tarifverträge  einander  anzunähern,  so  herrschen 
doch  noch  zwischen  den  Tarifen  der  verschiedenen  Berufsgruppen  erhebliche 
Unterschiede.  Nicht  nur  ist  der  Grundlohn  je  nach  der  Durchschnittsaus- 
bildung  der  Arbeiter  des  betreffenden  Berufs  verschieden,  es  banen  skh  andi 
die  Tarife  der  verschiedenen  Berufsgruppen  nach  verschiedenen  Refdn  auf, 
wie  sie  durch  die  immerhin  noch  abweichende  Technik  —  bei^elsweise  den 
Unterschied  der  Arbeit  am  Schraubstock  und  an  der  Drehbank  —  angezeigt  sind. 
Bei  Grenzarbeiten  ist  es  also  durchaus  nicht  gleichgültig,  nach  welchem  Tarif 
sie  bezahlt  werden,  und  so  liegt  hier  nicht  nur  ein  Interesse  der  Organisation, 
sondern  je  nachdem  auch  der  von  ihr  vertretenen  Arbeiter  selbst  vor,  deren 
Arbeitsmöglichkeiten  offenbar  eine  Einschränkung  erleiden,  wenn  gewisse 
Verrichtungen  auf  die  Arbeiter  anderer  Berufe  übergehen.  Und  damit  ist  auch 
das  dritte  Moment  angezeigt,  welches  für  Gewerkschaften  den  Anlass  abgibt, 
darauf  zu  bestehen,  dass  gewisse  Verrichtungen  den  Arbeitern  des  von  ihnen 
vertretenen  Berufs  vorbehalten  bleiben.  Die  Gewericschaft  muss  ihre  Uitgiieder 
in  ihren  Beschäftigungsmöglichkeiten  nach  Kräften  schätzen. 
UNZWEIFELHAFT  können  diese  Bestrebungen  sehr  übertrieben  werden  und 
in  Zünftelei  engherzigster  Art  ausarten.  Das  zu  verhindern,  sind  eben  die 
örtlichen  und  nationalen  gemischten  Gewerkschaftskommissionen  da,  und  in 
Deutschland  haben  ne  auch  Indier  genügt,  solche  Auswüchse,  wie  sie  sich 
in  England  gezeigt  haben  und  bei  der  viel  stärkeren  Zersplitterung  der  dortigen 
Gewerkschaftsbewegung  auch  zeigen  mussten,  zu  verhindern.  Schon  dass  die 
Arbeiter  in  Deutschland  meist  in  grossen  Industrieverbänden  organisiert  sind, 
während  mit  ganz  verschwindenden  Ausnahmen  die  englischen  Gewerkschaften 
mehr  oder  minder  scharf  abgegrenzte  Fachverbände  sind,  kann  als  Bürgschaft 
dagegen  betrachtet  werden,  dass  hier  der  Grenastreit  eine  so  grosse  RoUe 
spielen  werde,  wie  dort.  Ganz  und  gar  gegen  ihn  sind  wir  aber,  wie  die 
Erfahrung  gezeigt  hat,  auch  in  Deutschland  nicht  gefeit.  Hier  heisst  es  den 
Dingen  ofYen  ins  Gesicht  schauen  und  sich  nicht  durch  Schlagworte,  wie 
Zünftelei,  beirren  lassen.  Zunft  ist  nicht  etwas  schlechthin  Verwerfliches, 
Ztmft  wird  erst  verwerflich,  wo  es  mit  Hemmschuh  des  sozialen  Fortschritts 
identisch  wird.  Ein  Stück  Zunft  ist  die  Gewerkschaft,  darüber  braucht  sich 
niemand  zu  täuschen.  Gcradt-  weil  die  Grenzen  der  verschiedenen  Berufe 
die  Tendenz  haben,  sich  zu  verwischen,  weil  die  Mauern,  die  früher  Beruf 
gegen  Beruf  deckten,  immer  dünner  werden,  wird  es  ein  Gebot  der  Notwendig- 
keit dass  Organisationen  vorhanden  sind,  welche  gemäss  dem  Fortsdireiten  der 
Technik  quasi  statutarisch  die  Berufsgrenzen  anzeigen.  Dabei  mag  manchmal 
eine  gewisse  Willkür  obwalten,  auch  ist  es  sicher  nicht  das  letzte  Wort  der 
Entwickelung.  Aber  auf  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Wirtschaft  ist  es 
eine  unumgängliche  Notwendigkeit,  und  die  Übel,  die  es  etwa  hier  und  da 
nach  sich  zieht,  sind  unvergleidilidi  kleiner,  als  die  Übel,  welche  ein  voreiliges 
Niederreissen  der  Berufsgrenzen  zur  Folge  haben  wurde. 
DIE  Lohnarbetterschaft  bildet  im  heutigen  Wirtschaftlcben  einen  so  ungeheuer 
grossen  Körper,  dass  es  eine  rein  physische  Unmöglichkeit  ist,  die  Wahrnehmung 
ihrer  laufenden  Interessen  in  Bezug  auf  Lohnbestimmung,  Lohnberechnung 
und  die  unzähligen  anderen  Einzelheiten  des  Arbeitsverhältnisses  etwa  durch 
allgemein^  aus  Angehörigen  aller  Berufe  zusammengesetzte  Arbeitervereine 
besorgen  zu  lassen.  Qui  trop  ewbrasse,  mal  itreint  würde  es  da  heissen.  Ein 
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solcher  allgemeiner  Verein  würde  allenfalls  bei  guter  Konjunktur  Lohn- 
erböliungen  erkämpfen  können  —  was  aber  eine  sehr  massige  Leistung  wäre. 
Denn,  wenn  auch  die  Arbeiterorganisationen  gute  Konjunkturen  ausnutzen 
sollen,  so  ist  doch  ihre  Hauptaufgabe  gerade  die,  ihre  Angehörigen  soviel  nur 
irgend  möglich  gegen  die  Zufälle  der  Konjunkturen  zu  schützen.  Dazu  aber 
wären  solche  allgemeinen  Arbeitervereine  ganz  und  gar  nicht  in  der  Lage,  schon 
weil  sie  nicht  iähig  wären,  Tarife  auszuarbeiten  respektive  ihre  Einhaltung  zu 
erzwingen.  Die  Arbeitgeber  hätten  es  vielmehr,  wenn  ihnen  nur  allgemeine 
Arbeitervereine  giqienäberstanden,  völlig  in  der  Hand,  nach  Belieben  jeden 
Arbeiter  dort  zu  verwenden,  wo  er  sich  gerade  nach  seiner  Anstelltgkeit  unter- 
bringen lässt,  und  damit  wäre  die  Einhaltung  jeden  höheren  Tarifs  unmöglich 
gemacht.  Ein  allgemeines  Herabdrücken  des  Lohnaiveaus 
wäre  die  unausbleibliche  Folge. 

ANHANGER  der  Manchesterdoktrin  werden  dies  freilich  bestretten  und  im 

Gegensatz  dazu  behaupten,  dass  in  der  vollkommen  freien  Konkurrenz  unter 
den  Arbeitern  das  beste  Mittel  gegeben  sei,  die  Löhne  gemäss  der  Tüchtigkeit 
zu  regulieren,  während  selbst  ein  etwaiger  Rückgang  des  allgemeinen  Niveaus  der 
Geldlöhne  sich  durch  um  so  mehr  steigende  Billigkeit  der  Produkte,  das  hcisst 
tunso  höhere  Kaufkraft  der  Löhne  überkompensieren  wurde.  Wer  aber  die 
Dinge  in  den  Fabriken  und  den  einzelnen  Betridisabteilungen  kennt,  der  weiss 
auch,  dass  die  Wirkungen  der  Konkurrenz  unter  den  Arbeitern  ganz  andere 
sind,  dass  diese  die  Tendenz  hat,  nicht  nur  die  Lohnhöhe,  sondern  die  ganze 
soziale  Stellung  des  Arbeiters  herabzudrücken.  Die  Manchesterdoktrin  wäre 
wunderschön,  wenn  die  Fabriken  —  keine  Fabriken  wim. 
SO  bleibt  es  also  bei  den  Gewerkschaften,  die  darum,  dass  sie  die  Arbeiter  als 
Berufsangehörige  schützen,  nicht  aufhören,  Organe  des  Klassenkampfes  der 
Arbeiter  zu  sein.  Dies  schon  deshalb  nicht,  weil  im  allgemeinen  die  Linie, 
welche  die  sozialen  Klassen  scheiden,  heute  viel  stärker  sind,  als  die  Linien, 
welche  innerhalb  der  grossen  Lohnarbeiterschaft  die  Berufe  trennen.  Gewiss 
ist  das  nicht  durchgängig  im  gleichen  Masse  der  Fall,  ist  die  Berufsscheidung 
hier  stärker,  dort  schwächer,  und  gibt  es  auch  innerhalb  der  Lohnarbeiter- 
schaft Klassenunterschiede.  Die  Klassengliederung  ist,  wie  im  .\rtikel  Klasse 
und  Klassenkampf  im  vorigen  Heft  dieser  Zeitschrift  gezeigt  wurde,  nicht 
mit  der  Dreiteilung  Grundbesitzer  —  Kapitalisten  —  Lohnarbeiter  erschöpft. 
Selbst  die  Arbeiterschaft  ist  in  Bezug  auf  EinkommenshShe,  Lebensgewohn- 
heiten etc.  nicht  durchweg  gleich  beschaffen  und  wird  es  auch  kaum  so  schnell 
werden.  Denn  wenn  die  Technik  auch  gar  manche  Grenzen  zwischen  Arbeiter 
und  Arbeiter  niedergerissen  hat.  so  schafft  sie  zu  gleicher  Zeit  doch  immer 
wieder  neue  Abgrenzungen  beziehungsweise  neue  qualifizierte  Beschäftigungen 
und  damit  neue  Klassen.  Die  Arbeiterklasse  als  Inbegriff  aller  im  Lohnverhält- 
nis Arbeitenden  ist  in  der  abstrakten  Soziologie  und  je  nachdem  auch  in  der 
Politik  eine  Einheit.  Im  konkreten  Wirtschaftskhen  aber  ist  sie  Komplex 
differenzierter  Gruppen.  Damit,  dass  ein  Maurer  und  Monteur  sich  gleich- 
massig  als  Proletarier  fühlen,  ist  ihre  wirtschaftliche  Position  noch  nicht  aus- 
geglichen. 

AUS  allen  diesen  Grilnden  können  eine  ganze  Reihe  von  Interessen  der  Arbeiter 
gegen  das  kapiulistische  Arbeitgebertum  mit  voller  Wirksamkeit  nur  von 
berufsmässig  abgegrenzten  Gruppen  wahrgenommen  werden.   Diese  Gruppen 
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:il)cr  sind  eben  die  Gewerkschaften.  Erkennt  man  dies  an,  gibt  man  zu,  dass 
heim  heutigen  Stande  der  Dinge  <lie  ^  icwerkschaftsbewcgung  eine  Notwendigkeit 
ist,  dann  soll  man  auch  den  Gewerkschaften  ihr  Recht  lassen  und  den  Gcwerk- 
schaftskampf  nicht  vollständig  nach  der  Schablone  des  pdittichen  Kampfes 
der  Arbeiterklasse  modeln  wollen.  Damit  kann  man  ihm  unter  Umständen  den 
grössten  Schaden  zufügen,  ihm  wichtige  Vorbedingungen  erfolgreichen  Wirkens 
unterbinden.  Es  ist  vielleicht  noch  nicht  die  Zeit,  die  Bilanz  des  grossen 
Kampfes  in  der  Berliner  Elektrizilätsindustrie  erschöpfend  zu  ziehen.  Aber 
so  vid  kann  gesagt  werden,  dass,  wenn  es  gelungen  ist,  diesen  Kampf  ohne 
schwere  Verluste  für  die  organisierte  Arbeiterschaft  zu  beenden,  es  zum  nicht 
geringen  Teil  dem  Umstände  zuzuschreiben  ist,  dass  die  gewerkschaftliche 
Disziplin  im  grossen  und  ganzen  intakt  erhalten  wurde,  dass  die  von  einigen 
Elementen  ausgestreute  Saat  des  Gegensatzes  zwischen  Fiihrer  und  Masse 
nicht  aufgegangen  ist.  Nur  bd  sehr,  sdir  starker  Disciplin,  nur  wenn  ihre 
Vertreter  mit  dem  Bewusstsein  in  Verhandlnufen  eintreten  und  die  Gegenpartei 
überzeugt  halten  können,  dass,  was  sie  abmachen,  auch,  nachdem  es  in  der 
Abstimmung  ratifiziert  worden,  streng  eingehalten  werden  wird,  können  die 
Gewerkschaften  dauernde  Erfolge  erzielen. 

G£ WOHNE  man  sich  daran,  den  Klassenkampf  der  Arbeiterschaft  in  der 
modernen  Gesellschaft  als  ein  geschichtliches  Faktum  au  betraditen, 

das  unter  allen  Umständen  sein  wird,  welches  auch  die  Formen  sdcn,  deren 
sich  die  Arbeiter  zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  bedienen  —  als  ein 
Faktum,  das  nicht  an  einzelne  Formen  als  seine  ausschliesslichen 
Äusserungen  gebunden  ist !  Nur,  wenn  man  dies  erkannt  hat,  wird  man  die 
versdiiedenen  Formen  des  Kampfes  in  voller  gdstiger  Frdheit  würdigen 
und  ihren  Bedürfnisen  gerecht  werden  können.  Die  deutsche  Gewerkschafts- 
bcwepnnq^  verdankt  ihrer  engen,  in  ihrer  Geschichte  begründeten  Verbindung 
mit  (kr  politischen  Arbeiterbewegung  so  unendlich  viel,  dass  nicht  die  geringste 
Gciahr  vorhanden  ist,  sie  könne  das  jemals  übersehen.  Sie  wird  es  um  so 
weniger,  je  mdir  davm  Abstand  genommen  wird,  in  ihre  Etttwickdnng  ehUn- 
grdfen,  wie  diese  durch  die  Besonderhdten  ihres  Aufgabenkreises  und  die  Ge- 
staltung der  wirtschaftlichen  Grundlagen  ihres  Kampfes  bedingt  ist 
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IE  lang  ersehnte  Reform  der  Verfassung  und  des  Verfahrens 

der  deutsdien  Straf justiz,  über  deren  Unaufschtebbarkdt  nur 
eine  Meinung  vorhanden  ist,  soll  nach  der  Absicht  der  von  der 
Ki'f^ierung  eingesetzten  Kommission  damit  beginnen,  dass  man  dem 
deutschen  Volke  die  Art  von  Gerichtsbarkeit,  die  verhältnismässig 
immer  noch  am  besten  ftmktioniert  hat,  die  Sdiwurgerichte,  nimmt  Man 
will,  abgesehen  von  den  zur  Zuständigkeit  des  Rdchsgerichts  gehfingen  An- 
klagen, gegen  jedes  Urteil  erster  Instanz  die  Berufung  zulassen,  und  will 
die  Entscheidung  in  erster  und  zweiter  Instanz  durchweg  Schöffengerichten 
anvertrauen,  in  denen  Laienrichter  und  Juristen  gemeinsam  verhandeln  und 
entscheiden,  die  Laien  aber  die  Mehrzahl  bilden.  Solche  grossen  Schöffen- 
gerichte sollen  auch  die  bisherigen  Schwurgerichte  ersetzen. 
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DIESER  Organisationsplan  enthält  unzweifelhaft  gewisse  Fortschritte,  aber 
sie  werden  stark  uberschätzt  Namentlich  wird  der  \Vert  der  geplanten  Be- 
rufung, ftber  auch  der  des  daneben  noch  ffir  die  letzte  Instanz  bestehen 
bleibendea  Rechtsmittels  der  Revision  durch  eine  Reihe  besonderer  Bestim- 
mungen so  gut  wie  aufcrehoben,  worauf  jedoch  in  diesem  Zusammenhang  nicht 
näher  eingegangen  werden  kann.  Völlig  irrig  ist  es,  in  den  Koinniissions- 
beschlüssen  so  etwas  wie  eine  Anerkennung  des  Grundsatzes  der  Laienjustiz 
suchen  zu  wollen.  Wer  den  wahren  Hergang  kennt,  wdss,  dass  die  Aus- 
dehnung der  Schöffengerichte  einerseits  ein  Verlegenheitsausweg  ist,  anderer- 
seits den  Zweck  verfolgt,  im  Schwurgerichte  ein  dem  Juristentum  vcrhasstcs 
Institut  zu  beseitigten.  Wer  misstrauisch  ist,  muss  sogar  befürchten,  dass  dieser 
gegen  die  Schwurgerichte  gefasste  Beschluss  vielleicht  das  wesentlichste  sein 
durfte,  was  von  dem  ganzen  Reformprojekt  verwirklicht  würde. 
DAFOR  spricht  die  Vbrgeschiehte.  Die  Bewegung  auf  EinfQhnuig  der  Be- 
rufung gegen  die  Strafurteile  der  Landgerichte  in  erster  Instanz  war  all- 
mählich so  stark  geworden,  dass  die  Regierung  sich  ihr  nicht  widersetzen 
konnte.  Man  Hess  sich  offenbar  um  so  lieber  darauf  ein.  als  diese  Gelegenheit 
benutzt  werden  konnte,  um  sogenannte  Kompensationen  zu  fordern,  das  heisst 
die  Rechtsgarantieen,  die  den  Bfirger  vor  der  Dbermacht  der  Justizbureau- 
knrtie  in  Strafverfahren  schützen  sollen,  noch  mehr  einzuengen  und  die  Be- 
fugnisse der  Justizbehörden  zu  erweitem.  Verschiedene  Regierungsvorlagen 
erboten  sich  also  znr  Einführung  der  Berufung,  verlangton  aber  unter  anderem, 
dass,  um  die  Kosten  zu  verringern,  die  Berufungskammern  mit  fünf,  die 
Kammern  erster  Instanz  dagegen,  die  jetzt  aus  fünf  Richtern  bestehen,  nur 
mit  drei  Richtern  besetzt  werden  sollten.  Dies  erregte  entschiedenen  Widerstand. 
Die  Frage  mag  Nichtfachmännern  vielleicht  ziemlich  gleichgültig  erscheinen, 
sie  ist  aber  keine  theoretische  Haarspalterei,  sondern  es  macht  praktisch  für 
den  Angeklagten  einen  ungeheuren  Unterschied,  ob,  wie  bisher,  zu  seiner 
Verurteilung  vier  von  fünf  Stimmen  erforderlich  sind,  oder  ob  nur  zwei  von 
dreien  dazu  nStig  sein  aollen.  Bei  dem  übermächtigen  Einfluss,  den  der  Vor- 
sitzende auf  die  Beisitzer  auszuüben  im  stände  ist,  wird  ein  sogenannter  schnei- 
diger, das  heisst  zur  Verurteilung  neigender  Direktor  —  und  die  Justizver- 
waltung hat  es  in  der  Hand,  sich  gerade  solche  Herren  zu  Vorsitzenden  aus- 
zusuchen —  leicht  wenigstens  einen  der  Beisitzer  auf  seine  Seite  herüber- 
ziehen Ikonen.  Ausserdem  ist  bd  der  ohndiin  zu  starken  Arbeitsbelastung 
der  Strafkammern  von  einer  noch  schwächeren  Besetzung  eine  noch  weniger 
gründliche  Arbeit  ZU  b^firchten.  Deshalb  machte  «ch  unter  Fachmännern 
eine  starke  Abneigimg  gegen  das  Drcimännerkollegium  geltend,  die  Regierun- 
gen dagegen  hielten  hartnäckig  daran  fest,  so  dass  darüber  die  Berufung 
zu  scheitern  drohte. 

DIE  geschäftigen  Politiker  des  Zentrums  und  der  liberalen  Parteien  aber, 

die  durchaus  etwas  zuwege  bringen  wollten,  das  wenigstens  den  Namen 
Reform  hätte,  suchten  jetzt  den  früher  schon  erwogenen  Gedanken  der  grossen 
Schöffengerichte  hervor.  Schöffen  kosten  die  Justizverwaltung  kein  Geld,  man 
kann  sie  also  in  beliebiger  Menge  einberufen.  Wenn  in  der  ersten  Instanz 
zwei  Juristen  und  drei  Schöffen,  in  der  zweiten  Instanz  drei  Juristen  und 
vier  Schöffen  sitzen,  so  gibt  das  zusammen  fünf  bttahlte  Richter,  gerade  so 
viel,  wie  jetzt  in  einer  Instanz  gebraucht  werden.   Während  aber  jetzt  nur 
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einer  von  den  fünfen  den  Titel  Direktor  kriegen  kann,  sind  dann  zwei  in 
dieser  glücklichen  Lage.  Das  scheint  der  Justizbureaukratie  dngdeuchtct 
zu  haben,  und  am  angenehmsten  ist  ihr  wohl  die  Aussicht  gewesen,  dass  man 
dabei  das  Schwurgericht  loswerden  könnte.  Der  Vorschlag,  die  Straf- 
kammern zu  grossen  Schöffengerichten  umzugestalten,  beweist  also  alles  andere 
eher»  als  ein  wirkliches  Verständnis  für  die  dem  Laiengericht  eigenen  grossen 
Vorzfige.  Alle  Redensarten,  die  die  Kommissionsberichte  zur  Empfehlung  der 
Schöffengerichte  enthalten,  werden  aufgehoben  durch  die  wahrhaft  gehässige 
Art,  wie  über  die  Schwurgerichte  abgeurteilt  wird.  Charaücteristisch  für 
unsere  Parteiverhältnisse  ist  übrigens,  dass  der  lkschluss  gegen  die  Schwur- 
gerichte schliesslich  einstimmig  gcfasst  worden  ist,  obgleich  parlamentarische 
Vertreter  des  Zentrums,  der  Nationalliberalen  und  der  freisinnigen  V'olkspartci 
beteiligt  waren.  Die  Sozialdemokratie  hatte  man,  wie  bekannt,  weislich  fern- 
gehalten. 

SEIT  Schwurgerichte  eingeführt  sind,  erfreuen  sie  sich  der  Geringschätzung 
und  der  Verfolgung  der  meisten  Berufsjuristen.  Auch  gegen  die  SchöfTen- 
gerichte  wendeten  sich  anfänglich  Hass  und  Hohn.  Wenn  dies  in  den  letzten 
Jahren  etwas  nachgelassen  hat,  ja,  wenn  sich  jetzt  die  Justizverwaltangen 
bereit  erklären,  auch  in  die  bisherigen  Strafkammern  Schöffen  aufzunehmen, 
so  wird  man  leider  von  vornherein  annehmen  dürfen,  dass  die  Justizbureaukratic 
vermuten  kaim.  die  Laienbeisitzer  Würden  den  gelehrten  Juristen  nicht  unan- 
genehm werden. 

IM  Schwurgericht  entscheiden  die  Nichtjuristen  ganz  für  sich  über  die  Schuld- 
fragen.   Im  Schöffengericht  haben  sie  zwar  die  Mdirheit,  beraten  und  ent« 

scheiden  aber  unter  Leitung  und  in  Anwesenheit  von  Juristen.  Der  Charakter 
einer  T-aicnjustir  kommt  deshalb  nur  rlem  Schwurgerichte  zu;  das  eigentlich 
Wertvolle,  worin  das  Wesen  rler  I.aioiireclUsprecbnnt^  besteht,  und  worin  sie 
der  der  Juristen  überlegen  ist,  kann  bei  der  Zusanunenkoppolung  von  Juristen 
und  Laien  in  den  Schöffengerichten  nicht  ztir  Geltung  gelangen.  Der  Wesens- 
untcrschied  zwischen  der  Tätigkeit  der  Juristen  und  der  Laien  in  der  Straf- 
gericbt<;linrkeit  ist,  wenn  man  von  zeitlichen  und  örtlichen  Nebenerscheinungen 
vorläufig  absieht,  der,  dass  der  Jurist  dabei  nach  Art  einer  gelernten  Berufs- 
tätigkeit verfahren  m  u  s  s ,  der  Laie  das  nicht  kann. 
WENN  und  soweit  unmer  die  Juristerei  ein  Handwerk  oder,  wenn  man  lieber 
will,  eine  Kunst  ist,  müssen  die  studierten  Juristen  den  Laien  uberl^^  sein, 
durch  Kenntnis  der  Gesetze  und  früheren  Entscheidungen,  Beherrschung  der 
wissenschaftlichen  Literatur,  t'bung  im  Herausfinden  des  iuristisrh  Erheb- 
lichen, Gewandtheit  des  Wortes,  ja  sogar  in  der  blossen  Ausdauer  der  Kräfte 
bei  längeren  Verhandlungen.  Die  Funktionen  des  Staatsanwaltes,  des  Ver- 
teidigers und  des  Verhandlungsleiters,  die  jeder  von  einer  anderen  Sdte  her 
den  Fall  tatsächlicli  und  rechtlich  aufklären  und  dem  urteilenden  Gericht  ein 
anrchanliches  Bild  davon  verschaffen  sollen,  werden  deshalb  im  allgemeinen 
nur  von  routinierten  Juristen  ausgeübt  werden  können.  Hier  vermag  dann 
auch  einer  der  drei  Faktoren  die  handwcrksmässigen  Einseitigkeiten  der 
anderen  an&udecken  und  unschwllich  zu  madien. 

FÜR  den  urteilenden  Richter  dagegen  liegt  die  Sache  anders;  was  ihm  die 

Routine  nützt,  wird  weit  ül)crwogen  durcb  die  Gefahren,  die  ein  handwerks- 
massiger  Betrieb  für  dos  Urt&il  mit  üch  bringt 
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DAS  seigt  sich  sowohl  l)ei  der  Feststellung  des  Tatbestandes,  wie  bei  der  An- 
wendung des  Gesetzes  auf  ihn.  Der  Berufsrichtcr  unterliegt,  wie  jeder 
Mctisch,  dem  Gesetz,  dass  eine  regelmässig  wiederholte  Tätigkeit  das  Inter- 
esse, ja  sogar  die  Aufnahmefähigkeit  für  das,  was  vom  Alltäglichen  abweicht 
nnd  in  besonderer  Weise  verstanden  werden  nnus, .  abstumpft  In  der  bei 
weitem  grössten  ZtSA  der  Fälle  hat  der  Richter  Leute  vor  sieb,  die  wirklieb 
im  Sinne  des  Gesetzes  schuldig  sind.  Es  ist  nur  natürlich,  dass,  wenn  er 
Jahr  für  Jahr  nichts  anderes  tut,  als  über  sie  abzuurteilen,  schliesslich  das 
Gefühl  in  ihm  herrschend  wird,  jeder,  der  ihm  vorgeführt  werde,  müsse 
fehuldig  sein.  Er  hat  Hunderte  von  Fiflen  eines  bestimmten  Verbrechers 
bearbeitet,  bei  denen  sidi  überall  die  Tat  annähernd  gleich  abgespidt  hat 
Was  Wunder,  wenn  er  auch  bei  einem  neuen  Falle  von  der  Vorstelhing 
beherrscht  wird,  dieser  werde  wohl  ebenso  gewesen  sein»  und  mit  diesem  Vor* 
urteil  an  sein  Richteramt  herangeht? 

DER  Laienrichter  dagegen  besteigt  selten  den  Richterstuli  1,  und  sein  Inter- 
esse ist  deshalb  frischer.  Seine  Titiglttit,  und  was  er  darin  erfährt,  sind 
ihm  neu  tmd  nicht  durch  Erinnerungsbilder  an  frühere  Verhandlungen  beein* 
flusst.  Dazu  kommt,  dass  der  Laie  im  Volksleben  steht,  während  die  Burcau- 
kratie  sich  heutzutage  in  Herkunft  und  Lebensweise  immer  mehr  von  den 
breiteren  V'olksmassen  abschliesst,  sich  auf  enge  Kreise  der  Besitzenden  be- 
schränkt und  sich  dem  Seelenleben  und  der  Sprache  des  Volkes  entfremdet 
Ich  will  hierbei  nicht  vergessen,  dass  gerade  auf  diesem  Gebtete  auch  noch  in 
der  Zusammensetzung  der  Laiengertdite  schwere  Mängel  vorhanden  sind.  Wenn 
man,  wie  dies  an  manchen  Orten  geschieht,  fast  nur  pensionierte  Beamte, 
Offiziere  und  Rentiers  auf  die  Geschworenenbank  bringt,  wenn  man  Ange- 
hörige der  Arbeiterklasse  grundsätzlich  ausschliesst,  dann  kann  freilich  die 
Jury  nicht  so  wirken,  wie  sie  soll.  Doch  dies  sind  Mängel,  die  nicht  im  We  s  e n 
des  Laiengerichts  liegen,  sondern  gerade  in  einer  bewussten  Einschränkung 
seines  Prinzips  durch  die  Staatsbehrä'den  der  vom  Kapitalismus  beherrschten 
Gesellschaft. 

WIRD  der  Laienrichter  schon  bei  der  Auffassung  und  Feststellung  des  Tat- 
bestandes weniger  handwerksmässig  verfahren  und  darum  grössere  Aussich- 
ten für  die  Feststeihmg  des  wahren  Sachveriialts  haben,  als  der  Berufs- 
richtcr, so  sind  seine  Vorzuge  noch  viel  grosser  bei  der  Fällung  de«;  Spruches 
selbst.  In  der  Überzahl  der  Fälle  macht  es  natürlich  keine  Schwierigkeit, 
auf  einen  gegebenen  Tatbestand  das  Gesetz  anzuwenden.  Wo  aber  Bedenken 
entstehen,  so  können  sie  in  erster  Reihe  darauf  beruhen,  dass  zweifelhaft 
ist^  was  Gesetz  sei.  Der  Richter  findet  zunächst  den  Wortlaut  des 
Gesetzes  vor.  Ist  er  Jurist,  so  nimmt  er  für  ^ ich  in  Anspruch,  dass  er  diesen 
Buchstaben  besser  aussulegcn  verstünde,  als  der  Laie.  In  der  Tat  werden 
logische  Schulung  und  Kenntnis  einer  doktrinären  Terminologie  ihm  dabei 
sehr  behilflich  sein.  Die  Worte  und  Begriffe  des  Gesetzes  aber  sind  selbst 
nnr  etwas  Abgeldtetea»  mdir  oder  weniger  gelitagene  oder  auch  miss- 
glückte  Versuche  des  Gesetzgdters,  seine  Gedanken  anszndrucken.  Also  mnss 
auf  den  Willen  des  Gesetzgebers  zurückgegangen  werden.  Dies  tut 
die  Rechtsprechung  der  Juristen  häufig  noch  nicht  einmal  in  ausreichendem 
Masse,  sondern  haspelt  aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  Resultate  heraus,  an 
die  dar  Gesetzgeber  ni.  gedacht  hatte.    Ein  Beispiel  Ist  die  Anwendung 
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des  Erpressungsparagraphen,  die  das  Koalitionsrecht  praktisch  aufhebt  In- 
dessen auch,  wo  sich  der  Jurist  redlich  müht,  dem  Willen  des  Gesetzgebers 
gerecht  zu  werden,  hat  er  nicht  immer  Glück,  denn  in  dem  Produkt  der 
üMeUgdmiig  kreuzen  sich  die  Tendenzen  verschiedener  parlamentarisdier 
Parteien  und  der  Rei^emngen.  darin  stecken  einerseits  scharf  durchdachte, 
aller  Konsequenzen  bewusste  Gedankenreihen,  andererseits  allgemeine  unklare 
Wünsche  und  Absichten.  Die  gedruckten  Begründungen  der  Entwürfe  und 
die  parlamentarischen  Verhandlungen,  die  der  juristische  Ausleger  sicherlich 
besser  beherrscht,  als  der  laienrichter,  sind  hddist  mtngdhafte  und  oft  irre- 
führende Hilfsmittel,  den  Willen  des  Gesetzgebers  zu  ergründen,  schon  «eil 
von  einem  solchen  einheitlichen  Willen  häufig  nicht  gesprochen  werden 
kann.  Auch  der  Jurist  findet  also  Schwierigkeiten  bei  der  Auslegung  des 
Gesetzes. 

WEIT  schwieriger  aber  wird  dem  juristischen  Richter  die  Stellungnahme, 
wenn  das,  was  dem  Buchstaben  und  vielleicht  auch  der  Entstehungsgeschichte 

des  Gesetzes  nach  als  dessen  Sinn  erscheint,  im  Widerspruch  mit  dem  Rechts- 
gefühl der  Gegenwart  steht.  Man  kann  es  ihm.  für  den  das  Gesetz  den  Inhalt 
des  Berufsstudiums  bildet,  kaum  verübeln,  wenn  er  auch  in  solchem  Falle 
erklärt,  dass  das  Gesetz  über  dem  Geist  des  Rechts  stehe,  und  wenn  er 
auch  da,  wo  er  das  Unrecht,  an  dem  er  mitwirkt,  schmerzlich  empfindet,  sich 
doch  mit  Pilatus  dabei  beruhigt,  dass  er  sdne  Hände  in  Unschuld  wasche,  und 
dass  die  Abstellung  des  Unrechts  nicht  se  ine  .\ufqabe,  sondern  die  des  Gesetz- 
gebers sei.  Diese  Tendenz  muss  noch  dadurch  unterstützt  werden,  dass  die 
juristische  Tätigkeit  zu  einem  erheblichen  Teil  sich  mit  der  I'rüfung  von 
Zuständigkeitsfragen  zu  beschäftigen  hat,  woraus  die  Neigung  hervorzugehen 
pflegt,  sich  aus  einem  unangenehmen  Dilemma  durch  Ablehnung  der  eigenen 
Zuständigkeit  zu  befreien. 

DER  Laienrichter  kann  weder  durch  Puchstabcnauslegung,  noch  durch  Studium 
der  Gesctzgcbungsmaterialien  den  Willen  des  Gesetzgebers  zu  ermitteln  suchen. 
Verlangt  man  dies  von  ihm,  so  lasst  man  ihn  eine  seiner  Natur  widersprechende 
und  deshalb  unwahre  Rcrfle  spielen.  Dann  bleibe  man  lieber  bei  den  Juristen, 
die  die  juristische  Kunst  beaner  verstehen.  Und  eine  ebensolche  Unwahrheit 
wäre  es.  wenn  man  dem  Laienrichter  zumuten  wollte,  sein  RechtSgeffihI  unter 
die  Doktrinen  der  Juristen  7U  '^teilen. 

DAS  Gute,  das  der  Laie  als  Richter  leisten  kann,  besteht  gerade  darin,  dass 
er  n  u  r  sein  Rechtsgefühl  fragen  kann.  Deshalb  spricht  aus  ihm  das  leben- 
dige Recht  der  Gegenwart  im  Gegensatz  zu  dem  Recht,  das  vielleicht  bei 
seiner  Erschaffung  auch  Gegenwartsrecht  gewesen  sein  mag,  das  aber  in-* 
zwischen,  sei  es  durch  Wrätulenmg  der  Lel)ensverhä1tni'^''c.  sei  es  durch 
juristische  Umdeutung  dem  lebendigen  Rcchtsbcwusstscin  entfremdet  worden 
ist. 

ES  ist  eine  falsche .  Vorstellung  von  den  Obliegenheiten  des  Richters,  .wenn 
man  meint,  seine  Tätigkeit  bestfinde  lediglich  im  Erkennen  des  tatsachlichen 

und  rechtlichen  Moments  und  in  der  Verbindung  des  Erkannten  in  der  Aus* 
legimg  und  .Anwendung  des  Gesetzes.  Nein,  das  Urteil  muss  in  den  kritischen 
Fällen  eine  Tat  des  Willens  sein,  die  Recht  schafft.  Darin  berührt  es 
sich  mit  der  Aufgabe  des  Gesetzgebers. 

ICH  weiss  sehr  wohi,  das«  diese -Auffassung  von.  einer  abstrakt  juristischen 
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Betrachtungsweise  als  Verwischung  der  Grenzen  der  Gesetzgebung  und  der 
Rechtsprechung  und  Eingriff  in  die  Kompetenz  des  Parlaments  und  der  Re> 
giemngen  verdaninit  werden  wurde»  dass  man  daraus  womSglich  sogar  dne 
Billigung  jeder  Partei-  oder  Klassenjustiz  herauslesen  wird.    Allein  diese 

schematische  Trennung  zwischen  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung:  existiert 
überhaupt  nur  in  der  Abstraktion  und  steht  im  Widerspruch  mit  dem  wirk- 
lichen Leben  und  der  Entwickelung  des  Rechts. 

VOR  allem  aber  glaube  man  nicht,  daas  in  der  Praxis  anders  verfdiren 
würd^  als  es  hier  für  die  Rechtsprechung  als  Aufgabe  in  Anspruch  genom- 
men worden  ist,  dass  namentlich  die  Juristenjustiz  sich  streng  auf  blosse  Aus- 
legung und  Anwendung  des  gegebenen  Rechts  beschränkte  oder  überhaupt 
beschränken  könnte.  Dies  ist  schon  der  angeführten  Schwierigkeiten  der 
Auslegung  wegen  unmöglich,  aber  ebenso  sehr,  weil  auch  die  Juristen  Men- 
schen sind,  nicht  Masdiinen,  die  ihren  Geist  auf  eine  Frage  einstdien  könnten, 
und  aus  denen  nachher  mechanisch  ein  Urteil  herausfiele.  Auch  sie,  obgleich 
ihre  ganze  Arbeitsart  sie  auf  blosse  Auslegung  hinweisen  müsste,  erzeugen 
ihren  Spruch  bewusst  oder  unbcwusst  zunächst  aus  ihre  m  Rechtsgefühl,  und 
die  wissenschaftliche  Begründung  wird  dann  als  Mantel  umgehängt,  der  den 
wildgewachsenen  Spross  legitimieren  soll.  Ich  bin  weit  entfernt,  auch  beim 
juristischen  Richter  dies  Urteilen  aus  freiem  Rechtsgefühl  schelten  zu  wollen; 
es  ist  sogar  unentbehrlich  für  jede  Fortbildung  des  Rechts.  Aber  ich  sage: 
das  machen  die  Laienrichter  besser  und  freier ;  sie  bieten  mehr  Aussicht, 
dass  das  wahre,  im  Volke  lebende  Rechtsbewusstsein  zum  Ausdruck  gelangt. 
FREILICH,  auch  darüber  darf  man  sich  nicht  täuscHen:  dies  Rechtsgefühl 
besteht  nicl^  nur  beim  Juristen,  sondern  auch  bdm  Laien  vielfach  aus  Vor- 
urteilen. Aber  es  sind  dann  wenigstens  die  Vorurteile  der  Zeit.  Die  Berufs- 
juristen pflegen  aber  —  Ausnahmen  abgerechnet  —  an  den  Vorurteilen  der 
Vergangenheit  zu  hängen,  und  das  ist  namentlich  in  Zeiten  des  Werdens  eines 
neuen  Rechts  eine  Ge/ahr. 

UND  dies  Hängen  am  Alten  hat  seinen  Grund  nidit  nur  in  der  Beschäftigung 

mit  dem  geschriebenen  Recht,  sondern  auch  darin,  dass  ein  besonderer  Richter- 
stand naturgemäss  den  fertigen»  herrschenden  Gewalten  näher  stehen  mUSS,  als 

den  im  Schosse  der  Nation  sich  neu  bildenden  Kräften. 

DIE  bisherige  Untersuchung  hatte  mit  Absicht  nur  die  Vorzüge  untersucht, 
die  im  Wesen  der  Strafrechtspflege  durch  Nichtjuristen  liegen,  und  hatte 
dedialb  von  den  besonderen  Umständen  Deutschlands  abgesehen.  Diese  eigen- 
artige Ausgestaltung  der  Justizbureaukratie  in  Deutschland  und  die  Erfahrun- 
gen, die  man  damit  gemacht  hat,  tragen  aber  noch  besonders  dazu  bei,  der 
Laienjustiz  den  Vorzug  zu  sichern.  Im  grossen  und  ganzen  zeigt  sich  in 
unserer  Jurntenrechtsprcchung  eine  sich  immer  mehr  steigernde  Tcndena,  £ e 
M adit  der  Staatsbehörden,  von  den  Trägem  der  Kronen  an  Ms  au  den  untersten 
Gemdndedien'ern  und  Schntileuten,  schrankenlos  auszudehnen,  die  Rechte  der 
übrigen  Staatsbürger  einzuengen,  die  Freiheiten,  die  das  Bürgertum  spärlich 
genug  im  Kampfe  gegen  die  Bureaukratie  des  absolutistischen  Staates  errungen 
hatte,  zu  beschränken  und  dies  alles  durch  schrittweise  sich  vollziehende,  aber 
sich  immer  in  der  selben  Richtnt^  bewegende  Auslegung  und  Unterlegung,  die 
den  herrsdienden  Mächten  den  offenen  und  ehrlichen  Weg  einer  Untcr- 
drudcangigtseUgebung.erspact  ..So.iiat  man  den  Begriff  der  BeMdigung  in 
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den  Frf»e8seii  wegen  Majestäts-  und  Beamtenbeleidigung  in  einer  Weise  aus« 
gedehnt,  die  nach  Uberzeugung  der  Besten  unseres  Volkes  das  freie  Wort 

aufs  unwürdigste  einengt,  man  hat  an  dem  Paragraphen,  der  von  der  Auf- 
reizung von  Bevölkcrungsklasscn  zu  Gewalttätigkeiten  handeU,  so  lange  herum- 
gedrechselt, bis  man  so  ziemlich  alle  Schutzwehren,  die  die  Gesetzgebung  des 
Norddeutschen  Bundes  bewnsst  gegen  alte  Missbräuche  aufgerichtet  hatte,  wieder 
beseitigt  hat.  Man  hat  im  Gegensatz  zu  der  Meinung  aller  gerecht  und 
vernünftig  Denkenden  durch  die  Auslegung  des  Erpressungsparagraphen  und 
durch  die  Einräumung  schrankenloser  Befugnisse  an  die  Polizei  den  Streik- 
posten gegenüber  unentbehrliche  Anwendungsformen  des  gesetzlich  garantierten 
Koalitionsredtts  der  Arbeiter  für  strafbar  erklärt.  Die  nusslose  Ausdehnung 
der  Begriffe  des  RtUgiotuvergtheHs  einerseits  und  des  literarisehen  SitUich' 
keitsvergehens  andererseits  werden  immer  mdir  zu  einer  gefährlichen  Bedro- 
hung von  Wissenschaft  und  Kunst.  Es  würde  zu  weit  führen,  wenn  man  über 
diese  Entwickelung  der  deutschen  Rechtsprechung  noch  mehr  sagen  wollte. 
Ohnehin  sind  diese  Dinge  bekannt  genug. 

DIE  Juristenrechtsprechung  in  Strafsachen  muss  beseitigt  werden.  Es  fragt 

sich  nur,  ob  für  die  Entwickelung  der  besonderen  Vorzüge,  die  die  Laien- 
justiz bietet,  die  Form  des  Schöffengerichts  ausreichend  ist,  oder  ob  das 
Schwurgericht,  also  das  reine  Laicngcricht,  den  Vorzug  verdient.  Schon  von 
vornherein  lässt  sich  sagen,  dass  im  Schöffengericht  die  Laienbeisitzer  trotz 
ihrer  Mdirzahl  nicht  dazu  gelangen  werden,  die  ihnen  eigentümlidie  Art  der 
Rechtsfindung  voll  zur  Geltung  zu  bringen.  Meist  werden  die  juristischen 
Mitglieder  eine  höhere  formelle  Bildung  und  eine  grössere  Gewandtheit  der 
Ausdrucksweise  haben.  Sie  werden  durch  ihre  juristischen  Kenntnisse  den 
Schöffen  imponieren,  durch  die  Autorität,  die  man  einmal  in  Deutschland  jedem 
höheren  Beamten  beizumessen  pflegt,  auf  sie  drückend  wirken.  Der  Vor- 
sitzende wird  sich  in  Zweifdsfallen  verpflichtet  fühlen,  den  Schöffen  zu  sagen, 
wie  sie  seiner  Meinung  nach  urteilen  m  ü  s  s  t  e  n  .  und  wird  damit  meist  Erfolg 
haben.  Die  Erfahrungen,  die  man  als  praktischer  Jurist  sammelt,  bestätigen 
dies  vollkommen.  Die  Sprüche  der  Schöffengerichte  spiegeln  fast  immer  die 
Art  des  Vorsitzenden  wieder.  Dies  gilt  namentlich  vom  Strafmass.  Ist  der 
Richter  mild,  so  haben  die  Schöffen  nidEts  dawider.  Gelangt  aber  die  Schöffen- 
abteilung plötzlich  unter  den  Vorsitz  eines  der  Herren,  die  sich  in  hohen 
Strafmassen  nicht  genug  tun  können,  so  pflegen  die  Schöffen  fast  ausnahms- 
los mitzugehen.  Das  selbe  gilt,  wenn  ein  Richter  es  liebt,  in  ungewöhnlicher 
Weise  von  der  Untersuchungshaft  Gebrauch  zu  machen. 
NATÜRLICH  gibt  es  auch  Auanahmoi.  Es  kommt  schon  vor,  dass  die 
Schöffen  den  Richter  überstimmen,  namentlich,  dass  sie  sich  nicht  zu  einer 
Verurteilung  bev/egen  lassen,  die  er  möchte.  In  solchen  Fällen  pflegen  m.anche 
Richter  schon  bei  der  Publikation  des  Urteils  in  nicht  misszuverstehender 
und  jedenfalls  für  die  Schöffen  höchst  peinlicher  Weise  ihren  Unmut  darüber 
auszudrücken  und  in  den  schriftlichen  Urteilsgründen  durch  gewisse  Formeln 
anzudeuten,  dass  ihnen  der  Spruch  gegen  den  Wunsch  gewesen  ist  Dies 
ein  Beweis  mehr,  wie  ungewöhnlich  solche  Fälle  sind. 

F.^ST  absolut  versagt  haben  die  Schöffengerichte  auf  dem  Gebiete  des 
Schutzes  der  politischen  Rechte.  Gerade  für  die  politischen  Anklagen,  die  sich 
zum  grossen  Teil  als  Übertretungen  cbaraUtcrsiercn,  sind  sie  vielfach  zu- 
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ständig.  Auch  hitr  zeigen  die  praktischen  Erfahrungen,  dass  zum  Beispiel 
bei  den  lächerlichen  und  gehässigen  Anklagen  wegen  groben  Unfugs,  wegen 
Streikpostenstehens,  wegen  Flugblattverbreitens,  Kollektierens  u.  s.  w.  die 
Sdioffen  &st  rcgdmassig  mit  dem  Riditer  gegangen  nnd.  Sie  sprachen 
frei,  wo  äitatr  Mspndun  wollte,  und  venirteilten,  wo  dieser  et  tat  Nament« 
lidi  haben  auch  Schöffen  den  eine  Zeitlang  eingerissenen  widerlichen  Miss- 
brauch mitgemacht,  Ehrenmänner,  die  nichts  getan  hatten,  als  ihre  politische 
Überzeugung  zu  vertreten,  wie  es  alle  anderen  Parteien  auch  tun,  wegen  groben 
Unfugs  regelmässig  zu  Freiheitsstrafen  zu  verurteilen,  während  sie  den 
gröblichsten  Rowdyexzess  mit  dnigen  Mark  Geldstrafe  zu  ahnden  pflegten.  Die 
Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  der  politischen  Justiz  sprechen  durchaus  gegen 
die  Form  des  Schöffengerichts. 

DAMIT  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  die  Schöffen  auch  in  der  Verbindung  mit 
Juristen  nicht  noch  ganz  wesentlich  Gutes  wirken  könnten.  Vor  allen  Dingen 
zeigt  die  Erfahrung,  dass  die  Anwesenheit  von  Schöffen  dazu  beitiigt,  dem 
ganzen  Verfohren  grossere  Frische  zu  geSen.  Die  Schöffen  folgen  der  Ver- 
handlung aufmerksam  und  mit  Interesse,  und,  was  die  Hauptsache  ist,  der 
Vorsitzende  sieht  sich  ihretwegen  genötigt,  sich  nicht  bloss  auf  seine  Akten- 
kenntnis zu  verlassen,  sondern  die  Zeugen  wirklich  sorgfaltig  zu  vernehmen 
und  zuzuhören,  was  sie  sagen.  Namentlich  Irämmt  auch  die  Lebenskenntnis 
der  Schöffen  und  ihr  besseres  Verstfodnis  von  der  Ausdrucksweise  des  Volkes 
der  Ermittelung  objektiver  Wahrheit  oft  sehr  zu  statten.  Darum  ist  das 
Schöffengericht  dem  lediglich  aus  Juristen  gebildeten  Knllcgium  gegenüber  ein 
Fortschritt,  nur  werden  seine  Entscheidungen  im  wesentlichen  die  Natur  von 
Entscheidungen  rein  juristischer  Gerichte  besitzen  und  darum  den  eigentlich- 
sten Vorzug  der  Latenjustiz  nicht  zur  Entfaltung  bringen  können.  Dieser  kann 
vielmehr  nur  bei  der  Beratung  der  Geschworenenbank,  an  der  kein  Jurist  in 
autoritativer  Stellung  tcihiimmt.  recht  zur  Geltung  gelangen. 
DTE  Erfahrungen  mit  dem  Schwurgericht  sind,  im  ganzen  gcnoninicn,  rcclu 
gunstig.  Die  Geschworenen  arbeilen  mit  Eifer  und  urteilen  meist  praktisch 
richtig.  Naturlich  gehört  ein  tüchtiger  Verhandlungslciter  dazu,  der  es  Ter- 
steht,  die  Beweise  ohne  Voreingenommenheit,  verständlich  und  gründlich,  aber 
nicht  ermüdend,  den  Geschworenen  vorzuführen. 

DIE  Gegner  der  Schwurgerichte  pflegen  sich  auf  einige  sensationelle  Urteile 
zu  berufen,  die  die  öffentliche  Meinung  aufgeregt  haben.  Mit  Unrecht  ladet 
man  die  Hauptverantwortung  für  das  drakonische  Urteil  gegen  die  Löbtauer 
Zimmerleute  auf  die  Geschworenen.  So  verfehlt  die  Auffassung  ist,  die  in 
jeder  Gewalttat  einer  aus  wenigen  Personen  bestehenden  Gruppe  sofort  einen 
Landfriedensbruch  sieht,  so  hat  die  Juristenpraxis  sich  doch  konstant  so  aus- 
gesprochen, und  wenn  die  Geschworenen  v.egcn  Landfriedensbruchs  verur- 
teilt haben,  so  sind  sie  nur  dieser  Doktrin  der  Juristen  gefolgt.  Was  am 
erschütterndsten  gewirkt  hat,  waren  jedoch  nicht  die  Verurteiltingen  selbst, 
sondern  die  fürchterlidien  Strafmasse,  und  an  diesen  hatten  die  Geschworenen 
keinen  .Anteil. 

INDES,  unzweifelhaft  gibt  es  Fälle,  in  denen  Schwurgerichte,  sichtlich  durch 
politische  Irrtümer  verleitet,  zu  unbegreiflichen  Sprüchen  gekommen  sind.  Man 
braucht  nur  aus  neuerer  Zeit  an  die  Meinddaverurteilungcn  gegen  Schröder 
und  Genossen,  gegen  Mathes  und  gegen  Holst  und  an  einige  der  Urteile,  die  mit 
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der  Ermordung  des  Gymnasiasten  Winter  in  Könitz  zusammenhingen,  zu  erin- 
nern. Indessen,,  sollte  es  nötig  sein,  dieser  verschwindend  geringen  Zahl  von 
Fillen  das  Sdraldkeato  der  juristischen  Justiz  auf  ähnlichen  Gebieten  fqpea- 

über  zu  stellen?  Und  ist  es  nicht  andererseits  eine  Tatsache,  dass  in  den 
Bundesstaaten,  wo  Prcssanklagcn  vor  die  Geschworenengerichte  kommen,  poli- 
tische Verurteilungen  zu  den  grössten  Seltenheiten  gehören,  weil  sich  die 
Geschworenen  weigern,  die  Verantwortung  für  die  Unterdrückung  des  freien 
Worts  zu  übernehmen?  Hat  nicht  der  Oldenburger  Pokerskandal  erst  dann 
seine  richtige  Beurteilung  gefunden,  als  die  Angelegenheit  danic  der  Meineids- 
anklage gegen  Meyer  einem  Geschworenengerichte  unterbreitet  wurde?  Cha- 
rakteristisch ist  auch,  dass  ein  konservatives  Blatt  die  Nachricht  von  der 
geplanten  Beseitigung  der  Schwurgerichte  ausdrücklich  deshalb  freudig  be- 
grüsste,  weil  es  dadurch  m(^lich  werde,  dem  Simplicissimts  zu  Leibe  zu 
gehen. 

KEINE  Verurteilung  in  einem  politischen  Prozess  ist  möglich,  ohne  dass 
Juristen  den  Anstoss  dazu  gehen  und  die  Anklage  aufrechterhalten.  Wenn 
dann  wirklich  hic  und  da  Geschworene  diesen  Versuchungen  erliegen  sollten 
und  ihre  politischen  Gegner  durch  Gefängnis  und  ZxuMtum  unschadlidi  zu 
machen  suchen,  so  ist  dies  zwar  zu  verdammen,  aber  doch  wahfhaftig  kein 
Grund,  um  die  Rechtsprechung  ausscMlettlicfi  den  Juristen  anzuvertrauen,  die 
die  treibende  Kraft  solcher  Urteile  gewMCn  sind.  Es  ist  ja  bekannt,  dass 
gerade  Staatsanwälte,  die  sich  in  politischen  Prozessen  hervorgetan  haben, 
sehr  häufig  höhere  Richterstellen  erhalten. 

ENDLICH,  wenn  man  meint,  dass  Juristen  unbefangener  und  besser  urteilen, 

als  Geschworene,  weshalb  haben  nicht  in  allen  diesen  Fällen  die  amtierenden 
Richter  sich  ihrer  Pflicht  erinnert,  den  zu  ungiinsten  der  Angeklagten  gcf.ill- 
tcu  Fchlspruch  zu  kassieren?  Weshalb,  wenn  l'ehlsprüche  von  Geschwcjrencn 
so  an  der  Tagesordnung  sind,  wie  die  Gegner  der  Schwurgerichte  zu  tun 
pflegen,  hört  man  überhaupt  so  selten  von  der  Kassierung  eines  VeidHcts? 
Dann  würde  das  doch  zugleich  der  Beweis  immenser  Pflichtvergessenheit 
der  juristischen  Richter  sein ! 

DIE  Beseitigung  der  Schwurgerichte  ist  keine  Besserung,  sondern  ein  Rück- 
schritt. Statt  diesen  vorhandenen  Ansatz  zu  einer  höheren  Form  des  Straf- 
gerichts  zu  zerstören,  sollte  man  ihn  weiterentwickeln.  Will  man  noch  nicht 
alle  grosseren  Sachen  den  Schwurgeriditen  überweisen,  so  möge  man  vor* 
lauHg  SchöiTengerichte  zweier  Instanzen  an  Stelle  der  bisherigen  Strafkammern 
einführen.  Die  Schwurgerichte  nher  soll  man  bestehen  lassen  tmd  ihre  Zu- 
ständigkeit erweitern.  Von  den  Wrbrechen,  die  ihnen  gegenwartii^  überwiesen 
sind,  könnte  allenfalls  der  betrügerische  Bankrott  den  grossen  Schot tcngerichtea 
ubertragen  werden.  Dagegen  mussten  namentlich  die  Anklagen  wegen  Mein- 
eids den  Geschworenen  verbleiben.  Es  ist  eine  häufige  Erfahrung,  dass  die 
gelehrten  Richter  sich  nicht  genug  in  die  Ausdrucksweise  von  Personen  aus 
dem  Volke  hineinfinden  kötincn  tnul  deshalb  c^cneigt  sind,  ralschcidc  anzu- 
nehmen, wo  nur  eine  unklare  Ausdrucksweise,  oft  als  Folge  unklarer  Befra- 
gung, vorliegt.  Besonders  aber  mfiasten  den  Schwurgerichten  die  politischen 
Ddikte,  wozu  auch  die  Beamten*  und  Majestätsbeleidigungcn  zu  rechnen  sind, 
ausnahmslos  überwiesen  werden,  desgleichen  sämtliche  Pressklagcn. 
WÜNSCHENSWERT  ist  allerdings,  dass  dem  verurteilten  Angeklagten  die 
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Berufung  gegen  das  schwurgerichtliche  Urteil  an  ein  höheres  Schwurgericht 
gegeben  werde ;  der  Staatsanwaltschaft  nur  zu  gunsten  des  Angeklagten  und  zu 
seinen  Ungunsten  mit  den  Beschränkungen,  die  jetzt  der  Wiederaufnahme  des 
Ver&hrens  in  diesem  Falle  gezogen  sind.  Man  könnte  das  Schwurgericht 
erster  Instanz  aus  acht  Geschworenen  zusammensetzen  und  zur  Verurteilung 
sechs  Stimmen  erfordern,  während  in  zweiter  Instanz  zwölf  Geschworene 
fungieren  könnten,  von  denen  dann  freilich  der  Gleichmässigkeit  wegen  min- 
destens neun,  nicht,  wie  bisher,  acht,  zur  Verurteilung  ihre  Zustimmung  geben 
müssten. 

DIE  widitigste  Reform  des  schwni^richtlichen  Verfahrens  wäre,  dass  den 
Geschworenen  auch  die  Abmessung  der  Strafe  übertragen  würde.  Dies  wird  am 
meisten  Widerspruch  erregen,  und  in  der  Tat  kann  man  einwenden,  dass  dazu 
eine  gewisse  handwerksmässige  Cbung,  eine  Kenntnis  der  btrafabmessung  in 
gleichen  Fällen  wünschenswert  ist,  die  die  Geschworenen  nicht  so  hesitxen 
kdnnen,  wie  Berufsrichter.  Trotzdem  ist  es  unabweishar  nötig,  den  Gesdiwo- 
renen  auch  das  Strafmass  anzuvertrauen.  Nur  dann  ist  ihnen  die  volle  Würde 
des  Richteramtes  gegeben  und  di?  volle  Verantwortlichkeit  für  ihren  Beruf 
auferlegt.  Es  ist  mit  dem  Ansehen  des  Volksrichters  unvereinbar,  dass  heut  die 
gelehrten  Richter  die  Strafe  bemessen  und  dadurch  oft  genug  das,  was  die 
Geschworenen  gewollt  haben,  vereiteln.  Manche  Freisprechung  von  Sdiuldigen 
würde  unterbleiben,  wenn  die  Geschworenen  sicher  wären,  dass  nicht  eine  ihnen 
zu  hart  dünkende  Strafe  verhängt  würde. 

FREILICH  wird  man,  um  zufällige,  auf  Stimmungen  beruhende  Schwankungen 
der  Strafmasse  möglichst  zu  verhindern,  die  Grenzen  der  Strafandrohungen 
nach  oben  zu  wesentlich  einengen  müssen.  Diese  Abänderung  des  materiellen 
Strafredits  ist  schon  lange  notwendig,  audi  angesichts  der  Schwankungen  in 
der  Rechtsprechung  der  Berufsrichter,  sie  ist  aber  auch  sehr  leicht  möglich.  Die 
Maximalstrafmasse  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  sind  durchweg  weit  höher, 
als  nötig  ist,  was  sich  schon  darin  zeigt,  dass  die  erkannten  Strafen  sich  durch- 
schnittlich weit  unter  der  Hälfte  der  gesetzlich  zugelassenen  Maximalmasse 
bewegen. 

VERTRAUT  man  den  Geschworenen  auch  das  Strafmass  an,  so  werden  die 
juristischen  Beisitzer  des  Gerichtshofes  überflüssig,  und  nur  ein  Vorsitzender 
erforderlich,  der  die  Verhandlungen  zu  leiten,  aber  selbstverständlich  an  der 
Beratung  und  Entscheidung  nicht  teilzunehmen  hätte.  Auch  die  sogenannte 
Rechl^eleknmg  durch  den  Vorsitzenden  ist  angesichts  der  immer  wieder  vor- 
kommenden Fälle,  in  denen  sie  zu  einem  Pludoyer  gegen  den  Angeklagten  wird, 
zu  hcst.'itig'en. 

ES  kann  nicht  Aufgabe  dieses  Aufsatzes  sein,  einen  spezialisierten  Reformplan 
aufzustellen,  deshalb  mögen  diese  Andeutungen  genügen.  Gewiss  ist  auch  das 
Schwurgericht  noch  sehr  der  Verbesserung  fähig,  aber  es  kommt  dem  Prinzip 
des  wahren  Volksgerichts  am  nächsten,  und  deshalb  muss  jede  ernsthafte  Reform 
daran  anknüpfen. 
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PAUL  HUG  -  DIE  LANDTAGSWAHLEN  IN  OLDEN- 
BURG 

AS  politische  Leben  im  (irossherzogtum  Oldenburg  mit  seinen 
6427  Quadratkilometern  Flächeninhalt  und  seinen  400000  Ein- 
wohnern findet  naturgcmäss  im  Reiche  wenig  Beachtung  und  macht 
wenig  Aufsehen.  Und  als  in  den  letzten  zwd  Jahren  einmal  dies 
kleine  Land  so  etwas  wie  Sensation  erregte,  war  es  wahrlich  nichts 
Rühmliches.  Daran  war  kein  Geringerer  schuld,  als  der  Justiz-  und 
Kultusminister  des  Landes.  Der  Kampf,  den  er  mit  einem  kecken  Witz- 
blatt der  Residenz  zu  führen  hatte,  brachte  den  Redakteuren  jenes  Blattes  zwar 
harte  Strafen  ein,  dem  Minister  und  der  ganzen  Juristenclique  des  Landes  aber 
eine  furchtbare  Blamage,  und  die  Justi^barung  erlitt  durch  die  öffentliche 
Meinung  eine  allgemeine  schwere,  aber  verdiente  Verurteilung.  Nach  dem 
Milieu  der  blossgestellten  Juristen  darf  man  die  Bewohner  des  Landes  indessen 
nicht  beurteilen.  Das  Oldcnburger  Volk  ist  ein  gutmütiger,  freiheitliebender 
Stamm,  und  mancher  unserer  Agitatoren  hat  Land  und  Leute  zwar  nKricwürdig, 
aber  döch  recht  anheimelnd  gefunden.  Die  politischen  Einrichtungen  des 
Landes  sind  zum  Teil  recht  liberale,  die  Verwaltung  ist  im  grossen  und  ganzen 
loyal,  gemütlich,  möchte  man  sag-en,  und  sticht  wohltuend  ab  von  der  Schneidig- 
keit, mit  der  im  ang^rcnzenden  Preusscn  verwaltet  und  regiert  wird.  Der 
Charakter  des  Landes  ist  vorwiegend  landwirtschaftlicher  Art,  die  moderne 
Industrie  ist  in  der  Entwickelung  begriffen,  die  alte  handwerksmässige  Industrie 
die  nicht  unbedeutend  war  (Holzschiffbau,  Weberei,  Zigarrenfabrikation  und 
Korkschneiderei),  fast  verschwunden.  Die  landwirtschaftlichen  Betriebe  sind 
Klein-  und  Miitclbclriebc,  die  erstercn  durchweg  in  der  Geest,  die  letzteren  in 
der  Marsch.  Ausnahmen  kommen  vor,  doch  wirklich  grosse  Güter  gibt  es  so 
gut  wie  gar  nicht.  Das  Grossherzogtum  besteht  aus  dem  Herzogtum  Olden- 
burg, dem  Fürstentum  Lübeck  im  Herzen  von  Schleswtg>Holstein  und  dem 
Fürstentum  Birkenfeld  bei  Saarbrücken.  Für  manchen  im  Rdche,  auch  für 
manchen  Parteigenossen,  ist  das  merkwürdige  Land  eine  terra  ineognita  auch  in 
politischer  Beziehung. 

IN  der  Politik  dominiert  noch  der  Liberalismus,  hart  bedrängt  von  der  Sozial- 
demokratie. Der  Süden  des  Herzogtums  Oldenburgs,  das  oldenburgische 
Münsterland,  ist  unbestrittene  Domäne  des  Zentrums.  Dementsprechend  werden 

der  erste  und  der  zweite  oldenburgische  Wahlkreis  von  liberalen,  und  zwar  den 
Volksparteilern  Bargmann  und  Traeger,  vertreten,  der  dritte  von  einem  Zen- 
trumsmann. Die  Zersetzung  und  das  Herunterkommen  des  Liberalismus  liat 
aber  hier  schon  die  selben  Fortschritte  gemacht,  wie  im  Innern  des  Reiches. 
Mit  Nationalliberalen  und  BauembündUrn  —  welche  Parteispezies  seit  dem 
Einsetzen  der  agrarischen  Bewegung  in  Oldenburg  ein  spärliches  Leben  fristet 
—  verbünden  sich  Herrn  Rügen  Richters  .Steifleinene  gegen  die  Sozialdemo- 
kratie. Diese,  unsere  Partei,  steht  hier  auch  schon  lange  auf  dem  Plane  und 
macht  stetig,  wenn  auch  in  langsamem  Tempo»  Fortschritte. 
DIE  Anfänge  der  modernen  Arbeiterbewegung  in  Oldenburg  reichen  zurück 
in  den  Beginn  der  siebziger  Jahre.  Sie  wurde  getragen  von  den  Bau- 
handwerkern in  der  oldenburgischen  Umgegend  des  damals  erst  gegründeten 
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Kriegshafens  Wilhelmshaven,  an  der  Weser  mit  der  Hafenstadt  Brake  als 
Hauptort  von  den  Mitgliedern  des  deutschen  Schiffszimmerverbandes  und 
in  Delmenhorst  von  den  Zigarreninachern.  In  der  kleinen  Residenzstadt  Olden- 
burg und  der  tieblichen  Land-  und  kleinen  Fabrikstadt  Varel  gab  es  Ab- 
zweigungen. Das  Sozialistengesetz  vernichtete  aber  alles,  was  da  an  Organi- 
sationen der  beiden  Zweige  der  Bewegung  vorhanden  war. 
AN  der  Wende  der  siebziger  Jahre  begann  man  von  neuem,  die  Bewegung 
zu  entfachen  und  auszubreiten.  In  fünfundzwanzigjähriger  zäher,  von  manchem 
Misserfolg  begleiteter  Arbeit  ist  es  den  politisch  regsamen  Arbeitern  Olden- 
burgs gelungen,  die  Partei-,  wie  die  Gewerkschaftsbewegung  zu  einer  beachtens- 
werten Höhe,  Stärke  und  Festigkeit  zu  bringen.  Bant-Wilhelmshaven  wurde 
da  der  Zentralpunkt  und  ist  es  geblieben.  Die  Partei  hat  heute  in  allen 
namhaften  Orten  ebensogut  Vereinigungen,  wie  die  Gewerkschaften.  Bei  den 
Reichstagswahlen  von  1903  hatte  im  ersten,  wie  im  aweiten  Wahlkreis  unsere 
Partei  im  ersten  Wahlgang  die  relativ  meisten  Stimmen»  Im  Jahre  ifl^  zog 
die  Sozialdemokratie  mit  einem,  im  Jahre  1902  mit  sechs,  im  Jahre  1904  mit 
vier  und  am  17.  Oktober  dieses  Jahres  wieder  mit  vier  Vertretern  in  den 
Landtag  ein. 

NICHT  von  der  Entwickelung  der  Partei  und  der  Arbeiterbewegung  über- 
haupt wollte  ich  schreiben,  sondern  nur  von  der  soeben  vollzogenen  Landtags- 
wahl. Zum  besseren  Verständnis  der  selben  und  vor  allem  der  Stellung  unserer 
Partei  glaubte  ich,  die  geschichtlichen  Angaben  vorausschicken  zu  sollen.  Am 
17.  Oktober  haben  also  die  Wahlen  zum  oldenburgischen  Landtage  statt- 
gefunden. Gewählt  werden  40  Abgeordnete  auf  Grund  eines  gleichen,  ailge- 
mdncn,  aber  indirekten  Wahlrechtes.  Das  gleiche  und  das  allgemeine 
Wahlrecht  ist  freilich  insoweit  beschränkt,  als  nur  Oldenburger,  die  einen 
eigenen  Herd  haben,  wählen  dürfen.  Wenn  sich  die  Partei  im  Jahre  1899 
nur  in  einem  Wahlkreis,  im  Jahre  1902  in  drei  W'ahlkreisen  ernsthaft  beteiligte, 
so  trat  sie  dieses  Mal  in  acht  von  zehn  Wahlkreisen  auf  den  Plan.  Aussichts- 
voll waren  davon  Bant,  die  unbestrittene  Domlne  unserer  Partei,  Odmenhurst 
und  das  Fürstentum  Libeel^  das  auch  einen  Wahlkreis  bildet.  Vor  allen 
Dingen  galt  es,  den  Wahlkreis  Delmenhorst  zu  gewinnen.  Dieser  wählt  fänf 
Abgeordnete.  Im  Jahre  1902  stellte  unsere  Partei  infolge  eines  Kompromisses 
davon  zwei.  Im  vorigen  Jahre  kam  der  Kompromiss  nicht  mehr  zu  stände, 
und  bd  dieser  Wahl  stand  in  diesem  Wahlkreis  unsere  Partei  den  vereinigten 
Liberalen  und  Agrariern  schroff  gegenüber.  Ein  erbitterter  Wahlkampf  wurde 
geführt.  Zum  erstenmal,  solange  ich  hier  zu  Lande  die  Landtagswahlen  be- 
obachtet habe,  mussten  die  bürgerlichen  Kandidaten  in  öffentlichen  Versamm- 
lungen um  ihr  Mandat  kämpfen.  Die  bürgerlichen  Parteien  hatten  das  Orga- 
nisieren und  Agitieren  von  uns  gelernt  und  es  so  vortrefflich  fertig  gebracht, 
dass  bei  den  Wahlmännerwahlen  ihre  Wahlmänner  den  Sieg  davon- 
trugen. Auf  diese  waren  in  diesem  Wahlkreis  1646  Stimmen,  auf  die  sozial- 
demokratischen 1405  Stimmen  gefallen.  Ohne  Zweifel  haben  die  bürgerlichen 
Parteien  mit  ihrer  Stimmenzahl,  wenigstens  in  der  Fabrikstadt  Delmenhorst,  den 
Höhepunkt  erreicht.  Sie  würden  dieses  Mal  unterlegen  sein,  wenn  ihnen  nicht 
die  in  den  katholischen  Vereinen  organisierten  Arbeiter  als  Hilfstruppen  zu- 
geführt worden  wären.  Im  Wahlkreis  Oldenburg-Stadt  brachten  unsere  Ge- 
nossen 13,  im  Wahlkreis  Varel-Westerstede  26  Wahlmänner  durch.  Im  Ffirsten- 
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tum  Lübeck  erhielten  zwar  unsere  mit  den  Kationahozialen  verbündeten 
Parteigenossen  die  Mehrzahl  der  Wahlniänner,  aber  statt  den  verabredeten 
zwei  Abgeordneten  bekamen  wir  dort  nur  einen.  Einige  bürgerliche  Wahl- 
maimer  waren  umgefallen  und  verhalfen  dadurch  einem  Agrarier  su  einem 
Mandat^)  Wahlmänner  gewannen  wir  noch  in  den  Wahlkreiaen  Jever,  Brake 
und  Birkenfcld.  Im  Wahlkreise  Rüstringen  (Bant.  Heppens  und  Neuende) 
wurden  nur  sozialdemokratische  Wahhnaiincr  gewählt.  Auf  sie  entfielen 
1404  Stimmen,  während  die  üegner  es  nur  auf  150  Stimmen  brachten. 
DIE  Taktik  bei  den  Landtagswahlen  war  anf  einer  Parteikonferena  dahin 
fes^gel^t  worden,  dass  bei  den  Urwahlen  Kompromisse  nicht  abgesdilossen 
werden  sollten,  wohl  aber  bei  den  Wahlen  der  Abgeordneten.  Von  dieser 
Möglichkeit  ist  nur  in  einem  Falle,  aber  nur  mit  einem  partiellen  Erfolge, 
Gebrauch  gemacht  worden.  Bei  der  nächsten  Wahl  werden  wir  in  diese  Ver- 
legenheit nicht  mehr  kommen,  denn  im  allgemeinen  hat  die  Wahl  xnr  Evidenz 
gezeigt»  daas  die  bürgerlidien  Parteien  sich  ausanmenschliessen,  um  der  stetig 
vordringenden  Sozialdenurfcratie  sich  zu  erwehren.  Die  Situation  wird  dadurch 
klarer,  aber  für  die  bürgerlichen  Parteien  gefährlicher:  da  in  einem  Wahlkreis 
mehrere  Abgeordnete  gewählt  werden,  verlieren  sie  dann  in  dem  Falle,  wo  cia 
Wahlkreis  für  uns  reif  ist,  die  Mandate  gleich  viertddittzendweis.  Damm 
sdirden  üt,  wie  der  Hirsch  nach  frischem  Wasser  wid  im  G^ensatz  zu  den 
Wahlrechtsräabern  in  Hamburg,  Lübeck,  Sachsen  u.  s.  w.«  nach  dem  direkten 
Wahlrecht  und  dem  Proportionalsystem.  Wir  unterstützen  selbstverständlich 
dieses  Verlangen,  obschon  die  indirekte  Wahl  für  uns  kein  Hemmnis  mehr  ist. 
DAS  umfassende  Eingreifen  der  Sozialdemokratie  bei  der  Landtagswahl  auch 
in  Undlichen  Bezirken  scheucht  die  Bfii^Udieii,  wie  immer,  aus  ihrer  Wahl» 
ftttlheit  auf.  So  viel  Stimmen  sind  wohl  noch  nie  abgegeben  worden,  wie 
diesmal.  Auf  die  bürgerlichen  Wahlmänncr  fielen  5262,  auf  die  sozialdemo- 
kratischen 4894  Stimmen.  Dafür  erhalten  die  ersteren  36  Abgeordnete,  wir 
nur  4.  Das  ist  auch  eine  der  Schönheiten  der  indirekten  Wahl.  Ein  nicht  zu 
nnterachätzendes  Ergebnis  der  Wahl,  das  künftige  Siege  verbürgt,  ist,  dasa  auch 
in  vielen  lindliehen  Bezirken  sozialdemokratische  Wahlmanner  zu  finden  ge- 
wesen und  gewählt  worden  sind. 

DER  Landtag  wird  wahrscheinlich  Anfang  oder  Mitte  November  zusammen- 
treten. Wichtige  Vorlagen,  hauptsächlich  auf  dem  Gebiete  der  Steuerpolitik, 
werden  ihn  beschäftigen.  Die  Tätigkeit  der  vier  SodaMemokraten  wii4 
sicherlich  die  werbende  Kraft  der  Partei  verstärken  und  ihr  neue  Anhänger 
und  neue  Mandate  schaffen. 

')  In  bürgerlichen  H]attcrn  wird  kolportiert,  unsere  Parteigenotten  hätten  am  Wahltag*  den  Pikt 
treulos  gebrochen,  um  noch  ein  Mandat  zu  erlangen.  Das  ist  eine  Unwahrheit.  Die  BeiHoMltOti^ 
Leitung  hatte  zwei  Wahlminner  auigestcllt,  die  von  vonibereia  sich  weigetten,  swei  M«ialdeflM> 
kratiache  Abgeordnete  su  wiblea.  Dann  stellten  sie  knts  vor  der  Wahl  einen  ganx  nengebaekenen 
Parteiginger,  einen  frCheren  Voikipsrtefler  und  Staatsbeamten,  auf,  der  unseren  Wahlmfainem  un- 
sympathisch war.  Doch  w.ihlten  diese  einen  andcrrn  Nationilsoiialcn,  der  ihnen  präsentiert  wurde. 
Die  NationaUuzidlcn  bckatm-n  also  ihre  zwei  Aligcurdnetcn,  ihre  unsicheren  Kantonisten  von  Wahl- 
rnännern  Hessen  aber  den  zweiten  Sozialdemokraten  hineinfallen  und  wählten  einen  Bautrnbündltr. 
Wenn  die  Nationalsozialcn  oder  V'olksparteiler  sich  damit  entschuldigen,  dass  jener  Bamfrnbündttr 
kein  extremer  Agrarier  sei,  so  ist  dazu  zu  bemerken,  dass  seip  agrarischer  RadlkallMBVa 
cbea  gemildert  wird  durch  sein  hobea  Alter  und  seine  parlamentarische  Unschnld.  Wenn  man  aber 
bei  den  Wablimmgen  im  Wahlkreis  FSiatenton  LSbtck  von  Tlreubmch  täitB  will,  so  liegt  er 
jedenfalls  nicht  auf  soataldemokfatischer  Seite. 
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ANTON  FENDRICH  •  ZUR  SEXUALFRAGE  IN  DER 

ERZIEHUNG 

M  Anschluss  an  ein  kleines  gutes  Büchlein  von  Emma  Eckstein*) 
hat  neulich  Oda  Olberg  einen  Artikel  über  die  schweren  Mängel 
in  der  Kindererziehung  auf  dem  Gebiete  des  Geschlechtslebens  ver- 
öffentlicht*), der  in  der  Parteipresse  stark  nachgedruckt  worden 
ist,  offenbar  des  Freimuts  wegen,  mit  dem  er  diese  schwierigen 
Fragen  behandelte.  Nun  scheint  mir  aber,  dass  das  Problem  sozusagen  nur 
von  aussen  angefasst  worden  ist.  Der  Hauptmangel  der  Ausführungen  Oda 
Olbergs  besteht  memes  Erachtens  darin,  dass  sie  das  Sexualproblem  /ür  die 
Jugend  in  der  Hauptsache  als  eine  Frage  des  Wissens  hinstellt,  nicht  aher 
der  sittlichen  Dynamik.  Es  ist  wahr,  dass  in  dem  Artikel  der  Ver- 
such gemacht  wird,  aus  der  Kenntnis  der  Geschlechtsfunktionen  und  ihrer 
Bedeutung  für  die  Gesundheit  des  Menschen,  wie  seiner  Nachkommenschaft, 
also  aus  der  Verantwortlichkeit  des  einzelnen  für  die  Nachkommenschaft  seine 
Verpflichtung  zu  einem  möglichst  unbefleckten  Jugendleben  abzuleiten.  £s 
ist  zosageben,  dass  es  sich  hier  um  eine  der  höchsten  Formen  des  Altruismus 
handelt,  nämlich  um  die  Rücksicht  auf  solche,  die  überhaupt  noch  nicht  vor- 
handen sind.  Aber  ich  beAveifle  es  durchaus,  ob  dieser  Altruismus  schon 
als  Hebelkraft  bei  der  sittlichen  Dynamik  der  Jugend  in  Betracht  kommen 
kann.  Einem  Knaben  oder  Jungling,  ebenso  einem  Mädchen  oder  einer  Jung- 
frau in  dem  Alter,  worauf  es  bei  den  in  dem  Artikel  beq»rochenen  Fragen, 
spesiell  der  Onanie,  ankommt  liegt  der  Gedanke,  dass  sie  später  einmal  Vater 
oder  Mutter  werden  wfirden  und  deshalb  ihre  Kraft  schonen  müssten,  unge- 
heuer fern,  auch  dann,  wenn  man  sie  besonders  darauf  hinweist,  so  dass 
Hemmungsvorstellungen  solcher  Art  bei  Versuchungen  nicht  sehr  stark  ins 
Gewicht  fallen.  Wir  sind  alle  in  dieser  Beziehung  durch  eine  Schule  bitterer 
Er^irut^ien  gegangen  und  sollten  nicht  vei^fessen,  dass  jedes  Problem  der 
Jugenderziehung  in  allererster  Reihe  ein  Problem  der  Sclbftterzidiufig  der  Er- 
wachsenen ist;  denn  der  Einfluss  des  Milieus  und  des  Geisteszustandes  der  er-,» 
wachsenen  Menschen  auf  die  Jugend  ist  so  stark,  dass  wir  immer  mit  Be- 
stimmtheit annehmen  dürfen,  etwas  bei  uns  sei  nicht  in  Ordnung,  wenn  wir 
die  Entdeckung  madien,  dass  es  irgendwo  bei  den  Kindern  fehlt.  Auch  dies 
weiss  natürlich  Oda  Olberg  recht  gut;  aber  sie  spricht  es  nicht  mit  der  nötigen 
Klarheit  und  Nfichtemheit  aus,  die  andere  Partieen  ihrer  Arbeit  ausseichnen. 
Und  das  ist  es,  was  zuerst  not  tut. 

DIE  Stellung,  welche  Oda  Olberg  zur  Fragt  der  sexuellen  Erziehung  ein- 
nimmt, ist  trotz  des  oben  angedeuteten  sosialen  IdeaUsmus  doch  eine  durch- 
aus rationalistische  und  materialistische.    Sie  macht  für  die  Sdiwierigkeiten 

und  Kämpfe,  welche  unsere  Jugend  fast  ausnahmslos  in  sexueller  Beziehung 

durchzumachen"  hat,  vor  allem  den  Unverstand  und  die  Verlogenheit  verant- 
wortlich, »die  die  asketisch  geile  Licbcsvcrachtnng  früherer  Zeit  uns  hinter- 
lassen hat«.    Wenn  das  walir  wäre,  so  würden  wir  bei  Völkern  und  bei  Klassen, 

')  Kmraa  Eckstein:  Dit  Stxualfrag*  in  dtr  Lrzithung  dtt  Kindtt  /Lcipiig  1905/. 

*)J0  d    Olberg:  Dit  StxuQtftat*  «'«  der  Enitkuirg  ia  der  Ntiun  ZHl,  1905*19061  I«  Bin  P«8*  3^  ff. 
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welche  diese  asketisch  tj<;/r  Licbcsvcrachtung  nicht  kennen,  finden  müssen, 
dass  deren  Jugend  mit  Leichtigkeit  um  diese  Dinge,  die  unsere  Jugend  plagen 
und  beschweren,  herumkommt.  Ja,  wir  würden  vor  allem  bei  den  Tieren, 
welche  sicherlich  noch  nicht  unter  dem  Einfluss  von  GeistesrichtunKen  stdien, 
die  adcettsche  Liebesverachtung  predigen,  ein  vollständiges  Freisein  von  allen 
diesen  sexuellen  Abnormitäten  konstatieren  können.  Dass  dies  nicht  der  Fall 
ist,  das  weiss  jeder  nur  halbwegs  Linterrichtete.  Und  wenn  Oda  Olberg  auf 
das  Land  hinweist,  wo  das  Kind  »durch  Beobachtung  der  Tierwelt  schon,  ehe 
es  zur  Schule  geht,  alles  znrecht  gefragt  hat,  ohne  irgend  etwas  UnmuiäHdiges 
dabei  zu  finden«,  so  muss  dem  giqienüber  gesagt  werden,  dass  auf  dem  Lande 
die  Verhältnisse  nur  wenig  besser  sind,  als  in  der  Stadt,  und  dass  dort  die 
Kenntnis  der  Bedeutung  der  geschlechtlichen  Funktionen  der  Tiere  die  Kinder 
keineswegs  von  den  gleichen  Jugendsünden,  wie  die  Kinder  der  Stadt,  abhält. 
Um  was  die  Landkinder  in  dieser  Beziehung  den  Stadtkindern  voraus  sind: 
an  gesundem  Empfinden,  das  ist  nicht  so  sehr  ihrer  grösseren  Kenntnis  der 
Bedeutung  der  Geschlechtstätigkeit  bei  den  Tieren  zuzuschreiben,  als  ihrem 
gesünderen  Leben  überhaupt,  dem  häufigeren  Aufenthalt  in  freier  Luft  und  der 
grösseren  körperlichen  Ermüdung,  die  das ^ste  Ableitungsmittel  bei  sexuellen 
Jugendverfchlungcn  ist. 

DIE  Sache  muss  also  etwas  tiefer  liegen.  Was  ich  in  folgendem  sage,  sind 
nur  Andeutungen,  Anregungen,  Versuche,  dem  FroUem  auf  den  Grund  su 

kommen,  und  ich  nehme  gerne  den  Vorwurf  in  den  Kauf,  dass  sie  den  Gegen* 
stand  nicht  klar  und  cr.schöpfend  genug  behandeln.  Aber  es  scheint  mir 
vorteilhafter,  zu  wissen,  dass  wir  gewisse  Fragen  nicht  ausgeschöpft  haben 
und  vielleicht  nie  werden  ausschöpfen  können,  als  dass  man  sich  mit  der 
Klarheit  zufrieden  gibt,  die  leicht  zu  haben  ist,  wenn  man  auf  der  Ober- 
fläche bleibt.  Ich  glaube  nicht,  dass  es  nur  e  i  n  Sexualproblem  in  der  Er> 
Ziehung  gibt.  Ich  glaube,  dass  es  für  verschiedene  Menschen,  junge  und 
alte,  auch  verschiedene  Sexualproblcmc  gibt,  welche  sich  jeweils  nach  dem 
mehr  oder  weniger  hochentwickelten  Gefühlsleben  der  kleinen  und  grossen 
Leute  richten.  Und  da  wird  es  doch  nicht  nur  erlaubt  Sondern  sogar  geboten 
sein,  dass  wir  das  Seelenleben  hoch  entwickelter  Naturen  —  und  deren 
.Anlagen  zeigen  sich  schon  sehr  oft  in  jungem  Alter  —  für  mindestens  der 
Beachtung  ebenso  wert  halten,  wie  die  Gemütsveranlagung  der  Menschen,  die 
sich  mehr  in  egozentrischer  Richtung  bewegen.  Die  ersteren  sind  aber  die 
zur  Adcese  neigenden  Individualititen,  wihrend  den  leteteren  der  Liebesgennss 
als  eine  kraftige  Bereicherung  ihrer  Erdenfreuden  sdwint.  Und  nun  be- 
haupte ich,  und  ich  rufe  dafür  die  Leser  dieser  Zeilen  als  Zeugen  auf,  dass 
der  junge  Mensch,  der  Jüngling  tind  die  Jungfrau,  welcher  eine  gewisse 
Höhe  des  Geistes-  und  Empfindungslcbens  erreicht  hat,  bei  allen  Versuchungen 
nicht  ohne  eine  gewisse  Abscheu  an  die  erste  sexuelle  Vereinigung  mit  einem 
Menschen  des  anderen  Geschlechts  denken  kann.  Man  konnte  einwemlen, 
dass  es  sich  hier  um  nervöse  Sympton^e  des  jugendlichen  Alters  handelt,  wdidie 
insbesondere  auf  Rechnung  der  Einwirkung  des  Städtelebens  und  der  soge- 
nannten Di\i^ciicration  überhaupt  zu  setzen  sind.  Dann  dürfte  sich  aber  die 
gleiche  Erscheinung  niclit  bei  hochentwickelten  Völkerstämmen  zeigen,  wie 
zum  Beispiel  bei  den  Armeniern  und  anderen  vorderasiatiseliea  Vdlkeni,  bei 
denen  Braut  und  Bräutigam  sich  Tage  und  Wodien  nach  der  Wahitinltimg 
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unberührt  lassen,  obwohl  dies  oft  mit  den  heftigsten  Kämpfen  verbunden  ist. 
Ich  kann  aus  dem  Leben  vieler  meiner  Bekannten  die  Tatsache  konstatieren, 
dass  sie,  obwohl  nichts  weniger  als  religiös  und  im  Sinne  'eines  asketischen 
ChriBtentniiis  eraogene  MenKhcn,  öemiocb  die  erste  korperlidie  Vereinigung 
mit  einem  geliebten  Wesen  des  anderen  GcsdUedits  wie  einen  tiefen  Pell 
betrachtet  und  beweint  haben. 

LÄGEN  die  Dinge  so  natürlich  einfach,  so  würde  das  sexuelle  Leben  nicht 
2U  allen  Zeiten  der  Menschheit  ihre  eigentlich  tragikomische  Seite  gebildet 
haben.  Denn  die  Si»isse  und  die  Witsc^  womit  wir  aUe  naeh  einer  gewissen 
Zdt  der  Anfewffluning^  und  nachdem  die  geistif-femutliclie  Seite  dn:  Sache 
über  der  körperlich>similichen  vergessen  worden  ist,  das  sexuelle  Leben  um- 
geben, ist  mehr  oder  weniger  versteckt  doch  nur  der  Galgenhumor  darüber, 
dass  wir  etwas  Unersetzliches  verloren  haben,  nämlich  die  Keuschheit  Und 
alle  geistreichen  Bemerkungen  und  aller  Spott,  die  wir  ziuneist  für  die  bis- 
weilen fehlschlagenden  Versndie  nach  einem  keosdien  Leben  strdiender  Men- 
schen haben,  sind  doch  nichts  als  die  Selbstbesehwichtq;ttng  «ber  den  Mangel 
eigener  Anstrengungen  in  dieser  Beziehung.  Und  wenn  manche  literarische 
Pfeilspitzer  sich  nicht  genug  daran  tun  können,  über  Männer  wie  Tolstoj 
zu  spotten,  der  erst  bei  Beginn  des  Alters  angefangen  habe,  der  Keuschheit 
daa  Woft  Mtt  reden»  so  miss  idi  sagen,  dass  Erscheinungen  wie  Tolstoj  iasmer 
noch  tausendmal  erfreulidier  und  erfrisdieader  sind,  wenigstens  'nach  meinem 
Geschmack,  als  das  Gros  der  gebildeten  und  ungebildeten  Männer,  welche  beim 
Sinken  ihrer  körperlichen  Sexualkräfte  sich  durch  mündliche  Besprechung 
dieser  Angelegenheiten  in  mehr  oder  weniger  reinlicher  oder  spasshafter  Form 
zu  entschädigen  suchen. 

FOR  das  tragische  Moment  des  SexnaUebens  haben  xnm  Beispiel  jene  jungen 
Minner  Verständnis,  die  sich  einer  gewissen  ehrfurchtsvollen  Scheu  vor 
schwangeren  Frauen  nicht  entziehen  können.  Sie  fühlen,  was  die  Frau  opfert 
und  riskiert,  wenn  sie  sich  dem  Mann  hingibt,  während  der  Mann  nur 
nimmt.  Und  deshalb  ist  das  sexuelle  Problem,  abgesehen  von  seiner  graduellen 
Differcaaierung  je  nach  dem  individuellen  sittlichen  Entwidcelungsstandpunkt 
des  Menschen,  auch  em  zweifaches  nach  der  geschleehdichen  Verschiedöiheit. 
Da  der  Mann  in  weit  geringerem  Masse,  als  die  Frau  —  von  der  Emähnmgs- 
frage  etwaiger  Kinder  abgesehen  — ,  überhaupt  gar  keine  Folgen  der  ge- 
schlechtlichen Vereinigung  zu  tragen  hat,  so  ist  sein  Verantworttmgsgefühl 
auch  weit  geringer,  und  von  Jugend  an  lässt  er  sich  auch  viel  leichter  gehen. 
NUN  soll  man  nicht  gfamben,  dass  Minner,  wcna  es  sich  nm  hochentwidedte 
Individuen  handelt,  nur  im  Jünglingsalter  vor  der  Derbheit  des  Sexuallebens 
zurückschrecken  und  asketische  Anwandlungen  haben.  Das  kommt  auch  in 
der  Ehe  und  auch  in  glücklichen  Ehen  vor.  Und  nicht  nur  Knaben  leiden 
unter  den  oft  mehr  psychischen,  als  physischen  Folgen  der  Onanie,  unter 
Gewissensbissen  und  VercweiflmigsannUlai,  sondern  audi  Männer  unter  den 
Sdbstvorwürfen,  dass  ihr  Wille  den  Reizzuständen  des  Korpers  nfcht  gewachsen 
ynr,*)  Es  handelt  sich  aber  nicht  um  das  Warum  dieser  Tatsadie,  das  eine 

•}  Die  Tkttadw,  d«M  tum  Bcitpiel  spcitell  bei  der  dfauteclmi  Stvdentaaechaft  getentalliffe  An* 
tcheuungen  hemcheo.  und  das>  der  übcrgroMc  Teil  der  M&nner  du  VerantwortungacelÖliI  fflr 
die  Folgen  gcschlecbtliclier  Vereiatgunx  aicht  einmal  hat.  wenn  «•  sich  um  aiutcckcsde  Krank* 
heitta  itndcll,  spricht  nicht  iUcmcfCB. 
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Frage  der  Pqrcht^gie  ist,  sondern  nur  am  die  Tatsache  adbt^  dass  eine 
grosse  Anzahl  von  Menschen,  um  nut  Kant  zu  sprechen,  die  Autonomie^  das 

heisst  die  innere  Selbstverpflichtung  zur  Keuschheit  verspüren,  und  zwar  zur 
absoluten  Keuschheit,  und  dass  sie  seelisch  leiden,  wenn  sie  dieser  in  ihrem 
Innern  sich  erhebenden  Forderung  nicht  nachkommen.  Ich  habe  mich  seit 
langer  Zeit  bemüht,  bei  Angehörigen  der  verschiedensten  Stände^  bei  Gebilde* 
ten  nnd  Ungebi^^teten,  darüber  mich  zn  unterrichten,  wie  weit  dieses  GefShl 
einer  mehr  oder  weniger  stark  auftretenden  Verpflichtung  zur  Keuschheit 
vorhanden  ist,  und  ich  bin  erstaunt  gewesen,  Spuren  dieses  Gefühls  in  höherem 
Masse  anzutreffen,  als  ich  selbst  glaubte.  Aber  regelmässig  habe  ich  auch 
konstatieren  können,  dass  man  dieses  Gefühl  zuerst  als  etwas  Abnormes 
und  Krankhaftes  betrachtet  hat. 

ES  kann  nicht  meine  Aufgabe  sein,  zu  untersuchen,  inwieweit  derartige  Ge- 
fühle abnorm  oder  normal  sind;  es  kommt  hier  nur  darauf  an,  zu  prüfen,  oh 
derartige  Gefühle  wirkungsvoll  bei  der  Bekämpfung  speziell  der  Onanie  bei 
Kindern  und  jungen  Menschen  verwendet  werden  können.  Und  da  sage  ich 
im  Gegensatz  zn  der  Ansicht  der  Genossin  Olbcrg,  dass,  abgesehen  von  jenen 
ungeheuer  wichtigen  Vorbeugungsmassregeln,  wie  reiztose  Kleidung,  reizlose 
Nahrung,  Verminderung  der  stundenlang  auf  Schulbänken  sitzend  zugebrachten 
Unterrichtszeit,  Abhärtung  und  körperliche  Ermüdung,  der  selbsttätige  sittliche 
Mechanismus  der  Selbstverpflichtung  im  Sinne  Kants,  sei  diese  mm  von 
religiösen  Vorstellnngen  unterstfitzt  oder  nicht,  das  einzig  wirkungsvolle  Hilfs- 
mittel junger  Menschen  und  Kuider  gegen  die  Versuchungen  ihres  dgenen. 
Körpers  ist.  Was  in  dieser  Beziehung  an  Selbsterziehung  der  erwachsenen 
Menschen  geleistet  werden  muss,  um  durch  ihren  Einfluss  auf  die  Jugend  deren 
Selbsterziehung  zu  erleichtern,  das  liegt  auf  der  Hand.  Es  ist  sehr  viel  und 
lässt  erkennen,  dass  auch  dieses  Stück  der  Jugenderziehung  in  erster  Reihe 
dn  Stfick  Selbsterzidiung  der  Erwachsenen  sein  muss.  Oder  man  aetge  mir 
einmal  diejenigen  Eltern  oder  Lehrer,  die  nach  ihrer  heutigen  Stellung  zu 
sexuellen  Fragen  und  nach  der  Art,  wie  sie  diese  Dinge  heute  unter  sich  am 
Wirtstisch  oder  mit  ihren  Frauen  zu  behandeln  pflegen,  sich  fähig  fühlen,  die 
Kinder  in  dem  Sinne  rein  und  aufklärend  zu  beeinflussen,  wie  es  Oda  Olberg 
vorschwd)t>  Also  nicht  Kindererzidiung,  sondern  mnidist  Fhnien-  wid 
Mannererzidittng  I 
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HELENE  SIMON  ■  DER  ZEHNSTUNOENTAG 

U  den  denkwürdigsten  Kapiteln  der  englisdien  Arbeiterschntz- 

gcschichte  gehört  die  Erkämpfung  des  Zehnstundentags.  Die 
Zehnstundenbewegung,  wie  sie  sich  um  1830  aus  isolierten  Ver- 
suchen der  Arbeitszeitkürzung  entwickelte,  beschränkte  sich  nicht  auf 
eine  politische  Partei  allein,  sondern  uraschloss  Sozialisten,  Char- 
tisten und  Tories.  Ein  Teil  des  Bürgertums  unter  der  Fuhrung  von  Philan- 
thropen und  intelligenten  Unternehmern  ging  hier  eine  gute  Wegestrecke  mit 
den  Arbeitern.  Diese  aber  warfen  das  Schwergewicht  der  Massen forderung 
in  die  Wage.  In  Versammlungen  von  10-,  von  12000  und  mehr  Personen 
unterstützten  sie  die  Gesetzentwürfe  der  Toryreformer.  Nach  langen  Kämpfen 
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ward  cudlicli  der  Zehnstundentag  für  Frauen  und  Kinder  Gesetz,  wie  es  die 
Arbeiter  in  der  festen  und  begrfindeten  Überzeugung,  dadurch  die  tigmt  Arbeit 
zu  kürzen,  angestrebt  hatten.    Das  war  im  Jahre  1847. 

WIR  in  Deutschland  sahen  das  Jahrhundert  sich  vollenden  und  stehen,  was 
die  Arbeiterinnen  betrifft,  noch  heute  im  Kampfe  um  den  gesetzlichen  Zehn- 
stundentag, den  Frankreich  inzwischen  für  alle  Betriebe  mit  gemischtem 
Personal  eingeführt  hat.  Im  Kampfe  —  weim  man  das  trübselige  iUeingefecht, 
dieses  Foidem  und  sich  B^figen,  dieses  fost  schweigende  Quittieren  eines 
fortgesetzten  Nein  so  nennen  kann. 

WIE  es  in  der  Natur  der  die  weitesten  menschlichen  Sympathieen  berührenden 
Frage  liegt,  treten  auch  bei  uns  die  verschiedensten  Richtungen  dafür  ein, 
die  weibliche  Arbeitszeit,  die  das  Gesetz  von  1891  auf  elf  Stunden  mit  ein- 
stündiger  Mittagspause  und  Funleinhalbuhrschhiss  am  Sonnabend  normierte, 
weiter  xn  verkurzen.  Von  Zeit  zu  Zeit  machen  Parteien  und  Vereine  einen 
anscheinend  energischen  Vorstoss.  Allein  zu  einer  Bewegung  im  Sinne  einer 
systematischen  kraftvollen  Agitation,  eines  Eintretens  aller  für  alle,  kommt  es 
nicht  Die  Sozialreformer  petitionieren  und  resignieren.  Die  Arbeiter 
postulieren  auf  nattonalen  und  internationalen  Kongressen,  streiken  von  Beruf 
zu  Beruf,  schliessen  Tarife,  haben  zum  Teil  grossen  Erfolg,  erringen  den 
Zehn-  und  Neunstundentag  iür  ihre  Fabrik  oder  ihren  Erwerbszw  eig.  Jedoch 
die  Staffel  der  gesetzlichen  Normierung,  die  nun  einmal  der  Gradmesser  und 
die  Voraussetzung  eines  allgemeinen  und  unantastbaren  Fortschritts  auf  diesem 
Gebiete  ist,  zu  erklimmen,  überlässt  man  der  Zeit.  So  gross  ist  die  Gleich- 
gültigkeit, dass  man  angesichts  der  seit  iflkyg  schwebenden  staatlichen  Er- 
hebungen nicht  nur  nicht  alle  Hebel  der  Beweisführung  in  Bew^;nng  setzte, 
sondern  auch  sich  an  einzelnen  Stellen  vergeblich  um  Unterstützung  angehen 
Hess.  So  in  Bremen  die  Vorsitzenden  der  Metall-  und  Textilarbeiterverbände. 
In  Düsseldorf  unternahmen  die  organisierten  Arbeiter  eine  Umfrage  für  die 
staadiche  Erhebung  von  1902.  Ihre  Ergebnisse  standen  aber  bei  der  dies- 
jährigen Veröffentlichung  der  Denkschrift  über  die  Arbeitszeit  der  Fabrik- 
at beiterinnen  noch  aus.  Selbstverständlich  sprachen  sich  alle  befragten  Orga- 
nisationen und  wohl  auch  die  Mehrzahl  der  nicht  organisierten  Arbeiterinnen 
für  den  Zehnstundentag  aus.  Aber  es  fehlte  doch  der  allgemeine,  der  auf- 
rüttelnde Anteil,  vielfach  auch  noch  das  Verständnis  für  die  Frage.  So  blieben 
in  Gicssen  .von  400  an  Arbeiterinnen  versandte  Fragebogen  130  unbeantwortet, 
während  fast  alle  Unternehmer  mehr  oder  minder  ausführlich  sich  äusserten. 
UND  doch  tut  ein  flammwaches  Interesse  der  gesamten  Arbeiterschaft,  uner- 
müdlich einheitliche  Agitation  nach  allen  Richtungen  hier  not.  Sonst  bekommen 
wir  den  Zehnstundentag  möglicherweise  noch  sehr  lange  nicht.  Truizdem, 
dass  es  kaum  ein  Gd»iet  gibt,  atil  dem  die  Erhebungen  so  bis  zum  Überdruss 
erschöpfend  und  so  allseitig  sind,  auf  dem  man  eine  Angelegenheit  des  Gemein- 
wohls einer  inhaltlosen  Opposition  zuliebe  so  rücksichtslos  verschleppt.  Dies 
zeigt  ein  andermal  die  oben  erwähnte  Denkschrift,  in  der  die  Erhebungen  der 
einzelnen  Bundesstaaten  von  dem  Rcichsamt  des  Innern  bearbeitet  sind. 
VON  84  Gntaditen  sprechen  sich  66  grundsitzlidi  für  die  gesetzliche  IKn- 
ffihrung  des  Zdmstundentages  aus.  Und  lauter  noch,  als  die  Zahl  der  Befür- 
worter, spricht  trotz  aller  Einzelbedenken  ihre  Motivierung.  Wer  immer  da.s 
Fazit  aus  der  Masse  der  Mitteilui^en  zieht,  die  wesentlichen  Gesichtspunkte 
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sieb  nicht  durch  Unter-  und  Nebenerscheinungen  verwischen  lässt,  muss  er- 
Icameo,  daM  der  SSehiutitndeiitaf  mir  noch  eine  gewohnbehmassige,  gedaaken- 
loM  oder  wirtteliafüidi  imfiliife  Gegnerschaft  hat.  Gibt  es  doch  kein  Ge- 
werbe mehr,  in  dem  nicht  die  verschiedenen  Arbeitszeiten  oft  räumlich  nahe 
bei  einander,  die  kürzeren  Zeiten  oft  mit  dem  besseren  Erfolge  eingehalten 
werden.  Und  soweit  die  wirtschaftlichen  Einwände  der  Gegner  nicht  bereits 
von  den  Tatsachen  widerlegt  sind«  mag  im  ganzen  «nf  sie  ^e  Avvsemn^ 
etner  Marktfrau  paaten,  die  einer  OBat  kaufenden,  um  2  Pfennig  feilschenden 
Dame  bemerkte:  »ICadam^  für  Sie  nnd  es  2  Pfennig,  nnd  ffir  mich  ist  es 
ein  Stück  Brot.c 

IN  der  Tat  erscheint  die  Frage  so  spruchreif,  dass  man  meint,  die  Frucht 
müsse  ungepflückt  vom  Baume  fallen.  Auch  einer  der  Gutachter  begründet 
seine  ablehnende  Haltung  damit,  dass  der  gesetatidie  Eiiqjiff  ange- 
sichts der  stetig  zunehmenden  Arbeitskürzungen  erübrige.  Und  einer  der 
pieussischen  Gewerberäte  bemerkt,  es  sei,  da  der  Zehnstundentag  mit  drr 
Zeit  von  selbst  kommen  werde,  richtiger,  dass  die  .Arbeiterinnen  ihn  aus  der 
Hand  der  Regierung,  als  aus  der  Hand  der  Organisationen  erhielten.  Auch 
sonst  begegnet  man  häufig  der  Ansidi^  es  werde  sich  seine  Verall- 
gemeinening  durch  die  gewerkschafüidiett  Erfo^  oder  angesidits 
wachsenden  Einsicht  in  die  Ökonomie  der  Kräfteschonung  durch  den 
freien  Willen  der  Unternehmer  vollziehen.  Den  Kern  der  Sache 
trifft  demgegenüber  eine  Äusserung  des  Gewerbebeamten  zu  Cöln.  Es 
werde,  erklärt  er,  nach  Lage  der  Verhältnisse  nur  von  einem  gesetzlichen 
Druck  die  allgemeine  Einführung  des  2Sehnstundentages»  wenigstens  fflr 
die  Arbeiterinnen,  zu  erwarten  sein.  Wenigstens  für  die  Arbeite- 
rinnen I  Darin  liegt  ein  Stück  Zeitgeschichte.  Wir  steuern  also  in  einen 
Zustand,  ja  sind  schon  mitten  darin,  in  dem  die  gesetzliche  Schranke  ein 
Hohn  auf  die  Schwäche  und  Bedürftigkeit  wird,  der  Sinn  des  Arbeiterinnen- 
schutxes  durch  seine  Begrensung  von  dem  Gang  der  Ereignisse  üherhcA  und 
vernichtet  ist. 

BETRACHTEN  wir  die  Dinge  zahlenmässig.  Für  eine  beträchtliche  Mehr- 
zahl von  Betrieben  (64,7  %)  und  für  mehr  als  die  Hälfte  der  Arbeiterinnen 
(53,3  %)  hat  sich  der  Zehnstundentag  eingeführt.  Ein  Prozentsatz,  der  an 
und  kiT  sich  deutlich  genug  redet  Allein  so  gross  ist  er  nicht,  dass  er  zum 
Abwarten  und  Zuschauen  veranlassen  kfinnte.  Sind  doch  noch  immer  379  555 
Arbeiterinnen  länger  als  zehn  Stunden  beschäftigt;  davon  246755  in  der 
Textilindustrie,  demjenigen  Gewerbe,  das  absolut  mit  363  763  die  grösste,  rela- 
tiv mit  46,6  %  die  zweitgrösste  Zahl  aller  Fabrikarbeiterinnen  umfasst.  So 
war  der  Befund  am  i.  Oktober  1902.  Seitdem  ist,  wie  die  Berichte  der 
Gewerbeaufsicht  zeigen,  die  Zahl  der  Arbeiterinnen  und  ganz  besonders  die 
der  jungen  Mädchen  von  16  bis  18  Jahren,  die  in  England  noch  als  Jugend- 
liche geschützt  werden,  durchschnittlich  und  stellenweise  sehr  stark  gewachsen. 
Die  Nachfrage  nach  weiblichen  Kräften  ist  so  gross,  dass  ihr  vielfach  nicht 
entsprochen  werden  kann,  Arbciterinnenmangel  die  ständige  Klage.  Der 
Grund  liegt  nahe.  Nidit  etwa  ihren  hesondem  Talenten  verdankt  die  Industrie- 
arbeiterin ihre  Begehrtheit,  sondern  ihrer  besonderen  Geeigendidt  zur  Aus- 
beutung. Die  Schutzgesetze  haben  nach  dieser  Richtung  ihre  hemmende  Wir- 
kung langst  überlebt;  Der  Arbeiter  hat  sich  ebenso  gute  oder  bessere  Be- 
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dingungen  erkämpft,  als  das  Gesetz  von  1S91  sie  für  die  Arbeiterinnen  vor- 
schreibt, und  die  Gewerkschaften  wahren  ihre  Rechte  mindestens  ebenso  ener- 
gisdi»  wie  der  Gewerbeinspektor  das  Gesetz  wahren  kann.  In  Betrieben  mit 
gemischtem  Personal  ist  die  .\rbcitszcit  durchschnittlich  kürzer,  als  in  nur 
oder  vorwiegend  weiblichen  Industrieen,  und  es  ist  kein  Zufall,  dass  die  Be- 
dingungen weitaus  am  günstigsten  in  den  polygraphischen  Gewerben  sind,  wo 
die  Mannerarbeit  vorherrscht.  So  wirken  Willigkeit  und  Billigkeit  der 
Arbeiterinnen,  die  fast  sprichwörtlich  geworden  sind,  hier  wieder  unneutrali- 
sicrt  und  wirken  zunehmend,  je  weiter  das  Gesetz  hinter  den  gewerkschaft- 
lichen Erringungen  zurückbleibt.  Sie  finden  ihre  Grenze  nur  noch  in  dem 
weiblichen  Angebot,  das  sich  der  Erschöpfung  zu  nähern  scheint.  War  doch 
in  den  flanen  Jahren  von  vermehrter  Frauenarbeit  bei  starker  Arbeitslosigkeit 
die  Rede.  Ebenso  bei  steigender  Konjunktur  bleibt  die  Toidenz,  mannliche 
durch  wdUiche  Arbeiter  zu  ersetzen,  bestehen.  Aus  der  Zigarrenfabrikation 
im  Regierungsbezirk  Breslau  heisst  es  im  diesjährigen  Bericht  der  Gewerbe- 
aufsicht, sei  der  männliche  Roller  verschwunden.  In  Zigarren  fabrikcn  badi- 
scher  Landgemeinden,  die  durch  hohe  Kindersterblichkeit  auttallen,  leisten 
Mutter  und  erwachsene  Tochter  Fabrikarbeit,  während  der  Mann  neben  land- 
wirtschaftlicher Tätigkeit  und  besonders  im  Winter  das  Hauswesen  besorgt. 
In  der  Maschinenindustric  und  andern  Gewerben,  vor  allem  auch  in  Webe- 
reien und  Spinnereien,  ermöglichen  technische  Fortschritte  die  Einstellung  der 
billigeren  Arbeiterinnen.  In-  Ziegeleien,  Zinkhütten  und  sontigen  mehr  oder 
minder  gelilidicheii  Industrieen  werden  trots  q»ezieller  Schutzvorschriften 
Frauen  wieder  in  steigendem  Maasse  herangezogen.  »Mdirere  Jahre«,  be- 
merkt der  Breslauer  Gewerberat  im  Bericht  für  1904,  »hielt  die  Durchführung 
der  Schutzgesetze,  namentlich  das  Bestreben  der  Gewerbeaufsichtsbeamten,  ge- 
stützt auf  §  120  der  Gewerbeordnung,  Arbeiterinnen  aus  für  sie  ungeeigneten 
Beschäftigungsarten  zu  entfernen,  die  Bewegtmg  auf;  jetzt  hat  sie  wieder 
eingesetst«  ■      .  t 

DER  Zunahme  der  Arbeiterinnenzahl  seit  1903  stehen  nun  wieder  zahlreiche 
in  dieser  Spanne  vorgenommene  Arbeitskürzungen  gegenüber.  Indes,  ab- 
gesehen davon,  dass  es  sich  dabei  in  der  Minderzahl  um  Frauenarbeit  zu 
handeln  scheint,  wird  im  Durchschnitt  die  Arbeitszeit  gegenwärtig  eher  etwas 
länger  sein,  als  im  Jahre  190a.  Denn  waren  auch  nach  Ansicht  der  Refe- 
renten die  Ermittelungen  durch  die  damalige  ungünstige  Geschäftslage  nur 
wenig  beeinflusst,  so  hat  doch  wohl  der  seitherige  Aufstieg  vielfach  eine 
stärkere  Ausnutzung  der  gestatteten  Zeit  veranlasst.  Es  ist  also  anzunehmen, 
dass  sich  die  mehr  als  zehn  Stunden  tätigen  Frauen  mindestens  nicht  ver- 
mindert, eher  vermehrt  haben.  Schon  deshalb,  weil  die  Textilindustrie,  die 
hartnackigste  Gegnerin  des  Zehnstundentages,  an  dem  Arbeiterinnenzuwachs 
stark  beteiligt  ist.  Sehen  wir  auch  davon  ab,  dass  der  Kreis  der  geschützten 
Arbeiterinnen  durch  Einbeziehung  neuer  Betriebe,  wie  die  Masswerkstätten 
der  Konfektion  und  der  Putzateliers,  an  sich  erweitert  ward.  Bleiben  wir  da- 
bei, dass  es  sich  um  379555  Frauen  und  Mädchen  handele,  die  10^  und 
II  Stunden  und  infolge  reichlidi  ausgenutzter  Überzeitbewilltgungen  an  vielen 
Tagen  des  Jahres  länger  als  11,  oft  bis  zu  13  Stunden  arbeiten.  Gehört 
doch  in  den  eigentlichen  l'rauenindustrieen,  wie  Bekleidung  und  Reinigung, 
und  in  einzelnen  Gruppen  der  Kahrungs-  und  Genussmittelindustrie  Überzeit 
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sozusagen  zur  Regel.  Man  bedenke  ferner,  dass  der  weitaus  grösste  Teil  dieier 
Art>etteriiiiieii  Gewerben  angehört,  in  denen  technische  Fortschritte  mit  der 
Produktionsfahigkeit  der  Maschinen  die  Ansprüche   an   die  menschlidien 

Leistungen  ständig  erhöht  haben,  dass  auch  die  Arbeit  vielfach  unter  an- 
greifeiKkii,  j.i  j^esundheitwidrigen  Bedingungen  sich  vollzieht. 
WAHRLICH,  man  hat  kein  Recht,  die  konkrete  Frage  des  Zchnstundcn- 
tages  als  unwesentlich  und  nebensachlich  hinzustellen,  weil  sie  nur  das  Glied 
einer  Kette,  nur  eine  von  tausend  schwerwiegenden  Fragen  ist.  Viele  der 
selben  mögen  grossartigeren,  faszinierenderen  Charakters  sein.  Allein  für 
wenige  sind  alle  Voraussetzungen  der  Erledigung  so  unbedingt  gegeben,  und 
wenige  sind  wichtiger,  weil  hier  Raum  geschaffen  werden  muss  für  andere 
unmittelbar  nadidrängende  und  crgänxende  Aufgaben.  Eine  Etappe  nnr  — 
gewiss!  Aber  sie  kann  nicht  übersprungen  werden. 

AUF  die  Einzel  fragen  der  Mittagspause,  Sonnabendarbeit,  Übcrzcit,  so  wich^ 
tungsie  sind,  will  ich  hier  nicht  eingehen.  Selbstverständlich  sind  auch  in  dieser 
Richtung  Verbesserungen  dringend  erforderlich.  Aber  über  die  einzuschlagenden 
Nonnen  sind  verschiedene  Meinungen  möglich,  und  die  Übereinstimmung  ist 
eine  weit  geringere,  während  der  Zehnstundentag  als  Kampfparole  den  Vor- 
zug der  Unbedingtheit,  der  Einheitlichkeit  und  Einfachheit  hat.  Nur  l|in< 
sichtlich  der  Mittagspause  sei  hier  kurz  erwähnt,  dass  meines  Erachtens 
an  ihrer  obligatorischen  Verlängerung  von  einer  Stunde  auf  anderthalb  Stunden 
festzuhalten  ist,  mit  der  einzigen  Modifikation,  dass  eventuell  an  Stelle  der 
Verlängerung  dn  entsprechend  früherer  Arbeitsschluss  treten  kann.  Mit 
dieser  Verlegung  wäre  den  Bedenken  b^gnet,  die  sich  da  gdtend  machen, 
wo  die  Entferni'.npf  der  Wohn-  von  der  Arbeitsstätte  die  mittägliche  Heim- 
kehr unmöglich  oder  ungeeignet  macht.  Die  Entscheidung  hierüber  und  über 
das  Mass  der  Beschränkung  der  Sonnabendarbeit  und  der  Überzeitbewilligungen 
wird  bei  den  Kommissionsberatungen  und  im  Parlamente  liegen,  wenn  wir  erst 
so  weit  sind,  verbesserte  Arbeiterinnenschutzbestimmungen  vor  den  Reichstag  zu 
bringen.  Material  auch  zu  diesen  Fragen  liegt  in  sdcher  Fülle  vor,  dass 
man  fast  das  Gefühl  hat,  der  Buch.stabe  töte. 

GEBT  ihm  Leben  und  Zwang!  Facht  zunächst  das  Feuer  für  die  Obcrfragc, 
den  Zehnstundentag,  wieder  an !  Tragt  die  Bewegung  in  die  Fabriken  und 
Werkstätten  und  lasst  die  Forderung  in  Presse  und  Versammlungen  so 
laut  und  so  allgemein  ertönen,  dass  sie  nicht  mehr  überhört  und  überstimmt 
werden  kann ! 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

BERNHARD  KAMPFFMEYER  ■  ZUR  GARTENSTADT- 
BEWEGUNG 

AN  stdle  sich  vor,  die  gesamten  Bfii^(er  einer  Stadt  hätten  sich 
unter  Ausschluss  aller  weiteren  Ziele  zu  Konsumgenossenschaften 

/.usammengcschlossen,  und  es  wäre  gelungen,  den  gesamten  Profit 
der  privaten  Ladengeschäfte  auszuschalten  und  einen  reellerci 
und  ökonomisch  leistungsfähigeren  Warenvertrieb  zu  organisieren. 
Wurde  damit  etwas  Erstrebenswertes  geleistet  sein  ?   Oder  wäre  es  berechtigt. 
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gegenüber  einer  solchen  Bestrebung  etwa  so  zu  argumentieren?  Die  Vorteile 
für  den  einzelnen  Bewohner  der  Stadt  werden  gleich  null  sein,  denn  eine 
solche  Stadt  liegt  »eben  nicht  anf  einer  Insel,  noch  im  Monde,  sondern  in 
einer  kapitalistischen  Gesellschaft,  mit  der  sie  mit  tausend  Fäden  zusammen- 
hängtc.  Der  Vorteil  des  billigeren  und  besseren  Wareneinkaufs  wird  nicht 
den  einzelnen  zu  gute  kommen.  Die  Fabrikanten  werden  suchen,  niedrigere 
Löhne  zu  zahlen,  die  Hausbesitzer,  höhere  Mieten  zu  nehmen.  Also  —  die 
ganze  Sache  ist  -wtxlortat  liehesmuh.  Das  ist  der  Gedankengang  Hugo 
Lindemanns,  mit  dem  er  das  UtoiNsche  der  Gartenstadtbewegung  darzutun 
glaubt») 

IST  es  nun  richtig,  dass  alle  materiellen  Vorteile,  die  man  sich  von  der 
Gründung  von  Gartenstädten  verspricht,  wieder  verloren  gehen  müssen?  Ich 
glaube  icaum,  dass  man  dies  in  dieser  Schärfe  behaupten  kann.  Aber  nehmen 
wir  selbst  an,  es  wäre  der  Fall,  wäre  dann  wirklich  die  ganze  Organisations> 
leistung  etwas  Zweckloses  gewesen?  Hat  nicht  die  blosse  Organisationsform 
ihre  Zukunftswerte  ?  Und  femer,  hätte  diese  Tatsache  nicht  einen  bedeutenden 
Demonstrationswert  ? 

ABER,  könnte  man  hier  einwerfen,  die  Konsumgenossenschaftsbewegung  ist 
nicht  etwas  so  Beschränktes,  sie  hat  Ziele  des  Grosseinkaufs,  der  Eigen- 
produktion und  andere  mdur.  Sie  sucht  nicht  allein,  den  Detaillistenprofit  aus- 
zuschalten und  der  Allgemeinheit  zuzuführen,  sie  ist  bestrebt,  eine  ganze  Reihe 

von  Ausbeutungsformen  zu  beseitigen,  sich  immer  vollständiger  ausserhalb 
einer  Gesellschaft  tu  stellen,  die  auf  dem  Prinzip  der  Konkurrenz  und  der 
gegenseitigen  Ausbeutung  beruht.  Gewiss.  Aber  hat  die  praktische 
Koasumgenossenschaftsbewegung  stets  diese  Ziele  gehabt?  Soviel  ich  weiss, 
nein.  Einige  ideale  Förderer  mögen  sie  stets  gehabt  haben,  aber  die  praktische 
Bewegung  nimmt  sie  nur  sehr  zögernd  auf.  Und  ist  man  sich  nicht  heute 
darüber  einig,  dass  die  anfängliche  Beschränkung  —  die  Beschränkung  auf 
den  Warenvertrieb  —  voi\  grösster  Bedeutung  für  das  Aufkommen  der  Be- 
wegung und  damit  für  die  Erreichung  weiterer  Ziele  war? 
WAS  ergeben  sich  aber  aus  dieser  Parallde  ffir  Schltisse  und  Fragen  gegen- 
über der  Gartentadt,  die  in  ihrem  sozialen  Endziel  nichts  weiter  als  eine 
Bodenkonsumgenossenschaft  ist?  Würde  das  Glücken  eines  Bodenkonsum- 
genossenschaftsexperimentes keinen  Zukunfts-,  keinen  Demonstrationswert 
haben?  Würde  die  Bestrebung  wirklich  gar  keinen  Vorteil  für  die  einzelnen 
Bewohner  bedeuten?  Ist  für  die  Erreichung  des  praktisdien  Ziels  auch  hier 
mdit  änsserste  Beschränkung,  das  heisst  eine  Beschränkung  auf  die  Boden- 
frage, etwas  Natürliches  und  Notwendiges?  Ebenso,  wie  bei  dem  Konsum- 
verein die  Beschränkung  auf  den  Warenvertrieb?  Kurz,  darf  eine  praktische 
Reformbestrebung  nur  auf  ihr  augenblickliches  praktisches  Ziel,  nur  vom 
Standpunkte  des  sogleich  zu  erhoffenden  materidlen  Nutzens  gewertet  werden? 
Oder  muss  auch  ihr  idealer  Wert  und  ihre  Entwideelungsmoglichkeit  in  Be- 
tracht gezogen  werden?  Will  man  diese  Fragen  rundweg  verneinen,  so  kann 
man  nach  gleichem  Rezepte  alle  Reformbestrebungen  abtun,  mögen  sie  Konsum-; 
genossenschaft,  Gewerkschaft,  Baugenossenschaft,  Krankenkasse  oder  sonst 
wie  hetssen. 

n  Vcrgl.' H  u g o  L  in'dcma^nn:  Die  Carttntiadtbtuegung  in  dicftm  Bande  der  Sosialittitcktn 
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VIELLEICHT  kdnnte  hier  aber  Lindemann  entgegenhalten:  Alle  jene  Be- 
wegungen sind  einfache  praktische  Zweckbestrebungen  ohne  grosse  theoreti« 

sehe  Voraussetzungen  und  prinzipielle  Endziele,  Diese  Tatsache  sichert 
ihnen  die  Fortentwickelung,  das  sich  weiter  Tasten  in  der  Praxis.  Anders 
die  Gartenstadt  Sie  geht  von  einseitigen  Theorieen  aus,  sie  erhebt  den  An- 
sprach, die  Bodenfrage  und  mit  ihr  die  gesamte  soziale  Frage  zu  losen.  Damit 
ist  die  Gefahr  der  Unfruchtbarkeit  g^ben.  Hier  scheint  mir  der  Angel- 
punkt der  Kritik  Lindemanns  gegenüber  der  Gartenstadt  m  liegen,  die  den 
für  ihn  unanjjenchmen  Geruch  der  Bodenreformtheorie  hat. 
DIE  Idee  Howards,  des  Begründers  der  Gartenstadtbewegung,  ist  nieder- 
gelegt in  seinem  Buch  To-morrow,  in  dem  er  terhnisrh  und  linanzidl  die 
Möglichkeit  der  Gartenstadt  nachzuweiflea  sucht  Und  gewiss  hofft  er  mit 
einem  Gelingen  des  vorgeschlagenen  Experiments  eine  Besserstellung  der 
Gartenstadtbürger,  ein  gutes  Stück  Sozialreform  zu  leisten.  Dass  er  aber 
nicht  von  einer  vorgefassten  Theorie  ausgeht,  geht  wohl  zur  Genüge  aus 
einem  Kapitel,  in  dem  er  akh  mit  &er  Organiaatioii  des  Kenn«»  In  der 
Gartenstadt  beschäftigt,*)  sowie  aus  einem  Abschnitt  hervor,  in  dem  er  nicht 
so  sehr  die  Theorie  oder  ein  zwangsweises  Gcsetzgebungselement.  sondern 
das  Experiment  als  Träger  des  sozialen  Fortschritts  hinstellt  und  die  Frage 
offen  lässt,  ob  nicht  auch  auf  dem  Wege  der  Organisation  und  des  Experi- 
mentes zu  einer  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  geschritten  werden 
musste  —  falls  die  Vergesellschaftung  des  Grund  und  Boden  dnrdi  die 
Gartenstadt  nicht  die  erhofften  Resultate  ergibt.  Howard  ist  eben  Engländer, 
ein  Praktiker  mit  starker  Schaffenskraft  und  Experimcnticrlust  ohne  tiefher- 
geholten theoretischen  Ausgangspunkt  und  ohne  weit  vorgesteckte  theoretische 
Endziele. 

ABER  ebensowenig,  wie  der  Begründer,  scheint  mir  auch  die  guoae  Be- 
wegung spezifisch  bodenrefomuriseh  zu  sein.    Ich  merke  weder  in  Eoi^and, 

noch  in  Deutschland  etwas  von  einem  direkten  Zusammenhang,  von  einer 
innigeren  Fühlung  zwischen  Bodenreform-  und  Gartenstadtbewegung,  obwohl 
beide  —  wenn  auch  in  verschiedener  Form  —  naturgemäss  und  ausschliesslich 
das  Bodenproblem  betonen.  Auch  die  faiaherige  Praadt  der  Gatteoatadt  in 
England  zeigt  nichts  von  der  von  Lindemann  vonusgetetzten  Einaeitigfceit 
Gerade  hier  ist  von  Anfang  an  ein  inniges  Zusammengehen  mit  der  Genossen- 
schaftsbewegung zu  Tage  getreten,  das  speziell  von  der  Gartenstadtbewegung 
gesucht  wurde.  Den  ersten  Neubesiedelungen  folgte  sofort  der  erste  Konsum- 
ladcn.  Der  erste  industrielle  Betrieb  war  eine  Genossenschaftsdruckerei,  die 
den  grSssten  Teil  der  Drucksachen  der  Bewq^ing  herstellt  Ebenso  hat 
die  Baugenoflsenschaftsbewegtmg  —  auch  in  der  für  England  neueren  Form 
der  Mictsgenossenschaft  mit  Einfamilienhäusern  —  sofort  festen  Fuss  in  der 
Gartenstadt  gefasst,  wo  ihr  auf  billigcrem  Grund  und  Boden  neue  Möglich- 
keiten erwachsen.  Also  weder  Theorie,  noch  Praxis  scheint  für  die  von  Linde- 
mann vorausgesetzte  Einseitigkeit  zu  sprechen.  So  viel  zu  den  allgcmeimn 
Bedenken  Lindemanns;  gehen  wir  jetzt  noch  auf  einige  technische  Bedenken 
ein.  Für  diesen  Zweck  ist  eine  kurze  Orientierung  fiber  die  Gartenstadtidee 
und  ihre  bisherigen  Erfolge  notwendig. 

DER  Plan  Howards  —  auf  den  wir  zu  diesem  Zweck  zurückgreifen  müssen  — 
)  Ich  will  gar  nicht  sagen,  das»  die  Vorschläge  gluckliche  sind. 
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ist  etwa  fcdgender.  Eine  gemeinnützige  kapitalkräftige  Gesellschaft  möge 
ein  grosses  zusammenhängendes  Areal  erwerben  und  unter  nachstehenden  Ge- 
sichtspunkten für  eine  städtische  Siedlung  crschliessen: 

DIE  zu  gründende  Stadt  soll  auf  einem  Terrain  von  2400  Hektar  entstehen, 
das  in  landwirtschaftlicheRi  Nutsungswerte  gdcanit  wurde.  Es  soll  »im 
mindesten  an  einer  guten  Eisenbahnverbindung  liegen,  die  bei  den  ersten 

Experimenten  unter  vorhandenen  zu  wählen  ist,  später  auch  geschaffen  werden 
kann.  Dies  ist  ein  wesentliches  Moment  für  die  Industrie,  die  die  Grossstadt 
verlassen  und  hier  alle  denkbaren  Verkehrserleichterungen  und  Bequemlich- 
keiten finden  soft  Die  Stadt  soll  eine  besUnunte  Grfisse  iddit  flberschrdten 
und  wird  ffir  diese  (die  einer  Mittelstadt)  von  vornherein  geplant»  was  einen 
unermesslichen  Vorteil  für  einen  eiididtlichenf  zweckmässigen  und  billigen 
Aufbau  der  Stadt  bedeutet.  Von  dem  erworbenen  Terrain  soll  nur  ein  kleiner 
Teil,  etwa  ein  Sechstel,  für  die  Stadt  selbst,  der  Rest  soll  stets  landwirtschaft- 
lichen Zwecken  dienen.  Diese  Bestimmung  ist  ebenso  wichtig  aus  hygienischen 
erfinden  (für  den  Zweck  einer  gesnndheitlicli  genugenden  Durchlüftung  der 
Stadt),  wie  sie  den  Zwecken  der  Landeskultur  förderlich  sein  kann.  Die  Stadt 
soll  möglichst  in  der  Mitte  des  Geländes  liegen,  hauptsächlich  im  Interesse 
der  Landwirtschaft,  der  dann  ebenfalls  gute  Verkehrs-  und  Absatzbedingungen 
gesichert  sind  und  von  der  städtischen  Kraftzentrale  für  Hof  und  Feld 
mechanische  Kraft  billig  abgegeben  werden  kann.  Das  Terrain  soll  nie  Privat- 
e^entnm  der  Bewohner  werden,  sondern  stets  Gemeindebesitz  blei- 
ben. Dies  ist  oberstes  Gesetz.  Für  die  verschiedenen  Zwecke  des  WohnenSy 
der  Landwirtschaft,  des  Gewerbebetriebes  wird  es  nur  pachtweise  (je  nach 
Bedürfnis  in  langen  oder  kurzen  Fristen)  ausgegeben.  Die  finanzielle  Basis 
für  das  Unternehmen  Hegt  in  der  Tatsache,  dass  Landboden  zu  Stadtboden 
wird  und  dadurch  höhere  Pachten  bringen  kann.  Diese  Pachten  kdnnten  um 
die  Hälfte  und  mehr  hinter  der  grossstädtischen  Grundrente  zurückbleiben  und 
gleichwohl  die  Verzinsung  und  Rückzahlung  des  Gründungskapitals,  sowie  einen 
gesunden  Haushalt  für  eine  Stadt  gewährleisten,  die  den  höchsten  Anforde- 
rungen entspricht  und  durch  Privatgärten  an  den  Häusern  und  mit  ihren  aus- 
gedehnten und  dSentlichen  Anlagen  mehr  einem  Garten,  als  einer  Stadt  gleicht. 
Falls  ein  erstes  Experiment  glückt,  ist  an  eine  Ausdehnun|f  der  Bewegung, 
an  eine  Durchsetzung  des  platten  Landes  mit  Gartenstädten,  an  eine  Innen- 
kolonisation  gedacht,  die  geeignet  ist,  ideale  Wohnungs-  und  bessere 
Lebensverhältnisse  allen  zu  bringen  und  der  Landwirtschaft  und  Industrie  neue 
Horizonte  zu  erschliessen.  Dies  der  englische  Vorschlag. 
DOCH  es  ist  nidit  bei  dem  bkMMen  Vorsdilag  geblieben.  Nach  mehrjähriger 
rfihrigcr  Propagandatätigkeit  hat  ridi  vor  zwei  Jahren  eine  Gründungsgesell- 
schaft (First  Garden  City  Limited)  gebildet,  die  von  vornherein  in  ihren 
Gründungsakten  auf  jeden  Spekulationsgewinn  verzichtet  und  sich  eine  Höchst- 
dividende von  5  %  vorbehalten  hat.  Diese  Gesellschaft  hat  bei  Hitchin, 
53  Kilometer  nordwärts  von  London,  ein  Terrain  von  1600  HdcCar  erworben 
und  betreibt  daselbst  mit  grosser  Energie  und  entschiedenem  Erfolge  die  Grün- 
dung der  ersten  Gartenstadt.  Der  durch  Preisausschreiben  gewonnene  Stadt- 
plan weist  ein  Drittel  des  Terrains  der  zukünftigen  Stadt  zu,  volle  zwei 
Drittel,  das  heisst  über  looo  Hektar,  bleiben  baufreie  Zone  und  sind  für  immer 
l^wirtschaftlicher  Produktion  reserviert  Die  AufscUiessungsarbeiten  in  der 


Dlgltized  by  Google 


962 


BERNHARD  KAMPFFMEYER  •  ZUR  QARTCNSTADTBEWEOUNO 


Stadt  haben  bereits  in  Gestalt  von  Strassen-,  Wasserleitungs-  und  Kana- 
lisationsbau,  der  Sdiaffuiii^  einer  Eisenbahnstathm  mit  Personen-  und  Güter- 
verkehr und  mit  Anschlussgleisen  für  indostrielle  Betriebe  an  der  das  Grand- 
stück durchschneidcnHen  Eisenbahn  g^rosse  Fortschritte  gemacht.  Diesen 
Arbeiten  ist  die  Besiedlung  auf  den  Fuss  gefoIg;t.  Eine  Anzahl  industrieller 
Betriebe  hat  sich  bereits  niedergelassen,  und  mit  ihnen  ist  eine  rege  Nachfrage 
nadi  Bauparzellen  gekommen.  Dieses  Jahr  wird  mit  etwa  aoo  neuen  Haus* 
bauten  aböchliessen.  Daneben  sind  sdum  150  weitere  Pbraellen  ffir  ummttd« 
bar  bevorstehende  Bebauung  vergeben.  Die  Entwickelung  der  Stadt  ist  also 
eine  äusserst  schnelle.  Hinter  der  Gesellschaft  stehen  genügende  Kapitalien 
und  eine  Reihe  einflussreicher  und  im  öffentlichen  Leben  bestens  bekannter 
Minner.  Hierher  gehören  auch  mehrere  hervorragende  Führer  der  Genossen- 
schaftsbewegung:. Die  Leittti^  li^  in  den  Händen  geschäftskundiger  und  ge- 
nieinnfltng  denkender  Männer.  Das  Escperiment  wird  im  allgemeinen  als  er- 
folgversprechend beurteilt. 

DIES  zur  Gartenstadtidec  und  ihrer  bisherigen  Verwirklichung'.  Welche  Be- 
denken erhebt  nun  Lindeniann  im  einzelnen,  und  wie  weit  sind  diese  bc- 
reditigt? 

DAS  Prinzip  einer  Ausdehnungsbeschrinkung  der  Grosse  und  Zahl  nach  für 
eine  Stadt  erscheint  ihm  etwas  ganz  Unerhörtes  und  Utopisches.  Im  Grunde 
ist  es  aber  weiter  nichts,  als  die  Forderung  gcrin<::crer  Wohndichtigkeit.  Jede 
Bestimmung,  die  die  Wohndichtigkeit  der  Bevölkerung  zu  regulieren  trachtet, 
läuft  auf  das  gleiche  hinaus.  Wenn  man  für  eine  Bestimmung  ist,  dass  in 
einer  Wohnung  pro  Persmi  so  und  so  viel  Quadratmeter  Wohnfläche  oder  so 
und  so  viel  Kubikmeter  Luftraum  sein  soll,  wenn  man  der  Meinunc;:  ist,  dass 
ein  hoher  Mietskasernenbau  wegen  der  schlechten  Luft,  die  die  Bewohner 
der  oberen  Stockwerke  von  den  unteren  empfangen,  untunlich  ist,  dass  im 
Interesse  einer  besseren  Durchlüftung  und  Beleuchtung  der  Wohnräume 
kleinere  mit  Gärten  versehene  Häuser  vorzuziehen  sind,  so  ist  hier  schon  das 
Element  der  Ansiedlungsbeschränkung  auf  vorhandener  Fläche  gegeben.  Es 
kann  sich  nur  um  den  Grad  der  Beschränkung  handeln,  nur  darum  handeln, 
ob  die  idealen  Forderungen  der  Hygiene  mit  denen  der  Wirtschaftlichkeit 
sich  vertragen.  Howard  fordert  nach  englischer  Sitte  Einfamilienhäuser  im 
Reihenbau  mit  kleinen  Vor-  und  Hintergärten.*)  Um  eine  solche»  fast  in  ge- 
schhMsener  Bauwdse  errichte  Stadt  von  50000  Einwohnern  will  er  dann  noch 
eine  grössere  bau  freie  Zone.  Ist  diese  Forderung  so  etwas  Aussergcwöhn- 
liches  und  etwas  anderes,  als  eine  Bestimmung  der  Wohndichtigkeit?  Ein 
Hygienker  wie  L.  Bauer  stellt  zum  Beispiel  in  der  Schrift  Der  Zug  nach 
dgr  Staät  und  die  Stadterweiterung  die  gleiche  Forderung  einer  baufreien 
Zone  auf  und  hält  diese  für  ein  absolutes  Erfordernis  im  Interesse  einer 
genügenden  Durchlüftung  einer  geschlossenen  Ansiedlung.  Es  ist  also  kaum 
ein  Streit  darüber,  ob  baufreie  Zonen  um  grössere  menschliche  Ansiedlungen 
wünschenswert  und  nntwcndig^  sind,  sondern  h/x-hstrns  darüber,  wie  gross 
Ansiedlungen  sein  dürfen,  und  welches  GrÖsscnverhaltnis  zwischen  Ansiedlung 
und  haufrder  Zone  bestehen  soll.  Damit  ist  aber  die  Grossenbeschränkung 
dner  Ansiedlung  nach  Zahl  und  Ausdehnung  gegeben.  Wenn  Howard  diese  Zonen 
auch  ffir  eine  Begünstigung  der  Landwirtschaft  wertvoll  hält,  so  bedeutet  das 
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keine  Verschleclitcrung  seines  Planes.  Mir  scheint  hierin  sogar  ein  Vorschlag 
von  grosser  volkswirtschaftlicher  Bedeutung  zu  liegen.  Wo  Wcltiiuirkt]»oduk- 
tion  samt  Kdonial»  und  Weltmachtpolitik  immer  bedeiddldiere  Seiten 

zeigen,  erscheint  ein  Vonchlag  um  so  beachtenswerter,  der  die  Förderung  inten- 
siver Landeskultur  in  Aussicht  stellt  und  die  Möglichkeit  einer  nutzbringenden 
Beschäftigung  grösserer  Massen  in  einer  neuen  Art  landwirtschaftlicher  Tätig- 
keit eröffnet.  £s  mag  sein,  dass  Howard  seine  baufreie  Zone  zu  gross  be- 
messen hat.  Aber  Howards  VcM^schläge  sind  ja  kein  Evangdimn,  selbst  nicht 
für  die  erste  englische  Gartenstadt,  die  nur  eine  halb  so  grosse  baufreie 
Zone  hat,  als  es  Howard  in  seinem  Buche  vorschlägt.  Lindemann  scheint 
zudem  die  Vorstellung  zu  haben,  dass  die  Gartenstadt  durch  eine  baufreie 
Zone  von  2  Kilometer  Breite  —  so  gross  ist  sie  etwa  bei  Howard  —  von 
aller  Welt  isoliert  ist  Howards  Ziel  ist  aber  nicht  eine  einzelne  abgelegene 
Gartenstadt  von  etwa  ^oooo  Einwohnern,  sondern  er  hoflft,  dass  nach  dem 
ersten  glücklichen  Experiment  Gruppen  von  solchen  Städten  entstehen  werden. 
Angenommen,  diese  Städte  wären  von  einander  4  oder  5  Kilometer  entfernt, 
—  wäre  das  wirklich  bei  unseren  Verkehrsverhältnissen  etwas  so  Utopisches? 
Für  Howard  ist  die  Gartenstadt  in  technischer  Hinsicht  weiter  nichts,  als 
ein  AnOockenangsprinzip  der  Grossstadt  An  Stelle  der  fcschlossenen 
Massenansanunlungen  von  Mietskasernen  soUea  social  cid  es,  Gruppen  von 
Städten  entstehen,  die  durch  baufreie  Zonen  getrennt  tuid  planmässig  durch 
gute  Verkehrsmittel  verbunden  sind. 

SOLCHEN  Gebilden  gegenüber  scheint  nur  kaum  die  Befürchtung  der  Stag- 
nation gerechtfertigt.  Mir  scheinen  hier  kaum  grössere  Schwierigkeiten  für 
industrielle  Unternehmungen  gegeben  zu  seiat  als  sie  heute  bestehen.  Auch 
Borsig  muss  heute  von  Berlin  nach  Tegel  und  Schwartzkoptl:  nach  Königs- 
wusterhausen ziehen,  um  sich  vergrössem  zu  können.  Auch  heute  bedingt 
jede  Vergrösserung  einen  kostspieligen  Umzug  oder  die  Errichtung  von 
Filialen  anderwärts.  Gerade  die  Grossstadt  mit  ihren  teuren  Bodenpreisen  er- 
Schwert  es  der  Industrie,  sich  grössere  Flachen  fdr  eventudle  Erweiterungen 
im  voraus  zu  sichern  und  bedingt  fortwährend  kostspielige  Umzüge  und  Er- 
weiterungen. Auch  die  vielleicht  notwendige  Abwanderung  jüngerer  Elemente 
in  benachbarte  Städte  wird  bei  den  vorschwebenden  Entfernungen  und  bei 
den  geplanten  Verkehrsmitteln  schwerlich  der  Industrie  Abbruch  tmi  können. 
Zudem  wird  bei  einer  Stadt  von  30000  Einwohnern  auch  steu  ein  Wechsel, 
ein  Abzug  von  älteren  Elementen  vorhanden  sein,  der  Platz  für  frische 
Kräfte  macht. 

FERNER  erhebt  Lindemann  auch  Bedenken  gegen  den  Steuermodus  der 
Gartenstadt.  Er  behauptet:  »Die  Deckung  des  kommunalen  Bedarfs  durch 
die  Gnmdrente  würde  wie  eine  Kopfsteuer  wirken . . .,  die  die  roinderbemittdten 
Teile  der  Bevölkerung  schwerer  belastet,  als  die  woh]habenden.c  Mag  sein! 
Jedenfalls  wollen  wir  hier  nicht  darüber  richten.  Doch  ein  gewisser  Vorteil 
gegenüber  heute  bestände  schon  immer  darin,  dass,  wie  Lindemann  selbst 
sagt,  »der  Gartenstädlcr  nur  Grundrente  [und  vielleicht  auch  eine  kleinere,  wie 
wir  hoffen],  der  normale  Städtebewohner  dagegen  Grundrente  plus  kommu- 
nale Steuern  zu  zahlen  hatc  Jedenftdls  geht  hieraus  schon  hervor,  daSs  die 
Gartenstadt  nichts  Schlechteres  tut,  als  die  bisherigen  Gemeinden.  Aber  da  die 
Bestrebottg  uns  entwickelungsfähig  erschein^  vrird  sich  vielleicht  auch  hier  in 
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dei-  Praxis  eine  Entwicklung  zu  besserem  zeigen,  jedenfalls  wäre  es  verdienst- 
voll und  wurde  es  mit  Dank  begrüaat  werden,  wenn  Lindemami  hier  praktische 
Anregungen  geben  wollte.  Sollte  aber  eine  Entwicklung  in  dieser  Richtung 
nicht  möglich  sein,  so  hängt  dies  mit  dem  Wesen  einer  praktischen  Zweck- 
bestrebung, die  aus  organisatorischen  und  Verwaltungsschwierigkeiten  sich  Be- 
schränkungen auferlegen  muss,  nicht  mit  einer  vorgefassten  Theorie  zusammen. 
Dus  diese  Bnchrinkung  der  Bedentniv  der  praktischen  Bestrebung  keinen 
Abbruch  tut,  glauben  wir  im  vorfaeisehenden  dargetan  lu  haben. 
ENDLICH  bdiauptet.  Lindemann:  ^Da  keine  kommtmalen  Steuern  zur  Er- 
hebung kommen,  muss  der  Zuzug  zur  Gartenstadt  an  Reiz  gewinnen.  Die 
Folge  des  grösseren  Zudrangcs  muss  eine  Steigerung  der  Grundrente  sein.€ 
Wie  soll  diese  iür  die  direkten  Bodenpächter  eintreten,  wenn  —  wie  es  bei 
der  ersten  englischen  Gartenstadt  der  Fall  ist  —  die  Gründung  durdi  eine 
gemeinnützige  Gesellschaft  geschieht,  die  ihre  Dividende  von  vornherein  be- 
sdiränkt  hat?  Eine  solche  Gesellschaft,  die  nicht  mehr,  als  ihr  für  Grund- 
erwerb und  Aufschliessungskosten  ausgelegtes  Kapital  massig  verzinst,  so- 
wie die  Verwaltungskosten  gedeckt  haben  will,  kann  für  sich  nicht  mehr  Grund- 
renten eimtehmen,  als  Versinsung  und  Verwaltung  erfordert  Darüber  hinaus 
kann  die  Grundrente  nicht  steigen.  Wird  durdi  Angebot  und  Nachfrage  ein 
höherer  Durchschnittspachtvertrag  erzielt,  so  muss  ein  Plus  entstehen,  das  in 
irgend  einer  Form  zurückvergütet  werden  muss,  sei  es  nun  in  Form  einer 
Dividende,  wie  bei  Konsumgenossenschaften,  oder  in  irgend  einer  anderen 
Weise.  Dem  Steigen  der  Grundrente  in  der  Gartenstadt,  stdhl;  solauge  sich 
die  gemeinnötzige  Gesellschaft  treu  bleibt,  ein  Bollwerk  entgegen.  Sie  kann 
sich  hier,  wenn  nicht  schlechte  Verwaltung  vorliegt,  oder  eine  zu  langsame 
Besiedlung  erfolgt,  nir  iriger  halten,  als  in  anderen  Städten,  wo  der  hauptsäch- 
lichste und  am  meisten  im  Wachsen  befindliche  Komponent  der  Grundrente  die 
Verzinsung  sich  authau tender  Spekulationsgewinne  ist.  Wie  die  gemein- 
nutsige  Bimgeseilschaft  oder  die  Baugenossenschaft  in  der  Grossstadt  ffir  ihre 
Fliehen,  für  ihre  Mitglieder  ein  weiteres  Steigen  der  Grundrente  verhindert, 
wenn  ringsherum  die  Grundrente  für  die  Nachbarn  steigt,  ebenso  kann  die 
gemeinnützige  Gartenstadtgesellschaft  für  ihre  Flächen  und  für  die  Bewohner 
das  Steigen  der  Grundrente  verhindern.  Aber,  wird  hier  Linderoann  ein- 
werfen, es  handelt  sich  nicht  um  die  direkten  fiodenpachter,  soodem  um  die 
grössere  Zahl  der  Bodenkonaumenten  aweiter  Hand,  diejenigen,  welche  von 
jenen  Wohnungen  oder  Häuser  gemietet  haben.  Dieser  Einwand  ist  wenig 
beweiskräftig  gegenüber  einem  Land  wie  England,  dessen  Wohnsitte  das  Ein- 
familienhaus ist,  wo  also  ein  grösserer  Teil  der  Stadtbewohner  direkte  Boden- 
konsumenten sein  könnten.  Zudem  sehen  wir  in  England,  dass  bereits  die 
Mietsgenossenschaft  mit  EinfamUienhäusem  festen  Fuss  in  der  Gartenstadt 
gcfasst  hat.  Und  femer  wissen  wir,  dass  seit  langem  die  Errichtung  einer 
besonderen  gemeinnützigen  Baugesellschaft,  die  mit  der  gemeinnützigen 
Tcrraingesellschaft  Hand  in  ?Iand  arbeiten  soll,  geplant  ist,  und  dass  deren 
Gründung  unmittelbar  bevorsteht.  In  der  englischen  Gartenstadt  erscheint  es 
also  sehr  wohl  möglich,  dass  die  Grundrente  für  den  grössten  Teil  der  Be- 
wohner nicht  steigt  Wenn  sie  für  die  Aussenwelt  steigt,  wem  Grud  «nd 
Boden  bei  einer  Entwickclung  der  Gartenstadt  einen  höheren  sozialen  und 
wirtschaftlichdi  Wert  bekommt  und  dadurch  vielleicht  beleihungsfahifer  wild. 
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so  ist  das  kein  Schaden  der  Gartenstadt  und  der  Weiterentwickelung  der  Be- 
wcg^ung,  die  eine  Durchsetzung  des  platten  Landes  mit  Gartenstädten  plant. 
tMgens  tft  hierbd  noch  tu  bemerken,  dm  du  DesentfaliMtionsmoinent 
der  Gartenstadtidee,  die  Absicht,  ftets  neue  Städte  ins  Ld>en  zu  rufei^  in 
der  Theorie  gleichfalls  ein  Moment  sein  muss,  die  Grundrente  niedrig  zu  er- 
halten. Aber  wenn  englische  Wohnsittc  einen  grösseren  Kreis  direkter 
Bodenkonsumenten  schat'it,  so  ist  es  in  Deutschland,  wo  das  Mietshaus  Wohn- 
titte tsti  umgekdirt  Dem  gegenüber  ist  stt  bemerken,  das»  bUligtrer  Gnmd  und 
Boden  die  Wohnsitte  nach  der  Riditm^  des  Einfamilienhanses  beeinflussen 
könnte,  und  ferner,  dass  die  Mietsgenossenschaftsbcwegung  (Baugenossenschaft 
mit  gemeinschaftlichem  Grundbesitz),  sowie  die  Bewegung  der  gemeinnützigen 
Baugenossenschaften  bei  uns  eine  hochentwickelte  ist.  Und  diese  Bewegung 
kum  in  der  Gartenstadt  bei  biUifem  Gnmd  und  Boden,  der  aber  bei  weiterer 
Entwiekdung  der  Stadt  höheren  Wert  nnd  höhere  Beldhungsmöglidikett  erfihrt, 
um  so  üppiger  gedeihen.  Die  Grundrente  kann  also  andi  bei  uns  in  der  Garten- 
stadt für  grosse  Kreise  niedrig  gehalten  werden.  Sollte  es  nicht  für  alle 
Bewohner  gelingen,  so  wäre  dies  bedauerlich.  Doch  liegt  dies  dann  nicht  an 
dem  Prinzip  der  Gartenstadt. 

EINE  andere  Frage  wäre  noch,  dass  dem  Bewohner  der  Gartenstadt  der 

Nutzen,  den  ihm  die  niedrige  Grundrente  gewährt,  in  anderer  Form  abgezwackt 

werden  kann,  das  heisst  im  Lohn,  im  W^areneinkauf  oder  sonstwie.  Es  mag 
dies  in  gewissem  Grade  möglich  sein.  Aber  es  ist  doch  fraglich,  ob  das 
eherne  Lohngesetz  der  kapitalistischen  Gesellschaft  mit  dieser  Exaktheit 
arbdtet 

FÜR  midi  stdlt  sich  die  Gartenstadt  als  dn  wertvdler  Beitrag  aur  Losung 
der  Arbeiterwohnungsfrage,  als  dn  Mittel  dar,  ein  besseres  Wohnen  bei  nied- 
rigerer und  gleichbleibender  Grundrente  zu  ermöglichen.  Sie  ist  als  eine 
Fortsetzung  und  Erweiterung  der  Wirksamkeit  der  gemeinnützigen  Baugesell- 
achaften  und  Baugenossenschaften  zu  betrachten.  Es  ist  hier  der  Schritt  von 
der  gemdnnütdgen  Bai^esdlsclmft  mr  gcmdnnutsigen  Terraingesdlschaft 
grosseren  Stils  getan.  Statt  kiemer  Flächen  in  der  teuren  Stadt  wird  die  Be-. 
Siedlung  grosser  Flächen  für  ganze  Städte  als  Ziel  genommen.  Bei  diesem 
Unternehmen  besteht  zudem  die  Möglichkeit,  dass  durch  die  Schaffung 
industrieller  Ansiedlungen  auf  dem  Lande,  die  technisch  mustergültig  aus- 
gerüstet sind  und  in  stetem  Konnex  mit  diesem  bidben,  tedmisch  wie  sosial 
wichtige  volkswirtschaftltche  Zukunftsdemente  ausgearbeitet  werden.  Und 
dabei  werden  bereits  auch  in  der  Gegenwart  den  Bewohnern  nicht  au  tmter- 
schätzende  materielle  und  ideelle  Vorteile  gewährt  werden. 
ABER  warum  an  eine  riskante  Neugründung  gehen?  Warum  nicht  an  der 
Stadtrdorm  und  einer  sidbewussten  nnd  dner  grosszügigen  Stadterwdtenmg 
arbeiten?  Zwetfdkia  ist  das  etwas  absohit  Notwendiges  und  etwas,  was 
keinen  AugeabÜdc  «nlcrlassen  werden  darf.  Aber  auch  hier  gibt  es  Schwierig- 
keiten, recht  grosse  sogar.  Unsere  politischen  Verhältnisse,  imscr  kommunales 
Wahlrecht  und  die  einmal  bestehende  Höhe  der  städtischen  Grundrente  sind 
erbitterte  Fdnde  einer  fortschrittlichen  Stadtreform  und  Stadterwcitcrung. 
Die  Aktioiisbcreitschaft  und  -frdheit  öffentlicher  Körperschaften  ist  nidem  eine 
böchrinkte  gegenüber  der  Privatinitiative.  Daher  der  Vorschlag  eines  Ver- 
sndies  nnd,  wenn  möglich,  recht  vieler  Versuche  auf  jungfräulichem  Boden 
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und  in  der  Form  der  gemeinnützigen  Privatinitiative,  die  eine  andere  Boden- 
politik garantiert,  als  man  sie  von  den  heutigen  Gemeinden  erwarten  kann. 

Sollte  der  Gedanke  ein  glücklicher  sein,  sollten  viele  Experimente  zu  einem 

guten  Resultat  führen,  so  wäre  damit  niclit  nur  ein  weites  Feld  für  eine 
fruchtbringende  gemeinnützige  und  genossenschaftliche  Tätigkeit  geschaffen, 
sondern  auch  wichtige  Unterlagen,  sowie  ein  energischer  Anstoss  für  eine 
fortschrittlichere  und  weitsichtigere  Gemeindepolitik  gegeben.-  Die  Garten- 
stadt befindet  sich  nicht  im  Gegensatz  zu  einer  fortschrittlichen  Gemeinde- 
reform und  Dezentrali'^ationsbewegung,  sondern  scheint  mir  deren  wesentliche 
Ergänzung  zu  sein.  Das  Urteil  politischer  Rückständigkcit  ist  um  so  weniger 
am  Platze,  wenn  man  nicht  nur  die  Gartenstadttheorie,  die  Lindemann  mit 
der  ihm  verhassten  Bodenreform  in  einen  Topf  wirft,  sondern  auch  die 
Gartenstadtpraxis  in  RQdcsicht  zieht 
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S  fehlt  immer  noch  an  einem  wirklich  erschöpfenden  imd  zuver- 
lässigen Werke  über  die  Ereignisse,  die  sich  vom  Sommer  1870  bis 
zum  Krühjahr  1871  auf  französischem  Boden  abgespielt  haben. 
Und  ich  glaube,  dieses  Werk  wird  fehlen,  solange  es  noch  Über- 
lebende aus  jener  Zeit  gibt,  und  solange  es  Deutsdie  oder  FranaoMn 
sind,  die  sich  mit  der  Arbeit  befassen.  Und  es  fehlt  anch  immer  noch  an  einer 
unparteiischen  und  zuverlässigen  Darstellung  der  Commune.  T.issagarays  Werk, 
das  wohl  das  bes^te  sein  dürfte,  ist  parteiisch,  wie  es  die  Arbeit  eines  Mit- 
kämpfers wohl  kaum  anders  sein  kann,  und  noch  weit  parteiischer  sind  die  von 
hftrgerlicher  Seite  ausgegangenen  Schilderungen,  wie  besonders  die  von  Maxime 
du  Camp  und  erst  recht  die  des  deutschen  Carlyle-Aflfen  Scherr,  dessen  Rotts 
Quartal  sicher  der  blühendste  Unsinn  ist,  den  man  über  die  Ereignisse  vom 
Mär/,  bis  Mai  1871  geschrieben  hat.  Carl  Blcibtreus  soeben  erschienenes  Buch 
leidet  unter  der  Eigentümlichkeit  des  Verfassers,  der  vielfach  nur  liallunken  oder 
Dummköpfe  sieht  und  sich  nicht  dazu  versteht,  auch  dem  misslungenen  nnd 
verfehlten  redlidien  Bemühen  die  gebührende  Anerkennung  zu  zollen;  wer  sich 
freilich  vorzüglich  für  die  militärischen  Operationen  der  Versaillcr 
gegen  Paris  interessiert,  dürfte  bei  Blcibtreu  vieles  finden,  was  er  anders- 
wo vergeblich  sucht.  Die  zu  Hunderten  erschienenen  Erinnerungen  von 
Teilnehmern  an  der  Commune  entbehren  samt  und  sonders  des  grossen 
Überblickes  und  der  Unparteilidikeit,  und  manche  davon  rind  von  ihren  Ur- 
hebern eigentlich  nur  um  des  licl  en  Selbst  willen  geschrieben.  So  sieht  man 
aits  den  Memoiren  Rochcfnrts  im  ürunde  weiter  nichts,  als  dass  Rochefort  der 
gescheiteste  und  ehrenhafteste  aller  sterblichen  Menschen  ist,  dass  er  alles  vor- 
ausgewusst  hat  und  ein  Opfer  der  Dummheit  und  Schlechtigkeit  der  andern 
geworden  ist.  Das  beste»  was  bisher  fiber  die  Commtfne  oder  viehndir  fiber  die 
Greuel  der  Maiwoche  erschienen  ist,  ein  Buch,  das  lingst  eine  deutsdie  ÜbeN 
Setzung  verdient  hätte,  hat  einen  Mann  zum  Verfasser,  dessen  Name  in  der 
letzten  Zeit  sehr  viel  genannt  worden  ist,  nämlich  den  letzten  französischen 
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Marineminister  Camille  Pelletan.  Pelletans  Schilderung  der  Art,  wie  die 
Commune  im  Blute  ersäuft  wurde,  wie  die  Versa'Uer  gleich  Bestien  wüteten,  ist 
weit  zuverlässiger,  als  die  Lissagarays,  und  obschnn  das  Buch  La  semaine  de 
fnai  schon  zwanzig  Jahre  alt  ist,  ist  bis  heute  kein  zweites  Werk  erschienen, 
das  mit  gleicher  Gerechtigkeit  und  Grfindüehkeit  diese  Ereigmsse  erzIMte; 
DAS  heisst,  um  den  Brfidem  Margueritte  kein  Unrecht  zu  tnn,  müsste  ich  ihre 
Schilderung  der  Commune  p^leich  neben  die  Pelletans  stellrn.  Thr  Buch  über 
die  Commune  ist  wohl  ebenso  unparteiisch  und  auch  ebenso  gründhch,  wie  das 
Pelletans,  und  sie  hatten  obendrein  den  Vorteil,  zwanzig  Jahre  später  zu 
achreiben  und  Tide  Ondlen  benutsen  an  dürfen,  die  fOr  Petletan  nodi  nicht  vor- 
handen waren.  Denn  in  der  Zwischenzeit  sind  die  Brinnerungen  von  viden 
Gegnern  und  Freunden  der  Commune  veröffentlicht  worden,  und  ausserdem  hat 
sich  etwas  im  offiziellen  Frankreich  geändert.  Als  Pelletan  sein  Buch  schrieb, 
war  es  noch  die  Pflicht  jedes  guten  Franzosen,  in  den  Communarden  Mord- 
brenner und  Verbrecher  zu  sehen;  jetzt  hat  mcb  diese  Ansdiauung  selbst  in 
den  Regierungsioreisen  geändert  Damals  hätte  ein  Bfann,  der,  wie  Pelletan»  die 
^\^1hrhe^t  sagte,  von  der  Regierung  und  ihren  Organen  nicht  die  geringste 
Unterstützung  erhalten.  Diese  Unterstützung  wurde  nur  ausgesprochen  reaktio- 
nären Parteimännern,  wie  Maxime  du  Camp,  zu  teil.  Nur  er  durfte  in  den 
Ardliven  londien,  war  man  doch  überzeugt,  dasa  er  nidits  Kompromittieren- 
des veröffentlichen  und  sdbst  die  schlimmsten  Dinge  in  einer  günstigen  Be- 
leuchtung zeigen  würde.  Jetzt  ist  das  anders,  und  die  Brüder  Margueritte  be- 
sonders hatten  keine  Schwierigkeit,  bis  zu  den  geheimsten  Akten  vorzudringen. 
Als  Söhne  des  bei  Sedan  gefallenen  Keitergenerals  und  als  ehemalige  Offiziere 
stehen  ihnen  selbst  da  die  Türen  offen,  wo  sich  in  Frankreich  der  reaktionärste 
Konservatismus  di^;enistet  hat:  in  den  Militarkreisen  und  im  Kriega- 
ministerium.  Aus  diesen  Gründen  ist  das  viefinadige  Werk,  das  die  Brüder 
Margueritte  über  den  Krieg  und  über  die  Commune  geschrieben  haben,  ^)  viel- 
leicht das  gründlichste  und  zuverlässigste,  das  wir  bisher  besitzen.  Und  wenn 
ich  Pelletans  Maiwoche  trotzdem  an  erster  Stelle  genannt  habe,  so  gilt  das  ein- 
mal nur  für  d>en  diese  Woche,  und  dann  hat  daa  Werk  der  Brüder  Margueritte 
einen  Fehler,  der  vielleicht  für  viele  Leute  gar  keiner  ist,  der  aber  seinem  Werte 
als  historische  DarstHhnig  doch  einen  gewissen  Abbruch  tut. 
DIE  Brüder  Margueritte  haben  ihrer  Arbeit  die  Form  eines  Romans  gegeben, 
und  das  schadet  auf  der  einen  Seite  mindestens  ebensoviel,  als  es  auf  der  andern 
Sdte  nützen  mag.  Der  Roman  verlangt  dne  möglichst  geschlossene  und  ein- 
heitliche Handlung,  die  Geschichte  des  Krieges  aber  spielte  sich  glddicdtig  an 
vielen  Orten  ab.  Zola  hat  in  meinem  üebäcle  die  Schwierigkeiten  zu  gunsten 
des  Romans  überwunden.  Er  lässt  seinen  Helden  einfach  nur  die  grössten 
Hauptsachen  erleben,  um  so  seine  Handlung  zusammenzuhalten,  die  Nebenhand- 
lungen werden  nur  gestrdft  oder  als  Erzähhtngen  von  Nebenpersonen  einge- 
schaltet. Die  Brüder  Margueritte  wollten  aber  dne  umfassende  Darstellung 
der  sämtlichen  Ereignisse  des  Krieges  und  der  Commune  geben.  Um  das  zu 
ermöf^lichen,  mussten  sie  so  viele  Helden  haben,  wie  Schauplätze  der  Ereignisse. 
Sie  wollten  uns  in  alle  Lager  führen,  also  musste  in  jedem  Lager  eine  Haupt- 
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peraon  stelirn  Das  ermd^ichen  sie  dadurch,  dass  die  Hanptperson  kein  «kh 
zelner  Mensch,  sondern  eine  vielköpfige  Familie  ist,  deren  Mitglieder  wir 
uberall  finden.  Einer  wird  in  Metz  gefangen  genommen  und  geht  nach  Deutsch- 
land, ein  anderer  dient  in  den  Freischaren  Garibaldis,  ein  dritter  ist  Franctireur, 
dann  finden  wir  einen  Marineoffizier,  Nationalgardisten,  Chemiker,  die  nene 
Explosionsstoffe  erfinden  und  Gambetta  zur  Vt  rfi.-ung  stellen,  brave  Bürger, 
die  ihren  friedlichen  l'escbäftiGfnii<(cn  nachgehen,  alles  in  allem  mindestens 
zwanzig  oder  drcissig  l'crsonen,  die  nur  durch  die  Familicnbande  zusammen- 
gehalten werden.  Dieses  einzige  Band  aber  ist  bei  weitem  nicht  stark  genug, 
um  aus  dieser  Arbeit  einen  einheitlichen  Roman  zu  machen.  Der  Leser  verliert 
den  Faden  jeden  Augenblick,  er  weis?  nie  rech^  welchem  der  Helden  dies  oder 
jenes  passiert  ist,  wer  der  Maler,  der  Seemann,  der  amerikanische  Conboy,  der 
Chemiker,  der  Offizier,  der  Gutsbesitzer,  der  Professor  ist.  Als  Roman  ist  das 
Werk  also  nicht  sehr  gut,  und  obendrein  scliadet  das  Bemühen,  eine  Roman- 
handlung in  die  Ereignisse  zu  bringen,  der  Darstellung  der  geschichtlichen 
Vorgänge.  Hätten  die  Verüisser  auf  die  Romanfomi  verzichtet  und  einfach 
rinc  Geschichte  des  Krieges  und  der  Qmunune  geschrieben,  so  wäre  das  Resultat 
besser  geworden. 

TROTZDEM  aber  ist  dieses  Resultat  immer  noch  sehr  löblich.  Die 
Söhne  des  Generals  und  ehemaligen  Offiziere  sind  mit  einem  Freimut,  mit 
einer  Vorurteilslosigkeit  an  ihre  Aufgabe  herangegangen,  wie  es  vw  zwanzig 
Jahren  noch  nicht  denkbar  gewesra  wäre,  und  wie  es  selbst  heute  noch  auf 
bürgerlicher  Seite  recht  selten  ist.  Dieser  Freimut  macht  sich  sowohl 
im  ersten  Bande,  Le  dcsastrc,  wo  von  den  Anfängen  des  Krieges  die  Rede 
ist  imd  die  Schuld  zwischen  den  französischen  und  preusdachen  Rc^erungen 
verteilt  wird,  als  auch  besonders  im  letzten  geltend,  der  nur  von  der  Commune 
handelt.  Im  ersten  Bande  hält  sich  der  Roman  noch  so  ziemlich  zusammen, 
wie  ja  auch  die  Ereignisse  zunächst  auf  einen  Punkt  konzentriert  waren:  zuerst 
Paris,  dann  die  Grenze  mit  VVeissenburg,  Wörth,  Scdan  und  Metz.  Im  zweiten 
Bande  geht  es  schon  bedenklich  durcheinander,  und  man  wundert  sich  manch- 
mal, dass  die  Verfasser  selbst  sich  in  diesem  Labyrinlb  zurechtfinden.  Hier  soll 
die  von  der  Republik  und  im  besonderen  von  Gambetta  geleitete  Vcrtcidigimg 
der  neugeborenen  Republik  geschildert  werden.  Wir  müssen  sowohl  bei  Faid- 
herbe  und  Chanzy,  als  auch  in  Paris  bei  Trochu.  in  Dijon  bei  Garibaldi,  in  Tours 
bei  Gambetta  sein,  und  dann  gilt  es  auch  noch,  die  Stimmung  der  Bevölkerung 
in  den  Provinzen  zu  zeigen.  An  jedem  dieser  zwölf  oder  fünfzehn  versdiiedenen 
Orte  ist  also  ein  Held  des  Romans  postiert,  und  nun  geht  es  hin  und  her,  hin- 
über und  heniber.  dass  der  Leser  tjanz  ausser  .A.teni  kommt.  Pberall  aber,  wo 
es  sich  nicht  um  Roman,  sondern  um  Schilderung  liistoriscbcr  Persönlichkeiten 
und  Ereignisse  handelt,  ist  das  Werk  ausgezeichnet,  und  wieder  und  wieder 
ertappt  man  sich  bei  dem  Bedauern,  dass  die  Verfasser  sich  nicht  auf  eine  Ge- 
scliichte  beschränkt  und  den  Roman  beiseite  gelassen  haben.  Auch  der 
Umfang,  der  mit  seinen  vier  sehr  starken  Bänden  von  durchschnittlich  600  eng 
gedruckten  Seiten  für  den  gewcihnlichen  T.eser  etwas  sehr  beträchtlich  ist, 
wäre  durch  eine  solche  Beschränkung  handlicher  geworden.  Besteht  schon  im 
zweiten  Bande  der  Romaninhalt  nur  atts  recht  lose  zusammengeknüpften 
Stficken  eines  vtelfadi  zerrissenen.  Fadens,  so  versagt  im  dritten  die  Roman- 
handlniig  völlig.  Dieser  dritte  Band  gehört  gar  nicht  mehr  zu  dem  sogenannten 
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Roman.  Sein  Inhalt  hätte  in  dem  swdtoi  Band  verarbeitet  vrerden  adlen, 
aber  der  Stoff  wuchs  den  VerÜBsaem  über  den  Kopf,  und  so  machten  sie 
srhlinf^****»  ans  allerhand  Episoden  des  Kriegsjahres,  die  sie  nicht  in  Zu- 
sammenhang mit  ihrer  Geschichte  bringen  konnten,  einen  dritten  Band. 
DER  vierte  und  letzte  Band  ist  dann  La  Commune,  und  hier  ganz  besonders 
zeigt  sich  der  Freimut  der  in  der  Atmosphäre  des  Schwertadels  anfgewacfasenen 
Verfasser,  pie  Geschichte  der  Commune  ist  immer  noch  unklar:  die  kon- 
servativen Aristokraten  und  Kapitalisten  sehen  in  ihr  einfach  den  Aufstand 
aller  Verbrecher  und  Halunken,  die  es  damals  in  Europa  gab;  patriotische 
Franzosen,  die  zugleich  republikanische  Gesinnung  hegen,  neigen  dazu,  dem 
patriotischen  Enthusiasmus  des  Volkes  von  Paris  den  AiUass  zum  Aufstände 
suKuadireiben.  Sie  meinen,  die  Pariser  seien  so  entriistet  gewesen  über  den 
Friedenssdduss,  dass  sie  sich  verraten  und  verkauft  glaubten  und  in  dieser 
Überzeugung  zu  den  Waffen  gegen  die  vermeintlichen  Verräter  griffen.  Die 
Brüder  Marguerittc  sind  von  dieser  Auffassung  nicht  weit  entfernt.  Die  sozia- 
listische Geschichtsschreibung  endlich  erblickt  in  dem  Aufstande  eine  Erhebung 
des  vierten  Standes,  des  Proletariats  gegen  das  Kapital.  Es  ist  sehr  schwer, 
sich  in  dem  Wirrwarr  widerstreitender  Zeugnisse  zurechtzufinden.  Mäimer, 
die  von  Lissagaray  zu  reinen  und  edlen  Helden  gestempelt  werden,  findet  man 
bei  Maxime  du  Camp  als  verworfenste  Verbrecher  abgemalt,  und  wo  der  Sozia- 
list entmenschte  Bestien  wüten  sieht,  erblickt  der  Monarchist  edle  Verteidiger 
der  sdionsten  mensdilichen  Güter.  Eine  riehiige  Mitte  ist  sdir  schwer  zu 
finden.  Bei  Ereignissen,  die  uns  so  nahe  liegen,  werden  wir  alle  mehr  oder 
weniger  von  unseren  persönlichen  Anschauungen  geleitet  und  vielleicht  ver- 
leitet. Pelletan  und  die  Brüder  Margucritte,  die  weder  Sozialisten,  noch  Re- 
aktionäre sind,  verteilen  Licht  und  Schatten  vielleicht  am  unparteiischsten, 
aber  sie  scheinen  mir  der  ihnen  am  nächsten  stehenden  Partei  zu  viel  Wich- 
tigkeit beizulegen.  Ihrer  Ansicht  nach,  die  allerdings  mehr  leise  mitklingt,  als 
laut  und  deutlich  ausgesprochen  wird,  war  von  Thiers  eine  Wiederherstellung 
der  orleanistischcn  Monarchie,  in  der  ersten  Zeit  wenigstens,  sehr  zu  fürchten, 
und  der  Aufstand  der  Commune  ist  in  der  Hauptsache  auf  diese  Furcht  der 
republikanischen  Pariser  zurückzuführen.  Wahrscheinlich  haben  alle-  Ge-* 
Schichtschreiber  der  Commune  recht,  em  jeder  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
Es  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Pariser  sozusagen  patriotisch  hypnotisiert  waren 
und  sich  für  unüberwindlich  hielten.  Wurden  sie  überwunden,  so  konnte  das 
nur  durch  Verrat  geschehen.  Bestärkt  wurden  sie  in  ihrer  Überzeugung  durch 
die  Tatsache,  dass  die  befehligenden  Generäle,  vielleicht  mit  Recht,  gar  kein 
Vertrauen  in  die  Burgerwehr  der  Nationalgardc  zeigten  imd  während  der 
ganzen  Belagerung  von  Paris  diese  Bürgerwehr  nur  ein  einziges  Mal,  Und  zwar 
ohne  Erfolg,  ins  ernstliche  Feuer  führten.  Man  wusste  ausserdem,  dass  so  ziem- 
lich alle  Offiziere  monarchistische  Gesinnung  hegten,  und  fürchtete  von  ihnen 
die  Wiederherstellung  der  Monarchie. 

ERST  in  zweiter  Reihe  treten  die  organisierten  Arbeiter  und  Sozialisten  auf. 
Ihrer  waren  in  Paris  viel  zu  wenig,  um  an  die  Spitze  der  Bewegung  zu  treten. 

Die  Masse  der  ersten  Communestreiter  war  mehr  bei  der  kleinen  und  kleinsten 
Bourgeoisie  /u  suchen,  bei  den  Leuten,  deren  Nachkommen  heute  Rochefort, 
Druroont,  Millcvoye  und  die  radikalen  Blätter  lesen.  Als  aber  die  Sache  ernst 
wurde,  fiel  dieser  Bourgeoisie  das  Herz  in  die  Hosen,  und  einer  nach  dem 
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andern  zog  sich  von  der  Bewegung  zurück.  Und  jetzt  erschien  das  or- 
ganisierte Proletariat  mit  der  iKternationalen  auf  dem  Plan.  Der  letzte  Ver- 
zweiflungskampf wurde  fast  ausschliesslich  von  der  arbeitenden  Bevölkerung 
gekämpft,  die  Bourgeoisie  hatte  sich  schon  vor  der  verräterischen  Übergabe 
der  Pbrte  Maillot  vetferochen.  Wenn  trotzdem  die  radikalen  Politiker,  wie 
Pelletan,  mit  kochender  Entrüstung  das  von  den  Versaillem  angerichtete  Ge- 
metzel, das  seinesgleichen  nirgends  —  auch  in  Petersburg  nicht  —  in  der 
modernen  Geschichte  hat,  verdammen,  so  hat  das  seinen  Grund  eben  in  der 
ganz  unglaublichen  Bestialität,  die  dabei  von  den  Versaillern  an  den  Tag 
gelegt  wurde,  eine  Bestialität,  die  keineswegs  vor  der  Bourgeoisie  Halt  machte^ 
sondern  die  alles  vernichtete,  was  ihr  irgendwie  missfieL  Nicht  nur  iocia- 
listische  Proletarier  wurden  nicdcrc^emctzelt,  sondern  man  raffte  zusammen 
und  füsilierte,  was  den  Truppen  gerade  in  den  Weg  kam.  Gallififct  und  seine 
Kameraden  richteten  sich  bei  ihren  sofort  vollzogenen  Todesurteilen  einfach 
nach  dem  Süsseren  Eindruck.  Wessen  Nase  ihnen  nicht  gefiel,  der  wurde 
erschossen.  Und  wo  sie  nach  Gründen  handelten,  da  traf  ihre  Wut  Pariser 
Politiker,  die  sich  unter  dem  Kaiserreich  durch  radikale  und  republikanische 
Gesinnung  bekannt  gemacht  hatten.  Diese  Leute  hatten  sich  zwar  beizeiten 
von  dem  Aufstande  der  Commune  zurückgezogen,  aber  sie  hatten  früher  dem 
Kaiserreidi  Opposition  gemacht,  und  das  genügte  f&r  das  Todesurteil.  So 
wurden  mehrere  hervorragende  und  viele  Hunderte  oder  gar  Tausende  von 
Gesinnungsgenossen  der  radikalen  bürgerlichen  Partei  in  der  Maiwoche  nieder- 
gemacht, und  die  Gegnerschaft,  die  sich  von  jeher  zwischen  den  Radikalen 
'  und  den  zimieist  konservativen  Offizieren  gezeigt  hatte,  erhielt  damals  ihre 
endgültige  Weihe.  Diese  Feindschaft,  erhärtet  und  gefestigt  durch  die  Er- 
eignisse der  lifoiwoche,  erUSrt  es,  dass  die  Affäre  Dr^fus,  die  ursprfin^ch 
mit  Politik  nichts  zu  tun  hatte  und  nichts  zu  tun  haben  durfte,  plötzlich  zum 
Angelpunkt  der  französischen  Politik  werden  konnte.  Die  radikalen  Parteien 
sahen  hier  eine  Gelegenheit,  ihre  Revanche  zu  nehmen,  und  in  einer  Sache 
der  puren  Gerechtigkeit  schieden  die  poiitlMihen  Parteien  klipp  und  klar 
von  einander. 

ENDLICH  hat  auch  Maxime  du  Camp  in  seiner  Darstelltmg  nicht  ganz  un> 
recht.  Es  ist  ganz  falsch  und  verkehrt,  in  a  1 1  e  n  Commnncstrcitern  edle  Helden 
sehen  zu  wollen.  Natürlich  werden  solche  Gelegenheiten  auch  von  den  elen- 
desten Opfern  unserer  Verhältnisse,  von  den  bis  zum  Verbrechen,  zur  Zu- 
hälterei u.  s.  w.  getriebenen  Enterbten  des  Volkes  benutzt,  teils  um  Rache 
zu  nehmen  an  der  Gesellschaft,  teils  um  den  durch  die  Schuld  der  selben 
bestialisch  gewordenen  Gelüsten  zu  fröhnen.  Die  Ver.sailler  haben  freilich 
eine  Bestialität  und  Mordsucht  gezeigt,  wie  sie  glücklicherweise  in  der  Ge- 
schichte der  Menschheit  nur  vereinzelt  vorkommt,  aber  wenigstens  in  ihren 
letzten  Stunden  hat  sich  auch  die  Commune  durch  die  Ermordung  der  Geiseln 
und  durch  das  durchaus  zwecklose  Niederbrennen  der  öffentlichen  Gebäude 
befleckt.  Der  perfiden  Geschichtschreibung  der  von  Thiers  und  seiner  Um- 
gebung becinflusstcn  reaktionären  Schriftsteller  ist  es  gelungen,  die  Greuel  der 
Versaillcr  ganz  zu  verstecken  oder  als  durch  die  Untaten  der  Commune  ver- 
.  anlasste  Repressalien  hinzustellen.  In  Wirklichkeit  kann  man  das  Gegenteil 
geltend  machen. 

DAS  ist  sicher :  Bei  der  Abwägung  der  Schuld  kommt  bei  weitem  die  grosste 
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Last  auf  die  Versailler,  und  selbst  wenn  Theophil  Ferre  den  Befehl  gegeben  hat, 

die  Geiseln  zu  erschiesscn,  so  war  sein  Verbrechen,  wofür  er  selbst  mit  dem 
Tode  bestraft  wurde,  weder  so  gross,  wie  das  zahlreicher  Offiziere,  die  Männer, 
Weiber  und  Kinder  ohne  Unterschied  niederknallen  liessen,  noch  wie  das  des 
Anrtiftera  der  ganzen  blutigen  Metzdei,  des  Ideinen  Thiers,  dessen  mich- 
tiges  Grabmal  auf  dem  nämlichen  Friedhof«  des  Pire  Laehaise  steht,  wo  die 
einst  von  den  Kug^eln  der  Versailler  zerfetzte  und  blutig  gerötete,  jetzt  mit 
alljährlich  in  der  Maiwoche  erneuerten  Kränzen  bedeckte  Mauer  der  Föde^ 
rierten  auch  ohne  prunkendes  Denkmal  von  Baumeister  und  Bildhauer  die 
Erinnerung  an  seine  Opfer  wach  wid  idbendi^  efhilt. 

DIE  Brüder  ICai^eritte  weilen  lieber  bei  dem  Unheil,  das  durch  die  Com- 
mune kam,  als  bei  den  Grendn  der  Versailler,  Sie  sind  nicht  parteiisch  und 
verheimlichen  nichts,  aber  sie  eilen  schneller  über  die  Verbrechen  der  Versailler 
weg  und  schildern  zum  Beispiel  die  Erschiessung  der  Geiseln  weit  umständ- 
licher, als  die  Bestialitäten  der  Versailler.  Aber  trotzdem  trägt  ihre  Arbeit 
von  der  ersten  bis  zur  letzten  Zeile  den  Stempd  furchtloser  GerechtigiGeit  an  der 
Stime.  Und  da  sie  in  Quellen  geschöpft  haben,  die  bisher  unabhanpgen  und 
unparteiischen  Schriftstellern  nicht  zugänglich  waren,  findet  man  in  ihrem 
Werke  eine  Fülle  höchst  interessanter  und  lehrreicher  Aufschlüsse.  Sie  bieten 
uns  noch  nicht  den  durchaus  sicheren  und  klaren  Faden,  der  uns  durch  das 
Labyrinth  der  Pariser  Ere^[nisse  im  Frühjahr  1871  leitai  könnte;  aber  üt 
verbreiten  vielfadi  Licht,  wo  es  Insher  duidcel  war.  Und  die  oben  getadelte 
Form  des  Romans  muss  gutgcheissen  werden,  weil  sie  allein  die  grosse  Auf- 
lage ermöglicht  hat,  und  weil  durch  sie  tausend  und  abertausend  Menschen  der 
Lektüre  und  damit  einer  richtigeren  Anschauung  gewonnen  werden,  als  sie 
bisher  in  bürgerlichen  Krdsen  gang  und  gäbe  war. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Wirtschaft 

Diskont  AM  7.  Sq»terobcr  erhöhte 

die  Bank  von  England 

ihren  Diskont  von  2V2  auf 
3  %.  Die  deutsche  Reichsbank  folgte 
am  II.  September  mit  einer  Steigerung 
um  ein  volles  Prozent,  von  3  auf  4  %. 
Am  28.  September  ging  die  englische 
Bank  auf  4  %  über,  am  3.  Oktober  die 
deutsche  Reichsbank  auf  5  %.  Damit 
ist  wahrscheinlich  zunächst  ein  gewisser 
Ruhepunkt  erreicht  Jedoch  rücken  die 
grossen  Anforderungen  des  Jahres- 
wechsels immer  näher,  so  dass  das  IV. 
Quartal,  um  die  Ranken  auf  die  kom- 
mende Inanspruchnahme  vorzubereiten, 
meist  eine  Tendenz  zttr  Steigerong  des 
Bankzinsfusses  bekundet.  Ferner  sind 
die  jetzigen  Raten  schon  ausserordent- 
lich hoch.  Ende  September  hatten  wir  in 


Deutschland  im  Jahre  1899  den  höchsten 
Zinsfuss,  und  zwar  mit  5  %,  die  sich 
.illsdann  im  Oktober  auf  6  %,  von  Mitte 
bis  Ende  Dezember  sogar  vorübergehend 
auf  7  %  steigerten.  Aber  danuds  handelte 
es  sich  um  den  Höhepunkt  einer  Prospe- 
ritätsperiode, die  bereits  die  ersten  Risse 
im  Mauerwerk  deutlich  sichtbar  werden 
Hess.  Die  heutige  Anspnnnung  des  Dis- 
kontos kommt  bereits  in  einem  frühen 
Stadium  des  erwarteten  Aufschwunges. 
DIE  Börsenhausse,  die  Belebung  der 
laufenden  Produktion,  die  fast  all- 
seitigen Preissteigerungen  der  umge- 
schlagenen Warenma?scn,  die  zunehmen- 
den Kapitalsfixierungcn  für  produktive 
Neuanlagen,  Erweitertmgen  und  Ver- 
besserungen haben  im  Laufe  des  Sep- 
tember die  Anforderungen  an  die  Reichs- 
bank geradezu  rapid  vermehrt.  Am 
3/0.  September  war,  wie  Dr.  Koch  Tor 
dem  Zeatralanssditiss  darl^e,  die  Ge- 
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samtanlage  (Wechsel,  Lombard  und  Ef- 
fekten) mit  1667  Mill.  M.,  die  höchste  seit 

Bestehen  der  Reichsbank  zu  verzeich- 
nende; allein  seit  dem  7.  September  war 
sie  um  578  Mtll.  M.  gestiegen,  während  in 
:!er  korrespondierenden  Periode  1904  nur 
eine  Erhöbung  der  Anlage  um  232  Mill.  M. 
und  1903  um  349  Mill.  M.  stattfend.  Der 
Wechselljestand  (am  30.  September  1343 Vi 
Mill.)  stieg  seit  Mitte  September  um 
392  Mill.  M.  gegot  26ß¥j  Mill.  in  1904 
lind  283  Mill.  in  1903.  An  Banknoten 
waren,  mit  1682,6  Mill.  M.,  mehr, 
jemals,  früher  im  Umlauf.  Demgegen- 
über war  der  Metallbestand,  mit  732 
Mill.  M.  niedriger,  als  seit  Jahren  um 
diese  Zeit.  Der  Betrag  der  ungedeckten 
Noten  (zirka  gao  MtU.  M.)  war  abnorm 
hoch,  die  Stenerpflieht  von  450,28  Mitl. 
M.  die  höchste  bisher  erreichte. 
DIE  letzte  Diskontmassnahme  beschleu- 
nigte zweifellos  die  regelmässig  nach  dem 
I.  Oktober,  nach  Erledipunp  drr  pc^ch.ift 
liehen  Quartalszahlungen  erfolgende  Bes- 
serung der  Bankposition.  In  der  ersten 
Oktoberwoche  nahm  infolgedessen  der 
Metallbestand  um  22,96  Mill.  M.  (auf 
755,18  Mill.  M.)  zu.  während  fler  Be- 
stand an  ^\'l'ch>^cln  um  TJi. 38  Mill.  M., 
an  Loiiihardfordcrungcn  um  108,18  Mill. 
M.  zurückging.  Trotzdem  blieb  am 
7.  Oktober  eine  aussergewöhnlich  grosse 
Notensteucrpflicht  von  268,58  Mill.  M. 
(RCRen  179,17  Mill.  M.  im  Jahre  1904, 
74,32  Mill.  M.  in  1903,  76,50  Mill.  M. 
in  1902).  Der  MetaTlschatz  ist  trotz 
seiner  Verbesserung  gcringir,  als  seit 
langem  um  diese  Zeit,  die  Inanspruch- 
nahme für  Wechsel  grosser.  Es  stellten 
ich  näinlicli  Tiide  der  ersten  Oktober- 
woclie  (in  1000  M.)  : 

1905  1904  1903  19M 

Mctallvorrat     7S5  >75  789444  Ssi 'oo  836834 

\Vcch<.cl  .  .  i«ai84a  946777  ioi9i3S9  952098 

Lombard.  .      70919  117 649  95^87  106799 

tiiroguthaben    sj4S73  496119  476  SS>  S07678 

ÄHNLICH  in  Engl  a  n  d  .  das  zudem 
Stark  von  den  Rückzahlungen  und  Neu- 
zahlungen   an    die  Vereinigten 

Staaten  betroffen  wird,  die  selber 
abermals  einem  Boom,  vor  allem  in  der 
Eisenbranche  und  im  Verkehrswesen, 
entgegengehen  und  die  ftir  ihre  reichen 
Ernten  die  europäischen  P.ankbcständc 
Stark  heranziehen  dürften.  .\uf  Aushilfe 
seitens  Frankreichs  ist  diesmal  we- 
niger als  gewohnlich  zu  rechnen,  da  hier 
die  Nachwirkungen  der  letzten  Spekula- 
tionszusammenbrüche noch  immer  zur 
Vorsicht  mahnen,  und  die  russische 
Regierung  eine  neue  grosse  Anleihe- 


operation —  man  spricht  von  1800 
Mill.  fr.  —  in  Gang  gebracht  hat,  obwohl 

die  internationale  (irossfinanz  im  .Augen- 
blick dringend  zu  einer  Hinausschiebtuig 
rät. 

X  X 

Produktions-  VVENN  die  bisher  cr- 
vcmakTMi  ^jg^  Produktionsvermeh- 
rung anhält,  so  wird  der 
verhältnismässige  Höhersland  des  Dis- 
konts, genau  wie  1895  bis  1900^  als  ein 
dauernder  zu  betrachten  sein. 
GREIFEN  wir  als  für  die  Geschäfts- 
lage charakteristische  Produktionen  Kohle 
und  Eisen  heraus,  so  ist  die  Hebung 
cegen  das  Vorjahr  ganz  unverkennbar. 
\a  :i  den  Erniitteltmgen  des  l'creins 
deutscher  Eisens  und  StahlindustricUer 
betrug  die  Roheisenerzeugung 
Deutschlands  und  Luxemburgs  für  die 
ersten  acht  Monate  des  laufenden  Jahres 
7009816  t,  sie  fiberstieg  also  die  vor- 
i. ihrige  Frzeugung  de>  gleichen  Zeit- 
raums um  raelu*  als  300000  t.  Die  Stei- 
gerung war  gerade  zuletzt  am  lebendig- 
sten :  für  den  .Xugnst  1905  ergeben  sich 
96Ö323  t.  gegen  851  651  t  im  August  15^04, 
so  dass  weit  über  ein  Drittel  der  Mehr- 
produktion auf  den  einen  letzten  Monat 
der  Statistik  entfallen.  Bei  den  Koh- 
len finden  wir,  trotz  des  Bergarbeiter- 
streiks, bis  Ende  .\ugust  bereits  eine 
M  e  h  r  gewinnting  gegen  das  Vorjahr: 
was  bei  den  Steinkohlen  weniger  sich 
ergab,  wurde  durch  das  Plus  an  Braun- 
kohle mehr  als  eingeholt  —  bis  Ende 
September  dürfte  sich  selbst  bei  den 
Steinkohlen  der  Ausgleich  vollzogen 
haben.  Im  Deutschen  Reich  betrag  näm- 
lich  von  Januar  bis  Ende  August  die  För- 
derung 

1905  1904 

■n  Steinkohlen  .  .  78,38.1 05^  t  riji;?"!!  t 
an  Braunkohk-n  .   .  j3i78'/>Qt       yn^r-t  iHt 

zusammen  ni^t<2<M\  l       110IS6539  t 

Bei  Koks  mid  Briketts  ist  die  Mehr- 
produktion gegen  das  Vorjahr  bis  Ende 
August  eine  ganz  ansehnliche  (9434350  t, 
gegen  8076670  t,  und  8277817  t  gegen 
7338663  t).  Da  nun  im  gleichen  Zeit- 
raum die  Ausfuhr  von  Brennstoffen 
ungefähr  die  vorjährige  Höhe  aufwies 
(Steinkohlen  II  314804  gegen  11  487691 1, 
Braunkohlen  13578  gegen  14757  t,  Koks 
1754144  gegen  18002&1  t),  die  Ein- 
fuhr jedoch  wesentlich  höher  blieb 
(Steinkohlen  6319220  t  gepcn  4440082t, 
Braunkohlen  5  100  811  t  gegen  4869084  t, 
Koks  47486t  t  gegen  ^37627  t),  so  tritt 
der  wachsende  Bedarf  der  Industrie  und 
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des  Verkehrs  klar  hervor.  Die  lot/tc 
Zecbenbesitzerversammlung  des  rbei- 
nisch-westfilischen  Kohlensyndt- 
k  a  t  s  hat  denn  auch  für  das  IV.  Quar- 
tal die  Produktionseinschränkung  er- 
mässtgt;  diese  bebt«  für  das  III.  Quar» 
tal  für  Kohlen  und  Koks  je  23  %,  für 
Briketts  20  %;  jetzt  ist  sie  durchgehend 
auf  20  %  normiert.  Die  Kippen  der 
Gruben  über  Eisenbahnwagenmanpi-l 
weisen  autli  auf  reichlichsten  Absat.(i  hni. 

X  X 
KoJIWMglJUiat  ÜBER  die  Hiberntavcr- 
■M  FUMM  staatlichung  und  über  den 
Beitritt  des  preussischcn 
Fiskus  ztun  Kohiensyndikat  waren*  gegen 
Ende  September,  neue  Verliandlungen 
eingeleitet  wordtn.  Sit-  sind  vorläufig 
ergebnislos  gebiicbeu,  jedoch  keinesw^s 
als  «idgültig  abgebrochen  anzusdhen.  Es 
scheint,  dass  man  seitens  der  Syndikats- 
gewaltigen  der  prcussi.schcn  Regierung 
zu  einer  leidlichen  Erledigung  der 
steckcnRcf)li(.benen  //t7>rr«i(jaktion  verhel- 
fen will,  wenn  es  bestiniiiitc  Ik/icliunpfn 
rwischen  staatlicher  Kohlenproduktion 
und  Syndikat  herzustellen  gelingt.  An- 
dererseits soll  die  Regierung  darauf  be- 
stehen, dass  die  Ausnahmestellung  der 
Hüttenzechen  durch  eine  Andenmg  des 
Syndikatsvertrages  beseitifft  werde.  Bis 
jetzt  fehlt  noch  jeder  hrstiinmtf  Anhalt 
über  den  Gang  der  Besprechungen ;  doch 
dürften  nun,  nadi  der  Amtsniederlegung 
Möllers,  die  Entscheidungen  rascher  fallen. 
X  X 
PMmlmnn  DA  Petroleum  und  Spiri- 
tus für  Brenn-  und  Lcucht- 
zwcckc  mehr  und  mehr 
Konkurrctuen  geworden  sind,  so  darf 
man  den  Wirkungen  der  jet^ipcn  Kon- 
junktur mit  einiger  Neugierde  entgegen- 
sehen. Dil  Unruhen  im  Kaukasus  haben 
auf  viele  Monate  hinaus  die  russische 
Produktion  schwer  erschüttert.  Die 
russischen  Eisenbahntarife  sind  erm.H>siKt 
worden,  um  den  Industriebetrieben,  die 
bisher  Naphtha  und  Naphtharückstände 
verwendeten,  die  nötigen  BreiinstofTc 
so  billig  wie  möglich  zuzuführen;  neben 
Auslandskohlen  (aus  Schlesien  und  Eng- 
land) will  man  sogar  ausländische  Naph- 
tha aus  Galizien.  Rumänien  einführen. 
Die  Pctrolcumpreise  sind  daher  auf  dem 
Weltmarkt  längst  im  Emporgehen. 
X  X 
Splittut  UMGEKEHRT    hat  die 

deutsche  Spirituszcntralc 
angesichts     der  reichen 
Kartoffelernte  trotz  der  erreichten  Pro- 


dukti<  nsbindung  (für  92  bis  93  %  des 
Kontingents)  die  Spirituspreise  stark 
heruntersetzen  mfissen.  Die  erste  Preis- 

ermässiRung  für  Trinkbraimtwein  trat 
schon  Mitte  Mai  um  5  M.  pro  hl  ein, 
kurz  vor  Mitte  Oktober  ermässigte  man 
um  weitere  3  M.  Man  erhofft  davon  eine 
Vermehrung  des  Trinkkonsums ;  weiter 
erstrebt  man  jedoch  eine  Hebung  des 
gewci l)lich-technisc!u!i  Gel)rauches,  und 
hier  wird  die  gleichzeitige  Verteuerung 
des  konkurrierenden  Petroleums  nicht 
ohne  Einflttss  sein. 

X  X 
FleitdMana-  DIE  Flcischpreise  sind  in 
"^"ü  den   wichtigsten  Städten 

Preussens  im  Monat  Sep' 

tcmbcr  weiter  fuhlhar  gestiegen,  trotz 
der  Prophezei imgo)  des  Landwirtschaits- 
ministers.  Nach  der  amtlichai  Statisti- 
schen Korrespondenz  kostete  im  Durch- 
schnitt der  23  berücksichtigten  Marktoite 
I  kg  (in  Pf.): 

im  Januar  Augast  September 
RindfkiMhv.4X<ttl*  14a  I5S  IS» 
«  vom  Bauche  »1  ijj  137 
SchwMB«B«*dl  .  .  IJ5  it7 
Kalbfleisch  ....  143  «S*  *^ 
HManclfleiach  .  .  .  ijS  i54  196 
Iiilliid.geriiich.Spcck  tu  i79  >^ 
Inl.  Schweinesehmalt   158        irs  i7* 

X  X 
Kuno  Chronik  CHARAKTERISTISCH 

für    die  Berichtsperiode 

waren  die  rascher  als 
früher  um  sich  greifenden  Preiser- 
höhungen: so  für  Gies^ereiroheisen 
fum  2  M.  pro  t),  und  bald  auch  für 
C;ie>screierzeugnisse.  für  Schweisseisen 
(um  4  M.  pro  t),  für  verschiedene  Ma- 
schinen und  Apparate  der  Elektroindustrie 
um  10  %,  für  schlesische  Zinkbleche 
um  I  M.  pro  dz,  für  Puddelei>cn,  Schwei ss- 
stabeisen  (4  M.),  Bandeisen,  Feinbleche 
(7  M.)  im  Westen  u.  s.  w.  X  An  den 
Sta  Ii  1 e  r  k  s  verli.iiid  hat  sich  eine 
Anzahl  oberschlcsischer  Werke  neu 
angeschlossen.  X  Die  Berliner 
Anzahl  oberschlcsischer  Werke  neu  an- 
S  t  r  a  s  s  c  n  b  a  h  n  aktien  erlebten  wieder 
einmal  eine  stürmische  Hausse  infolge 
des  Untergrundbahnprojektes.  Der 
hamhurgische  Werfiplatz  für  den  Stet- 
tin e  r  F  u  /  a  n  ist  durch'  Bürger- 
schaftsbeschluss  gesichert     mm  toHiPPn. 

PoHiOc 

Reichsfinanz-:  SO  viel  weiss  die  öflFent- 
reform  Hchkeit   allmählich,  dass 

die   Stengeische  Rnanz« 
reform  ganze  Arbeit  machen  wilL  Die 
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oflfiziöse  Presse  hat  zurck«  ben,  du» 
durch  dir  neue  Vorlage  ein  Mehr  von 
150  bis  180  Mill.  M.  jährlich  erzielt  wer- 
den soll.  Dabei  soll  die  Vorlage  so  ge- 
staltet sein,  dass  die  einzelnen  Steuern 
ein  untrennbares  Ganze  bilden,  bei  dem 
wohl  einzelne  Teile  abgeändert,  aber 
nicht  vollstiindig  abgelehnt  werden  kön- 
nen. Nun  ja,  es  käme  schliesslich  doch 
noch  anf  den  Reichstag  an,  wie  er  sich 
zu  dem  untrennbaren  Ganzen  stellt. 
Freilich  der  Reichstag!  Von  ihm  hat 
die  Regierung  wenig  zu  befürchten,  nach- 
dem offenbar  mit  der  ausschlaggebenden 
Partei  schon  Fühlung  genommen  ist. 
Die  Rede  des  Abgeordneten  Spahn  auf 
dem  Parteitag  des  Zentrums  für  den  Re- 
gierungsbezirk Cüln  lasst  keinen  Zweifel 
darüber  mehr  aufkommen,  dass  an  eine 
Ablehnung  der  Finanzreform  des  Reichs- 
schatzsekretärs nicht  zu  denken  ist 
Spahn  gibt  ganz  allgemein  seine  Zu- 
stimmung zu  wesentlichen  Steuerer- 
höhungen, wenn  er  auch  formell  daran 
festhält,  dass  Fehlbeträge  des  Reichs- 
haushalts  nicht  durch  Erhöhung  oder 
Vermehrung  der  indirekten,  den 
Massenverbrauch  belastenden  Reichsab- 
gaben aufgebracht  werden  dürfen.  Und 
nach  ihm  verstösst  weder  die  ge- 
plante Bier-  noch  Tril).^k>tiiter  gegen 
diese  Klausel.  Bier  dient  nach  vulgärer 
Ansieht  dem  Massenverbrauch.  Nun 
wird  Freiherr  von  Stengel  einen  Entwurf 
vorlegen,  in  dem  er  nachweist,  dass  bei 
der  Bierstener  ein  ungesetzlicher  Zustand 
eingcri'-st  n  sei.  Die  .Aufgabe  der  Finanz- 
reform SCI  es  daher,  den  gesetzlichen  Zu- 
stand wieder  herzustellen.  Für  ein  ge- 
wisses Quantum  Malz  war  der  Steuer- 
satz bisher  i  M.  Die  Fortschritte  der 
Technik  haben  es  ermöglicht,  dass  ein 
grösseres  Quantum  Bier  aus  dem  glei- 
chen Quantum  Malz  hergestellt  wer- 
den könne,  und  infolgedessen  betrage  die 
Steuer  statt  i  M.  nur  noch  80  Pf.  Folg- 
lich müsse  die  Steuerschraube  um  20  Pf. 
angezogen  werden.  Dass  diese  ao  Pf. 
nicht  die  Brauerei,  sondern  der  Kc^nsum 
zahlt,  und  dass  dadurch  eine  Erhöhung 
der  den  Massenverbrauch  belastenden  in- 
direkten Abgaben  eintreten  muss,  das  ist 
Herrn  Spahn  durchaus  entgangen. 
Ebenso  hat  er  keine  Einwendungen  gegen 
die  Tabaksteuer.  ICs  sollen  nur  die  feine- 
ren Tabaksorten  höher  besteuert  wer- 
den. Herr  Spahn  ist  damit  ganz  und 
gar  einver<;tanden,  «Unn  die  höhere  Be- 
steuerung trifft  ja  nur  die  Bessergestell- 
ten. Das  ist  doch  auch  wieder  midir  als 


fraglich.  Ist  die  Besteuerung  der  feinen 
Tabaksorten  sehr  empfindlich,  und  das 
muss  sie  sein,  wenn  der  finanzielle  Effekt 
nicht  ausbleiben  soll,  dann  würden  die 
besseren  Zigarren  eine  Verteuerung  er- 
fahren, die  den  Konsum  stark  einschrän- 
ken würde.  Eine  wahrscheinliche  Wir- 
kung ist  daher  die.  dass,  um  die  besseren 
Sorten  nicht  allzu  sehr  verteuern  zu 
müssen,  die  Fabrikanten  tlfallShlich  einen 
Ausgleich  der  Steuern  auf  ihre  sämtUchen 
Fabrikate  eintreten  lassen.  Gerade  bei 
den  eigenartigen  Wettbewerbsverhält- 
nissen  in  der  Zigarrenindustrie  haben  die 
Fabrikanten  die  Preiskalkulation  ja  gar 
nicht  in  der  Hand.  Jedenfalls  ist  bei  der 
Tabaksteuer  keine  Garantie  vorhanden, 
dass  den  Massenverbrauch  nicht  gleich- 
falls eine  Erhöhung  trifft.  Bedenken  hat 
der  Abgeordnete  Spahn  allein  gegen  die 
Erbschaftssteuer,  wenn  er  ihr  auch  nicht 
ablehnend  gegenübersteht.  So  viel  ist 
aus  der  Rede  Spahns,  die  von  stürmi- 
schem Beifall  der  Delegierten  begleitet 
wurde,  zu  entnehmen,  dass  die  Stengel- 
sche  Finanzreform  beim  Zentrum  eine 
wohlwollende  Aufnahnie  finden  wird  Das 
genügt  wciü  aber  «1  ihrer  Annahme. 
X  X 
miler  damit»  ALS  vor  vier  Jahren  der 
noBMit  nationalliberale  Abgeord- 

nete Möller  preussischcr 
Handelsmintster  wurde,  da  war  eitel 
Freude  in  der  liberalen  Presse.  An  der 
Börse  war  man  sicher,  dass  die  Reform 
des  Börsengesetzes  nun  rasch  ihre  Er- 
ledigung finden  werde,  in  Industrie  und 
Handelskreisen  rechnete  man  mit  einer 
für  die  deutsche  Exportindnstrie  günsti- 
gen Gestaltung  des  Zolltarifes  und  der 
Handelsverträge,  die  Interessenten  unse- 
rer grossen  lärtelle  hofften  für  ihr  Wir- 
ken gerade  bei  einem  Möller  weitgehen- 
des Wohlwollen  an  finden.  Aber  es  kam 
alles  anders,  als  man  erwartet  hatte: 
Herr  Möller  konnte  innerhalb  des 
agrarisch-konservativen  Ministeriums 
seine  gemässigt  liberalen  Grundsätze  nir- 
gends durchsetzen.  Noch  heute  wartet 
man  auf  die  Revision  des  Börsengesetzes, 
die  Handelsvertrage  sind  ausschliesslich 
auf  die  Interessen  der  Landwirtschaft 
zugeschnitten,  und  in  der  Kartellpolitik 
hat  Herr  Möller  Weisungen  folgen  müs- 
sen, die  ihn  in  eine  äusserst  verzwickte 
Lage  hineingeführt  haben.  Die  ihm  auf- 
genötigte Kartellpolitik  hat  nun  schliess- 
lich auch  sein  I'nde  herbeigeführt.  Nichts 
beleuchtet  deutlicher  die  politische 
Schwäche  des  wirtscbafUidi  immer  noch 
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mächtigen  Liberalismus,  als  dieses  Ex- 
periment Möller.  Er  fand  keinen  Halt 
im  Ministerium,  er  hatte  keine  Stütze 
im  Parlament,  er  hatte  noch  nicht  einmal 
den  Beifftll  der  liberalen  Presse. 
X  X 
^'uMdAta?  Erörterung  ülicr  die 

Gestaltung  unserer  Han- 
delsbeziehungen mit  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ist 
durch  sensationelle  Nadiriditen,  die 
ihren  Weg  in  die  Tagespresse  gefunden 
haben,  so  verwirrt  worden,  dass  Leser, 
-die  die  Geschichte  der  amerikanischen 
Zollpolitik,  die  Stimmung  der  heute  in 
^er  Gesetzgebung  massgebenden  Parteien 
und  Personen  nicht  kennen,  das  Un- 
möglichste für  möglich  halten  konnten. 
Noch  schweben  die  Verhandlungen ;  wer- 
den sie  mit  einem  Entgegenkommen  sei- 
tens Ametikas  enden,  die  den  Bruch 
mit  der  nbertieferten  Zollpolitik  bedeutet? 
Max  Schippel  hat  in  einer  Schrift 
Amerika  und  die  Handelsvertragspolitik 
/Berlin.  Verlag  der  SogioKstischen 
M onalsiicfte/  die  gegenwärtige  handels- 
politische Situation  der  Vereinigten  Staa- 
ten in  ihrem  Werden  und  mit  ihren  der- 
zeitigen Schattenseiten  für  die  Union  dar- 
gestellt Die  historischen  Abschnitte  des 
Buches  über  die  Insherigen  amerika- 
nischen Reaiproaitätsverträgc,  sowie  über 
•die  MdstbegunstigungshandBabung  ver- 
raten nicht  nur  ein  tiefes  Eindringen  in 
das  weitschichtige  Quellenmatcrial,  son- 
dern sind  auch  wegen  ihrer  klaren  und 
präzisen  Diktion  mr  Orientierung  über 
die  unhaltbare  La^n-  der  heutigen  ame- 
rikanischen ZoUpohtik  besonders  ge- 
eignet Ob  die  handelspolitische  Isolie- 
rung Amerikas  schon  so  weit  gediehen 
ist,  wie  Schippel  annimmt,  erscheint  vicl- 
Idcht  fraglich.  Darin  hat  er  aber 
zweifellos  recht,  dass  die  massgebende 
Entscheidung  in  Washington  fallen  muss; 
das  heisst,  wenn  wir  den  Vereinigten 
Staaten  die  Meisthegünstigimg,  wie  bisher, 
einräumen  sollen,  dann  hat  Amerika  ge- 
nau so  wie  Österreich.  Russland  und  alle 
anderen  Vertragsländer  uns  Konzessio- 
nen zu  machen. 

X  X 
Kur«  Cbroalk  AM    28.    September  ist 

zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  das  lange  er- 
wartete Abkommen  über  die  Marokko- 
frage  vollzogen  worden.  X  Zur  Lösung 
der  ungarischen  Krisis  hat  Kaiser 
Franz  Josef  wieder  Fejervary  mit  der 
Kabinettsbildung  betraut    In  dem  Re- 


gierungsprogramm des  Ministers  soll  sich 
ein  Entwurf  über  die  österreichisch-un- 

garische  Zolltrennung  befinden.  X  Die 
Wahlen  zur  zweiten  badischen 
Kammer,  die  am  19.  Oktober  zton  ersten- 
mal nach  dem  direkten  Verfahren  voll- 
zogen wurden,  haben  im  ersten  Wahl- 
gangc  der  Sozialdemokratie  5  Mandate 
gebracht;  in  23  Kreisen  mussten  Stich- 
wahlen stattfinden,  für  die  ein  Kompro- 
miss  der  Sozialdemokraten  mit  den  bür- 
gerlichen Blockparteien  abgeschlossen 
wurde.  richaro  calwer 

Sozialpolitik 

AibsHsvertrao  IM  Interesse  einer  organi- 
schen Fortentwickelung  des 
Arbeitsvertrages  forderte 

Professor  Lujo  Brentano  auf  der  jüngst 

abgehaltenen  Generalversammlung  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  i.  die  Ersetzung 
der  Ansnahmegesetzgebung  des  §  153 
G.  O.  durch  die  Bestimmungen  des  deut- 
schen Strafgesetzbuches  über  körperlichen 
Zwang  und  Drohung,  2.  den  gesetzlichen 
Schutz  des  Sichkoalierens ,  nicht  nur  des 
Sichnichtkoalierenst  3.  den  Erlass  von  ka- 
suistischen, zwingenden  Vorsdmften, 
durch  die  der  Missbrauch  der  Wohl- 
fahrtseinrichtungen der  Unternehmer  als 
Machtmittel  ausgeschlossen  ist,  4.  die 
Statuierung  des  Verhandlungszwanges 
für  Arbeitgeber  und  Arbeiter  bei  Streitig- 
keiten, s*  Übertragung  von  Staatsanf- 
trägen  nur  an  Untemchnu  r,  die  sich  ver- 
pflichten, alle  Arbeitsstreitigkciten  in 
ihroi  Betrieben  vor  Einigungsamt  and 
Schied si^rricht  zum  Austrag  zu  bringen» 
6.  die  Begründung  einer  alle  Arbeiter 
eines  Gewerbes  umfassenden  Organisa- 
tion unter  Wahrung  des  Fortbcstandes 
der  betreffenden  Berufsvereine,  7.  die 
Regelung  aller  Streitfragen  über  abzu- 
schüesscnde  Arbeitsverträge  durch  frei- 
gcwahlte  V^ertreter  beider  Parteien  unter 
Vorsitz  eines  Unparteiischen,  81.  die  Rechts- 
gültigkeit  der  Bestimmungen  des  kollek- 
tiv vereinbarten  Arbeitsvertrages  für  alle 
an  dem  Gewerbe  Beteiligten. 

IWBiaraait  .  DER  so  eindrucksvolle 
Verlauf  des  Berliner  Heim- 

arbeiter  Schutzkongresses 
vom  Mai  1904  hatte  wohl  die  Hoff- 
nung in  so  manchem  Sozialpolitiker 
auf  einige  durchgreifende  gesetzgeberische 
Aktionen  der  Reichsregicrung  zu  gunsten 
der  unglücklichen  Heimarbeiter  geweckt 
Aber  die  Regierung  hat  bisher  keine 
hausindustriellen  Rcförmchen,  geschweige 
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denn  wirkliche  Reformen  dem  Reichstage 
Iiräsenttert.  und  so  scheint  denn  in  den 

Augen  der  Rcicicrung  wohl  die  Kompott- 
schüssel der  Heimarbeiter  genug  gefüllt 
zu  sein.  An^sichU  der  vollständigen 
Untat iiErkcii  der  Regieituig  aof  dem  Ge- 
biete der  Hcimarbat  hält  das  Zentrum 
es  doch  für  nötig,  seinen  dürren  Klep- 
per der  Sn/ialreforni  etwas  auf  dem  haus- 
industrieilen  Felde  zu  tummeln.  Der 
Votksverem  für  das  katholische  Deutsch- 
land, jener  in  seiner  klugen  sozialpoliti- 
schen Propaganda  noch  nicht  genügend 
gewertete  Zoitrumsverband,  hat  soeben 
eine  geschickt  Rescliriclwnc  Arbeit  Die 
deutsciie  Hausindustrie  aus  der  Feder  des 
Jierm  Heinrich  Koch  herausgebracht. 
Die  Arbeit  beruht  auf  einer  gründlichen 
Kenntnis  der  Geschichte  der  Hausin- 
dustrie und  ihrer  Reform.  Es  ist  nicht  zu 
bestreiten :  einige  Publikationen  des  ka- 
tholischen yolkst'crcins  bauen  sich  auf 
einem  gediegenen  wissenschaftlichen  Fun- 
dament auf  und  zeichnen  sich  durch  eine 
lebendige,  wirkungsvolle  Darstellung  aus. 
Wir  Sozialdemokraten  dürfen  daher  über 
diese  Literatur  nicht  mit  einem  Achsel- 
zucken hinweggehen.  Herr  Heinrich 
Koch  spornt  den  sozialpolitischen  Klepper 
des  Zentrums  zu  tüchtigen  Sprüngen 
an,  die  man  bei  der  gewohnten  Bedacli 
tigkeit  des  alten  Gaules  gar  nicht  für 
möglich  hält.  Herr  Koch  fasst  sogar  die 
überfuhrung  der  Hausindustrie  zu  höhe- 
ren Betriebsformen  ins  Auge.  Die  Frage 
der  Organi-^ation  der  Hausarbciter  be- 
zeichnet Herr  Koch  als  eine  Frage  der 
Erziehung,  und  er  weist  ihre  Lösung  be- 
zeichnenderweise den  höheren  Gesell- 
schaftsklasseu  zw.  Der  grossen  Erzie- 
hungsarbeit, die  '"Iii'  1-  freien  Ge- 
werkschaften an  den  Handarbeitern  voll- 
brachten, gedenkt  Herr  Koch  mit  kaum 
einem  Wort.  Die  Hebung  des  Seih  st- 
und Standesbeivusstseins  der  Hausarbci- 
ter wird  in  erster  Linie  das  Werk  der 
arbeitenden  Mitarbeiter  dieser  Lazarus- 
schicht des  Proletariats  sein.  Gar  kuriose 
Begriffe  scheint  sich  Koch  über  das 
Standesbcwusstscin  der  Hausarbeiter  ge- 
bildet zu  haben.  So  schreibt  er  einmal 
den  mindestens  merkwürdigen  Satz  nie- 
der: »Das  Selbst-  und  Standcsbcwusst- 
sein  des  früher  so  verrotteten  Nagd- 
schmiedsvolkes  hob  sich  sichtlich,  wie  sidi 
beispielsweise  in  der  Beschaffung  einer 
kirchlichen  Vereinsfahne  und  der  1891 
mitemoamieneii  Watllahrt  nach  Trier 
zeigte.« 

X  X 


FQrsorg«er-      DIE  Schrift  Agahds  Kiu- 
.derarbeit  m   den  BnU- 

hungsanstalten  /Jena,  Gus- 
tav Fischer/  hat  die  harte,  freudlose 
Existenz  der  Färsorgezögltnge  einmal 

grell  beleuchtet.  Seit  einigen  Jahren  be- 
muht sich  der  wettsichtige  und  warm- 
herzige Direktor  des  Erziehungsheims 

Am  Vrhan  bei  Zehlendorf,  Herr  Pla^-', 
eine  tiefgründige  Reform  des  gesamten 
Fursorgeerziehungswesens  in  die  Wege 
zu  leiten.  In  seinem  heissen  Reform- 
eifer für  dieses  Erziehungswesen  schwang 
sich  Herr  Plass  zu  einem  wtridichen  öf- 
fentlichen Ankläger  des  pädagogischen 
Systems  der  bestehenden  Fürsorge-  und 
Zwangsanstalten  auf.  Schwere,  stockige 
Gefängnisluft  benahm  uns  fast  den 
Atem,  wenn  wir  an  der  Hand  von  Plass 
die  heutigen  Färsorgeerziehungsanstalten 
durchwanderten.  Nur  wie  ein  abge- 
schwächtes Echo  der  su  sittlich  ernsten 
Anklagen  des  Direktors  Plass  klingt  das 
harte  Urteil,  das  Herr  B.  Kossatz  in  einer 
sehr  lesenswerten  Monographie  Das  Er- 
ziehungsheim Am  Urban  /Berlin,  Hey- 
mann/ über  eine  grosse  Anzahl  der  heuti- 
gen Fürsorgeerziehungsanstalten  fällt. 
Sie  sind  nach  ihm  Anstalten,  in  denen  oft 
die  Individualitat  der  Zöglinge  fast  völlig 
bei  einer  an  das  Zuchthaus  gemahnenden 
einförmigen  Arbeit  verkrüppelt.  Und  im 
heiligen  Zonie  ruft  B.  Kossatz  au^^: 
>Deshalb  vor  allen  Dingen  fort  mit  dem 
GcfangTiischaralcter  solcher  Anstalten,  der 
sich  im  Äussern  kundtut  durch  hohe, 
mit  Glassplittern  be^teckte  Mauern,  durch 
Starke  Traillen  vor  den  Fenstern,  im  In- 
nern tli'.trh  düstere  Anstaltskleidung,  Un- 
terbiingung  in  Finzelzellen,  lange  Frei- 
lu  it-beraubung,  Kostcntziehung  für  jeg- 
liche V  ergebungen,  Schweigesystem  wie 
in  Zuchthäusern,  Anbinden  von  Aus- 
reis>crn  mit  Stricken,  Abrasieren  einer 
Hälfte  des  Kopfhaares,  polizeiliche 
Schulzmassregeln,  als  da  sind  Knüppel, 
Gummischläuche.  Seitengewehr  zum 
Schutze  gegen  eventuelle  Revolten,  Hör- 
ner zur  Alarniierung  des  Personals,  di- 
rekte telephonische  Veririndung  mit  der 
Polizeiwache,  Zusammenschnüren  der 
Knie  mit  Stricken,  um  das  .^usreissen 
bei  der  .Arbeit  unmöglich  zu  machen,  Vcr- 
l)indung  der  Erziehungsanstalten  mit  Ar- 
bcitshäu.scrn,  mehrfarbige  Harlekin- 
kostüme zur  Kennzeichnung  der  Misse- 
täter, wodurch  der  letzte  Funke  von  Ehr- 
gefühl erstickt  wird.«  Spiel  und  Arbeit 
sollen  in  dem  Erziehungsheim  Am  Ur- 
ban vor  allem  die  Seele  des  Fürsorge- 
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crziehungszöglings  beleben  tincl  erwärmen. 
Fröhlich  sei  bei  seiner  Arbeit  der  Mensch, 
da«  ist  der  vornehmste  pädagogische 

GrundsaU  des  Erziehungsheims  Am  Ur- 
ban. Aus  der  Arbeitsfreudigkeit  ent- 
wickelt   sich    die  Arbeitstfichtigfceit. 

>Sch5pferische  Ideen  keimen  nur  in  einer 
arbeitsfreudigen  Seele.  Aber  nur  durch 
ganz  besondere  Pflege  der  korporati- 
ven  Selbstbetätigung  kann  einem 
Verkümmern  der  Kindesseele  vorgebeugt 
werden.  Und  diese  korporative  Sdbst« 
betätigung  erzieht  zur  Disziplin,  Unter- 
ordnung, selbstloser  llinKabc.  Aulupte- 
mngswilligkeit  und  Aufopferungsfähig- 
keit Gerade  die  vielseitigste  Durch- 
führung der  korporativen  Selbstbetäti- 
gung ist  etwas  Originelles  für  das 
Erziehungsheim  Am  Urban,  in  seiner 
Art  einzig  Dastehendes.  Durch  korpora- 
tive Selbstbetätigung  wird  der  Mensch 
/ur  Gemcinnützipkeit  erzogen  und  der 
Gemeinsinn  erweckL«  Herr  Kossatz 
schildert  nun  im  einzelnen  die  korporative 
T.itiKkeit  der  Zöglinge  bei  der  Arbeits- 
erziehung, bei  der  Pflege  von  Vereins- 
zielen und  bei  der  Veranstaltung  von  Ge- 
sangs- und  Theateraufführungen.  Die 
überaus  starke  patriotische  Färbung  des 
Unterrichtsplanes  der  Anstalt  Am  Ur- 
ban unterliegt  sehr  berechtigten  pädagogi- 
schen Angriffen.  In  einer  Zeit  uberall 
durchbrechender  intcniationaler  Tenden- 
zen flarf  neben  der  Erziehung  der  Kinder 
/u  Burgern  eines  Nationalstaates  deren 
weltbürgerliche  Bildung  nicht  vernach 
l.'issigt  werden.  Aber  <las  neue,  an  Zu- 
kunftskeimen so  reiche  pädagogische  Ele- 
ment in  den  Reformen  der  Anstalt  Am 
Urban  wiegt  inimcrliin  schwer  genug,  tun 
der  ernstesten  Ikachtung  von  seilen  der 
Staatlichen  und  kommunalen  Sozialpoli- 
tiker wert  zu  seir».  denen  eine  grundstör- 
xende  Reform  der  Fürsorgeerziehung  am 
Herzen  liegt.  Eben  diese  Politiker  haben 
auch  ihre  Augen  fest  auf  die  Bestrebun- 
gen zur  Umgestaltung  des  Vormund- 
schaftswesens zu  richten.  Uber  die 
hauptsächlichsten  Rcformbcstrelnmgen  auf 
diesem  Gebiete  unterrichtet  auf  weni- 
gen S  itni  der  .Aufsatz  Dr.  J.  Petersens, 
des  Direktors  am  Waisenhaus  zu  Ham- 
burg, Die  Generalvormundschaft  und  der 
Schits  der  unchclkhtn  Kinder  im  Archiv 
für  fosial*  Medism  und  Hygiene. 

X  X 
Unfaliverslelie-  AUS  den  uns  übersandten 

Berichten     der  Bcrufsge- 
nossenschaften  stellen  wir 
die  folgenden  Tatsachen  zusammen. 


FÜR  die  Seiden  berufsgcnossenschaft 
fungierten  1904  als  technische  Aufsichts- 
beamte St  Herrn  Elten-Bannen,  Sickd- 
M.-Gladbach.  Fd.  Knust-Friedenau,  Wilh. 
Schirmer-München.  Von  2372  Betrieben 
revidierte  Herr  Elten  ia6a.  In  a83  Be- 
trieben «teilte  er  Mängel  fest.  Herr 
Sickel  machte  bei  seinen  Revisionen  keine 
wesentlichen  Ausstellungen.  Herr  Knust 
ermittelte  über  250  Mängel  bei  den  00 
Betrieben,  die  er  revidierte.  Feste  Trä- 
ger zum  Aufliängcn  von  Riemen  fehlten 
allein  in  48  Betrieben,  Riemcnaufleger  in 
20  Betrieben.  Unfallverhüttmgsvorschrif- 
ten  und  Aushänge  waren  in  36  Betrieben 
nicht  vorhanden.  Herr  Schirmer  revi- 
dierte 20  Betriebe  und  stellte  zahlreiche 
Verfdüungen  gegen  die  Unfallver- 
hütungsmassnahmen  fest.  46  Auflagen 
wurden  den  Betriebsuntcrnehmcm  ge- 
macht. 

VON  der  Berliner  Lagereiberufs- 
genossenschaft  stellten  8  von  9  Sektionen 

technische  Beamte  zur  (Überwachung 
der  Betriebe  an.  Für  diese  Überwachung 
verausgabte  die  Berufsgenossenschaft  im 

Jahre  1904  8980.57  M. 

EINEN  umfangreichen  und  instruktiven 

Bericht  fiber  ihre  Überwacfaungstitigkeit 

haben  die  technischen  .\ufsichtsbeamten 
der  Nahrungsmittelindustrie- 
berufagenosenschaft,    die    Herren  In- 

gcnieurc  F.rnst  Bauer  und  Eugen  Urban, 
veröffentlicht  Beide  Beamten  revidier- 
ten 1904  1171  Katasterbetriebe  mit  24936 
Vollarbeitern.  Manche  Betriebe  wurden 
8-,  ja  10  mal  revidiert.  Die  Revisionen 
veranlassten  die  Anordnung  von  iti^e- 
samt  6542  Schatzvorrichtungen.  Die 
Einsicht  und  der  gute  Wille  fehlen  vielen 
Betriebsuni crnehmem.  das  konstatieren 
ausdrücklich  die  Herren  Aufsichtsbeam- 
ten. Sie  drohen  direkt  die  Anwendung 
von  Strafmitteln  an. 
ÜBER  die  Unfäüe  von  Kindern  bei 
landwirtschaftliciien  Maschi- 
nenhctriebcn  hat  Ludwig  Wokurek,  der 
Sekretär  der  Unfallversicherungsanstalt 
Brünn,  sehr  bedenkliche,  sozialpolitisch 
schwerwiegende  Tatsachen  zusammenge- 
tragen. Die  Unfallversichertmgsanstalt 
für  Mähren  und  Schlesien  entschädigte 
in  den  Jahren  l8go  bis  1901  60  l'nfälle 
bei  Kindern.  Unter  diesen  Unfallver- 
letzten waren  3  linder  9  Jahre,  5  Kinder 
10  Jahre.  7  Kinder  11  Jahre.  Ii  Kinder 
12  Jahre  etc.  alt.  In  7  Unfällen  trat  der 
Tod,  in  18  vorübergehende  tmd  in  35 
dauernde  teilweise  Erwerbfunfähigkeit 
ein.  Die  grösste  Zahl  der  Kinder  ver- 
unglückte beim  Aalreibeii  der  Tiere  und 
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dann  beim  Garben-  und  Strohzureicben. 
6d  den  landwirtschaftltdien  Maadunen- 

betrieben  ermittelte  die  Unfallversiche- 
rungsanstalt in  Wien  während  der  Jahre 
1890  bis  1898  s?  ▼eranglfickCe  jagendlidie 
Hilfsarbeiter.  10  von  diesen  standen  im 
Alter  von  14  Jahren,  je  einer  im  Alter 
von  12»  II,  9  und  8  Jahren.  Bei  der 
Salzburj?er  Arbciterunfallversichcrungs- 
anstalt  wurden  von  i8<X)  bis  1901  20  Kin- 
derunfälle, darunter  t<.tliche,  bei  land- 
wirtschaftlichen Maschinen  ermittelt  Im 
Alter  von  10  bis  12  Jahren  befanden  sich 
4  der  verunglückten  Kinder,  10  im  Alter 
von  13  Jahräi.  Im  Sprengel  der  Arbci- 
terunfellversicherungsanstalt  in  Lemberg 
verunglückten  von  189 1  bis  1901  43  Km- 
der,  darunter  i  Kind  von  8  Jahren,  i  von 
10  Jahren«  6  von  11  Jahren,  9  von  12 
Jahren.  Im  Bezirk  der  Grazer  Anstalt 
ereigneten  sich  2  Unfälle  bei  Kindern. 
l>ie  Unfälle  von  Kindern  bei  den  Ver- 
richtungen an  landwirtschaftlichen  Ma- 
schinen sind  relativ  häufig  Wir  müssen 
in  Deutidiland  diesen  UnuHen  ein  wach- 
sames Auge  zuwenden. 
X  X 
Invaiidenveiw  AUS  dem  Geschäftsbericht 
stoberung  Vorstandes  der  Landes- 

ver&icherungsanstalt  Han- 
nover für  das  Jahr  1904  ist  die  Aufstd- 
lung  über  den  Umfang  und  die  Kosten 
der  gesamten  Heilbehandlung  bei  den 
Verstdierangsanstalten  und  zugelassenen 
Kasseneinrichtungen  von  besonderem  so- 
zialpolitischen Wert  Von  dem  Kosten- 
aufwand abzüglich  der  Erstattttngen  sei* 
tens  der  Krankenkassen,  Gemeinden  etc. 
entfallen  auf  100000  M.  Einnahmen  der 
Versichermigsanstalten  im  Jahre  1903: 

18853,50  M.  b«i  der  Versicherungsanstalt  Berlin, 
15  868.72  M.  bei  der  Arbeiterpcnsionskassc  für 

badische  Staatsciscnbahnen  uml  Salinen, 
>'99S>I>  l*'*  Versicherungsanstalt  Ba'*i:n, 
1395^4  3f.  bei  der  Versicherungssnttalt  Grow» 

hersogtum  Hessen, 
0940^11.    bei   der  n<»rddettUclien  Kaapp. 

schsftipeiMioaskasse» 
ieSi4.77      bei  der  Veraichenuigsaastalt  Würt 

temberg, 

ftiaAS  M.  bei  der  Veraicherunesanstalt  Oidcn- 
bürg, 

10  230^  M.  bei  der  VersicherungMiistalt  der 

Hanaestidte, 
94iS,5S  IL  bei  der  VcraiclieranK»anstalt  Obcr^ 
baycm, 

S608W17  M.  bei  der  Versleheningsanstalt  Han» 

nover. 

Im  Durch'^chnitt  gaben  die  Versiche- 
rungsanstalten nur  6,6  %  der  Einnahmen 
ans  Beiträgen  für  das  Heilverlahreo  aus. 
Ganz  tief  unter  dem  Durchschnitt  standen 
Sadisen-Anhalt  mit  2,03  %  der  Ein- 
nahmen aas  Beiträgen,  die  Obetpfolz  und 


R^ensburg  mit  1,64  Niederbayern 
mit  14  %  und  die  allgemeine  Knapp- 
schaft spcnsionskasse  für  das  Königreidh 
Sachsen  mit  nur  0,91  %  der  Einnahmen 
aus  Beiträgen.  Mit  dem  Hinweis  auf  die 
Leist  tm  gen  der  Versicherungsanstalten 
BerUn,  Baden,  des  Grossherzogtums 
Hessen,  Württemberg,  Oberbayern  für 
das  Heilverfahren  haben  die  Vertreter 
der  Arbeiter  in  den  Vorständen  und  Aus- 
schüssen der  rückständigen  Landesver- 
sicherungsanstalten auf  eine  Erweiterung 
der  Heilbehandlung  dieser  Anstalten  tu 
drängen. 

X  X 
Kurse  ChiOBik  AM  18.  und  19.  September 
tagte  in  Würzburg  der 
Verband  deutscher  G  c 
Werbegerichte.  Durch  Angliede- 
rung  der  Vertreter  der  Kaufmanns- 
gerichte an  diesen  Verband  erwies 
sich  die  Umtaufung  des  selben  in 
den  Verband  deutscher  Gczucrbe- 
und  Kaufmannsgerichte  als  eine  Not- 
wendigkeit. Hr.  Dr.  Baum  unterzog  die 
literarischen  Neuerscheinungen  auf  dem 
Gebiete  des  Arbeitsvertrages  einer  ein- 
gdienden  Besprechung.  Über  die  bei 
den  Kaufmannsgerichten  gesammelten 
Erfahrungen  verbreitete  sich  der  Ver- 
bandstag  in  längerer  Debatte.  Körsten- 
Berlin  befehdete  sdir  lebhaft  die  Zu- 
lassung (Kr  Rechtsanwälte  zu  den  Ge- 
wcrbegerichlen.  Seinen  Ansichten  trat 
Stadtrat  Dr.  Flesch  entgegen.  Den  Höhe- 
ptnikt  der  \'erhandlungen  bildete  das  Re- 
ferat Dr.  H.  Sinzheimers- Frankfurt  a.  M. 
über  die  Tarifvertrage.  X  Am  27.  Sep- 
tember forderte  Professor  Schmoller  in 
seinem  Referate  über  das  Verhältnis  der 
Kartelle  zum  Staat  die  Anordnung 
von  staatlichen  Vertretern  in  die  Auf- 
sichtsräte der  Aktiengesellschaften  mit 
75  und  mehr  Millionen  als  Bewäte  md 
die  Alitrdung  der  Hälfte  des  10  %  über- 
<:*eigenden  Gewinnes  dieser  Aktiengesell- 
schaften an  Reich  and  Staat.  Genosse 
Bernhard  erwartete  von  dem  Staate  bei 
der  Entwickelung  der  Kartelle  und  Trusts 
zimächst  nur  die  Porträomang  aller  der 
Hindernisse,  die  sich  den  Massen  als 
Produzenten  und  Konsumenten  in  den 
Weg  werfen. 

X  X 
Uteratur  DIE  Vorteile  aus  der  In- 
vaüdenversiehenmg  (Un- 
fall- und  Krankenkasse) 
für  den  Versicherten  sind  in  der  Samm- 
lung    SoMiaUr    PartsekrUt  /Leqizig, 
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Dietrich/  von  Theodor  Wilke  sehr 
anschaulich  dargetan.  X  Der  Stand  der 

deutschen  Bergf>esctzgebunff  betitelt  sich 
der  Vortrag  des  Vorsitzenden  H.  S  a  c  h  s  e 
auf  der  x6.  Generahrersammlung  des 
Bergnrbeitervcrbandes  vom  Juni  dieses 
Jahres  /Bochum,  Hansmann/.  Die  Un- 
tersuchungen der  26gliedrigen  I&>iiiiiiis- 
sion  des  Abgeordnetenhauses  werden  mit 
gebührender  Schärfe  kritisiert,  jener 
Kommission,  die  seihst  ein  Gnf  Oppers- 
dorf mit  folgenden  Worten  verhöhnte: 
>Ich  meine,  eine  gut  vorhcreitetc  Vor- 
stellung in  der  Uroma  in  Berlin  mit 
Projektionsbildem  aus  dem  Ruhrrevier 
hatte  ebenso  gute  Dienste  geleistet,  wie 
diese  parlamentarische  UntersuchtUig.« 
X  In  seiner  Schrift  Nationale  Wohnungs- 
fürsorge /Berlin,  Verlag  Bodenreform/ 
tritt  Herr  J.  I .  a  t  s  c  h  a  -Frankfurt  a.  M. 
lebhaft  für  folgende  Forderungen  ein : 
>Organischc  Verbindung  von  Wolin-  und 
Arbeitsstätten  mit  Hilfe  und  unter  Mit- 
Wirkung  des  Staates  und  SchafTung  neuer 
Ansiedelungen  an  den  Fluss-  uml  Kanal- 
ttfem  entlang  durch  die  Industriewohn- 
Strasse.<  Er  verlangt  zu  diesem  Zwecke, 
dass  das  an  die  neu  zu  erbauenden  Ka- 
näle angrenzende  Land  dem  bedingten 
Enteignungsrecht  unterworfen  werde,  und 
dass  ferner  durch  staatliche  Organe  das 
auf  diese  Weise  dem  Verkehr  erschlossene 
Land,  je  nach  Bedarf  erworben,  baureif 
gemacht,  an  selbstbauende  Interessenten 
zu  angemessenem  Preis  abgegeben  und 
die  Bildung  netter  Gemeinden  ermöglicht 
werde. 

IN  dem  Bericht  der  Gremialkrankenkassc 
der  Wiener  Kaufmannschaft  für  das  Jahr 
1904  ist  der  Vortrag  Dr.  Arnold  Czechs 
Die  Tuberkulose,  ihr  Wesen  nnd  ihr* 
Verhütung  lesenswert.      paul  kampfmcvc» 

Soalate  KommunnlpoiWk 

VoIkSfailBl  IM  Monat  September  hat 
eine  grosse  Anzahl  von 
Kongressen  der  versdiie* 

densten  Parteien  und  Vereine  stattgefun- 
den, deren  Verhandlungen  wir  hier,  so- 
weit sie  in  das  Gebiet  unseres  Berichtes 

fallen,  in  Kür/c  besprechen  wollen.  In 
erster  Linie  wäre  der  Parteitag  der  deut- 
schen Volkspartei  in  Frankfurt  a.  Bl 
vom  23.  September  zu  erwähnen,  der  Sich 
mit  der  Formulierung  eines  Gemdnde- 
programmes  beschäftigte.  Wir  haben  den 
Entwurf,  der  der  Versammlung  der 
Volkspartei  vorlag,  bereits  in  diesem  Bande 
der  SosiaUstUehen  Monatshefte,  pa«.  811 


ff.,  besprochen.  Dieser  Entwurf  wurde  in 
Verbindung  mit  einem  anderen,  den  der 

Stuttgarter  folk-s-rLtt  ii:  durch  C  Haii->- 
mann  hatte  ausarbeiten  lassen,  einer 
Kommission  überwiesen.  Diese  arbeitete 
im  wesentlichen  auf  der  Basis  der 
neuen  Vorlage  einen  anderen  Entwurf 
aus,  der  als  das  ctdcfinftige  Kommunal- 
programm betrachtet  werden  kann.  Wir 
werden  später  Gelegenheit  nehmen,  dar- 
auf ausführlicher  zurückzukommen.  Heute 
begnügen  wir  uns  mit  der  Bemerkung, 
dass  die  neue  Formulierung  gegenüber 
der  alten  durchaus  keinen  Fortschritt 
darstellt.  Das  Programm  ist  viel  weit- 
schweifiger und  verschwommener  ge- 
worden, die  knappe  und  entschiedene 
Fassung  des  alten  Entwurfes  ist  durch 
diplomatische  Verklausulierungcn,  wie  sie 
zum  eisernen  Bestand  der  Politik  des 
Herrn  C.  Haussmann  gehören,  ganz  be- 
deutend abgeschwächt  worden.  Es  sei 
ohne  weiteres  zugegeben,  dass  der  Hauss- 
mannsche  Entwurf  sich  viel  besser  mit 
der  kommunalen  Praxis  der  volkspartei- 
lichen Vertreter  ileckt.  .tls  flic  von  Dr. 
Rössler  in  seinem  ersten  Referat  auf- 
gestellten Forderungen  und  der  von  uns 
lusprochene  Entwurf.  Ob  das  aber  vom 
Standpunkte  fortschrittlicher  Kommunal- 
politik ein  Vorzug  ist,  muss  als  höchst 
zweifelhaft  erscheinen. 

X  X 
Konffssse  VOM  6.  bis  zum  9.  Sep- 
tember hielt  der  Verein 
deutscher  Strassenbahn- 
und  Kleinbahnverwaltungen  d>enfalls  in 
Frankfurt  seine  10.  Jahresversammlung 
ab.  Von  den  Gegenständen  seiner  Tages- 
ordnung interessiert  uns  hier  das  Referat 
des  Generalsekretärs  Vellguth  -  Berlin 
über  Vergünstigungen  auf  Strassenbahnen 
und  Ermittelung  der  Selbstkosten.  Vell- 
guth führte  aus,  dass  bei  den  Vergünsti- 
gungstarifen die  Ermittelung  der  Selbst- 
kosten sehr  unsicher  sei.  Er  behauptete, 
dass  die  Ausgabe  für  den  Fahrgast^  die 
noch  keinerlei  Art  von  Verrinsuog  ent- 
hielte, bei  den  Zeitkarten  für  jedermann, 
beim  Arbeiter-  und  Schülertarif  stets 
wesentlich  höher  sei,  als  die  Einnahme, 
während  bei  den  Knipskarten  und  ähn- 
hchen  Fahrtausweisen  die  Sache  günsti- 
ger liege.  Hier  wurden  in  vielen  Fällen 
die  mittleren  Selbstkosten  durch  die  Ein- 
nahme erreicht,  und  es  bliebe  sogar  noch 
etwas  für  die  Verzinsung  •  übrig.  Die 
heutigen  Zeitkarten,  Arbeiter-  und  Schü- 
lertarife deckten  durcliweg  nur  Vi  bis  % 
der  reinen  Selbstkosten  und  seien  somit 
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unzulänglich.  Infolgedessen  wäre  es  auch 
unmöglich,  das  finanzielle  Ergebnis  durch 
Tarifvergünstigimgcn  zu  verbessern.  Die 
zu  niedrige  Tarifierung  in  Verbindung 
mit  der  ständigen  Platzausnützung  ver- 
hinderten den  Erfolg.  Eine  solche  Tarif- 
politik müsse  daher  für  die  Bahnbe- 
sitzer schädlich  sein.  Vellguth  gibt  zwar 
zu,  dass  die  Konunnnen  eine  soidie  un- 
eigennützige Tarifpolitik  treiben  köiiii 
ten,  um  der  Geschäftswelt  ein  billiges 
Verkehrsmittel  zur  Verfügung  zu  stel- 
len und  um  die  Strasscnbahn  als  ein 
Mittel  für  die  Dezentralisation  der  Wohn- 
bevöllwrang  zu  benutzen.  Da  er  aber 
der  Ansicht  ist,  dass  die  Grundlagen  der 
Tarifbildung  für  kommunale,  wie  für 
private  Strassenbahnen  die  gleichen  seien, 
so  musR  er  auch  zu  dem  Resultate  kom- 
men, dass  eine  Strassenbalui,  die  die  Ver- 
zinsung des  Anlagekapitals  aufbringen 
soll,  den  dazu  erforderlichen  Betrag  auf 
die  Selbstkosten  a»ifschlagen  und  ihn  im 
Tarif  zum  Ausdruck  bringen  nniss.  Die- 
ses Resultat  des  Vellguthschen  Referates 
ist  eine  Folge  davon,  dass  er  in  fehler- 
hafter Weise  kommunale  und  private 
Strassenbahnen  als  durchaus  gleichartig 
betrachtet.  Der  fundamentale  Unter- 
schied zwischen  den  beiden  besteht  aber 
darin,  dass  das  private  Strassenbahn- 
untemehmen  als  privates  Unternehmen 
nur  (Inrdi  die  Rücksicht  auf  den  zu  er- 
zielenden Profit  geleitet  wird,  während 
die  teommunale  Strassenbahn  nicht  als 
pn>fiter\verben(les  Institut,  sondern  als 
eine  Einrichtung  zu  behandeln  ist,  die  die 
sozialpoKtisehen  und  hygienischen  Rfick- 
sichten  der  städtischen  Bevölkerung,  der 
sie  dient,  in  den  Vordergrund  zu  stellen 
hat.  Daraus  folgt,  dass  die  Grundsatze 
der  Tarifierung  für  die  beiden  Arten  von 
Strasscnbahnuntcrnchmungcn  nicht  die 
gleichen  sein  können.  Im  Interesse  einer 
gesunden  Wohnungspolitik  zum  Beispiel 
müssen  die  städtischen  Strassenbahnen 
bei  den  Arbeiter-  und  Schülerfahrkarten 
unter  den  Selbstkosten  bleiben  und  das 
Defizit,  soweit  ein  solches  überhaupt 
durch  diese  Benutzerklasscn  entsteht, 
durch  die  stärkere  Belastung  der  wohl- 
habenderen Benutzerklassen  decken. 
AUF  der  30.  Hauptversammlung  des 
Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
wurde  die  Frage  der  Schwimmbäder  und 
Brausebäder,  sowie  die  der  Müllbeseiti- 
gung und  Müllverwertung  behandelt  Der 
Referent  für  das  erste  Thema  wies  den 
Brausebädern  die  Aufgabe  der  Reinigung 
ZU,  während  durch  die  Schwimmbäder 


die  Entwickelung,  Fcstigimg  und  Kräfti- 
gung des  Körpers  erreicht  werden  solle. 
Insbesondere  für  die  Frauenwelt,  die 

nicht,  wie  die  Männer,  ihre  Kräfte  durch 
die  Übungen  des  Sportes  und  des  Tur- 
nens stählen  könnte,  sei  das  Hallenbad 

der  beste  Tummelplatz  körperlicher  Übun- 
gen geworden.  Über  den  Bau  von 
Schwimmhallen    handelte  Stadtbatirat 

Scliul7e,  der  allen  Kominunea  von  mehr 
als  10000  Einwohnern  den  Ban  von  Hal- 
lensdiwimmbädem  empfahl.  In  der  Dis- 
kussion wurde  von  dem  Vorsitzenden  des 
Vereins  für  Volksbäder,  Professor  Dr. 
Lassar,  in  sehr  riditiger  Weise  die  Er- 
richtung vieler  kleinerer  einfacher  Bader 
empfohlen.  Will  man  die  Bevölkerung 
zum  Baden  heranziehen,  so  ist  es  in  der 
Tat  notwendig,  ihr  die  Badegelegenheit 
möglichst  nahe  zu  bringen,  so  dass  für 
sie  kein  liegenderer  Müheaufwand  erfor- 
derlich ist.  Hallenschuinimbäder  stehen 
auf  einer  höheren  Stufe,  die  l)ercits  über 
das  Gebiet  der  unbedingten  Notwendig- 
keit hinausgeht.  In  der  Resolution,  die 
mit  grosser  Mehrheit  schliesslich  ange- 
nonmien  wurde,  kommt  diese  verschie- 
dene Wertschätzung  der  beiden  Bäder- 
arten ebenfalls  zum  Ausdruck.  Die 
Schaffung  von  Volksbrauscbädcrn  wird 
als  eine  Mindestforderung  bezeichnet,  die 
im  hygienischen  Interesse  an  alle  deut- 
schen Städte  gestellt  werden  müsse.  Da- 
neben empfiehlt  der  Verein  dringend, 
auf  die  Schaffung  von  SchwinnnhaUen- 
bädern  hinzuwirken.  Die  gegen  sie  er- 
hobenen hygienischen  Bedenken  seien  bei 
einigennassen  vorsidittgem  Betriebe  nidit 
von  Bedeutung.  fMier  Müllbeseitigiing 
und  Müllverwertung  referierte  Dr.  Thie- 
sing-Berlin.  In  seinen  Leitsätzen  stdHe 
er  die  Forderung  auf,  dass  bei  der  Be- 
seitigunjg  des  Hausmülls  in  erster  Linie 
die  sanitären,  in  zweiter  auch  die  ästhe- 
tischen tmd  wirtschaftlichen  Momente  be- 
rücksichtigt werden  müssen.  Nur  die- 
jenigen Verfahren  dürften  Anwendung 
finden,  die  diesen  .Xnforderungen  im  vol- 
len Umfange  entsprächen.  In  Betracht 
kämen:  i.  die  Aufbringung  des  Mülls 
auf  ödländercien.  welche  der  Bebauung 
voraussichtlich  noch  längere  Zeit  entzo- 
gen bleiben  —  die  Vorbedingung  dabei 
ist.  dass  das  Müll  gleich  untergepflügt 
oder  so  gelagert  wird,  dass  die  Aufstape- 
lung keine  Missstände  herbeiführt;  2.  die 
Sortierung  des  Mülls  zwecks  Verwertung 
seiner  einzelnen  Bestandteile;  3.  die  Ver- 
brennung des  Mülls  —  die  Durchführ- 
barkeit dieses  Verfahrens  hängt  davon  ab. 
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ob  das  Müll  ohne  erhebliche  Zusätze 
brennt,  und  ob  datwmder  Absatz  der  Ver- 
brennungsprodukte gewährUi-^trt  ist.  Kinc 
universelle  Bedeutung  komme  keinem 
dieser  Verfahren  zu.  Vielmehr  müsse 
von  Fall  zu  Fall  entNchieden  werden,  wel- 
ches von  ihnen  unter  den  vorliegenden 
Verbältnusen  den  Vorzug  verdiene,  und 
ob  nicht  etwa  ein';  der  einfacheren  Ver- 
fahren, wie  Aufstapeln  des  Mülls  oder 
Versenken  des  selben  ins  Meer,  in  Be- 
tracht komme.  Die  Leitsätze  fanden  in 
der  Diskussion  lebhaften  Widerspruch. 
Insbesondere  wurde  beanstandet,  dass  der 
Verfasser  der  Müllverbrcnnung  gegen- 
über den  anderen  Verfahren  nur  eine 
solche  nebensächliche  Rolle  zuwies.  Ge- 
wiss wird  die  Aufstapelung  des  Mülls 
auf  OdHndbreien  praJctlsch  und  billig 
sein,  vorausgesetzt,  dass  solche  vorhan- 
den sind  und  dass,  worauf  es  namentlich 
bd  den  Grossstädten  ankommt,  die 
Transportkosten  nicht  zu  grosse  werden. 
Wo  beides  der  Fall,  ist  die  wirtschaftlich 
rationellste  Beseitigung  des  Mülls  sicher 
die  auf  dem  Wege  der  Verbrennung,  die 
zugleich  den  Vorteil  hat,  die  hygie- 
nischste zu  sein.  Zu  besprechen  wäre 
hier  noch  ein  weiteres  Referat,  Verwal- 
tung uud  Hygiene,  das  die  einzelnen  Auf- 
gaben der  weiteren  Kommunal  verbände 
und  cler  Gemeindeverwaltungen  in  Bezug 
auf  die  Hygiene  in  erschöpfender  Weise 
behandelte.  Leider  fehlte  dem  Referat 
die  l^ntersuchunR  «Ic^  allpenu-iiifn  Ver- 
hältnisses, in  dl  m  Hygiene  und  Selbst- 
verwaltung zu  einander  stehen,  eine  Auf- 
gabe, die  entschieden  wichtiger  gewesen 
wäre,  als  die  einfache  Darstellung  der 
tatsächlichen  Verhältnisse. 
X  X 
«■HB' ^'IT  Bekämpfung  der 
iienKMC  Säuglingssterblichkeit  be- 

schäftigte sich  der  Deut- 
sche Verein  für  Armenpflege  und  Wohl- 
tätigkeit. Der  Referent  ging  vnn  der 
et  .«-chreckend  hohen  Säugltngssterblich- 
Icett  in  Deutschland  aus.  Der  Schwer- 
jinnkt  der  Frage  liegt  nach  ihm  in  der 
Ernährung  der  Säuglinge,  an  denen  vor 
allem  dadurch  gesündigt  werde,  dass  die 
künstliche  Frn.nhrung  an  die  Stelle  der 
natürlichen  E^ährung  durch  die  Mutter- 
brust getreten  sei.  Dve  weiblichen  Teile 
der  Bevölkerung,  die  zum  Erwerb  auvt;c'r- 
halb  des  Hauses  gezwungen  wären,  muss- 
ten  daher  in  die  Lage  versetzt  werden, 
während  einer  gewissen  Zeit  dem  Kinde 
die  Brust  geben  zu  können.  Wochnc- 
rinnenheiiiie,  Säuglingsa^le,  Krippen  etc. 


sind  in  der  genannten  Richtiuig  ta- 
tig.   Sie  wurden  der  Reihe  nach  von 

dem  Referenten  besprochen.  Der  zweite 
Referent  wies  darauf  hin,  dass  die  end- 
gültige Lösung  des  Problems  nur  auf 
dem  Wege  des  wirtschaftlichen  Fort- 
schrittes erfolgen  könne.  Der  grösstc 
Teil  der  Frauen  entzieiie  sich  der 
Pflicht  zum  Stillen  übrigens  nur  ans  nich- 
tigen Gründen.  Diese  .Xuff.issung  wurde 
in  der  Diskussion  von  einem  Chemnitzer 
Stadtbezirksarzt  bestätigt.  Er  fand,  dass 
soziale  Verhältnisse  bei  der  Frage  des 
Stillens  kaum  in  Betracht  kämen.  Nur 
4  %  der  Mütter,  bei  einer  Gesamtzahl  von 
4000,  seien  Arbeiterinnen  gewesen,  die 
durch  ihre  Beschäftigung  am  Stillen  ge- 
hindert waren.  Bei  13  %  hätte  es  der 
Gemahl  nicht  gelitten,  damit  der  Schön- 
heit der  Frau  kein  Abtrag  geschehe.  Es 
mag  zugegeben  werden,  dass  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  die  Sitte,  Bequemlichleeits- 

und  andere  Gründe  für  die  .'Xnwendung 
der  kunstlichen  Ernähriuig  bestimmend 
sind.  In  einem  Rest,  der  prozentudl 
vielleicht  nicht  sehr  hoch  erscheint,  ab- 
solut aber  doch  eine  ganz  beträchdicbe 
Zahl  von  Fällen  umfasst,  kann  die  Ver- 
hinderung durch  Fabrik-  und  sonstige 
.\rbeit  nicht  bestritten  werden.  Mit  der 
Erziehung  der  Mütter  und  der  Gewäh- 
rung von  Zeit  fiir  die  Zwecke  des  Stillens 
ist  die  Sache  in  keiner  Weise  erledigt. 
Es  nittSS  die  Fürsorge  ftir  die  Beschaf- 
fung guter  und  billiger  Milch  nicht  nur 
ergänzend  hinzutreten.  .Sic  ist  auch  des- 
halb von  der  grössten  Bedeutung,  weil 
alle  die  Kinder,  die  über  die  Zeit  des 
Stillens  hinaus  sind,  auf  die  Kuhmilch 
direkt  angewiesen  sind.  Hier  müssen  die 
Kommunen  eingreifen. 
X  X 
FteUehvaiMr-    DIE  Bewegung  gegen  die 

Fleischverteuerung  hat 
auch  im  verflossenen  Mo- 
nat ungeschwächt  angedauert.  Die  gr(>-.ve 
Mehrheit  der  städtischen  Verwaltungen 
hat  sich  für  die  Eröffnung  der  Grenzen 

für  die  \'ieheiii fuhr  an^gesprodien  und 
beschlossen,  bei  der  Regierung  in  diesem 
Sinne  vorstellig  zu  werden.  Damit  ist 
aber  auch  die  Tfitigkcit  der  Mehrzahl 
von  ihnen  crschopfL  Nur  in  einer  ge- 
ringen Anzahl  hat  man  einen  Seefisch- 
markt eingerichtet,  auf  »lern  der  Verkauf 
von  Seefischen  in  eigener  Regie  erfolgt, 
oder  ist  man  mit  Fischgrosshandlungcn 
zwecks  F.inrichtung  von  Fischhallen  auf 
eigene  Kosten  in  Verbindung  getreten.  Die 
Städte  Solingen,  Dortmund,  Geislingen. 
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Aschaffenburg  sind  auf  dem  ersteren 
Wege  vorgegangen;  Hanau,  Bannen,  Hof 
haben  (itri  Ictzforen  ringoschlagen.  In 
Strassburg  wurde  die  Stadlvcrwaltung 
gemäss  dem  Antrage  der  sozialistischen 
Fraktion  beauftragt,  die  Errichtung  einer 
Gcmeindeschlächtcrei  zu  untersuchen  und 
das  erforderliche  Material  zusanunenzu- 
tragen.  In  Berlin  wurde  eine  Kommis- 
sion eingesetzt,  die  sich  ganz  allgemein 
mit  der  Bekämpfung  der  Fleischteue- 
rung befassen  soll.  Das  ist  aber  auch 
alles,  was  von  organisatorischen  Ver- 
suchen und  Ansätzen  zn  solchen  in 
Deutschland  zu  berichten  ist  Energischer 
gehen  die  österreichischen  Städte  vor. 
Troppan,  Lemlierg,  Krems  sind  der 
Frage  der  städtischen  Fleischverkaufs- 
stände näher  getreten.  In  der  letzteren 
Stadt  beabsichtigt  man,  sich  mit  der 
Wiener  Grossschlächterei  in  Verbindung 
zu  setzen  und  von  ihr  das  Fleisch  zu 
beziehen. 

DIE  Viehtcucrung  hat  das  Flcischcrgc- 
werbe  schwer  geschadigt.  Ganz  beson- 
ders die  kleineren  Fleischer  sind  zu  He- 
triebscinstellungcn  gezwungen  worden. 
Die  Allgetneme  Fleischer  zcitut\g  ver- 
öfTentlidn  eine  vom  deutschen  Fleischer- 
verbande aufgenommene  Statistik  über 
BetrielMSeinstellungen  von  Fleischereien 
in  den  ersten  8  Monaten  dieses  Jahres. 
In  Berlin  gab  es  189  Betriebseinstellun- 
gen, in  Hamburg  55,  München  26,  Leipzig 
25  bis  30,  Breslau  21,  Dresden  20,  Cöln  24, 
Frankfurt  a.  M.  39,  Hannover  14,  Düssel- 
dorf 19,  Stettin  28,  Magdeburg  25,  Char- 
lottenburg  jo,  Stuttgart  12,  Bremen  13, 
Halle  12,  t>ortnrand  6,  Bannen  8,  Mann- 
heim 2.1,  Mainz  17,  Kiel  13  u.  s.  w.  Es 
ist  also  ein  nicht  unbedeutender  Teil  der 
schwächeren  Betriebe  ausgemerzt  worden. 
Da  die  Vichteuerung  noch  immer  an- 
dauert, darf  man  wohl  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  mit  dem  Verschwin- 
den einer  ähnlichen  Zahl  von  Fleischerei- 
betrieben rechnen. 

ES  ist  geradezu  unbegreiflich,  wie  in 

dieser  Zeit  der  Fleischteuenmg  der  .\us- 
schuss  der  preussischen  und  süd- 
deutschen Städte,  der  die  Agitation 
gegen  die  Aufhebung  der  Verbrauchs- 
abgaben durch  den  §  13  des  Zolltarif- 
gesetzes betreibt,  den  Mut  haben  konnte,  in 
Mannheim  zusammenzutreten  und  die 
Wiedcrbescitigung  des  §  13  zu  be- 
rat <!i.  So  viel  begriffen  allerdings 
die  IK  rrcn  Stadtoberhäupter  der  Städte 
mit  Verbrauchssteuern,  dass  die  Be- 
adtiguiig  des  §  13,  die  sie  ursprüng- 


lich gefordert  hatten,  nicht  zu  erreichen 
und  inopportun  sei.  Man  einigte  sich 
schliesslich  dahin,  an  den  Bundesrat  und 
Reichstag  das  Ersuchen  zu  ricliten,  den 
Termin  für  die  Inkraftsetzung  dieses  Pa> 
ragraphen  auf  das  Jahr  1917  zu  ver- 
schieben, in  dem  die  jetzt  abgeschlossenen 
Handelsverträge  ablaufen.  Bis  November 
soll  der  Entwurf  einer  Petition  mit  einer 
umfassenden  begründenden  Denkschrift 
über  die  finanziellen  Wirkungen  der  Auf- 
hebung der  städtischen  Verbrauchs- 
abgaben ausgearbeitet  und  den  inter- 
essierten Gemeinden  zur  Beschlussfas- 
sung zugestellt  werden.  Es  ist  kaum  an- 
zunehmen, dass  der  Bundesrat  den 
Reichstag  mit  einer  solchen  Vorlage  be- 
fassen wird.  Denn  damit  wäre  selbst- 
verständlich die  ganze  Zolltarifgesetz* 
vorläge  wieder  zur  Diskussion  gestellt, 
die  unter  dem  Eindrucke  der  Flcisch- 
verteuerung  ganz  interessant  ausfallen, 
sicher  aber  niclit  nach  dem  Geschmack 
unserer  Regierungen  sein  würde. 

X  X 
Stratsan-  piE  Grosse  Berliner 
Mimen  Strassenbahn,  deren  abso- 

lute Unfähigkeit,  den  Ber- 
liner Verkehr  zu  bewältigen,  nur  durch 
die  rücksichtsloseste  Ausbeutung  ihres 
Monopols  erreicht  wird,  hat  die  Reichs- 
hauptstadt  und  ihre  Verwaltung  mit 
einem  neuen  Verkehrsprojekt  überrascht. 
Sie  will  die  Geleise  im  Zuge  di  r  I.eip- 
ziger  Strasse  vom  Potsdamer  Platz  bis 
zum  DonhofFplatz  vollständig  beseitigen 
und  für  die  Linien,  die  diesen  Strassen- 
zug  benutzen,  eine  Untergrundbahn  her« 
stdlen.  Diese  soll  unter  der  Potsdainer 
Strasse,  dem  Potsdamer  und  Leip- 
ziger Platz  und  der  Leipziger  Strasse 
bis  zur  Charlottenstrasse  viergdeisig 
gifiilirt  werden.  Hier  zweigt  das 
eine  Geleispaar  ab  und  gewinnt  das 
Niveau  der  Strasse  am  Gendamcnmarkt. 
Das  andere  Geleispaar  wird  unter  der 
Leipziger  Strasse,  dem  Spittelmarkt  bis 
zur  Rossstrasse  geführt  Ausserdem 
beabsichtigt  die  Gesellschaft,  ihre  ober- 
irdischen Anlagen  am  Brandenburger 
Tor  und  Opemplatz  in  Untergrund- 
strecken zu  verwandeln  und  durch  eine 
zweigleisige  Untergrundbahn  mit  der 
Strasse  Unter  den  Linden  zu  verbinden. 
Die  Kosten  werden  von  ihr  auf  zirka 
60  Mill.  M.  geschätzt.  Die  Gesellschaft 
knüpfte  an  ihre  Anträge  die  Voraus- 
setzung, dass  ihre  sämtlichen  Unterneh- 
mungen eine  Konzcssion  auf  90  Jahre  er- 
halten. Das  ganze  Projekt,  das  dem  Ma- 
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gi&trat  zurzeit  vorliegt,  ist  nur  eine  vor- 
lätlfige  Skizze,  mit  der  nichts  anzufangen 
ist.  Die  Firma  Siemens  &  Halske  hatte 
das  gleiche  Projekt  schon  früher  be- 
arbeitet. Das  selbe  war  aber  an  dem 
Wi<lerspruch  der  Verkehrspolizei,  des  Ma- 
gistrats und  der  Aufsichtsbehörde  ge- 
scheitert. 

DAS    Projekt   findet   in   der  Berliner 
bürgerlichen  Presse  warme  Befürwor- 
tung.   Dabei  wird  gegen  die  Stadtver- 
waltung der  Vorwurf  erhoben,  dass  sie 
in  der  Pflege  des  Verkehrswesens  bisher 
vollständig  versagt  habe.   Deshalb  müsse 
eben  einer  mit  weitem  Blick  begabten 
Privatgnelfschaft   das  Recht  gegeben 
werden,  die  grossen  umfassenden  Ver- 
kehrspläne  durchzuführen.     Der  Vor- 
warf ist  ntdit  ganz  unbegrfindet  Die 
Berliner  Stadtbehörden  haben  trotz  aller 
Warnungen   der    SoziaJdentokratie  die 
grossen  Ifonopole^  wie  die  Licht-  und 
Kraftversorgung,     das  Verkehrswesen, 
privaten  Gesellschaften  zur  Ausbeutung 
ausgehändigt     Was  speziell  das  Ver- 
kehrswesen angeht,  so  haben  sie  sich  erst 
dann  entschlossen,  den  weiteren  Ausbau 
des   Strassenbahnnetzes    in    die  eigene 
Hand  zu  nehmen,  nachdem   ihnen  die 
Konzessionsverlängerung     der  Grossen 
Berliner  Strassenbahn  in  so  überraschen- 
der Weise  über  den  Hals  gekommen  war. 
Seitdem    ist    die    Stadtverwaltung  mit 
einer  Reihe  von  Projekten,  dem  Bau  von 
Strasse  nbahncn,  der  Untertunnelung  des 
Opernplatzes,    der    Wciterführimg  der 
Untergrundbahn   vom   Potsdamer  Platz 
aus  etc..  beschäftigt,  ohne  dass  sie  jedoch 
über   Projekte  htnausgekommen  wäre. 
Einen  nicht  geringen  Anteil  der  Schuld 
an  dieser  Verzögerung  tragen  die  staat- 
lichen AufsichtsbehSrden,  deren  Feind- 
seligkeit gegenüber  der  Stadtverwaltung 
zu  bekannt  ist    Beabsichtigte  doch  die 
Stadt  seinerzeit  die  Untergrundbahn  vom 
Potsdamer  Platz  nach  dem  Spittelmarkt 
selbst  zu  bauen,  erhielt  dann  aber  die 
Antwort  von  der  Regierung,  dass  diese 
Linie  der  Firma  Siemens  &  Halske  vor- 
behalten   bleiben    müsse.      Gegen  die 
Strassenbahnpläne  der  Stadt  werden  von 
den   Polizeibehörden   immer   neue  Ein- 
wände erhoben.     Die   Grosse  Berliner 
Straswnbahn  dagegen  erhält  alles,  was 
sie  will,  in  promptester  Weise. 
DIE  städtische  Verkehrsdeputation  hat 
nun  in  einer  ausserordentlichen  Sitzung 
einstimmig  beschlossen,  die  neuen  Pro- 
jdcte  der  Strassenbahn  nach  Möglichkeit 
zu  färdem,  sofern  sie  eine  Verbesserung 


darstellen  und  ausfuhrbar  sind.  Dagegen 
Idinte  die  Deputation  die  Erteilung  einer 

neuen  Konzession  auf  90  Jahre  —  darauf 
kommt  es  aber  der  Gesellschaft  in  erster 
Linie  an  —  und  die  Verlängerung  der 
bestehenden  auf  die  gleiche  Zeit  ab.  Vor 
Eintritt  in  die  Verhandlungen  verlangte 
sie  die  Anerkennung  des  Rechtes  der 
Stadt,  das  gesamte  Unternehmen  im  Jahre 
1919  zu  übernehmen.  Mit  diesem  Bc- 
schluss  ist  aber  der  Gesellschaft  natür- 
lich nicht  gedient,  und  sie  hat  es  daher 
abgelehnt,   dieses   Recht  anzuerkennen. 

X  X 

Kur«  Chronik  DIE   Hanauer  Stodt- 
verordneten  bewilligten 

die  zur  Bekämpfung  der 
Säuglingssterblichkeit  beantragten  Mittel. 
Die  Milch  soll  Familien  mit  einem 
J^reseinkommen  von  900  bis  1500  M. 
SU  18  Pf.  pro  1,  solchen  mit  einem 
Einkommen  imter  900  M.  unentgeltlich 
geliefert  werden.  X  Der  Frankfurter 
Magistrat  beantragt  zwecks  Errichtung 
eines  kommunalen  Wohnungsnachweises 
die  Bewilligung  von  1000  M.  für  den  Rest 
des  Jahres.  X  Der  Stadtrat  von  Karls- 
ruhe plant  die  Übername  des  Milch> 
Verkaufs  in  eigene  Regie,  num  undcmann 

Sozialistische  Bewegung 

Parteitag  kl      DER  Jenaer  Parteitag  ist 

nach  dem  nahezu  ein- 
stimmigen Urteil  der  Par- 
teiversammlungen, der  Partei-  und  Ge- 
werkschaftspfcsse  recht  befriedigend  ver- 
laufen. Die  alljährlich  wiederkehrenden 
Gcschäftsangelegenheiten  wurden  dies- 
mal auffallend  rasch  und  ohne  jeden  per- 
sönlichen Zwist  erledigt  Das  neue  Or- 
ganisationsstatut wurde  nach  den  Vor- 
schlägen der  in  Bremen  zu  seiner  Vor- 
beratung eingesetzten  Kommission  mit 
grosser  Mehrheit  angenommen  und  fand 
auch  das  tolerari  possc  der  reinen  Födera- 
listen. In  der  Matfeierfrage  haben  sich 
wenigstens  vorläufig  Parteivorstand  und 
Ötneralkommission  auf  die  Beibelialtung 
der  alten  internationalen  Resolution,  mög- 
lichste Arbeitsruhe  am  i.  Mai.  geeinigt. 
In  der  Resolution  Bebel  zum  Massen« 
streik,  die  gegen  wenige  Stimmen  An- 
nahme fand,  ist  der  Wert  des  Parlamen- 
tarismus, der  täglichen  Aufklärungs- 
arbeit der  politischen,  wie  auch  der  gewerk- 
schaftlichen Organisation  scharf  hervor- 
gehoben, aber  auch  der  politische 
Massenstreik  als  vricfatiges  Kampfmittd 
der  Arbeiterklasse  »gegebenenfalls*  an- 
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erkannt.  Die  Auffassung  des  Referenten, 
die  der  Parteitag  diirdi  die  Aimalmie  der 

Resolution  zu  der  seinigen  machte,  deckt 
sich  voUstindig  mit  der  vom  Genossen 
Bematein  seit  Jahren  und  aach  in  seiner 

kvjfz  vor  dem  Parteitag  erschienenen 
Schrift  Der  politische  Massenstreik 
/Breslan,  Verlag  der  Volkswacki/  ver- 
tretenen. Der  Verlauf  dieser  Debatte 
wird  daher  vom  Genosäen  Fourniere  in 
der  Revue  Soeialiste  als  ein  Sieg  Bern- 
steins hervorgehoben,  der  dadurch  noch 
unterstrichen  werde,  dass  Bebel  der  Re- 
ferent war.  Die  Resolution  selber  ist 
nicht  ohne  Widerspruch  geblieben :  die 
Gewerkschafter  befürchten  von  der  Pro- 
pagierung des  Generalstreikgedankens  — 
die  an  sich  keineswegs  verlangt  oder  be- 
absichtigt wird,  aber  von  manchen  m- 
szeniert  werden  könnte  —  eine  Störung 
der  ruhigen  Organisationsarl>eit,  und  die 
erklarten  Revolutionäre  ä  la  Labriola.  der 
darüber  in  der  Avangmsrdio  socialista  sich 
ausgelassen,  sind  ganz  und  gar  ent- 
täuscht, erklären  daher  die  deutsche  So- 
zialdemokratie der  moralischen  Führung, 
die  sie  bisher  im  internationalen  Sozialis- 
mus gehabt  hätte,  für  verlustig.  Die  De- 
batte über  diesen  Punkt  war  im  allge- 
meinen sachlich,  ohne  persönliche 
Schärfe.  Eme  Rednerin,  die  sich  in 
blutig  revolutionären  Redewendungen  ge- 
fiel, wurde  vom  Referenten  in  seinem 
Schlusswort  mit  Humor  zurückgewiesen. 
Einen  Streit  Kautsky-Mehring-Siröbel 
contra  Eisncr-Gradnauer,  der  vor  dem 
Parteitag  in  der  Presse  entstanden  war, 
versuchte  man  durch  die  vermittelnde 
Tätigkeit  einer  Schlichtungskommission 
beizulegen. 

DAS  von  der  Buchhandlung  Vorwärts 
herausgegebene  Protokoll  des  Partei- 
tages gibt  auf  380  Seiten  ein  getreues 
Abbild  der  Verhandlungen  und  ist  für 
70  Pf.  erhältlich. 

><  .  ^ 

Landtagtwak»    BEI    den  Abgeordncten- 

'^^  wählen  in  Sachsen  am 

2.  Oktober  ist  es  der  Ar- 
beiterklasse gelungen,  einen  Mandatser- 
folg zu  erringen.  Im  37.  ländlichen 
Wahlkreis  wurde  unser  Parteigenosse, 
ReichtaK^•■d>gcordneter  Goldstein  mit 
52  Stinitnen  gegen  44  konservative  zum 
Landtagsabgeordneten  gewählt.  Im  Jahre 
1901  nuisste  bekanntlich  der  letzte  So- 
zialdemokrat aus  dem  sachsichen  Par- 
lament weichen,  jetzt  zieht  der  erste  wie- 
der ein.  In  das  schamlose  Wahlunrccht, 
das  dem  sächsischen  Volk  aufgezwungen 


wurde,  ist  Bresche  gelegt,  und  die  Ab- 
sicht der  Reaktion,  die  Sozialdemolcratie 

aus  der  gesetzgebenden  Körperschaft 
fernzuhalten,  ist  durchkreuzt  Allerdings 
bedeutet  dieser  Si^  nur  einen  Ausnalmie- 
erfolg,  dem  kaum  noch  viele  an- 
dere folgen  werden.  Diese  Ausnahme- 
moglidikeit  eines  einzigen  Mandats- 
erfolges ist  aber  nun  erst  recht  geeignet, 
die  Schändlichkeit  des  herrschenden 
Wahlsystems  zu  brandmarken.  Das  wird 
die  wesentlichste  Aufgabe  dieses  einzi- 
gen Sozialdemokraten  in  der  sächsisclien 
Kammer  sein. 

DIE  Landtagswahlcn  in  Schwarz- 
burg-Rudolsiadt  haben  zu  einem 
glänzenden  Siege  der  Sozialdemokratie 
geführt.  Richer  sassen  im  Landtage 
7  Sozialdemokraten,  bei  der  jetzigen 
Wahl  gewann  unsere  Partei  im  ersten 
Wahlgange  8  Mandate.  Damit  ist  die 
Sozialdemokratie  im  Landtage  des  klei- 
nen Schwarzburg-Rudolstadt  die  aus. 
schlaggebcnde  Partei  geworden.  Diese 
Wahl  kann  als  Quittung  für  die  Chi- 
kanierung  und  Drangsalierung  der  Ar- 
beiterschaft in  den  früheren  Jahren  an- 
gesehen werden.  Der  alte  Bundestags- 
beschluss.  dass  »Arbeitervereine  andurcb 
verlxjten«  sind,  galt  in  Schwarzburg- 
Rudolstadt  noch  bis  vor  4  Jahren,  und  da 
Landratsämter  und  Ministenum  gemein- 
sam die  Auffassung  hatten,  dass  jede  Ar- 
beiterversammlung quasi  einen  Arbeiter- 
verein darstelle,  »da  eine  Versammlung 
nur  durch  die  Vereinigung  vieler  ent- 
steht«, so  vergingen  oft  Jahre,  ehe  unsere 
dortigen  Parteigenossen  wieder  einnud 
eine  Versammlung  erlaubt  bekamen. 
DAS  Ergebnis  der  oldenburgi- 
schen Landtagswahlen  ist  für  unsere 
Partei  ebenfalls  im  höchsten  Grade  er- 
freulich. Die  sozialdemokratischen 
Stimmen  sind  in  den  6  Wahlkreisen  von 
2167  auf  4894  gestiegen;  was  die  Zahl 
der  Mandate  betriflFt  so  wird  unsere 
Partei  freilich  wiede  r  nur  mit  4  Abgeord- 
neten in  das  Parlament  einziehen  (vergl. 
den  Artikel  von  Paul  Hug  Die  Landtags^ 
7vahlen  in  Oldenburg,  pag.  948  ff.). 

^kralch  DER//alto«Mlni(  veröffent- 
lichte einen  vorläufigen  Be- 
richt über  seine  bisherige 
Tätigkeit  seit  der  Einigung.  Danach  be- 
stehen jetzt  in  Frankreich  insgesamt  66 
sozialistische  Föderationen,  von  denen  57 
der  vereinigten  Partei  angehören.  Mit 
einigen  Ftidcrationen  steht  der  Aus- 
schuss  zurzeit  in  Unterhandlung,  und  es 
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steht  zu  erwarten,  dass  deren  Anschltiss 
demnächst  vollzogen  sein  wird,  während 
in  fünf  weiteren  Föderationen  noch  einige 
Schwierigkeiten  ru  beseitigen  sind.  Durch 
die  Einigung  d«r  Partei  ist  die  Organisa- 
tion eine  festere  geworden,  und  die  Zahl 
ihrer  Mitglieder  ist  gewachsen:  in  dem 
Bericht  wird  mitgeteilt,  dass  seit  der  Ver- 
schmelzung 10 000  neue  Mitgliedtharten 
ausgegeben  und  75  000  Beitragsmarken 
eingenommen  worden  sind.  Auch  die 
Auflage  des  Zentralorgans  sei  im  Stei- 
gen begriffen.  Die  Propaganda  in  den 
Provinzen  wurde  systematisch  durch  Re- 
ferenten seitens  des  Ausschusses  betrie- 
ben; 24  Redner  hielten  insgesamt  109 
Versammlungen  ab. 

EINE  Anzahl  Wahlen,  die  Ende  Sep- 
tember vorgenommen  wurden«  sind  im 
höchsten  Grade  günstig  für  die  soria- 
Itstische  Partei  ausgegangen.  In  Toulouse 
waren  3  Gemeinderäte  zu  wählen,  alle 
3  Sitze  waren  bisher  von  Radikalen  be- 
setzt, jetzt  siegten  die  Kandidaten  unserer 
Partei  mit  11  774  Stimmen  über  die  Geg- 
ner, die  es  ntir  auf  8500  'Stimmen  bradi- 
ten.  In  Nevers,  einem  rein  ländlichen 
Bezirk,  in  welchem  die  Holzfäller  den 
Ausschlag  geben,  und  wo  noch  nie  dn 
sozialistischer  Kandidat  aufgestellt  ge- 
wesen war,  kam  Genosse  Roblin  nüt  4271 
Sthnmen  an  die  Spitze  der  Liste;  der  Ra- 
dikale erhielt  3808,  der  Reaktionäre  2190 
Stimmen.  In  Rosieres  im  Tarngebiete 
siegte  die  ganze  sozialistische  Liste  bei 
den  Kantonsrats  wählen,  und  in  Toulon 
endlich  wurde  ebenfalls  ein  Genosse  in  den 
Kantonsrat  gebradit  Es  sind  das  günstige 
Anzeigen  für  die  kommenden  aUgemeinen 
Wahlen. 

X  X 
MatitShm  VOR  einiger  Zeit  wurde  in 
MeÜxmme  eine  Dele- 
giertenkonferenz der  austra- 
lischen Arbeiter  abgehalten.  Die  Ver- 
handlungen sind  insofern  von  hoher  Be- 
deutung für  die  Beurteilung  der  Port- 
entwickelung des  australischen  Sozialis- 
mus, als  es  sich  dort  um  die  Fassung 
und  Annahme  einer  Prinzipienerklärung 
handelte.  Es  waren  insgesamt  36  Dele- 
gierte erschienen ;  nicht  vertreten  war 
Neuseeland.  Als  Gast  anwesend  war 
auch  Genosse  Tom  Mann,  der  englische 
Agitator.  Es  war  eine  Reihe  von  Er- 
klärungen eingebracht,  über  die  eine  aus- 
giebige Debatte  entstand.  Die  von  Neu- 
sudwales und  Tasmania  gesteilte  ver- 
langt lAusbildung  einer  australischen  Ge- 
sittung aal  der  j£uus  der  Erhaltimg  einer 


reinen  Rasse,  die  Rniwickelung  eines  auf 
.'\ufklarung  und  Selbstvertrauen  beruhen- 
den Gemeinwesens,  Sicherung  des  vol- 
len Arbeitsvertrages  für  alle  Produzen- 
ten durch  Gemeineigentum  aller  Mono- 
pole und  durch  Erweiterung  und  Ausbau 
<ler  industriellen  und  wirtschaftlichen 
Funktionen  des  Staates  und  der  Kom- 
mune«. Viel  weiter  gingen  die  von  Vic- 
toria und  Queensland  gestellten  Resolu- 
tionen. In  der  ersleren  wird  eine  >gra- 
duelle  Nationalisation  der  Produktions- 
mittel, der  Distribution  und  des  Han- 
dels<  gefordert.  Noch  schärfer  bringt  die 
Queenslandresolution  die  sozialistische 
Forderung  auf  Überführung  sämtlicher 
Produktionsmittel  in  den  Besitz  der  All- 
gemeinheit zum  Ausdruck.  Watson,  der 
ehemalige  Premier,  trat  für  die  Erklä- 
rung von  Neusüdwales  ein.  Diese  ent- 
halte das  vorläufig  Erreichbare  ;  später 
könne  man  das  Ziel  weiter  stecken.  Reid 
und  Senator  Tarley  dagegen  wünschen 
eine  klare,  unzweideutige  Erklärung.  Bei 
den  Monopolen  dürfe  nicht  Halt  gemacht 
werden,  die  Vergesellsefaaftung  aller  Gu- 
ter sei  das  Ziel.  Senator  Pearcs  (Queens- 
land) bekennt  sich  zum  internationalen 
Sozialismus,  aber  um  etwas  zu  erretehen, 
will  er  für  Neusüdwales  stimmen,  .^hn 
lieh  Fowler,  der  es  ausdrücklich  ablehnt, 
StaatssotiaUst  zu  sein;  er  sei  Sozialdemo- 
krat, wolle  aber  ebenfalls  für  Ncusüd- 
wales  stimmen.  Thomas  erklärt,  persön- 
lich für  eine  riet  schärfere  Fassung  zu 
sein,  er  tritt  aber  für  die  von  Neusüdwales 
ein,  als  für  die  zwischen  den  beiden  Ex- 
tremen vermittelnde.  Trotzdem  vereinigte 
schliesslich  die  Resolution  Queensland 
doch  noch  11  Stimmen  auf  sich,  während 
für  die  Resolution  Neusfidwales  33  Stitn- 
mcn  abgegeben  wurden.  Mnn  sieht,  dass 
die  Führer  der  australischen  Arbeiter- 
partei zielklare  demokratische  Sozialisten 
sind.  Trotzdem  oder  gerade  deshalb  ist 
ihnen  das  politisch  Erreichbare  wichtiger, 
als  die  Formulierung  radikaler  Forde- 
rungen. 

X  X 
TMmliata  EINER  der  älteren  Partei- 
genossen Berlins.  Paul 
Hilpert,  ist  im  51.  Le- 
bensjahre in  seiner  Heimat,  .Mtenburg, 
gestorben.  Hilpert  ist  besonders  in  der 
Zeit  des  Berliner  Bierkoykotts  bekannt 
geworden ;  damals  war  er  einer  der  Lei- 
ter der  Brauereigewerkschaft.  Dem  Wil- 
mersdorfer Gemeinderat  gehörte  der  Ver- 
stmbene  von  1901  bis  1904  als  Vertreter 
an.  Ein  unter  dem  Soiialistengesetz  von 
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Berlin  ausgewiesener  alter  Parteigenosse, 
der  Tischler  Richard  Ulbricht.  i<t 
in  Baumschulenweg.  wo  er  in  den  letzten 
Jahren  wohnte,  verstorben.  Als  Ulbricht 
im  Jahre  1883  als  Ausgewiesener  nach 
Elberfeld-Barmcn  kam.  wurde  er  von 
einem  ganzen  Heer  von  Spitzeln  um- 
schwärmt, die  ihn  durch  alle  möglichen 
Mittel  zum  Verrat  an  seinen  Parteigenos- 
sen zu  bewegen  suchten.  Im  Einver- 
ständnis mit  Barmer  Parteigenossen  ging 
Ulbricht  scheinbar  darauf  ein;  es  ge- 
lang dadurch,  mehrere  von  dem  Ge- 
sindel blosszustcllen.  Im  Jahre  1887 
konnte  Ulbricht  auf  Probe  nach  JEkrlin 
zurückkehren,  wurde  aber  bald  wieder 
ausgewiesen  und  kehrte  erst  nach  Fall 
des  Sozialistengesetzes  zurück. 

iL  ^ 

FfiiSt  IX     das     Eigentum  der 

Magdeburger  Parteigenos- 
sen ist  die  Dmckerei  der 

l'^olksstimmc  übertjeführt  worden.  Als 
Sachwalter  fungieren  die  Genossen 
Pfamdmch.  Vater  ttnd  HarbaimL  Audi 
dieses  Partciblatt  hat  sich  von  den  klein- 
sten Anfängen  emporgeschwungen,  und 
jetzt  nimmt  die  Dnidcerei  dn  ganzes 
stattliches  Ilintcrgebrnuk^  ein;  zwei  Setz- 
maschinen, eine  Rotationsmaschine  und 
eine  Reihe  anderer  Masehtncn,  sowie  ein 
Personal  von  45  K/iiifcn  sind  bei  der  tech- 
nischen Herstellung  der  Zeitung  und  an- 
derer Dmcksadien  besdiäftigt  Vom 
I.  Oktnhrr  ab  ist  die  Belgische  Arbciter- 
sltmme  in  einem  neuen  üewande  erschie- 
nen; das  Blatt  der  Arbeiterschaft  des 
Kreises  Solingen  \vir<l  jetzt  auf  cint-r  Ko- 
tationsmaschine  hcrgcdtclk  und  erscheint 
taglich  mindestens  Ssdtig;  auch  inhalt* 
lieh  ist  fiir  Verbc^serunR  Sorge  getra- 
gen. Unser  Parteiorgan  in  Augsburg, 
die  SekwShiscke  Volksseitung,  das  seit 
190,^  f.!t;1ich  erscheint,  wird  seit  dem  l. 
Oktober  täglich  Sscitig  herausgegeben. 
Es  sind  eine  neue  zweite  Schnellpresse 
and  zwei  Setzmaschinen  in  Betrieh  pe- 
setzt  worden.  Zu  gleicher  Zeit  ist  auch 
der  Achtstundentag  fnr  das  Personal  zur 
Kinführung  gelangt.  Das  Volksblatt  für 
Anhalt  erscheint  jetzt  in  erheblich  grösse- 
rem Format  und  täglich  mindestens  6sei- 
tis.  Es  wird  bekanntlich  in  der  genossen- 
schaftlichen ArbciU  rdruckerei  hergestellt. 
VON  der  Ostschxveizcrischen  Arbeiter- 
zeitung in  .Sankt  Gallen  ist  kürzlich  die 
erste  Nummer  zur  Ausgabe  gelangt.  Das 
Blatt  wird  wöchentlich  zweimal  ersehet* 
nen« 

X  X 


Rwwdlffaalll  DER  Fuhrer  der  österrei- 
chischen Sozialdemokratie, 
Dr.  Victor  Adler,  ist 
am  18.  Oktober  im  Wahlkreise  Reichen- 
berg mit  überwältigender  Mehrheit  in 
den  Reichsrat  gewählt  worden.  X  In 
Wien  hat  Ende  September  eine  Reichs- 
konferenz  der  Sozialdemokratie  Öster- 
reichs einen  energischen  Kampf  für  das 
allgemeine  Wahlrecht  beschlossen.  X 
Glänzende  Fortschritte  hat  die  Sozial- 
demokratie bei  den  schwedischen 
Reichstagswahlen  gemacht.  Sie  wird 
jetzt  durch  14,  davon  10  neugewählte,  Ab- 
geordnete vertreten  tmd  vereinigt  insge- 
samt Vi  der  überhaupt  abgegebenen  Stirn» 
men  auf  ihre  Kandidaten.  X  Der  Zen- 
tralvorstand der  norwegischen  Ar- 
beiterpartei erklärt  das  Karistader  Ab- 
kommen, betreffend  die  Unionsau flosung, 
für  zu  wenig  umfassend,  verweigert  ihm 
aber  nicht  die  Zustimmung.  X  Selbst  in 
.Argentinien  beschäftigt  man  sich  mit 
dem  Generalstreik;  der  kürzlich  abgehal- 
tene Kongress  des  Aibeiterbandes  er- 
klärte ihn  für  eine  beständige  Waffe  des 
Proletariats.  X  Einer  von  unseren  Alten, 
der  Rechtsanwalt  Frey  tag  in  Leipzig, 
beging  vor  kurzem  seinen  yo.  Gt  burtstag ; 
Freytag  war  der  erste  sozialdemokratische 
Landtagsabgeordnete  io  Sachsen  nnd  Ver- 
teidiger in  dem  berühmten  Leipziger 
Hochverratsprozess.  NuoopocTzacH 

QcwaHeachaftsbeweg  ung 

LohnbewctjLin-  DIE  deutschen  Gcwcrk- 
fm**"  ^«chaftcn   haben   mi  Jahre 

1904  ausserordentlich  viele 
Kämpfe  geführt  und  darin  grosse  Erfolge 
erzieh.  Nach  der  im  K orrcspondcnzblatt 
veröffentlichten  Streikslatistik  der  Gene- 
ralkommission  haben  die  deutsdien  Ge- 
werkschaften im  Vorjahre  insgesamt  1625 
Streiks  und  .Aussperrungen  gefuhrt  und 
zu  führen  gehabt  (im  Jahre  1903  1282 
Kampfe),  beteiligt  waren  daran  135957 
Personen  (121  593).  dav^n  5048  Arbeite- 
rinnen. Verausgabt  wurden  für  die-^e 
Kämpfe  insgesamt  5  55»  3I4  M-  (5080984 
M.).  Erfolgreich  waren  878  = 
55.7  %  Kämpfe   (623  =  49.4 

teilweise  erfolgreich  317  = 
20,1  %  (239  =  19.0  %).  erfolglos 
349  =  22,1  %  (359  =  28,5  %).  Daraus 
geht  hervor,  dass  die  Kämpfe  des  Jahres 
1904  bei  weitem  erfolgreicher  waren,  als 
die  des  Jahres  1903.  trotz  ihrer  grosseren 
Zahl.  Die  Ursache  wird  zum  Teil  in  der 
anhaltend  günstigen  Konjiuikttnr  liegen. 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  •  ÖFFENTUCHES  LBSeN  •  OBWBRKSCHAPTSBEWEOUNO 


987 


zum  anderen  Teil  ahtr  auch  in  der  inne- 
ren Festigung  und  besonders  in  der  finan- 
ziellen Kräldgung  der  Gewerkschaften. 
Sind  doch  von  den  KricRskoslcn  allein 
5290652  M.  von  den  an  den  Kämpfen 
betciUgtcn  Organisationeii  anfgebncht 
worden. 

DIE  grösste  Zahl  der  Arbeitskonflikte 
war  im  Baugewerbe,  644  (504).  mit 
61  J91  (43603)  Beteiligten  und  einer  Aus- 
gabe von  2074872  M.;  dann  fol^  die 
Holzindustrie  mit  419  (247)  Kämpfen  und 
33491  (7587)  Beteiligten,  die  Metallin- 
dustrie mit  231  ( 199)  Kämpfen  und  19  798 
(33799)  Beteiligten,  die  Nahrungs-  und 
Genussmittclindustrie  mit  75  (53)  Kämp- 
fen und  7638  (1333)  Beteiligten,  die  Be- 
kleidungsindustrie mit  60  (71)  Kämpfen 
und  3301  (II  880)  Beteiligten,  und  die 
graphisctien  Gewerbe  mit  35  (52) 
Kämpfen  und  2635  (978)  Beteiligten.  A  h- 
wehrstreiks  waren  627  ( 597 )  zu  füh- 
ren, an  denen  23128  (22067)  Arbeiter 
beteiligt  waren.  Erfolgreich  wurden  337 
=  53*7  %  (310  =  513  %)  durchgeführt, 
teilweise  erfolgreich  83  =  13,1  %  (73  = 
12.2  %).  Aussperrungen  waren 
112  (83)  abzuwehren,  von  denen  31402 
(457^)  Arbeiter  betroffen  waren.  Er- 
folg:reich  abRcwehrt  wurden  32  =  37.2  % 
(33  =  39  %)>  teilweise  erfolgreich  22 
=  35  %  (i3  =  15^  %)•  Durch  die 
Abwehrstreiks  und  Aussperrungen  ent- 
standen den  Gewerkschaften  insgesamt 
Kosten  in  HShe  von  2  429  605  M.,  gleich- 
wohl konnten  sie  noch  eine  Angriffs- 
bewegung durchführen,  wie  sie  so  um- 
fangreich noch  in  keinem  Jahre  geführt 
worden  ist.  Es  wurden  886  (603)  An- 
griffsstreiks geführt,  an  denen  81427 
(5.3763)  Arbeiter  beteiligt  waren.  Die 
Gewerkschaften  verausgabten  zu  diesem 
Zwecke  3  121  709  M.  (2539698  M.).  Von 
den  Angriffsstreiks  waren  erfolgreich  $09 
=  S9.I  %  (281  =  46.6  %).  teilweise  er- 
folgreich 213  =  24,7  %  (154  =  25,5  %). 
SCHON  aus  diesen  wenigen  Zahlen  geht 
unzweideutig  hervor,  wie  unrecht  man 
den  Gewerkschaften  tut,  wenn  man  ihnen 
Kampfesmüdigkeit  zum  Vorwurf  macht: 
die  Gewerkschaften  sind  kampfesfreudi- 
ger,  denn  je,  und  ihr  ganzes  Streben  auf 
Festigung  und  Kr.iftigung  ihrer  Org.ini 
sationcn  entspricht  ja  auch  gleichzeitig 
dem  Wunsche  auf  ErmSglicnnng  noch 
umfangreicherer  Angriffsbewegungen,  als 
sie  bei  den  jetzigen  organisatorischen  und 
finanziellen  Mitteln  möglich  sind. 
DASS  auch  jetzt  schnn  mit  TlÜfe  der 
Gewerkschaften  erhebliche  Verbesserun- 


gen der  wirtschaftlichen  f-age  der  Ar- 
beiterschaft herbeizuführen  sind,  zeigt  fol- 
gende Tabelle  über  die  Ursachen  tind 
Resultate  der  Streiks  im  Jalwe  1904: 
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DIE  gewerkschaftlichen  Erfolge  des  Jah- 
res 1904  beschränken  sich  aber  keines- 
wegs atif  die  in  obiger  Tabelle  wiederge- 
gebenen R(  sultato  (5cr  Angriffs-  und  Ab- 
wehrstreiks, eine  erhebliche  Zahl  von 
Lohnbewegungen  wurde  Qberhaupt  ohne 
Streiks  erfolgreich  durdlfefShrt.  und  die 
ZM  dieser  friedlichen  erfolg- 
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reichen  Lohnbewegungen  ist 
in  den  letzten  Jahren  von  Jahr  m  Jahr 
grösser  geworden.  Doch  gewiss  der  beste 
Beweis  für  die  steigende  Erfolgfälxigkeit 
der  dentfldien  Gewerkschaften. 
UlK  Ccneralkomtnission  hatte  diese  Lohn 
bew||4[ungen  bisher  nicht  in  den  Kreis  ihrer 
statistischen  Berechmmg  gezogen,  erst  im 
Jahre  1904  sind  aiirh  über  diese  Bewegfun- 
gen  Erhebungen  angcätellt  worden;  ein- 
zelne grössere  Gewerkschaften  haben  aber 
seit  Jahren  schon  ül)er  den  Ausgang  die- 
ser Bewegungen  berichtet,  die  in  den  letz- 
ten Jahren  grösseren  Unafang  annahmen, 
t^ber  die  Lohnbewegungen  des  Jahres 
igo4,  welche  ohne  Streiks  erfolgreich 
durchgeführt  wurden,  hat  die  General- 
kommission in  Nr.  38  des  Korrespon- 
denzbiattes  berichtet.  An  solchen  Lohn- 
bewegungen waren  im  genannten  Jahre 
40  Organisationen  an  1310  Orten  in  15  143 
Betrieben  mit  184206  Arbeitern  beteiligt. 
Der  Erfolg  dieser  Bewegungen  war  für 
48534  Arbeiter  eine  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit und  für  123252  eine  Lohner- 
höhung. Für  1188  dieser  Beteiligten 
fehlte  die  Angabe  über  die  Summe  der 
erreichten  Arbeitszeitverkürzung  und  für 
1872  die  Angabe  über  die  Summe  der 
erzielten  Lohnerhöhung.  Es  erreichten 
ausser  anderen  Vergünstigungen  nach- 
weisbar 47346  Arbeiter  liiie  Arbeitszeit- 
verkürzung von  insgesamt  192420  Stun- 
den pro  Wodie  und  121 380  Arbeiter  eine 
l^hncrhöbung  von  zusanuneii  240  118  M. 
pro  Woche.  Ausserdem  wurde  abge- 
wehrt für  2583  Arbeiter  eine  Arbats« 
Zeitverlängerung  von  9777  Stunden  pro 
Woche  und  für  3379  Arbeiter  eine  Lohn- 
kürzung von  zusammen  10670  M.  pro 
Woche.  Die  Ausgab  f  n  der  Gewerk- 
schaften für  diese  Bewegungen  beliefen 
sieh  nur  auf  insgesamt  20392  M.  Den 
grössten  Anteil  an  diesen  Bewegungen 
hatte  wiederum  das  BauRCwerbe,  in  zwei- 
ter Linie  die  Holzberufe. 
DIE  wirtschaftlichen  Erfolge  der  Ge- 
werkschaften im  Jahre  1904  widerlegen 
am  treffendsten  das  Gerede  von  der  wach- 
senden Unfähigkeit  der  Gewerkschaftsbe- 
wegung, die  wirtschaftlichen  Interessen 
der  Arbeiterschaft  wirksam  zu  fördern. 
Sie  legen  aber  auch  überzeugend  dar,  dass 
von  einer  Versumpfung  der  deutschen 
Gewerkschaften  keine  Rede  sein  kann. 
X  X 
ERffland  VOM  4.  bis  zum  9.  Sep- 

tember fand  in  Hanley  der 
38.    Jahreskongress  der 
Trades  Unions  statt.  Viel  Interessantes 


ist  von  diesem  Kon^ess  nicht  zu  berich- 
ten.   Eine  Resolution  zu  gunsten  eines 

gesetzlichen  8stündigcn  Maxiinalarbcits- 
tages  für  alle  Industriearbeiter  wurde 
ziemlich  einstimmig  angenommen,  eine 
Resolution.  welche  eine  \'crbcsscrung 
respektive  eine  Erweiterung  der  Unfall- 
versicherung der  Arbeiter  verlangt,  mit 
701000  gegen  288000  Stimmen;  eine 
Resolution  zu  gunsten  staatlicher  Schieds- 
und Schlichtungskomitees  bei  gewerb- 
lichen Konflikten  mit  765000  gegen 
673000  Stimmen  verworfen  (die  Bergar- 
beiter votierten  dagegen);  die  Freihan- 
delsresolution  gelangte  mit  1253000  ge- 
gen 26000  Stimmen  zur  Annahme.  In  der 
Resolution,  die  sich  mit  der  gesetzlichen 
Lage  der  riowcrkscliaften  beschäftigt, 
wurde  die  gewerkschaftsfeindliche  Hal- 
tung der  Regierung  verurteilt.  Die  An- 
träge auf  Vereinigung  des  parlamentari- 
schen Komitees,  der  Föderation  der  Ge- 
werkschaften und  des  K.  C.  zu  einer 
einheitlichen  Gewerkschaftsleitung  wur- 
den durch  einfaches  Handaufheben  abge- 
lehnt. An  Stelle  Sam  Woods,  des  lang- 
jährigen Sekretärs  des  parlamentarischen 
Komitees,  wurde  Steadmann  auf  diesen 
Posten  berufen.  Die  englischen  Gewerk- 
schaftskongresse haben  viel  von  ihrer 
früheren  Bedeutung  verloren. 
IM  Jahre  1904  wurden  in  England  354 
Streiks  geführt,  an  denen  86888  Ar- 
beiter beteih'gt  waren.  Die  Dauer  der 
Streiks  in  .Arlieitstagen  belief  sich  auf 
1 454  220.  In  keinem  Jahre  seit  1893  war 
die  Zahl  der  Streikmden  und  die  Ge- 
samtdaucr  der  Streiks  in  Arbeitstagen  so 
gering,  wie  in  diesem.  Das  Jahr  1905 
zeigt,  da  auch  die  Lage  des  Arbeitamark- 
tes  sich  gebessert  hat  wieder  eine  we- 
sentliche Zunahme  der  Streikbewegung. 

X  X 
Kurze  Cbroaffc  DER  Schneider  ver- 
band beabsichtigt  die  Her- 
ausgabe einer  Geschichte 
der  deutschen  Schneiderbewegung.  X 
Der  Fachf^t'ttossc.  das  Organ  des  Glas- 
arbeiter Verbandes  bestand  am  l.  Ok 
tobcr  d'  >  Jahres  20  Jahre.  X  Der  Deut- 
sclti-  Maschinist  und  Heiser,  das  Organ 
des  Zentral  Verbandes  der  Maschini- 
sten und  Heizer,  konnte  am  gleichen 
Tage  auf  ein  lojähriges  Bestehen  zurück- 
blicken. Seine  Auflageziffer  hat  sich  in 
diesem  Zeitraum  von  1500  auf  150Q0  er- 
höht. X  Der  Grundstein,  das  Organ  des 
M  a  u  r  e  r  Verbandes,  hat  eine  Auflage  von 
mehr  als  175000  Exemplaren  erreichL  X 
Ende   August   gab  es  490  Gewerk« 
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Schaftskartelle  der  freien  Gewerk- 
schaften, gegen  464  im  Januar  vorigen 
Jahres.  Christliche  Gewcrk^chaftskartclle 
gab  es  am  gleichen  Zeitpunkt  103.  An 
33  Orten  gab  es  diristlidie  Gewerk- 
schaftskartcUc»  WO  solche  freier  Gewerk- 
schaften nicht  bestanden.  X  I^ie  Solinger 
Gewerkfldiaften  haben  sich  ein  G  e  w  e  r  k- 
schaftshaus  geschaffen,  das  am  i. 
Oktober  eröffnet  wurde,    ernst  dlinharot 

Uenossenschaftsbewegung 
ÄiigemeiaerVerUlE  Kreuznacber  Opera- 

band  deutscher  •  .     •         j, • 

Erwerbs-    und  ''^^  '^^^  Allgcmcxncn 

Wirttcbaitsge-  Verband  nicht  gut  bekoui- 
mmmtmaehatita  men;  es  scheint  fast,  als 
sollte  er  sich  nie  mehr  recht  von  den 
Folgen  der  dort  vorgenommenen  lebcns- 
ri'ttenden  Amputation  erholen.  Möge  er 
sich  bei  seinem  Arzte,  Dr.  Criiger,  dafür 
bedanken.  Die  von  diesem  auf  dem  dies- 
jährigen Verbandstage,  abgehalten  am 
4.  bis  6.  September  zu  Westerland  auf 
Sylt,  gegebene  Statistik  zeigt  den  Ver- 
band in  Stagnation  oder  gar  Rückgang 
begriffen.  Die  Zahl  der  ihm  angehören- 
den Kreditvereine  ist  von  Ende 

1903  bis  Ende  1904  von  963  auf  966,  die 
der  berichtenden  von  911  mit  542  108  Mit- 
gliedern anf  go8  mit  523419  Mitgliedern 
/uriickgegangen.  w.nhrcnd  die  gewährten 
Kredite  von  2492  Mill.  M.  auf  2702  Mill. 
M.  gestiegen  sind.  Von  Konsumvereinen 
ist  nur  ein  neuer  gewonnen ;  der  Verband 
zählte  Ende  1904  deren  271,  darunter  252 
berichtende  mit  255916  Mitgliedern  und 
55  Mill.  M.  Umsatz,  gegen  272,  respektive 
251,  mit  248004  Mitgliedern  und  54  Mill. 
M.  Umsatz  Ende  1903.  Zwn  Vergtddi 
sei  erwähnt,  dass  das  amputierte  Glied, 
die  inzwischen  im  Zentralverband  deut- 
scher Konsumvereine  organisierte  mo- 
dtme    ncnnssenschaftsliewcgung,  Ende 

1904  bereits  760  Vereine  zählte,  von  denen 
725  mit  649588  Mitgliedern  und 
202  646  189  M.  Umsatz  zur  Statistik  be- 
richteten. 

DIE  Kongressverhandinngen  selbst  bo- 
ten nicht  viel  Berichtcnswertcs.  Es  wur- 
den meist  technische  Fragen  der  dem 
Verbände    angeschlossenen  Genosscn- 

>^chaftsgntppcn  verhandelt.  Beachtung 
verdient  höchstens  ein  Bcschluss,  der  die 
Errichtung  von  Arbeiterbau^enoasenschaf- 
ten  an  eine  Anzahl  Bedingungen,  dar- 
unter auch  (kn  öffentlichen  Mangel  an 
kleinen  Wohnungen,  knfipfen  will.  Das 
klingt  sehr  nach  der  von  den  Kleinhänd- 
lern so  heiss  gewünschten  Bedürfnisfrage 
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für  Konstunvereine.  Sollte  Herrn  Dr. 
CrAgers    mittelstandsfreundtidies  Herz 

jetzt  auch  die  Hausbesitzer  viitcrlich  um- 
fassen? Konsequent  wäre  diese  Entwicke- 
lung  jedcnfoUs  nur. 

X  X 
Österreich  AUCH  die  österreichischen 
Ketzer  gedeihen  gut.  Dort 
hatte  sich  bekanntlich  im 
vorigen  Jahre  unter  ganz  ähnlichen  Um- 
ständen, wie  in  Deutschland,  die  Gruppe 
der  fortgeschrittenen  Konsumvereine  von 
dem  Allgemeinen  Verband  losgesagt*  um 
sidi  mit  dem  jungen  Verband  der  Ar- 
bcitergenossenscliaftcn  zu  einem  Zcntral- 
verband  österreichischer  Konsumvereine 
zusammenzuschliessen.  Dieser  Verband 
hielt  am  9.  und  10.  September  in  Wien 
seinen  diesjährigen  Kongress  ab,  der  von 
grosser  Bedeutung  für  die  Wdterent- 
wickclung  des  österreichischen  Konsum 
Vereinswesens  sein  wird.  Es  wurde  auf 
ihm  nämlich  die  Gr&idung  einer  Gross- 
einkaufsgesellschaft beschlossen.  Dom 
Verbände  gehörten  Ende  1904  299  Ver- 
eine an,  die  91 713  Mitglieder  umfassten 
und  einen  Umsatz  von  25  Mill.  K.  erziel- 
ten. Bis  heute  ist  die  Zahl  der  Ver- 
bandsvereine bereits  auf  343  gestiegen. 
Auf  dieser  Grundlage  war  also  wohl  die 
Errichtung  einer  geschäftlichen  Zentral- 
stelle als  aussichtsreich  anzusehen.  Auch 
waren  bei  einer  vorläufigen  Umfrage  von 
einer  Anzahl  Verbandsvereinen  Aktien- 
zeichnungen bereits  in  Höhe  von  78000 
K.  zugesichert  worden.  Der  von  Dr. 
Karpeles  begründete  Vorschlag  der  Ver- 
bandsleitung will  dem  Unternehmen  die 
Form  der  offenen  Handelsgesellschaft  ge- 
ben. Jeder  Verein  soll  pro  Mitglied  1  K. 
zahlen.  Bei  der  Rcingewinnverteilung 
ist  eine  starke  Berücksichtigung  des  Re- 
serve- und  des  Produktionsfonds  vorge- 
sehen. .'Mle  Vorschläge  wurden  einstim- 
mig angenommen,  als  Gesellschafter  der 
Firma  wurden  Ludwig  Exner,  Ferdinand 
Skaret.  Dr.  Karpeles  und  Karl  Newole 
gewählt.  Damit  ist  also  der  Grund  für 
das  neue  Unternehmen  gelegt,  dem  hof- 
fentlich ein  schnelles  und  plücklichc"^  Ge- 
deihen beschieden  ist.  Der  andere  wich- 
tige Punkt  der  Tagesordnung  war  die 
Errichtung  von  Notfonds  durch  die 
Konsumvereine  nach  dem  Muster  der 
Hamburger  Prodidttion.  Es  wurde  von 
der  Leitung  bcantraj^t,  in  das  Mustersta- 
tut eine  Bestimmung  aufzunehmen,  die 
den  Vereinen  empfiehlt,  dem  ttnzelnen 
Mitgliedc  seine  Rückvergütung  so  lange 
nicht  auszuzahlen,  bis  daraus  ein  Fonds 
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von  loo  K.  anRcsainmelt  ist,  der  ihm  in 
Notfällen  zur  Verfügung  steht.  Nach 
einer  sehr  lebhaften  Debatte,  in  der  auf 
die  Schwierigkeiten  der  Durchfuhrung 
einer  solchen  Bestimmung  hingewiesen 
wurde,  gelangte  der  Antrag  schliesslich 
£cgen  eine  Anzahl  Stimmen  und  viele 
Enthaltungen  zur  Annahme.  Es  ist  selbst- 
verständlich, dass  eine  solche  Bestim- 
mung, wo  sie  durchführbar  ist,  eine  un- 
geheure Stärkung  der  Gewerkschafts- 
bewegung bedeutet,  da  ja  auch  Arbeits- 
losigkeit (bei  Streiks,  Aussperrungen)  zu 
dt-n  Notfällen  rechnet.  Sie  sct/t  aber  eine 
grosse  Schulung  und  Einsicht  der  Mit- 
glieder voraus  und  wird,  wo  eine  solche 
nicht  vorhanden,  leicht  zu  einem  direkten 
Hemmnis  in  der  Ausbreitung  des  Ge- 
nossenschaftsgedankens werden. 
DKM  Vcrbnnd^tag  wohnten  unter  ande- 
rem auch  Vertreter  der  Partei  und  der 
Gewerkschaften  bei. 

X  X 
üigilg-Plaa-  AM  30.  Juni  lief  das  Ge- 
****  schäftsjahr    des  Vereins 

Lcipziik'  Plagwit;r  ab.  Die 
Übernahme  des  Betriebes  des  Connewitzer 
Vereins  hat  nicht  vermocht,  den  soliden 
Bestand  und  die  gesunde  Weiterentwicke- 
lung unserer  grössten  Genossenschaft  zu 
erschüttern.  Zwar  kostete  die  Verschmel- 
zung den  Flagwitzer  Verein  manches  Opfer. 
An  die  Gläubiger  mussten  280  000  M.  aus- 
gezahlt werden,  wozu  noch  60  000  M.  für 
Abstossung  ungünstiger  Hypotheken 
kommen,  während  die  dafür  von  ihm 
übernommenen  30  Verkaufsstellen  und 
die  Grundstücke  des  Connewitzer  Ver- 
eins, enthaltend  Zcntrallager,  Bäckerei 
und  Fleischerei,  zum  Teil  Objekte  von 
zweifelhaftem  Wert  waren.  Dies  um  so 
mehr,  als  ein  grosser  Teil  der  Conne- 
witzer Mitglieder  nicht  zu  gewinnen  war 
unti  auch  eigene  Mitglieder  des  Vereins, 
wohl  hauptsächlich  infolge  der  unglaub- 
lichen fletze  der  Gegner,  in  weit  grösserer 
Zahl,  als  sonst,  diesem  den  Rücken 
kehrten.  Trotz  alledem  trägt  die  Ent- 
wickelung  des  ganzen  Jahres  doch  die 
Signatur  Vorwärts!  Die  Mitgliederzahl 
erhöhte  sich  von  36654  auf  38354.  ^ 
Umsatz,  der  in  52  Verka  if  stellen  für 
Kolonialwaren,  9  für  Fleischwaren,  3 
für  Schnitt-  und  Modewaren  und  3  Wa- 
renhäusern erzieh  wurde,  stieg  von 
12085345  auf  130920S2  M.  Der  Rein- 
überschuss  vermehrte  sidi  von  lagSogi 
M.  auf  1293322  M.  Es  wird  aus  ihm 
wieder  eine  loprozentige  Rückvergütung 
verteilt  werden,  während  40000  M.  den 


verschiedenen  Fonds  überwiesen  werden. 
Die  von  Connewitz  übemommenen  Ver- 
kaufsstellen rentieren  sich,  soweit  sie 
überhaupt  fortgeführt  werden,  gut.  Eben- 
so die  Bäckerei,  die  in  4  Monaten  einen 
t'berschuss  von  4458  M.  abwarf.  Am 
gespanntesten  durfte  man  ja  auf  die  Er- 
gebnisse der  Fleischerei  sein.  Die 
Vereinsverwaltung  hat  in  dieser  so- 
fort eine  Anzahl  Verbesserungen  vorge- 
nommen, nachdem  sie  durch  eine  Dele- 
gation die  bekanntlich  mustergültige  Flei- 
scherei des  Baseler  Vereins  hatte  be- 
augenscheinigen lassen.  Trotzdem  war 
es,  hauptsächlich  auch  infolge  der  hohen 
Viehpreise,  in  diesem  Jahre  nidit  moglicii. 
einen  IJberschuss  herauszuwirlschaften ; 
es  bleibt  sogar  ein  Verlust  von  7273  M. 
zu  dedcen.  Das  wird  sidi  aber  voraus- 
sicliilit-h  im  n.ichstcn  Jahre  ändern.  Eine 
neue  Einrichtung  von  grosster  Bedeutung 
ist  die  Anstellung  eines  Nahrungsmittel- 
chemikers.  der  die  auf  dem  Hauptlager 
eintreffenden  Waren  sofort  einer  Prü- 
fitf^  onterzidit.  Dadurch  kann  der  Ver- 
ein seinen  Mitgliedem  eine  Garantie  für 
Reinheit  und  Güte  seiner  Waren  geben, 
wie  kein  anderes  Geschäft 
AM  30.  Juni  1905  wurden  von  dem  Ver- 
ein 844  Personen  beschäftigt.  Davon 
entfallen  68  auf  die  frühere  grosse  und 
7  auf  die  neue  Cnnnewitzcr  Bäckerei,  fer- 
ner 19  auf  die  Mühle.  In  der  grossen 
Bäckerei  wurden  für  2  110  122  M.  Ware 
hergestellt  und  an  .Arbeitslose  2453  grosse 
und  1323  kleine  Brote  verteilt  Der  Ver- 
ein zahlte  im  Berichtsjahre  die  kolossale 
Summe  von  113  213  M.  Steuern,  darun- 
ter 31 17  M.  Kirchensteuern. 
X  ^  X 
Kam  Chronik  BRUNO  Buchwald  be- 
spricht in  der  Wochen- 
schrift Plutus  das  Pro- 
jekt einer  Bank  für  Konsum- 
vereine und  wendet  sich  dabei  haupt- 
sächlich gegen  <len  Dieselschen  Vorschlag, 
eine  solche  Bank  zu  gründen,  um  dadurch 
die  Errichtung  von  eigenen  Produktiybe- 
(riebeti  der  Konsumvereine  zu  ermögli- 
chen. Dann  ist  aber  nicht  einzusehen, 
warum  die  G.  B.  G.  steh  nidit  selbst  wie 
dies  in  England  lanf:-t  der  Fall  ist.  eine 
Bankabteilung  angliedern  .soll,  da  sie  ja 
ohnedies  mit  den  Vereinen  in  ständiger 
Geldbeziehung  steht  und  so  die  Kosten 
von  doppelten  Zahlungen  erspart  bleiben. 
X  Ein  talentvoller  Künstler,  William 
Laggarat  hat  sein  Kolossalgemälde  I  rs 
Etapes  de  Jacquts  Bonhomme  der  Gla*- 
arbettcrgatossensdiaft  in  AU»  cum  Ge- 
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schenk  gemacht,  mit  der  Motivierung, 
dass  die  Kunst,  die  so  lange  für  die 

Reichen  da  war.  nunmehr  auch  den  Ar- 
beitern dienen  müsse.  X  Der  Lecder  Kon- 
sumverein hat  für  ein  Jahr  die  Stunme 
von  28  000  M.  für  H  i  1  d  u  n  g  «  zwecke 
ausgeworfen.  Sein  öffentliches  VVintcr- 
programm  sieht  für  jeden  Sonnat>end  ein 
Konzert,  einen  Liclithilder-  oder  einen 
sonstigen  V^ortrag  vor.  X  Die  däni- 
sche Grosseinkaufsge.scllschaft  hat  so» 
ehcn  eine  Seifen-  und  eine  Taufabrik  er- 
richtet. 

X  X 
Lttsratur  Im  Verlag  des  ZeHtralver- 
bands  deutscher  Konrum- 
zfcreine  sind  drei  auf  den 
diesjährigen  Revisionsverbandstagen  von 
Konrad  Barth  und  Heinrich 
Kaufmann  gehaltene  Vorträge  unter 
dem  gemeinsamen  Titel  Aus  der  konsum- 
genossenschaftlichen  Praxis  erschienen. 
Sic  behandeln  Genossenschaftliche  l'er- 
waltungsgrundsätze.  Die  Genossenschaft 
als  Arbeitgeber  und  die  FraRc  Welche 
Einrichtungen  dienen  sur  Durchführung, 
dtr  BwrwMuiHg  m  Genossenschaf tenf 
Sie  sind  den  Verwnen  zur  Verteilung  an 
ihre  MitRliedcr,  mindestens  al)or  an  die 
der  Verwaltungen,  angclcgctistlicht  /.u 
empfehlen.  bertiiuo  mvio 


IN  der  Ethischen  Kultur 
berichtet  Professor  Wil- 
helm Poerster  über  das 
Schicksal  einer  von  der  Deutschen  Ge- 
ulLschaft  für  ethische  Kultur  dem  Reichs- 
tage vor  Jahresfrist  eingereichten  Peti- 
tion zu  dem  Entwurf  eines  Gesetzes,  be- 
treffend die  Wetten  bei  öfYentUcli  ver- 
anstalteten Pferderennen.  In  dieser  Pe- 
tition war  die  .\blehnung  des  (iesotz- 
enlwurfes  der  Regierung  und  die  Herbei- 
führung nachhaltiger  Bekämpfung  aller 
aus  den  öffentlich  veranstalteten  Pferde- 
rennen hervorgegangenen  Glücksspielein- 
richtungcn  und  der  dadurch  hervorge- 
rufenen Zustände  erbeten  worden.  Wie 
zu  erwarten  war,  hat  man  da  bei  der 
ReichsUgsmajorität  auf  Granit  gdnssen. 
Die  Antwort  des  Bureaus  benachrichtigt 
die  Petenten  von  der  Annahme  der  Re- 
gierungsvorlage in  veränderter  Fassung 
und  zweier  Resolutionen,  die  nun  im 
Wortlaute  mitgeteilt  werden.  In  der 
ersten  Resolution  ersucht  der  Reichstag 
die  verbündeten  R^erungen  um  Vor- 
lage eines  Gesetacatirarfes,  nach  wddiem 


der  Totaiisatorbetrieb  auf  Automobil-  und 
Pahrradrenncn  ausgedehnt  werden  soll,  in 

der  zweiten  ersucht  er  die  verbündeten 
Regierungen,  die  Ablialtung  von  Rennen 
an  den  hohen  Feiertagen  zu  verbieten. 
ZU  dieser  Antwort,  die  in  objektiver 
Hinsicht  des  überlegenen  Humors  nicht 
ermangelt,  bemerkt  Professor  Foerster. 
die  Billigung  der  Regierungsvorlage  in 
ihren  wesentlichen  Grundzugen  durch 
den  Reichstag  sei  schon  bitter  genug,  aber 
für  die  Annahme  der  Resolution  r  sei 
es  schwer,  die  richtige  Bezeichnung  zu 
finden.  Der  EinsprvKh  müsse  sich  am 
schärfsten  richten  »gegen  die  Vertreter 
der  Institutionen,  welche  mit  ^o  grossem 
Anspruch  immer  den  Ruf  erheben,  dem 
Volke  solle  die  Religion  erhalten  bleiben, 
und  welche  doch  entsittlichenden  gesetz- 
geberischen Massregeln  der  obigen  Art 
....  zustimmen.«  Diesen  Worten  möch- 
ten wir  nur  hinzufügen,  dass  nach  unse- 
rer Begriflfslehrc  Religion  und  Sittlichkeit 
verschiedene  Dinge  sind,  dass  man  also 
als  logisdie  Kreatnr  sehr  wohl  für  die 
Erhaltung  der  Religion  besorgt  sein 
kam,  ohne  sich  für  die  Sittlichkeit  zu 
erhitzen. 

X  X 
Freie  Votkf  Die  Berliner  Freie  l'olks- 
Aä/>a»hi  Bot.    f^f^^g  ijgtte  ^  ^  j^i  i„ 

Gcwerkscbaftshaus  ihre 
ordentliche  Generalversammlung.  Der 
erste  Vorsitzende,  Conrad  Schmidt,  er- 
--tattetc  den  Geschäftsbericht.  Die  seit 
langem  gewünschte  Erweiterung  des  Ver- 
eins, der  im  vergangenen  Jahre  wieder 
Hunderte  von  Meldungen  au^;  Platz- 
mangel zurückweisen  musste,  ist  voll- 
zogen, und  mit  der  neuen  Abteilung  wird 
er  II  000  Mitglietlcr  umfassen,  ein  schöner 
Beweis  dafür,  dass  seine  Bestrebungen 
und  Darbietungen  den  Bedürfnissen  der 
Berliner  Arbeiterschaft  entsprechen.  Eine 
weitere  Neuerung  ist  die,  dass  im 
neuen  Geschäftsjahre  nur  noch  in  eigener 
Regie,  mit  eigens  engagiertem  Ensemble, 
gespielt  werden  wird.  Der  Kassenbericht 
des  Gescliiftsführers  Wiidder  weist  dne 
Einnahme  von  ii2ao^  eine  Ausgabe  von 
106695  M.  auf. 

DAS  vergangene  Jahr  brachte  unter  an- 
deren folgende  Vorstellungen :  Komödie 
der  Liebe,  Die  Juden,  Sappho,  Hedda 
Gabler.  Götz  von  Derlichingen,  Ein 
Teufelskerl,  Kabale  und  Liebe.  Hier- 
unter ist  als  besonderes  Verdienst,  dem 
es  auch  an  öffentlicher  Würdigung  nicht 
fehlte,  die  Ausführung  von  Tschirikows 
JwUn  hervomiheben.  Als  Extravorstel- 
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Iniig  wnrde  ferner  Gorkijs  Nachtasyl  ge- 
geben, sowie  die  Opern  Rigoletto,  Fidtlio 
und  die  Operette  Die  Fledermaus. 
DAS  Schillergedenkjahr  machte  sich  in 
zwei  grossen  Festen  geltend,  in  welchen 
Beethovens  gewaltige,  in  Schillers  Hym- 
nus an  die  Freude  ausklingende  Neunte 
die  vieltausendköpfige  Schar  der  Zuhörer 
entsuekte.  Im  Bürgersaal  des  Rathauses 
fanden  8  Kunstahcndc  statt:  Möricke- 
Hugo  Wolf,  Goethe-Mozart,  Märchen, 
Grillparzer,  Gorkij.  Hartlebcn.  Wolzogen. 
Kvl  T^ocwc. 

DAS  neue  Geschäftsjahr  begann  mit  der 
deutschen  Uranfluhning  von  Hetjer- 
mans  Nummer  AchtMtg  und  Der  Panzer. 

X  X 
B^UmwVotkf  DER  Berliner  Volkschor 
ist  aus  der  Preten  Volks- 
bühne hervorgegangen,  bil- 
det jedoch  einen  Verein  für  sich.  Diese  von 
Dr.  Zander  geleitete  Organisation  blickt 
m  ihrem  i.  Jahresbericht  mit  berechtigter 
Genugtuung  auf  das  Erreichte  zurück. 
Ist  auch  die  Mitglicdcrzahl  noch  nicht 
gross  genug,  um  den  Verein  aller  materi- 
ellen SchwicriKckiten  ztj  entheben,  so  hat 
er  sich  (loth  (iiin  h  seine  Lcistuiigon  sehr 
vorteilhaft  hervorgetan  und  die  Aufmerk- 
samkeit der  Berliner  Arbeiterschaft  auf 
sich  zu  lenken  verstanden.  Zu  den  Kon- 
zerten kamen  im  abgeschlossenen  Jahre 
erheblich  mdir  als  Scoo  Besudter,  und  es 
ist  zu  hoffen,  dass  aus  recht  vielen  dieser 
Besucher  nun  auch  Mitglieder  werden. 
Wei*  die  besondere  Eignhng  der  Musik 

.  nr  kCinstlerischen  Erzichunp  kennt, 
wird  auch  die  grosse  soziale  und  künst- 
lerische Bedeutung  der  im  Interesse  des 
arbeitenden  Volkes  geschaffenen  Institu- 
tion des  Volkschors  würdigen  und  ihr 
von  Herten  Wachstum  und  Gedeihen 

wünschen. 

IM  abgelaufenen  Jahre  wurden  zwei  So- 
listcnkottzerte  (Hugo  Wolf  und  Karl 
Loewe)  und  ein  Chorkori/'ert  ( Paradies 
und  Peri)  veranstaltet.  Zur  Weckung 
und  Förderung  des  Verständnisses  dien- 
ten die  Einführungsabendc,  welche  zu 
jedem  der  Konzerte  stattfanden.  Eine 
ChorbiUiothek  und  die  Verteilung  von 
Freikarten  zu  den  Berliner  Konzerten 
kamen  weiterhin  den  Mitgliedern  zu 
statten.  Die  Übungen  finden  Freitags 
in  der  Aula  des  SophienretUgymuaeiumMt 
Stein  St.  31-34.  statt  —  wobd  aiidi  die 
Aufnahme  von  Mitgliedern  erfil^[t  — , 
die  Konzerte  sind  in  der  Sittgaküemie 
und  der  Neuen  Welt.  Der  Konxertplan 
für  den  kommenden  Winter  enthält  vier 


grosse  Konzerle.  Haydns  Jahreseeiien 
werden  im  November  die  Reihe  eröffnen. 

X  X 
Oesellschaft  für  DER  34-  Jah»«sbericlit  der 
von  vVuSSh  Gesellschaft  für  Verbrei- 
duag  tung     von  Volksbildung 

(Sitz  Berlin)  weist  8589  Mitglieder  auf, 
darunter  K'irperscliaftcn.  \y\c 

Gruppierung  der  körperschaftlichen  Mit- 
gheder  ist  charakteristisch  für  die 
Lage  der  Volksbildung  in  Deutschland. 
Neben  905  Bibliothek-  und  ahnlichen  Ver- 
einen stdlen  das  Hauptkontingent  Ma- 
gistrate und  Gemeindebehörden,  nämlich 
648  (gegen  584  im  Vorjahr),  worunter 
wohl  hauptsächlich  die  Dorfbehörden  Ost- 
deutschlands und  Brandenburgs  figurie- 
ren, wo  das  Hauptarbcitsfeld  der  Ge>cll- 
schaft  liegt.  Auch  sonst  sind  behörd- 
liche Körperschaften  im  letzten  Jahre  in 
grösserer  Anzahl  untergeschlüpft,  was 
der  Bericht  mit  besonderer  Freude  be- 
grüsst.  Die  Kreisausschüsse  stiren  von 
29  auf  40,  die  Kirchenvorstande  von  98 
auf  118.  die  Schul  vorstände  zwar  nur 
von  323  auf  333,  dafür  aber  trat  eine  ganz 
neue  ICategorie  an,  nämlich  Truppenteile, 
und  zwar  gleich  in  einer  Anzahl  von  48. 
Die  königlichen  Werkstätten  stiegen  auch 
von  7  auf  9.  Die  Tätigkeit  der  Gesell- 
M-Iiaft  Iie-.tr!if  bekanntlich  vorzugsweise 
in  Begründung  und  Unterstützung  von 
Bibliotheken,  in  der  Anr^ung  cur  Biblio- 
theksgründung durch  Verbreitung  der 
Halbmonatsschrift  Volksbildung  und  in 
Veranstaltung  von  Vorträgen.  Im  Jahre 
\(jOA  wurden  194  Vorträge  honoriert,  und 
für  Bibliothekszwecke  65688  M.  ausge- 
geben. Begründet  wurden  310  Biblio- 
theken mit  16  858  Bänden,  was  oinrn 
Durchschnitt  von  54  ausmacht ;  2044  be- 
stehende Bibliotheken  wurden  mit  39540 
Bänden  unterstützt  und  530  Wanderbiblio- 
theken mit  26333  Bänden  in  Umlauf  gc- 
sezt,  also  mit  einem  Durchschnitt  von 
10  respektive  50  Bänden.  Diese  .\bgalie  von 
82431  Bänden  stellt  gegen  das  Vorjahr 
eine  Steigerung  von  rund  iioao  dar. 
X  X 
Kant  Clivnik  DIE  Höchster  Farb- 
werke haben  eine  Biblio- 
thek von  über  8000  Bände 
eingerichtet,  die  allen  Beamten,  aber  nur 
jenen  Arbeitern,  die  mindestens  ein  Jahr 
in  der  Fabrik  tätig  sind,  unentgeltlich 
zur  Verfügung  steht.  Die  Entnahme  gibt 
infolge  dieser  Einseitigkeit  auch  nur  ein 
einseitiges  Bild  der  Nützlichkeit  und  Not- 
wendigkeit dieses  an  sidi  lobcniwertoi 
Beginnens.    X    Der  Jahresbericht  des 
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IViener  Volksbildungsver- 
eint  für  1904  verzeichnet  wieder  einen, 
wenn  auch  relativ  geringen  Rückg^g  in 
der  Benutzung  seiner  Bibliotheken,  indem 
die  Gesamtzahl  der  Entlehnungen  (von 
12790SS  des  Vorjahres)  auf  1243232 
sank.  Die  nnlidbsanie  Erscheinung  wird 
auf  drei  GrSnde  «irückgeführt:  auf  Ur- 
sachen allgemeiner,  politischer  und  wirt- 
schaftlicher Natur,  auf  die  Erhöhung  der 
Lesegebtthr  von  ao  auf  30  h.  monatlidi, 
seil  I.  Jamnr  i(W3,  und  auf  den  Umstand, 
dass  in  den  letzten  Jahren  nichts  der 
Sache  nach  Neues  geschaffen  wurde,  wäh- 
rend das  Wiener  Publikum  immer  Neues 
will.  Die  erste  Lesehalle  soll  nun  aber 
noch  im  laufenden  Jahre  1905  erSflFnet 
werden,  während  die  finan;'it'llcn  Verhält- 
nisse des  Vereins  eine  Herabsetzung  der 
LesegebShr  noch  ntdit  gtetatten.  X  Der 
8.  ordentliche  Gcscllschaftstag  der 
Deutschen  Gesellschaft  für 
ethische  Kultur  fand  vom  8.  bis 
10.  Juni  in  Jena  statt.  Die  Berichte  kon- 
statieren, dass  die  numerische  Ausbrei- 
tung nicht  fortschreite,  dass  al>er  das 
Ansehen  der  Gesellschaft  zunehme.  X 
In  Paris  tagte  vom  3.  his  7.  September 
der  tntematioaale  Frcidenkerkon- 
g  r  e  s  s.  In  der  Eröflfntmgssitzung 
sprach  der  Reichstagsabgeordnete  Ge- 
nosse Hofifmann.  X  Am  12.  September 
wurde  in  Budapest  der  10.  internationale 
Kongress  gegen  den  Alkoholismus 
cröflFnet.  Es  warai  fiber  tooo  Teilnehmer, 
darunter  370  aus  Deutschland,  cinge- 
getroffen.  X  Vom  15.  bis  18.  September 
hielt  in  Fr  nikfurt  a.  M.  der  Zentralaus- 
schuss  Sur  I'örderung  der  Volks-  und 
J  ugend  s  p  tele  in  Deutschland  seinen 
7.  Kongress  ab.  X  Der  8.  F  o  r  t  b  i  1  - 
dnngsschtt  1  tag  wurde  am  jo.  Sep- 
tember in  Stettin  eröffnet  X  Das  kaiser- 
liche D  e  n  k  m  a  1  archiv  veranstaltet  vom 
24.  September  bis  5.  November  in  den 
Riumen  dn  altas  Schlosses  zu  Strass- 
bnrg  eine  Denkmalausstelltmg. 

^^entar        IN  einer  Gesdlsdiafl,  die 
bei  angeblidiem  Individu- 
alismus alles  tut,  die  Geis- 
ter zu  nivellieren  und  zu  uniformieren, 

muss  man  einen  Gedanken  begrüsscn,  der 
wenigstens  auf  dem  Gebiete  der  Schul- 
bildung Abhilfe  schaffen  will,  und  den 
J.  P  e  t  z  o  1  d  t .  Oherlehrer  am  Span- 
dauer Gymnasium,  in  seiner  Broschüre 
Sonderschulen  für  hervorragend  Be- 
fähigte /Leipzig,  Tcubner/  vertritt  tmd 
ausführlich  darlegt.    Volle  Anspannung 


der  vorhandenen  Kr.-ifte  wäre  fier  Zweck 
solcher  Sonderschulen,  die  das  Talent  aus 
allen  sozialen  Schichten  aufnehmen  sol- 
len. Aus  der  Schrift  redet  Liebe  zu  geisti- 
gem Fortschritt,  wir  können  ihr  in  vielem 
zustimmen.  X  Das  ist  hingegen  nicht  der 
Fall  bei  dem  Vortrag  des  Professors  der 
Rechte  Dr.  Wilhelm  Kahl  Straf- 
recht  und  freie  Liebestätigkeit  /Berlin, 
Liebmann/.  In  der  Hauptsache  ist  der 
Vortrag  eine  theoretische  Auseinander- 
setzung, welche  Staatskraft  und  Volks- 
krait  einander  prinzipiell  gegenüberstellt. 
Die  Volkskraft  müsse  mit  ihrer  frei- 
willigen Liehe  die  Lücken  füllen,  die  die 
Leistungsfähigkeit  des  Staates  seiner 
Natur  nach  habe.  Allerdings,  solange 
das  Volk  den  Staat  noch  nicht  neuge- 
hämmert hat«  ist  es  bei  uns  schon  am 
besten,  wenn  die  private  Aktion  es  dem 
Staate  erlaubt,  mit  der  Liebestätigkeit 
zurückzuhalten,  denn  die  staatliche  Liebe 
ist  in  Deutschland  gar  zu  blind.  X  In 
Meyers  Volksbüchern  erschien  Dr. 
Hans  Zimmer  Die  deutsche  Er- 
stehung und  die  deutsche  Wissenschaft. 
einer  der  Teile  des  vor  einigen  Jahren 
herausgekommenen  Hans  Meycrschen 
Sammelwerkes  Das  deutsche  Volkstum. 
Der  Teil  ist  nicht  erfreulicher,  als  das 
Ganze.  In  Ehrfurcht  ersterbender  Unter- 
offiziersninnarclusmus  und  Nationalstolg 
sind  an  Stelle  sozialer  und  historischer 
Einsicht  zu  finden. 

UNTER  dem  Titel  Der  Student  bei  so- 
cialer Arbeit  berirlitet  Walter  Schippke 
im  Tag  vom  11.  Juli  über  die  von  Studen- 
ten geleiteten  Freien  Fortbüdungskurse 
für  Arbeiter.  Der  Bericht  weiss  die  gute 
soziale  Wirkung  dieser  Bewegung  zu 
würdigen,  welche  von  der  sozialwissea- 
schaftlichen  Abteilung  der  WUdenschaft 
der  Charlottenburger  Hochschule  im 
Jahre  1901  nach  Deutschland  verpflanzt 
wurde.  niANz  LmoNemcii 

WISSENSCHAFT 

Sozlalwiaeanachaflen 


EINEM  starken  P.edrrf- 
nis  nach  einer  erhöhten 
Pflegt  der  so  lange  ver- 
nachlässigten nationalökonomischen  The- 
orie verdankt  ihre  Entstehung  die 
Schrift  Dr.  Arthur  Salz'  Beiträge 
zur  Geschichte  und  Kritik  der  Lohn- 
fondstheorie /Stuttgart,  Cotta,'.  Dr. 
Salz  bemerkt  spöttelnd  —  wohl  im  Hin- 
blick auf  die  ganzen  WaKeiiladi^npen 
historischer  Detailarbeiten  der  national- 
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ökonomischen  Schulen  — .  dass  man 
sich  schon  nicht  mehr  des  Bedürf- 
nisses in  der  Wirtschaftswissenschaft, 
7A\  theoretisieren,  zu  schämen  brauche. 
1-r  gdit  an  eine  Analyse  der 
iibtrkonimenen  nationalökonomischen 
Theoriccn.  und  die  Kritik  an  diesen  The- 
oricen  wird  ihm  eine  notwendige  Vor- 
bedingung einer  künftigen  ökonomischen 
Theorie  überhaupt.  Die  Lohnfonds- 
thcorieen  der  einzelnen  Nationalökonomen 
sticht  er  in  ihrer  historischen  Bedingt- 
heit jrn  erfassen.  Er  diarakterisiert 
Adam  S'nith  al'-  dtn  nkunomen  der  Ma- 
nufakturperiode, in  den  Zeiten,  als 
Smith  seine  Untersuchung  über  diu 
H't'st'H  und  (/;>  J'rsadirn  des  Volks- 
wohlstandes niederschrieb,  befand  sich 
der  Kafritalismus  noch  im  aufstrebenden, 
fröhlichen  Kindcsalter.  Das  Kapital  und 
seine  Vermehrung  erschien  Smith  als  die 
Quelle  des  Volkseinkommens.  Mit  dem 
wachsenden  Kapital  vergrösserte  sich 
nach  Smith  der  Fonds,  der  für  Arbeits- 
löhne aufgewendet  würde.  Die  Maschine 
bedrohte  in  den  Tagen  der  Marmfaktur, 
der  Grosshandbetriebe,  noch  nicht  emst- 
lich die  Arbeitslöhne.  Die  Nachfrage 
nach  Arbeit  hat  nach  Smith  auch  ihre 
natürlichen  Grenzen :  sie  kann  nur  stei- 
gen oder  fallen  im  Verhältnis  zu  dem 
Wachsen  der  Fonds,  die  für  die  Arbeits- 
löhne bestimmt  sind.  Der  Lohnfonds 
hängt  von  den  Einnahmen  und  dem 
Überschusskapital  der  Unternehmer  ab. 
Der  Lohnfonds  erscheint  als  eine  be- 
stimmte, sich  nach  eigenen  Gesetzen  be- 
wegende Grösse,  auf  deren  Bewegung 
die  Mensdien  nur  indirdct  einen  Einflnss 
haben  können.  Auf  die  Löhne  können 
die  Lohn  Verbesserungsbestrebungen  der 
Arbeiter  wegen  des  jeweilig  gegebenen 
l'mfanges  des  Lohnfond';  keinen  bemer- 
kenswerten Druck  ausüben.  Die  Lohn- 
fcndsdieorie  wurde  von  den  englischen 
N.'itionalökonomen  gegen  die  Armen- 
gesetze und  die  Gewerkvereine  ins  Ge- 
fecht geführt.  In  der  Geschichte  der 
Lohnfondstheorie  ist  der  Widerruf  dieser 
Theorie  durch  John  Stuart  Mill  der 
folgenreichste,  dramatischste  Moment  ge- 
wesen. »Jeder.«  so  klagt  Mill.  »der  sich 
über  die  Beziehungen  zwischen  Arbeit 
und  Kapital  wissenschaftlich  informieren 
will,  wird  an  der  Pforte  rurückgestossen 
diTch  das  erbarmungslose  Gesetz,  das 
verkündet :  der  Lohn  hängt  ab  von  An- 
gebot und  Nachfrage  und  kann  in  keinem 
Falle  grösser  oder  geringer  sein,  als 
genau  der  Grösse  des  Läinfonds  tmd 


(h-r  Zahl  der  Mitbewerber  entsprichL 
T  hornton  aber  hatte  gezeigt,  dass  die 
Schranke,  die  den  Eingang  zu  einer 
der  wichtigsten  ökonomischen  und  so- 
zialen Ursache  versperre^  tSn  Sdiattea 
sei.  der  verschwindet,  wenn  man  ihn 
mutig  angeht.«  Die  Ausführungen  der 
Nationalökonomen  über  die  Lohnfonds 
theorie  von  Smith  bis  auf  Böhm-Bawerk 
stellt  Dr.  Salz  kurz  und  klar  dar  und 
kritisiert  sie  eingehend.  Wir  bedau- 
ern nur,  dass  Dr.  Salz^  nicht  die  hier 
tmd  dort  verstreuten  kritischen  Bemer- 
kungen von  Marx  ü!)cr  die  Lohntheorieen 
geordnet  und  kritisch  beleuchte  hat  Die 
Verdienste  Hermaims  und  Brentanos  um 
die  Kritik  der  Lohnfondsthcorie  sind  da- 
gegen ausführlich  von  ihm  gewürdigt. 

X  X 
Kurt«  Ckronik  im    geiner    Schrift  Hie 

Lehren  des  Marxismus  und 
die  revirionislische  Stro- 

muiij^  i»i  (irr  Sozialdemokratie  /Elberfeld, 
Martini  &  Grüttefien/  reisst  Paul  H  e  1  - 
beck  einen  zu  weiten  Abgrund  zwischen 
der  radikalen  und  der  rcz'isionis tischen 
Richtung  auf.  Seine  Hoffnung  auf  Ver- 
bürgerlichtmg  der  Sozialdemokratie  durch 
den  Revisionismus  beruht  auf  einer  Ver- 
kennung  dieser  gei.stigcii  .Strömung  inner- 
halb der  Partei.  pmh.  nui^micvca 

KUNST 

BIkhwd»  tOinat 

UmbncM       IN  diesem  Herbst  setzten 

die  Berliner  Kunstsalons, 
ihrer  Eigenart  entspre- 
chend, gleich  mit  einer  Anzahl  Sonder- 
ausstellungen ein:  jeder  entwickelte  sein 
Programm.  Bei  Keller  &  Reiner  trat  ein 
junger  Schüler  des  Professors  Theodor 
Hagen  aus  Weimar  zum  ersten  Male  an 
die  Öffentlichkeit.  Er  ist  rein  in  der 
Farbe;  manchmal  ein  wenig  trocken  und 
bunt,  erinnern  seine  Töne  an  lithoe^phi- 
sche.  Er  ist  knapp  und  präzis  in  der  Auf- 
fassung und  ohne  Schulkonvention,  warn 
auch  hin  und  wieder  ein  wenig  einseitig; 
die  Motive  wiederholen  sich  nicht  selten. 
Er  liebt  das  Innere  des  Waldes,  dessen 
Stämme  er  gern  unter  den  Kronen  ab- 
schneidet, so  dass  man  wie  in  eine  Säu- 
lenhalle schaut.  Carl  Lambrecht,  so 
heisst  der  Künstler,  ist  keine  starke,  aber 
eine  tüchtige,  gut  geschulte  Begabung,  die 
sich  die  Errungenschaften  der  Zeit  zu 
eigen  machte.  Die  grünen  Töne  liq^en 
ihm  weniger  —  wenogleidi  sie  seiner 
temperamentlosen  Art  entsprechen  — ,  am 
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besten  gelingen  ihm  herbstliche  Szenen, 
die  er  getehielct  und  btldmässtg  ausschnei- 
det und  nicht  selten  in  der  Stimmung 
vertieft.  Man  sieht  seine  Bilder  nicht 
ungern  «nd  heisst  solche  Bcgabaiigen 
willkommen,  denen  das  Gespreizte  und 
Tendenziöse  fehlt,  und  die  auf  keinen  Fall 
Vcrwiimiig  stiften  und  Schaden, 
X  X 
FJaestadt  DER  bei  Keller  &  Reiner 
ausgestellte  Künstler  ge- 
hörte nicht  zu  jenen, 
die  aus  einem  starken  malerischen 
Empfinden  heraus  in  der  Wahl  des  Mo- 
tivs einseitig  sein  dürfen,  indem  sie  dem 
innersten  Wesen  des  Farbenimpressionis- 
mus gemäss  das  Etnfochste  unter  jeder 
Tagesbeleuchtunff  7u  neuem  Leben  besee- 
len, er  stand  auf  der  Grenze  zu  jenen, 
die  die  Silhouette  dekorativ  verwenden, 
die  Farbe  deshalb  gern  auf  ein  Schema 
bringen  und  zur  Linie  greifen.  Einen 
reinen  und  starken  Repräsentanten  dieser 
Art  zeigte  tms  der  Salon  Schulte  in  dem 
Skandinaven  Fjaestadt.  Er  hat  eine 
dekorative  Begabung  und  gehört  einer 
Kunstrichtung  an,  der  die  jungen  Rus- 
sen teilweise  und  Finnlinder  besonders 
huldigen.  Diese  Künstler  haben  in  Paris 
Studiert,  sind  aber  durch  Japan  an  die 
primitive  Urkunst  ihrer  Heimat  erinnert 
worden  und  einigen  nun  die  impressionis- 
tische Farbenanschauung  mit  japanisch 
linearen  Elementen;  sie  schufen  sich  so 
ein  Mittel,  das  besonders  geeignet  war, 
den  frühen  heimatlichen  Volkston  zu  tref- 
fen: ein  ^genhaftes  klingt  ans  diesen 
teppichartigen  Malereien,  in  denen  die 
eisige  Pracht  des  kalten  Winters  märfhen- 
han  verl^rpert  uns  entgegentritt  Die 
Zeichnung,  die  Linie,  ist  in  einigen  die- 
ser Bilder  derartig  gleichwertig  mit  der 
Farbe  behandelt,  dMS  der  Kreidesbich 
des  Entwurfes  stehen  geblieben  zu  sein 
scheint,  ohne  störend  zu  wirken.  Man 
sieht  an  diesen  Werken,  wie  leicht  und 
mit  wieviel  Geschick  das  Programm  des 
Impressionismus  durchbrochen  werden 
kann,  und  dass  alle  Kunstgesetze  einseitig 
^ind.  Wie  sehr  auf  allen  Gebieten  der 
Kunst  die  Begabung  altein  ausschlag- 
gebendist, tmd  nicht  das  Prinzip,  erkennt 
man  aus  einem  Vergleich  dieser  Werke  mit 
denen  der  Munchencr  Sclwllc,  die  mit 
weit  weniger  Glück  ähnliche  Ziele  ver- 
folgt. Die  Scholle  will  heimatlich  und 
dekorativ  wirken,  ist  aber  verwässert;  die 
Werke  Fjaestadts  zeigen  beide  Zuge  in 
gleich  starker  Potenz. 
X  X 


Böcklln  DANN  stellte  Schulte  21 

Werke  B5cklins  aus.  die 

sämtlich  im  Besitze  des 
Freiherrn  von  Heyl  in  Darmstadt  sind. 
Sie  waren  «nlisslidi  der  heftigen  Debat- 
ten, die  unlängst  über  Böcklin  ausge- 
fochten  wurden,  eine  gute  Gelegenheit 
für  Freund  wie  Feind,  sein  Urteil  zu 
revidieren,  und  SO  hörte  man  denn  von 
jenem  bestärke  Lobsprüche,  wie  von  diesem 
Tadel.  Wir  müssen  tms,  um  zu  einer 
gerechten  Würdigung  zu  kommen,  vor- 
erst klar  machen,  dass  die  hier  ausge- 
stellten Bilder  nicht  als  erstklassige  des 
gewaltigen  Genies  Böcklins  zu  gelten 
haben,  dass  sie  nur  ein  verschwindender 
Bruchteil  der  an  Anschauung  und  Viel- 
seitigkeit so  umfassenden  und  tiefgründi- 
gen Produktion  sind ;  und  doch :  welch 
ein  Reichtum  des  Schauens  I  Dabei  zeigen 
gerade  diese  Bilder  zweiten  Ranges  deut- 
lich die  Schwächen  des  Gewaltigen:  es 
ist  in  ihnen  manchmal»  wie  eine  seltsame 
Mischung  von  Genie  und  Spiessbürger- 
tum,  die  einzig  und  allein  ihren  Grund  in 
der  Isoliertheit  Böcklins  hat,  darin,  dass 
er  in  Deutschland  allein  stand,  und  nicht 
an  eine  grosse  Maltradition  anknöpfen 
konnte.  In  seinen  frühen  Bildern  finden 
sich  ja  nun  Anfänge  zu  einer  rein  male- 
rischen Knltur.  doch  musste  es  seinen 

guten  Grund  haben,  dass  er  diesen  Wc^ 
vcrliess  —  sind  doch  seine  Gesinnungs- 
genossen Feuerbach  und  Marpes  auch  auf 

diesem  stecken  gebliehen  —  und  nacli 
einer  neuen  Einheit  strebte,  um  ans  Ziel 
zu  gelangen :  zu  jener  geschlossenen  Bild- 
wirkunp  der  Qurtttrocenti-^ten,  doch  aus 
modernem  Emphndcn  heraus.  Sein  rei- 
ches Innere  konnte  sich  nur  auf  diese 
Weise  entfalten,  und  aus  den  L^nzulänR- 
lichkeiten  Beweise  gegen  ihn  schmieden 
zu  wollen,  ist  ein  miissiges  Unterfangen, 
da  die  Fülle  von  Feinheiten,  die  jedes 
seiner  Werke  enthält,  uns  immer  von 
neuem  entwaffnet :  freilich  zeigen  uns 
auch  jene  Nachteile  deutlich,  wie  jeder 
Schwächere  auf  diesem  Wege  notwendig 
tmterliegen  muss.  Aber  bei  Böcklin  sind 
es  tatsächlich  nur  verschwindende 
Ausserlichkeiten,  die  <las  im  modernen 
Sinne  malerisch  geschulte  Auge  im  ersten 
Augenblick  verletzen  und  gegen  ihn  auf- 
bringen können.  Ein  längeres  Verweilen 
vor  diesen  Bildern,  ein  eingehendes  Stu- 
dium erschliesst  uns  einen  Reichtum  der 
Naturbeobachtung  und  eine  Fähigkeit  des 
Ausdrucks,  wie  wir  solche  bei  keinem 
anderen  seiner  Zeit  finden.  Nehmen  wir 
dieses  Firfiailingsbild  mit  den  schrei ten- 
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den  Frauengestalten.    Wie  ist  hier  alles 

berechnet:  die  sich  schneidenden  Linien 
der  Mauer  und  der  Baumreihe,  deren 
\ytnkel  eine  Fraucngestalt  birgt,  so  male- 
ri^ch  als  Tonwert  behandelt,  dass  wir  sie 
anfangs  im  Dunkel  kaum  gewahren;  die 
Figuren    sdbat    reizen    durchaus  nidit 
durch  einen  anekdotischen  Gehalt,  son- 
dern allein  durch  den  linearen  Rhythmus. 
Und  wie  ist  im  Vordergrunde,  am  Fuss 
der  Zypressenstämme,  das  Terrain  ge- 
gliedert und  durch  eine  Fülle  grüner, 
brauner  und  violetter  TQae  belebt,  die 
sich  in  eine  wunderbar  mannigfaltige 
Feme  fortsetzen,  in  der  alles  duftigste 
Nuance  ist.    Und  dann  der  Zusammen- 
klang der  Farben  der  Kostüme.  Alle 
diese  Einzelheiten  sind  zudem  durchaus 
nnpreMlonistisch    gesehen,    das  heisst 
alles  ist  als  koloristischer  und  formaler 
Verhältniswert  behandelt ;  nur  ist  es  nicht 
pleinairistisch    gesehen,    denn  Böcklin 
geht  von  einer  imaginären  Wertskala  atu 
md  bedient  sich  nicht  des  Luftmediums, 
das  die  Farben  als  solche  stärker  ver- 
ändert und  bceinflusst.    £r  wollte,  als 
Ergänzung  seiner  linearen  Komposition, 
die    Farbe    dekorativ    sprechen  lassen. 
Aber  wie  einfach  und  skizzenhaft  sind 
in  jedem  Bilde  BockKns  die  Details  im 
Gegensatz  zu  Menzel  zum  Beispiel  behan- 
delt.   Man  schaue  das  Reh  auf  dem 
Bilde  Euterpe.    Und  dann  die  Mannig- 
faltigkeit flrr  Farben :  man  beachte  die 
Zusammenstellung  des  zarten  Silbergrau 
mid  Rosa  auf  dem  Bilde  mit  jenen  selt- 
samen, etwas  steifen  Frauenköpfen.  Jedes 
dieser   Bilder   entwickelt   entweder  ein 
eigenes  Formproblem  oder  verfolgt  be- 
stimmte koloristische  Ziele.    Nirgends  ist 
Zufall,  nirgends  Konvention.    Alles  ist 
Gesetz.  Und  das  sind  die  Eigenschaften, 
die  dieser  Kunst  einen  Zukunftswert 
•«ichern. 

X  X 

Trabaar  DER     Kunstsalon  Fritz 

Gurlitt  feierte  am  Tage 
seiner  Wiedereröffnung  in 
der  Potsdamer  Strasse  zugleich  den  Tag 
seines  25jahriRcn  Bcstcliens  mit  einer 
würdigen  Ausstellung  deutscher  Kunst- 
werke. An  der  Hand  eines  rückblickcn- 
den  Katalogformulars  gibt  er  uns  zugleich 
Aufscliluss  über  seine  bisherige  Wirk- 
samkeit und  wir  erfahren  nicht  ohne 
Interesse,  dass  er  schon  im  Jahre  1883 
die  ersten  französischen  Impressionisten, 
Monet  und  Pis.^aro,  nach  Berlin  brachte. 
Diesmal  aeigt  er  uns  Trübner,  Feuer- 
badi  und  vor  allem  Thoma.  Tröbncr  steht 


gewiss  mit  Liebermann  an  der  Spitze  der 

modernen  deutschen  Maler.    Er  ist  also 
eine  bedeutende  Begabung,  und  doch  ist 
etwas  in  ihn,  dass  nns  immer  wieder 
hindert,  ihm  ganz  nahe  zu  kommen ;  er 
ist  so  kühl,  so  temperamentlos.    Das  ist 
alles  zu  absichtlich,  man  vergisst  die 
Technik  nie.     Die  Art,  wie  die  breiten 
Striche  quer  gqgen  einander  gesetzt  sind, 
erst  kurz  abgerissen,  und  dann,  his  in  die 
neueste  Zeit,  immer  länger  werdend,  ver- 
rät, wie  viel  dem  Künstler  hieran  liegt, 
dass  er  anfangs,   zu  Beginn  der  si^ 
ziger  Jahre,  aus  einer  gewissen  Opposi- 
tion gegen  das  glatte  RundmodelUeren 
der  Akademiker  geschah,  aber  nun  nicht 
genügend  zurücktritt,  um  die  reine  künst- 
lerische Freude  am  Dargestellten  auf- 
kommen zu  lassen.  Zudem  ist  er  eigent- 
lich kein  Kolorist,  er  ist  von  Anfang  an 
arm  in  der  Farbe.    Grün,  Braun,  und 
zeitweise  auch  Schwarz  und  Grau,  sind 
seine  einzigen  Noten,  die  er  freilich  zur 
Delikatesse   zu  steigern   vermag.  Die 
Ld>endigkeit  des  Parbengefühls  fehlt,  die 
organische  Wärme.    Ks  ist  etwas  Totes, 
StiUiebenhaftes  in  diesen  Bildern.  Dabei 
ist   er   ein   brillanter   Maler,  unserer 
ersten  einer ;  doch  man  kann  verstehen, 
dass  er  aus  dem  vorhin  Betonten  nicht 
tu  der  vollen  Anerkennung  kommt,  die 
wir  ihm  so  gerne  wünschen,  und  über 
deren  Ausbleiben  sich  so  mancher  Freund 
der  Kunst  wundert.  Ja,  wir  fürchten  bei- 
nahe, dass  er  dieses  Schicksal  dauernd 
mit  jenem  anderen  vornehmen  Deutschen, 
mit    Anselm    Feuerbach,    teilen  wird, 
dessen  aussergewöhnllche  Begabung  eine 
ähnliche  Pk'oblematik  gcwissermassen  im 
Keime  erfrieren  liess. 
X  X 
PsMiMi       ANSELM  PeneriMch.  wir 
können  es  an  dem  hier 
Ausgestellten  wieder  er- 
kennen, war  eine  der  grössten  Hoffnungen 
der  deutschen  Kunst,  dessen  volle  Fnt- 
wickelung  durch  nichts  zu  ersetzen  wäre. 
Der  geborene  Monumentalmaler  und  em 
Kolorist  grossen  Stils.    Doch  alles  nur 
Anlage,  keine  reiche,  mühelose  Ernte. 
Trotzdem  gehört  das  meiste,  das  er  schuf, 
zum  Schönsten,  das  wir  besitzen, wie  auch 
einige  der  hier  ausgestellten  Bilder  zei- 
gen, an  denen  man  sogar  in  etwas  die 
Stufen    seiner   koloristischen  Entwicke- 
lung  verfolgen  kann.   Es  ist  zu  charakte- 
ristisch für  sein  kühles,  grüblerisches 
Temperament,  dass  er  im  Grunde  kein 
Landschafter  war  und  deshalb  auch  zu 
einer  gobdinartigen  Koloristik  neigte; 
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während  der  innige  Gefühlskontakt  zur 
Landschaft  es  gerade  war,  der  Böckliilt 
ongehemmte  Entwickelung  bedingte. 

X   X 

DIE  50  hier  ausgestellten 
Bilder  von  Thoma  zeigen 
uns  die  reiche  Begabung 
dieses  Malers  von  ihren  ersten  Anfängen 
bis  auf  unsere  Tage.  Der  knappe  uns 
rar  Verfugung  stehende  Raum  lägst 
leider  keine  Würdigung  zu,  doch  eins 
möchte  ich  zur  Charakteristik  Thomas 
sagen:  tmter  den  BiMem  Trfibners  be- 
fand sich  eines,  Wilde  Jagd,  das  einen 
hölHschen  Zug  in  Gewitterlüften  zeigte; 
CS  war  gut  gemalt,  vermochte  aber  nicht 
tXk  überzeugen  und  konnte  leicht  den  Cf- 
danken  in  uns  wecken:  da  haben  wir'ä, 
diese  Ideenmalerd;  jeder  einfache  Akt 
vnn  Trubncr  ist  uns  weit  lieber.  Kommt 
man  nach  solchen  Kalkulationen  aber  zu 
Thoma,  ist  man  sofort  umgestimmt  Ea 
kommt  also  einzig  darauf  an,  wer  Ideen 
darstellt  Und  bei  Thoma  erkennt  man 
auch  sogleich,  dass  die  besten  der  Me* 
eilen  Bilder  auch  formal,  also  rein 
künstlerisch,  die  reichsten  sind.  Von 
diesen  zeigt  die  Ausstellung  starke 
Proben,  solche,  die  den  Keim  der  Ent- 
wickelung in  sich  tragen,  die  der  Künst- 
ler notwendig  ndmien  mitsste. 

X  X 

■onet  SO    bleibt    mn    für  die 

Monet-Ausstellnng,  die 

Paul  Cassircr  am  i.  Okto- 
ber eröffnete,  nur  zu  sagen  übrig,  dass 
sie  herrlich  ist»  fl^dcfafalls  die  Entwicke- 
lung dieses  aussergewöhnlich  starken 
Koloristen  und  Landschaftslyrikers  illus- 
triert, und  auch  durch  alle  seine  Phasen. 
Er  ist  das  Gegenteil  von  Thomat  doch 
wir  können  beide  geniessen  und  verehren. 
Honet  ist  ein  Farbenekstatiker,  den  das 
prismatische  Flimmern  der  Dinge  in 
Rausch  versetzt,  und  das  sein  IHnsel  nns 
niederschreibt  in  hinreissindcn,  be- 
zaubernden Strophen  voll  flackernden 
Lebens.  Er  bannt  den  Aogenblidc,  doch 
wundersam  becwingend. 

&iaClnmilk  MENZELS  Battsouper 

wurde  für  100000  M.  von 
Tschudi  für  die  Berliner 
ATaf  t onalf  a/tf  rteerworben.  X  Da» 
Kaiser  Friedrich  - Museum  er 
warb  eine  Grablegung  von  Vittore  Car- 
paedo.  X  In  Paris  starb  W  i  1 1  i  a  m  B  o  tt- 

(•  rc  a  11  X,  80  Jahre  alt  Am  2(),  Sep- 
tember feierte  Andreas  Achenbach 
sdncn  gm  Gcbortsiag.  X  Dtr  Louvre 


erbte  aus  dem  Nachlass  des  Barons  Roth- 
sdiild  zwei  Teniers,  vier  Greuze,  einen 
Ruysdael,  einen  Hobbema  und  einen 
Wouwerman.  X  Der  Verband  der  Kunst- 
freunde der  Länder  am  Rhein  veranital* 
tet  im  Mai  1906  in  C  ö  1  n  seine  i.  natio- 
nale Kunstausstellung.  X  Das  städtische 
Museum  in  Leipzig  erwarb  die  Tolstoj- 
Büstc  des  Bildhauers  Trubetzkoj.  X  Eng- 
land gedenkt  dn  Gesetz  gegen  die  Aus- 
fuhr von  Kunstwerken  zu  er- 
lassen, wie  ein  solches  in  Italien  besteht 
X  Auf  der  hntemationalen  Kimstans- 
'itcllung  in  \'  e  n  e  d  i  g  wurden  bis  zum 
31.  Juli  für  342000  M.  Kunstwerke  ange- 
kauft 

X  X 
Uteratur         DIE  Zdtschrift  Kind  und 
Kuiut,     die  Alexando* 

Koch  in  Darmstadt  heraus- 
gibt, hat  ihren  i.  Jahrgang  vollendet,  und 
wir  wollen  ihrer  an  dieser  Stdie  ge- 
denken als  eines  jener  Organe,  die  den 
kunstpädagogischen  Zwecken  dient,  die 
Professor  Lichtwark  in  Hamburg  mit  so 
viel  Erfolg  ins  Leben  rief.  Es  ist  von 
mancher  Seite  Einspruch  erhoben  wor* 
den,  und  nicht  mit  Unrecht  gegen  die 
Parole  Kind  und  Kunst,  doch  kann  dieses 
nur  im  Sinne  einer  unsinnigen  Kunst- 
beschäftigwig  der  Kinder  geschehen. 
Worum  es  sich  hier  handelt,  ist  das 
künstlerische  sehen  Lernen,  nicht  das 
Grossziehen  des  das  Kunstproletariat 
mehrenden  Dilettantismus.  Und  zwar 
sollte  dieses  künstlerische  sehen  Lernen 
sich  beim  Kinde  weniger  auf  die  Werke 
der  Künstler,  als  auf  alle  die  Dinge  be- 
ziehen, die  es  im  täglichen  Leben  um- 
geben. Hier  ist  das  breite  Publikum 
masslos  verbildet,  und  hier  kann  eine 
solche  Zeitschrift  reichlich  nützen.  Sie 
muss  sich  mit  Dingen  befassen,  die  natur- 
gemäss  den  Ideenkrds  des  Kindes  aus- 
machen. Dann  werden  aus  den  Kindern 
Erwachsene,  die  die  Kunst  7U  würdigen 
wissen.  Wohin  aber  ein  leerer  Dilettan- 
tismus ftihrt,  erkennen  wir  taglich  mit 
Schauder  im  modernen  Kunstgewerbe: 
junge  Leute,  die  nicht  genug  Talent  zum 
Maler  haben  und  nie  dnen  Meissel  und 
Hobel  in  der  Hand  hatten  und  von  Lei- 
men nichts  verstehen,  zeichnen  Möbel, 
die  zusammenbrechen,  so  man  sich  darauf 
set7:t,  und  von  der  Zweokm.i^^igkeit  wei- 
ter entfernt  sind,  als  die  irgend  einer 
Zat  Da  sollte  schon  die  Jugenderzie- 
hung die  Kunst  im  Leben  des  Kindes  ein- 
setzen: lehrt  die  Knaben  das  Handwerk 
achten  und  verstdien  und  lasst  jeden 
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lldbdzeichner   praktisdi   afMtcn,  wie 

dieses  jeder  Ingenieur  muss !  X  Hin  sol- 
ches Problem  des  modernen  Kunstge- 
werbes behandelt  in  der  DekoraHvtn  Kutut 
Karl  Schefflcr  sehr  interessant.  Sein 
Aufsatz  heisst  Stein  und  Eisen  und 
Spricht  von  den  übertriebenen  HoflFnun- 
•  gen,  die  wir  an  die  Vorwendung  des 
Eisens  als  Baumaterial  knüpften.  Er  sucht 
darzulegen,  dass  das  Eisen  nur  den» 
Zweckbau  dienen  könne,  der  Zweckbau 
aber  nur  eine  sehr  begrenzte  Schönheit 
enthalte,  nicht  die letste ;  Gegenstandeide- 
eller  Baukunst  könne  man  nicht  aus  Eisen 
konstruieren,  für  sie  sei  allein  der  Stein 
zu  verwenden.  Wir  verwenden  heute  das 
Eisen  sehr  wohltuend  im  Zweckl)au,  wie 
man  einst  nur  das  Holz  in  ihm  verwen- 
dete. Die  höchste  Kunst  form  sei  nur  in 
Stein  auszudrücken,  doch  um  keinen 
Preis  sotlen  wir  beide  vermischen,  wie  es 
leider  so  oft  geschehe.  Ist  eine  Vcrbindang 
von  Stein  und  Eisen  am  Zweckbau  von- 
nöten.  so  sotlen  wir  den  Stein  im  Sinne 
des  Eisen  behandeln,  denn  das  Eisen 
lasse  sich  nicht  phantasievoll  zieren  und 
konstrttieren.  Die  Konstruktion  sei  aber 
erst  der  Ausgang  der  Kunst,  die  Stilicunst 
das  Ziel.  In  diesem  Sinne  sei  die  Inge- 
nidirkunst,  die  ganz  Konstruktion  ist, 
nicht  die  höchste.  X  Aus  dem  reichen 
Septeniberbeft  von  Kunst  und  Künstler 
sei  vor  allen  Hymans  Aufsatz  über  de 
Braekclccr  betont.  Ich  erwähnte  diesen 
Künstler  schon  in  der  vorigen  Rundschau 
anlässlich  seiner  Gedächtnisatisstellang. 
Auch  wer  die  Originale  nicht  kennt, 
kann  nun  aus  der  Reproduktion  eine  Vor- 
stellung von  der  ernsten  und  tiefen  Kunst 
dieses  Mannes  gewinnen,  der  ein  bedeu- 
tender Zeichner  war  und  die  Form  derart 
meisterte,  dass  sie  sich  aus  sich  selbst 
beseelte:  man  sehe  den  Hornbläser.  Die 
Bleiche  und  der  Garten  zeigen  uns,  wie 
reizvoll  er  den  Raum  gestaltete,  und  der 
alte  Seemann  auf  dem  Bilde  Der  Atlas 
seine  hohe  Zeichenkunst.  Eine  Schwer- 
mut und  Pbesie  der  reinen  Sachlichkeit 
spricht  aus  dieser  Kunst.  Und  der 
Künstler,  der  im  Irrsinn  starb,  hatte,  wie 
idle  wahren  Künstler,  lange  um  die  An- 
erkennung zu  ringen.  Hcilbuths  .\ufsatz 
über  die  retrospektive  Landschafteraus- 
Stellung  ist,  wie  alles,  was  dieser  aus* 
gezeichnete  Kenner  schreibt,  sehr  lesens- 
wert-   Laforgues  pikanter  Aufsatz  über 


den  Impressrnnianina  etliilt  durdi  die 
Fussnote  der  Redsktiofi  «ne  notwendige 

Ergänzung.  eueOLr  nlim 

iMotlgen 

In  elgsaer  IN  der  Leipziger  Votki- 
seitung  vom  23.  Oktober 
hat  Genosse  Fknl  Lenscb 
einen  Artikel  über  das  neue  Buch 
.Sclnppels  veröffentlicht,  in  dem  er 
von  dem  Verlag  der  ScMiatisti- 
sehen  Monatshefte  als  von  »einem 
bürgerlichen  Verlage«  spricht, 
Da  bereits  vor  einigen  Wochen 
in  dem  gleichen  Blatte  von  »bürgerlichen 
Zeitschriften,  wie  den  Sosialistischen 
Monatsheften,'  die  Kode  war.  so  könnte 
man  auf  die  Vermutung  kommen,  dass 
Methode  in  dieser  Geschmacklosigkeit 
liegt,  und  dass  der  betreffende  Schrift- 
steller damit  den  Nachweis  vorhandener, 
in  manchen  Kreisen  geschätzter  Talente 
und  Fertigkeilen  hat  erl)rin(,un  wollen, 
die  ihm  eine  Anwartschaft  auf  Höheres 
in  der  Welt  geben,  in  der  die  Lächer- 
lichkeit nicht  tötet,  sondern  fördert.  Ich 
glaube  indessen«  dass  es  sich  beim  Ge- 
nossen Lensch  nur  um  eine  Entgfeistmg 
handelt:  er  kann  die  Sosialistischen 
Momtshefte  schwerlich  als  bürgerlich 
ansdien.  da  er  ja  vor  einiger  Zeit  ihnen 
selber  seine  ^fitarbeit  angeboten  hat. 
Man  könnte  es  mir  auch  nicht  zumuten, 
dass  ich  derartige  Streidie,  wie  die  Ein- 
reihung der  Sozialistischen  Monatshefte 
unter  die  bürgerlichen  Blätter,  ernsthaft 
abwehre.  Eine  Zettschrift,  die  zwar  offi- 
zielles Parteiorgan  nicht  ist.  noch  sein 
will,  die  ich  aber  als  Parteigenosse  redi- 
giere, und  bei  deren  Leitung  ich  nacb 
den  selben  Grundsätzen  verfahre,  nach 
denen  eine  sozialdemokratische  Zeit- 
schrift und  jeder  Sozialdemokrat  ver- 
fahren muss,  eine  Zeitschrift,  die  — 
das  muss  jeder  ehrliche  Mensch  aner- 
kennen, gleichviel,  wie  er  zu  den  ein- 
zelnen in  den  Sozialistischen  Monatsheften 
vertretenen  Anschauungen  steht  —  in 
mehr  als  zehnjähriger  Arbeit  bestreit 
gewesen  ist,  der  Sache  des  Sozialismus 
zu  dienen,  hat  es  nicht  nötig,  sich  oder 
ihren  Verlag,  der  das  Nämliche  will, 
gegen  törichte  Anrempelungen  zu  ver- 
teidigen. JOSEF  BLOCH 
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OnO  HUE  •  EIN  NEUES  ARBEITERRECHT  FÜR 
DEN  BERGBAU 

IE  prcussische  Berggesetznovelle  ist  die  Kodifikation  eines  Herren- 
bergr«;chts.  Verschwommenheit  der  Vorschriften  und  provozieren- 
der Arbeitertrutz  zeichnet  dieses  Gesetz  aus,  dessen  Verabschiedung 
einen  Posten  mehr  in  das  grosse  Schuldkonto  des  Zentrums  eintrug. 
Was  ich  in  dieser  Zeitschrift  über  die  Gemeingefährlichkeit  des 
Schundgesetzes  ijeschrieben/)  ist  jetzt  vollauf  bestätigt  durch  die  gespannte 
Situation  in  den  Bergbaubezirken.  Wo  die  Werksverwaltungen  die  Kautschuk- 
bestimmungen nur  eben  im  arbeiterfeindlichen  Sinne  auslegen  konnten  —  und 
das  ist  so  gut  wie  überall  ermöglicht  —  da  ist  es  geschehen  durch  die  neuen 
Arbeitsordnungen.  Gerade  die  wichtigsten  Fragen  des  Arbeitsvertrages,  die  zu 
siäfidigen  Friktionen  zwischen  den  Kontrahenten  geführt  und  auch  den  grossen 
Streik  veranlassten,  sind  durch  die  Novelle  vom  14.  Juli  1905  entweder  gar 
nicht  entschieden,  oder  es  ist  der  Geist  des  Herrenmenschentums  siegreich 
geblieben.  Schichtzeit,  Gedingeregelung,  Arbeitervertretung,  Berginspektion, 
Strafwesen  und  Knappschaftswesen  haben  keine  zeitgemässe  Reform  erfahren. 
Die  für  die  schlesischen,  mittelpreussischen  und  rheinisch-westfälischen  Zechen 
ergangenen  neuen  Arbeitsordnungen  spiegeln  die  Unfruchtbarkeit,  die  rück- 
schrittliche Tendenz  der  letzten  Berggesetzaktion  des  preussischen  Dreiklassen- 
parlaments in  aufreizender  Weise  wider.  Wollte  man  wieder  eine  Katastrophe 
heraufbeschwören,  man  hätte  das  Arbeitertrutzgesetz  kaum  schlimmer  formu- 
lieren können.  Mit  aller  Entschiedenheit  legen  wir  Protest  gegen  die  verleum- 
derische Pressmache  ein,  die  den  Arbeiterorganisationen  oder  gar  der  Sozial- 
demokratie die  Schuld  an  der  neuerlichen  kritischen  Situation  im  Bergbau 
zuschieben  will.  Als  das  Gesetz  noch  nicht  angenommen  war,  prophezeite  die 
Zentrumspresse  den  Ausbruch  neuer  Kämpfe,  sofern  kein  die  Arbeiter  befriedi- 
gendes Gesetz  zu  stände  käme.  Nun  liegt  das  Pfuschwerk  vor,  kein  Berg- 
arbeiter ist  damit  zufrieden,  kann  es  nicht  sein,  und  da  versucht  die  Presse 
der  meistschuldigen  Zentrumspartei,  die  Wirkungen  der  Arbeitertäuschung  als 
Folgen  —  einer  Verhetzung  der  Arbeiter  zu  denunzieren.    »Steine  statt  Brot« 

')  Vcrgl.  meinen  Artikel  Derggattsgtbung  und  Zentrum spoUtik  in  d'i<eiKn\  fi-Aniic  der  SoziaHslischen 
Mt^Hülshr/ie,  pag.  777  ff. 
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gebe  das  Gesetz  den  Arbeitern,  schrieb  das  Organ  des  christlichen  Bcrg- 
arbeitergewcrkvereins.  Das  trifft  zu ;  darum  auch  die  Äusserungen  der  Unzu- 
friedenheit aus  Af1»eiterkKiMn.  Die  Bergarbeiter  künnen  und  därfen  mit  dem 
Herrenbergrecht  nicht  znlrieden  sein.  Sie  haben  Brot  erwartet  und  Steine 
bekommen. 

X  X  X 

DIK  Kampfe  der  Bergarbeiter  um  ein  modernes  Arbcilerrccht  begannen  mit 

der  Einführung  des  neuen  Bergrechts,  welches  den  Kapitalisten  zum  Bergherrn 

machte  nnd  den  uralten,  für  den  Bergbau  sehr  zwecimiassigen  Arbeitersdmtz 

so  gut  wie  beseitigte.  Das  preussische  Gesetz  vom  ao.  Mai  1860  iibergab  den 

Bergmann  als  freien  Arbeiter  dem  Unternehmertum;  das  Berggesetz  vom 

24.  Juni  1865  hob  alle  noch  bestehenden  arbeiterschützenden  Gesetzesbestim- 
nunigcn  faktisch  auf.  Was  blieb  oder  später  zusammengeflickt  wurde,  ist  der 
Scheinarbeiterschutz,  der  im  preussisch-dcutschen  Bergbau  Jahr  um  Jahr  den 
Blütstrom  anschwellen  lässt. 

VOR  uns  li^  ein  Dokument  für  die  infolge  der  1865  perfekt  gewordenen  neuen 
Berggesetzgebung  eingetretene  rasche  Verschlechterung  der  Btrgarbciterlagc.  Es 
ist  ein  am  29.  Juni  1867  von  Essener  Bergleuten  an  den  prcussischcn  König  ge- 
richtetes Inunediatgesuch.   Ausdrücklich  weisen  die  Bergleute  auf  die  arbeitcr- 
fdndliehe  Eigensdiaft  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1860  hin.  Vtwher  war  der 
Bergmann  der  Bergbehörde  unterstellt,  nicht  abhängig  von  den  Grubenkai^ta- 
listen.   Annahme,  Verlegung,  Entlassung  des  Arbeiters,  Lohnfestsetzung,  Ge« 
dingcrcgelung,  Strafvollzug,  alles  lag  in  Händen  des  bergbehördlichen  Ver- 
treters (Rergamt.  Gesch^i'orctic) .  dem  strengstens  irgendwelche  Gewinnbeteili- 
gung am  Bergbau  verboten  war.    Schichtzeit  und  Norniallohn  war  genau  berg- 
ordnung^emass  vorgeschrieben.   Die  Tendenz  dieses  Bergarbeiterredites  war 
arbeiterschätzend,  wenn  es  auch  gewisse  persönliche  Freiheitsbeschränkungen 
für  den  Arbeiter  in  sich  begriff,  die  der  vormärzlichen  Auffassung  vom 
beschränkten  Untertanenverstnnd  entsprachen.    Jedenfalls  durchweht  die  alten 
Bergordnungen  ein  Geist  des  praktischen  Wohlwollens  für  den  Bergmann, 
dessen  eigenartige  und  gelährliche  Beschäftigung  ihn  besonderen  Schutzes 
und  besonderer  StaatsbQrgerfreiheiten  bedürftig  mache.    Durch  die  Eingabe 
der  Essener  Bergleute  erfahren  wir,  dass  sieben  Jahre  nach  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  von  1860.  zwei  Jahre  nach  F.rlas<;  des  allgemeinen  preussischen  Berg- 
gesetzes vom  Jahre   1865  ein  totaler  Umsturz  der  Arbeiterverhältnisse  voll- 
zogen war.    Die  Knappen  klagten  über  einseitige  Festsetzung  der  Schichtzeit 
durch  die  Unternehmer,  zwangsweise  Verlängerung  der  Arbeitszeit,  Nieder- 
drücken des  Lohnes  ohne  Einhaltung  einer  unteren  Grenze,  Massregelung  und 
Boykottierung  der  auf  ihr  Recht  pochenden  Knappen,  Erzwingung  von  Übcr- 
schichten,  willkürliche  Lohnabzüge,  schlechte  Behandlung.  Aufhebung  des  alten 
Arbeiterschutzes.     Wörtlich  heisst  es  in  der  für  die  Geschichte  der  Berg- 
arbeitcrentrechtung  hochwichtigen  Eingabe:     Die  Unternehmer  »betrachten 
uns  als  willenlose  Maschinen  und  Arbeitsinstrumente,  deren  Arbeitskraft  sie 
zu  ihrem  Vorteil  möglichst  ausnutzen  können  .  .  .«  Von  einem  freien  Ober" 
einkommen  sei  gar  nicht  die  Rede,  Rücksicht  auf  ältere  Arbeiter  werde  nicht 
mehr  genommen;  die  jüngeren  Bergleute  werden  «^o  abgetrieben,  dass  die  Zahl 
der  militärdienstuntauglichen  Bergarbeiter  rasch  zunehme.    In  dieser  scharfen 
Weise  äusserten  sich  die  königstreuen  Ruhrbergleute  vor  38  Jahren  über  die 
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unter  Geltung  des  neuen  Bergrechts  rapide  eingetretene  Verschlechterung  der 
Knappenverhältnisse.    Bezeidmend  für  den  Geist  der  Petenten  ist,  dass  sie 

sich  auch  bitter  beklagen  über  den  Fortfall  der  Gebetstunde  vor  der  Einfahrt  I 
Statt  mit  dem  GclHtlmch,  wie  zur  Zeit  der  frühern  Bergordnung,  kamen  jetzt 
die  Beamten  »mit  rohen  Flüchen  in  die  Waschkaue  und  treiben  die  Bergleute 
eine  Viertelstunde  vor  Anfahrt  schon  in  die  Grube  .  .  .c  In  materieller  Hin- 
sicht konstatieren  wir,  dass  die  selben  Misssäacli^  von  denen  die  Bergarbeiter- 
eingabe vom  Jahre  1867  redet,  heute  noch  wesentiich  bestehen  und  die  Ursache 
der  neueren  Bergarheiterbewegung  sind.  Auch  darin  besteht  eine  Übereinstim- 
mung zwischen  damals  und  jetzt,  dass  am  16.  November  1867  (kr  preussischc 
Handelsminister  von  Itzonplitz  den  klagenden  Bcrj^lcuten  die  selbe  Antwort 
gab,  wie  1905  Herr  Möller,  nämlich:  »Die  Beschwerden  sind  unbegründet,  die 
angegebenen  Missstände  sind  nicht  vorhanden!«  Und  im  Mai  1872  brach  der 
erste  moderne  Ruhrbergmannsstreik  aus;  in  ihrem  Memorandum  an  den  Berg- 
baulichen Verein,  datiert  vom  i.  Juni  1872.  forderten  die  Streikenden  —  die 
Achtstundenschicht,  die  nach  der  amtlichen  Versicherung  des  Ministers  von 
Itzcnpiitz  doch  existieren  sollte.  Schon  diese  kleine  historische  Reminiszenz 
zeigt,  dass  es  sich  bei  der  augenblicklichen  Bergarbeiterbewegung  nur  um  eine 
Episode  in  dem  Kample  um  das  Bergarbeiterrecht  handelt,  der  mit  der  Ein> 
fähnmg  des  dem  Privatkapital  Hoheitsrechte  verleihenden  Berggeseties  von 
1860-1865  seinen  Anfang  genommen  hat. 

DIE  Bergarbeit  ist  mit  dem  Entstehen  der  Grossbetriebe  gesundhcits-  und 
lebensgefährlicher  geworden ;  der  Arbeiterschutz  aber  wurde  mit  der  Einfüh- 
nmg  des  neuen  Bergrechtes  schlechter.  Der  Unternehmer  gewann  immense 
wirtschaftliche,  dadurch  auch  politische  Macht,  der  Bergarbeiter  verlor  seine 
sozusagen  gesicherte  Existenz.  Die  Gesetzgebung  aber  hielt  an  der  Fiktion 
des  freien  Arbcits^'erlrages  fest,  überlieferte  faktisch  das  Arbeitcrwohl  dem 
Gutdünken  der  Kuxen-  und  Aktienbesitzer.  Das  mittelalterliche  Bergrecht 
regelte  mit  besonderer  Berufung  auf  die  Eigenart  des  Bergbaues  die  Verhält- 
nisse der  Lolmarbeiter  tu  den  Gewerken  (Bergwerksbetreiber)  in  detaülierter 
Weise,  das  neue  Bergrecht  anerkennt  das  Recht  des  Untemdimers,  mit  der 
Ware  Arbeitskraft  nach  Bdieben  zu  verfahren.  Statt  die  mittelalterlichen 
Schutzgesetze  für  den  Bergmann  entsprechend  der  bedeutend  zugenommenen 
Bctriebsgefahrlichkcit  d irt/nrntwickeln,  sind  sie  1860-1865  im  Einklang  mit  der 
manchesterlichen  Doktrin  radikal  abgerissen  worden. 

DIE  revidierte  schlesiscbe  Bergordnung  vom  Jahre  1769  setzte  die  Schichtzeit 
auf  8  Stunden  fest;  Doppdschiditen  waren  verboten.  Heute  dauert  in  Schlesien 

die  Bergarbeiterschicht  9  ?)ts  i:;  Stunden,  Doppelschichten  werden  viele  ver- 
fahren. Im  .Saargebiet  bestinnnte  noch  die  Knappschaftsordnung  vom  23.  Juni 
1853  einen  >normalma!rsigen  Schichtlohnc,  der  in  8  Stunden  verdient  wurde; 
1889  niussten  die  Saarbergleute  streiken  um  die  Beseitigung  der  inzwischen 
aufgezwungenen  Zehnstundenschicht.  1865  erging  das  heute  noch  mas^febende 
Berggesetz;  schon  1869  traten  die  Waldenburger  Bergleute  in  den  bekannten 
Streik  ein  und  verlangten:  Herabsetzung  der  Schichtzeit  von  10  auf  8  Stunden, 
würdigere  Behandlung  seitens  der  Beamten,  Zusichening  bestimmter  Normal- 
löhne, Zahlung  eines  wöchentlichen  Lohnteiles  (Abschlag).  Der  Streik  ging 
verloren,  hinterher  ist  auf  niedcrschlesischen  Zechen  sogar  die  11*  bis  xastfindigc 
Schicht  eingeführt  worden.  Überall  stossen  wir  in  der  Bergarbeitergeschichtc 
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letzten  dretssig  Jahre  auf  Versuche  der  Arbeiter,  die  vor  Inkraft- 
treten der  Gesetze  von  i96o-i96s  nUicfae  gesetzliche  Achtstundenschicht  wieder 

2U  erhalten.  Die  Achtstundentradition  blieb  aber  lebendig,  der  Wunsch,  den 
alten  Bergarhoiterschutz  in  mndernisierter  Form  wiederzubekommen,  war  und 
ist  die  Triebfeder  der  Knappenbewegung  seit  1865.  Erhoben  wird  die  Forde- 
rung nach  gesichertem  Mindestiohn.  In  den  früheren  Bergordnungen  war  den 
Bergleuten  ein  von  der  Bergbehörde  festgesetzter  Nomuülohn  gewährleistet» 
der  unter  wohlwollender  Berücksichtigung  der  Arbeiterbedürfnisse  alle  Quartal 
oder  alle  Jahre  den  Betriebsleitern  vorgeschrieben  wurde.  Ein  vom  Kriegs* 
und  Domänenrat  Richter  an  den  i)reussischen  König  erstatteter  Bericht  über 
den  westfälischen  (märkischen)  Bergbau,  datiert  vom  26.  August  1735,  erzählt, 
die  Schlchtzeit  der  KuhUngrtiber  betrage  3  bis  4  Stuntfen  ( !),  wofür  der 
Lohn  und  das  Recht,  sich  die  besten  KohlenstQcke  anzueignen  (1),  zu  hoch 
bemessen  sei.  Die  später  ergangene  Bergordnung  führte  Normallöhne  ein. 
Bergrat  Decker,  der  Organisator  des  märkisch-westfälischen  Bergbaues,  er- 
stattete am  28.  Oktober  1735  einen  Bericht,  aus  dem  hervorgeht,  dass  die  west- 
fälischen Bergleute  damals  für  einen,  gemessen  an  der  heutigen  Bergarbeiter- 
bezahlung, sehr  guten  Lohn  täglich  nur  5  bis  7  Stunden  arbeiteten.  Die  revi- 
dierte Bergordnung  vom  Jahre  \y66  für  Cleve>Mark  setzte  die  vdle  Schicht 
auf  8  Stunden,  die  Nebenschicht  auf  4  Stunden  fest,  Doppelschichten  waren 
verboten.  In  diese  Schichtzeit  war  die  Ein-  und  Ausfahrt  formell  nicht  ein- 
begriffen, aber,  wie  selbst  die  vom  Verein  der  Ruhrzechenhesitzer  neuerdings 
herausgegebene  Geschichle  des  Bergbaues  im  Ruhrgebiet  zugibt,  es  hatte  sich 
mit  Rücksicht  auf  die  beschwerlichen  und  länger  werdenden  Anfahrtswege  die 
Gewohnheit  herausgebildet.  Ein-  und  Ausfahrt  nachsichtig  in  die  Sdiichtzeit 
einzurechnen.  Solche  Gewohnheiten  haben  sich  im  Bergbau  meistens  zu  Ge- 
wolinhcits  r  e  c  h  t  c  n  heraitsf^ebildct,  die  auch  in  den  Bergschiedssprüchen 
respektiert  und  zum  grossen  Teil  zwingendes  Recht  wurden.  Das  allgemeine 
preussische  Berggesetz  von  1865  verbot  die  Fortbildung  solcher  Gewohnhetts« 
rechte,  entzog  damit  dem  Beqn^^t  eine  Quelle,  aus  der  es  Jahrhonderte  lang 
schöpferische  Kraft  gesogen.  Das  neue  Bergrecht  hob  alle  Beschränkungen 
der  Arbeiteratisbeutung  auf,  fiie  Eingabe  der  Essener  Bergleute  1867  zeigt, 
mit  welrlu'in  ]>fülg.  Der  Arbeiter  sank  zum  vom  Kapitalisten  bevormundeten 
Ausbculung.sobjekt  herab.  Dadurch  sind  die  fortwährenden  Kollisionen  ent- 
standen zwischen  der  bergmännischen  Tradition  und  den  Erfcudemissen  eines 
dem  modernen  Grossbetrieb  angepassten  Arbeiterschutzes  einerseits  und  dem 
anderseits  sich  im  Herr«  nbcri^recht  manifestierenden  grosskapitalistisclien  Ex- 
pansions-  und  Ausbeutungsbedürfnis.  Die  Bergleute  verlangten  Rechtsgaranticen, 
Mitbcstimnmngsrechte,  praktische  und  unzweideutige  (Jesetzesbestimmungcn 
ztun  Schutz  ihrer  Arbeitskraft,  zwcifelsfreie  Sicherung  ihres  mühselig  er- 
arbeiteten Verdienstes,  Gewahrleistung  eines  auskömmlichen  SUmdardkUme^ 
Sie  verlangen  Aufhebung  des  dem  Mittelalter  entlehnten,  durch  die  moderne 
Industrieentwickelung  längst  veralteten,  drückend  empfundenen  Bevormun- 
dungssystcnis,  das  besonders  aufreizend  in  Erscheinung  tritt  in  der  unter- 
nehmerseits  okkupierten  Verwaltung  der  Knappschafts-  und  sonstigen  Unter- 
stützungskassen.  Dies  Bevormundungssystem  fand  früher  immerhin  versöhnen- 
den Ausgleich  in  den  damals  den  Bergknappen  verliehenen  wirtschaftlichen 
und  politischen  Vorrechten.    Nachdem  diese  durch  das  grosskapttalistische 
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Herrenbergrecht  abgeschafft  sind,  passt  das  trotzdem  noch  konservierte,  den 
Beigarbcitcrn  aufgezwungene  Untertanenverhältnis  absolut  nicht  mehr  in  das 
jetzige  Betriebssystem  hinein.  Da  der  Mantel  fiel,  muss  auch  der  Herzog  fallen. 
Wie  der  monarchische  Absolutisnuis  auf  bergrechtlichem  Gebiete  durch  die 
Väter  und  Grossväter  der  heutigen  Bergwerksbetreiber  ausgerottet  wurde,  so 
lehnt  sich  nun  der  Bergarbeiter  immer  heftiger  gegen  den  kapitalistischen 
Absolutismus  auf,  fordert  er  ein  neues  Arbeiterrecht,  welches  den  Arbeiter  aus 
einem  nur  angeblich  freien  Industriesklaven  zu  einem  wirklich  freien  Industrie- 
burger  niacln.  Dies  ist  der  Kern  der  modernen  Bersj^arbeiterbewcf^nnij:,  von 
vielen  Kämplern  zwar  nur  instinktiv  erfasst,  aber  doch  unverkennbar  m  allen 
Bergarbeiterprogramms»  die  seit  dreissig  Jahren  in  Preussen-DeutscMand  ent- 
wickelt wurden. 

X  X  X 

DIE  letzte  preussische  Rerggesetznovelle  l)ernlit  auf  dem  (irundsatz  der  Arbeitcr- 
bevornnnidung.  Als  die  Novelle  beschlossen  war,  rühmte  sich  das  Zentrum 
seines  Erfolges.  Kritischen  und  abweisenden  Stimmen  gegenüber  vertröstete 
die  Zentrumspresse  auf  die  Handhabung  des  Gesetzes,  auf  die  alles  ankäme. 
Allerdings,  aber  eben  deswegen  durfte  das  Zentnmi,  nachdem  seine  Vertreter 
in  Presse  und  Parlament  vorher  ostentativ  das  stärkste  Misstrauen  gegen  die 
sozialpolitische  Einsicht  der  Zechenbesitzer  ausgedrückt,  keinem  Gesetz  zu- 
stimmen, durch  welches  den  selben  Zechenbesitzern  das  Heft  in  den  Händen  be- 
lassen ist.  Nunmehr  sind  überall  die  neuen  Arbeitsordnungen  ausgehängt; 
den  Arbeitern  ist  gesetzlich  ntu*  die  Aussenmg  gestattet,  mitzubestimmen  haben 
sie  nichts  an  der  Formulierung  des  freien  Arbeitsvertrages  Wem  er  nicht 
passt,  kann  gehen.  Die  Funktionäre  des  Bergarbeitervcrhandes  in  Schlesien, 
Mitteldeutschland  und  Rheinland-Westfalen  haben  trotzdem  schriftliche  Ab- 
ändcrungsanträgc  zur  Arbeitsordnung  bei  den  Werksverwaltungen  eingereicht. 
Resultat:  glatte  Abldmung.  Auf  zahlreichen  Zechen  nnd  die  Aushänge  nur 
3  bis  4  Tage,  oft  auch  nur  schlecht  leserlich,  zur  Kenntnis  der  Belegsdiaft 
gebracht.  Herrenbergrecht !  Es  erscheint  ganz  ausgeadilossen,  dass  das  Zen- 
trum dieses  Verhalten  der  Zechenbesitzer  nicht  vorausgesehen  hat.  Bemer- 
kenswert ist,  dass  auf  den  oberschlesischen  Gruben  des  Reichstagspräsidenten 
und  Zentrumsabgeordneten  Grafen  Ballestrem  die  selbe  Arbeitsordnung  erlassen 
wturde,  wie  auf  den  anderen  obersdilesischen  Werken,  wo  es  darum  schon  zu 
Teilstreiks  gekommen  ist.  Die  Arbeiter  empfinden  nun,  wie  sie  genasführt 
sind.  Das  Gesetz  verbietet  zwar  die  Verlängerung  der  bisherigen  Arbeitszeit, 
die  Seilfahrt  soll  nur  l/.  Stunde  (Ein-  und  Ausfahrt)  für  den  einzelnen  Ar- 
beiter betragen.  Aber  der  Mangel  fester  Begriffsbestimmung  durch  die  Novelle 
hat  die  Zechenbesitzo'  formell  berechtigt,  Seilfahrt  und  Arbeitszeit  derart  zu 
regeln,  dass  infdge  der  neuen  Arbeitsordnungen  grossen  Arbeitergruppen  trotz- 
dem keine  Verkürzung  ihres  unterirdischen  Aufenthalts  gegeben  ist.  Durch 
die  Vorschrift,  lo  Minuten  vor  Beginn  der  Seilfahrt  habe  die  Gesamtbeleg- 
schaft schon  im  Besitz  der  Kontrollmarke  zu  sein,  sind  die  Belegschaften  der 
betreffenden  Zechen  im  Ruhrgebiet  gezwungen,  jetzt  früher,  als  vorher,  auf  dem 
Zechenplatz  zu  erscheinen.  Analog  der  hierin  volfig  unzulänglichen  Novelle 
besagen  die  Arbeitsordnungen  auch  nichts  über  die  unbedingte  Sicherung  des 
erzielten  Verdienstes,  der  Gedingevertrag  ist  nach  wie  vor  Dekoration.  Das 
Straf wesen  ist  nach  wie  vor  der  Beamtenwrillkür  anheim  gegeben;  die  statt  des 
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Nullens  neucingeführte  Geldstrafe  (bis  5  Mark  im  Monat  pro  Kopf)  wirkt 
vielfach  drückender,  als  das  alte  System.  Dem  Arbeiterausschuss  sind  nur 
solche  Befugnisse  gegeben,  die  das  Herren  im  HoM^^-Systera  gar  nicht  be- 
schränken. Positive  Anträge  der  Belegschaften  hierzu  sind  alle  abgelduit 
worden.  So  got  wie  sicher  ist,  dass  anf  vielen  Ruhrxechen  nur  den  Streik- 
brediem  das  passive  und  aktive  Wahlrecht  zu  den  Arbeitcrausschüssen  ge- 
währt wird;  fest  steht  es  für  27  Zechen  mit  zirka  36000  Arbeitern. 
STATT  ein  zeitgemässes  Reri^arbeiterrccht  zu  konstituieren,  hat  also  dio 
Novelle  der  kapitalistischen  Despotie  neue  Stützen  verliehen.  Darum  nur  die 
erneut  auftretende  verstärkte  Erregung  der  Bd^iachaften.  Schon  ist  es  in 
Schlesien  wegen  der  Arbeitsordnung  zu  ArbeitseinsteUui^en  gdconunen;  in 
Mitteldeutschland  sammelt  sich  das  bergarbeitende  Volk  zum  Ansturm  gcgtn 
das  Herreiibergrecht.  Die  Rulirbcrglcute  haben  am  18.  November  eine  gemein- 
same Revierkonferenz  zwecks  Demonstration  gegen  das  Herrenbergrecht  ab- 
gehalten, die  keinen  Zweifel  über  die  kritische  Situation  im  Bergbau  zurück- 
liess.  Kompliziert  wird  die  Bewegung  nodi  doich  die  LdienHntttdTer- 
teuerung,  der  keine  Lohnerhöhung  die  Wage  hält 

DAS  formelle  Recht  ist  durch  die  Grubenherren  in  allen  entscheidenden 
Punkten  nicht  verletzt;  das  muss  im  Interesse  der  ahsohit  nötigen  Bcrgge<;et?- 
reform  bekannt  werden.  Der  Landtag  liat  für  das  Unternehmertum  gearbeitet, 
dieses  nutzt  nun  auch  die  schwammigen  Gesetzesparagraphen  weidlich  au4. 
Was  geschehen  und  noch  kommen  wird,  haben  nur  die  Gesetzesverpfuacher 
im  Landtage  auf  dem  Gewissen.  IMes  nadidrücUiclist  hervorheben,  heisst 
auch  den  Weg  zeigen,  der  aus  der  hochkritischen  Sackgasse  führt.  Wer  Ruhe 
haben  will  im  Bergbaurevier,  muss  ehrlich  und  energisch  für  die  Schaffung 
eines  modernen  Bergarbeiterrechtes  eintreten.  Es  muss  endlich 
einmal  aufgeräumt  werden  mit  dem  System  der  Arbeiterbevormundung,  die 
hinfibergeschleppt  worden  ist  in  das  XX.  Jahrhundert,  obwohl  alle  technischen 
und  sozialen  Vorbedingungen  für  die  patriarchalische  Behandlung  des  Berg- 
arbeiters als  industriellen  Untertanen  beseitigt  sind  durch  das  rein  geschäftlich 
operierende  Unternehmertum.  Ihm  sind  alle  Vorrechte  zu  teil  geworden, 
dem  Bergmann  sind  sie  genommen.  Er  aber  iordert  keine  Vorrechte,  sondern 
nur  Anerkennung  seiner  Menschenwürde,  zwingendes  Mitbestimmungsrecht, 
wo  es  sich  um  sein  Leben  und  seine  gesellschafdiche  Existenz  handelt.  Der 
Reichstag  muss  schleunigst  den  Grubenproletariem  gd»en,  was  der  Land- 
tag den  Entrechteten  verweigert  hat. 
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OR  kurzem  ist  endlich  —  fast  zwei  Jahre  nach  den  letzten  allgemeinen 
Wahlen  zum  preussischen  Landtage  —  die  amtliche  statistische  Be- 
arbeitung der  Ergebnisse  dieser  Wahl  veröffentlicht  worden.  Die 
umfangreiche  Arbeit  des  Herrn  Uberregierungsrats  Evert  ist  in 
ihren  für  uns  wesentlichen  Punkten  in  der  F&rteipresse  schon  be- 
sprochen worden,  so  dass  hier  von  einer  Wiederholung  abgesehen  werden  kann. 
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Die  amtliche  Statistik  ist  allerdings  eine  Mnsterleistnng  des  Bureaukratenr 
zopfes  und  stellt  einer  Würdigung  der  WaUergebnisse  vom  politischen  Stand- 
punkt aus  sehr  grosse  Hindernisse  entgegen.  Auf  die  nächstliegende  Frage 
nach  den  Wahlergebnissen  in  den  einzelnen  Wahlkreisen  gibt  die  Statistik 
gar  keine  direkte  Antwort,  da  sie  die  Wahlergebnisse  lediglich  nach  Ver- 
waltungsberirken  (Stadt-  nnd  Landkreisen  in  buntem  Durcheinander)  zn- 
sammenstellt  und  es  Neugierigen  überlässt,  sich  die  entscheidenden  Wahlkreis- 
resuitate  selbst  mühsam  zu  suchen  und  zusammenzurechnen.  Viel  schlimmer 
noch  ist.  dass  auch  die  Fragen  nach  der  Stcuerleistung  in  Beziehung  zum 
Wahlrecht  nicht  für  die  einzelnen  Wahlkreise  und  ihre  ür Wahlbezirke,  ja 
nicht  einmal  für  die  Stadt-  und  Landkreise  beantwortet  werden,  sondern  nur 
für  ganze  Regierungsbezirke.  Damit  ist  diese  statistisdie  Arbeit  fftr  die  uns 
besonders  wichtige  Frage  nach  den  Steuerleistungen  der  Urwähler  im  Wahl- 
kreise und  ihrer  dadurch  bedingten  Verteilung  auf  die  Uhrwahlbezirke  im  Wahl- 
kreise völlig  wertlos  geworden. 

NICHT  einmal  die  Verteilung  der  Stimmen  und  der  Wahlmänner  auf  die  ein- 
zelnen Parteien  gibt  ein  klares  Bild  von  der  wiridichen  Stirke  dieser  Burteien. 
In  der  Statistik  sind  nicht  weniger  als  113 177,  das  heisst  6^77  %  der  Urwähler 

mit  utüfekannter  und  74820,  das  heisst  4,48  %  der  Urwähler  mit  sonstiger 
Partctrichtung  bezeichnet.  Canz  sicher  stecken  in  diesen  nach  .Angaben  der 
Wahlvorsteher  rubrizierten  mehr  als  190000  Urwählern  noch  viele  Tausendc  von 
Sozialdemokraten.  Die  Zahl  der  in  der  Statistik  angegebenen  314  1 19  sozial- 
demcrfcratischen  Urwähler  wird  sich  danach  noch  um  einige  Zehntausend  er- 
hohen und  die  der  konservativen,  als  der  stärksten  Partei,  mit  324 157  Urwählern 
noch  übertreflfen,  vielleicht  sogar  noch  die  Freikonservativen  mit  60000  Ur- 
wählern eingeschlossen.  Die  sozialdemokratische  Partei  wäre  datin  auch  bei 
den  preussischen  Landtagswalilen  schon  nach  dem  ersten  emsthaften  Versuch 
zur  stärksten  Partei  geworden,  trotz  öffentlicher  Abstimmung  und  trotz  noch 
ganz  unvollständiger  Beteiligung.  Haben  sich  von  der  Betdligong  von  den 
in.sgesamt  256  Wahlkreisen  doch  noch  134,  weit  mehr  als  die  Hälfte,  ganz 
ferngehalten,  während  von  intensiver  Beteiligung  überhaupt  nur  in  wenigen 
Kreisen  gesprochen  werden  kann. 

DIE  stärkste  Partei  an  Zahl  der  Wähler  — *  imd  nicht  ein  einziges  Mandat  ge- 
wonnen! Der  prenssische  Beamte,  der  diese  Landt^iawahlstatistik  bearbeitet, 
gibt  sich  alle  Mfihe,  der  Welt  die  Trefflichkeit  des  Dreildasaenwalilystcms 

zu  beweisen.  Von  plutokratischer  Vorherrschaft  kann  nach  Ihm  nicht  die 
Rede  sein.  So  beweist  er  mit  allerlei  geschickten  Zahlengruppicrungen,  »dass 
die  zweite  Abteilung  in  den  .Städten  ganz  überwiegend  vom  gewöhnlichen  Mittel- 
stand beherrscht  wird,  und  dass  auch  die  erste  Abteilung  in  der  Mehrheit  der 
Urwahlbnirke  noch  bei  Steuerleistungen  zugänglich  ist,  wie  sie  von  den  Mit- 
gliedern des  besseren  Mittelstandes  aufgebracht  zu  werden  pflegen«.  Und  er 
>ctzt  hinzu:  ^Seh^  viel  demokratischer  noch  ist  aber  die  Verteilung  auf  dem 
Lande«,  wobei  ich  bemerke,  dass  das  Wort  demokratischer  vom  Herrn  Ober- 
regierungsrat in  Gänsefüsscheu  gesetzt  ist.  Dass  bei  4139  von  insgesamt  27  182 
Urwahlbezirken,  also  mehr  als  dem  siebenten  Teil,  die  erste  oder  zweite  Ab- 
teilung mir  von  einem  oder  zwei  Wählern  gdnldet  wird,  geniert  den  Statistiker 
nicht  weiter.  Und  kein  Wort  hat  er  für  die  Tatsache,  dass  die  nach  ihm  zweit- 
stärkste, in  Wahrheit  stärkste  Partei  unter  diesem  trefflichen,  gerechten  Wahl- 
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System  nicht  ein  eiiuciges  Mandat  erringen  konnte,  während  die  kaum  gleich 
starken  beiden  konservativen  Parteien  nicht  weniger  als  203  Mandate  eroberten. 
AUCH  der  fanatischste  Anhänger  des  Grundsatzes,  dass  das  Wahlrecht  nach 
der  Steuerleistung  bemessen  werden  müsse,  kann  mit  dem  preussischen  Wahl- 
recht nichts  anfangen,  sieht  seinen  Grundsatz  vielmehr  durch  dies  plutokratische 
Wahlsystem  unheilhar  koropromitttert  Was  will  der  Umstand,  dass  die  Durch* 
schnittssteucrleistiing  eines  Urwählers  vom  Lande  3872,  die  des  stadtischen 
Urwählers  dagegen  101,34  Mark  beträgt,  bedeuten  neben  der  von  der  selben 
amtlichen  Statistik  mitgeteilten  j]frotesken  Tatsache,  dass,  während  in  einem 
schlesischen  Urwahlbezirk  der  erste  Urwähler  dritter  Abteilung  über  30000 
Mark  Steuern  zahlt,  in  einem  ostpreussischen  ländlichen  Urwahlbezirk  der 
oberste  Urwähler  erster  Abteilung  20  Mark  Steuern  entrichtet,  in  sechs 
anderen  Bezirken  Urwähler  schon  mit  einer  Steuerlcistung  von  i  o  Mark  in 
die  erste  Abteilung  geläuteten  !  l^nd  dazu  all  die  anderen  Schönheiten  die^e«; 
Wahlsystems,  so  die.  dass  in  P.crlin  III  auf  89796  Urwähler,  in  Sigmaringen 
auf  6491  Urwähler  ein  Abgeordneter  entfällt. 

IM  Grunde  sind  das  alles,  trotz  einiger  neuer  Ziffern,  ja  oüe  Kornetten  für 
uns.   Wir  kennen  die  schreiende  Ungerechtigkeit,  den  unglaublichen  Blödsinn 

dieses  WahlqfSlems  längst.  Einigen  parteigenössisciien  Gegnern  unserer  Wahl- 
beteiligung muss  aber  die  erneute  Konstatierung  jener  längst  bekannten  Tat- 
sachen zu  erneutem  Anlass  dienen,  lun  die  völlige  Aussichtslosigkeit  unserer 
Wahlbeteiligung  nachzuweisen.  Ganz  unzweifelhaft  soll  danach  die  amtliche 
Statistik  erweisen,  dass  wir  tmter  diesem  Wahlsystem  niemals  aus  dgener 
Kraft  ein  Mandat  erringen  können.  Sei  das  aber  nicht  möglich,  dann  sei  damit 
auch  die  völlige  Nutzlosigkeit  unserer  Wahlbeteiligung  erwiesen,  ja  ihre  Schäd- 
lichkeit insofern,  als  wir  Arbeit  und  Geldmittel  auf  eine  wertlose  Sache  ver- 
wenden, die  für  nützliche  Dinge  verwendet  werden  könnten. 
GEWISS  schlage  ich  den  Wert  einiger  sozialdemdcratischen  Abgeordntten 
im  preussischen  Landtage  recht  hoch  an,  aber  ich  glaube,  wir  dürfen  die 
Bedeutung  unserer  Wahlbeteiligung  auch  nicht  ausschliesslich  unter  diesem 
Gesichtspunkte  beurteilen.  Dncb  beschäftigen  wir  uns  zunächst  mit  der  Fratze, 
ob  es  denn  nun  wirklich  nach  den  l'.rgchnissen  der  letzten  Landtagswahl  ganz 
unerschütterlich  feststeht,  dass  wir  niemals  aus  eigener  Kraft  Mandate  erobern 
können.  Ganz  haarscharf  ist  das  in  der  P^rteipresse  auf  Grund  amtlicher 
Zahlen  ausgerechnet  worden,  und  gegen  die  rechnungsmässige  Richti|^eit 
dieser  Berechnui^ien  ist  an  sich  nichts  einzuwenden.  Aber  man  gewinnt  schon 
einiges  Misstr?nen  gegen  die  Beweiskraft  dieser  Zahlen,  wenn  man  sich  erin- 
nert, dass  von  den  Gegnern  der  Wahlbeteiligung  in  Sachsen  genau  so  unwider- 
leglich ausgerechnet  wurde,  dass  wir  auch  dort  niemals  Mandate  aus  eigener 
Kraft  emngen  würden.  Allen  Rechenkünsten  zum  Trotz  schwimmt  aber  jetzt 
der  erste  sozialdemokratische  Hecht  wieder  im  sächsischen  Karpfenteich,  und 
niemand  zweifelt  noch  daran,  dass  diesem  ersten  noch  einige  andere  folgen 
werden. 

JA,  rouss  das  aber  nun  auch  lur  den  preussischen  Landtag  zutreffen?  Man  wird 
das  nicht  ohne  weiteres  zu  behaupten  wagen.  Aber  man  sollte  auch  das  Gegen- 
teil nicht  mit  so  unerschütterlicher  Sicherheit  vortragen,  wie  das  zum  Beispiel 
Genosse  Marckwald  in  der  Neuen  Zeit  tut.  Mit  dem  Nachweis,  dass  in  einem 
Wahlkreis  etwa  7  %,  im  anderen  30  %,  im  Durchschnitt  etwa  15  %  der 
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Wähler  die  ersten  beiden  Abteilungen  beherrschen,  immer  also  eine  Minderheit 

von  Reichen  die  in  der  dritten  Abteilung  befindliche  Mehrheit  der  Armen 
majorisieren  wird,  kann  man  die  Sache  doch  noch  nicht  machen.  Bei  der  Ent- 
scheidung dieser  Fratji'  kommen  die  besonderen  V^erhältnissc  einzelner  Wahlkreise 
in  Betracht,  über  welche  die  amtliche  Statistik  eben  gar  nichts  bringt.  Würde 
sie  darfiber  das  Nddge  enthalten,  dann  dürfte  Genosse  Marckwald  von  dem 
Unterfongen,  »die  £rwarttn^;en  hoffnungsfreudiger  Parteigenossen  mit  mathe- 
matischer Genauigkeit  widerlegen«  zu  wollen,  doch  wohl  absehen  müssen.  Es 
gibt  in  Preussen  gewiss  Wahlkreise,  die  in  ihrtMi  eigenartigen  Verhältnissen 
dem  Versuche,  sie  mit  der  Elle  der  beliebten  Durchschnittsziffern  zu  messen, 
entschieden  widerstehen.  Zu  solchen  Kreisen  rechne  ich  zum  Beispiel  in 
Schlesien  den  Landtagswahlkreis  Rdchenbadi-Waldenburg,  der  sich  zusammen- 
setzt aus  den  beiden  sozialdemdcratisch  vertretenen  Reichstagswahlkreisen  Wal- 
denburg und  Reichenbach-Ncurode,  mit  Ausschluss  des  ländlichen  Kreises  Neu- 
rode, in  welchem  das  Zentrum  dominiert.  Ein  Weber-  und  Bcrgarbeiterwahl- 
kreis,  dessen  dritte  Wählerklasse  uns  unbedingt  gehört,  während  die  zweite 
Klasse  zimi  kleineren  Teil  von  Beamten,  zum  grösseren  von  besser  gestellten 
Arbeitern  und  den  von  der  Arbeiterbevölkerung  ganz  aUiängigen  Gesdiäfts- 
leuten  gebildet  wird.  Wird  dieser  Kreis  nicht,  wie  ähnliche  Kreise  in  Sachsen, 
allen  scharfsinnigen  Berechnungen  spottend,  eines  Tages,  wenn  die  jetzt  noch 
vielfach  bestehende  Scheu  vor  der  öf fentlichcti  Abstimmung  ganz  geschwun- 
den ist  —  eine  Frage  der  politischen  Erziehung  —  drei  sozialdemokratische 
Abgeordnete  in  den  preussischen  Landtag  senden?  Und  gibt  es  solcher  Kreise 
nicht  noch  mehr  in  Preussen?  Nur  ein  Wahlkreis  kann  m  semen  besonderen 
'  \'erhältnissen  vom  Genossen  Marckwafd  gewürdigt  werden:  der  dritte  Berliner 
Landtagswahlkreis,  der  schon  im  ersten  Ansturm  eine  nicht  sehr  weit  von  der 
Mehrheit  entfernte  sozialdemokratische  Wahlmännerschar  zusammenbrachte, 
und  von  dem  sehr  gute  Kenner  des  preussischen  Wahlrechts  sowohl,  wie  der 
spezidien  Berliner  Verhältnisse  glauben,  dass  er  bei  einer  Wiederholung  der 
Wahl  unter  nicht  noch  verschlechterten  Verhältnissen  unseren  Si^  ergeben 
würde.  Marckwald  hält  das  für  ganz  unmöglich,  da,  wenn  wir  die  Steuer- 
leistung von  36  Mark  in  der  zweiten  Abteilung  als  oberste  Grenze  für  die 
Möglichkeit  ansehen,  dass  proletarische  Wähler  die  kleinbürgerlichen  und 
begüterten  an  Zahl  übertreffen,  wir  niemals  die  Mehrheit  gewinnen  werden. 
Ich  i^ube  dag^^,  dass  auch  hier  die  rein  mechanische  Beredinung  durch  die 
tatsächlichen  Verhältnisse,  vor  allem  durch  die  politische  Entwickelung  als  falsch 
erwiesen  werden  wird.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  jene  oberste  Grenze  von 
36  Mark  Steuerlcistung  für  Berliner  Verhältnisse  zu  niedrig  gegriffen  scheint, 
zeigt  doch  gerade  in  Berlin  die  Entwickelung,  dass  immer  grössere  Schichten 
des  sogenannten  Mittthtandes  den  Anschluss  an  die  Sozialdemokratie  bewirken. 
Das  hat  soeben  wieder  der  Auslall  der  Berliner  Stadtverordnetenwahlen  bewie- 
sen. Ich  will  hier  auch  wieder  hinweisen  auf  die  interessanten,  in  dieser  Zeit- 
schrift schon  gewürdigten  Untersuchungen  Dr.  Blanks  über  die  soziale  Zusam- 
mensetzung der  sozialdemokratisclien  Reichstagswählerschaft,  wonach  min- 
destens 40  %  der  sozialdemokratischen  Reichstagswähler  Berlins  Handwerker, 
Gewerbetreibende  und  Beamte  sind.  Viele  dieser  Wähler  werden  niemals 
öffentlich  für  die  Sozialdemokratie  stimmen,  sicher  aber  wird  die  Zahl  der 
Wähler  dieser  Schiditen  in  den  Grossstädten  immer  grösser. 
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VON  einiger  Bedeutung  für  die  Frage,  ob  wir  hier  und  da  aus  eigener  Kraft  ein 
Mandat  erringen  werden,  ist  auch  die  von  der  preussischen  Regierung  geplante 
und  umimgängliche  Zerlegtuig  der  grössten  Landtagswahlkreise  in  selbständige 
kleinere  Kreise  mit  je  einem  Abgeordneten.  Eine  solche  Zerlegung  muss  auch 
bei  der  knifflichsten  Wahlkreisgeometrie  doch  dahin  führen,  wie  beispielsweise 
sicher  in  Breslau,  Stadtteile  mit  überwiegend  proletarischer  Bewohnerschaft 
zu  einem  Wahlkreis  zu  gestalten  und  damit  die  Chancen  eines  sozialdemokrati- 
schen Erfolges  zu  erhöhen.  Auch  für  Berlin  und  seine  benachbarten  Riesen- 
kreise wifd  eine  derartige  Änderung  sicher  von  Bedeutung  sem. 
NACH  alledem  sollte  nicht  mit  der  gezeigten  Sicherheit  die  Unmöglichkeit 
betont  werden,  eigene  Mandate  erringen  zu  können.  Selbst  wenn  diese  Sicher- 
heit aber  ganz  berechtigt  wäre,  sollte  sie  doch  nicht  dazu  führen,  die  Wahl- 
beteiligung als  unnütz,  zwecklos,  ja  schädlich  zu  bezeichnen.  Die  agitatorische, 
werbende  Kraft  der  Beteiligung  ist  nicht  zu  bestreiten,  noch  weniger  die 
erxiddidie  Wkknng  der  selben,  die  Gewöhnung  von  Hunderttausenden  an  die 
öffentliche  Bekundung  ihrer  Zugehörigkeit  zur  Sozialdemokratie»  die  überaus 
günstigen  Einwirkungen  auf  die  Schulung  der  tätigen  Genossen,  Man  frage 
nur  in  den  leider  noch  nicht  sehr  zahlreichen  Kreisen,  in  welchen  man  mit 
ganzer  Kraft  an  die  Beteiligung  ging,  nach  den  Wirkungen  der  selben  auf  die 
Bewegung  selbst,  und  man  wird  die  günstigsten  Urteile  hören.  So  ist  in 
Breslau  ohne  Frage  der  sehr  starke  Aufschwung  der  Parteiorganisation  von  der 
Beteiligung  an  den  Landtagswahlen  mit  ihrer  Heranziehung  zahlreicher  neuer 
Kräfte  zu  den  Arbeiten  der  Partei  herzuleiten.  Von  Gegnern  der  Beteiligung 
wird  gesagt:  von  der  werbenden  Wirktmg  unserer  Wahlbeteiligung  hat  man 
bei  den  seither  in  Preussen  stattgehabten  Nachwahlen  zum  Reichstage  nichts 
gespurt,  niemand  ist  mit  den  erzielten  Resultaten  zufrieden.  Allerdings  nicht, 
aber  wir  wissen  doch  auch,  welche  Momente  bei  den  Nachwahlen  der  Ver- 
mehrung unserer  Stimmen  entgegengewirkt  haben.  Kann  man  denn  nicht 
annehmen,  dass  ohne  jene  werbende  Wirkung  der  Wahlbeteiligung  die  Nach- 
wahlresultate  in  Preussen  viclleiclit  noch  weniger  befriedigend  ausgefallen 
wären? 

DASS  das  Dreiklassenwah^esetz  selbst  aus  sich  heraus  agitatoriadi  auf  seine 

eigene  Beseitigung  hinwirki^-.  kann  nur  der  behaupten,  der  nicht  weiss,  dass 
die  Sozialdemokratie  nuhr  als  drei  Jahrzehnte  lang  auf  diese  Vernichtung  des 
Dreiklassenwahlgesetzes  durch  sich  selbst  vergeblich  wartete,  untätig  zusah,  wie 
das  selbe  zu  einer  immer  gefährlicheren  Waffe  in  den  Händen  der  Junker  und 
Grosska^titalisten  gegen  das  Volk  wurde.  Die  groue  Masse  der  Parteigenossen 
hat  erkannt,  dass  wir  gegenwärtig  agitatorisch  am  besten  gegen  das  preussische 
Dreiklassenwahlgesetz  wirken  durch  unsere  Beteiligung  an  den  Wahlen.  Und 
je  mehr  Hunderttausende  wir  zur  Beteiligung  veranlassen,  um  so  mehr  Hundert- 
tausende entflammen  wir  zum  glühenden  Hass  gegen  jenes  ungeheure  Unrecht 
am  preussischen  Volke.  Die  intensivste  Wahlbeteiligung  ist  das  sicherste  Mittel, 
die  Masse  über  die  ganze  Erlrälrmlichkeit  dieses  elendesten  Wahlrechts  aufzo- 
klären,  und  eben  diese  Wahlbeteiligung  wird  den  Weg  bahnen  zu  einer  Volks- 
bewegung gegen  dies  IVahlrtcHt,  der  auch  das  machtige  Junkertum  wird 
weichen  müssen. 
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IE  rasch  wir  doch  leben!  Als  die  Denkwurdiglceiten  des  ehe- 
maligen österreichischen  Handelsminislers  rnerst  bnchhändleriach 

angekündigt  wurden,  und  als  ihnen  mancher  von  uns  mit  unver- 
hohlener Spannung  entgegensah,  da  fragte  mich  ein  jüngerer 
Parteigenosse,  den  ich  sonst  oft  um  seine  Belesenheit  beneide, 
mit  naireni  Staunen:  was  uns,  ab  Parteiangehörige,  ein  Sdiäffle  tu  inter- 
essieren vermöge  !  Auch  Schäffles  rein  wissenschaftliche  Betätigung  schien 
diesem  Vertreter  der  jüngsten  Generation  höchstens  noch  literarhistorische 
Bedeutung  zu  haben.  AhnHch  werden  heute  bereits  viele  urteilen. 
WIE  anders  gegen  Ende  der  siebziger  und  noch  am  Anfange  der  achtziger 
Jahre,  als  die  damalige,  der  Studien  beflissene  Jugend  langsam  dem  Sozialis- 
mus naher  kam  und  in  die  Partei  hineinwuchs  t  Schäffles  Qumtessetut  —  sie 
hatte,  nachdem  sie  1874  in  einer  Monatsschrift  erschienen  war,  bis  Anfang 
1878  6  Auflagen  erlebt  und  brachte  es  alsdann,  durch  ein  vorübergehendes 
Polizeiverbot  wesentlich  unterstützt,  bis  auf  13  Auflagen  —  bildete  für  uns 
die  erste,  fesselndste  und  überzeugendste  Einführung  in  die  Geheimnisse  und 
die  SchSidbetten  der  sozialistischen  Wirtschaftsorganisatimi.  Rodbertus  erlebte 
erst  ein  paar  Jahre  darauf  seine  literarische  Wiederauferstehung»  wenigstens 
für  uns  und  weitere  Kreise.  Lassalle  war  uns  der  fortreissende,  zornflammende 
Ankläger  des  fortschriltlich-vcrroni-xcn  Bürgertums,  der  leidenschaftliche  Ver- 
künder  neuer,  grosser  5'faa/jautgaben,  der  genialische  Erwccker  des  Klassen- 
selbstgefühls und  des  £n/t'r6/<rnbewusstseins  der  Arbeiter.  Die  Marxschen 
theoretischen  Grundgedanken,  die  Werttheorie,  die  materialistische  Geschichts- 
auffassung, gingen  uns  erst  später  in  Fleisch  und  Blut  über ;  vorläufig  verdauten 
wir  vom  Kapital  nur  die  Geschichte  der  englischen  Eigentumsexpropriation, 
der  englischen  Industrienotstände  und  der  ^freudvollen  Ausgeburten  der  wild- 
gewachsenen kapitalistischen  Exploitation  —  sogar  die  Marxsche  Darstellung 
der  Gegenströmungen:  der  stetig  fortschreitenden  Arbeiterschutzentfaltung,  der 
lange  Zeit  vorbildlichen  enj^ischen  Fabrikgesetzgebung,  gewann  uns  nur  eine 
bescheidene  Beachtung  ab.  Wir  wollten  den  Zukunftsstaat  organisierent  Die 
von  jeder  Kapitalsherrschaft  freie,  rein  auf  gleichberechtigte  Arbeit 
gegründete  Wirtschaftsordnung,  und  nicht  minder  die  von  dem  blinden  Drunter 
und  Drüber  der  Konkurrenz  befreite,  wohlabgemesscne,  unfehlbare  gesell- 
schafdidie  Produkticm  und  Verteilung,  das  war  ims  Endziel  und  nidiste 
G<|;enwart  zngleidil  Und  Grundriss  und  Aufriss  des  dringend  notwendigen 
sozialen  Neubaues  fanden  wir  eben  in  Schäffles  Quintessenc :  pedantisch  trocken 
wie  ein  mathematisches  Rechcnexcmptl  entwickelt,  und  doch  andererseits  mit 
bezaubernden  Ausblicken  in  dämmernde  Fernen,  und  wiederum  gelegentlich 
mit  soviel  konkreter  Belebung  ausgestattet,  wie  sie  nur  einer  verhältnismässig 
reichen,  wirtschaftspolitischen  Schulung  und  Erfahrung  entspringen  konnte: 

»Die  Präge  ist  die:  ob  der  unbewnsste,  einheitslose,    sozusagen  sozialstatische 

Regulator  des  Aufeinanderdrückons  der  Privatinteressen,  das  heisst  die  Kapitalisten- 
konkurrenz  —  oder  ob  eine  einheitlicb-bewusste  und  organisierte 
Sozialmacht  den  Produktions-  und  Distribotions-,  sozusagen  den  Verdauungs- 
und  Umlaufsprozcss  des  sozialen  Stoffwechsels  besser  und  wirtschaft- 
lich e  r  besorgen  würde,  ob  nicht  eine  vervollkommnete  Arbeiter  konkurrenz 
um  materielle  Interessen  und  noch  mehr  um  ideelle  Interessen  der  Fährerachaft^  der 
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Ehre  u.  s.  w.  an  die  Stelle  der  Kapita  listen  konkurrenz  gesetzt,  ob  nicht  die 
vongenügende  Ansammlung  wie  die  fruchtbare  Verttilunp:  des  NationaIkapital> 
über  die  verschiedenen  Geschäftszweige  auch  in  anderem,  als  dem  jetzigen  Wett- 
streit gewonnen  werden  könnte  .... 

Das  eigentliche  Ziel  der  internationalen  Bewegung  lautet:  Ersetzung  des  Privat - 
kapitals,  das  heisst  der  spekulativen,  sozial  nur  durch  die  Konkurrenz  geregelten 
privaten  Produktionsweise,  durch  das  Kollektivkapital,  das  heisst  durch  eine  Pro- 
duktionsweise, welche  auf  Grund  kollektiven  Eigentums  der  Gesamtheit  aller 
Mitgheder  der  Gesellschaft  an  den  Produktionsmitteln  eine  einheit- 
lichere (soziale,  kollektive)  Organisation  der  National  arbeit  durch- 
fuhren würde.  Diese  kollektivistische  Produktionsweise  würde  die  heutige  Kon- 
kurrenz beseitigen,  indem  sie  die  kollektiv  (sozial,  kooperativ)  durchfuhrbaren  Teile 
der  Güterhervorbringung  unter  berufsanstaltliche  Leitung  stellen  und  unter  der  selben 
Leitung  auch  die  Verteilung  des  gemeinsamen  (gesellschaftlichen)  Produktes  aller 
an  alle,  nach  dem  Masse  und  gesellschaftlichen  Gebrauchswert  der  produktiven 
Arbeitsleistung  eines  jeden,  vornehmen  würde  .  .  .  Die  Produzenten  wären 
individuell  nur  noch  Arbeiter,  denn  an  den  Produktionsmitteln  (dem 
Kapital)  gäbe  es  keinen  Privatbesitz  mehr.  Alle  arbeiten  eventuell  mittelst  der  dem 
Ganzen  gehörigen  Produktionsmittel  (des  Kollektivkapitals)  ;  formell  wären  sie 
nicht  Privatunternehmer  und  im  Phvatdienst,  sondern  gleiche  Berufs- 
arbeiter, der  ganzen  Gesellschaft  tramittelbar  verpfliditct  tmd  von  ihr  besoldet. 
Folglich  gäbe  es  künftig  auch  <li(  heutige  Grund  u  n  t  c  r  s  c  h  e  i  d  u  n  g  der  Privai- 
einkünfte  einerseits  in  Gewinn  tmd  andererseits  in  Lohn  überhaupt  nicht 
mehr,  sondern  alle  Einkünfte  reprisentieren  gleidunissig  einen  dirdct  von  der  Ge- 
sellschaft, nach  Massgabe  der  Arbeit,  jedem  zugebilligten  Anteil  am  Nafionalprodiikt, 
das  heisst  ausschliessliches  Arbeits  einkomraen.  .  .  Es  gäbe  keine  KapitaUsten  und 
keine  Lohnarbeiter  mehr,  sondern  nur  noch  Produzenten.  Das  Nationalprodukt 
wurde  unter  alle  nach  dem  gleichen  Verhältnis  des  geleisteten  Arbeitswertes  verteilt 
werden,  der  Profit  könnte  nicht  mehr  den  Lohn  überwuchern,  da  es  nicht  mehr 
Profit  und  Lohn,  sondern  nur  soziale  Besoldung,  gleichartiges,  social  sagdnlligtes. 
nach  Quantität  und  sozialem  Gdmochswert  der  Leistungen  bemessenes  Arbeits* 
emkommen  geben  würde  .  .  . 

Mit  der  Ware,  dem  Handel  und  dem  Handelsprofit  entfSlIt  dann  in  gleicher 

Konsequenz  auch  der  Markt  und  die  Börse  .  .  .  fiele  vnn  selbst  auch  die  wirf 
schaftliche  Korruption  der  Presse.  Da  die  Gesamtheit  .  .  .  einheitliche  sozi.ale 
Werttaxen  normiert,  so  hat  auch  die  Presse  kefaMn  Einfluss  darauf.  IMe  Volkswirt- 
scltaftliche  Presse  kann  nicht  mehr  die  Preise  und  Kurse  influcnzicren.  Sie  '^clh^t 
kann  überhaupt  nicht  mehr  Spekulationsobjekt  sein,  ihre  Freiheit  kann  nur  auf  die 
Sustentation  durch  Vereine  begründet  werden,  ihr  Text  mösste  auf  das  spdcabtive 
Inseraten wesen  verzichten.  Dieses  würde  nicht  mehr  existieren  .  .  .  Ahnlich 
fiele  noch  manches  1  Das  ganze  kostspielige  Annoncen-  und  Schauste!  - 
I  u  n  g  s  wesen  mit  den  enormen  (Sewolbemiedcosten  wäre  ebenfalls  samt  dem  Klein- 
und  Grosshandel,  samt  dem  sterilen  und  parasitischen  Zwischenverkehr,  samt  der 
Handelskonkurrenz  ganz  von  selbst  hinfällig  geworden.  Man  sieht,  die  Um- 
gestaltung ist  eine  vollständige.« 

Das  war  ganz  unser  Fall !  Denn  mit  dem  vollkommenen  Umbau,  von  Grund 
au.s,  nach  Übernahme  der  zur  Wertlosigkeit  herabgesunkenen  kapitalistischen 
Konkursmasse,  hatten  wir  es  damals,  vor  fünfundzwanzig  und  beinahe  dreissig 
Jahren,  weit  eiliger,  als  selbst  unser  linkster  Parteiflügel  heutigen  Tages. 
GewerHschaftliche  Teil»  und  Scheinerfolge,  Arbeitersditttzvorschriften  und 
vollends  Versicherungskassen  und  Konsnmverbilligniigen  waren  uns  schon 
deshalb  mehr  als  gleichgültig,  weil  sie  uns  von  der  ausschliesslichen  Bcschäf- 
tigimg  mit  dem  Endziel  auf  Nebenwege  ablenkten,  die  jeder  für  zeitratihcnd. 
mancher  geradezu  für  lebensgefährlich  hielt.  Zudem  war  in  unserer  etwas  aut- 
gc regten  Phantasie  unser  Autor  sdir  wirksam  mit  dem  Nimbus  des  Gdiehnnis- 
vollen  umkleidet.  Er  hatte  offenbar  1871  den  Ministerfrack  nur  deshalb  der 
.Arbeiterbluse  vorgezofen,  um  den  kufcnen  Gesellschaftsneuerer  besser  verbergen 
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und  um  so  cinflussreicher  zur  Geltung  bringen  zu  können  —  eine  rätsel- 
hafte ^ihinxiiatar,  nadi  oben  die  proletarischen  Kratten  und  Pranken  ver- 
bergend. Seine  erste  Amtstat  in  Wien  jrar  es  gewesen,  der  österreichischen 

Sozialdemokratie  durch  eine  Amnestie  ihre  hervorragendsten  Häupter,  Most, 
Scheu  und  andere,  zurückzugeben.  Liess  das  nicht  tief  blicken?  Und  vor 
allem,  er  hatte  —  wie  uns  ein  in  Parteiredaktionen  und  mit  Parteiführern  rege 
verkehrender,  liebenswürdiger  älterer  Studienfreund  unermüdlich  immer  wie- 
der erzahlte  —  er  hatte  auf  der  Dardbreise  durch  Leipzig,  oder  richtiger  viel- 
leicht  bei  einem  Aufenthalt  in  Leipzig  ....  August  Bebel  aufgesucht  und 
.  .  .  .  Doch  den  mythenSildenden  Klatsch  will  ich  hier  nicht  wiederholen  und 
die  Tatsachen  selber  hat  ja  neuerdings  Bebel  erwähnt.^)  Das  schlug  durch! 
Und  da  wir  den  erstaunlich  fleissigen  und  streitbaren  Schriftsteller  in  Wiedes 
Neuer  GeseUsckaft  /1877-1878/  als  Mitarbeiter  vorfanden,  da  er  uns  mit 
mandien  redit  gepfefferten  Schh^g Worten  versah  durch  seinen,  aeitfreilif  mit 
grosser  Ldlhaftigkeit  geführten  Kampf  gegen  Börsenschwindel  und  Finanz- 
raubritier,  gegen  den  liberalen  politischen  Pöbel  in  Seidenhüten,  auch  gegen 
preussische  Anmassung  und  Grossmannssucht  —  die  ganze  obere  Leipziger 
Parteiatmosphäre  war  damals  grossdeutsch-kleinstaatlich-antiprcussisch  — ,  so 
war  er  unserer  Bewunderung  sicher.  Das  polizeiliche  Verbot  der  QuintestenM, 
die  Wiederaufhdkmg,  die  Massenverbreitung  durdi  Höchberg  begrüssten  wir 
mit  einem  wahren  Freudengeheul  über  die  Niederlage  und  die  Ohnmacht  der 
jämmerlichen  Staatsretter.  Der  dritte  Band  von  Bau  und  Leben  mit  seiner 
noch  breiteren  und  verlockenderen  Detailschilderung  der  wirtschaftlichen 
Zukunftsorganisation  wanderte  unter  uns  von  Hand  zu  Hand.  Ich  selber 
musste  mir,  koste  es,  was  es  wolle,  ein  Eicemplar  er^xrerben,  und  an  den  Fett- 
fledcen  und  den  Apfelschalenspuren  erkenne  ich  noch  heute  den  mehr  friedlich- 
behäbigen  Kamivoren,  der  es  zuerst  auslieh,  und  den  mehr  himmelstürmenden, 
intransigenten  Vegetarier,  der  es,  trotz  aller  Zeichen  der  animalischen  Ent- 
weihung, nach  ihm  verschlang.  Wenn  beide  diese  Zeilen  sehen  sollten,  so  werden 
sie  sich  hoffentlich  ebenso  gern,  wie  ich,  des  gleichstrebenden  Jugenddlers 
erinnern.  Wir  waren  alle  noch  sehr,  sdir  jung  .... 

SO  sahen  wir  eine  Zeitlang  in  erster  Linie  zu  Schäffle  als  zu  unserem  Lehrer 
empor.  Als  ich  im  Anfange  der  achtziger  Jahre  durch  Stuttgart  reiste,  musste 
ich  Aufenthalt  nehmen,  um  Schäffle  zu  sprechen.  Im  grossen  und  ganzen 
bin  ich  ihm  auch  später  immer  ein  treuer  Leser  geblieben,  und  ich  weiss  das 
gleiche  von  anderen  Parteifreunden.  Seine  Steuerpolitik,  sdne  Doppelwährung, 
seine  IDokoffporation  des  HTpothdoudoredits  —  wir  mussten  damals  alle  die 
untergehende  heimische  Landwirtschaft  retten,  sei  es  durch  Gegenwartsrefor- 
men, sei  es  durch  den  Zukunftsstaat;  heute  ist  das  gleichfalls  alles  anders 
geworden,  und  man  muss  froh  sein,  dass  man  nicht  hinausgeworfen  wird, 
wenn  man  von  landwirtschaftlicher  Not  spricht !  — ,  daim  vor  allem  sein  korpora- 
tiver HUfskassenzwang  und  die  daran  sicfi  anschliessenden  Schriften  und  Auf- 
sätze (meist  in  der  Augsburg-Münchener  Aügememen  Zeitung)  blieben  für 
mich  eine  reichfliessende  Quelle  der  Belehrung  und  Anregung,  wie  es  vorher 
das  Gesellschaftliche  System  der  menschlichen  Wirtschaft  und  Bau  und  Leben 
des  sosialen  Körpers  gewesen  waren.   Sie  blieben  es  selbst  dann  noch,  als  seit 

1)  Vergl.  Augutt  Bebel:  Mbtrt  StMßU:  Aus  meimtm  Lettm  in  der  Ntuen.Znt,  i904>I9qs>  I.Bd. 
»a(.  23«  ff. 
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1884-1885,  seit  der  Veröffentlichung  der  AftssichiOosigkeit  der  SoMtoUemo- 
kraüe  das  Tischtuch  zwischen  der  Partei  und  dem  Emninister  längst  erbar- 
mungslos zerschnitten  war  —  idi  selber  wurde  durch  das  Erscheinen  dieser 

Gegenschrift  zu  einem  meiner  ersten,  etwas  stümperhaften  T.eitartikel  als  Ber- 
liner Partcircdakieur  veranlasst.  Und  ein  seltsatnes  Spiel  des  Zufalls  hat  es 
gefügt,  dass  die  beiden  letzten  Schriften,  mit  denen  der  greise  und  doch  rüstige 
Stuttgarter  Gelehrte  vor  die  Öffentlichkeit  trat  (Ein  Votum  gegen  de»  neuesteH 
Zottiarif  /1901/,  Die  agrarische  Gefahr  /1902/),  wieder  in  unserer  Parteipresse 
ein  sehr  beifälliges  Echo  weckten.  Die  Welt  ist  rund  und  will  sich  drehen  .  .  . 
EINE  sonderbare  Laufbahn,  die  uns  jetzt  durch  die  Selbstbiographie  des  am 
25.  Dezember  1903  Verstorbenen^)  näher  gerückt  und  verständlicher  ge- 
macht wird! 

SCHON  in  recht  frühem  Alter  verkörpert  sich  in  Schäffle  die  sein  ganzes 

späteres  Leben  beherrschende  eigenartige  Mischung  von  theoretischem  Forscher 

und  den  Tatjcskampfcn  ?icli  zuwendendem  Publizisten  und  Politiker,  von 
theoretisch-analysicrcndcn  und  jjraktisch-konstruktiven  Fahifjkeitcn.  Die  bit- 
tere, wenn  man  will,  nicht  ganz  unverschuldete  Notwendigkeit,  einem  Brot- 
erwerb vor  Vollendung  des  Bildungsganges  im  Tübinger  Stift  nachzugehen, 
treibt  Schäffle,  nach  kurzer  Tätigkeit  als  Privatlehrer,  schon  mit  neunzehn 
Jahren  in  die  Redaktion  des  Sihicabischen  Merkur.  Sehr  zu  Schaf fles  Vor- 
teil, wie  er  selber  urteilt,  denn  der  Merkur,  heute  ein  nationallibcral-protestan- 
tisches  Provinzialblatt,  war  damals  ein  geistiger  Brennpunkt  des  selbständigem 
Staates  Württemberg;  die  Redaktionsgeschäfte  waren  noch  derart,  dass 
sie  zu  tieferen  Studien  anreiten  und  unserem  Autor  genügend  Zeit  zur  allge- 
meinen Fortbildung  Hessen,  die  ihn  dann  1855  >die  erste  höhere  Dienst- 
prüfung mit  gutem  Erfolge  bestehen  Hessen.  >ohnc  irgend  eine  akademische 
l'achvorlesung  gehört  zu  haben«  .  Mit  den  höheren  württembergischen  Boamtrn- 
kreisen,  besonders  bei  der  Zentral>tel]e  für  (jewerbe,  hatte  der  wissenseifrige 
Volkswirtschattlcr  rasch  l-'ühhmg  gewonnen;  weiter  kam  ihm  eine  langjährige 
enge  personliche  Verbindung  mit  Cotta  tmd  der  Deutschen  Vierteljahrsschrift 
sehr  zu  nutze,  so  dass  aus  dem  Journalisten  sich  bald  der  Universitäts- 
professor und  der  angesehene  Essayist  entpuppte.  Über  Gewerbeordnungs-, 
Münz-.  Vcrfassungs-,  Handelsfraijcn  nimmt  er  in  der  cinflussrcichcn  Cotta- 
schcn  Zeitschrift  das  Wort.  Den  populären  Agitationen,  dem  Landtag,  bleibt 
er  gleichfalls  nicht  fern,  obwohl  die  Proben  seines  rednerischen  Wirkens, 
die  er,  aus  verschiedenen  Lebensperioden,  wiedergibt,  ihn  nicht  gerade  zum 
\'()Iksmann  und  parlamentarischen  Debatter  geboren  erscheinen  lassen ;  und  die 
Zeit  solchen  Wirkens  war  jedesmal  zu  kurz,  um  durch  I''bung  zum  Meister  zu 
werden.  Aber  für  die  Abfassung:  von  Kommissionsberichten,  von  Denkschrif- 
ten, war  Schäffle  jederzeit  gesucht.  Seine  grossdeutsch -  föderative 
Gesinntmg  brachte  ihn  bereits  im  Anfang  der  sechziger  Jahre  in  r^;en  Mei- 
nungsaustausch, zum  Teil  in  persönlichen  Verkehr  mit  österreichischen 
Staatsmännern,  wie  Hock,  Max  von  Gagern.  mit  Rechberg.  Vor  allem,  als 
Österreich  nach  einem  festen  Platz  im  Zollverein  gegen  Preussens  Alleinherr- 
schaft begehrte,  lernte  man  in  Wien  die  betäbi<^'te  Kraft  schat/cn.  die  für  tlie 
riewintumg  der  schwankenden  deutschen   .Süd-  und  Mittclstaaien  eui  giUcr 

Sic  ist  unter  Ucm  Titel  Aus  meinem  Leben  in  zwei  Bänden  im  VrrUg  \'Ofl  Ern»i  Hotmann  &  (  o. 
in  Bcrlio  «nchienen. 
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Bundesgenosse  schien.  Bedauerlich,  dass  dies  auf  der  anderen  Seite,  in  den 
preiissisch-deutschen  Kreisen  viel  Argwohn  gegen  den  Preusscnfeind  weckte, 
viel  mehr,  als  dies  Schäffle  durch  seine  eigene  Gesinnung  und  Stellungnahme 
verdient  zu  haben  scheint.  Leider  dürite  gerade  dieser  Argwohn  und  diese 
Feindseligkett  in  den  entscheidenden  Jahren,  tan  tfS66,  die  Richtung  von 
Schäffles  fernerem  Wirken  endgültig  bestinunt  haben.  Nicht  das  neu  sidi 
bildende,  gegen  Berlin  zustrebende  Deutsche  Reich  hielt  den  Tübinger  Pro- 
fessor fest,  dem  in  der  Zeit  von  1866  Verdriesslichkeiten  in  der  eigenen  Heimat 
nicht  mehr  erspart  hliehen.  So  verfiel  er,  wie  so  mancher  andere  Gross- 
deutsche, der  Anziehungskraft  Österreichs,  das  ihm  1868  eine  glänzende  Pro- 
fessor In  Wien  anbot.  Die  Teifaiahme  am  Ministerinm  Hohenwart  /$.  Fdmiar 
bis  90.  ^ctober  1871/,  das  die  Tschechoböhmen  durch  Entgegenkommen  zu 
versöhnen  suchte  und  die  damals  noch  sehr  herrschaftsverwöhnten  österreichi- 
schen Deutschen  auf  das  hitterste  reizte,  brach  alsdann  die  letzten  Brücken 
zu  einem  grösseren  reichsdeutschen  Schaffenskreise  ab.  Aber  als  stiller,  arbeits- 
froher Privatgelehrter  in  Stuttgart  hat  sich  Schaffle  spater  einen  hohen  Platz 
in  der  internationalen  wissenschaftlichen  Welt  errongen,  ohne  Gönner  und 
ohne  Cliquen,  lediglich  durch  das  Schwergewicht  seiner  Leistungen,  allerdings 
mit  sicherer  Rückendeckung  durch  einen  befreundeten,  Stets  zur  Verfügung 
stehenden  grossen  Verlag  (Cotta-Laupp  in  Tübingen). 

ÜBER  diese  Schäffleschen  Schriften  hier  ein  Urteil  zu  fallen,  habe  icli  nicht 
im  Sinne.  Die  Eigenart  der  meisten,  die  theoretische  Vertiefung  und  tiefere 
Ausschdpfnng  von  umfassenderen  politischen  Tagesfragen  (Zoll-  und  Steuer- 
reform, Währungsfrage,  Arbeitcrversichcrung,  Verfassungsreform,  Kolonial- 

Politik)  ist  ihrem  langen  Leben,  ihrer  wiederholten  Lektüre  nicht  günstig  ge- 
wesen; der  wertvolle  Kern  ist  oft  schon  längst  wissenschaftliches  Gemeingut 
geworden  und  weckt  deshalb  kein  lebhafteres  Interesse  mehr,  und  die  aktuelle 
Anknüpfung  und  Anwendung  hat  sich  erst  recht  fiberld>t  Dennoch  wäre  es 
zu  bedauern,  wenn  nicht  wenigstens  Bau  und  Leben  von  den  jüngeren  Partei- 
genossen heute  noch  gelesen  würde.  Eine  nicht  uninteressante  Stufe  des 
staatssozialistischen  und  auch  des  sozialistischen  Denkens  spiegelt  sich  darin 
wider,  ganz  abgesehen  von  dem  noch  immer  imponierenden  Aufbau  dieses 
vierbändigen  Ensyklo^ädiscken  Entivurfs  einer  realen  Anatomie,  Physiologie 
und  Psychologie  der  mensehliehen  GeseUschaff,  mit  besonderer  Rücksiehi  auf 
die  l'olkszifir tschaft  als  socialen  Stoffrvechscl. 

DIE  nachgelassene  Selbstbiographie  ist  gleichfalls  nichts  für  flüchtig  genicssende 
literarische  Feinschmecker  und  für  Freunde  politischer  oder  gar  persönlich- 
pikanter  Enthüllungen.  Es  ist  im  Grunde  ein  recht  stillumfricdetes,  fest  in 
sich  sdber  ruhendes  Gelehrten-  und  Publizistenleben,  das  sidi  vor  unseren 
Augen  abspielt,  trotz  alles  gelegentlichen  Htndnragens  in  die  Wetterwolken 
der  Regierungs-  und  Parteirivalitäten.  Aber  man  lernt  den  schlichten,  aufrech- 
ten und  innerlich,  trotz  aller  Widersprüche,  aufrichtigen  Spross  des  schwäbi- 
schen Kleinbürger-  und  Kleinbauerntums  in  seiner  fast  altmodisch-ehrbaren 
Tüchtigkeit,  in  seinem  starken  und  zugleich  zarten  Pamiliensinn,  selbst  in  seiner 
gelegentlichen  Dickköpfigkeit  und  Rechthaberei  nur  schätzen  und  achten,  wie 
ihn  wohl  niemand,  der  ihm  im  Leben  rein  persmilich  naher  trat,  enttäuscht  tmd 
gar  als  Feind  verlassen  haben  wird.  Er  hat,  wie  er  sagt,  niemals  in  seinem 
Leben  einen  Orden  besessen,  und  die  schönste  Auszeichnung,  die  seinen  I^bens- 
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fpMg  krSnte»  war,  wie  er  abermals  selber  urteilt,  die  Anerkennuiig  hervorragen* 

4er  Gelehrter  durch  eine  Festschrift  zu  seinem  siebzigsten  Geburtstag  —  dies 

charakterisiert  den  Verstorbenen  wofil  am  besten. 

GRÖSSERN  und  allgemeinem  historischen  Wert  haben  in  dem  nachg^elassenen 
Buche  die  Mitteilungen  über  die  innere  Geschichte  der  Hohenwart-Ära;  doch 
dirfle  hierfür  das  Interesse  in  Deutsctiland  nur  ein  schwaches  sein.  Foner 
sind  manche  eröffnete  Einblicke  in  das  gesellschaftliche  und  geistige  Treiben 

der  süddeutschen  Kleinstaaterei  und  Chmsdeutscherei  parteipsychologisch  nicht 
uninteressant,  und  ähnlich  die  Beiträge  zum  österreichisch-preussischen  Kampf 
um  die  Z(jIIvcreinspolitik.  Die  Heranziehung  Schäffles  durch  Bismarck  hei  der 
Einleitung  der  Reichsarbeiterversichcrung  hat  den  alten  schwäbischen  Gross- 
deutschen  offenbar  mit  vielem  ausgesöhnt,  was  ihm  einst  an  Preussen  und  der 
Reich^litik  nicht  g^eL  Auch  diese  Abschnitte  wird  einst  der  Historiker 
unserer  Sozialgesetzgebung  mit  Nutzen  wieder  aufschlagen. 
FÜR  die  Parteigenossen  seien  ein  paar  verstreute  Mitteilungen  erwähnt,  die  teils 
neu  sind,  teils  bisherige  Annahmen  berichtigen. 

BEI  einigen  Häuptern  der  deutschen  Ar&eiterbewegung  erregte  Schäffle  zuerst 
Aufsehen  durch  sdne  Abhandlung  über  Bourgeois-  und  ArbtittmaUoHaioko' 
uomie  /1864/.  Der  Gegensatz  zu  den  manchesterlibcralen  Harmonikcm,  den 
deutschen  Bastiats,  hatte  ihn  für  die  LassaUesche  Agitation,  wie  es  scheint, 

recht  stark  eingenommen : 

>Die  Empfänghchkeit  für  die,  wenn  auch  zurückhaltende  Würdigung  seiner  [LAssalles] 
Sadie  war  bei  mir  nur  gesteigert  durch  den  Kampf  gegen  die  tnehU-aU-PreihSnäUr 

und  durch  die  niassloscn  persrinüchen  Unbilden,  in  welchen  ich  damals  von  den 
Bastiat  -  Schulze  -  Harmonikern  durch  die  liberale  Presse  Spiessruten  gejagt 
worden  war  ....  Da  war  Lassalle  aufgetreten  mit  seinem  Bastiat- 
Schulse- Delitzsch  oder  der  ökonomische  Julian  und  mit  seinen  zündenden 
Reden.  In  der  Deutschen  Viertel  jähr sschrift  nahm  ich  ....  auf  streng 
objdctive  und  kritisdie  Weise  Stellung  zu  dem  Agitator.  Wie  mir  später  LaMalles 
Parteigenosse  Schweitzer,  als  Kollege  im  Zollparlarnont,  mitteilte,  soll  Lassallc  eben 
im  Begriff  gewesen  sein,  sich  mit  mir  auseinanderzusetzen,  als  ihn  die  Kugel  der 
EÜersndit  tnl« 

DIE  Wiener  Amnestie  von  1^71  galt,  nach  Schaffte,  in  keiner  Weise  den 

Sozialdemokraten,  »darunter  der  berüchtigte  Most«.  Beantragt  und  durchgesetzt 

habe  er  (Schäffle)  die  Versöhnungsmassnahmen  allerdings: 

.  •  Aber  nicht,  um  Most  und  seine  Gesellen  freizulassen  —  an  sie  hatte  ich  wirklich 
keinen  Augenblick  gedacht  — ,  war  die  Amnestie  erstrebt  und  gewährt  worden,  sondern 
um  den  vielen  Personen»  welche  unter  dem  gestürzten  System  in  politischen  Tendenz- 
prozessen zusammen  zu  Dutzenden  von  Jahren  Freiheitsstrafe  verurteilt  worden 
waren,  die  Nachwehen  der  vorangegangenen  Fartetregierung  zu  ersparen  und  die  ver- 
söhnliche Gesinnung  der  neuen  Regierung  sofort  durch  die  Tat  zu  bewähren  .  .  . 
Die  Sozialdemokraten  waren  freilich  so  taktlos  gewesen,  mir  durch  eine  Deputation 
für  die  Amnestie  daideai  zu  lassen.  Ich  hatte  jedoch  diesen  Dank  rund  abgelehnt.« 

Indes  sahen  nach  dem  Erscheinen  von  KopiUiUsmus  umd  SoMttUismus  {Vorträge 

sur  Versöhnung  der  Gegensätze  von  Lohnarbeit  und  Kapital  /1870/),  einem 
Gemisch  von  l  assallc  und  Mario,  stellenweise  schon  mit  einem  starken  Ein- 
schlag von  Marx,  auch  andere  Kreise  in  Schäffle  den  verkappten  Sozialisten. 
Das  Buch  war  erst  wenig  beachtet  worden;  mit  der  Ministerschaft  begannen 
die  Dentmziationen  seitens  der  Deutschliberalen  und  »verbreiteten  in  den  Krei- 
sen des  Grosskapitals  und  Grossgrundbesitzes  teilweise  Schrecken«;  das  Bach 
»erschien  damals  als  umstürzend  .  .  .  .  idi  wusst^  dass  ich  beim  Hochadel 
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kaum  weniger  als  gefährlidier  Demokrat  verdächtig  war,  als  bei  der  Schicht 
der  modernen  Raubritter*. 

SO  war  es  denn  kein  Wunder,  dass  Schaffle  in  der  ersten  Zeit  des  deutschen 
Attentatsachrechei»  nicfat  ganz  wnbdidKgt  davookaM.  Die  QuinUstttu  war 
unterdes  erschienen  and  »erregte  bei  allen  Staatsnachtwiditem  und  anderen 
blioden  Blindenleitem  Ärgernis«: 

»Ich  wurde  durch  Jahre,  namentlich  auch  in  Wien  an  höchsten  und  allerhöchsten 
Stellen  als  verkappter  Sozialdemokrat  herumgetragen.  Nach  dem  roten  Schrecken 
der  scheussiichen  Attentate  Hödels  und  Ntfbilings  war  inzwischen  der  weisse  Schrecken 
des  Ausnahmegesetzes  von  1878  gekommen,  welches  dem  nächsten  besten  Beamten 
der  offenen  und  der  geheimen  politischen  Polizei  Schriften  sozialen  Inhalts  vogelfrei 
preisgab.  Gegen  das  Ansnahm^esetz  hatte  ich  in  der  Presse  Mif  das  entschiedenste 
Stellung  genommen  •  ,  .  Ich  selbst  musste  befürchten,  dass  meine  Sdiriften  der 
PoUzciverfolgung  verlallen  könnten,  und  liess  mein  Werk  Bau  und  Leben,  dessen 
dritter  Band  der  russischen  Zensur  bereits  erlegen  sein  sollte,  durch  den  Ver* 
leger  in  die  Schweiz  flüchte n.c 

Ein  schwäbisches  Blatt  empfahl  der  württembergischen  Regierung,  nicht  bloss 
die  Sfttialdeniokraten  in  der  Bluse»  sondern  auch  diejenigen  im  Ministerfrack 
an  packen,  »das  heisst  mieti  auwuweisen  und  meine  Schriften  an  »erbieten«. 

Das  hatte  im  Süden,  wo  Schaf fle  nach  1871  wieder  wohnte  und  viele  per- 
sönliche Verbindungen  besass,  keinen  Erfolg,  aber  in  Oppeln  fand  sich  ein 
Regierungspräsident,  der  als  Nr.  19  von  20  dem  Massenmord  verfallenen  Druck- 
schriften die  Quintessens  aufgenommen  hatte.  »Nach  wenigen  Tagen  wurde 
jedoch  an|  Beseiiwerde  des  Verl^;ers  das  Verbot  wieder  aufgdioben  «ad  der 
weitere  Absatz  nur  gefSrdert«  —  die  Ideine  Scbrift  ist  deutsch  in  melir  als 
^000  Exemplaren  zur  Verbreitung  gdcommen  und  in  fast  alle  etiropäischen 
Sprachen  ubersetzt  worden,  meist  von  Sozialdemokraten.  Ausländische  Bruder- 
parteien führen  so  noch  heute  den  Namen  Schäf fle  in  der  Liste  ihrer  Agitations- 
literatur. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ERNST  DEINHARDT  •  DAS  BEAMTENELEMENT  IN 
DEN  DEUTSCHEN  GEWERKSCHAFTEN 

N  den  deutschen  Gewerkschaften  macht  sich  ein  steigendes  Bedürfnis 
nach  Anstellung  besoldeter  Beamten  bemerkbar.  Man  braucht  nur 
die  Gewerkschaftspresse,  wie  die  Verhandlungen  der  Generalver- 
sammlungen und  Verbandstage  der  einzelnen  gewerkschaftlichen  Or- 
ganisationen» die  in  den  letzten  Jahren  stattgefunden  haben,  ein- 
gehender zu  verfolgen,  so  wird  man  fortgesetzt  einer  Diskussion  der  Be- 
amtenfrage begegnen.  Aus  den  meisten  Äusserungen  dieser  Art  liest  und 
hört  man  es  heraus,  mit  wie  grossem  Widerwillen  die  gewerkschaftlich  organi- 
sierte Arbeiterschaft  der  Vermehrung  des  Beamtenelements  in  den  Gewerit- 
Schäften  gegenüberstdit;  und  doch  kann  man  sich  der  Pflicht,  mehr  Beamte 
anzustellen,  nidit  entzidten,  will  man  die  Organisationen  auf  der  Höhe  halten 
oder  auch  weiter  ausbauen  und  kräfti^^tn.  Selbst  die  christlichen  Gewerk- 
schaften, die  in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  gern  auf  die  besahlten  Agita- 
toren, auf  die  die  Arbeitergroschen  verprassenden  Beamten  der  freien  Ge- 
werkschaften hinwiesen,  um  durch  diesen  den  Unternehmern  abgeguckten 
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demagogischen  Kniö'  sich  bei  den  Arbeitermassen  besser  einzuschmeicheln, 
haben  einsehen  müssen,  dass  ohne  angestellte  Beamte  eine  erfolgreiche  gewerk- 
schaftliche Organisationstätigkeit  heutzutage  nicht  mdir  möglich  ist  Trotz 

der  Kleinheit  ihrer  Organisationen  haben  sie  ein  ganzes  Heer  von  Beamten 
angestellt,  im  Verhältnis  zur  Mitgliederzahl  jedenfalls  weit  mehr,  als  die  freien 

Gewerkschaften. 

DIE  Arbeit  der  Gewerkschaften  ist  eben  heute  weit  vielseitiger,  als  vor  zwanzig 
oder  andi  noch  vor  zehn  Jahren.  Die  Agitation  stellt  heute  grossere  An« 

forderungen  an  den  Gew^lcschaftsführer,  als  zu  irgend  einer  früheren  ZetL 
Gerade  das  grosse  Wachstum  der  Gewerkschaften  in  den  letzten  Jahren  er- 
forderte grössere  agitatorische  Anstrengungen  seitens  der  Organisationen,  sollte 
die  Vertiefung  der  Gewerkschaftsbewegung  mit  ihrer  äusseren  Machtentfattung 
gleichen  Schritt  halten,  sollte  ihr  Geist  durch  den  ausserordentHdien  Zuwachs 
iMsher  unoifiuiisierter  Elemente  nicht  Schaden  leiden.  Je  grosser  aber  der 
Zulauf  zu  den  Gewerkschaften  in  den  letzten  Jahren  gewesen  war,  um  so  schwie- 
riger wurde  es  ihnen  für  die  Zukunft  gemacht,  sich  weiter  auszudehnen;  die 
leichter  zu  erreichenden,  leichter  zu  überzeugenden  und  deshalb  leichter  zu 
organisierenden  Arbeitermassen  waren  ja  den  Organisationen  zugeführt,  die 
jenigen  Elemente,  die  noch  ausserhafl»  der  Organisationen  standen,  waren  nur 
schwer  von  der  Notwendigst  des  gewerk8Ghaftliche&  Kanq»fes  an  ubmeugea 
und  deshalb  nur  schwer  zu  organisieren.  Auf  sie  kann  aber  die  Gewerkschafts- 
hewegtmg  nicht  verzichten,  will  sie  die  allumfassende  wirtschaftliche  Organisie- 
rung der  Arbeitermassen  zur  Tatsache  machen,  will  sie  für  die  Zukunft  über- 
haupt noch  arbeits-  und  erfolgfahig  sein.  Zur  Bekämpfung  dieses  Indifferentis- 
mus waren  denn  die  bisherigen  Agitationsmittel  nicht  mehr  genügend,  neben  der 
besseren  Ausgestaltung  der  Agitationsliteratur  bedurfte  es  der  Heranziehung  einer 
grösseren  Zahl  gut  durchgebildeter,  mit  den  Organisations-,  Berufs-  und  Ar- 
beiterverhältnissen durchaus  vertrauter,  jederzeit  verfügbarer  Kräfte,  und  so 
kam  man  von  selbst  zur  Anstellung  von  Beamten. 

DIESE  machte  sich  aber  noch  aus  anderen  Gründen  notwendig.  Die  Lohn- 
und  Streikbewegung  erfordert  heute  weit  mehr  organisatorische  Arbeit,  als 

früher.   Leichtsinnig  inszenierte  oder  durchgeführte  Streiks  können  heute,  wo 

das  Unternehmertum  selbst  gut  organisiert  und  kampferprobt  ist,  direkt  zu 
einer  Gefahr  für  den  Weiterbestand  einer  Gewerkschaft  werden.  Ein  Ge- 
werkschaftsbeamter erlangt  allein  schon  durch  seine  regelmässige  Beschäfti- 
gung mit  allen  Fragen  der  Arbeiterbewegung  die  notwendige  Übersicht  über 
die  Marktverhaltnisse,  die  Fähigkeit,  die  Kräfte  der  Unternehmer-  und  Arbeiter- 
organisationen gegen  einander  abzuwägen,  den  Zeitpunkt  zum  Losschlagen  oder 
zum  Abbruch  eines  Kampfes  richtig  zu  wählen,  Unterliaiullungen  mit  den 
Unternehmern  zur  richtigen  Zeit  einzuleiten  und  zu  einem  guten  Ende  zu 
führen.  Und  ihre  grosse  Erfahrung  bei  solchen  Kämpfen  kommt  ihnen  und  der 
Organisati<m  bei  neuen  Bewegungen  immer  wieder  zu  gute,  sie  verleiht  ihnen 
femer  sowohl  bei  der  kampfenden  Arbeiterschaft,  wie  auch  gegenüber  dem 
Unternehmertum  die  zur  erfolgreichen  Durchführung  einer  Bewegung  so  not- 
wendige Autorität.  Die  Führung  sozialer  Kriege  will  heute  ebenso  gut  gelernt 
sein,  wie  die  politischer  Kriege,  und  bedarf  man  dort  strategisch  gut  vorgebil- 
dfAte  Führer,  so  erst  recht  im  Lohnkampf  mit  seiner  vielseitigen  Anwendung. 
Bei  der  Schwierigkeit  des  sozialen  Kampffeldes  können  es  die  Gewerkschaften 
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doch  nicht  dem  Zufall  überlassen,  über  die  Führerschaft  zur  Durchführung 
einer  Bewegung  zu  bestimmen,  sie  müssen  jederzeit  guterfahrene  und  kampf- 
erprobte Führer  zur  Verfügung  haben.  Darüber  kann  heute  nicni  mehr  gut 
gestritten  werden. 

DANN  aber  hat'  sich  mit  dem  Aushau  der  Gewerkschaften  in  den  letzten 
Jahren  eine  bedeutende  Zunahme  der  Verwaltungsarbeiten  bemertdMT 

gemacht.  Die  meisten  deutschen  Gewerkschaften,  die  noch  vor  zehn  Jahren 
ausser  Streikunterstützung  gar  keine  andere  Unterstützung  zahlten,  sind  jetzt 
zur  Einführung  der  Umzugs-,  Notfall-,  Sterbefall-,  vor  allem  aber  der  Arbeits- 
losen-, Erwerbslosen-  oder  auch  der  Krankenunterät&tnmg  geschritten.^)  Die 
Verwaltungsarbeiten  haben  sich  dadurch  aber  nicht  nur  vermehrt,  sie  sin^  audi 
komplizierter  G:eworden.  Bei  der  Grösse  der  heutigen  Organisationen,  auch 
vieler  Zwcigvcrcine  ist  die  Versehung  der  Verwaltungsgcschäfte  im  Neben- 
amte deshalb  nicht  mehr  möglich.  Bei  einer  Verwaltungsstelle  von  über  looo 
Mitgliedern  ist  es  unter  den  heutigen  Verhältnissen  deshalb  ganz  unmöglich, 
die  Att^ben  ohne  angestellte  Beamte  überhaupt  zu  erledigen.  Der  dentsdie 
Metallarbeiterverband  hatte  aber  im  Jahre  1904  allein  37  Verwaltungsstellen 
oder  Ortsfilialcn  mit  mehr  als  lOOO  bis  44875  Mitgliedern,  der  deutsche  Holz- 
arbeiterverband 14  Verwaltungsstellen  mit  über  1000  bis  18669  Mitgliedern.^) 
Aus  diesen  Gründen  ist  man  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr,  als  in  früheren 
Jahren,  zur  Anstellung  von  Beamten  geschritten,  trotz  der  nicht  zu  leugnenden 
Abneigung,  die  in  den  Kreisen  der  Gewerkschaftsmitglieder  selbst  g^en  die 
Vermehrung  der  Beamtenstellen,  wie  gegen  die  Beamten  überhaupt  herrscht. 
So  hatte  sich  die  Zahl  der  Beamten  in  den  gcwerkscbaftlichen  Zentralver- 
bänden am  Schlüsse  des  Jahres  1904  gegenüber  1898  mehr  als  versechsfacht, 
und  selbst  gegenüber  dem  Jahre  1901  mehr  als  verdoppelt.  An  dieser  Zu- 
nahme sind  last  alle  mittleren  und  grossen  Verinnde  im  gleichen  Verhältnisse 
beteiligt,')  vom  Bäckerverbande  angefangen,  der  Ende  1904  bereits  19  Beamte 
angestellt  hatte,  gegenüber  5  in  1901  und  i  in  1898,  bis  zum  Fabrikarbeiter- 
verband mit  24  gegen  4  gegen  2,  dem  Bauarbeiterverband  mit  32  gegen  13 
gegen  3,  dem  Handels-,  Transport-  und  Verkehrsarbeiterverband  mit  43  gegen 
25  gegen  2,  und  zum  Metallarbeiterverband  mit  133  im  Jahre  1904  gegen  43 

*)  Nach  dem  Korrfspondrnsblalt  der  Cenfralkommission  dtr  Gewrrksi  haften  Deutschlard^  hatten 
im  Jahre  i8qs  von  insgesamt  49  Gewerkschaften  Reise-,  14  Arbeitslosen-,  v  Kranken-  und  InvaüJcn- 
und  .'o  Sterboi'al!-  und  Umzugsunterstützurn;,  im  Jalirc  ivo<j  hatten  von  58  (it  wcrksthaftc-n  44  keiso- 
31  Arbeitslosen-,  10  Kranken*,  2  Invaliden-  und  it  Sterbefall-  und  Unuugsunterstützung,  im 
Jahre  1904  hatten  von  63  GtWtrkschaften  46  Reise-.  139  Arbeit'.loscn-.  3S  Knaken^  s  Invaliden- 
«od  SS  Sterbefall-  und  UoKUgtimtentüsung.  Seit  1904  haben  «teder  chw  gaaie  Rcllie  von  Ver« 
binden  ibro  UntcntfitSMitMysteme  erweiten.  Der  Unterschied  twischen  ebemalt  und  heute  konmt 
«uch  In  der  HSbe  der  Untentätntnffasitse  sunt  Ausdruck.  Es  wurde  verausfsbt  für 

1895  1900  1904 

Mark  Mark  Mark 

Rciseuntcrstützung  398613        461028  646821 

Arbeitslosenunterstötsung  196076       501078  1599424 

Kranken- und  1     4Kijgt       656026      1 416935 

InTalidenunterstüizung  |  *  113  530  3136^ 

Umzugs-  und  sonitige  Unteratütxungen         40378       ^05459  631709 

insgesamt   976447     tV^Ht  4¥ßiti 

*)  189S  gab  es  dort  nur  S  solcher  Verwaltungistellen.  deren  grösstc  damals  Saoo  MitRlieder  zählte. 

•)  Allerdings  bezichen  'ilch  die  Zahlen  für  die  Jahre  1898  und  1899  nUT  auf  die  Btamtm  in  der 
ZentralTcrwaltung;  doch  gab  es  in  diesen  Jahren  erst  wenig  angestellte  LokaU  und  Gaubeamte.  Anderer- 
seits ist  bei  den  Zahlen  für  das  Jahr  1904  zu  berücksiclltigCII»  dass  fibcf  dca  BeaMaM^pant  dhM 
Buchdruckerverbandes  irgend  welche  Angaben  leblen. 

66* 
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gqgfn  6  in  den  Jähren  rts^eküve  189S.«) 
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WAR  die  Anstellung  einer  grötserefi  Zahl  von  Beamten  für  die  Gewerkschaften 
aus  den  oben  angegebeiMii  Gründen  eine  zwingende  Notwendigkeit^  ao  hat  «ich 

in  den  letzten  Jahren  auch  die  Zweckmässigkeit  dieser  Massregel  imni^  mehr 
erwiesen.  Nicht  dass  ich  die  gewerkschaftlichen  Erfolge  der  neueren  Zeit 
allein  auf  das  Konto  des  umfangreicheren  Beamtenapparates  setzen  will  —  es 
sprechen  dabei  noch  andere  und  wohl  auch  gewichtigere  Gründe  mit  — ,  wohl 
aiier  war  es  sa  einem  guten  Teil  den  zablretdien  Geweritachaftebeaniten  sa 
danken,  wenn  die  deutacben  Gewerkadiaften  apwoU  in  ihrer  Mitgliedenahl, 
wie  ihrer  inneroi  Organisation  so  grosse  Fortschritte  machten,  wie  auch  bei 
der  Lohnbewegung  solche  Erfolge  erzielten.  Im  einzelnen  lässt  sich  dieser 
Erfolg  der  Gewerkschaftsbeamten  zahlenmässig  nicht  nachweisen,  aber  ein 
Hinweis  auf  die  Mitgliedercntwickelung  wird  auch  den  Fernstehenden  davon 
überzeugen,  welch  günatigen  Einfluas  daa  Beamtenelement  anl  die  Entfaltung 
der  deatacben  Gewerkachaftafiewegung  auageübt  hat  und  auaübt 
ES  ist  nicht  von  ungeühr  gekommen,  dass  die  Gewerkschaften  der  Bäcker, 
Bauhilfsarbeiter,  Brauereiarbeiter,  Fabrikarbeiter,  Gemeindearbeiter,  Ilnndels-, 
Transport-  und  Verkehrsarbeiter  sich  in  so  günstiger  Weise  entwickelt  haben, 
obwohl  es  sich  bei  ihnen  um  ein  schwer  zu  organisierendes  Arbeiterelement 
liandelte:  die  gunattge  Entwickdung  dieaer  Organtaationen  iat  meiner 
Ansicht  nach  ihrer  veriiältnismässig  grossen  Zahl  angestellter  Beamten  zu 
danken.  Am  augenfälligsten  tritt  das  beim  Verband  der  Handels-,  Transport- 
und  Verkehrsarbeiter  zu  Tage.  .Mlc  Organisationsversuche  unter  den  Handels- 
hilfsarbeitern hatten  in  früheren  Jahren  kaum  nennenswerte  Erfolge,  und  auch 
der  Verband  der  Handels-,  Transport-  und  Verkehrsarbeiter  friatete  in  den 
ersten  Jahren  aeinea  Bestehens  nur  ein  bescheidenes  Dasein.  Als  dieae  Organi- 
sation im  Jahre  1900  aber  dazu  überging,  eine  grössere  Zahl  von  Beamten  an- 
zustellen, sogar  aus  aiidercn  Berufen,  nahm  sie  eine  durchaus  günstige  Ent- 
wickelung ;  und  wir  haben  die  ausserordentlich  bezeichnende  Tatsache  zu  ver- 
zeichnen, dass  die  Handelshtlfsarbeiter,  die  man  sonst  Cur  ein  durchaus  in- 
differentes und  der  Gewerkachaftabewegung  unzugänglicbea  Element  gehalten 
hatte,  am  Schluaa  des  Jahrea  1904  bereits  über  eine  Gewerkaehaft  von  mehr 
als  40000  Mitgliedern  verfügten.  Ahnlich  Hegen  die  Verhältnisse  im  Fabrik- 
arbeiterverband. Diese  Organisation  nahm  erst  dann  eine  erfreuliche  Ent- 
wickelung,  als  sie  eine  grössere  Zahl  von  Beamten  anstellte;  heute  verfügt  sie 
über  mehr  denn  50000  Mitglieder.  Dabei  befindet  sie  sich  erst  am  Anfange 
Sirer  Vorwärtsbewegung,  die  aich  angeaichta  der  gegenwärtig  zur  Verfugung 
atehenden  organisatorischen  und  agitatorischen  Kräfte  künftig  ungleich 
schneller  vollziehen  dürfte,  als  das  in  den  beiden  letzten  Jahren  geschah.  In 
gewerkschaftlichen  Kreisen  ist  man  sich  denn  auch  über  den  günstigen  Ein- 
fluss  eines  guten  Beamtenstabes  aui  die  Entwickelung  der  Gewerkschafts- 
bewegung durchaus  nicht  mehr  im  Zweifel,  und  fast  jede  Generalversammlung 
der  Zentralverfainde  diakutiart  und  beaehlieaat  die  Anatelhmg  von  Beamten. 
Daa  geschah  auch  in  diesem  Jahre  auf  einer  ganzen  Reihe  von  Gewerkschafts- 
tagungen, auch  auf  denen  kleinerer  Organisationen.  So  haben  beispielsweise 
die  Bauhilfsarbeiter  die  X'ermehrung  ihrer  besoUlctcn  Gaubcamtcn  um  3.  die 
Maler  um  7  beschlossen;  die  Glasarbeiter  und  Lederarbeiter  beschlossen,  2  Gau- 
beamte aazuatdlen,  die  Zimmerer  vollzogen  die  Anatellung  von  5  weiteren 
Gaubeamten,  die  Tabakarbeiter  wählten  zwei  neue  Voratandabeamte  und  er- 
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mächtigtcn  ihren  Vorstand  zur  Anstellung  von  Gaubeamten  u.  s.  w.  Alle 
diese  Orgamsatioocn  wissen  vid  zu  gut,  dass  sie  damit  zur  Festigung  und  zur 
weiteren  gunstigen  Ausbreitung  der  Gewerkschaftsbewegung  beitragen. 

XXX 
DAS  Bedürfnis  nach  mehr  Beamten  in  den  Gewerkschaften  hat  auch  für  die 
Gewerkschaftsbeamten  selbst  gute  Folgen  gehabt.  Ihre  Tätigkeit  wird  jetzt 
fast  allgemein  anerkannt,  was  auch  in  einer  grösseren  moralischen  und  ma- 
teriellen Wertung  der  Beamten  durdi  die  Masse  der  Mitglieder  zum  Ausdruck 
kommt.  Noch  bis  vor  .wenigen  Jahren  war  es  in  dieser  Hinsicht  recht  schlecht 
bestellt.  Mit  Recht  konnte  August  Brine^tnanti  im  Jahre  1900  auf  dem  Zimmcrcr- 
verbandst.'igo  von  den  Nichtswürdigkeiten  reden,  unter  denen  jeder  für  den  Fort- 
schritt des  Verbandes  strebende  Kamerad  zu  leiden  hatte;  manche  tüchtige 
Kraft  werde  dadurch  geknickt  und  vom  Verbände  abgestossen.*)  Konnte  Otto 
Hue  sagen»  nichts  sei  leichter,  »als  dem  Bergmann  einzureden,  seine  Fuhrer 
und  Vertrauenspersonen  unterschlügen  fremde  Gelder,  seien  notorische  Halun- 
ken und  Erzschelme.  Ein  unüberleg;tes  Wort,  und  man  ist  zum  Unterdrücker 
der  freien  Meinting,  zum  Verbandspapst  und  ähnlichem  avanciert  .  .  .  .c  Wer 
keine  grosse  Geduld  und  kein  dickes  Fell  habe,  dürfe  sich  nicht  hergeben  zum 
Führer  der  Bergleute.*)  Und  selbst  im  lahre  1903  noch  konnte  Bomelburg 
auf  dem  Maurerverbandstage  sagen: 

»Es  ist  eigenartig,  sobald  wir  als  Vorstand  einmal  eine  Meinung  1ia!»rn,  die  von  der 
Meinung  der  Kollegen  irgend  eines  Ortes  abweicht,  ist  der  Krach  da.  Dann  sind 
wir  sofort  die  schlechtesten  Kerle,  die  es  geben  kann,  dann  geht  sofort  das  Schimpfen 

los   Wir  betrachten  uns  nicht  als  die  Hausknechte  der  dcnl'^chen  Maurer. 

wir  lassen  uns  auch  nicht,  wie  es  so  oft  geschieht,  vorhalten,  dass  wir  Bezahlung 
bekommen  .  .  .«') 

Die  Zeiten,  wo  man  in  den  Reihen  der  Gewerkschaftsmitglieder  die  schlechteste 
Meinung:  von  den  CiewcrkschaftsbeanUen  hatte,  wo  man  sie  als  Erzschelme 
betrachtete,  wo  man  sie  als  Hausknechte  behandelte,  nur  weil  sie  ihre  Tätig- 
kdt  in  der  Oiganisation  gegen  Entgelt  ausübten,  sind  glücklicherweise  vorbei. 
Heute  lässt  man  auch  den  Beamten  in  der  Gewerkschaftsbewegung  mehr  oder 
jreniger  Gerechtigkeit  zu  teil  werden,  man  wertet  sie  als  die  Führer  der  Or- 
ganisationen. 

DAS  zeigt  sich  auch  in  der  besseren  Entlohnung  der  Beamten  Noch  vor  zehn 
Jaliren  wurde  der  grössere  Teil  der  deutschen  Gewerkschaftsbeamten 
recht  unzureichend  besoldet.  Allgemein  überschritten  die  Gehälter  kaum  die 
Höchstgrenze  von  1800  Mark  pro  Jahr.  Ja,  noch  im  Jahre  1898  bdief  sich 
das  Durchschnittseinkommen  der  voll  besoldeten  Gewerkschaftsbeamten  auf 
1764,10  Mark,  im  Jahre  189g  auf  1788,70,  im  Jahre  1900  auf  1825,90  Mark 
jährlich.*)  Mittlerweile  hatte  sich  der  Frankfurter  Gewerkschaf tskongrcss 
der  Angelegenheit  bemächtigt  und  es  als  »eine  unabweisbare  Pflicht  der  Ge- 
jRrerkschaften«  bezeichnet,  »ihren  Beamten  und  Redakteuren  ein  deren  wichtiger 
und  aufreibender  Tätigkeit  entsprechendes  anständiges  und  ausreichendes  Gehalt 
zu  zahlen,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  Arbeit  der  Gewerkschaftsbeamten 
weder  nach  Zeit,  noch  Umlang  abzugrenzen  ist«.  Bestimmtar  Vorschläge  über 

*)  Vergl.  das  Protokoll  der  14.  CcncralvcrsammlunK  des  Zcntralverbandes  der  Zimmerer  tgot  '.  pag.  tot. 
*)  VergL.  Otto  Hue:  Nemtrate  oder  parteiische  Gewerkscka/lenf  /Bochum  1900/,  pag.  99  ff. 
*)  Vergl.  das  Protokoll  des  y.  Vcrbandstsgcs  dos  ZcntnlTerbaadcs  der  Maurer  /tpss/,  paz.  1««  ff. 
•)  Vergl.  das  K&rrtsp9n4engHatt  d«r  Ctn*ratk9mmissi&n  d«r  Gew*rktcha/t«m  DtmttcMamiMt  190a. 
pag.  599  ff< 
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tlic  Höhe  und  die  progressive  Steigerung  der  Gehälter  hatte  sich  dieser  Kon- 
gress  enthalten,  er  gab  nur  der  Ansicht  Ausdruck,  dass  die  heute  den  Gewerk- 
schaftsbeamten gezahlten  Gehälter  zn  niedrig:  bemessen  seien.  Als  aber  in 
einem  der  grössten  Verbände,  dem  Holzarheiterverbande,  nach  einem  Beschluss 
des  Verbandstages  vom  Jahre  1903,  der  die  Beamtengehälter  im  Minitnum  auf 
1800  respektive  2000  Mark,  steigend  jährlicli  um  60  Mark  (  !)  I>is  zur  Höchst- 
grenze von  2000  respektive  2400  Mark  festsetzte,  diese  im  ganzen  doch 
gewiss  recht  besdxeidene  Gehältemormierung  unter  den  Verbandsmit- 
gliedem  eine  grosse  Protestbewegung  auslöste,  da  mochte  es  der 
Stuttgarter  Gewerkschaftskongress  wohl  als  seine  Pflicht  betrachtet 
haben,  nun  seinerseits  bestimmte  Vorschläge  über  die  Höhe  und 
Steigerung  der  Rcamtcngehältcr  zu  machen.  Er  empfahl  für  Gcwerkschafts- 
bcamte  ein  Grundgehalt  von  2000  Mark,  steigend  in  den  ersten  5  Jahren  um 
je  100  Mark,  .in  den  weiteren  10  Jahren  um  je  50  Mark  pro  Jahr  bis  zur 
Hodistgrenze  von  3000  Mark.  Seitdem  haben  sich  die  Gdialtsverhälthisse 
der  Gewerkschaftsangestellten  gebessert,  wohl  in  besserer  Würdigung  ihrer 
Tätigkeit  für  die  Bewegtnig,  dann  aber  auch  in  der  richtigen  Erkenntnis,  dass 
die  Proteste,  wie  sie  in  einigen  Gewerkschaften  —  so  neben  dem  Hulzarbeiter- 
verband  im  Schneiderverband  —  gegen  die  so  bescheidene  Erhöhung  der  Be- 
amtengehälter laut  geworden  waren,  nicht  gerade  zur  Erhöhung  des  Ansehens 
der  Gewerkschaften  beitragen  würden.  Immerhin  bewegen  sich  die  Gehälter 
der  Gewerkschaftsbeamten  auch  jetzt  noch  in  recht  bescheidenen  Grenzen, 
(khältcr,  wie  sie  beispielsweise  in  der  englischen  und  amerikanischen  Gewerk- 
schaftsbewegung bezahlt  werden,")  werden  in  Deutschland  nicht  gezahlt  — 
nur  einige  wenige  Beamte  erhalten  3000  Mark  Gehalt  — ^  solche  Gdiälter 
werden  in  Deutschland  auch  nie  gezahlt  werden.  Das  ist  aber  auch  nicht  von 
noten.  Die  Hauptsache  ist  wohl,  dass  die  Gewerkschaftsbeamten  für  ihre  mühe- 
volle, aufreibende  Tätigkeit  überhaupt  hesser  entlohnt  werden,  imd  dass  das 
Missvcrhähnis,  das  zwischen  der  BesoUhmg  der  politischen  und  gewerkschaft- 
lichen Arbeiterbeamten  herrscht,  verschwindet.  Werden  doch  heute  noch  die 
Angestdlten  der  politischen  Bewegung  durchweg  höher  entlohnt,  als  die  Ge- 
werkschaftsbeamten, obwohl  an  ihre  Arbeitskraft  keinesw^  auch  höhere 
Anforderungen  gestellt  werden.  Dieses  Missverhältnis  muss  schon  in  Rück- 
sicht auf  die  Schlat^fertigkcit  und  Leistungsfähigkeit  der  Gewerkschaften  ver- 
schwinden, die  bedroht  ist,  wenn,  wie  es  jetzt  häutig  geschieht,  tüchtige  Kräfte 
ihre  Gewerkschaftsstellungen  gegen  angenehmere  und  besser  entlohnte  Partei- 
stellungen vertauschen. 

XXX 
WIE  gesagt,  es  hat  sich  in  den  deutschen  Gewerkschaften  vieles  zum  besseren 

gewendet,  auch  in  Bezug  auf  die  Stellung  der  Beamten.    Dass  die  Beamten 

mit  ihrer  Stellung  in  der  Arbeiterbewegung  deshalb  zufrieden  sein  könnten, 
kann  man  nun  nicht  gerade  sagen.  Die  schlechte  Meinung,  die  man  sonst 
innerhalb  der  Gewerkschaften  von  den  Gewerkschaftsbeamten  hatte,  und 
die  einer  besseren  Würdigung  ihrer  Tätigkeit  Platz  gemacht  hat,  scheint  ausscr- 

•)  John  Mitchell,  der  Vorsitzende  der  vcrciniKicn  Rcrparhcitcr  in  Indianapolis,  berichtet  in  seinem 
Buche  Ornanisxtrie  Arbnt  /Dresden  1905/,  da^s  in  Amerika  die  DurchschnittsgebUter  lieh  ««rf 
4000  bis  7M0  Mark  belaufen.  Das  Maxinalcebalt  sei  u  000  Mark,  nur  bd  der  EiMnbahabrfidcrtcbaft 
bttragc  €■  «40»  Mark. 


Digitized  by  Google 


1022  OEINHAItOT  -  DAS  BEAMTENELEMENT  IN  DEN  DEUTSCHEN  OEWERKSCHAPTBir 

halb  der  Gewetkschmften  um  so  mdir  an  Boden  zu  gewinnen.  Ott  taaben  4ie 
^[anxen  unliebsamen  Erörterungen  bewiesen,  die  im  Anschluss  an  den  Gcwerfc- 

scfaaftskongress  in  der  sozialdemokratischen  Parteipresse  gepflogen  worden  sind. 
Immer  wieder  wurde  auf  eine  angebliche  prinzipielle  Verflachung  der  deutschen 
Gewerkschaften  hingewiesen,  und  mehr  oder  weniger  machte  man  das  (jewerk- 
schaftsbeamtentum  für  den  schlechten  Geist  innerlialb  der  Gewerkschaften  ver- 
antwortlich. Das  Thema  von  den  Existtuttn  m  gthobener  LekitusUUumg 
wurde  da  in  allen  Tonarten  behandelt.  Tooangdiend  war  in  dieser  ymadg 
schönen  Auseinandersetzung  mit  den  Gewerkschaften  ein  Artikel  Adolf  Brauns, 
der  mit  seiner  Kritik  des  ricwcrkschaftsbcamtcntums  schon  gar  nicht  mehr  den 
Gcwerkschaftskongress  abgewartet  hat,  sondern  bereits  vorher  die  Meinung  der 
Partei  gegen  die  Gewerkschaften  oder  richtiger  die  Gewerkschaftsangestellten 
einnahm.**)  Genosse  A.  Braun,  dessen  Urteil  in  gewefkschaftltchen  Kreisen 
sonst  sehr  geschätzt  war,  richtete  in  diesem  Artikel  einige  geradezu  unbegreif- 
liche Angriffe  gegen  die  Gewerkschaften.  Ztmäcfast  bemängelte  er  die  Wahl 
zum  Gewerkschaftskongresse : 

»Die  Wahl  zu  unseren  Parteitagen  fnidei,  wenn  auch  sicherlich  nicht  nach  einem 
idealai  System,  zumeist  direkt  in  Versanrniluttgen  statt,  zu  denen  alle  Mt^lieder  der 
Partei  des  betreffenden  Ortes  oder  W.ihlkrciscs  Zutritt  haben,  während  die  Wahlen 
für  den  Gcwerkschaftskongress  auf  mannigfache  Art  stattfinden.  Vielfach  wurde 
ein  indirektes  Wahlsystem  beliebt,  so  wurde  die  Wahl  auf  den  Kongressen 
der  einzelnen  Gewerkscliaften.  auf  Gaulagen  der  Selben,  anlässlich  von  Provinzial- 
konferenzen  vorgenommen;  wo  direkte  Wahlen  beliebt  wurden,  waren  die  Wahl- 
kreise meist  so  umfangreich,  dass  fsat  stets  jene  Kandidaten  die  beste  Aussicht 
hatten,  die  als  Bcnmte  der  Gewerkschaft  in  möglichst  vielen  Orten  als  Agitatoren, 
Streikieiter  u.  s.  w.  bekannt  waren.« 

So  sei  es  nicht  verwunderlich,  dass  auf  dem  nächsten  Gcwerkschaftskongress 
die  Zahl  der  Gewerkschaftsbeamten  erfad>Hch  grosser  sein  dörfte,  als  jemals 

auf  einem  Parteikongress  die  der  Partdangestellten.  Der  Parteiangestdlte 
sei  aber  »fast  stets  in  höherem  Masse  von  der  Farteileitunq^  unabhruigig  und 
von  der  lokalen  Parteimitgliedschaft,  innerhalb  der  er  wirkt,  beeinriusst,  als 
der  Gewcrkschaftsbeamte,  der  mit  seinem  Zentralvorstand  viel  engere  Be- 
ziehungen aufrecht  hält,  als  etwa  ein  Parteiredakteur  mit  seinem  Landesror- 
stand  oder  dem  Parteivorstandc.  Daraus  schliesst  Braun,  dass  die  Beschlfisse 
des  Kongresses  der  Meinung  der  Zentralvorstände  stärkeren  Ausdruck  ver- 
leihen werde,  »als  den  Anschauungen,  Auffassungen  und  Stimmungen  der  Ge- 
werkschaftsmitglieder, soweit  diese  nicht  übereinstimmen«.  Allerdings  an- 
erkennt auch  Braun,  dass  die  Delegierten  immerhin  ihren  Mandatgebem  für 
ihre  Handlungen  verantwortlich  seien.  Aus  diesen  Verhältnissen  heraus  woOte 
Braun  im  vorhinein  Beschlüsse  des  Kongresses  verstanden  wissen,  die  vom 
sozialdemokratischen  Gesichtspunkte  abweichen. 

SO  einwandfrei  auch  die  Form  ist,  in  der  das  alles  j?esa<^n  wurde,  so  wenig 
angebracht  war  diese  Vorkritik  des  Gewerkschaftskongresses,  weil  sie  in  der 
Hauptsache  unrichtig  war,  und  weil  sie  andererseits  in  die  s]»ätere  Debatte 
Aber  den  Koogress  Tendenzen  hineingetragen  hat,  die  man  im  Interesse  der 
Arbeiterbewegung  tief  bedauern  muss. 

EINMAL  vollzieht  sich  die  Zusammenset:rnnc;  des  Gewerkschaftskongresses 
in  einer  vom  demokratischen  Standpunkt  viel  einwandfreieren  Form,  als  die 

>^  Vercl.  Adolf  Braun:  Der  Cilntr  Geverkjekafttäongrtss  in  der  Neuen  Zeit,  i9a4<i9os,  II.  Bd.. 
T><>{r.  2"9  und  mj. 
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.  des  Parteitages.  Der  Parteitag  setzt  sich  zunächst  aus  der  sehr  umfangreichen 
Parteileitung  und  der  nodi  vid  tunfangreicheren  Reichstagsfraktion  susammen, 
auf  deren  Delegation  die  Gesamtheit  der  Partei  gar  keinen  direkten  Einfhits 
hat.  Dann  aber  werden  auch  diie  Delegierten,  soweit  nicht  städtische  Wahl- 
kreise in  Betracht  kommen,  in  der  grossen  Mehrzahl  durch  ein  indirektes  Wahl- 
system gewählt.^^)  Demgegenüber  werden  auf  dem  Gewerkschaftskongress  nur 
die  II  Mitglieder  der  Gentraikommission  ohne  Wahl  zugelassen,  während  die 
Ddegierten,  entgi^ien  der  Befaaaptung  Branns,  in  der  Hauptsadie  dtirdi  dirdete 
Wahlen  gewählt  werden,  so  bei  den  grossen  Verbänden  der  Metallarbeiter, 
Holzarbeiter  und  Schndder.  Und  die  Wahl  wird  mit  pdnlichster  Gewissen- 
haftigkeit ausgeübt. 

ES  ist  auch  nicht  richtig,  wenn  den  Gewerkschaftskongressdelegierten  nach- 
gesagt wird,  sie  brächten  mehr  die  Meinung  der  Zentralvorstände,  als  der  Mit« 
glieder  zum  Ausdruck.   Einmal  gibt  es  in  den  Meinungoi  swtschen  Leitung 

und  Mitgliedschaft  der  Gewerkschaften  nur  wenig  Differenzen,  dann  aber 
hat  der  (Jewcrkschaftsbeamte,  insbesondere  der  Gau-  und  Lokalbeamte  mit 
der  Masse  der  Mitglieder  viel  mehr  Berührungspunkte,  als  mit  der  Leitung; 
muss  er  doch  täglich  in  Versammlungen,  bei  Streiks,  bei  Unterhandlungen, 
bd  Beqn-echungen  mit  den  Mitgliedern  unnittdbar  in  Veilcchr  treten,  u^Sirend 
sich  sein  Verlcehr  mit  der  Gewerkschaftsldtung  fast  nnr  auf  Korrespondenzen 
erstreckt.  Tatsächlich  sind  die  Gewerkschaftsbeamten  denn  auch  viel  bessere 
Kenner  der  Wünsche  ihrer  Mitglieder,  als  die  Parteiangestellten,  deren  Ver- 
kehr mit  der  Masse  lange  nicht  so  unmittelbar  ist.  Und  wenn  in  vielen  Fällen 
Beamte  zu  Delegierten  auf  den  Gewerkschaftskongress  gewählt  worden  sind, 
so  beweist  das  nur,  wie  grosses  Vertrauen  sie  bd  den  Gewericachaftsmitgliedem 
geniessen.  Es  war  denn  auch  dne  der  bedenklichsten  Verirrungen,  deren  sich 
die  Parteipressc  nach  dem  Colner  Kongrcss  schuldig  machte,  dass  sie  die  Mit- 
glieder der  Gewerkschaften  gegen  ihre  Beamten  auszuspielen  versuchte.  Auf 
diese  Weise  fördert  man  nicht  die  Arbeiterbewegung.  Durch  solche  Hetze  gegen 
die  Beamten  wird  nur  der  erfreuliche  Entwickelungsgang  der  Gewerkschaften 
behindert  So  sdiafft  man  nur  gewerkschaftliche  DisnpUnlongkdt  und  Idein- 
lidien  Streit  innerhalb  der  Gewerkschaften,  jedenfalls  aber  nicht  das  so  not- 
wendige Zielbewusstsein  im  wirtschaftlichen  Knmpf. 

DEN  (iewerkschaftsbeamten  ist  ihr  Wirken  bisher  nicht  leicht  gemacht  worden. 
Das  lehrt  ein  Blick  auf  das  letzte  Jahrzehnt  der  deutschen  Gewerkschafts- 
bewegung. Es  hat  keinen  Sinn,  die  alte  Animodt&t  gegen  das  Gewerkschafts- 
beamtentum  wieder  wadi  zu  rufen,  wie  es  nach  Göhl  offensachtUdi  geachdien 
ist;  daa  wäre  nur  schädlich  ffir  die  künftige  Gestaltung  der  ganzen  Arbeiter- 
bewegung. 

")  Wio  sehr  t  >  in  ili  r  Piirtii  <!ic  Ausnalmii-  )>ilüet.  dass  man  in  c'^*'^'''""  niclitstädti^rhcn  Wahl- 
krciicn  die  Uclcgation  zum  Parteitag  durch  direkte  Wahlen  vollzieht,  das  zeigte  der  folgende  Vor- 
K<>ng:  Im  Wahlkreise  Offenbach.  >a<>  dii-  Wahl  der  Delegierten  bisher  auf  indirektem  Wege,  durch 
die  Kreiskonferenz,  erfolgte,  wurde  in  diesem  Jahre  xum  crsteom«!  durch  die  Mitglieder  >elb«l, 
mittels  Urabstimmung  in  allen  MuaMcmokniÜMlwii  Vereisen  de*  Kreises,  gewihlt.  Dieaer 
ModiM  war  der  Parteipreaae  ao  tugcwdhnlich,  daaa  aie  ihn  unter  bcaondercr  Anerkennung  dea  Vor* 
gehens  der  Offenbacher  Parteiorganisation  notierte.  TatsSchlich  werden  deqn  auch,  soweit  mir 
bekannt,  nur  in  einigen  Schleswig  Hnlstiinischen  Wahlkreisen  und  in  Hamburg  III  die  Wahlen 
direkt  durch  die  Mitglieder  Vollzügen;  son>t  ist  in  solchen  Kreisen  das  indirekte  Wahlverfabren 
die  R«a>l* 
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.EI  den  Voraussagen  nber  die  gesetzgeberischen  Aufgaben  des  Reichs- 
tages, die  nach  altem  Brauche  im  Spatsommer  und  Herbst  von  Leu- 
ten mit  fruchtbarer  Kombinationsgabe  gemacht  werden,  spielte  in 

diesem  Jahre  aucli  die  Rechtsfähigkeit  der  Rervifsver- 
c  i  n  e  eine  Kolle.  Seit  der  bekannten  Erklärung  des  tirafen  Po>a- 
dowsky  vom  30.  Januar  des  vorigen  Jahres  weiss  man,  dass  die  verbündeten 
Regierungen  >grundsätzlich  nicht  abgeneigt  sindc,  die  Rechtsfähigkeit  der  Be- 
rufsvereine anzu^kennen,  mdhrfach  wurde  auch  seitdem  iiber  Vorarbeiten  zu 
dieser  Gesetzes  vorläge  berichtet,  und  wahrscheinlich  wird  sie  in  nicht  allzu 
langer  Zeit  fertiggestellt  sein.  Zweifelhaft  ist  nur,  oh  der  Reichstag  in  dieser 
seiner  Session  bereits  die  Vorlage  behandeln  wird.  Da  den  Xächst- 
beteiUgten,  den  Berufsvereinen,  leider  keine  Gelegenheit  gegeben  werden  wird, 
die  Vorlage  im  Entwurf  kennen  zu  lement  muss  die  Kritik  sidi  bescheiden, 
bis  der  fertige  Gesetzentwurf  erschienen  ist.  Er  kann  den  Gewerkschaften 
manches  Gute,  aber  auch  recht  viel  Schlimmes  bringen,  und  der  Umstand, 
dass  in  den  letzten  Jahren  immer  häufiger  der  Versuch  gemacht  wird,  mit 
Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechtes  die  Gewerkschaften  zu  bekämpfen, 
mahnt  zu  erhöhter  Vorsicht. 

SOLANGE  die  deutsche  Gewerkschaftsbewegung  jung  oder  doch  wenigstens 

schwach  und  unbedeutend  war,  kam  sie  nur  zum  öffentlichen  Recht 
in  ein  näheres,  meistens  recht  unerfreuliches  Verhältnis.  Das  Straf  recht  und 
allenfalls  noch  das  \'erwaltungsrecht  genügte  Unternehmern  und  liehorden 
in  ihrem  Kampfe  gegen  die  Gewerkschaften;  die  Fussangeln,  die  auch  das 
Zivilrecht  der  Gewerkschaftsbewegung  zu  stellen  gestattet,  Hess  man  unbe- 
nutzt. Als  die  Zahl  der  organisierten  Arbeiter  die  dreiviertel  Million  fiber- 
schritten hatte  und  ansehnliche  Kassenbestände  vorhanden  waren,  erkannten  die 
Unternehmer,  dass  imter  Umständen  auch  das  Privatrecht  brauchbare  Hand- 
haben zur  Chikanierung  der  Gewerkschatten  bieten  könne,  wozu  nicht  wenig 
englische  Beispiele  beigetragen  haben  mögen.  Englische  Richter  hatten  ganze 
Gewerkscfiaften  zur  2^1ung  hc^er  Entschädigungen  an  die  Unternehmer  ver- 
urteilt, und  auch  die  richterlichen  Einhaltsbefehle  erwiesen  sich  in  England 
und  Amerika  als  recht  brauchbare  Mittel,  um  die  Anwendung  mancher  Metho- 
den des  gewerkschaftlichen  Kampfes  zu  erschweren.  Klagen  auf  Schaden- 
ersatz sind  aber  auch  in  Deutschland  möglich,  und  wenn  die  ausgedehnte 
Verwendung  der  provisional  injunction  der  deutschen  Gerichtspraxis  weniger 
geläu%  Ist,  als  der  englischen  und  amerikanischen,  so  kennt  doch  auch  die 
deutsche  Zivilprozessordnung  die  einstwtiUg«  Verfügimg,  Warum  sich 
dieser  Mittel  nicht  bedienen  ? 

HERR  Kommerzicnrat  Kuhn  in  Zuffenhausen  in  Württemberg  erwies  seinen 
Kollegen  die  Freude,  nicht  nur  die  Frage  zu  stellen,  sondern  auch  die  Probe 
aufs  Exempel  zu  machen.  Als  im  Mai  1899  21  Former,  die  in  seiner  Eisengiessere! 
tatig  waren,  sich  weigerten,  Streikarbeit  für  einen  Heilbronner  Fabrikanten 
anzufertigen.  cntUcss  sie  Herr  Kuhn  und  verklagte  sie  obendrein  auf  Zahlung 
von  2090,96  Mark,  als  Ersatz  für  den  erlittenen  Schaden.  Sowohl  die  Instanz- 
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gerichte,  wie  auch  das  Reichsgericht  entsprachen  dem  Klageantrag  und  verur- 
teilten die  Beklagten,  eventuell  unter  Haftung  als  Gesamtschuld- 
ner zur  Zahlung  der  angegebenen  Summe.  G^;en  die  Begründung  des 
Urteils  lässt  sich  juristisch  mancherlei  einwenden,  doch  ist  hier  nicht  der 
Ort  zu  einer  Kritik,  die  ganz  interessante,  aber  auch  ebenso  überflüssige 
Ergebnisse  zeitigen  mag.  Wir  wollen  über  allgemeine  Betrachtungen  nicht 
hinausgehen  und  können  uns  daher  damit  begnügen,  die  Nutzanwendung  der 
organisierten  Arbeiter  aus  dem  Urteil  zu  besprechen.  Die  Beklagten  hatten 
in  ihrer  Revisionsschrift  geltend  gemacht,  der  Herr  Kommerzienrat  Kuhn 
habe  den  ihm  entstandenen  Schaden  selbst  verschuldet,  da  sie  bereit  gewesen 
seien,  andere  Arbeiten  zu  verrichten.  Der  Kläger  hätte  die  von  ihnen  ver- 
weigerten Arbeiten  durch  andere  Arbeiter  ausführen  lassen  können.  Aber 
das  Reichsgericht  liess  diesen  Einwand  nicht  gelten.  »Das  Rechte,  so  heisst 
es  in  seinem  Erkenntnis,  »kann  dem  Dienstherrn  nicht  zumuten,  sich  der 
rechtswidrigen  Arbeitsverweigerung  seiner  Arbeiter  in  dieser  Weise 
zu  fügen  ....  es  handelt  sich  um  die  vorzeitge  Auflösung  eines  bereits 
bestehenden  Arbeitsverhältnisses,  die  von  dem  Arbeiter  verschuldet  i.st,  und 
für  deren  Folgen  er  deshalb  zu  haften  hat.«  Der  Schadenersatzanspruch 
wurde  also  aus  den  Bcstininiungen  über  den  Arbeitsvertrag  lür  gerechtfertigt 
erklärt,  was  die  Möglichkeit  bot,  das  Urteil  auch  gegen  die  Unternehmer 
zu  verwerten.  Denn  das  sdiien  dodi  zweifellos:  Wenn  Arbeiter  dem  Unter* 
nehmer  ersatzpflichtig  sind  für  Schfiden,  die  entstdien  bei  Auflösung  eines  be- 
reits bestehenden  Arbeitsverhältnisses,  so  müssen  umgekehrt  auch  Unter- 
nehmer den  Arbeitern  Schadenersatz  leisten,  wenn  sie  das  Arbeitsverhältnis 
lösen,  indem  sie  Arbeiter  aussperren  und  den  Arbeitern  Schaden  zufügen.  So 
kalkulierten  die  Arbeiter,  und  bei  der  nächsten,  besten  Gelegenheit  übersetzten 
sie  diese  theoretischen  Erwägungen  in  die  Praxis. 

DTE  Gelegenheit  bot  sich  noch  in  dem  selben  Jahre,  in  dem  das  Reichsgericht 
das  eben  besprochene  Urteil  gefällt  hatte.  In  Hamburg  hatten  die  Werften 
von  Blohm  &  Voss  und  der  Hamburg-Amerika-Linic  eine  grössere  Anzahl 
Werftarbeiter  ohne  Kündigung  entlassen,  weil  die  Arbeiter  einer  anderen 
Werft,  der  ReikersHegschiffswerfi,  sich  weigerten,  Streikarbeit  zu  machen. 
Darauf  klagten  el|  Werftarbeiter  3202^  Mark  als  Schadenersatz  für  entgange- 
nen Arbeitsverdienst  von  den  beiden  erstgenannten  Werften  ein,  wobei  sie  den 
Grundsatz  der  Solidarhaft  anwandten,  den  das  Reichsgericht  aufgestellt 
hatte.  Die  Klage  gründete  sich  auf  das  Urteil  im  ZufTenhausener  Fall  und 
auf  den  §  826  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs,  der  denjenigen  schadenersatz- 
pflichtig macht,  der  in  einer  g^en  die  guten  Sitten  verstossenden  Weise 
einem  andern  vorsätzlich  Schaden  zufügt.  Der  Ausgang  dieser  Klage  ist  noch 
in  aller  Gedächtnis.  Das  Hamburger  Landgericht  wies  die  Klage  ab,  und 
das  Oberlandesgericht  bestätigte  das  Urteil  der  X'orinstanz.  Am  26.  März  1903 
hatte  das  Reichsgericht  über  die  Revision  zu  entscheiden.  £s  erklärte  das 
Begehren  der  Arbeiter  ffir  unberechtigt  und  begründete  diese  Auffassung  in 
einer  Entscheidung  von  auffälliger  Kürze.  In  der  Revisionsschrift  war  dar- 
gelegt worden,  die  Werftbesitzer  hätten  den  .Ausgesperrten  jede  Möglichkeit 
genommen,  an  ihrem  W^ohnort  ihren  Unterhalt  zu  finden,  um  sie  dadurch  in 
eine  Notlage  zu  bringen  und  so  auf  ihre  Kollegen,  die  auf  einer  anderen 
Werft  ausständig  waren,  einen  Druck  auszuüben,  der  schliesslich  die  auf  der 


Digitized  by  Google 


MQXfSt  «QLUUt  •  OeWIWKSCHAPm«  UND  WATWCHT 


Reiherstie gschiifswerft  Ausständigen  veranlassen  konnte,  zu  den  alten  Be- 
dingungen die  Arbeit  wieder  aufzunehmen.  Die  Aussperrung  stelle  eine,  gegen 
die  guten  Sitten  verstossende,  vorsätzliche  Schadenszufügung  dar.  Das 
Reichsgericht  scbloss  sich  indessen  dieser  Auffassung  nicht  an.  Ein  Aus0uss 
4es  Rechts  anf  Koalitioa  sei  es  auch»  so  heisst  es  in  sdnem  Erkenntnis,  awenn 
Arbei^^ber  oder  Arbeitnehmer  ohne  unmittelbares,  eigenes  Interesse  in  einem 
Kampfe,  der  zwischen  anderen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  entstanden 
ist,  zur  Unterstützung  der  einen  oder  anderen  streitenden  Partei  eingreifenc. 
Die  Arbeiter  weigerten  sich  ja  auch,  Streikarbeit  zu  machen,  und  proklamierten 
AnsitSnde,  ton  die  Wiedereinstellung  Gemassrei^ter  su  ei^wi&gen.  Da  soldie 
Massnahmen  der  Arbeiter  nidit  gegen  die  guten  Sitten  Verstössen,  könne  man 
das  auch  nicht  behaupten,  wenn  die  Unternehmer  sie  anwenden. 
DIESES  Urteil  des  Reichsgerichts  steht  im  Widerspruch  zu  dem  vorer- 
wähnten im  Zuüenhausener  Fall.  Letzteres  hatte  die  Entschädigungspflicht 
der  Arbeiter  damit  begründet,  »dass  sie  gemeinschaftlich  die  unerlaubte  iiand- 
Im^  der  dolosen  Vermögensschadigung  begangen  haben«  —  indem  sie  sich 
weigerten,  Streikarbeit  zu  machen.  Jetzt  erklärt  das  Reichsgericht»  die  Aus- 
sperrung wegen  der  Weigerung,  Streikarbeit  herzustellen,  begründe  keinen 
Schadenersatz,  und  es  ist  ihm  noch  nicht  einmal  ein  Verstoss  gegen  die  guten 
Sitten,  wenn  6000  Werftarbeiter,  die  gar  keine  Differenzen  mit  ihren  Arbeit- 
gebern hatten,  monatelang  aufs  Pflaster  gesetzt  werden,  bloss  weil  hundert 
andere,  betricibsfremde  Werftarbeiter  eine  Lohnerhöhung  von  einem  Pfennige 
forderten.  Uns  scheint,  wenn  im  Zuffenhansener  Fall  die  Arbeiter  eine  dolose 
VermögcitsschiidiguHg  vornahmen,  dann  erst  recht  die  Werftbesitzer  in  dem 
Hamburger  l  all. 

WENN  nicht  die  den  üntcrnchmern  günstige  Entscheidung  im  Zuffenhausener 
Fall  der  letzterwähnten  l^tschd^tng  vorausgegangen  wär^  Hesse  sich  jedoch 
nicht  viel  gegen  sie  einwenden.  Das  Bedenkliche  ist  der  Widerspruch  zwisdien 

beiden  Urteilen,  der  den  Unternehmern  zu  statten  kommt,  nicht  die  Abweisung 
der  Klage  der  W'crftarljeiter,  die  auch  gar  nicht  daran  gedacht  hätten,  Zivil- 
klage gegen  die  Werftbesilzer  anzustrengen,  wenn  nicht  der  Herr  Kommerzien- 
rat  Kuhn  mit  schlechtem  Beispiel  vorangegangen  wäre.  Es  ist  wirklich  kein 
idealer  Zustand,  wenn  für  den  Ausgang  wirtschaftlicher  Kampfe  nicht  die 
Stärke  der  Organisationen  und  das  strategische  Geschick  der  Organisations- 
leiter, sondern  spitzfindige  Paragraph enjuristerei  entscheidend  ist.  Im  Grunde 
genommen  vertragen  sich  solche  Schadenersatzprozesse  mit  wirklichem,  freiem 
Koalitionsrechte  so  wenig,  wie  etwa  das  Verbot,  einem  belagerten  Feinde 
die  Lebensmittelzufuhr  abzuschneiden,  mit  einem  Kriege.  Gewiss  sollen  bar- 
barische» grausame  Mittel  für  den  wirtschaftlichen  Kampf  so  verp&it  sein, 
wie  für  den  Krieg;  aber  darum  handelt  es  sich  hier  nicht.  Um  solche  Me- 
thoden zu  verhindern,  haben  wir  das  Strafrecht,  und  man  muss  schon  preussi- 
sches  Herrenhaustnitglied  sein,  um  behaupten  zu  können,  Strafrichter  und 
Strafgesetz  liessen  den  Arbeitern  zu  viel  Freiheit  bei  Ausübung  des  Koalitions- 
redits.  Boykott  und  schwarze  Listen  sind  Kampfesmittel  in  wirtschaftlichen 
Klassenkampfe,  die  man  legalisieren  sollte,  anstatt  mit  dem  Kautschukbegriffe 
des  Verstosses  gegen  die  guten  Sitten  gegea  sie  zu  Felde  zu  ziehen.  Geist 
und  Verfassung  unserer  Gerichte  werden  dafür  sorgen,  dass  die  Arbeiter  dabei 
doch  stets  den  kürzeren  ziehen,  und  wenn  man  die  Gesetze  ändern  will,  dann 
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ist  es  besser,  ein  einwandfreies  Koalitionsrecht  zu  schaffen,  als  privatrechtv 
liehe  Bestimmungen,  die  auch  gegen  die  Unternehmer  Anwendung  finden 
müssen.  Die  Methode,  dem  Lotmkampfe  die  Plaidoyers  vor  den  Zivilkammern 
folgeii  n  bMen.  birgt  Geliiirm  in  tMh  die  vor  allem  die  Art>eiter  nicht 
zn  g^erint  dttschitsen  soHten. 

DIE  Arbeiterpresse  Hess  denn  auch  keinen  Zweifel  darüber,  alt  die  Gewerk- 
schaften, durch  das  Vorgehen  der  Unternehmer  dazu  gezwungen,  den  Zivil- 
richter im  wirtschaftlichen  Klassenkampfe  mobil  machten,  dass  dieses  Kampfes- 
mittel recht  bedenkliche  Konsequenzen  in  sich  berge.  Das  Korrespondenz- 
ftiaf#  der  CttteratkommUtiün  äusserte  sich  ausführlich  ilbtr  die  Angelegenheit, 
die  GewerkschaftS|»restt  nnd  die  Parteipresse  Yerhielten  sieh  giMenHeiis 
recht  skeptisch  und  machten  ihre  Bedenken  geltend.  Das  wurde  ihnen  er- 
leichtert durch  den  Umstand,  dass  die  Entscheidungen  der  Gerichte  ungünstig 
für  die  Arbeitr  ausfielen,  und  es  scheint  beinahe,  als  sei  namentlich  bei  man- 
chem Kritikus  in  der  Pturteipresse  das  Misstrauen  gegen  die  bürgerlichen 
Geri^e  ein  stiricerer  AbMinangafnmd  gewesen,  als  Erwägungen  prinzipi» 
eller  Art.  Denn  als  im  vorigen  Jtlire  ein  Reichsgerichtsurteil  bekannt  wurde, 
durch  das  der  Gebrauch  schwarzer  Listen  in  einem  bestimmten  Falle  als 
gegen  die  guten  Sitten  verstosscnd  erklärt  wurde,  fand  man  eine  kritische 
Würdigung  dieses  Urteils  eigentlich  nur  in  einigen  Gewerkschaftsbiättem; 

PnteiMiller  waren  meistens  entsiickt  fiber  das  Urteil,  fiberschatzten  seinn 
Bedeutnag,  nnd  es  fehlte  sogar  nicht  an  Stinmicn,  die  ein  grosser  wentendlss 
soziales  Verständnis  beim  Reichsgericht  schlussfolgerten. 
DASS  das  recht  optimistsch  gedacht  war,  zeigt  eine  nüchterne  Betrachtung 
des  Urteils.  In  Berlin  hatte  ein  Gussputzer  auf  der  Arbeitsstätte  für  seine 
Gewerkschaft  agitiert,  war  deshalb  entlassen  und  auf  Veranlassung  der  Firma 
Keyling  Thomas  von  dm  JCfiÜMiciiiiiNMm  an(  die  schwarsc  Liste  gesetat 
worden.  Ein  anderer  Utttem^luntf ,  hei  dem  er  inswischen  Arbeit  eihaRm 
hatte,  endiess  ihn  darauf  wieder,  und  erst  nach  längerer  Arbeitslosigkeit  erliidt 
der  Mann  ausserhalb  seines  Berufes  die  Gelegenheit  zn  einem  erheblich  ge* 
ringeren  Verdienst.  Er  machte  nun  die  Firma  Keyling  &  Thomas  für  den 
erlittenen  Schaden  verantwortlich  und  verklagte  sie  auf  Zahlung  von  i<kM> 
Marie  Entschädigung.  Instana-  und  Berufungsgericht  wiesen  die  Klage  ab, 
Au  ]teidi^:ericht  erkannte  jedoch  am  17.  März  1904,  der  Anspruch  des 
Klägers  sei  dem  Grunde  nach  g^erechtfertigt,  und  beauftragte 
das  Instanzgericht  mit  der  Festsetzung  der  Schadenersatzsumme.  Das  Urteil 
ging  der  Frage  aus  dem  Wege,  ob  die  Aufstellung  schwarzer  Listen  durch 
die  Unternehmer  hn  allgemeinen  den  guten  Sitten  widerspreche.  Auch  in  den 
Kämpfen,  die  der  gewerUidie  Wettbewerb  und  der  Interessen-  und  Klassen- 
gegensatz zwischen  Aibeitem  und  Untemelunern  mit  sich  bringt,  müsse, 
so  meint  das  Reichsgericht,  ibei  Verfols^ung  an  sich  erlaubter  Zwecke  die 
Einhaltung  von  Schranken  in  der  Weise  verlangt  werden,  dass  als  unzulä.ssig 
nicht  bloss  Kampfmittel,  die  in  an  sich  rechtswidrigen  Handlungen  bestehen, 
sondern  auäeb  solche,  eine  Schädigung  des  Gegners  mit  sich  bringenden  Mass^ 
ttgdn  anittsehcn  siiid,  ^e  nach  den  allgemeinen  bestehenden  SSttenanscIiau- 
ungen  schlechthin  oder  doch  unter  den  gegebenen  Umstanden  als  unbillig  und 
ungerecht  erscheinen«.  Dann  folgte  eine  bedingte  Anerkennung  des  Rechts, 
schwarze  Listen  aufzustellen.    Der  Arbeitgeberverband  dürfe,  so  heisst  es 
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weiter,  so  schwerwiegende  Massnahmen  nur  treffen,  »wenn  es  sich  um  sehr 
schwere  Verfehhugeii  im  Arbeitsverfialtnu  handdt,  und  diese  durch  sorg- 
fältige Ermittdangeii  fes^iestelU  sind«.  Das  Verhalten  des  Arbeüers  — >  die 
Agitation  für  den  Metallarbetterverband  auf  der  Arbeitsstelle  —  sei  >ungehdr%<c 

gewesen  und  hätte  zu  sofortiger  Entlassung  berechtigt  (  !).  der  Mann  sei 
aber  noch  nicht  als  Unverbesserlicher  bekannt  gewesen,  weshalb  die  Beklagte 
nicht  beantragen  und  die  Kühnemänner  nicht  beschliessen  durften,  »eine 
zeitlich  unbegrenzte  Arbeitssperre  fiber  den  Kläger  zu  verhängen«.  Das  sei 
eine  unerlaubte  Handlung,  die  nach  §  826  des  Bürgerlichen  Gesetdmchs 
schadenersatzpflichtig  mache. 

MAN  sieht,  die  Beunruhigung,  welche  die  Scharfmacherorgane  über  dieses 
Urteil  heuchelten,  war  ziemlich  überflüssig.  Hätten  die  Kühnemänner  den 
Mann  nur  ein  paar  Jahre  und  nicht  dauernd  ausgesperrt,  so  würde  das  Reichs- 
gericht wahrscheinlich  erklärt  haben,  das  sei  eine  ganz  gerechte  Strafe  für 
sein  ungehöriges  Benehmen.  Aber  die  dauernde  Sperre  missfiel  ihm,  und 
sie  missfiel  ihm  vor  allem  in  dem  speziellen  Fall.  Das  Reichsgericht 
ist  seiner  Spruchpraxis  vollkommen  treu  geblieben,  als  es  die  Kühnemänner 
verurteilte.  Hatte  es  doch  bereits  früher  einmal,  am  24.  Mai  1902,  als  88  Ar- 
beiter eines  Emaillierweilcs  m  Dfisseldorf,  dk  auf  die  schwarze  Liste  gesetzt 
waren,  Schadenersatz  verlangten,  entschieden,  es  komme  stets  auf  die  Um- 
stände des  konkreten  Falles  auf  die  Art  und  Weise  der  Einwirkung  auf  die 
Willensfreiheit  des  Gegners  und  der  über  den  selben  verhängten  Nachteile  an. 
Generell  hat  sich  das  Reichsgericht  weder  für,  noch  gegen  die  schwarzen  Listen 
ausgesprochen,  und  uns  scheint  das  ganz  gut  so.  Zwar  erweckt  es  Bedenken, 
dass  das  Reichsgericht  bei  Schwerin  VerfeMungen  —  ein  Kautschukbegrif!, 
der  subjektiver  Willkur  weiten  Spielraum  bietet  —  die  Ausspemmgen  zulässt, 
aber  besser  ist  es,  diesen  Kautschukbegriff,  als  eine  gänzliche  Verurteilung 
der  schwarzen  Listen,  mit  in  den  Kauf  zu  nehmen.  Auf  die  Arbeiter  und 
ihre  Methoden  im  Klassenkampfe  angewandt,  musste  ein  solches  Urteil  weit- 
tragende Bedeutung  haben,  denn  die  mit  Recht  vom  Grundstein  gemachten 
Ausführungen«  wonach  die  Arbeiter  niemals  Sperren  verSäingen,  um  den  Unter- 
nehmern das  Koalitionsrecht  zu  rauben,  während  bei  den  Unternehmern  die 
schwarzen  Listen  sehr  häufig  den  Zweck  erfüllen  sollen,  haben  wenig  Aus- 
sichten, bei  bürgerlichen  Gerichten  Beachtung  zu  finden.  Dafür  würde  aber  der 
Grundsatz,  dass  schwarze  Listen  immer  gegen  den  §  826  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
hudis  Verstössen,  auf  dem  Wege  des  Analogieschlusses  zur  BeurteQung  ande- 
rer Vorgange  im  wirtschafttichen  Klassenkampfe  Verwendung  finden,  und 
es  gehört  gewiss  kein  Übermass  juristischen  Scharfsinns  dazu,  um  etwa  bei 
einem  Brot-  oder  Bierboykott  die  \''cranstaltcr  solcher  Massnahmen  schaden- 
ersatzpflichtig zu  machen,  wenn  schwarze  Listen  generell  als  gegen  die  guten 
Sitten  verstossend  erklärt  werden. 

GERADE  das  ist  aber  jetzt  eine  sehr  aktuelle  Frage.  Die  Herren  vmn  Back- 
trog sind  auf  die  ingeniöse  Idee  verfallen,  den  bei  Lohnbewegungen  der  Bäcker 
üblichen  und  gewöhnlich  ausserordentlich  wirkungsvollen  Boykott  der  Ge- 
schäfte, die  nicht  bewilligen,  durch  Schadenersatzklagen  zu  bekämpfen.  Dabei 
spielen  die  nach  den  §§  935  und  940  der  Zivilprozessordnung  zulässigen  einst- 
weiligen Verfügungen  eine  Rolle,  da  man  mit  ihnen  die  Streikkomitees,  die 
Listen  der  zu  empfehlenden  oder  nicht  zu  empfehlenden  Bic£ereien  zusammen* 
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stellen  und  die  Zeitungen,  die  diese  Listen  vcrötfentiichcn,  zwingen  kann,  diese 
HaiuUtingieii  zu  unterlassen.  Die  Klagen  aul  SchadenersaU  gründen  sich  ge- 
wöhnlich auf  die  §§  153  der  Gewerbeordnung  und  823,  826^  830  und  840  des 

Bürgerlichen  Gesetzbuches.  Von  ihnen  ist  unseres  Wissens  erst  eine,  in  Kiel, 
durch  Abweisung  der  Klage  auf  Schadenersatz  entschieden,  andererseits  aber 
haben  die  Bäckermeister  schon  in  mehrcn-n  Fällen  den  Mrfolg  gehabt,  dass 
ihrem  Verlangen  auf  Erlass  von  Einhaltsbcfehlen  Folge  gegeben  wurde  und 
Streildcomitees  und  Zeitungen  1500  Mark  Geldstrafe  oder  6  Wochen  Haft  ris- 
kierten, wenn  sie  mit  der  Veröffentlichung  von  Boykottlisten  fortfuhren.  In 
Dresden,  Stade,  Nürnberg  und  Lübeck  erklärten  die  Landgerichte  die  einst- 
weiligen Verfügungen  für  zulässig,  in  Kiel  hatte  das  Amtsgericht  den  e;lcichcn 
Standpunkt  eingenommen,  das  Landgericht  hob  aber  unter  einer  sehr  be- 
achtenswerten Begründung  den  Beschluss  des  Amtsgerichts  auf  und  erklärte 
die  Anwendung  von  Boykottlisten  im  wirtschaftlichen  Kampf  für  ein  durch- 
aus zulässiges  Mittel. 

IN  der  Tat  Inssen  sich  nicht  gut  Gerichtsentscheidungen  denken,  die  unsozialer, 
mit  den  Vcrhalttiishcn  tlcs  Wirtschaftslebens  mehr  im  Widerspruch  stehend  sind, 
wie  die  Entscheidungen  der  Gerichte,  die  da  kühn  behaupten,  die  Empfehlung 
gewisser  Bäckereien  oder  die  Warnung  vor  ihnen  lalle  unter  den  §  153  der 
Gewerbeordnung  und  Verstösse  ausserdem  g^ien  die  guten  Sitten,  da  die  wirt- 
schaftliche Existenz  der  nicht  zu  den  geregelten  Bäckereien  gehörenden  Bäcker- 
meister —  in  diesem  schönen  Deutsch  drückt  sich  das  Dresdener  Landgericht 
aus  —  durch  den  Boykott  vernichtet  werden  könne.  Sogar  das  Gesetz  gegen 
den  unlauteren  Wettbewerb  hat  man  schon  herangezogen,  um  damit  die  den 
Bäckermeistern  unangenehmen  Sperren  abzuwehren.  Die  Dinge  sind  jetzt 
so  weit  gediehen,  dass  bei  jeder  Lohnbewegung  der  Bäcker  von  dem  Mittel 
der  Einhaltsbefehle  Gebrauch  gemacht  wird,  um  auf  diese  Weise  die  Unter- 
stützung der  Bäckergesellen  durch  das  Publikum  zu  verhindern,  und  es  ist 
zu  erwarten,  dass  auf  anderen  Gebieten  das  Vorgehen  der  Herren  vom  Back- 
trog Nachahmung  finden  wird.  Bei  Boykotts  wegen  Verweigerung  von  Lo- 
kalen zu  Versammlungszwecken  und  bd  Bierboykotts  haben  die  Gerichte  schon 
ebenso  entschieden,  wie  bei  Brotboykotts,  was  ja  nicht  besonders  merkwürdig 
ist,  da  hier  die  Analogie  gegeben  ist.  Von  Bedeutung  ist  insbesondere  die 
Schadenersatzklage  wegen  Bierboykotts  in  Zwickau,  da  mit  ihr  die  erstmalige 
Anwendung  der  einstweiligen  Verfügungen  Hand  in  Hand  ging. 
HIER  war  vom  Gewerkschaftskartell  der  Boykott  über  das  Bier  eines  Gross- 
brauers verhängt  worden,  der  Arbeiter  wegen  ihrer  Organisationstätigkeit  ge- 
massregelt  hatte.  Darauf  erwirkte  der  Brauereibesitzer  Mummcrt  gegen  die 
Mitglieder  des  Kartells  und  gegen  das  Sächsische  Volksblatt  vom  Amtsgericht 
einen  Einhaltsbcfchl,  der  aber  vom  Landgericht  wieder  aufgehoben  wurde. 
Das  Oberlandesgericht  stellte  ihn  dann  wieder  her,  und  das  Reichsgericht,  das 
am  5.  Juni  über  die  Angelegenheit  zu  entscheiden  hatte,  verwarf  die  Revi- 
sion. Dieser  Entscheidung  ist  jedoch  keine  grosse  Bedeutung  beizulegen, 
weil  die  Verwerfung  der  Revision  aus  formellen  Gründen  erfolgte.  In  eine 
sachliche  Prüfung  des  Streitfalles  trat  das  Reichsgericht  bedauerlicherweise 
nicht  ein,  weil  es  annahm,  die  Revisionskläger  hätten  kein  vermögensrecht- 
liches Interesse  von  mehr  als  1500  Mark  (der  Revisionssunime)  an  den 
Streitgegenstand 
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DIE  geschtldatea  Fille  umfassen  nicht  alle  Veraudi^  den  Gewerkschaften 
mit  «ivUrcdMÜclMa  Bestimimingeii  den  Wc|r  an  venteUen.    Erst  vor  kmem 

wieder  wurde  mitgeteilt,  dass  in  DoiMldorf  eine  Firma  die  Zahlstelle  des 

Holzarbeiterverbandes  auf  Zalilung;  von  7000  Mark  verklagt  habe.  Als  KJage- 
grund  gibt  die  Firma  die  Verhängung  der  Sperre  über  ihren  Betrieb  gelegent- 
lich eines  Streiks  an.  In  Lübeck  sind  elf  Maurer,  die  die  Entlassung  eines 
am  dem  Verbände  anoteschlotaenen  Kollegen  dnrch  die  Drohung,  andem- 
fiUi  90tu/t  die  Arbeit  dnctutdlen,  erswaagen»  solidariaeh  aor  Ziriihuig  von 
23^60  Mark  an  den  Entlassenen  verurteilt  worden.  Das  Gericht  sah  es  nicht 
als  gegen  die  guten  Sitten  verstossend  an,  dass  der  Entlassene  Streikbruch 
begangen  hatte.  Als  er  diescrhalb  aber  aus  dem  Verbände  ausgeschlossen 
wurde  und  seine  Kameraden  sich  weigerten,  mit  dem  Streikbrecher  zusammen 
ra  aibetten,  erklärte  daa  Gericht  in  dieser  Weigerung  nad  ftren  Folfeii 
(Entlassung  des  Streikbrechers)  einen  Verstoss  gegen  den  §  &6  des  Börger- 
liehen  Gesetzbuchs.  Ein  ähnlicher  Fall  hat  sich  in  Berlin  ereignet.  Ein 
Zimmermann  hatte  einen  Unorganisierten  zum  Beitritt  in  die  Organisation 
aufgefordert.  Als  dieser  sich  weigerte,  erklärte  der  erwähnte  Zimmermann 
dem  Polier,  dass  alle  organisierten  Arbeiter  die  Arbeit  niederl^n  müssten, 
wenn  der  dne  organisatkmsfeindliche  Arbeiter  nidit  entlassen  wörde.  Diranf 
erfolgte  dessen  Entlassong»  der  Wortffihter  der  organisierten  Arbeiter  wmde 
aber  wetzen  Erpressune^  verurteilt,  ausserdem  machte  der  Entlassene  die  Zivil- 
klage auf  Scliadencrsatz  gegen  ihn  anhängig  und  erreichte  auch  dessen  Ver- 
urteilung, wiederum  wegen  Verstosses  gegen  §  826  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs. 
ES  ist  wohl  kaum  nötig,  hier  Uwgere  Ausfnhningen  darüber  an  marhm,  dass 
in  den  geschilderten  Fallen  vom  Standpunkt  der  Arbeiter  und  der  objdctiT 
die  wirtschaftlichen  Bestrebungen  der  Arbeiter  würdigenden  Uninteressierten 
aus  ein  Verstoss  gegen  die  guten  Sitten  nicht  vorliegt.  Das  Reichsgericht 
hat  versucht,  diesem  Kautschukbegriff  etwas  Konsistenz  zu  verleihen,  indem 
es  Handlungen  als  gegen  die  guten  Sitten  verstossend  erklärt,  die  »dem  An- 
standsgefühl aller  billig  ond  geredit  Denkendenc  widersprechen.  Es  ist  selbst- 
verstandlich,  dass  hierbei  das  Anstandsgefühl  der  Volksklassen  und  Berufs- 
gmp|>efl  entscheidend  sein  muss,  denen  die  der  unsittlichen  Handlungen  Be- 
schuldigten angehören,  und  nicht  das  Anstand sge fühl  des  Unternehmers.  In 
Arbeiterkreisen  ist  man  aber  durchaus  davon  überzeugt,  dass  das  Werben  für 
die  Organisation,  die  Verachtung  des  Streikbrechers,  die  Verhängung  eines 
Boykotts  nnd  dergleichen  mdir  etwas  sehr  Anständiges,  Billiges  und  Ge- 
rechtes ist.  Die  Gerichte  können  nur  deshalb  zu  einer  anderen  Anschauung 
kommen,  weil  ihrem  Denken  und  Fühlen  die  Anschammgen  der  Arbeiter  voll- 
kommen  fremd  sind. 

GERADE  darin  liegt  aber  auch  die  Gefahr  für  die  Gewerkschaften  bei  der- 
artigen Frivatldagen.  Als  in  Magdeburg  ein  Maarer,  Mitglied  einer  Kom- 
mission zur  Oberwacfiung  des  Tarifvertrages  zwischen  Banarbeitem 
und  Banotttemchmern  mit  einem  Ontemduner,  der  zu  niedrige  Löhne  zahlte^ 

in  Differenzen  geriet,  und  ihm  die  Bausperre  in  Aussicht  stellte,  wurde  er 
wegen  Verstosses  gegen  §  153  der  Gewerbeordnung  verurteilt.  Auch  das  Reichs- 
gericht bestätigte  das  Urteil  und  erklärte  ausdrücklich,  das  Bestehen  eines 
Tarifvertrages  sei  belanglos.  Deshalb  sei  doch  jede  Zwangsandrohimg  strafbar. 
Bei  einer  solchen  Verständnislosigkeit  für  die  bedeutsamsten  Erweiteiungeiv 
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die  der  Arbeitsvertrag  zwar  nicht  durch  das  Gesete,  aber  durch  die  Praxis 
«rfahren  hat,  braucht  man  sich  nidit  zu  wundern,  dass  die  Entscheidungen 
des  Zivilrichters  so  häufig  im  Widerspmdi  mit  dem  Reditsempfinden  der  Ar- 
beiter stehen. 

DAS  eine  Urteil  des  Rciclisgcrichts,  das  der  Berliner  Gussputzer  erzielte,  kann 
keine  Veranlassung  geben,  den  Gerichten  grösseres  Vertrauen  entgegenzu- 
bringen. Es  wurde  ja  schon  gezeigt,  weshalb;  und  wenn  die  Untemehmer- 
presse  so  grimmig  iiber  das  Urteil  herfiel,  während  manches  Fartdblatt  es 
fiberschätsEte,  so  wird  dadurch  nur  bewiesen,  dass  die  lAitemehmer  es  noch 
immer  besser  verstehen,  die  öffentliche  Meinung  zu  beeinflussen,  als  die 
Arbeiter,  Brinj^^t  es  doch  im  Berliner  Tageblatt  vom  23.  September  1905  bei 
einer  Besprechung  der  von  uns  erwähnten  Reichsgerichtsurteile  ein  Wortführer 
der  Untemehmerinteressen  sogar  fertig,  im  Namen  der  »Freiheit  des  Arbeits^ 
vertra^res«  und  des  »gefährdeten  Koalitionsrechts«  sehr  deutliche  Angriffe 
gegen  den  obersten  Gerichtshof  des  Deutschen  Reichs  zu  erheben! 
NEIN,  die  ganze  Methode  der  Bekämpfung  von  schwarzen  Listen  und  Boykotts 
durch  den  Zivilrichter  bietet  wenig  Erfreuliches  und  wenig  Erfolg  Versprechen- 
des für  die  Arbeiter.  Sie  haben  diese  Bahn  allerdings  nur  gezwungenermasscn 
betreten,  und  so,  wie  die  Dinge  heute  liegen,  kann  den  Gewerkschaften  ja  auch 
nichts  passieren,  wenn  einzelne  ihrer  Mitj^ioler  zu  hohen  Entschädigungen  ver- 
urteilt werden.  Es  ist  nun  einmal  das  Recht  aller  Habenichtse,  solche  Summen 
schuldig  zu  bleiben.  Erhalten  die  Gewerkschaften  die  Rechtsfähigkeit,  dann 
hört  das  allerdings  auf.  Dann  richten  sich  die  Klagen  nicht  gegen  einzelne 
Mitglieder  der  Gewerkschaften,  denen  man  nichts  nehmen  kann,  weil  sie  nichts 
haben,  sondern  gegen  die  Vereine,  deren  Vermögen  für  solche  Schadenersatz- 
ansprüche haftet. 

BOYKOTTS  und  schwarze  Listen  sind  notwendige  Kampfesmittel,  die  man 

nicht  verbieten,  und  deren  Anwendung  man  nicht  durch  Privatklagen  unmöglich 
machen  soll,  deren  Korrelat  aber  ein  wirklich  freies  Koalitionsrecht  ist.  Das 
zu  erringen«  ist  das  Wichtigste  für  die  deutsche  Gewerkschaftsbewegung,  viel 
widitiger,  als  die  Verleihung  der  Rechtsfähigkeit  an  die  Gewerkschaften  und 
reichsgerichtliche  Interpretationen  des  §  826  des  Bfirgerlichen  Gesetzbuchs, 
die  auch  für  die  Arbeiter  von  Nutzen  sind.  Der  Umstand,  dass  hier  und  da 
über  kleinen  Augenblicksvorteilen  dieser  grosse  Gesichtspunkt  ausser  acht 
gelassen  wurde,  ist  ein  Grund  mehr,  der  Mobilmachung  des  Zivilrichters  im 
wirtschaftlichen  Kampfe  ablehnend  gegenüberzustehen, 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HOPE  BRIDGES  ADAMS-LEHMANN  -  DIE  ARBEIT 

DER  FRAU 

IE  Diskussion  über  die  Berufstätigkeit  der  Frau  hat  ins  weite 
Feld  geführt.  \'on  der  Sorge  des  kleinbürgerlichen  Hausvaters  um 
das  gemütliche  Heim,  über  den  Protest  der  junggesellenseele  gegen 
die  Fesseln  der  Eindi^  sind  wir  angelangt  bei  den  letzten  Frobkmen 
von  Mann  und  Weib,  von  Liebe,  Mutterschaft  und  Mensditum. 
DAS  ist  sehr  begreiflich.    Denn  die  Berufstätigkeit  der  Frau  ist  eine  der 
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wenigen  Hauptfragen  unserer  gesellschaftlichen  Organisation.  Von  ihrer 
Losung  hängt  die  Physiognomie  der  sozialistischen  Zukunft  in  erster  Linie 
mit  ab.   Es  ist  auch  eine  Frage,  über  die  w  uns  vorderhand  keineswegs 

klar  sind,  und  worüber  wir  uns  wohl  zur  Klarheit  durchringen  müssen.  Es 
ist  ein  \''c'r{lienst  des  Genossen  Fischer,  die  Fackel  unter  die  Gemüter  ^v- 
worfen  zu  haben,  und  nicht  minder  ein  \'crdicnst  der  Sozialistisclun  Monats-  . 
hefte  und  der  Gleichheit^  den  Brand  geschürt  zu  haben.  £s  scheint  mir 
wenigstens  von  hoher  Wichtigkeit,  dass  die  sonalistische  Welt  über  die  Haupt- 
frage ihres  Glaubensbdcenntnisses  einen  einheitlichen  Standpunkt  einnimmt. 
Wir  können  uns  zum  Beispiel  keine  Meinungsverschiedenheiten  denken  über 
solche  Dinge,  wie  die  Gleichwertigkeit  der  gesellschaftlichen  Arbeit,  über  die 
Verpflichtung  aller  zur  Teilnahme  an  der  Arbeit,  über  die  Notwendigkeit  einer 
arbeitssparenden  Organisation,  über  den  gemeinsamen  Besitz  der  Produktions- 
mittel. Das  sind  eben  Grundsteine  unserer  sozialistischen  Anschauung.  Und 
ebenso  ist  die  Verpflichtung  der  Frau  zur  Teilnahme  an  der  gesellschaftlidien 
Arbeit  ein  Grundstein  unserer  sozialistischen  Anschauung. 
NUN  kommen  aber  Genossen  und  sagen:  ja,  an  der  gesellschaftlichen  Arbeit 
sollt  ihr  freilich  teilnehmen,  aber  ihr  sollt  nicht  wie  die  Männer  wählen, 
denn  die  Natur  hat  schon  für  euch  gewählt.  Ihr  seid  Mütter,  nicht  nur  vor 
allem,  sondern  ausschliesslich,  und  die  Pfl^  und  Erzidiung  der  Kinder  ver- 
langt eure  ganze  Kraft.  Was  daneben  etwa  übrig  bleibt,  braucht  ihr,  um 
die  vier  Wände  des  Heims  ordentlich  und  behaglich  zu  halten.  Und  wenn 
ihr  nicht  glauben  wollt,  dass  dieses  die  Naturordnung  ist,  so  schaut  euch  nur 
um.  Wo  seht  ihr  die  Frau,  die  nicht  zu  Haus  bleibt,  wenn  ihr  die  Wahl 
gelassen  wird?  Schliesst  sie  sich  nicfit  freiwillig  von  jeder  anderen  als  ihrer 
natürlichen  Berufstätigkeit  aus?  Die  Mutterschaft  ist  ihr  eigenster  Instinkt, 
(km  sie  auch  in  der  smialistischen  Zukunft  nicht  untreu  werden  wird. 
ES  ist  mir  immer  sonderbar  zu  Mute,  wenn  ich  diese  Sprache  höre.  Wer 
ist  der,  der  so  fehlet  in  der  Weisheit  und  redet  so  mit  Unverstand?  Wie 
kann  man  eine  einfache  Sache  so  schwierig  machen?  Wie  kann  man  diskutieren 
Über  Liebe  und  Mutterschaft?  Über  Details,  öber  Einrichtung,  über  Organi- 
sationen diskutiert  man,  aber  nicht  über  die  grossen,  diomen,  ewigen  Gactze 
unseres  Daseins,  Einfach  ist  die  Liebe  von  Mann  und  Frau,  einfach  ist  die 
Liebe  flcr  Mutter  zum  Kind,  selbstvcrständücli  ist  das  \'erlangen  der  Mutter, 
ihre  Kinder  zu  erziehen.  Fürchten  die  Genossen,  dass  diese  Grundlagen  des 
tierischen  Lebens  durch  irgend  eine  Theorie  oder  irgend  einen  Entwickelungs- 
gang  in  Gefahr  geraten  konnten?  Etwa  weil  die  unsagbare  Unordnung  unserer 
heutigen  Gesellschaft  diese  ersten  Menschenrechte  so  stark  beschnitten  und 
beengt  hat?  Oder  weil  unser  krankes  Zeitalter  so  viele  müde  und  abgestumpft 
und  verwirrt  und  pervers  gemacht  hat?  Warum  weist  ihr  uns  immer  auf 
die  Nutur  und  habt  doch  selber  so  wenig  Vertrauen  zu  ihr?  Ihr  dürft  ausser 
Sorge  sein.  Wir  werden  nicht  aufhören,  euch  zu  lieben,  wir  werden  nicht 
aufhören,  Kinder  zu  gebären,  Kinder  zu  säugen,  Kinder  zu  erzidien.  Wir 
werden  auch  nicht  aufliörcn,  mit  Mann  und  Kind  ein  Heim  zu  begehren,  das 
traut  und  still  und  durch  die  Liebe  gepflegt  ist. 

GILT  es  aber,  diese  Güter  aus  dem  heutigen  Leben  für  die  Zukunft  zu  retten? 
Sind  sie  denn  heute  da?  Wie  vielen  sind  sie  denn  heute  beschert?  Welchen 
Raum  hat  das  heutige  Leben  für  Liebe,  lur  Mutterschaft?  Wie  viele  Frauen 


Digitized  by  Google 


HOPE  BWDOES  ADAMS-LBHMANN  *  DIB  ARBEIT  DER  FRAU 


1033 


gibt  es,  die  ihre  Kinder  erziehen  können,  wie  viel^  denen  die  Annähenang  des 

Mannes  nicht  zur  Last  geworden  ist? 

UND  warum?  Doch  weil  die  Einzelwirtschaft  der  Frau  jede  Müsse 
raubt.  Ob  die  Frau  selbst  verdienen  muss,  oder  ob  sie  im  Hause 
schafft,  ob  sie  ein  Dienstmädclwn  hat,  oder  ob  sie  sich  allein  be- 
helfen  muss,  durch  Überbürdung;  durch  Unwdnung,  durch  schlechte  Or- 
ganisation bringt  sie  es  fertig,  den  ganzen  Tag  mit  anderen  Dingen  als  Liebe 
und  Erziehung  auszufüllen,  und  die  Kinder  und  der  Mann  kommen  erst  an 
zweite  und  an  dritte  Stelle.  Die  wenigen,  die  das  besser  cinricliten  können, 
lniiiiiie&  nidik  in  Birtneht  gegenüber  der  grossen  übemhl,  dfe  es  oidit  kana. 
Vom  Socialismns  erwartet  die  Frau  ihre  Befreimig  von  dieser  Sklaverei.  Der 
Sozialismus  bedeutet  für  sie  Ordnung  und  Müsse.  Für  sie  erwacht  erst 
dann  die  Möglichkeit,  der  Liebe  zu  leben,  die  Kinder  zu  pflegen.  Und  sie 
wird  nach  dieser  Möglichkeit  greifen,  wie  ein  Verdurstender  nach  dem  Becher. 
DER  Kleinbürger,  in  seiner  ganz  richtigen  Wertschätzung  dieser  Urgcsetze^ 
in  seiner  ganz  richtigen  Anerkennung  dieser  Urbedingungen  des  wdbllcheD 
Glnokes,  in  seiner  Unfahii^cei^  sicfii  einen  besser  organisierten  Betridb  als 
den  heutigen  vorzustellen,  in  seinem  mangelhaften  Verständnis  des  weib- 
lichen Geistes,  und  in  dem  eng  umgrenzten  Egoismus,  der  ihm  verbietet,  im 
Weib  etwas  anderes  als  seine  Dienerin  zu  sehen,  kommt  unvermeidlich  zu 
dem  Schluss,  dass  die  Frau  von  der  Natur  auf  Haus-  und  Kinderpfl^e  in 
aller  Ewijgfceit  angewiesen  ist  Mit  einem  Körnchen  mehr  Intelligenz  wfirde 
er  aber  diesen  toten  Punkt  hinüberkonunen;  er  würde  begreifen,  dass  die 
reife  Frau  nicht  anders  denkt  imd  empfindet  und  handelt,  als  der  reife  Mann, 
dass  die  Unterschiede  zwischen  den  Geschlechtern  Erziehungsunterschiede 
sind ;  dass  der  Frau  der  selbe  Drang  innewohnt,  wie  dem  Mann,  nach  Tätigkeit, 
nach  I:'reiheit,  nach  neuen  Bahnen,  nach  Ausleben  des  eignen  Wesens,  nach 
Hitarbeit  an  der  Lösung  der  Weltritsd;  er  würde  sehen,  dass  die  Frau, 
die  sich  heute  freiwillig  ins  Haus  verbannt,  weil  sie  —  ihrer  nat&rlidiea  Be- 
stimmung gemäss  —  an  erster  Stelle  für  Mann  und  Kinder  sorgen  muss 
und  sorgen  will,  die  Frau,  die  im  Haus  den  Schatz  verborgen  hat,  der  ihre 
innerste  Welt  bedeutet,  dennoch  auf  Schritt  imd  Tritt  von  der  nagenden  Sehn- 
sucht nach  der  Welt  ausserhalb  des  Hauses  verfolgt  wird;  er  würde  auch 
verstehen,  dass  die  Frau  eine  Bürde  tragt,  die  zum  Teil  die  seine  ist,  dass 
seine  Bequemlichkeit  durch  ihre  rastlose  Arbeit  erkauft  wird.  Und  mit  einem 
Körnchen  mehr  Phantasie  würde  er  begreifen,  .wie  leicht,  ach,  wie  leicht, 
alles,  was  wir  heute  schwerfällig,  mühsam,  ärgerlich,  zeitraubend  erreichen,  durch 
ein  wenig  praktischen  Sinn  rasch  und  einfach  erreicht  werden  könnte.  Der 
praktisdie  Sinn  ist  den  wenigsten  IiOlaoeni  zu  teil  geworden;  sie  sind  der 
Sklave  von  hundert  Kleinigkeiten;  ihre  Schubladen  in  Ordnung  halten, 
ihre  Sachen  einrinmen,  mit  Nadel,  Faden  und  Fingerhut  umgehen,  kleine 
Einkäufe  besorgen,  ein  Kind  trocken  letzen,  eine  Suppe  kochen,  aushelfen, 
wo  es  gerade  fehlt,  das  alles  können  die  wenigsten  Männer,  Das  grosse, 
komische  ungeschickte  Tier  wird  der  Mann  von  George  Egerton  genannt, 
und  es  ist  viel  Wahres  daran.  Wie  oft  muss  die  Frau  nicht  zu  ihrem  Manne 
sagen:  wie  kann  man  sidi  so  ungeschicirt  anstellen I  Das  sind  aber  Dingc^ 
die  zur  allgemeinen  Bildung  gehören.  Es  gibt  stets  eine  Anzahl  Verrichtun- 
gen, die  jeder  braucht,  und  die  wenig  ausmachen,  wenn  jeder  den  Teil  über- 
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nimmt,  der  auf  iha  trifft   Der  Mami  Idmt  sie  aber  meistens,  teils  wegen 
Überbürdung,  teils  ans  Faulheit  ab  und  ülsertragt  sie  auf  die  Frau.  Ebenso- 
wenig übernimmt  er  seinen  Teil  an  den  gemeinsamen  Pflichten  für  andere. 
Da  bleibt  allerdings  für  die  Frau  so  viel,  dass  die  Häuslichkeit  ihre  ganze 
Kraft  in  Anspruch  nimmt.    So  ist  die  Sachlage  jetzt,  und  in  den  Familien, 
wo  es  anders  ist,  findet  die  Frau  jetzt  schon  Zeit  zn  sehr  vielem,  was  ihr  der 
Kleinbürger  als  unmöglich  abspricht.  Wollen  wir  uns  aber  erst  mit  der  Frage  der 
vereinfachten  Haushaltung  befassen,  welche  Entlastung  für  die  Frau  steht 
uns  da  nicht  bevor!    Der  Kleinbürger,  dem  das  Körnchen  Phantasie  leider 
abgeht,  verhöhnt  diesen  (jcdimken  als  Utnj)ie,  al)er  er  ist  trotzdem  eine  immer 
nahcrrückcndc,  gluckverheisscnde  Wirklichkeit.    Die  Erlösung  im  Haus  von 
den  tausend  Teufeln  der  Umstandlichlnit  ist  jetzt  schon  ein  absehbares  Er- 
eignis.   Oder  sollte  es  ein  Naturgesetz  sein,  dass  wir  unsere  Häuser  so  un- 
praktisch, wie  bisher,  auch  in  aller  Zukunft  hauen  und  einrichten  müssen? 
Müssen  wir  durchaus  das  unglaubliche  MohiHar,  das  fürchterliche  Gehänge, 
die  Ofen  und  Lampen,  die  Böden  und  Tapeten  des  vorigen  Jahrhunderts 
weiterführen?   Ich  für  meinen  Teil  wenigstens  werde  in  der  sozialistischen 
Baukommission  für  eldctrisehes  Licht  und  Zentralheizung,  für  kalte  tmd 
warme  Wasserleitung  und  steinerne  Waschbecken  mit  Abfluss  in  jedem  Zimmer, 
für  Linoleumböden  und  waschbare  Wände,  für  Wandschränke  und  Abschaf- 
fung der  Doppelfenster  stimmen.     Auch  die  Kleider  werden  auiliören,  die 
erste  Frage  im  Haushalt  zu  sein;  sie  werden  schöner,  praktischer  und  ein- 
faclwr  werden  und  aus  Kommnnalwarenhäusern  bezogen  respektive  in  Korn* 
munalateliers  hergestellt  werden.  Es  wird  sich  auch  als  möglich  erweisen,  die 
Wäsche  ohne  Chlor  im  Kommunalwaschhaus  besorgen  zu  lassen.    Und  das 
Essen?    Sollte  die  Berufstätigkeit  der  Frau  daran  scheitern?    Dem  Klein- 
bürger gruselt's  vor  der  Kcsimentsküchc.    Das  bereitet  mir,  offen  gestanden, 
kein  Kopfzerbrechen.    Lins  weiss  ich  ganz  genau.     Die  zukünftige  Frau, 
welche  das  Kochen  als  eine  der  edelsten  Künste  betrachtet,  wird  sich  weigern, 
diese  edle  Kunst  mit  unzulänglichen  Mitteln  zu  betreiben,  und  der  zukünftige 
Mann  wird  sich  weigern,  sich  ferner  mit  dem  heutigen  Schlangenfrass  zu 
begnügen,  nn  Stelle  des  vorzüglich   bereiteten  Essens,   das   ihm   durch  ein 
wenig  Organisation  zur  Verfügung  stünde.    Der  Einzelherd  ist  gerichtet. 
Wie  gross  der  gemeinsame  Herd  sein  wird,  und  ob  wir  ausserhalb  des  Hauses 
essen  oder  die  Speisen  über  die  Strasse  holen  werden,  weiss  ich  freilich  nodi 
nicht,  ich  sorge  mich  auch  nicht  darum.    Es  genügt  mir  die  Zuversicht,  dass 
die  heutige  Misswirtschaft  und  Vergeudung  von  Material  und  Zeit  nicht  von 
ewigem  Bestand  sein  kann.    Und  auch,  wenn  sich  der  Kleinbürger  zu  der  Mühe 
dieser  Auffassung  nicht  aufschwingen  kann,  die  F'rau  kann  es.    So  wenig 
wie  der  Junggeselle  sich  die  Arbeit  gefallen  lisst,  das  Essen  auf  dem  Zimmer 
zu  bereiten^  so  wenig  wird  die  Frau  sich  dazu  bereit  finden  lassen,  ^eO  ihr 
die  Berufstätigkeit  eine  Notwendigkeit  ist. 
ABER  die  Kinder?    Die  Kinder  bleiben  uns,  Gott  sei  Dank. 
IN  keinem  Lehensalter  werden  die  Kinder  die  ganze  Zeit  der  Mutter  in  An- 
spruch nehmen.    Auch  die  Kinderpflege  ist  heutzutage  sehr  wenig  praktisch 
und  hygienisch  eingerichtet,  und      Kinder  haben  den  grossten  Nachteil  davon. 
Kinder  brauchen  strenge  Pünktlichkeit  und  viel  Zeit,  in  der  sich  ihr  Leben  ohne 
die  Einmischung  Erwachsener  abspielt  Das  Kind,  welches  schreit,  sobald  es 
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allem  ist  oder  sich  in  GeseUsdiaft  einer  anderen  Person,  als  der  Mutter,  be- 
findet, ist  sich  und  der  Umfebnog  eine  Last.    Auch  im  ersten  Lebensjahre 

kann  sich  ein  Kind  daran  gewöhnen,  sich  als  eines  unter  mehreren  zu  fühlen, 
seinen  Platz  in  der  Familie  einzunehmen,  sich  für  sich  zu  beschäftigen.  Es 
bleiben  also  der  Mutter,  die  ein  klein  wenig  Pädagogik  bei  der  Kinder- 
erziehong  walten  lasst,  mehrere  freie  Stunden  am  T^,  nachdem  sie  und  sie 
allein  alles  fiir  das  Kind  getan  Hat,  was  uberlMnipt  getan  werden  muss.  Ich 
setze  voraus,  dass  die  Mutter  das  Kind,  je  nach  dem  Alter,  säugt,  ihm  au 
essen  gibt,  es  badet,  reinigt,  an-  und  auskleidet,  spazieren  fährt  und  spazieren 
führt,  unterhält,  überwacht,  schlafen  legt.    Das  Kindermädchen  ist  eine  durcli- 
aus  unmoralische  Institution.    Das  Kind  hat  Anspruch  auf  die  Mutter,  und 
gerade,  um  die  Mutter  für  das  Rind  frei  au  machen,  muss  die  Einzelwirtschaft 
verschwinden.   Und  wenn  Genossin  Ihrer  und  andere  betonen,  dass  sehr  viele 
Mütter  kein  Verständnis  für  die  Kinderpflege  haben,  so  würde  ich  darauf 
antworten,  dass  es  gar  nicht  schwer  wäre,  ihnen  dieses  Verständnis  beizu- 
bringen.   Die  Natur  hilft  mit.    Das  Verständnis  fehlt,  weil  die  Erziehung 
fehlt,  und  weil  die  Zeit  zur  Erziehung  fehlt.    Aber  trotzdem  gehört  die 
Mutter  zum  Kind,  die  Entwidrelung  wird  sie  nicht  von  dieser  Aulgabe  ab- 
ziehen, sondern  sie  dazu  geschickter  machen,  denn  Mutterliebe  ist  eine  ganz 
eigene  Sache.    Und  die  Mutterliebe  wird  der  wirksamste  Faktor  sein,  bei 
der  Befreiung  der  Frau  von  den  Fesseln  der  überflüssigen  häuslichen  Arbeit 
DAS  Kind  hat  aber  nicht  nur  Anspruch  auf  die  Mutter,  sondern  auch  An- 
spruch  auf   den   Vater,   und   zwar   nicht   nur   auf   den   Vater,  der 
die   ganze   Woche   zum   Verdienen   ausser   dem   Hause   ist*   dem  es 
abends   Gute  Nacht   sagt    und  mit   dem   es    Sonntags    spazieren  geht, 
sondern  zu  dem  es  in  der  Intimität  der  persönlichen  Dienstleistung  steht.  In 
einer  besseren  Zeit  worden  sich  Vater  und  Mutter  bei  der  Kinderpflege  unter- 
stützen und  ablösen.   Nur  so  wird  der  Geist  des  Vaters  in  vollem  Umfang  auf 
das  Kind  einwirken,  nur  so  wird  der  Vater  dahinterlrommen,  was  Kinder- 
Vt^tge  eigentUdh  bedeutet,  nur  so  wird  er  die  Leistung  der  Frau  in  ihrer  ganzen 
Grösse  würdigen  lernen,  nur  so  wird  er  die  schwere  Überbürdung  der  Frau 
durch  den  ununterbrochenen  Umgang  mit  kleinen  Kindern,  nicht  minder  aber 
die  schweren  Erziehungsfehler,  die  sich  daraus  ergeben,  aus  der  Welt  schaffen 
helfen.    Und  nur  so  wird  er  auch  seinerseits  vom  Kinde  lernen  und  des 
Himmelreiches  teilhaftig  werden,  welches  denen  versprochen  wird,  die  wie  ein 
kleines  Kind  geworden  sind.    Auch  der  Mann  muss  das  alles  vom  Sozialismus 
erhalten.    Nur  der  Sozialismus  kann  ihm  die  Müsse  schenken,  endlich  ein- 
mal Vater  zu  sein.    Auch  dadurch  wird  die  Frau  entlastet. 
NACH  dem  zweiten  Lebensjahr  ist  aber  für  das  Kind  eine  Unterhaltung  von 
einigen  Stunden  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Kindern  wünschenswert  Hier 
tritt  der  Kindergarten  der  Zukunft  in  Tätigkeit.    Das  Kind  wird  dadurch 
keineswegs  der  Familie  entrissen,  aber  seine  Ansprüche  an  Belehrung  und 
Beschäftigung  sind  zu  gross  geworden,  um  durch  eine  Person  befriedigt  zu 
werden.    Die  Mutter  kann  nicht  mehr  alles  geben,  was  es  braucht,  und  der 
Versuch,  ihm  gerecht  zu  werden,  würde  sie  aufreiben.    So  geschieht  es 
jetzt.    Die  Frau  wird  nervös  und  erschöpft     Meint  der  kurzsichtige 
Kleinbürger,  dass  dadurch  das  Glück  der  Familie  verrohrt  wird?   So  wird 
die  Mutter  vriederum  entlastet,  und  weng  sie  im  ganzen  sechs  Jahre  ihres 


Dlgitized  by  Google 


1036 


HOPE  BRiOOES  ADAMS-LEHMANN  •  DIE  ARBEIT  DER  FRAU 


Lebens  der  Fortpflanzung  widmet,  so  wird  sie  während  dieser  Zeit  und  viel- 
leicht  noch  drei  bis  vier  Jahre  darüber  hinatu,  ansaer  ilwer  Aibettaletstdii; 
als  Mutter  einen  halben  Arbeitstag,  den  Rest  ihres  Lebens  aber  voll  beruflich 
tatig  sein  können.  Dabei  rechne  ich  mit  einem  Arbeitstag  von  sechs  bis 
acht  Stunden,  wie  er  schon  in  der  heutigen  Gesellschaft  vielfach  vorkommt, 
und  in  der  sozialistischen  Gesellschaft  gewiss  nicht  überschritten  werden 
wird.  Ebenso  wenig  dürfen  wir  erwarten,  mit  einer  grösseren  Kinderzahl 
als  drei  bis  vier  pro  Familie  rechnen  zu  müssen.  Die  Frau  wird  die  Stellung 
der  Uossen  Gebärmaschine  ablehnen.  Sie  will  eben  nicht  nur  gebaren,  son- 
dern auch  erziehen,  und  die  Mutterliebe  allein  wird  ihr  eine  weise  Beschrän- 
kung auferlegen.  Wird  aber  eingewendet,  dass  eine  sechs-  bis  achtstündige 
Berufstätigkeit  ihr  wohl  noch  Zeit,  aber  keine  körperliche  und  geistige  Frische 
für  den  Verkehr  mit  ihren  Kindern  lassen  wird,  so  müssen  wir  darauf  hin- 
weisen, wie  sehr  die  Leistungsfähigkeit  durch  Abwechselung  in  der  Beschäfti- 
gung erhöht  wird.  Die  Mutter,  die  sich  von  6  bis  8  mit  ihren  Kindern  be- 
schäftigt hat,  wird  es  als  eine  Erholung  empfinden,  sich  von  8  bis  ii  in 
Fabrik,  Warenhaus,  Feld,  Bauplatz,  Spital,  Vcrwaltungsburcau,  Atelier  zu 
betätigen.  Von  ii  bis  2  ruht  sie  wieder  von  der  Arbeit  in  Gesellschaft 
der  Kinder  aus  und  ist  sehr  wohl  im  stände,  die  Zeit  von  2  Ins  4  oder  5  von 
neuem  der  gesellschaftlichen  Arbeit  zu  widmen. 

DIE  Frau  wird  sich  diese  Möglichkeit  zur  Berufstätigkeit  nicht  entgehen 
lassen,  und  zwar  nicht  nur,  weil  sie  selbst  als  Mensch  das  als  Bedürfnis  emp- 
findet, sondern  auch,  weil  sie  von  der  Liebe  und  von  der  Mutterliebe  dazu 
getrieben  wird.  Sie  will  das  Leben  des  Mannes  milleben,  sie  will  die  Ent- 
wickelung  ihrer  Kinder  begleiten.  Es  gibt  kaum  eine  traurigere  Gestalt,  als  die 
heutige  Frau  und  Mutter.  Sie  wird  beiseite  geschoben.  Sie  ist  nicht  dabei, 
sie  gehört  nicht  dazu,  sie  versteht  nichts  von  dem,  was  den  Lebensinhalt 
von  Mann  und  Kindern  au^niaclit.  Selbst  bis  in  die  Arbeiterkreise,  wo  der 
Bildungsunterschied  am  geringsten  ist,  besteht  dieser  Trennungsgrund.  Nur 
als  freie  Mitarbeiterin  im  Dienst  der  Gesellschaft  wird  sich  die  Frau  ihren 
Anteil  am  gemeinsamen  Geistesbesitz  erwerben. 

DIE  Frau  will  nicht,  sagt  der  Kleinbürger.  Natürlich  will  die  Arbeiterfrau 
nicht,  weil  es  bei  ihr  schier  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  ist.  Der  Tag  hat  nur 
vierundzwanzig  Stunden,  und  der  Arbeitstag  mit  den  kurzen  Esspausen  hat 
deren  zwölf.  Da  gehört  wohl  wenig  Rechenkunst  dazu,  um  einzusehen,  dass 
die  Frau  nicht  in  die  Fabrik  gehen  wird,  wenn  sie  nicht  nmss.  Und  trotzdem 
hört  man  nicht  selten  auch  von  Arbeiterfrauen  die  Worte:  es  ist  hart,  wenn 
man  alles  vom  Mann  verlangen  muss.  Auch  die  Frau  des  Kleinbürgers»  mit 
ihrer  unglückseligen  Kleinwirtschaft,  wird  Gott  danken,  w^nn  sie  zu  Haus 
bleiben  kann  und  nicht  itn  Laden  stehen  muss.  Im  besser  situicrtcn  Mittcl- 
uud  Adelsstand  gibt  es  zwei  Richtungen:  die  kleinere,  welche  nach  Freiheit 
und  Arbeit  strebt  und  nach  Verständnis  mit  dem  Mann;  die  grossere,  die 
sich  vor  dem  Leben  fürchtet  und  zufrieden  ist,  sicH  erhalten  zu  lassen,  und 
jedem  Kampf  und  jeder  Anstrengung  und  jeder  regelmässigen  Arbeit  aus  dem 
Wege  geht.  Darunter  sind  genug,  die  sich  auch  von  den  Strapazen  der 
Mutterschaft  zurückziehen,  die  Kinder  weder  gebären,  noch  säugen,  noch  pflegen 
wollen.  Sind  diese  armseligen  Geschöpfe,  diese  Degenerierten,  diese  traurigen 
Opfer  der  Entwickdung,  die  zu  schwach  und  zu  dumm  und  darum  auch  zu  feig 
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und  zu  gefühllos  sind»  um  irgend  etwas  zu  pflegen,  als  sich  selbst,  sind  sie 
em  Bewds  für  den  natSrlichen  Beruf  der  Frau? 

ABER  die  kräftige  Frau,  die  reife  Frau,  die  weibliche  Frau,  die  Frau,  die 
das  Lieben  gelernt  hat,  wird  sich  klar  sein,  dass  ein  Leben  ohne  Beruf  für  sie 
unmöglich  ist.  Sie  wird  aus  dem  Grund  allein  schon  Sozialistin  sein,  weil 
nur  der  Sozialismus  ihr  Liebe  und  Mutterschaft  und  Arbeit  schenken  kann. 
Schon  jetzt,  da  die  Vereinigung  dieser  Dinge  so  ausserordentlich  schwer  ist, 
wird  sie  kaum  umhin  können,  ,  sich  einem  Beruf  zu  ergeben.  Mit  zerrissenem 
Herzen  wird  sie  von  den  Kindern  zu  der  Arbeit  und  von  der  Arbeit  zu  den 
Kindern  gehen.  Stets  verfolp^t  von  dem  quälenden  Bewusstscin,  beiden  Auf- 
gaben nicht  voll  gerecht  werden  zu  können,  hin  und  her  gezerrt  von  wider- 
strebenden Pflichten,  muss  sie  dennoch  ihr  Geschick  erfüllen  und  sich  neben 
dem  Mann  in  Reih'  und  Qied  stellen.  Die  Entwickelung  will  es  so.  Auch 
die  Kontoristin,  die  Schneiderin,  die  Fabrikarbeiterin,  diese  wahren  Märtjrre- 
rinnen  des  Berufes,  werden  durch  die  Entwideelnng  zur  Arbeit  getrieben  und 
gezwungen,  den  schweren  Übergang  von  der  Gegenwart  zur  Zukunft  zu 
gehen.  Wohl  denjenigen,  die  den  Kampf  gemeinsam  mit  dem  Manne 
bestehen !  Was  sein  Verständnis,  seine  Teilnahme,  seine  Mithilfe  der  Frau 
auch  jetzt  schon  ffir  Erleichterung  und  Kräftigung  gewähren  können,  das 
wissen  nur  die  wenigen  zu  erzählen,  denen  dieses  Glück  bescbieden. 
WENN  aber  ökonomische  Entwickelung  und  weibliche  Natur  zusammenwirken, 
um  die  Frau  auf  die  Bahn  der  selbständigen  Berufsarbeit  zu  drängen,  und 
wenn  diese  Faktoren  so  stark  sind,  dass  sie  die  Frau  trotz  der  schwersten 
Widerstände  der  Erziehung,  des  Vorurteils,  der  Tradition,  des  Kapitalismus, 
des  Klassenstaates,  der  Schwäche,  der  Unintelligenz,  der  Bequemlichkeit  und 
Unwissenheit  dennoch  unaufhaltsam  vor  sich  hin  treiben,  so  dürfen  wir  ver- 
sichert sein,  dass  es  für  sie  auf  diesem  Wege  eine  Umkehr  nicht  mclir 
gibt.  Die  Menschwerdung  fies  Weibes  ist  die  Signatur  unserer  Zeit.  Der 
Kleinbürger  freilich  sieht  noch  nichts  von  der  ungeheuren  Gärung,  welche 
um  ihn  herum  broddt  und  zischt  und  prickelt  und  fiberschäumt  Er  findet, 
dass  die  Gesellschaft  in  der  Richtung  der  Assoziationswirtschaft  keine  Fort» 
schritte  gemacht;  bei  ihm  zu  Haus  ist  ja  alles  genufe  wie  zu  seiner  Mutter 
Zeit,  er  bangt,  dass  die  Frau  sich  vom  Manne  emanzipieren  könnte  und  ihm 
Küche  und  Wäsche  nicht  mehr  besorgt.  O  ja,  die  Frau  wird  sich  emanzi- 
pieren, aber,  o  Blinder  und  Kleinmütiger,  das  wird  dein  Schaden  nicht  sein. 
Sobald  die  Schellen  von  ihren  Handgeleidcen  fallen,  gibt  sie  sich  doppelt  und 
dreifach  wieder  hin.  Als  freiwillige  Gabe  erhältst  du  mehr,  Kleinburger,  als 
du  von  der  Sklavin  je  im  Traum  gefordert. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HERMANN  WENDEL  '  BALZAC 

AS  äussere  Dasein  eines  Schaffenden  ist  wenig  von  Belang.  Wenn 
wir  auch  geneigt  sind,  Wechselwirkungen  zwischen  Leben  und 
Schöpfung  festzulegen,  so  kommen  wir  doch  schliesslich  zu  dem 
Ergebnis,  dass  das  Leben  eines  Künstlers  sich  lediglich  nach 
seiner  geistigen  Struktur  gestaltet,  und  dass  diese  wiederum  durch 
seine  soziale  Stellung,  durch  seine  Verwurzelung  mit  der  ihn  hervorbringen- 
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den  und  traj3fcndcn  gesellschaftlichen  Scliicht  bestimmt  wird.  Das  Leben 
ist  nichts,  als  die  irdische,  oft  alku  irdische  Ausdrucksform  des  Geistigen. 
IN  Tours  in  der  Tooraiiie,  in  der  Heimat  Rabelais',  der,  wie  er,  dn  VolIUttt- 
gallier  war,  ist  Honor^  Balzac  —  das  Adels-Jr  legte  er  sich  später  aas 
eigenen  Gnaden  bei  —  am  16.  Mai  1799  geboren.  Am  iB.  August  1850  stellte 
sein  Gehirn,  in  dem  sich  das  ganze  Leben  mit  seinen  tausend  Rätseln  und 
Irrtümern  und  Verästelungen  und  Wirrsäligkeiten  restlos  wiedergcspiegelt  hat, 
ZU  Paris  sein  fieberhaftes  Arbeilen  ein.  Das  dazwischen  liegende  halbe  Jahr- 
hmidert  mnschliesst  eines  der  zyklopischsten  und  urospannendsten  Mensi^en- 
werke.  ••  ■i=<-5"*^ 

AIS  Schüler  des  berühmten  Kollegs  von  Vendöme  tummelt  Balzac  sich  eifrig 
in  allen  möglichen  Bezirken  des  Geistes  umher,  er  treibt  juristische, 
theologische,  historische,  archäologische  und  philologische  Studien,  nur 
die  eigentlichen  Schuldisziplinen  hasst  und  verabscheut  er:  als  ein 
Standiger  Karzerkandidat,  der  nicht  aufmerkt  und  Nebendinge  treibt,  ist  er 
bei  seinen  Ldirem  schlecht  angeschrieben.  Die  anstrengende  Lektüre  wirft  ihn 
aufs  Krankenlager,  er  genest,  siedelt  mit  seinen  Eltern  nach  Paris  über, 
hefasst  sich  nach  dem  väterlichen  Wunsch  mit  Rechtswisscnsrhaft,  studiert  sie 
theoretisch  an  der  Sorbonne  und  praktisch  in  der  Schreibstube  eines  Advo- 
katen und  soll  nach  bestandenem  Examen  selbst  diese  friedliche,  gemütliche 
und  einträgliche  Laufbahn  einschlagen.  Er  weigert  sich  zäh  und  standhaft, 
hat  für  alle  Einwendungen  taube  CHiren,  will  und  muss  Schriftsteller  werden. 
Von  dem  Augenblick,  da  er  sich  mit  einer  magern  Jahresrente  von  1500 
Francs  in  einer  hoch  und  luftig  gelegenen  ärmlichen  Dachkammer  einnistet, 
wird  sein  Leben  zum  wahren  Arbeitskrampf.  Das  Wort  des  alten 
Menzel  Fleiss  ist  Genie  passt  auf  keinen  Schaffenden  so,  wie  auf  Balzac. 
Ein  innerer  und  ein  äusserer  Grund,  beide  gleich  machtig  und  trieUoräftig, 
bedingen  diesen  Fleiss.  Eine  quellende  Phantasie  ist  ihm  Erbteil,  aber  das 
Gestalten  muss  er  sich  abringen,  aus  sich  herauspressen,  l^r  hat  steife 
Sehnen  und  eine  spröde  Hand.  Dann  hetzen  ihn  die  Schulden.  Werk  um 
Werk  hastet  er  in  langer  Reihe  nieder,  und  auf  den  Erlös  eines  jeden  Bogens 
warten,  ehe  noch  die  Tinte  getrocknet,  schon  ein  halbes  Dutzend  Gläubiger. 
Dabei  hat  er  ein  wahres  Gründungs-  und  Entdeckungsfieber  und  auch  Gründer- 
tatkraft, nur  schöpfen  andere  von  seinen  Gedanken  den  Gewinnst  ab.  Die 
von  den  Römern  im  Stich  gelassenen  Silberminen  auf  Sardinien  will  er  aus- 
beuten, lässt  nach  den  vergrabenen  Schätzen  Toussaint-Louvcrturcs  graben, 
verkracht  mehrmals  mit  an  und  für  sich  rentablen  Buchhändlerunternehmungcn 
sein  periodisches  Schicksal  ist  der  Banlwrott  Seine  Hdden  wühlen  in 
Millionen,  er  selbst  schläft  tagtäglich  sechs  Stunden,  erhebt  sich  um  Mitter- 
nacht, sitzt,  in  eine  weisse  Dominikanerkutte  gehüllt,  da  und  schreibt  rast- 
los und  schreibt  fieberhaft,  peitscht,  wenn  die  Nerven  zu  erschlaffen  drohen, 
sie  mit  starkem  Kaffee  auf,  nur  um  sich  das  Allcrnotwcndigstc  zu  erraffen. 
Als  es  ihm  endlich  gelingt,  seine  Schulden  zu  tilgen  und  er  die  geregelten 
Verhaltnisse  des  Bourgeois  auskosten  will,  als  er  dazu  das  gelieble  Weib, 
vor  dem  er  siebzehn  Jahre  das  Knie  gebeugt,  zur  dauernden  Lebensgefährtin 
errungen  hat,  stirbt  er.  Dieser  Mann  war  berufen,  über  die  Gesamtheit  seines 
Schaffens  den  Titel  zu  setzen  La  comidie  humaine.  Die  menschliche  Ko- 
mödie !  .  .  .  . 
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DIESER  Gallier  mit  dem  straffen  Pferdehaar  und  den  Blicken  eines  Löwen- 
bändigers, der  über  die  Frauen  das  Schneidendste  tmd  Zynischste  und  Leiste 
gesagt  hat  (PhysiotogU  du  mariage),  umkleidet  die  xweite  Hüfte  «eines  Le- 
bens xwei  weibliche  Wesen  mit  hingebender  Inbrunst  und  idealischer  Vergötte- 
rung: Frau  von  Bemy  und,  die  er  nachmals  heiratet,  Gräfin  Hanska.  Ihm, 
der  selbst  ein  sonnenhaftes  Zentrum  darstellt,  sind  sie  Sonnen  der  Sitten- 
weit,  In  dieser  seiner  Anbetung  ist  er  galant,  wie  der  typische  Franzose, 
aber  inniger  und  tiefer,  seine  Leidenschaft  trigt  ihn. 

IM  privaten  Leben  gilt  Balzac  als  Reaktionär  und  Lobsinger  absolutistischer 

Regierungsformen.  Doch  für  ihn  ist  das  private  Leben  ja  nur  ein  Nebenher. 
Ein  Gewand,  dessen  er  sich  entäussert,  wenn  er  den  zähen  Schlaf  abschüttelt 
und  sich  an  seinen  Schreibtisch  begibt,  wie  ein  Bonaparte  aufs  Schlachtfeld. 
Dann  leuchtet  nur  mehr  seine  künstlerische  Wesenheit.  Der  Privatmann 
Balzac  ist  längst  Staub  und  ein  Rauchlein.  Seine  Werke  wirken  mit  diemer 
Schwere  weiter.  Und  diese  Werke,  die  eine  kleine  Bibliothek  füllen,  sind  mit 
der  selben  Tinte  geschrieben,  mit  der  die  Aufrufe  zum  Barrikadenbau,  zum 
Plündern  der  Waffen-  und  Bäckerläden,  zur  Gewalt  verfasst  werden.  Sie  sind 
urrevolutionär.  Denn  sie  tauchen  in  die  Tiefen  einer  morschen  Gesellschafts- 
ordnung hinab.^) 

SEIT  im  Jahre  1899  in  Frankreich  Balzacs  100.  Geburtstag  mit  vielem  Ge- 
pränge gefeiert  wurde,  sind  seine  Werke  in  einer  billigen  Volksausgabe  jedem 

zugänglich  gemacht.  In  deutscher  Übersetzung  existieren  jetzt  wohl  ver- 
griffene ältere  Ausgaben.  Die  Rcclamschc  Universalbibliothek  bietet  einige 
der  bekanntesten  Romane  in  allerdings  oberflächlicher  Übertragung.  ^  Gegen- 
wärtig ediert  der  Verlag  von  Dr.  Franz  Ledermann  in  Berlin  eine  zdm- 
bändige  Ausgabe  ausgewählter  Werke,  übersetzt  von  Alfred  Brieger.  die  ernste- 
ren  Ansprüchen  genügen.  Unübertroffen  sind  bis  heute  noch  die  —  um  den 
prägnanten  Au.sdruck  Schopenhauers  anzuwenden  —  Nachdichtungen,  die  der 
luscl-Vcrlac:  von  der  Physiologie  du  mariage  und  der  Fille  aux  yeux  d'or  ver- 
anstaltet hat. 

XXX 
WER  Balzac  verstehen  will,  muss  einen  tiefen  Einblick  in  seine  Zeit  tun.  Hne 

wirbelnde,  zerklüftete  Zeit  ist  es,  anmutend,  wie  ein  grosses,  grauses  Marionetten- 
spiel, wie  eine  grausam  verzerrte  Komödie.  Auf  den  Strassen  liegt  noch  ein 
Abglanz  von  der  kaum  versunkenen  napolconischcn  Glorie.  Die  Bärenmützen 
der  alten  Garde,  die  bei  Waterloo  in  Blut  und  Schmutz  gesunken  sind,  stehen 
in  den  Trodelbuden  und  zaubern  die  ipopie  mit  all  ihrem  flimmernden  Herois- 
mus noch  einmal  herauf.  Und  Hundsvolk  herrscht,  Hunde  zerreissen  alte 
Löwen.  Der  Tapferste  der  Tapfern,  der  ehemalige  Böttchergcselle  Ney,  fällt, 
von  der  Pairskammer  verurteilt,  im  Luxembourg  unter  französichen  Kugeln. 
Mit  Zensurwirtschaft  und  Spitzeltum  rast  sich  der  weisse  Schrecken  aus. 
Jede  Freiheitsregung  wird  unter  dem  Leichentuch  der  Reaktion  erstickt.  Ein 
von  blaublütigem  Hochmut  gedunsener  Adel  und  die  ecclesio  iriumphtms  sind 
die  Gewalten,  die  die  Drähte  der  Regierung  in  Händen  halten.  Weihrauch- 
dunst benebelt  ganz  Frankreich :  mit  der  geweihten  Kerze  tmd  pathetischer 
Frömmlergebärde  tänzelt  der  tüchtigste  tmd  einzig  selbständige  Marschall  des 

>)  Mm  erinnere  sich  hier  dr^  T-:ssars  von  Jean  Mili«  Battac^^der  Rev9luti9nir  in  itASomäHui- 
$tkt»  UonoUktfun,  1899.  pag.  397  ff. 
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Kaiserreichs,  Soult,  hinter  dem  Marienbilde  her.  Dem  XVIII.  Ludwig  folgt 
der  noch  pfäffi schere  Karl  X.  Die  Massen,  die  sich  endlich  auf  die  Juli- 
barrikaden wälzen,  schwemmen  ihn  fort,  und  der  kommenden  Zeit  drückt 
der  Grossbörsianer  Laffitte  mit  dem  gelassenen  Triumphwort  Von  nun  an 
werden  die  Bankiers  herrsehen  ihr  Gepräge  auf.  Das  Kapital  dehnt  sich  im 
tollsten  Krafttaumel.  Der  Louis-Philippe,  der  mit  dem  baumwollenen  Regen- 
schirm auf  den  Boulevards  lustwandelt,  —  die  Epoche  ist  wahrhaftig  die 
menschliche  Komödie  in  Permanenz  —  stellt  nur  einen  Konimis  des  Teils 
der  Bourgeoisie  dar,  der  sich  aus  Bankiers,  Börsenkönigen,  Eisenbahnkönigen, 
Besitzern  von  Kohlen-  nnd  l^senbergwerleen  und  Waldungen  susammensetst. 
Der  Schwerpunkt  der  politiscHen  Macht  liegt  fortan  auf  der  Börse,  nicht  mehr 
in  der  Fairskammer.  Die  Finanzaristokratie  des  Faubourg  Satnt-Honore 
verdräng^  mit  ihrem  Einfluss  die  legitime,  ultraroyalistische  der  Vorstadt 
Saint-(jermain.  Die  schamloseste  Korruption  greift  Platz,  alle  Schichten  der 
bourgeoisen  Gesellschaft  werden  zerfressen  und  mit  Fäulnisstoffen  durchsetzt. 
Auf  jene  Tage  hat  Marx  das  Wort  gemünzt:  »Die  Finanzaristokratie,  in 
ihrer  Erweihsweise,  wie  in  ihren  Genfissen,  ist  nichts  als  die  Wiedergdburt  des 
Lumpenproletariats  auf  den  Höhen  der  bürgerlichen  Gesellsdiaft«  Die  ökono- 
mischen  Verhaltnisse  drängen  nach  einer  neuen  Revolution. 
DAS  Epos  dieser  Zeit  hat  Balzac  geschrieben  mit  ungestümen,  unheimlichen, 
unerbittlichen  Strichen.  Er  ist  schonungslos,  wie  ein  schönes  Raubtier,  umher- 
gegangen und  hat  Eingeweide  blossgclegt.  Mit  diemer  Ruhe  hat  er  mit  seinem 
Sezierstahl  ganze  verfaulende  Gesellschaftsschichten  aufgeschnitten  und  ihr 
Innerstes  vorgezeigt  Das  klingelnd-bunte  Bajazzospiel  dieses  irdisch-lustigen 
und  irdisch-traurigen  Lebens  hat  er  in  erratische  Blöcke  eing^emeisselt.  Alle 
Schwingungen  seiner  Zeit  hat  dieser  Charakter  der  unbegrenzten  Möglich- 
keiten, der  vom  Räuberroman  Scottscher  Prägung  seinen  Ausgang  nahm, 
aufgefangen  und  in  einen  Akkord  geleitet  und  so  ein  Kulturdokument  von  un- 
vergänglichem Wert  hingelegt. 

NUR  einem  ist  die  Comcdic  humatnc  vergleichbar:  dem  Leben  selbst. 
DENN  wenn  Balzac  auch  zu  jenen  grossen  gallischen  Contcurs  gehört,  für 
die  uns  im  Deutschen  Name  und  Begriff  fehlen  —  in  Parenthese:  E.  Th.  A. 
Hoffmann  ist  ein  solcher  Conieur  — »  so  ist  er  im  letzten  Grunde  doch  eine  ge- 
waltige Bekennematur.  Zahlreiche  Literaturhistoriker  heben  es  mit  ebensoviel 
Verwunderung,  wie  Bewundcrune;  licrvor,  dass  Balzac  als  erster  das  Geld  und  die 
Leidenscliaften.  fÜe  es  entfesselt,  in  die  Literatur  cini^cführt  hat.  Aber  der  Künst- 
ler, den  sich  die  Früh-  und  Blühzeit  des  Grosskapitalismus  als  Ausdruck  ihrer 
zeitlichen  Tendenz  erkoren  hat,  kann  ja  nicht  anders.  Mit  allerdings  strich- 
weise romantischer  Verbrämung  —  hier  muss  man  wieder  des  £.  Th.  A. 
Hoffmann  gedenken,  dessen  Spuren  bei  Balzac  sichtbar  werden  —  gravitiert 
das  rauschende,  tönende  Epos  dieser  Zeit  um  kaltes,  blutrotes  Gold.  Die 
ökonomischen  Zusammenhänge  vermag  Balzac  allerdings  bei  aller  analytischen 
Fähigkeit  nicht  aufzustöbern,  die  tieferen  Ursachen  der  Dinge  entgehen  ihm  als 
einem  Sohn  des  Zeitalters,  dessen  sozialistische  Nationalökonomen  ein  Gäbet,  ein 
Fourier,  ein  Saint-Simon  sind.  Nur  die  Wirkungen  des  kapitalistischen 
Wahnsinns  sieht  er;  sieht  er  aber  auch  mit  einer  Schärfe  und  Eindringlich- 
keit, wie  kein  anderer.  Wenn  er  in  seinen  kargen  Erholungsstunden  zur 
Totenmetropole  des  Pire  Lachaise  hinaufschreitet,  und  zu  seinen  Ffissen  das 
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Paris  der  Lcl»eiiden  brodelt,  da  reckt  sicH  für  ihn  über  der  Riesenstadt  der 
grauenhaft  hässliche  Götze  Mammon  hoch,  und  vor  dem  inneren  BUcfc  des 

schauenden  Dichters  sind  die  Hatuer  entdacht:  und  aus  jedem  dampfen 
Opferwünsche  zu  dem  Fetisch  empor,  in  jedem  zucken  heisse  Menschenherzen 
nach  dem  Besitz  der  kleinen,  runden  Mctallschcibcn,  in  jedem  keucht  frucht- 
lose Arbeit  und  wimmert  die  bittere  Not  zur  höheren  Ehre  des  Kapitals.  In 
diesem  Paris  ist  die  Liebe,  die  —  ideologisch  betrachtet  —  zur  Zeit  des  Fen- 
dalismos  galante  und  anmutige  Herrscherin  war»  mit  Reifrock  und  Puder- 
perrücke  and  Schönhcltspflästerdien,  entthront  und  zur  immer  feilen  Metze 
gfeworden.  Die  Liebe  ist  nur  mehr  Tünche  und  Schminke.  An  der  Stelle 
des  Herzens  hat  diese  VV^elt  ein  Dukatenstück,  und  das  fröhlich-frivole  Leben 
und  leben  lassen!  des  ancien  reginte  ist  durch  den  gemein-frivolen  Leitspruch 
Aushdien  und  ausgeludim  werden  l  verdrängt.  Die  stete  Betrachtui^  dieses 
Treibens  muss  einen  herben  Pessimismus  auslösen.  Er  ist  auch  deshalb  ein 
Hauptelement  der  Bal;<acschen  Wesenheit.  Der  Schöpfer  der  Comcdie  hu- 
maine  formt  das  bittere  Axiom  Das  Geld  ist  die  Tugend,  in  der  Gesellschaft 
kann  er  nichts  anderes  sehen,  als  >eine  Vereinigung  von  Betrügern  und  Be- 
trogenen«, und  der  klaffende  Gegensatz  in  der  moralischen  Bewertung  von 
Ann  und  Reich  in  der  »Mistpffitze  Parisc  ist  ihm  nur  ein  Abbild  fir  die 
ganze  Gesellschaft :  tdie  sich  im  Wagen  darin  besudeln,  sind  äusserst  anständige 
Leute;  die  sich  aber  besudeln,  wenn  sie  zu  Fuss  hindurchschreiten,  sind 
Schurken«.  E  i  n  solcher  Satz  entschleiert  Abgründe  und  widerlegt  die  Fabel 
von  dem  reaktionär  gesinnten  Balzac.  Wir  kennen  nur  einen,  und  dieser  hat 
derartige  Worte  furchtlos  hinausgeschleudert. 

BALZAC  malt  eine  Welt  in  ihrer  Totalität   Seine  Domäne  ist  nicht  tag 

umzirkt.  Das  ganze  Räderwerk  der  sozialen  Mühle  ist  in  seinem  Schaffen 
enthalten,  kein  Schräubchcn  und  kein  Stäubchcn  fehlt..  Er  zeichnet  die  grosse 
Welt  und  die  kleine,  gibt  uns  Staatsmänner  und  Snobs  und  Bauern  und 
Künstler  und  Spiessbürger  und  Generale  bunt  durcheinander,  er  führt  fata- 
listiscfae  Glücksritter  vor,  die  über  Gründe  und  Schlünde  hin  Seiltänzern,  und 
Sdiädier,  die  die  Bagndcugel  eines  verfdilten  Daseins  mit8chlefii»en,  und 
grosse  Herzoginnen,  die  lügen  und  betrügen,  und  ebenso  grosse  Kurtisanen, 
die  auch  lügen  und  betrügen,  und  Galeerensträflinge,  die  ein  Rousseauevan- 
gelium künden,  und  Spieler,  die  am  prüncn  Tisch  i  iunderttauscnde  vergeu- 
den, und  Väter,  die  um  ihrer  anmutigen  Töchter  willen  verhungern  und 
verelenden,  und  diese  anmutigen  Tochter,  die  ihre  Väter  verleugnen  und  aus> 
saugen,  und  er  .  malt  die  bestialische  Grausamkeit  der  giUen  Geteüschaft  gegen 
Hilflose  und  Entblösste,  und  das  Freimaurertum  der  Unglücklichen,  die  ein- 
ander kennen  und  beistehen,  malt  das  alles  mit  sicherer  Meisterhand  und  ruft: 
Seht,  wie  sie  ohne  Sinn  und  Regel  durcheinander  wirbeln !  Seht  das  Los 
des  Edlen  und  das  des  Schlechten!  Seht,  wie  tückisch  der  Zufall  taschen- 
spidertl   Seht  die  grosse,  menschliche  Komödie  I 

ABER  kein  Chronist  von  äusserlicHen  Geschehnissen  ist  er.  Seinen  Gestal- 
ten schaut  er  unter  Fleisch  und  Rippen,  ihr  innerstes  Tricbleben  hält  er  fest. 
Weil  er  eine  Analyse  der  bewegenden  seelischen  Ursachen  gibt,  nicht  weil  er 
das  abschnurrende  Leben  ohne  Schönfärberei  hinlegt,  ist  er  der  erste,  grosse 
Realist.  Sein  Bruder  ist  Henri  Beyle,  der  sich  Stendhal  nannte  und  wie 
Bakac  ein  wundersamer  Zergliederer  alles  Menschlichen  war.  Er  selbst  teilt 
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einmal  seine  Gedanken  über  die  Art  des  Schauens  mit:  »Um  über  tintn 
Menschen  zu  urteilen,  muss  man  wenigstens  seine  Gedanken,  sdne  Leiden, 
seine  Geffihle  genau  kennen.  Das  Stehenbleiben  bei  den  äusseren  Erleb- 
nissen eines  Menschen  ist  ein  blosser  Entwurf  von  Geschichtstabellen,  die 
Geschichte  von  Toren.«  So  sieht  er  jede  kleine  Feder  in  dem  Mechanismus 
menschlicher  Handlungen,  und  auf  diese  Weise  filtriert  sich  seine  Betrach- 
tungsweise, die  anfänglich  Neigung  zur  hercnach-idealen  Brille  hatte,  in  eine 
zjmisch-humorhafte,  weil  er  eben  in  einer  so  wirrsäligen  Zeit  und  Kultur  lebt 
und  reift  und  ihren  Fieberhauch  durch  alle  Poren  einsaugt.  Der  Wirkungs- 
kreis der  menschlirhcMi  KoiiKidie  beschränkt  sich  nicht  auf  das  über  Vulkane 
cancanierende  Paris.  In  kleinen  Bezirken,  woliin  der  Wellenschlag  der  kapita- 
listischen Sintflut  noch  nicht  gedrungen,  nehmen  stille  und  schlichte  Provinz- 
menschen, die  hinter  weissgetunchten  Mauern  zwischen  Astern  und  Levkojen 
wandeln,  zwischen  Astern  und  Levkojen  merkbare  Zfige  ungewollter  Komik 
an.  Aber  Balzac  zeigt  sie  doch  in  letztem  Grunde  als  tragische  Komik,  als  Tragi- 
komik,  da  sie  es  ja  ist,  die  unsere  Irdischkeit  und  Menschlichkeit,  unser  Missver- 
stehen und  Untergehen  bedingt.  Wenn  der  Vorhang  niederrauscht,  empfinden  wir, 
dass  doch  alle  als  grosse  Irrer  über  diese  grüne  Erde  pilgern,  dass  die  Unver- 
sehrten und  ewig  Aufrechten  sich  nur  in  vorbalzacschen  Romanen  finden, 
die  kein  Mensch  mehr  liest. 

MONUMENTAL  ragt  das  Werk  Balzacs  in  die  Nachwelt,  eben  weil  es  mit 
unerschütterlichem  Ernst  und  unerbittlichem  Fleiss  aufgetürmt  ist.  Wäre  es 
von  bewusster  Komik  umglänzt,  hätte  man  es  längst  zerfliessen  sehen.  So 
aber  bleibt  es.  Die  letzte  Feinheit  und  die  letzte  Wärme  allerdings  geht 
ihm  ab»  jenes  Knistern  und  Flimmern  und  die  spielerische  Leichtigkeit  der 
reinen  Kunst  fehlt  ihm,  sonst  wäre  es  nur  dem  Ewijjsten  von  unserem  Besitz 
an  die  Seite  zu  stellen.  So  starrt  es  gigantisch  und  wuchtig  und  unbehauen 
in  die  Luft,  als  ein  breit  ijclagerter  Koloss  und  ein  ungeheuerliches  Kulturdoku- 
ment. Als  symbolisch  kann  es  gelten,  dass  gerade  Rodin  diesen  Schöpfer 
plastisch  gestaltet  hat*) 

DIE  Linie  des  modernen  Romans  hebt  mit  Balzac  an.  Auf  sdnen  Schultern 
stehen  der  farbige  Flaubert,  der  eben  zu  allen  Gaben  Balzacs  nodi  jenes 

Knistern  und  Flimmern  hat,  und  der  Pathctiker  des  Naturalismus,  Zola.  So 
ist  ein  starker  Hauch  seiner  Wesenheit  noch  überall  lebendig.  Aber  auch 
absolut  betrachtet  und  absolut  gewertet,  steht  er  da  als  ein  umfasscnaes  und  ele- 
mentares Schöpfertemperament,  als  ein  Gewaltiger.  Er  stellt  für  das  XIX. 
Jahrhundert  eine  der  bedeutendsten  Zellen  im  Gehirn  Europas  dar. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

LUDWIG  RADLOF  •  WEBERLOS  IN  SCHLESIEN 

ITTE  September  brach  in  Reichenbach,  einer  schlesischen  Stadt 
von  etwa  16000  Einwohnern,  ein  Streik  aus,  an  dem  533  Textil- 
arbeiter und  496  Textilarbeiterinnen  beteiligt  waren.  We^lb? 
Die  Streikenden  forderten  einen  Lohntarif,  in  dem  die  Verhältnisse 

auf  eine  solide  Basis  gestellt  werden  sollten,  und  ausserdem  eine 
anständige  Behandlung.    Da  die  reichen  Textilfabrikanlen  sich  darauf  nicht 

*}  Eine  Reproduktion  dieses  gewaltigen  Werkes,  um  das  der  Streit  der  Kleinen  tobte,  ist  io  den 
S^tMisHtthen  Mtnatshefttn,  1899,  psg.  360.  «ntlülten 
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anlassen  wollten,  kam  es  zum  Streik.   Leider  haben  die  Ausgebeuteten  fast 

ohne  Erfolg  an  die  schwere  Arbeit  zurückkehren  müssen. 
UM  die  Lebensverhältnisse  der  Weber  kennen  zu  lernen,  stellte  der  Schreiber 
dieses  mit  mehreren  Webern  persönlich  Nachforschungen  an.  Wir  besuchten 
eine  Anzahl  von  Wohnungen,  die  wir  eingehend  benditigten,  Und  nahmen  mit 
den  Ausstandigen  persönlich  Rücksprache.  Das  auf  diese  Weise  gewonnene 
Bild  ist  leider  ein  sehr  unerfreuliches,  wie  es  aber  nicht  anders  sein  kann 
angesichts  der  Entwickclung  der  Textilindustrie  in  den  letzten  Dezennien. 
DER  erste  Besuch  galt  einem  alten  Handweber.  Seine  Wohnung  besteht  aus 
zwei  Zimmern.  In  dem  ersten  befindet  sich  der  grosse  hölzerne  Webstuhl, 
ausserdem  zahlreiches  altehrwärdiges  Gerümpd.  Das  zweite  Stubchen  enthält 
das  notdürftigste  Kuchengerät,  zwei  morsche  Betten  und  einige  Stühle  mit 
Tisch.  Der  frühzeitig  gealterte,  gebeugte  Mann  lebt  mit  seiner  etwa  zwanzig- 
jährigen Tochter  in  bitterster  Not.  Bei  wöchentlich  öostündij^er  Arbeitszeit 
verdient  er  —  2  bis  3  Mark !  Die  ausscnirclentlich  bleichsüchtige  Tochter 
mag  das  selbe  wöchentlich  einnehmen.  Er  zeigte  uns  gerade  das  in  5  Stunden 
(  !)  gefertigte  Gewebe,  das  ihm  den  kümmerlichen  Verdienst  von  insgesamt 
14  Pfennig  einbringt.  Danach  entfällt  auf  die  Arbeitsstunde  noch  nicht  ein- 
mal 3  Pfennig.  Der  zweite  Besuch  galt  einem  Parchentweber  in  den  besten 
Jahren,  der  äusscrlich  noch  verhältnismässig  kräftig  aussieht.  Er  gcnicsst  das 
seltene  Glück,  ein  eigenes  Haus  zu  besitzen,  das  er  sich  infolge  einer  kleinen 
Erbschaft  gekauft  hat.  Die  kleine  Behausung  ist  total  verwahrlost.  Kein 
Wunder,  denn  ein  Raum  dient  als  Arbeitsstube,  Wohnstube  und  Sdilafstube. 
Die  zwei  Betten  waren,  als  wir  kamen,  morgens  xo  Uhr,  noch  nicht  aufgemacht. 
Höchstwahrscheinlich  waren  die  Insassen  daran  durch  ihre  tägliche  und  lang- 
andauernde Schinderei  gehindert.  Das  Innere  der  Oberdecke  war  mit  dicker, 
schwarzer  Kruste  versehen.  Auf  dem  einen  Bette  hockten  zwei  Kinder  im 
Alter  von  etwa  zehn  Jahren,  die  von  Reinlichkeit  wohl  wenig  erfahren  haben 
mögen,  da  jede  fürsorgende  Hand  fehlte.  Der  Mann  erzählte  uns,  dass  er  im 
äussersten  Falle  7  Mark  pro  Woche  verdiene,  seine  Frau  in  dem  selben  Zeit- 
raum I  Mark  50  Pfennig.  Als  dritten  besuchten  wir  einen  Fabrikweber,  dessen 
niedrige,  rauchgeschwärzte  Wohnung  mit  einem  Ofen,  Schrank,  zwei  schlechten 
Betten,  einigen  zerschlissenen  Stühlen  und  Bildern  ausgestattet  war.  In  die 
vierte  Wohnung  wollte  uns  die  alte  krüppelige  Frau  mit  gramerffilltem  Antlitz 
zunächst  nidit  einlassen,  weil  sie  sich  genierte.  Nach  verschiedenen  Bitten, 
und  weil  sie  den  Zweck  des  Besuches  offen  erfuhr,  Hess  sie  uns  ein  —  aber 
wir  hielten  plötzlich  still,  weil  uns  eine  verpestete  Luft  entgegenwehte.  Die 
ganze  jämmerlich  dürftige  Wohnung  in  traurigstem  Zustande.  Es  ist  zweifellos 
eirte  der  schlimmsten  Höhlen  gewesen,  die  in  Reichenbach  existieren.  Rost, 
Schmutz,  Spinngewebe  und  Feuchtigkeit  bildeten  das  Charakteristikttm.  Es 
mochte  genügend  gelüftet  werden,  aber  der  kleine  Raum  mit  eiilem  Dutzend 
Menschen  machte  Reinlichkeit  zur  Unmöglichkeit.  Die  fünfte  Wohnung 
betraten  wir  gar  nicht  erst.  Ein  Blick  von  draussen  in  das  Innere  genügte. 
Es  war  ein  Raum,  der  etwas  grösser  sein  mochte,  als  Klosetts  mittlerer  Woh- 
nungen. Er  enthielt  ein  zerbrechliches  Bett  und  einen  fragwürdigen  Lehnstuhl. 
Letzterer  diente  allem  Anschein  nach  ebenfalls  als  Bett.  Die  beste  Wohnung 
trafen  wir  auf  der  sechsten  Stelle.  Endlich !  Endlicht  Sie  lag  frei,  war  ein 
wenig  grösser,  als  die  übrigen,  und  konnte  infolgedessen  mehr  gelüftet  und 
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gesäubert  werden.  Mann  und  Frau  dieser  bescheidenen  Wohnung  lebten  vom 

Vermieten  an  junge  T.cute. 

AM  fürchterlichsten  waren  die  Hofwohnungen.  Kaum  liir  das  Vieh  waren  sie 
brauchbar.  Der  sie  sieht,  fühlt  sofort:  die  dort  angehäufte  Menschenmasse 
rauss  notwendig  dem  Siechtum  verfallen.  Nirgends  sahen  wir  einen  guten 
Fussboden,  genügendes  Tageslicht  und  leidlich  trockene  Wände  und  Decken. 
Lebensgefährlich  war  fast  immer  der  Aufstieg  der  holprigen,  engen  Treppen, 
die  zu  den  Etagenhöhlen  führten.  In  gebückter  Haltung  mnssten  wir  sorgfältig 
Schritt  für  Schritt  vorwärts  schreiten.  Wehe,  wenn  wir  es  wagten,  aufrecht 
zu  gehen,  das  trug  uns  Stösse  und  Beulen  am  Kopfe  ein.  Und  dann  oben 
fiberall  das  schreckliche  Hausungselend!  Dazu  die  vielen  Kinder,  die  den 
Beschauer  scheu,  erstaunt,  fast  nie  fröhlich  ansahen.  In  den  sechs  Wohnungen 
stiessen  wir  auf  mindestens  zehn  Kuider,  die  mit  verbundenen  kranken  Augen, 
Ausschlag,  gelben,  hohlen  Wangen  und  abgemagertem  Körper  umherliefen. 
Die  Kleidung  licss  sehr  viel  zu  wünschen  übrig. 

WIR  erwähnten  schon  vorhin  einige  Löhne.  Es  seien  noch  besonders  die 
verschiedenen  Durchschnittslöhne  für  die  einzelnen  Kategorien  von  Webern 
und  Angestellten  nach  den  uns  mitgeteilten  Angaben  wiedergegeben.  Von 

den  relativ  guten  Gehältern  der  Betriebsleiter  dürfen  wir  dabei  absehen. 
Die  Obermeister  verdienen  wöchentlich  25  Mark  bei  freier  Wohnung,  die 
Untermeister  oder  Aufseher  etwa  15  bis  18  Mark  mit  einem  geringen  Tantieme- 
anteil. Ein  sehr  geschickter  Weber  bringt  es,  wenn  er  4  Stühle  bedient, 
auf  13  Mark,  und  wenn  es  hoch  kommt,  auf  16  bis  18  Marl^  die  mittlere  Schicht 
auf  12  Mark  —  wenn  er  zwei  Stühle  bedient  —  die  untere  Schicht  auf  8  Mark 
die  Woche.  Die  Handweber  rekrutieren  sich  vielfach  aus  alten  Leuten,  die 
nach  jahrzehntelanger  treuer  Arbeit  crbarmiuigslos  auf  die  Strasse  gesetzt 
werden,  um  jüngeren  Kräften  für  die  Ausbeutung  Platz  zu  machen.  Von 
Fabrikanten  wird  diesen  Hauswebem,  die  übrigens  im  ganzen  Schlesierland 
zerstreut  und  recht  zahlreich  vertreten  smd,  einige  Arbeit  ins  Haus  gm<d>en, 
die  ihnen  bei  harter  Prohn  den  BetteUohn  von  2,  3,  4  Mark  pro  Woche  ein- 
bringt. Und  es  ist  dabei  nicht  zu  vergessen,  dass  die  kleinen  Fehler  in  den 
hergestellten  (ie weben  rücksichtslos  mit  bedeutendem  Lohnahzug  bestraft  wer- 
den, der  oftmals  den  grössten  Teil  des  mühsam  erworbenen  Lohnes  verschlingt. 
BLEIBEN  wir  noch  eine  Weile  bei  den  nfichtemen  Tatsachen.  Es  könnte  der 
wenig  stichhaltige  Einwand  erhoben  werden:  gewiss,  die  Löhne  sind  zwar  sdir 
niedrig,  aber  die  Wohnungs-  imd  Lebensmittelpreise  dafür  nicht  teuer;  die 
Weber  können  sich  doch  leidlich  durchschlagen.  Sehen  wir  zu.  Nach  ge- 
wissenhafter Erkundiginig  haben  wir  festgestellt,  dass  die  elenden  Höhlen, 
welche  von  den  Webern  bewohnt  werden,  pro  Jahr  etwa  90  Mark,  mit  einer 
N^ienstube  etwa  120  Mark  kosten.  Das  Pfund  Schweinefleisch  kostet  in 
Reichenbach,  wie  in  jeder  Grossstadt,  90  Hennig  bis  i  Marl^  das  3pfündige 
Roggenbrot  50  Pfennig,  das  Ei  7  Pfennig,  das  Pfund  Butter  1,40  Mark,  für 
einen  guten  Anzug  müssen  40  Mark  und  für  Schuhzeug  ähnliche  Preise,  wie 
in  der  Grossstadt,  bezahlt  werden.  Schätzen  wir  jede  Familie  auf  6  Köpfe, 
den  Lohn,  gut  berechnet,  auf  durchsdinittlich  10  Mark  die  Woche  oder  520 
Mark  das  Jahr,  so  mag  sich  jeder  sagen,  wie  viel  dem  Weber  noch  übrig 
bleibe  zumal  wenn  die  Stenern  und  Abgaben  noch  hinzukommen.  Bei  520  Mark 
Jahreseinkommen  kommen  auf  6  Köpfe  je  20  Pfennig  pro  Tagl  Ein  wahrhaft 
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erschreckendes  Ergebnis.    Der  Reichenbacfaer  Weber  bietet  uns  genau  das 

Bild,  das  Hauptmann  in  seinem  herrlichen  Drama  geschildert.*) 
DFR  Kampf  der  Rcichenbacher  Weber  um  bessere  Existenzbedingungen  ist 
langst  erloschen.  Sechs  volle  Wochen  haben  sie  unter  Entbehrungen  und 
Opfern  mit  dem  Kapital  gerungen.  Gerade  die  Reichenbacher  Weber  sind 
es,  die  auf  eine  in  ihrer  Art  ruhmvolle  Vergangenheit  zurückblicken.  Wie 
heute,  so  waren  es  auch  im  Jahre  1862  sogenannte  liberale  oder  fortschritt' 
liehe  Textilfabrikanten,  die  die  armen  Weber  bis  aufs  Blut  ausbeuteten. 
Namentlich  tat  sich  in  dieser  Zeit  ein  gewisser  Leonor  Rcichcnheim,  ein 
Führer  der  Fortschrittspartei,  hervor.  Er  verhöhnte  die  Weber  dadurch,  dass 
er  ihnen  empfahl,  zu  sparen.  Auch  Bismarck  empfing  damals  eine  Weber- 
deputation,  er  versprach  viel,  eine  Kommission  wurde  eingesetzt,  um  die 
Verhältnisse  zu  prüfen,  aber  dabei  blieb  es'audi.  Es  sei  denn,  dass  man  die 
paar  Tausend  Taler  —  es  sollen  6000  oder  12  000  gewesen  sein  —  erwShn^ 
mit  denen  die  Weber  damals  bedacht  wurden. 

VON  Generation  zu  Generation  hat  sich  unter  den  Webern  das  schleichende 
Obel  der  Entsagung  fortgeerbt,  die  Ausstände  der  Weber  in  Crimmitschau, 
Gera,  Reichenbach  u.  s.  w.  legen  indessen  beredtes  Zeugnis  dafür  ab,  dass  sie 

sich  ihrer  Menschenwürde  bewusst  werden.  Wohl  haben  die  Weber  in  Reichen- 
bach durch  ihren  Kampf  nichts  Redeutendes  erobert,  aljcr  sie  haben  sich 
gegenüber  der  unerhörten  Macht  des  Kapitals  wenigstens  behauptet  und  ihre 
Organisation  gekräftigt.  Die  Weber  lassen  sich  nicht  mehr  einlullen  durch 
die  Worte  der  Textilfabrikanten  Was  hohen  wir  bereits  alles  susetsen  müssen! 
Sie  sehen  mit  leibhaftigen  Augen,  dass  ihre  Brotherren  sich  neben  ihren  zum 
Himmel  ragenden  Fabriken  Villen  und  Parks  gebaut  haben,  die  aus  der  darben- 
den Weberarbeiterschaft  herausgewirtschaftct  sind. 

WIR  lernten  bei  unserem  traurigen  Rundgang  einen  siebzigjährigen  Weber 
kennen,  der  die  Bürde  vierzig  volle  Jahre  ertragen,  wir  sahen  in  seinem  Ge- 
sichtszügen die  namenlose  Ausbeutung  geschrieben.  Aber  doch  blickte  dieser 
Mann  einer  langen  Vergangenheit  hoffnungsfreudig  in  die  Zukunft.  Er  hatte 
sich  seinen  Lebensmut  bis  ins  hohe  Alter  hinüber  gerettet,  auf  die  Jugend 
vertrauend,  dass  sie  das  grosse  Werk  der  Befreitmg  siegreich  zu  Ende  führen 
werden. 
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FRANZ  WORKMANN  •  EINE  DEUTSCHE  STERBE- 
TAFEL -  ZUR  BEVORSTEHENDEN  VOLKSZÄHLUNG 

INE  der  wichtigsten  Individualnachweisungen  Inldet  bei  jeder 

Volkszählung  die  Altersangabe,  weil  die  Alterszusammensetzung 
einer  Bevölkerung  aus  Individuen  verschiedener  Lebensalter  sozial 
und  kulturell  von  allergrösster  Bedeutung  ist.  In  der  Alterszu- 
sammensetzung unterscheidet  sich  ein  menschlicher  Gesellschafts- 
bestand wesentlich  von  einem  tierischen,  namentlich,  wenn  wir  niedere  Tiere 
in  Betracht  ziehen.   Das  Ineinandergreifen  verschiedener  Generaticmen,  das 

0  VcctL  liicr  ancli  Max  Bagtotkl:  Gtrkart  Haupimamn  nmter  dtn  schtesischin  IVeberu  im  vgrigcn 
Bande  der  SaaioKflitckf  1»  llomatt^»  pag.  ijo  ff. 
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gleichzeitige  Neheneinandcrleben  von  I'ersoncn  des  verschiedensten  Alters- 
grades bildet  die  wichtigste  Grundlage  nicht  nur  für  die  Vermittelung  des  vor- 
handenen Kulturzustandes  von  früheren  Zeiten  auf  spätere,  sondern  auch  für 
das  Portschreiten  der  Kulturentwickelung. 

IN  der  physischen  Entwickclung  der  metischlichcn  Gesellschaft  leben  etwa 
IOC  Jahrgänge  neben  einander.  Das  Bild  fiir  den  Altersaufbau  der  Bevölke- 
rung kann  unmittelbar  aus  den  Altersangabcn  bei  einer  Zählung  gewonnen 
werden.  Betrachten  wir  einmal  dieses  Bild  etwas  genauer,  indem  wir  looo 
Personen  aus  der  Gcsamtbevölkertmg  des  Deutschen  Reiches  nach  den  Ergeb- 
nissen der  letxten  deutschen  Volkszählung  vom  i.  Dezember  1900  heraus- 


greifen. 

V<m  diesen 

1000  standen  zur 

Zählungszeit  im 

Alter  von 

Zahl  der 

Alter  von 

Zahl  der 

Alter  von 

Zahl  der 

Jahren 

Personen 

Jahren 

Personen 

fjahren 

Personen 

0  bis  5 

130,75 

3S  bis  40 

61,20 

70  bis  75 

14.25 

5  10 

113.65 
103,58 

40    „  45 

54,79 

75  »  80 

8,49 

10    „  15 

45    >»  50 

46^22 

80  „  85 

3.62 

IS   „  20 

94*37 

SO   „  55 

41.58 

«5  90 

0.98 

ao  „  25 

90.47 

55    »  60 

36,00 

90  «.  95 

0.16 

«5  »  30 

79.^ 

60   „  65 

29,21 

95   »  100 

0,01 

30  M  35 

70^12 

65   1.  70 

21,28 

100  u.  mehr 

0,000 

Wir  erkennen,  dass  mit  zunehmendem  Alter  die  Zahl  der  sich  vorfindenden 
Personen  geringer  wird;  von  der  jüngsten  Altersklasse  ausgehend,  allmählich 
7u  höheren  aufsteigend,  ergibt  sich  das  Bild  einer  Pyramide,  die  den  Alters- 
aufbau (it-r  Ik-völkerung  darstellt,  l-'ür  die  grosse  Reichsbevölkerung  ergibt  sich 
schon  ein  sehr  glcichmässig  ansteigendes  Bild,  wenn  wir  fünfjährige  Alters- 
klassen zu  Grunde  legen,  geht  man  jedoch  auf  einjährige  Altersklassen  zurück, 
so  bemerkt  man,  dass  die  Verjüngung  der  Alterspyramide  teilweise  unter- 
brochen wird,  so  in  den  Jahresklasscn  1888,  1882,  1878,  1870  u.  s.  *r.  Die 
Schwankungen  beruhen  bei  den  unteren  Altersklassen  hauptsächlich  auf  Wr- 
schiedenhcitcn  der  Geburtenziffer  in  den  betreffenden  (jcburtsjalirgangen ;  in 
den  späteren  Jahrgangen  macht  sich  der  Einfluss  der  Wanderbewegung  und 
insbesondere  der  Einfluss  der  Sterblichkeit  bemerkbar. 
INSOWEIT  Geburtenjahresklassen  infolge  hoher  Geburtenzahlen  des  betreffen- 
den Jahres  besonders  stark  besetzt  sind,  behalten  sie  diesen  Charakter,  ob- 
gleich sie  späterhin  dem  Einfluss  der  Sterblichkeit  und  der  Auswanderung  unter- 
liegen, Jahrzehnte  lang  bei,  da  die  letzteren  Einflüsse  regelmassig  nicht  nur 
einzelne,  sondern  gleich  viele  Altersklassen  berühren.  Als  Beispiel  hierfür  sei 
das  geburtemirme  Jahr  1871  angeführt. 


Geburts- 
jahr 

Lebeiidge- 
boren 

Bei  der  Volksziihlung  im  Jahre 
1880          1  1.S85          1  1890 
wurden  aus  den  nebenstehenden  Geburtsj 

'  1, 

j  1900 

ahren  gcsSiit 

1870 
1871 
1^2 

I  569  206 
I  414  248 
I  626  037 

Q67  543 
852  884 
I  045  623 

"31  t-'3 
824  790 
I  009056 

905  006 
790  361 
977842 

842  131 
733  4" 

insgesamt 

4609491 

2866050 

2764969 

2673209 

Die  ursprünglich  schwache  Besetzung  des  Jahres  1871  mit  nur  1 414  348  Ge- 
burten gegenüber  1,6  Millionen  des  Jahres  tSi/o  und  des  Jahres  1873  ist,  trotz 

der  fortschreitenden  Verringerung  dieser  drei  Zahlengrössen  von  einer  Volks- 
zählung zur  anderen,  auch  dann  noch  ersichtlich,  sowohl  aus  den  obigen 
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absoluten  Zahlen  wie  den  folgenden  Relativzahlen.   Von  loo  aus  den  Jahren 
Ins  1872  gebürtigen  Pefsonen  stammten  laut 


Volkszählung 


1880 
1885 

l()O0 


1870 

33.8 
33,7 

33,8 

33,9 


1872 

36.S 
36,6 

36,5 


aus  dem  Jahre 
1871 

29.7 
29.8 

29,6 
29,6 

In  den  höheren  Altersklassen  werden  die  durch  die  Geburtenzahl  ursprünglich 
bedingten  Unterbrechungen  der  fortschreitenden  Verjüngung  der  Atterspyra- 
mide durch  die  Sterblichkeit  ziemlich  ausgeglichen.  Hieruber  gibt  eine  Zu- 
sammenstellung für  die  60  Jahre  und  darüber  alte  Bevölkerung  auf  Grund  des 
Volkszähhmgsergebnisscs  1900  und  1890  einigen  Anhalt.  Daraus  geht  hervor, 
dass  t'ine  stärkere  Besetzung,  als  in  der  vorhergehenden  Altersklasse,  nur  bei 
den  62jährigen  der  1890er  und  den  70jährigen  beider  \'olkszähluugen  vor- 
handen ist  Die  ersteren  sind  im  -Jahre  1828  geboren  und  übertreffen  im 
Jahre  1890  die  vorhei^hende  Altersklasse  noch  um  6454  Personen.  Zehn 
Jahre  spater,  bei  der  Volkszählung  von  1900,  stehen  sie  gegen  die  selbe  Alters- 
klasse um  1219  Personen  zurück.  Der  Ausgleich  ist  also  erfolgt.  Ahnliches 
lässt  sich  für  die  70jährigen  der  Volkszählung  von  1890  nachweisen. 
SO  wichtig  und  interessant  aber  auch  die  Verfolgung  der  Altersverteilung  für 
die  Kenntnis  des  Zustandes  unseres  Gesellschaftskörpers  sind,  so  lässt  sich 
dennoch  aus  ihr  allein  nicht  alles  ableiten,  was  wir  gern  wissen  möchten. 
Betrachten  wir  die  Entwickelung  der  Altersverhältnisse  unter  Zuhilfenahme  der 
Nachweise  iiacliGcburtsjahren  im  Vergleich  zu  den  I^aten  überdie  Gesamtzahl  der 
Lebendgeborenen  der  einzelnen  Jahre,  so  ergibt  sich  daraus  die  Antwort  auf 
die  Frage,  wie  viel  von  den  in  den  zurückliegenden  Jahren  Geborenen 
am  Zihlungstage  noch  in  Deutschland  sich  vorfanden, 
eine  Frage,  die  für  die  Verfolgung  der  Sterblichkeitsbewegung  von  Interesse 
ist.   Die  folgende  kleine  Übersicht  legt  dazu  die  Zahlen  bereit: 

am  I.  Dezember 

1900  1890  1880 

gezählte  Personen  in  %  der  in  den 
betreffenden  Kalenderjahren  Lebend- 
geborenen 


Alter  am  Volks- 
zahlungstage 
in  Jahren 


Unter  i  Jahr 

8i,S 

82,0 

8t,5 

I  bis  2  Jahre 

74.3 

73.0 

72,9 

3  *>    3  » 

74.8 

72,3 

72,2 

3    »     4  „ 

73.6 

71,5 

69,2 

4         5  » 

73,4 

68,6 

68,2 

Unter  5  „ 

75,4 

73,3 

72,6 
64,0 

5  bis  10  „ 

69,5 

65,0 

10  „   15  M 

66.5 

62,5 

62,0 

IS  *.  ao  „ 

62,5 

59.5 

59,3 

ao  „  25  ,. 

59.0 

56,4 

58.4 

as  *.  30 

55.4 

52,5 

53.5 

30  »  35  » 

52,4 

51,1 

49,7 

35  »  40  „ 

47,0 

45,5 

40  „  45  » 

43,4 

*  «  «  » 

45  »  50 

41.9 

39,7 

•  •  •  • 

50  n  55  » 

37,8 

•  •  *  • 

•  •  •  • 

55  *»  60 

33.0 

*  •  *  • 

•  •  •  • 
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Die  Zahlen  iur  die  Lcbenflgeboreiien  sind  für  das  ganze  Reich  leider  nur  bis 
1841  zurück  bekannt,  daher  hören  die  gegebenen  Zahlen  bei  den  in  diesem 
Jahre  geborenen  Personen  aii^.  Letztere  waren  1900  höchstens  60,  1890  50 
und  1880  erst  40  Jahre  alt  Die  Zahlen  geben  in  Prozent  an,  wieviel  von 
den  Lebendgeborenen  bestimmter  Kalenderjahre  bei  der  Volkszählung  1880, 
1890  und  1900  noch  gezählt  werden  konnten.  Fast  durchweg  sind  diese 
Prozentsätze  jetzt  grösser,  als  iS(>ü  und  1880,  worin  zweifellos  eine  Ver- 
besserung unserer  Sterblichkeitsverhältni^se  zum  Aus- 
druck gelangt  So  waren  von  den  Kindern  unter  5  Jahren,  die  in  den  Jahren 
bis  1880  geboren  wurden,  72,6  %  im  Jahre  1880  gezahlt  worden,  im 
Jahre  1890  betrug  der  Prozentsatz  für  die  im  vorangegangenen  Jahrfünft 
Geborenen  73,3  und  im  Jahre  1900  gar  75,4.  Nur  in  zwei  Fällen  ist  eine 
solche  Erhöhung  des  Prozentsatzes  nicht  vorhanden.  Der  eine  Fall  betrifft  die 
Kinder  von  unter  i  Jahr;  sie  ersdieinen  1900  mit  einem  verhältnismässig 
geringeren  Restbestande,  als  die  Gleichaltrigen  im  Jahre  1890.  Indessen 
ist  die  jüngste  Altersklasse  ganz  besonders  den  jeweiligen  günstigen  oder 
ungünstigen  Einwirkungen  des  Geburtsjahres  ausgesetzt;  dahef  if;t  atich  eine 
Schwankung  in  jener  Prozentzahl  ziemlich  naturgemäss.  Der  andere  Aus- 
nahmefall betrifft  die  Alterklassen  20  bis  25  und  25  bis  30;  diese  wurden 
1880  Us  1890  infolge  der  Auswanderung  etwas  gelichtet,  so  dass  diese  Alters- 
klassen 1890  mit  etwas  geringeren  Restbeständen  von  Lebenden  vertreten 
sind  als  1880. 

OB  die  Lebensdauer  der  Bevölkerung  sich  verlängert  hat,  lässt  sich  aus  der 
günstigen  Bewegung  der  genannten  Prozentsätze  nicht  ohne  weiteres  ableiten, 
wenn  schon  sie  wertvolle  Anhaltspunkte  für  diese  Frage  bilden.  Ein  völlig 
schlüssiges  Urteil  lassen  sie  schon  tun  deswillen  nicht  zu,  weil  nicht  auch  für  die 
höheren  Altersklassen  die  Untersuchung  mog^ch  ist,  da,  wie  schon  gesagt^ 
die  Nachweise  der  Lebendgeborenen  nur  bis  zum  Jahre  1841  zurückreichen. 
Auch  wäre  noch  der  Einfluss  der  Ein-  und  Auswanderung  auf  die  Bewegung 
unserer  Zahlenreihen  fcstzuslcllcn.  Im  übrigen  wird  ein  ziffernmässiger 
Ausdruck  für  die  Lebensdauer  besser  aus  den  Nachweisen  über  das  Alter 
der  Gestorbenen,  die  erst  seit  190t  von  Reichswegen  gesammelt  werden,  ge- 
wonnen. 

DENNOCH  deuten  auch  andere  Zahlen  auf  einen  Rückgang  der  Sterblichkeit 
hin.  So  kamen  im  Jahre  1872  auf  1000  Einwohner  des  Reiches  30,6  Todesfälle, 
1875:  29,3.  1880:  27,5,  1885:  27,2,  1890:  25,6,  1895:  23,4,  1900: 
23,2  und  1903:  21,1.  In  den  31  Jahren  ist  also  die  Sterblichkeit  um  9,5  Voo' 
das  heisst  fast  i  %  zurückgegangen!  In  den  Kriegsjahren  1866  und  1871 
betrug  die  Rate  der  Todesfälle  32,2  respektive  31,0,  während  sie  vor-  und 
nachher  bedeutend  geringer  war.  — 

JEDOCH  auch  hier  ist  Vorsicht  geboten;  denn  wenn  zum  Beispiel  die  Ge- 
burtenzalil  wächst,  so  erhöht  die  Zahl  der  Kinder  die  Bevölkerungszahl  und 
drückt  sodann  die  Verhältniszahl  der  Sterblichkeit  hinab.  Es  kann  also  eine 
Sterblichkeitsminderung  durch  erhöhte  Geburtenhäufigkeit  herbeigeführt  wer- 
den, ohne  dass  die  Sterblichkeit  der  Erw  aclisencn  tatsächlich  zurückgeht. 
Sinkt  dagegen  die  ("k-burtcnziffer  und  damit  zugleich  auch  die  Sterblichkeit, 
so  licKt  nieistcii>  auch  ein  wirklicher  Rückgang  der  Sterblichkeit  vor,  wenn 
man  aucli  nicht  vergessen  darf,  dass  ein  Geburtenüberschuss,  das  heisst  so- 
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lange  die  Zahl  der  Geburten  die  der  Sterbefaile  ubersteigt,  immer  noch  rech- 
nerisch eine  SterbUchkeitsminderung  herbeiführen  kann.  Doch  ist  die  Kinder- 
sterblichkeit grösser,  als  die  der  Erwachsenen,  und  daher  ist  die  Annahme 

verminderter  Sterblichkeit  fast  stets  zutreffend. 

NOCH  bessere  Schlüsse  lassen  die  Zahlen  wieder  zu,  wenn  man  die  Sterb- 
lichkeit der  Kinder  und  der  Erwachsenen  von  einander  trennt.  Für  das  Deutsche 
Reich  besteht  solche  Scheidung  nicht,  wohl  aber  für  das  Königreich  Sachsen. 
Die  bezüglichen  Zahlen  ergeben  dne  prozentuale  Zunahme  der  Kinder  unter 
den  Gestorbenen,  und  diese  erklärt  sich  durch  das  beständige  Wachstum  der 
Bevölkerung  durch  Geburtenüberschuss,  so  dass  der  verhältnismässige  Anteil 
der  Kinder  an  der  Gesamtbevölkerung  zunimmt.  Die  Sterblichkeit  der  Er- 
wachsenen hat  seit  1855  bis  1900  um  8,41  %  abgenommen,  und  es  ist  hier 
nahezu  mit  Sicherheit  schlüssig,  dass  die  Lebenserhaltung  gestiegen  ist,  da 
ja  sogar  die  Gesamtsterblichkeit  der  Erwachsenen  und  Kinder  zusammen 
von  1872  bis  1899  langsam,  aber  stetig  um  7,31  zurückgegangen  ist,  trotz 
einer .  Erhöhung  der  Kindersterblichkeit.  Auch  eine  weitere  Scheidung  der 
gestorbenen  Erwachsenen  in  zehnjährige  Altersgruppen  weist  darauf  hin; 
denn  es  zeigt  sich,  dass  mit  der  fortschreitenden  Zeit  die  höheren  Altersklassen 
einen  wadisenden  Anteil  «t  den  Gestorbenen  lieferten,  und  das  kann  naturlich 
nur  geschehen,  wenn  eben  die  Lebenden  in  höhere  Altersgrupfwn  eintreten. 
SO  interessant  und  wichtig  alle  solche  Beobachtungen  und  Untersuchungen 
auch  sein  mögen,  so  reichen  sie  doch  für  die  Kulturstufe,  auf  der  die  deutsche 
Bevölkerung  steht,  nicht  aus;  sie  müssen  vielmehr  methodisch  betrieben  und 
in  die  richtigen  Formen  gebracht  werden.  Unsere  heutige  Zeit  mit  unserem 
schon  so  weit  ausgebreiteten  Verncherungswesen,  besonders  auf  dem  Gebiete 
der  Lebensversicherung,  bedarf  dringend  guter  Sterbetafeln  als  Unter- 
lagen für  ihre  Geschäfte. 

EINE  Sterbetafel  (Mortalitätstafel)  ist  eine  tabellarische  Darstellung  der 
Absterbcordnung  einer  gleichzeitig  geborenen  Masse  von  Menschen.  Man 
legt  also  der  Darstellung  eine  bestimmte  Zahl  Geborener  zu  Grunde  und  gibt 
ein  Bild  der  allmählichen  Verminderungder  selben  innerhalb  der  Altersgruppen. 
Andererseits  kann  man  auch  statt  der  auf  jeder  Altersstufe  in  Wegfall  kommen- 
den Anzahl  Personen  die  dort  am  Leben  bleibenden  angeben;  auf  diese  Weise 
gelangt  man  zu  einer  Cberlebenstafel  (Vitalitätstafel).  Die  mannigfachen 
hier  aufsteigenden  Komplikationen,  zum  Beispiel  dass  wir  eine  allgemeine 
Sterbetafel  nicht  auf  der  Grundlage  einer  verhältnismässig  kleinen  Masse  zu 
gleicher  Zeit  Geborenen  aufbauen  können,  sondern  stets  eine  Masse  von 
Menschen  in  den  verselnedensten  Lebensaltern  zur  Grundlage  nehmen  müssen 
u.  s.  w.  u.  s.  w., sollen  uns  hier  nicht  beschweren,  das  ist  Sache  des  Statistikers. 
Uns  kommt  es  darauf  an,  für  eine  Sache  Verständnis  zu  erwecken  und  zu 
propagieren,  die  von  den  berufenen  Stellen  bisher  vernachlässigt  wurde.  Für 
das  Deutsche  Reich  wurde  bisher  nur  eine  allgemeine  deutsche  Sterbetafel 
von  dem  ersten  Direktor  des  Kaiserlichen  statistischen  Amtes,  Karl  Becker, 
bearbeitet.  Sie  gründet  sich  auf  die  Sterblichkeit  der  Reichsbevölkerung 
in  den  zehn  Jahren  1871-1872  bis  1880-1881.  Ihre  Hauptergebnisse  wollen 
wir  als  Beispiel  zu  dem  oben  Gesagtem  in  einer  kleinen  Ubersicht  zusammen- 
stellen. 
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Aller 
in  Jah 
rcn 


Von  jr  100  ooo  I^b«ndgeburencn 

erlebten  das 
ncbcnbczeichnete 
AlterKTbcrlebcns- 
tafel) 


minnl. 


weibl. 


•tarben  in  dem 
nebenbezeichneten 
Alter  (Sterbetafel) 


männl.    I  weibl. 


Von  je  loo  das 
nebcnbexeich- 
nete  .\lter 
t*berlebenden 
starben  wahr- 
scheinlich im 
nächsten  Jahre 

männl.  1  weibl. 


Von  den  da»  nebenbeteich- 
nelc  Alter  Überlebenden 


stirbt  die 
Hilfte  in 
jähren  (wahr- 
scheinliche 
Lebensdauer) 

minnl.  weibl. 


lebt  jeder 
durchschnitt* 
lieh  noch  .... 

jähre  (mittlere 
Lebensdauer) 

männl.!  weibl. 


0  100  OOO  looooo  25273  212:10  25,27  21,74  38,1  42,5  35.58  38,45 

1  74  222  78260  4851  4980  6,49  6,36  53,2  56,3  46.52  48.06 

2  69876  73280  2319  2388  3.32  3.26  54.6  57.7  48,72  50.30 

3  67557  708Q2  1  560  i   1 5QZ  2,31  2.25  54,6  57,7  49.38  50.98 

4  655^  69295  I  126  1169  1,71  1,69  54,4  57.4  49.53  51. »4 

5  64821  68126  842  822  1.30  1.29  53.9  56,8  49,39  51.01 
10  62089  65237  289  311  0.47  0,48  50,1  52.9  46,51  48.18 
20  59287  62324  444  383  0,75  0.61  41,2  44.0  38,45  40,19 
30  54  454  57566  505  556  0,93  0,97  33,2  35,6  31,41  33.07 
40  48225  51  526  665  630  1,36  1,22  25.3  27,6  24,46  26,32 
50  41228  45245  885  2IA  2,15  1,60  18,0  19,6  17,98  19,29 
60  31  124  36293  1  189  I  192  3,82  3,29  II.5  12,3  12,11  12,71 
70  17250  21001  1440  1636  8,11  7,47  6,5  6,7  7,34  7,60 
80  5035  6520  822  I  106  17,45  16,83  3,3  3,4  4,10  4.22 
90  330  471  105  148  3«.W  31.38  1.8  1.8  2,34  2,37 
100  2  3  I  i         1,6  51,93  51,80  1,0  0,9  1,36  1.24 

Die  ersten  beiden  Spalten  stellen  eine  Überlebenstafel,  die  beiden  folgenden 
eine  Sterbetafel  dar.  Alle  vier  geben  ein  Bild  der  Absterbeordnung  der 
deutschen  Bevölkerung.  Die  fünfte  und  sechste  Spalte  geben  die  Sterblich- 
keitsziffern oder  die  Sterben.swahrscheinlichkcit  an,  das  ist  die  Zahl,  die  an- 
gibt, wie  gross  die  Wahrscheinlichkeit  für  die  auf  den  einzelnen  Altersstufen 
Stehenden  ist,  im  folgenden  Jahre  zu  sterben.  Die  siebente  und  achte  Spalte 
geben  die  wahrscheinliche  Lebensdauer  an,  das  heisst  die  Zahl  von  Jahren, 
welche  bis  zum  Absterben  der  Hälfte  der  auf  einer  bestimmten  Altersstufe 
stehenden  Personen  verstreicht,  und  die  letzten  beiden  Spalten  zeigen  an,  wie 
lange  im  Mittel  die  auf  einer  bestimmten  Altersstufe  Stehenden  noch  zu  leben 
haben.  So  ergibt  sich  zum  Beispiel  für  die  60  Jahre  alten  Frauen,  dass  sie 
im  Mittel  noch  12,71  Jahre  zu  leben  haben. 

WIE  sich  nun  aus  unseren  früheren  Angaben  ergibt,  ist  die  Sterblichkeit  keine 
fixe  Grösse ;  in  Deutschland  hat  sie  —  wie  wir  sahen  —  die  Tendenz,  zu 
sinken.  Es  ist  deshalb  notwendig,  die  Berechnung  deutscher  Sterbetafeln  nicht 
nur  einmal  vorzunehmen,  sondern  damit  einen  bestimmten,  etwa  zehnjährigen 
Turnus  innezuhalten.  Nicht  nur  für  die  Bedürfnisse  einer  breiten  Volks- 
versicherung, sondern  auch  rein  demologisches  und  sozialpolitisches  Interesse 
knüpft  sich  daran,  den  deutschen  Gesellschaftskörper  nach  dieser  Richtung 
hin  zu  beobachten  und  einer  ständigen  Kontrolle  zu  unterwerfen.  Diesen 
Aufgaben  aber  haben  sich  die  berufenen  Stellen,  wohl  hauptsächlich  aus 
Mangel  an  wissenschaftlich  und  technisch  geschulten  Beamten, bisher  gänzlich 
entzogen.  Ausser  der  einen  allgemeinen  deutschen  Sterbetafel  hat  nur  Boeckh, 
der  frühere  Direktor  des  Berliner  städtischen  statistischen  Amtes,  ständig  eine 
Sterbetafel  auf  dem  laufenden  erhalten;  die  deutschen  Versicherungsgesell- 
schaften aber  waren  und  sind  auf  fremdländische,  für  sie  gänzlich 
unzureichende  Tafeln  angewiesen  und  auf  solche  ihrer  eigenen  Beobachtungen. 
Wie  sehr  aber  die  Stcrbliclikcit  in  den  einzelnen  Ländern  von  einander  ab- 
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weiche  zeigen  schon  ganz  wenige  Zahlen;  es  starben  von  looo  Personen 
der  Bevölkerung  im  Jahre  1900  in 


Deutschland 

22,1 

Belgien 

19,2 

Österreich 

25^ 

Niederlande 

17,8 

Ungarn 

a6,9 

Dänemark 

16,8 

Rumänien 

24,4 

Schweden 

16,8 

Schweiz 

19.3 

Norwegen 

15.7 

Italien 

23,8 

(irossbritannien 

18,3 

Frankreich 

22,0 

Irland 

19,6 

Luxemburg 

21,4 

Firmland 

21,5 

MAN  steht  also,  eine  wie  flüssige  Grosse  die  Sterblichkeit  nach  Raum  und 
Zeit  ist.  Die  niedrigste  Sterblichkeit  finden  wir  mit  15,7  in  Norwegen,  die 
grösste  in  Russland,  wo  sie  1899:  31,0  (letzte  bekannte  Zahl),  1895:  35,0 
betrug.  Hieraus  folgt,  nachdem  erst  einmal  das  zwingende  Bedürfnis  einer 
Sterbetafel  anerkannt  ist,  dass  sie  periodisch  in  nicht  zu  langen  Zwischen- 
räumen wiederholt  werden  muss.  Eine  gute  Sterbetafel  aber  muss  aus  direkten 
Beobachtungen  hervorgehen,  der  Verlauf  der  Sterblichkeit  muss  der  natfirlichen 
lebenden  Bevölkerung  abgelauscht  sein.  Dazu  bieten  die  periodischen  Volks- 
zählungen die  günstigsten  Gelef^enhciten.  Die  Regierung  hat  die  geringen 
Mittel  für  so  wichtige  Dinge  bereitzustellen.  Nachdem  die  jetzige  Volks- 
zählung durch  ihre  enge  Begrenzung  schon  so  an  Bedeutung  verloren  hat, 
sollte  man  wenigstens  das  herausholen,  was  aus  ihr  einigermassen  herauszu- 
pressen ist 
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RUNDSCHAU 


ÖFFENTlsK^ES  bEBEN 

Wirtschaft 

DiskOBt  TROTZ    des  vorher  be- 

reits ausscrordentbch  liohcn 
Diskontes  schritt  die 
deutsche  Reich  sbank  am  4.  No- 
vember zu  einer  abermaligen  SteigeruriR, 
diesmal  allerdings  nur  um  ¥2  %.  Im 
laufenden  Jahr,  in  einer  Periode  des  sich 
nocli  entfaltenden,  keineswegs  bereits  dem 
Gipfelpunkt  zustrebenden  Aufschwunges, 
haben  wir  al?;o  folgende,  fast  sprunghafte 
Entwickclung  des  Zinsfusscs: 

seit  dem  25.  Februar    3  % 

„       „     II.  September  4  % 
3.  Oktober     5  % 

,.  „  4.  November  5%  % 
Die  zweimalige  Erhöhung  kurz  vor  und 
gleich  nach  der  Quartalswendc  vermochte 
wohl  die  Kraftüberspannung  unserer 
grossen  Geld-  und  Kreditzentrale  zu  mil- 
dern; eine  abnorm  hohe  Anlage  in 
Wechseln  und  Lombarden  und  ein  un- 
gewöhnlich schlechtes  Deckungsverhält- 
nis der  Noten  verblieb  jedoch.  Dazu 
stand  der  Dezember  mit  seiner  Häufung 


der  Geschäfte  und  Zahlungen  vor  der 
Tür:  im  vorigen  Jahre  brachte  dieser 
eine  Monat  aHein  eine  Vermehrung  des 
Wcchselbestandes  um  rund  220  Mill.  M., 
eine  Vermehrung  der  Lombardenanlage 
um  164  MilL  M.  Man  muss  also  zu- 
frieden sein,  wenn  die  Banlcverwaltung 
mit  ihren  bisherigen  Massnahmen  über 
den  Jahresschluss  leidlich  hinwegkommt; 
dic?c  eine  Hoffnung  glaubte  der  Bank- 
präsident in  der  entscheidenden  Zentral- 
ausschusssitzung  denn  auch  aussprechen 
zu  können. 

iHitemnmiliM  WENN  alle  die  erwShntm 

Krediterschwerungen  und 
Krediteinschränkungen  den 
Übereifer  der  Unternchmerproduzcnten, 
des  Handels  und  der  Börsenspekulation 
dämpfen  sollten,  so  war  der  Erfolg  nur 
ein  geringer.  Um  so  einschneidender  be- 
ginnen die  Rückwirkungen  des  russischen 
Zusammenbruches,  der  Auflösung  des 
alten  russischen  Regierungssystems  zu 
werden.  Mit  den  raffiniertesten 
Künsten  und  mit  dem  erstaunlichsten 
Kostenaufwand  hatte  die  Pariser  und 
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Berliner  Grossfinanz  bisher  einer  Russen» 

panik,  einem  tiefen  Und  andauernden 
Herabsturze  der  Milliarden  von  im  Aus- 
lande untergdwachten  Rnssenwerten  ent- 
gegen rn  arbeiten  gcwti'-st.  Die  Au^- 
landsgulhaben  und  die  Anlcihcgeldcr  der 
russischen  Re^erung  standen  der  inter- 
essierten Grossfinanz  jederzeit  zur  Ver- 
fügung, um  jeder  Abstossung  der  zweifcl- 
halten  Werte  sofort  mit  Barankäufen  zu 
begegnen,  dadurch  die  Masse  der  Be- 
sitzer immer  wieder  zu  beruhigen  und 
wirklichen  Massenverausserungen  und 
einer  fortreissenden  Panik  vorzubeugen. 
In  Paris  und  anderwärts  brachten  nur 
die  ersten  grossen  Kriegsschläge  einen 
förmhchen  Sturz  der  4prozentigen  russi- 
schen Goldrenten  (in  Paris  von  loi  auf 
8s),  aber  während  der  Fortset  ;^ung  des 
Kri^s  trat  eher  eine  gewisse  Erholung 
ein.  und  die  Kurse  spiegelten  fortan  in 
fast  minimalen  Wellenschlägen  die 
Stürme  der  kriegerischen  Ereignisse  wie- 
der. Mit  der  Vertiefung  und  Ausdeh- 
nung der  revolutionären  Fortschritte  hat 
sich  das  Bild  ruch  verändert.  Der 
37.  Oktober  mit  seinen  alamrierenden 
Nachriclitcii  war  fiir  die  Börsen  ein 
schwarser  Tag;  in  Berlin  pflanzte  sich 
der  Sturz  der  Russenwerte  (bis  um 
0  und  10  %)  auf  den  Markt  der  deutschen 
Schiffahrts-  und  Industrieaktien  fort,  so- 
gar die  heimischen  Reichs-und  Staats- 
anleihen V  nrden.  obwohl  naturpemäss 
schwach,  m  Mitleidenschaft  gezogen. 
Aber  erstaunlicherweise  weckte  schon  das 
Verfassung-miinifcst  des  Zaren  wieder- 
um eine  stürmische  Aufwärtsbewegung, 
vor  allem  bei  den  russischen  Banken, 
weiter  jcdodi  hei  den  russischen  An- 
leihen; und  abermals  kam  dieser  Enthu- 
siasmus fast  allen  sonstigen  Spekulations- 
Rebietcn  zugute.  Diese  nervöse  Emp- 
findlichkeit ist  seitdem  nicht  mehr  ge- 
wichen, aber  offenbar  ist  das  alte  Vcr- 
irÄien  auf  die  Widerstands-  und  Um- 
bildungsfähigkeit der  russischen  Regie- 
rung zus^ends  im  Schwinden.  Der 
13.  November  schon  brachte  eine 
Wiederholung  der  Panik.  Von  der 
neuen  1800  Mill.-Anleihe,  die  für  den 
Zarismus  und  Herrn  Witte  von  vitalster 
Bedeutung  sein  müsste,  hört  man  vor- 
läufig kein  Sterbenswörtchen  mehr. 

X  X 
Oatratdemarkt  DIE  weitere  Frage:  wie 

tief  die  Einfuhr  nadi 

Russland  und  die  Aus- 
fuhr aus  dem  Zarenreiche  von  den 
jetzigen  Ereignissen  beeinflusst  werden 


müsse,  weckt  gleichfalls  die  wider- 
sprechendsten Antworten.  Die  einen 
sehen  bereits  die  russische  Getreideaus- 
fuhr dauernd  erlösdhen,  weil  der  russisdie 
Bauer,  von  Steuer-  und  Schuldenlasten 
befreit,  sich  endlich  einmal  selber  satt 
essen  und  die  Exportnotverkänfe  ein- 
stellen werde.  Andere  prophezeien  der 
primitiven  Bodenbestellung  einen  Auf- 
schwung und  eine  neue  Ära,  derart,  dass 
die  russischen  Exporte  in  Zukunft  eigent- 
lich erst  bepinnrn  werden.  Vorläufig  ist 
als  Tatsaclu  7u  verzeichnen,  dass  die 
stockenden  Eisenbahn-  und  Schiffstrans- 
porte den  westlichen  Getreidemärkten  in 
zunehmendem  Masse  Verlegenheiten  be- 
reiten. Speziell  in  Deutschland  kommt 
als  preiserhöhendes  Moment  noch  hinzu 
die  Zurückhaltung  der  eigenen 
Landwirte  beim  Verkauf,  teils  wegen  der 
schwierigen,  alle  Zeit  in  Anspruch  neh- 
mendenHerbstarbeiten,  teils  weil  später 
die  neuen,  am  i.  März  in  Kraft  treten- 
den Zölle  noch  lohnendere  Preise  in 
Aussicht  stellen.  Starke  Lieferungen  von 
Weizen  versprechen  im  Augenblick  nur 
Argentinien  und  die  Donauländer.  Die 
Lebensmittelpreistabelle  der  Stalistischcti 
Korrespondenz  zeigt  daher  im  Oktober 
aufwärtsgehende  Getreideprdse.  Der 
Weizen  hatte  seinen  Durchscluiiu-prcis 
von  162  auf  165  erhöht  Der  Roggenpreis 
war  im  Durdisichnitt  aller  Marktorte  von 
144  auf  151  M.  gestiegen,  also  wesent- 
lich starker,  als  der  Weizenpreis,  so  dass 
bei  den  beiden  BrotiGonuuten  allmählich 
eine  grossere  Preisannäherung  wie  ge- 
wöhnlich eintritt. 

X  X 

AufMlWimg  t'RER  alle  Beängstigungen 
und  Hemmnisse  hilft  je- 
doch noch  immer  das  be- 
ruhigende Bewussl-^cin  des  allgemeinen 
Produktionsaufschwunges  hinweg.  Selbst 
England,  das  lange  Zeit  mehr  im 
Hintergrund  blieb,  schwinunt  ntunehr  in 
der  Flut  der  Hochkonjunktur.  »Die 
Eisengewinnung,  die  Eisen-  und  Stahl- 
und  Blcchindustriecn  stehen  allesamt 
günstig;  sowohl  der  Maschinen-,  wie  der 
Schiffsbau  hoben  sich.  Die  Baumwollen- 
und  Wollengewerbe  sind  weiter  stark  be- 
schäftigt. Die  Kohlenproduktion  zeigt 
eine  Bessermig,  abgesehen  von  dem  ge- 
wöhnlichen Sais(>naufschwung  zu  dieser 
Jahreszeit.  Verglichen  mit  dem  V'or- 
jahre  war,  von  den  Baugewerben  abge- 
sehen, die  Hebung  in  den  lurvor- 
rageudsten  Industrien  aligemein.«  So  der 
Oktoberbericht  des  Arbeitsdq»artemeiits 
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im  Londoner  Handcisamt,  das  tioch  so 
lange  Trübsal  blies,  während  im  Ausland 
der  Himmel  schon  wieder  votler  Geigen 
hing. 

EIN  wahrer  Boom  herrscht  jedoch  in 
den  Vereinigten  Staaten,  und 
die  neue  Welt  kann  sich  rühmen,  dass  sie 
mit  einer  knapp  zweijährigen  Depression 
davon  gekonmicn  ist.  Das  Jahr  1902  um- 
schloss  noch  den  Gipfel  der  Aufwärts- 
bewegung: seit  Mitte  1904  hat  die  Besse- 
rung bereits  von  neuem  eingesetzt.  Be- 
sonders die  Eisen-  imd  Stahlproduktion 
erleben  eine  unerhörte  Expansion.  James 
M.  Swank,  der  Sekretär  der  amerika- 
nischen Eisen-  und  Stahlassoziation,  gibt 
die  Roheisenproduktion  für  die  erste 
Hälfte  1905  auf  11  163175  t  an,  für  die 
zweite  Hälfte  schätzt  er  sie  auf  min- 
destens 1 1  336  825  t  Das  ergäbe  für  das 
laufende  Jalir  eine  Gcsamterzeugung  von 
22V^  Mill.  L  smal  so  viel,  wie  noch  1885, 
wo  4  Mill.  t  nur  um  ein  weniges  über- 
schritten wurden  I  Dabei  ist  man  durcli- 
aus  nicht  im  stände,  der  stürmischen 
Nachfrage  «1  genügen,  die  vor  allem  von 
den  Eisenbahnen  ausgeht  und  hier  wieder- 
um von  der  enormen  Maisernte  mit  ihren 
Transportansprüchen  und  ihrer  Belebung 
des  ganzen  inneren  und  äusseren  Ge- 
schäftsverkehrs. Drückend  ist  allerdings, 
in  Amerika  noch  mehr,  als  anderwärts, 
die  Höhe  des  Zin^fu  die  mit  dem 
Ernteumschlag  fast  rcgclmäsng  sich 
steigert,  in  diesem  Jahre  jedoch  die  ab- 
normen internationalen  Erscheinungen 
noch  verstärkt  wiederholt. 
X  X 

BwnwOlla  DTK  andauernd  schwan- 
kenden Ernteschätzungen 
haben  den  enorm  widi- 

ttgen  Baumwollmaiict  nodi  immer  zu 
keiner  festen  Stimmung  lomunen  lassen. 
Baisse-  und  Hausseerlolge  wechseln  an 
der  New  Yorker  Börse  je  nach  günsti- 
geren und  ungunstigeren  Mitteilungen 
über  Wetter  und  Ertrag  der  Pflanzungen. 
Henry  Neill-New  Orleans  glaubt  nun- 
mehr die  Abnahme  im  Anbau  auf  12  %, 
also  einen  Gesamtbetrag  von  27923000 
Acres  gegen  31  730000  Acres  zur  Grund- 
lage nehmen  zu  müssen,  tmd  berechnet 
daraus,  wie  aus  den  ihm  zugegangenen  Be- 
richten einen  Frtrnp  von  II  500000  Ballen 
gegen  13S00000  Ballen  im  Vorjahr.  Zu- 
züglich der  in  diese  Saison  übernomme- 
nen Bestände  alter  Ernte  von  3615000 
Ballen  würde  sich  die  Versorgung  auf 
15  115000  Ballen  stellen,  also  eine  jeden- 
falls eine  überreichliche  sein.  Den  Tex- 


tilindustriecn  aller  Länder  wäre  die  reich- 
lichere Rohstoffzufuhr  natürlich  sehr 
willkommen,  da  der  Fabrikatenkonsuln 
überall  bei  dem  besseren  Geschäftsgang 
ein  stärkerer  sein  würde.  Bislang  sind 
die  Baumwollpreise  jedoch  noch  immer 
relativ  hohe  geblieben:  in  Liverpool  war 
in  diesem  Jahre  anfangs  American  Midd- 
ling  bis  auf  3,68  d  gefallen,  der  höcb^^t 
erreichte  Jahrespreis  war  schon  wieder 
6,16  d.,  aber  im  November  noch  waren 
6  d.,  dann  5%  d.  nbersdiritten. 

X  X 
Kmm  Chroilk  DIE  deutschen  Zucker- 

raffincrieen  be- 
schlossen ein  gemein- 
sames Vorgehen,  betreffend  Hidit- 
pici>c.  Preisskala,  Zahlungsbedin- 
gungen und  Verkaufstermine.  .  X 
Die  Deutsche  Bank  will  ihr  Ka- 
pital um  20  MHl.  M.  (auf  200  Mill.  M.) 
erhöhen ;  an  der  zu  gründenden  Deutschen 
Bank  für  Zenfraiamerika  (10  Mill.  M. 
Kapital)  ist  sie  wesentlich  futeiligt. 
neben  der  Deutschen  Überseeischen 
Bank,  L.  Speyem-Ellissen  and  der 
Schweizerischen  Kreditanstalt.  X  Das 
Walzdrahtsyndikat  kommt  zu 
Stande.  X  In  überraschend  grosser  Zahl 
haben  sich  Verbindungen  zwischen 
Mittelbanken  im  deutschen  Süden 
und  Westen  vollzogen.  X  Zwischen  den 
Grossreedereien  Hamburgs  und 
Bremens  droht  ein  scliarfer  Schiffalirts- 
kricg  ztt  entbrennen.  max  scmippcl 

PotWic 

RuMland:  2a-  ES    war  vorauszusehen, 

SvSSiSSn  ^^^^  Zarenerlass  vom 
19.  August,  der  die  Bil- 
dung einer  Volksvertretung  ankündigte, 
auf  die  Arbeiterbevölkerung  Russlands 
nicht  beruhigend,  sondern  aufregend  wir- 
ken musste.  Mit  Recht  wiesen  die  Arbeiter 
in  einer  Eingabe  an  das  Ministerium 
des  Innern  schon  vor  dem  19.  August 
darauf  hin,  dass  die  gegenwärtige  Lage 
der  Dinge  in  Russland  der  Arbeiter- 
bewegung zu  verdanken  sei,  und  dass  es 
sehr  unvernünftig  wäre,  die  Arbeiter 
bei  der  Volksvertretung  nns'^cr  acht  n\ 
lassen.  Von  der  Reichsduma  aber,  wie 
sie  nach  dem  Erlass  des  Zaren  vom 
19.  August  geplant  war,  waren  die  Ar- 
beiter ausgeschlossen.  Was  Wunder, 
dass  als  Antwort  auf  den  Erlass  eine 
neue  revolutionäre  Welle  einsetzte,  die 
in  dem  Generalstreik  vom  Oktober  ihren 
Höhepunkt  erreichte.  Aber  im  Volke 
glaubte  man  nicht  einmal  an  den  ernst- 
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liehen  Willen  der  Regierung,  die  zu- 
gesagten Reformen  durchzuführen.  Die 
administrative  Willkürherrschaft  dauerte 
fort,  der  Polizeidiktator  Trepow  war  noch 
immer  mächtiger,  als  der  liberale  Reformer 
Witte.  Von  dieser  reaktionären  Seite 
wurde  die  Judenhetze  geschürt,  wurde 
der  Pöbel  gegen  die  Intelligenz  und 
gegen  fli<-  Arbeiter  angestachelt.  .\ls 
Mitte  Oktober  in  Odessa  Demonstra- 
tionen befürchtet  worden,  erging  an  die 
Polizei  die  Weisung,  auf  die  Demon- 
stranten alsbald  scharf  zu  schiessen 
tmd  nicht  erst  Schreckschüsse  abzu- 
geben. Die  Unruhen,  Streiks  und  De- 
monstrationen nahmen  wieder  zu.  Am 
aOk  Oktober  holten  die  Arbeiter  al>er 
7\im  Hauptschlagc  aus.  In  Moskau 
traten  die  Maschini.^tcn,  Betriebsbeam- 
ten und  Arbeiter  der  Moskau-iCasan- 
Bahn  in  den  Ausstand,  dem  sich  die 
Telegraphen heamten  alsbald  an.schlnsscn. 
Der  Ausstand  dehnte  sich  zunäciist  auf 
alle  in  Moskau  einmündenden  Bahnen 
aus.  Am  21.  erschien  ein  Aufruf  des 
allrussischen  Eiaenbahnverbandcs,  der 
die  Veranstaltung  eines  allgemeinen 
Eisenbahnerausstandes  zur  Durchsetzung 
politischer  Fordemiigen  ankündigte. 
Diese  Forderungen  wurden  dahin  prä- 
risiert:  »Da  bei  dem  jetzigen  Regime 
der  Polizei  und  des  Tschin  die  gestell- 
ten Forderungen,  wie  die  Tatsachen  be- 
weisen, nicht  erfüllt  werden  können,  so 
ist  die  Einberufung  der  Volksvertreter 
mit  gesetzgeberischer  Macht  nötig.  Die 
Volksvertreter  müssen  von  der  gesamten 
Bevölkerung  Russlands  durch  eine  allge« 
meine,  direkte,  gleiche  und  geheime  Wahl 
ohne  Unterschied  der  Nationalität,  des 
Geschlechts  und  des  Glaubens  gewählt 
werden,  um  neue  fundamentale  Landes- 
gesetze im  Interesse  der  arbeitenden 
Klassen  auszuarbeiten.«  Der  Vcrkehr.s- 
ministcr  emphng  eine  Abordnung  der 
Streikenden,  machte  ihnen  aber  nidit  die 
geringsten  Zusagen.  Die  .Xiisstandsbe- 
Avcgung  dehnte  sich  mit  jedem  Tage 
weiter  aus,  so  dass  der  Eisenbahn»  und 
Telegraphenvcrkehr  auf  allen  uichtigci\ 
russischen  Linien  völlig  miterbrochen 
wurde.  Der  Streik  der  Eisenbahner 
dehnte  sich  auf  andere  .Vrlieitcr 
gruppen  aus,  ja  selbst  die  Apotheken- 
besitzer schlössen  sich  ihren  streikenden 
Gehilfen  in  Moskau  an  und  schlössen 
alle  Apotheken.  Eine  Deputation  der 
Elsenbahner  hatte  eine  Unterredung  mit 
Witte,  der  sich  entschieden  c^epon  die 
Gewährung  des  allgememen  Wahlrechts 


aussprach.  Als  Antwort  erklärten  die 
Eisenbahner  auf  ihrem  Kongress  in 
Petersburg:  die  Bureaukratie  werde  den 
Eisenbahnangestellten  nichts  geben,  man 
müsse  es  steh  daher  nehmen.  Es  folg- 
ten Demonstrationen,  Unruhen,  .A^ufruhr. 
Trepow  droht  mit  Gewaltmassregcln, 
alles  umsonst:  die  Revolutionäre  ver- 
sehen sich  mit  Waffen,  das  Militär  wird 
in  seiner  Haltung  schwankend,  die  Aus- 
dehnung der  Arbeitsruhc  hat  beängsti- 
gende Folgen:  die  Lebensmittelpreise 
steigen,  die  Hungersnot  treibt  die  unter- 
sten Schichten  zu  Plünderungen.  Kurz  . 
—  alle  Bande  der  Ordnung  *ind  aufge- 
löst, die  einzige  Triebkraft  ist  der 
zähe  Wille  der  streikenden  Arbeiter.  In 
der  Verzweiflung  licss  sich  der  Zar  zu 
neuen  Konzessionen  herbei,  die  in  dem 
Manifest  vom  30.  Oktober  enthalten  sind. 
Die  Regierung  wird  verpflichtet,  der  Be- 
ve.lkerung  die  unerschütterlichen  Grund- 
lagen der  bürgerlichen  Freiheit  zu  ver- 
leihen, die  gegründet  sein  soll  auf  die 
wirkliche  Unvcrletzlichkeit  der  Per- 
sonen, die  Freiheit  des  Gewissens,  des 
Worts,  der  \'^ersammlungen  und  Ver- 
einigungen. Weiter  sollen,  ohne  die 
ftüher  angeordneten  Wahlen  für  die 
Duma  aufzuschieben,  zur  Teilnahme  an 
der  selben  die  Klassen  der  Bevölkerung 
berufen  werden,  die  das  Wahlrecht  noch 
völlig  entbehren,  wobei  dann  die  weitere 
Entwickclung  des  Grundsatzes  des  all- 
gemeinen Wahlrechts  der  neuerdings  be- 
gründeten gesetzgeberischen  Ordnung 
der  Dinge  überlassen  wird.  Endlich 
wird  als  unerschütterliche  Regel  aufge- 
stellt, dass  kein  Gesetz  in  Kraft  treten 
kann  ohne  Genehmigung  der  Duma,  und 
dass  den  Erwählten  des  Volkes  die 
Möglichkeit  der  wirklichen  Teilnahme 
an  der  Überwachung  der  GeseCdichkett 
der  Handlungen  der  staatlichen  Behör- 
den gewährleistet  wird.  Zweifellos  be- 
deutet der  Inhalt  des  neuesten  Mani- 
festes eine  wesentliche  Erweiterung  der 
in  den  bisherigen  Erlassen  konzedierten 
Volksrechte,  und  in  der  Tat  hat  auch  ein 
Teil  der  revolutionären  Strömungen  sich 
durch  den  neuesten  Erlass  beruhigen 
lassen.  Nor  die  Arbeiter  sehen  weder 
ihre  politischen  Forderungen  rund  be- 
willigt, noch  trauen  sie  dem  Hofe.  Zwar 
mussten  Pobjedonosrew  und  Trepow 
ziiriicktreten.  aber  das  Misstrauen 
schwand  damit  inuner  noch  nicht.  Na- 
mentlich erblickt  man  in  den  antisemiti- 
sclien  .Ausschreitungen  eine  Provokation 
der  Reaktion.    Zwar  ging  der  Streik- 
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zustand  Anfang  November  zu  Ende,  da 
Witte  dem  Zentralstretkkomitee  die  Be> 
willigung  der  Forderungen  zusagte. 
Ein  neuer  Eisenbahnerstreik,  der  Mitte 
November  zu  gunsten  der  Polen 
proklamiert  wurde,  kam  nur  teilweise 
zur  Durchführung  und  wurde  ziemlich 
rasch  beigelegt  Die  Arbeiter  warten 
nunmehr  zunächst  ab  und  sammeln  neue 
Kraft. 

X  X 

OflmTClOli:      DER  Kampf  um  die  poli- 
SSwMMmi       tischen    Grundrechte  ist 
von  Russland  nach  Öster- 
reich iibergpspningcn.    Auf  dem  Partei- 
tag der  österreichischen  Sozialdemokra- 
tie wurde  der  Massenstreik  als  ein  Mit- 
tel zur  Erringimg  des  allgemeinen  Wahl- 
rechts  gekennzeichnet  und    seine  An- 
wendung im  Prinzip  beschlossen.  Den 
Augenblick  des   Massenstreiks  für  das 
Wahlrecht  zu  bestimmen,  sollte  den  Ver- 
trauensmännern der  gewerkschaftlichen 
Organisationen      vorbehalten  bleiben. 
Noch  bevor  der  Parteitag  zu  Ende  war, 
kam    es    zu     Demonstrationen,  die 
sich   am    Sonntag,   den   5.  November, 
verallgemeinerten.     Schon    am  Sonn- 
abend hatte  sich  die  Regierung  ent- 
schlössen,  die  Ausarbeitung  einer  Vor- 
lage iibcr  das  allgemeine  Wahlrecht  an- 
zukfindigen.  Eine  Bewegung  der  Eisen- 
bahnarbeiter    in    Böhmen    wuchs  sich 
unter    der    aufgeregten    Stimmung  zu 
einer  politischen  Aktion  aus.  Peinlichste 
Beachtung  der  Instruktionen  durch  die 
Eisenbahner  legte  den  Eisenbahnverkehr 
auf  den  wichtigsten  Strecken  in  Oster- 
reich lahm.    Erst  nach  einem  teilweisen 
Entgegenkommen    der    Regierung  und 
infolge  neuer  Instruktionen  wurde  die 
passive  Resistens  der  Eisenbahner  wieder 
eingestellt    Zunächst  warten  nunmehr 
die   Arbeiter  die  Veröffentlichung  der 
Wahlrechtsvorlage  ab.   Von  deren  Aus- 
fall und  von  der  weiteren  parlamentari- 
schen Behandlung  wird  die  Haltung  der 
Arbeiterklasse  abhängen.    Jedenfalls  ist 
^e  österreichische   Arbeiterschaft  fest 
entschlossen,  ilire  wirtschaftliche  Macht 
zu  gunsten  des  allgemeinen,  gleichen  und 
dirdcten  Wahlrechts  In  die  Wagschale 
zu  werfen.    Einen  günstigcnAusgang  der 
Bewegung  kann  man  schon  um  deswillen 
prognostizieren,  als  zur  nämlichen  Zeit 
die  ungarische  Regierung  selbst  die  Ini- 
tiative ergriffen  hat,  um  dort  dem  Volke 
dieses  in  Österreich  bis  jetzt  verweigerte 
Wahlrecht  su  gewähren. 
X  X 


nottonvoriSBe  DIE  Marincvoriagc,  deren 
wahrscheinlicher  Inhalt 

schon  seit  längerer  Zeit  in 
der  Presse  erörtert  wurde,  ist  nunmehr 
vom  Bundesrat  angenommen  und  im 
Rcichsanzeiger  veröffentlicht  worden. 
Die  eigentliche  Flotlcnnovelle  ist  kurz 
und  besehrinkt  sich  auf  die  Forderung 
von  5  grossen  Kreuzern  bei  der  Aus- 
landsflottc  und  von  i  grossen  Kreuzer 
bei  der  Materialreserve-  Die  Kosten 
für  diese  Bauten  belaufen  sich  auf  165 
Mill.  M.,  die  auf  10  Jahre  verteilt,  halb 
aus  den  ordentlichen  Einnahmen,  halb 
aus  Anleihen  bestritten  werden  sollen. 
Weit  bedeutungsvoller  für  die  Entwicke- 
lung  der  deutschen  Flotte  sind  die  Neu- 
erungen im  Rahmen  des  Etats,  die  sich 
in  folgende  Programmpunkic  zusammen- 
fassen lassen :  Deplacenientsvergrosse- 
rung  der  Linienschiffe,  der  grossen 
Kreuzer  und  Torpedoboote,  Vermeh- 
rung der  Torpedobootsdivisionen,  stär« 
kere  Indienststellungen,  Erhöhung  der 
Mannschaftsziffer,  endlich  Versuche  mit 
Unterseebooten.  Die  Verwirklichung 
dieses  Programms  bedeutet  ein  Phis  der 
finanziellen  Ansprüche  gegenüber  dem 
heutigen  Flottenplan  von  600.  nach  ande- 
ren Schätzungen  gar  800  Mill.  M.  für 
die  Periode  1906  bis  1917.  In  der  bür- 
gerlichen Presse  wird  die  Vorlage  ver- 
schieden beurteilt.  Die  chauvinistische 
und  Interessentenpresse  findet  die  Vor- 
lage unzulänglich,  die  linksliberale  Presse 
findet  die  Ausgaben  zu  hoch.  In  keiner 
Partei  indes,  mit  Ausnahme  der  Sozial- 
demokratie, stösst  die  Vorlage  auf 
grundsätzlichen  Widerspruch.  Die  Presse 
der  Zentrumspartei  äussert  sidi  in  Wen- 
dungen, die  ffir  die  Rcgierunv  das  Beste 
hoffen  lassen. 

X  X 
KalUOiionIk  DIE  Landtagsstichwahlen 
in  Baden  bedeuten  für 
das  Zentrum  eine  totale 
Niederlage.  X  Die  Thronrede,  mit  der 
am  26.  Oktober  der  sächsische 
Landtag  eröffnet  wurde,  stellte  ein  neues 
Wahlgesetz  in  Aussicht.  X  An  Stelle 
des  Kolonialdirektors  Stuebel 
wird  der  Erbprinz  Emst  von  Hohenlohe- 
Langcnburg,  bis  vor  kurzem  Regent  des 
Herzogtums  Coburg-Gotha,  die  Leitung 
der  kolonialen  Angelegenheiten  über- 
nehmen. Es  soll  ein  besonderes  Reichs- 
amt mit  einem  Staatssekretär  an  der 
Spitze  gesdiaffen  werden.  X  Die  baye- 
rische  Wahlreforni  schreitet  voran: 
am  la  November  bat  die  Abgeordneten- 
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kammer  die  Regierungsvorlage  ange- 
nommen. X  In  Norwegen  hat  eine 
Volksabstimmung  eine  grosse  Mehrheit 
für  die  monarchische  Staatsform  er- 
geben; zum  König  wurde  ein  dänischer 
Prinz  gewählt,  der  als  Haakon  VII.  den 
\vicdcr  nengesdiaffenen  Thron  Nor- 
wegens bestdgt  moHARo  cAiweir 

Soziale  KommunalpolHIk 

Annenwesen  VON  dem  Beigeordneten 
Dr.  Schwander  ist  über  die 
Reorganisation  des  Strass- 
burger  Armenwesens  ein  Bericht  aus- 
gearbeitet worden,  der  nach  verschie- 
denen Seiten  hin  grosses  Interesse  er- 
regt. Wir  greifen  heute  diejenigen  Ab- 
schnitte heraus,  die  sich  mit  einer  Kri- 
tik'des  Elberfelder  Systems  befassen 
und  neue  Gedanken  für  die  armenpfle- 
gerische  Organisation  entwickeln.  Das 
Elberfelder  System  hat  von  der  Stadt 
Elberfeld  aus»  wo  es  im  Jahre  1852  durch 
die  von  Daniel  von  der  Heydt  ge- 
schaffene Arnicnordnung  eingefüihlt 
wurde,  einen  Siegeszug  durch  ganz 
Dentsdtland  angetreten.  Dr.  Buehl 
spricht  in  seinem  Buche  Das  Armen- 
wesen /Jena,  Gustav  Fischer/  von  den 
glänzenden  Erfolgen  der  Elberfelder 
Armcp.ordnuiig.  die  namentHch  auch 
auf  finanziellem  Gebiete  hervortraten. 
Worin  bestehen  ntm  die  charakteristi- 
schen Züge  dieses  Systems?  Dr.  Buchl 
bezeichnet  sie  mit  den  Ausdrücken 
DesentntUsaUan  und  fndividuatisierung. 
Dr.  Schwandet  scheint  uns  die  Unter- 
schiede dieses  Systems  gegenüber  an- 
deren Armenpflegessrstemen  zutreffen- 
der zu  erfassen.  Auch  andere  Systeme 
haben  Dezentralisation  und  Individuali- 
siertttigr  angestrebt  Für  das  Elberfelder 
sind  charakteristisch  der  Gedanke, 
sämtliche  Armenfälle  durch  ehren- 
amtliche Pfleger  behandeln  xn  lassen, 
die  Teilung  der  Stadt  in  viele  kleine 
Quartiere  und  der  Zusammensdiluss  der 
Pfleger  der  Quartiere  ztir  sogenannten 
Bezirksversammlung.  Jedem  ehrenamt- 
lichen Pfleger  ist  ein  Quartier  zuge- 
wiesen, wo  er  alle  vorkommenden 
Armenfälle  zu  behandeln  hat.  An  ihn 
müssen  sich  die  Hilfsbedürftigen  wen- 
den. Die  zur  Bezirksversammlung  ver- 
einigten Pfleger  erörtern  die  einzelnen 
Fälle  und  beschliessen  in  der  alle  vier- 
zehn T^e  stattfindenden  Versammlung 
über  Art  und  Umfang  der  Hilfe.  Nur 
in  dringenden  Fällen  sind  Bezirksvor- 
steber und  Pfleger  zu  sofortigem  Ein- 


tu  ifcn  befugt    Gegen  das  Elberfelder 

System  und  dessen  Übertragung  auf  die 
Strassburgcr   .'\rmenpflcge    erhebt  nun 
Dr.  Schwander  eine  Reihe  von  Beden- 
ken, die  zum  Teil  auch  schon  von  an- 
derer Seite  geäussert  worden  sind,  zum 
Teil,  wenigstens  in  der  klaren  Präzisie- 
rung,   ihm   eigentumlich    sind.     Es  ist 
zunächst  schwer,   die   genugende  Zahl 
geeigneter   d»«namtlicher  Pfleger  zu- 
sammenzubringen,  die   bereit   sind,  die 
gesamte  Armenpflege  in  emem  orilich 
Iiegrenzten     Bezirk     auszuüben.  Dr. 
Schwander   betont,    unseres  Erachtens 
mit  Recht,  dass  die  grosse  Menge  der 
besser  gestellten  Arbeiter  nicht  in  Be- 
tracht kommt,  wenn  man  an  den  eigen- 
tümlichen Bedingungen  des  Elberfelder 
Systems  festhalten  will.   Man  ist  daher 
auf  solche  Bevölkerungsschichten  ange- 
wiesen,   die    ausserhalb    ihres  Berufes 
Zeit  genug    für    die  armenpflegerischc 
Tätigkeit  ^   haben      und  insbesondere 
dauernd  in  einem  Quartier  angesessen 
sind.    Bei   den    grossstädtischen  Woh- 
nungsverhältnissen, in  denen  sich  all- 
fflähTich  die  lokale  Sdieidung  der  wohl- 
habenden Klassen    von    der  Arbeiter- 
klasse herausbildet,  wird  es  schon  in- 
folgedessen immer  schwieriger  werden, 
die  nötigen  Pfleger    in    den  Arbeiter- 
quartieren    zu    finden.      Bei  diesen 
Schwierigkeiten,    die    genügende  Zahl 
von  Pflegern  aufzubringen,  die  mit  dem 
Elberfelder  System  verbunden  sind,  ist 
natürlidt  keine  Garantie^  dass  die  Pfle- 
ger nun  auch  das  erforderliche  Mass  von 
armenpflegerischen     Kenntnissen  be- 
sitzen. Denn  mit  dem  guten  Willen  tmd 
dem   guten   Herzen  allein   ist  es  nicht 
getan.    Ein  Cbermass  von  beiden  ist 
vielmehr  geradezu  schädlich.  Entscfiei- 
dend  sind  aber  für  uns  die  Einwände 
sozialer  Art,  die  Dr.  Schwander  sehr 
klar  gegen  das  Elberfelder  System  for- 
muliert.   Dieses  beruht  auf  dem  Grund- 
satze Hilfe  von  Mensch    zu  Mensch. 
Ausser   der   materiellen  Unterstützung 
soll    dem   Bedürftigen    der  moralische 
Beistand  des  Armenpflegers  zu  teil  wer- 
den.   Dr.  Schwander  hebt  nun  hervor, 
dass  ein  »durchgehendes,  unterschieds- 
loses Betonen  dieser  so  liebenswürdigen 
Tendenz  nicht  mehr  ganz  dem  sozialen 
Charakter  der  öffentlichen  Fürsorge  ent- 
spricht, und  dass  vor  allem  diese  Ten- 
denz unrichtige  Folgerungen  veranlasst, 
wenn  man   ihr  zuliebe  auf  fachmässig 
geschulte  Beamte    in    der  ötfenilichen 
Fürsorge  verzichtet  und  das  gesamte 
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Fürsorgewerk  dem  ehrenamtlichen 
Pfleger  übergibt«.  Seine  Begründung  ist 
durchaus  zutreffend:  »Wir  sehen  ja  im 
Öffentlichen  Fürsorgewesen  nicht  das, 
was  man  f Ulfe  von  Mensch  zu  Mensch 
bezeichnen  kann,  sondern  wir  sehen 
darin  ein  soziales  Hilfsinstitut 
für  den  licdürftigen  Staatsangehörigen. 
Wir  wollen  auch,  dass  der  bedürftige 
Staattangehörige  die  Sache  so  und  nicht 
anders  betrachtet.  Er  soll  nicht  die 
Empfindung  bekommen,  als  ob  ihn  ein 
beatiiDinter  Mitbürger,  nämlich  der 
ehrenamtliche  Pfleger,  unterstützt,  von 
dessen  gutem  Willen  er  sich  in  diesem 
Falle  flädir  oder  weniger  abhängig  füh- 
len muss,  sondern  er  soll  sich  auch  im 
Stande  der  Hilfsbedürftigkeit  als  Mit- 
glied der  Allgemeinheit  betrachten  .  . . 
Im  Gegenteil  wissen  wir  aus  hiesigen 
Erfahrungen :  der  Bedürftige  wendet 
aicb  viel  lieber  an  die  für  diesen  Fall 
eingesetzte  Behörde,  deren  Beamten- 
schaft, wie  er  weiss,  die  Pflicht  hat. 
nach  bestimmten  Massgaben  den  Fall 
aufzunehmen  und  zu  verarbeiten,  als  dass 
er  in  die  Privatwohnung  eines  Mitbür- 
gers geht,  eines  Mannes,  den  er  mehr 
oder  weniger  immer  als  Einzelperson 
auffasst,  als  Mensch  dem  Menschen 
gegenüber.  Im  letzteren  Fall  hat  wenig- 
stens der  Bedürftige  von  besserem  Typus 
nur  zu  leicht  das  Gefühl,  als  stehe  er  im 
Begriff,  von  einem  Mitbürger  eine  Wohl- 
tat tu  verlangen;  jedenfalls  erscheint  es 
ihm  höchst  peinh'ch.  seine  familiären  und 
persönlichen  Verhältnisse  einem  Privat- 
nianne  anzuvertrauen,  wohiog^en  er  in 
pcrsönltdiem  Kontakt  mit  der  öffent- 
lichen Körperschaft  ohne  weiteres  die 
Notwendigkeit  herausfühlt,  dass  die  Art 
und  die  Ursachen  setner  Bedfirftigkett 
bekannt  gcgelicn  werden  mü>~cn.<  Da< 
Elberfcldcr  System  ist  eben  hcrausge- 
boren  ans  dem  Gedanken  der  patriarcha- 
lischen Caritas,  wie  sie  auf  Grundlage 
der  christlichen  Sozialau  ff  assung  der 
Patron  dem  Ariteiter  gegenüber  zu  üben 
hat.  Der  Patron  ist  in  diesem  Fall  die 
Gemeinde.  Im  übrigen  bleibt  das  Ver- 
hSltnis  das  gleiche.  Und  die  Vertreter 
der  Gemeinde,  die  dem  Hilfsbedürfti- 
gen als  Pfleger  gegenübertreten,  spen- 
den die  Unterstützung  in  diesem  carl- 
tat i  von  Geiste;  sie  sind  zum  guten  Teile 
dieselben  Personen,  die  zu  ihm  in  dem 
Verhältnis  der  Patronage  stehen.  Dem 
gegenüber  muss  die  moderne  Armenpflege 
sid)  auf  dem  Gedanken  aufbauen,  dass 
der    Hilfsbedürftige    ein  gesetzliches 


Recht  auf  Unterstützung  hat,  dass  es  sich 
also  nicht  um  eine  caritative  Gewährung 
einer  solchen,  sondern  um  die  Ausübung 
einer  rechtlichen  Pflicht  handelt  Die 
Armenpflege  der  Gemeinde  ist  kein 
caritatives  Institut,  sondern,  wie  Dr. 
Schwander  sehr  richtig  hervorhebt,  ein 
soziales  Hilfsinstitut  des  Staates.  Auf 
Grund  dieser  Auffassung  wird  selbstver- 
ständlich die  Stellung  des  ehrenamt- 
lichen Pflegers  gegenüber  dem  Hilfs- 
bedürftigen eine  ganz  andere.  Er  tritt 
ihm  in  erster  Linie  nicht  als  Mensch, 
sondern  als  ein  Beauftragter  der  Ge- 
meinde gegenüber,  die,  wie  der  Hilfs- 
bedürftige weiss,  die  Pflicht  hat.  ihn  in 
NotfaHen  7ti  unterstützen,  und  von  der 
Uniersiuizung  zu  verlangen  er  das  Recht 
hat.  In  einer  grossen  Anzahl  von  Fällen 
ist  die  moralische  Hilfe,  in  deren  Inter- 
esse die  Ausübung  der  Armenpflege  in 
sämtlichen  Fällen  durch  elirenamtliche 
Pfleger  verlangt  wird,  die  erzieherische 
Einwirkung  des  Pflegers  auf  den  Be- 
dürftigen nicht  nur  überflüssig,  sondern 
geradezu  schädlich.  Dazu  gehören  zum 
Beispiel  alle  diejenigen  Fälle,  in  denen 
bisher  nicht  unterstützte  Arbeiter  infolge 
plötzlich  eingetretener  Arbeitslosigkeit 
gezwungen  sind,  die  dffentlidie  Fürsorge 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Hier  kommt 
es  nur  darauf  an,  auf  die  voraussidit« 
liehe  Dauer  Stser  Arbeitslosigkeit  den 
Lohnausfall  zn  vergüten,  insbesondere 
aber,  wenn  tuniich,  die  Zeit  der  Arbeits- 
k>5igkeit  möglichst  abzukürzen.  Hier 
muss  also  mit  der  armenpflcgerischcn 
Tätigkeit  der  Gemeinde  sich  die  sozial- 
politische der  Arbeiterfnrsorge  verbin- 
den. 

AUF  Grund  dieser  Erwägungen  kommt 
Dr.  Schwander  zu  neuen  Vorsditigen 

für  die  Organisation  de?  Armenwesens. 
Er  empfiehlt  die  Einteilung  der  Stadt  in 
vier  Armenbezirke,  deren  jeder  eine 
Bezirkskommission,  bestehend  aus 
einem  Vorsitzenden  und  8  Mitgliedern, 
ehrenamtlidien  Pflegern,  haboi  soll. 
Jeder  Bezirk  soll  einen  Beamtenkörper 
erlialten,  der  zur  Entgegennahme  der 
Gesuche,  sowie  zur  Prüfung  und  Be- 
handlung der  Armenfälle  erforderlich 
ist,  ausserdem  eine  so  grosse  Zahl  von 
direnamtlidien  Pflegern,  dass  nicht  mehr 
als  2.  höchstens  3  der  für  die  Pflegebc- 
handlung  geeigneten  Fälle  auf  den  ein- 
zelnen entfallen.  Die  besoldeten  Beam- 
ten haben  die  .'\ufgabe,  die  Bedürftigen 
in  ihrer  Häuslichkeit  aufzusuchen  tmd  die 
Verhältnisse  genau  festzustellen.  Dem 
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einzelnen  Pfleger  werden  von  der  Be- 

zirkskommission  bestimmte  Einzelfalle 
zur  Behandlung  zugewiesen,  für  die  er 
seiner  Persönlichkeit  nach  besonders  ge- 
eignet scheint.  Hier  entsteht  nun  die 
Frage:  welche  Fälle  sollen  den  Pflegern 
überwiesen  wertei?  Auf  Grund  seiner 
früheren  Erwägungen  empfiehlt  Schwan- 
der nur  die  dauernden  Fälle  den  ehren- 
amtlichen Armenpflegem  zu  übertragen, 
weil  in  diesen  die  erzieherische  Beein- 
flussung der  Unterstützten  von  Wert 
werden  kann.  Die  Fälle  vorübergehen- 
der Armenunterstützung  sollen  dagegen 
lediglich  durch  das  Amt  und  seinen  Er- 
kundigungsbeamten behandelt  werden. 
Durch  diese  Arbeitsteilung  wird  den  Ar- 
menpflcgcrn  ein  grosses  Stück  lästiger 
formaler  Arbeit  abgenommen,  und  es  ist 
möglich,  ihre  Tätigkeit  in  günstigerer 
Wase  auf  die  geeigneten  Fälle  zu  konzen- 
trieren. Dr.  Schwander  sieht  einen  wei- 
teren Vorteil  dieser  Anordnung  darin, 
dass  man  nunmehr  auch  solche  Schichten 
der  Bevölkerung  zur  Armenpflege  heran- 
ziehen köime,  die  beim  Quartiersystem 
gar  nicht  oder  fast  gar  nicht  in  Betracht 
kommen,  insbesondere  die  besser  gestell- 
ten Arbeiter  luid  die  Frauen.  Auch  nadi 
dieser  Ausscheidung  der  vorübergehenden 
Fiillc  bleibt  für  die  ehrenamtlichen  Ar- 
menpileger  ein  grosses  Arbeitsquantuni 
übrig.  Denn  von  den  Unterstfitzten  sind 
64%  das  ganze  Jahr  in  öffentlicher 
Armenpflege.  £s  handelt  sich  hier  zum 
guten  Teil  um  solche  Leute,  »bei  denen 
die  .\rmcnversorgung  nichts  andere^  ist, 
als  eine  wohlverdiente  Alters-  oder  In- 
validenrente«. Es  sind  Leute,  »die  sich 
ehrlich  geplagt  haben,  bis  sie  nicht  mehr 
konnten,  und  die  nun  der  Öffentlichkeit 
gegenüber  den  Ansprach  auf  ein  nicht  von 
schweren  Sorgen  bedrücktes  Alter  er- 
heben können.«  Für  diese  Klasse  der 
Stadtrentner,  wie  sie  Dr.  Schwander  be- 
zeichnen möchte,  ist  das  Institut  des 
ehrenamtlichen  Pflegers  von  bcsondtrem 
Werte.  Ebenso  auch  für  die  grosse  Zahl 
der  Witwen  mit  Kindern,  die  jahrelang 
in  der  Armenpflege  verbleiben  müssen. 
WIR  haben  aus  dem  Schwanderschen 
Berichte  nur  die  Ansfühnmgcn  heraus- 
gegrificn,  die  ^ich  auf  die  Organisations- 
vorschlage beziehen.  Sie  sdhienen  uns 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  man  in  zahl- 
reichen Stiidten  mit  einer  Neuordnung 
der  Armenpflege  beschäftigt  ist,  für  die 
praktische  Tätigkeit  unserer  Genossen 
auf  den  Rattiäusem  von  besonderer  Be- 
deutung.   Vielleicht  finden  wir  nodh 


später  Gelegenheit,  auch  auf  die  Teile 
des  Schwanderschen  Berichtes  einzu- 
gehen, die  sich  mit  dem  Begriff  der 
dürftigkeitt  den  Unterstützungsursachen, 
der  Höhe  und  Art  der  Unterstützung  be- 
schäftigen. 

X  X 
Sttdtetag        MIT  dem  i.  Januar  1906 
tritt  der  deutsche  Städte- 
tag  als   eine  dauernde, 

feststehende  Organisation  ins  Leben. 
Nach  den  Statuten  ist  er  gegründet  wor- 
den, um  die  Wohlfahrt  der  ihm  ange- 
hörenden Gemeinwesen  zu  pflegen,  die 
gemeinschaftlichen  Interessen  der  Städte 
zu  wahren,  und  die  Kenntnisse  und  Aus- 
bildung der  Verwaltungseinrichtungen 
untereinander  zu  fördern.  Zur  Mitglied- 
^rlmft  .-ind  berechtigt  alle  die  deutschen 
Städte,  die  bei  der  letzten  Volkszählung 
die  Einwohnerzahl  von  asooo  erreicht 
haben,  und  solche  Gemeindeverbände,  die 
eine  städtische  Bevölkerung  von  zusam- 
men mehr  als  asoooKSpfen  vertreten. 
Jedes  Mitglied  hat  eine  Stimme;  Städten 
mit  mehr  als  50000  bis  150000  Ein- 
wohnern steht  eine  zwdte  Sthnme  so. 
Städte  mit  mehr  als  150000  Einwohnern 
erhalten  für  jedes  angefangene  Hundert- 
tausend eine  weitere  Stimme.  Der  Stidte- 
tag  verfolgt  seine  Aufgaben  im  wesent- 
lichen durch  Abhaltimg  von  Versamm- 
lungen, durch  Unterhaltung  etoer  eigenen 
Kanzlei,  durch  Veröffentlichungen  sowie 
durch  Anlegung  und  Unterhaltung  einer 
Budierd.  Die  Versammlmigen  sollen  in 
der  Regel  alle  drei  Jahre,  nach  Befinden 
auch  in  kürzeren  Zeiträumen,  statfinden. 
Es  lässt  sich  voraussagen,  dass  der 
deutsche  Städtetag  keine  besondere  Be- 
deutung erlangen  wird,  wenn  er  sich 
darauf  beschränkt,  alle  drei  Jahre  eine 
Versammlung  abzuhalten.  Will  er  die 
Gesetzgebung  des  Reiciies  und  der 
Einzelstaaten  im  Interesse  des  Städte* 
wo«ens  und  der  städtischen  Bevölkerung 
becniflussen.  will  er  insbesondere  ein 
Gegengewicht  gegenüber  den  agrarischen 
Körperschaften  bilden  —  und  aus  einer 
solchen  Gegenbewegung  gegen  die  Be- 
drohung der  stadtischen  Interessen  durch 
die  agrarische  Politik  des  Reichs  und 
der  Einzelslaatcn  heraus  scheint  uns  der 
Städtetag  entstanden  zu  sein  — ,  so  moss 
er  sich  allerdings  die  Mühe  machen, 
etwas  häufiger  zusammenzutreten.  Als 
ein  glücklicher  Gedanke  erscheint  uns 
die  Errichtung  einer  Zentralstelle,  die  mit 
einer  Bibliothek  verbunden  sein  soll.  Sie 
soll  Auskünfte  über  alle  stidtischea  Ein- 
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richttmgen  erteilen  und  den  Betridb  von 
Studien  über  deutsches  Stadtverfassungs- 
tind  -verwaltungsrecht»  über  Städtewesen, 
Städteentwickeluag  und  Stadtgeachichte 
an  der  Hand  eines  vollständigen,  ge- 
sichteten Stoffes  ermöglichen.  An  die 
Spitze  der  Zentralstelle  soll  ein  juristisch 
oder  volkswirtschaftlich  gebildeter  Direk- 
tor gestellt  werden. 

X  X 
FMKbvertor-  DER   deutsche  Städtetag 
hat    seine   Tätigkeit  mit 

einer  Interpellation  des 
Reichskaiizlers  in  Sachen  der  Fleisch- 
Verteuerung  begofmen.  Das«  dtete  er- 
folglos ausfallen  würde,  lieSS  sich  bei 
den  Mehrheitsverhältnisseil  im  Reichs- 
tage und  preussisdien  Landtage  von 
vornherein  erwarten.  Auf  die  Reden  der 
Herren  Oberbürgermeister  und  die  Ent- 
gegnung des  Reichskanzlers  brauchen 
wir  hier  nicht  einzugchen.  Sie  sind  aus 
der  Tagespresse  bekannt  Nur  eine  An- 
regung des  Reidiskanzlers,  die  der  selbe 
ganz  im  Geiste  der  agrarischen  Organi- 
sationen gemacht  hat,  sei  hier  hcrausge- 
•griffen,  da  sie  uns  von  Bedeutung  für  die 
allgemeine  Frage  zu  sein  scheint,  inwie- 
weit sich  die  Städte  an  der  Fleischver- 
socgung  beteih'gen  sollen.  Der  Reichs- 
kanzler empfahl  den  Ohorhürgcrmeistern. 
dem  Beispiele  der  Stadt  Wien  und  den 
Anregungen  der  preussischen  Landwirt- 
schaftskammern zu  folgrn  und  ihrerseits 
in  der  gegenwärtigen  kritischen  Lage  die 
Fleisdiversorgung  ihrer  Städte  in  die 
Hand  zu  nehmen.  Die  preussische 
Staatsregierung  werde  gern  bereit  sein, 
solche  Unternehmungen  zu  i5rdem.  und 
zu  unterstützen,  soweit  das  nur  möglich 
sei.  Es  muss  auf  die  Herren  Oberbürger- 
meister geradezu  verblüffend  gewirkt 
haben,  von  dem  Reichskanzler,  wenn  auch 
nur  für  die  gegenwartige  kritische  Zeit, 
die  Munizipalisierung  der  Fleischversor- 
gung empfohlen  zu  hören.  Der  Reichs- 
kanzler hat  damit  allerdings  nur  die  Vor- 
schläge wiederholt,  welche  die  Zentral- 
stelle der  preussischen  Landwirtschafts- 
kammem  und  einzelne  Landwirtschafts- 
kammern, wie  zum  Beispiel  die  für  die 
Rheinprovinz,  den  Stadtverwaltungen 
wiederholt  gemacht  hatten.  Es  ist  die 
kluge  Taktik  dieser  Körperschaften,  den 
Unwillen  des  Volkes  über  die  Fleisch- 
verteuerung von  sich  auf  den  Zwischen- 
handel Ond  das  Metzgergewerbe  abzuwäl- 
zen, indem  sie  diese  für  die  hohen 
Fleischpreise  verantwortlich  zu  machen 
sudien.  Olme  Zweifel  kann  die  Verteue- 


rung des  Fleisches,  ebenso  wie  die  der 
Milch,  durch  den  Zwischenhandel  nicht 
bestritten  werden,  und  es  wäre  sicher 
mojglidi,  durch  Ausschaltung  des  selben 
zwischen  den  Konsumenten  und  Produ- 
zenten die  Preise  beträchtlich  herabzu- 
setzen. Unsere  Vertreter  auf  den  Rat- 
häusern sollten  sich  die  Gelegenheit  nicht 
entgehen  lassen,  gestützt  auf  die  Autorität 
des  Reichskanzlers,  von  den  Gemeinde- 
verwaltungen organisatorische  Mass- 
nahmen in  dieser  Hinsicht  zu  fordern. 
Wie  wir  schon  öfter  hen'orgehoben  haben, 
sind  das  die  Einrichtung  einer  Gross- 
schlächterei und  von  Fleischverkaufsstän- 
den. Sie  müssen  selbstverständlich  diese 
Forderung  nicht  nur  für  die  heutigen 
kritisdien  Zeiten,  sondern  allgemein  auf- 
stellen. Zuglcii  h  würden  sie  aber  darauf 
hinzuweisen  luben,  dass  bei  der  Einrich- 
tung der  konrniunalen  Fleischversorgung 
auch  die  nötigen  Massregeln  getroffen 
werden  müssten,  um  die  Städte  gegen 
eine  Ausbeutung  durch  agrarische  Ringe 
zu  schützen. 

VON  der  im  wesentlichen  ablehnenden 
Haltung  des  Reichskanzlers  und  der 

meisten  Regierungen  hebt  sich  die  des 
gothaischen  Staatsministeriums  vorteil- 
haft  ab.  Dieses  hat  sich  bereit  erklärt, 
den  Import  von  Fleisch  aus  dem  Auslande 
zu  unterstützen  und  unter  gewissen  Be- 
dingungen anen  Teil  der  Unkosten  auf 
die  Staatskasse  zu  übernehmen.  Die  Ge- 
meinden sollen  den  Bezug  von  Schlacht- 
vieh und  Fleisch  für  ihre  Rechnung  vor 
nehmen  und  durch  Verzicht  auf  die  Ge- 
biihren  auf  eine  VerbilHgung  hinwirken. 
Die  Gemeindevertreter  versprachen  eine 
Untersuchung  darüber  anzustellen,  ob  die 
Fleischer  oder  die  Kaufleutc  durch  Ver- 
mittlung der  Gemeindebehörden  den  An- 
kauf von  Schlachtvieh  und  Fleisch  über- 
nehmen und  das  selbe  zu  entsprechend 
billigen  Sätzen  abgeben  wollen.  Die 
lahme  Haltung  der  Gemeinden  ist  natür- 
lich durch  die  Rücksicht  auf  das  Händ- 
lertum  bedingt.  Es  wäre  Pflicht  der 
selben,  den  .'\nkauf  ohne  Rücksicht  auf 
die  Kaufleutc  und  Fleischer  in  eigener  . 
Regie  zu  unternehmen.  Irgend  welche 
Gefahren  für  die  Gemetndekasse  sind 
nicht  damit  verbunden. 
EINE  Reihe  von  Städten  hat  den  Bezug 
von  Seefischen  in  eigene  Hand  genom- 
men, um  auf  diese  Weise  ihrerseits 
etwas  zur  Linderung  der  Fleischnot  bei- 
zutragen. Nur  die  Nürnberger  Stadt- 
verwaltung hat  aus  Rücksicht  auf  die 
Nfimberger  Fischhandlungen  es  abge- 
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lehnt,  die  Erriclitung  von  Verkauf si^tcllen 
für  Seefische  vorzunehmen.  Den  Händ- 
lern sollen  dagegen  ausser  PlStzen  in  den 
Markthallen  auch  in  den  verschiedenen 
Stadtteilen  Verkaufsplätze  ziu*  Verfügung 
gestellt  werden,  falls  sie  den  Nachweis 
erbringen,  dass  sie  billiger  liefern.  Gr- 
gebenenfalU  will  die  Stadt  selbst  See- 
fiMdunSrlcte  errichten,  wenn  die  Möglich- 
keit besteht,  billiger  7m  liefern,  als  die 
Händler.  Diese  Möglichkeit  ist  jederzeit 
gcipeben,  da  die  Stadtverwaltung  nur  auf 
den  Händlerprofit  7X\  verzichten  braucht. 
Denn  dass  die  Nürnberger  Fischhändler 
nicht  als  Wohltäter  der  Menschheit  zu 
Selbstkosten  liefern,  nur  um  dem  Publi- 
kum billige  Fischnahrung  zu  verschaiTen, 
wird  wohl  auch  der  Magistrat  kaum  be- 
streiten wollen. 

DIE  gemischte  Dcpuiaiion,  die  in  Ber- 
lin zur  Beratung   der  Fleischteuerung 

eingesetzt  war,  hat  beschlossen,  auf  den 
Rieselgutcrn  eine  Schweinezucht  mit 
Schweinemast  zu  betreiben.  Ein  gleicher 
Beschluss  ist  auch  in  Rixdorf  gefasst 
worden. 

X  X 
Kurze  Chroalfc  DIE  Elberfcldcr 
Stadtverordneten  beschlos- 
sen die  Einführung  der 
Sstündigen  Arbeitszeit  für  die  Ofen- 
arbeiter der  Gasanstalt  und  be- 
willigten die  Mehrausgabe  mit  20000  M. 
X  Die  Stadt  Erlangen  hat 
eine  Versorgungskasse  für  die 
städtischen  Arbeiter  eingerichtet.  X 
Der  M  e  t  z  e  r  Gemeinderat  hat  die  Er- 
richtung einer  städtischen  Volksbibliothek 
beschlossen,  die  zunächst  mit  der  Stadt- 
bibliothek verbunden  sein  soll.  X  Der 
Strassburger  Gemeinderat  hat  be- 
schlossen, das  zurzeit  bestehende  Orts- 
statut, wonach  bei  Erteilung  von  Wirt- 
schaftskonzesstonen  die  Bedfirfnisfrage 
zu  prüfen  ist.  nicht  mehr  /n  1  rneiicTii. 
X  Die  Stadt  C  r  e  f  e  l  d  hat  mit  der  Zeche 
Rhtinprevssen  wegen  Lieferung  grosser 
Mengen  elektrischen  Stromes  einen  Ver- 
trag abgeschlossen.  huqo  linoemann 

Sozialistische  Bewegung 

VorwärtM-  NACH  dem  Urteil  der  ge- 
samten  Parteipresse  hatte 
der  Jenaer  Parteit.ig  einen 
für  die  Partei  äusserst  befriedigenden 
Verlauf  genommen.  Die  sachlichen 
Differenzen  waren,  wenn  auch  mit  aller 
Schärfe,  so  doch  ohne  persönliclie  Ge- 
hässii^ceiten,  wie  sie  in  E^sden  za  Tage 
getreten  waren«  ansgefoditen  worden. 


Die  Resolution  der  Fünfzchnerkonimis- 
sion  und  namentlich  der  Bericht  ihres 
Vorsitzenden,  des  Genossen  Dietz, 
mussten  den  Eindruck  crwecktn,  dass 
die  Kommission  Friedensarbeit  geleistet, 
dass  die  Gegensätze  ausgeglichen  seien. 
Schon  vor  dem  Parteitag  waren  ferner 
die  .Aufsichtsinstanzen  mit  der  Redak- 
tion des  Vorwärts  zur  Übereinstimmung 
über  die  zukünftige  Redaktionsführung 
gelangt  Kurz,  alles  berechtigte  zu  der 
Annahme,  dass  die  Periode  innerer 
Parteizwistigkeitcn,  die  seit  Jahren 
währte,  endlich  vorüber  sei.  Es  war  des- 
halb eine  ungdieure  Überrasdrang,  als 
am  22.  Oktober  die  sechs  Redakteure 
des  l'oru'ärts,  welche  bisher  die  Mehr- 
heit innerhalb  der  Redaktion  gid^det 
hatten.  Büttner,  Eisner,  Gradnaucr.  Ka- 
liski, Wetzker,  Schröder,  am  Kopfe  der 
politischen  Nachrichten  des  Blattes  mit- 
teilten, dass  sie  ihre  Kündigung  einge- 
reicht halten.  Am  24.  Oktober  folgte 
eine  Erklärung  des  Partei  Vorstandes  und 
der  Presskommission  des  Vorwärts,  dass 
diese  Körperschaften  die  Kündigung 
akzeptiert  hätten,  worauf  dann  am 
29.  Oktober  die  plötzliche  Entlassung 
der  sechs  Genossen,  die  zuvor  einen  Ar- 
tikel Aufklärung  im  Vonvärts  veröffent- 
licht hatten,  erfolgte.  Aus  den  seither 
erschienenen  zahlreichen  und  ausgedehn- 
ten, auch  im  Tone  nicht  immer  ange- 
nehmen Erklärungen  des  Parteivorstan- 
des und  der  Presskommission  einerseits 
und  der  sechs  Redakteure  andrerseits 
geht  etwa  folgendes  hervor:  Die  sechs 
Genossen  bestreiten  dem  Parteivorstand 
und  der  Presskommission  durchaus  nicht 
das  Recht,  Änderungen  im  Personal- 
bestand der  Redaktion  vorzunehmen. 
Da  aber  die  Stellung  eines  Redakteurs 
innerhalb  unserer  Parteipresse  nicht  eine 
gewöhnliche  Brot  stelle,  sondern  ein  Ver- 
trauensamt ist.  so  diirfen  Entlassungen 
nicht  ohne  die  vorhergegangene  An- 
hörung der  davon  Betroffenen  vor  sich 
gehen.  Diese  unterlassen  zu  haben,  ist 
es,  was  die  Sedis  jenen  Instanzen  zum 
Vorwurf  machen.  Gegen  alle  Gepflogen- 
heit wurden  die  Redakteure  von  den 
Verhandlungen,  in  denen  es  sich  um 
ihre  Entlassung  handelte,  ausgesdilossen. 
Ihr  wiederholtes  Verlangen,  gehört  zu 
werden,  wurde  entschieden  abgelehnt. 
Nach  den  Intentionen  des  Parteivor- 
standes sollten  nur  zwei  Redakteure  ent- 
lassen werden,  aber  gerade  diejenigen, 
denen  an  den  angeblichen  Verfehlungen 
der  Redaktionsmehrheit  die  geringste 
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Schuld    aufgemessen     werden  konnte. 
Die  Presskommission  ging  weiter  und 
verlangte  die  Beseitigung  der  Haupt- 
schuldigen.   Schliesslich  wurde  der  Be- 
schluss  gefasst,  siimtlichen  Redakteuren 
des  Blattes  zu  kundigen,  wobei  ihnen 
anheimRestellt   werden   sollte,   sich  um 
den  Wiedereintritt  zu  bewerben ;  hierbei 
hätten  wohl  nur  die  dem  Vorstand  und 
der  Presskommission  Genehmen  Berück- 
sichtigung gefunden.    Dieses  Vorgehen 
empfanden  die  Sechs  als  ein  ihrer  Stel- 
lung unwürdiges,  unsozialdemokratisches 
und  erklärten  sich  deshalb  solidarisch. 
An  dieser   Stelle  kann  auf  die  Einzel- 
heiten der  Streitfrage  nicht  einfjeganRcn 
werden :  es  sei  nur  noch  bemerkt,  dass 
die  Melirzahl  der  Parteiblätter  das  Ver- 
halten des  Vorstandes  und  der  Press- 
kommission   entschieden    getadelt,  zum 
grossen  Teil  scharf  verurteilt  hat,  wäh- 
rend die  Haltung  der  Parteiorganisati- 
cmen  ziemlich   geteilt  ist.    So  hat  die 
Konferenz  für  Tcltow-Beeskow  das  Vor- 
gehen der  massgebenden  Instanzen  den 
Redakteuren  gegenüber  verurteilt,  wäh- 
rend  die   Vertrauensleute  des  4.  und 
6.   Berliner  Wahlkreises  für  Vorstand 
und    Presskommission    Partei  nahmen 
und  die   Funktionäre  der  Wahlkreise 
Gross-Berlins  eine  zur  Beilegung  des 
Streites  zwischen  dem  Vorstand  des  Ver- 
eins Arbeiterpresse  und  den  genannten 
Organen  vereinbarte  Resolution  ablehn- 
ten.   Auch  haben  an  einigen  Orten  die 
Organisationen    gegen    die    den  Sechs 
freundliche  Haltung  ihrer  Pressorgane 
Einspruch   erhoben.     Im  bürgerlichen 
Lager  haben  auf  einem  freiem,  sn?:i:ilpoli- 
tisdicn   Standpunkt  stehende  Politiker 
den  Streit  bedauert,  der  von  den  ent- 
)>chiedenen    Feinden    (Her  Arbeiterbewe- 
gung mit  Freuden  begrüsst  wurde.  Die 
Gewerkschaftspresse  steht   im  wesent- 
lichen dem  Vorgehen  der  Parteiinteressen 
ablehnend  gegenüber  und  erblickt  darin» 
wie  in  dem  Verhalten  der  an  die  Stelle 
der   linsgeschiedenen   mu  eingetretenen 
Redakteure  eine  Verletzung  anerkannter 
gewerkschaftlicher    GrtindsätK.  Ver- 
nütteliinp^bostrebungen  der  Genossen  von 
Elm  und  Frohme  sind  beim  Parteivor- 
ttand  ohne  Erfolg  geblieben,  ein  Vor- 
schlag des  Genossen  Dietz,  eine  Ent- 
scheidung durch  eine  Urabstimmung  der 
organinerten  Genossen  Berlins  herbei- 
zuführen, hat  auch  keinen  Anklang  ge- 
funden.   So  ist  der  Konflikt  zu  einem 
Abschluss  bis  jetzt  nicht  gelangt. 
X  X 


Laadtaeswali-  AM  21.  Oktober  fanden  in 
Baden  die  Wahlen  nach 
dem    neuen  Wahlgeseta 

statt.  Unserer  Partei  fielen  in  der 
Hauptwahl  nur  5  Sitze  (von  73)  zu. 
Auch  die  Stimmenzahl  konnte  wenig  be- 
friedigen ;  betrug  doch  die  Zahl  der  für 
die  sozialdemokratischen  Kandidaten  bei 
der  Reichstagswahl  von  1903  abgegebe- 
nen Stiminon  72  300.  während  sie  bei 
den  I^ndtagswahlen  nur  auf  50342  kam. 
Für  die  Stichwahlen  wurde  auf  An- 
rcgimg  des  Blocks  ein  Kompromiss  da- 
hingehend getroffen,  dass  in  allen  den- 
jenigen Kreisen,  wo  die  Blockkandidaten 
die  höhere  Stimmm/ahl  aufzuweisen 
hätten,  der  sozialdeniokralischc  zurück- 
zutreten habe,  und  umgekehrt.  Das  neue 
Wahlgesetz  lässt  niimlich  zu.  dass  bei  der 
Stichwahl  alle  Kandidaten,  die  min- 
destens 15  %  der  abgegebenen  Stimmen 
auf  sich  vereinigten,  wieder  mit  in  die 
Wahl  eintretcti  können.  Um  nun  zu 
verhindern,  dass  eine  absolute  Zentrums- 
mehrheit  in  den  Landtag  einzöge,  war 
dies  Abkommen  geschlossen  worden. 
Dieses  Ziel  ist  dann  auch  erreicht  wor- 
den. Das  Zentrum  blieb  auf  die  28  Man- 
date beschränkt,  die  ihm  in  der  Haupt- 
wahl zugefallen  ^itwn.  Die  sozialdemo- 
kratische Partei  gewann  bei  den  Stich- 
wahlen noch  7  Sitze,  so  dass  sie  im 
neuen  Landtag  deren  12  inne  hat,  gegen- 
über 6  in  dem  früheren  Landtag. 
X  X 

Organisation  EINEN  erfreulichen  Mit- 
gliederzuwachs    hat  der 

sozialdemokratische  Wahl- 
verein  in  Brandenburg  in  jüngster 
Zeit  gehabt ;  nachdem  in  der  letzten  Ver- 

sammlung  347  neue  Mitglieder  aufgenom- 
men wurden,  zählt  der  Verein  jetzt  6028 
Mitglieder.  Nach  dem  Vorstandsbericht 
des  sozialdemokratischen  Vereins  in 
Nürnberg  hat  sich  die  Entwickelung 
des  selbm  in  dem  letzten  Jahre  sehr 
günstig  gestaltet.  Die  Mitgliederzahl 
ist  auf  7306  gestiegen  und  hat  sich  seit 
Januar  um  700  vermehrt  Im  Wahlkreise 
Reichenbach -  Neurode  bestehen 
()  Wahlvereinc.  die  insgesamt  rund  2000 
Mitglieder  zählen,  die  regelmässig  durch 
Zahlung  eines  Betrages  ihre  Pflicht 
gegenüber  der  Partei  erfüllen.  Auf  1200 
Mitglieder  hat  es  jetzt  der  sozialdemo- 
kratische Verein  in  Görlitz  gebracht ; 
der  Fortschritt  wird  der  Einführung  des 
Emkassierersystems  angeschrieben. 
X  X 
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SÜJiCSiSi^*  I^ER  Gesamtparteitag  der 
•■■••'■»'^  sozialdemokratischen  Ar- 
beiterpartei Österreichs 
trat  am  29.  Oktober  in  Wien  zusammen. 
Er  galt  diesmal  in  erster  Linie  dem 
Kampfe  um  das  allgemeine  Wahlrecht. 
Anwesend  waren  zirka  aoo  Delegierte 
aller  in  Österreich  vertretenen  Nationen. 
Nach  einer  Begriissiingsrcde  durdi 
Victor  Adler  und  eine  Ansprache  der  aus- 
ländischen Gäste  gelanir  unter  grosser  Be- 
geisterung eine  Sympathieresolntion  an 
das  revolutionäre  Russland  zur  Annahme. 
Über  die  Berichte  des  Parteivorstandes 
und  der  Fraktion  entstanden  nur  kurze 
Debatten,  und  man  schritt  zum  Haupt- 
punkt Die  österreichische  Krise  und  das 
allgemeine  IVahlrecht.  Der  Referent 
Ellenbogen  begründete  in  weitausge- 
sponnener, bedeutsamer  Rede  die  Forde- 
rung des  Proletariats  auf  sein  höchstes 
Recht.  Gegen  Ende  seines  Referats  er- 
eignete sich  ein  denkwürdiger  Zwischen- 
fall. Ein  Telegramm  wird  in  den  Saal 
gebracht:  das  Manifest  des  Zaren  ist  er- 
schienen, das  dem  russischen  Volke  eine 
Verfassung  verspricht.  Ellenbogen  unter- 
bricht sein  Referat  und  verliest  das 
Telegramm.  Weihevolle  Ruhe  herrscht 
im  Saale,  instinktiv,  ohne  ein  Zeichen 
der  Verabredung,  erheben  sich  die  Dele- 
gierten und  Gäste  von  ihren  Sitzen. 
Stehend  wurde  die  Verlesung  nn^ehört. 
Jetzt  wieder  in  die  Verhandlung  ein- 
zutreten, war  unmöglich.  Im  Nu  fand 
der  Kongres.s,  wieder  ohne  jcj^hclio  \'er- 
abdredung,  den  richtigen  .Ausdruck  seiner 
Slimnunig ;  Revolutionslieder  brausten 
mit  einem  Male  durch  den  Kongress- 
saal;  die  Tschechen  und  Polen  sangen 
die  Rote  Fahne,  die  Deutsch«!  die  Mar- 
seillaise. Sodann  wurde,  um  den  Ein- 
druck der  Nachricht  zu  überwinden,  eine 
Pause  von  i5  Minuten  gemacht.  Dann 
beendete  F.lUnbogen  sein  Referat  und 
unterbreitete  die  Resolution,  in  welcher 
das  allgemeine  Wahlrecht  gefordert  und 
die  Kampfesmittel  zur  Erringung  dieses 
Zieles  festgelegt  sind.  Als  das  äusserste 
Mittel  soll  auch  der  Massenstreik  in  An- 
wendung kommen,  »falls  die  Herrschen- 
den durch  Einheitslosigkeit  und  feige 
UnfShigkcit,  das  Notwendige  zu  tun.  dies 
unvermeidlich  machen  sollten«.  Die  Re- 
solution wurde  unter  grossem  Jubel  an- 
genommen. Die  Sitzung  wurde  nun 
unterbrochen,  nachdem  besdüosseo  war, 
abends  eine  grosse  Demonstration  zu 
veranstalten.  Diese  verlief  auf  das  glan- 
^dste;  es  nahmen  an  ihr  zirka  20000 


Personen  teil.  Die  Arbeiter  der  Fabri- 
ken, die  von  dem  Beschlüsse  nichts  wuss- 

ten.  wurden  durch  Vertrauensleute  hier- 
von in  Kenntnis  gesetzt.  Vor  dem  Par 
lamente,-  der  Burg  und  der  Redaktion 
der  Arbeiterzeitung  hielten  die  Abgeord- 
neten Seitz,  Adler,  Daszynski,  Pcrncr- 
storfer  tmd  andere  Ansprachen  an  die 
Menge,  die  mit  ungeheurer  Begeisterung 
aufgenommen  wurden.  Immer  wurde  auf 
die  russischen  RevohitionSre  hingewiesen, 
denen  nachzueifern  jetzt  <fie  heiligste 
Pflicht  des  österreichischen  Proletari- 
ats sei. 

DIE  ungeheure  .Aufregung,  die  sich  der 
Wiener  Arbeiterschaft  infolge  der  Nach- 
richten aus  Russland  und  die  am  Abend 
vranstaltetc  Demonstration  bemächtigt 
hatte,  hatte  natürlich  auch  die  Kongress- 
teilnehmer erfasst,  und  so  war  zu  nfich- 
lerncn  Verhandlungen  keine  Stimmung 
mehr  vorhanden,  alles  drängte  zum 
Handeln.  Der  Parteitag  wurde  früher 
geschlossen,  als  beabsichtigt  war.  Nur 
das  Referat  von  Victor  Adler  über  den 
Generalstreik  wurde  noch  entgegenge- 
nommen. In  (lammender  Rede  forderte 
Adler  das  österreichische  Proletariat  an*, 
sein  Alles  einzusetzen  für  die  Er- 
ringung des  allgemeinen  gleichen  Wahl- 
rechts, das  jetzt  sogar  der  absolute  Herr- 
scher von  Russland  seinen  Völkern  habe 
geben  müssen,  und  das  der  Kaiser  von 
Österreich  in  seiner  Eigenschaft  als 
Konig  von  Ungarn  in  sein  Programm 
aufgenommen  habe.  Er  brachte  eine  Re- 
solution ein,  in  der  es  eingangs  heisst. 
dass  der  Parteitag  auf  dem  Boden  des 
Amsterdamer  Beschlusses  stehe,  und  dass 
er  deswegen  alle  phantastischen  Projekte 
eines  nationalen  Generalstreiks  zum 
Zwecke  der  Änderung  der  Gesellschafts- 
ordnung abweise.  Hingegen  erkenne  der 
Parteitag  an,  dass  der  Massenstreik  ein 
äusserste?,  aber  wirksames  politisches 
Kampfmittel  sein  könne,  das  in  bestimm- 
ten entscheidenden  Augenblicken  zu  klar 
bestimmten  und  umgrenzten  Zwecken  die 
ganze  Kraft  der  politisch  und  gewerk- 
schaftlich organisierten  Arbeiterschaft 
zur  Geltung  zu  bringen  vermöge,  um  ent- 
weder einen  reaktionären  Ansdtlag  der 
Machthaber  auf  das  politische  und  öko- 
nomische Recht  des  Proleuriats  abzu- 
wehren oder  um  ihren  letzten  Wider- 
stand gegen  die  endliche  Gcw.lhrung 
eines  längst  fallig  gewordenen  Rechts 
des  Proletariats  endgültig  zu  uberwinden. 
In  den  nächsten  Absätzen  der  Reso- 
lution werden  die  näheren  Bedingun- 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  •  ÖPFENTUCHES  LEBEN  •  SOZIAUSTISCHB  BBWEOUNO 


10^ 


gen  und  Voraussetzungen,  unter  denen 
in  den  Massenstreik  einzutreten  ist, 
feitgesetzt  Zum  Schlüsse  wird  die 
Entscheidung,  ob  und  In  welchem  Augen- 
blick in  dem  Kampfe  ums  Wahlrecht 
der  poKttsche  Massenstreik  Anwendung 
finden  soll,  in  die  Hände  der  Ver- 
trauensmanner der  Organisationen  des 
Proletariats  gelegt  Über  die  Resolution 
fand  eine  Debatte  nicht  statt ;  es  traten 
nur  nach  einander  die  Vertreter  der  Na» 
tionen  tmd  beruflichen  Gruppen  auf«  um 
kurze  Erklärungen  abzugeben.  Die 
Deutschen,  Tschechen,  Polen,  Slowenen, 
Italiener  u.  s.  w.  erklären  alle  unter  un- 
geheurem Jubel  des  Kongresses,  dass  der 
Rnf  der  Vertrauensleute  der  Partei  sie 
bereit  finden  werde,  in  den  Kampf  ein- 
zutreten. Ihnen  folgen  die  Vertreter  der 
Metallarbeiter,  Transportarbeiter,  Berg- 
arbeiter, Eisenbahner,  die  der  Frauen 
O.  S.  w.  mit  den  selben  Erklärungen.  Die 
Resolutton  Adlers  wurde  hierauf  ein- 
stimmig angenommen.  Nach  schwung- 
vollen  Schlussworten  Adlers  und  P^rner- 
storfers  in  deutscher,  Soukups  m  tsche- 
chischer Sprache  wurde  der  KongreSB 
geschlossen.  Der  Gesamtparteitag  cr- 
liess  an  das  arbeitende  Volk  aller  Zungen 
Österreichs  ein  Manifest,  in  welchem  er 
dieses  auffordert,  sich  für  den  grossen 
Kampf  bereit  zu  halten. 
X  X 
gjakrojch:  DER  erste  Kongress  der 
rarunai  geeinten  Partei  nach  dem 
Einigungskongress  selbst 
der  in  den  Tagen  vom  jo.  Oktober  bis 
a.  November  in  Chaton  stattfand,  ist  be- 
friedigend verlaufen.  Der  wichtigste  Ptmkt 
der  Tagesordniuig,  die  Wahltaktik,  war 
ein  sehr  krittsrher  und  sehr  geeignet, 
Mcinungsdiffercn/cn  aufkommen  zu  las- 
sen, was  bei  dem  heissblütigen  Tempe- 
rament der  Franzosen  dann  auch  leidit 
zu  heftigen  Auseinandersetzungen  und 
Spaltungen  führt  Um  so  erfreulicher, 
dass  in  diesem  Ptmkte  eine  vollständige 
Übereinstimmung  erzielt  worden  ist. 
Freilich  nicht  ohne  heftige  Kampfe.  Die 
Zahl  der  anwesenden  Delegierten  betrug 
296.  \'or  Eintritt  in  die  Tagesordnung 
verlas  Lafargue  eine  Sympathiekund- 
gebung für  die  russischen  Revolutionäre, 
welche  unter  grossem  Beifall  angenom- 
men wurde.  Zur  Frage  der  Wahlukiik 
hig  dem  Kongress  eine  Ansaht  Reso- 
lutionen vor,  durch  die  die  Haltung  der 
Partei  sowohl  bei  den  Haupt-,  als  auch 
bei  den  Stichwahlen  festgelegt  werden 
•ollte.  Ea  waren  im  wesentlichen  zwei 


Prinzipien,  die  hier  einander  gegenüber- 
standen. Ein  Antrag  Cachin,  der  auch 
von  Guesde  imterstötzt  wurde,  verlangt 
die  Aufstellung  von  sozialistischen  Kan- 
didaten in  sämtlichen  Wahlkreisen.  Die- 
sem Prinzip  der  extensiven  Wahlaktion 
stand  entgegen  das  der  intensiven  Wahl- 
beteiligung, das  namentlich  von  Vaillant 
und  R^elin  vertreten  wurde  In  der 
von  Vaillant  gestellten  Resolution  heisst 
es.  dass  der  Nationalrat  den  Kampf 
überall  dort  dnleiten  soll,  wo  eine  Mög- 
lichkeit hierzu  vorhanden  ist.  Sodann 
lag  noch  eine  ganze  Anzahl  Unteranträge 
und  Resolutionen  vor,  die  sich  auf  die 
Stichwahlen  bezogen,  und  die,  nachdem 
die  Gcneraldiskussion  einen  vollen  Tag 
gedauert  hatte,  allesamt  einer  Kommisuoa 
überwiesen  wurden.  Inzwischen  erledigte 
der  Kongress  eine  Anzahl  kleinerer  Vor- 
lagen. So  wurde  unter  anderem  einem 
.Antrag  zugestimmt,  nach  welchem  die 
Sozialdemokratie  aller  Lander  aufgefor- 
dert werden  soll,  darüber  zu  wachen, 
dass  ihre  respektiven  Regierungen  nicht 
etwa  versuchen,  die  russische  revolu- 
ti<märe  Bewegtmg  durch  bewaffnete  Ein- 
mischung einzudämmen.  Die  Kommis- 
sion für  den  Achtstundentag  legte  eine 
Resolution  vor,  in  der  zunächst  festge- 
stellt wird,  dass  die  sozialistische  Partei 
Stets  für  den  Achtstundentag  mit  einem 
Lohnminimum  eingetreten  sei,  sodann 
der  Kampf  der  französischen  Gewerk- 
schaften um  den  Achtstundentag  begrüsst 
und  die  sichere  Erwartung  ausgesprochen 
wird,  dass  die  Parteigenossen  sich  hieran 
beteiligen.  Die  Abgeordneten  sollen  da- 
hin wirken,  dass  der  Achtstundentag  in 
Staats-  tmd  Gemeindebctriebm  für  alle 
Arbeiter  durchgeführt  werde.  Diese  Re- 
solution gelangte  nach  kurzer  Debatte 
zur  Annahme.  Erst  am  vierten  Tage 
war  die  Wahltakfikkommission  in  der 
Lage,  Bericht  zu  erstatten,  nachdem  sie 
ihre  Arbeiten  Tags  zuvor  in  später  Nacht- 
stunde beendet  hatte.  Der  Bericht- 
erstatter Bracke  teilte  mit,  dass  alle  Be- 
schlüsse der  Kommission  einstimmig  ge- 
fasst  worden  wären.  Sie  schlage'  dem 
Kongress  eine  Resolution  vor.  in  welcher 
für  die  Wahlen  folgende  Richtlinien  fest- 
gelegt sind:  Im  ersten  Wahlgange  sind 
durchweg  eigene  Kandidaten  aufzustellen, 
und  die  Wahlbewegung  ist  überall  zu  or- 
ganisieren. Partei,  Föderationen  und 
Gruppen  haben  also  nach  Massgabe 
ihrer  materiellen  und  moralischen  Mittel 
den  Wahlkampf  auszudehnen  und  zu  ver^ 
allgemeineni.   Nur  in  Fällen,  wo  es  an 
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genügenden  Mitteln  und  an  geagneten 
agiutohschen  Kräften  fehlt,  darf  zeitwei- 
lig darauf  verzichtet  werden.  Die  Auf- 
Stdlnng  der  Kandidaten  ist  Sache  dor 
Sektionen,  der  Wahlkreiskomitees  und 
der  Föderationen;  diese  haben  auch  den 
Wahlkampf  xu  organisieren.  In  den 
Wahlkreisen  und  Departements,  wo  Or- 
ganisationen nicht  bestehen,  fallen  diese 
Aufgaben  dem  Nationalrat  und  dem 
ständigen  Partciausschuss  zu.  Die  Hal- 
tung im  zweiten  Wahlgaoge  zu  bestim- 
men, soll  den  Föderationen  vcrtratums- 
voll  überlassen  werden.  An  den  Scnats- 
wahlen  hat  sich  die  Partei  durch  Auf- 
stellung von  Kandidaten  zu  Inteiligcn. 
Das  Wahlmanifest  für  die  Wahlen  von 
1906  ist  ein  für  alle  Kreise  und  Kandi- 
daten gemeinsames.  Mit  der  Ausarbei- 
tung sind  der  Nationalrat  und  der  stän- 
dige Ausschuss  betraut.  In  dem  Wahl- 
aufruf ist  zu  betonen,  was  die  sozia- 
listische Partei  von  allen  bürgerlichen 
Parteien  trenne.  Die  Resolution  wurde 
ohne  D.  l.attr  und  unter  grossem  Beifall 
einstimmig  angenommen.  Nach  erfolg- 
ter Wahl  des  Ausschusses,  der  aus  22 
Mitgliedern  besteht,  und  von  7  Ersatz- 
mannern wurde  der  Kongress  geschlos- 
sen. Si  l  1  \  rlauf  hat  gezeigt,  dass  der 
Gedanke  der  Einigkeit  innerhalb  der  fran- 
zösischen Partei  nunmehr  schon  Wurzeln 
geschlagen  hat.  dass  die  alten  Gegcn- 
sfUzc  und  Empfindlichkeiten  mehr  und 
mehr  in  den  Hintergrund  treten. 
X  X 
Spanien  DIE  spanische  Sozialdemo- 

kratie hat  auch  bei  den 
letzten  Wahlen  Mandate 
nicht  erobern  können;  es  liegt  das  an 
dem  Wahlrecht,  das  die  Möglichkeit  eines 
Sieges  der  Sozialisten  völlig  ansschliesst. 
Nichtsdestoweniger  macht  m  diesem 
ruckständigen  Lande  der  Sozialismus 
zwar  langsam,  aber  stetig  Fortschritte. 
Die  letzte  Nummer  der  Revista  Socialista 
bringt  einen  Bericht  über  die  Entwicke- 
lung  der  Partei  seit  dem  Parteitag  in 
Gijon  /1902/  bis  zu  dem  soeben  in  Ma- 
drid abgehaltenen.  Danach  verfügt  die 
Partei  bereits  in 33  Provinzialhauptstadten, 
insegesamt  in  zirka  150  Orten,  über  regel- 
rechte Organisationen.  Es  stehe  zu  hof- 
fen. ila>s  die  Zahl  der  Parteiorganisa- 
tionen bis  zum  nächsten  Parteitag  auf 
zirka  250  angewachsen  sein  werde.  Zur- 
zeit ßil)l  es  bereits  50  Vereine,  die  aus- 
schliesslich von  Landarbeitern  gebildet 
sind;  gerade  unter  der  Landbevölkerung 
gewinnt  der  Sozialismus  immer  mehr  Ein- 


gang. In  den  Stadtverwaltungen  hat  die 
Partei  50  Vertreter.  Auch  die  sozia- 
listische Presse  nehme  ständig  zu,  ttnd 
die  Parteileitung  hi>fft.  dass  der  Tag 
nicht  mehr  fern  ist,  an  dem  das  Zentral- 
organ In  eine  taglich  erscheinende  Zet- 
tung umgewandelt  werden  kann. 

'&anlltta       mit  dem  Tode  Frled^ 

rieh  Harms'  in  Elber- 
feld hat  die  Partei  einen 
ihrer  ältesten  Vorkämpfer  verloren.  Am 

25.  .August  1844  in  Leezen  in  Holstein 
geboren,  schloss  Harms  sidi  schon  Mitte 
der  sediziger  Jahre  dem  Allgemeinen 
deutschen  Arbeiterverein  an.  wurde 
er  für  Elberfeld  in  den  Reich.Niag  ge- 
wählt. 14  Jahre  hat  er  das  Wuppertal 
im  Reichstage  vertreten,  bis  er  1808  seine 
Genossen  bat,  ihn  von  der  Tätigkeit  im 
Reichstage  zu  entbinden.  Als  Agitator 
wirkte  er  eifrig  und  uneigennützig  weiter 
bis  1903.  wo  ein  schweres  Nieren-  und 
Herzleiden  einsetzte,  dem  er  jetzt  erlegen 
ist.  In  Scon  (Kanton  Luzcrn )  ist  un- 
ser Parteigenosse  Dr.  Eduard  Graf 
infolge  eines  Unfalls  plötzlich  dahinge- 
rafft worden.  Graf  war  eine  Zeitlang 
in  der  Hedaktion  der  Münchener  Post 
tätig.  Einen  schweren  Wriust  hat  die 
belgische  Arbeiterpartei  durch  den  Tod 
der  Genossin  Isabella  Gatti  de 
G  a  m  o  n  d  erlitten.  Sic  ent -stammte  einer 
wohlhabenden  Familie,  wurde  Lehrerin 
und  gründete  eine  höhere  Töchterschule. 
Später  wandte  sie  sich  dem  Sozialismus 
zu,  wurde  eine  eifrige  Agitatorin,  eine 
Rednerin  ersten  Ranges.  Sie  war  eine 
geschätzte  Mitarbeiterin  unseres  Rruder- 
blattes  Le  Peuple  und  gehörte  auch  deni 
Vorstand  der  belgischen  Partd  an.  Sie 
hat  besonders  unter  den  Frauen  eine  ld>- 
hafte  Agitation  entfaltet 

X  X 
Kuiae  Clmiilk  UNSERE  Stuttgarter 

Parteigenossen  haben  in 
einer  stark  besuchten  Ver- 
sammlung mit  Stimmenmehrheit  einen 
Beschluss  gcfasst,  in  welchem  sie  die  Be- 
reitwilligkeit ausgesprochen,  bei  den  näch- 
sten Gemeinderatswahlen  mit  der  demo- 
kratischen Partei  zusammenzugehen  und 
eine  gemeinsame  Liste  aufzustellen.  Aus 
eigener  Kraft  kann  die  Partei  in  Stutt- 
gart, wie  die  Erfahrungen  bei  der  letz- 
ten Wahl  gelehrt  haben,  vorläufig  noch 
keine  Erfolge  erzielen.  X  I»n  dritten 
Stockholmer  Wahlkreis  erzielte  un- 
sere Partei  in  einer  Ergänzungswahl  vom 
14.  Oktober  einen  schönen  Sieg;  ihr  Kan- 
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didat  Ernst  Blomberg  eroberte  den  Sitz 
mit  1654  Stimmen.  X  Das  internationale 
sozialistische  Bureau  erhielt  kürzlich  von 
den  argentinischen  Parteigenossen 
ein  Telegramm,  in  welchem  diese  die  Mit- 
teilung madien,  da»  die  Regierung  aber- 
mals den  Belagerungszustand,  und  zwar 
auf  drei  Monate,  verfugt  habe.  Es  ist 
dies  ein  schon  inehrfsdi  angewandtes 
Mittel  der  Regierung,  die  Arbeiterbewe- 
gung niederzvücnüppeln  und  das  Ver- 
saannliiiige-  und  Koalitioasrecht  etnra- 
schrSnken. 

X  X 
mume        HERAUS    dos  gleiche 

IVahlrcchtf  betitelt  sich 
ein  kleines  Agitations- 
schriftdien von  Josef  Rarner  /Wien, 
Brand/,  das  zur  Belebung  und  Vertiefung 
des  Kampfes  um  das  allgemeine  Wahl- 
recht beitragen  soll;  in  möglichst  knap- 
per Form  bringt  es  die  verrotteten  parla- 
mentarischen Zustände  in  Österreich  zur 
Kenntnis  der  Leser. 
IN  der  Chicagoer  International  Socialist 
Review  veröffentlicht  Tom  Mann  einen 
Artikel  über  die  sozialistische  Arbeiter- 
partei Australiens.  Er  schildert  dort  den 
Stand  der  sozialistischen  Bewegung  in 
den  einzelnen  Staaten  und  erörtert  das 
australische  Parteiprogramm,  Der  Her- 
ausgeber Simons  bringt  einen  Artikel  über 
die  letzten  Tendenzen  der  Sozialdemo- 
kratie, wobei  er  natürlich  auch  den  Ge- 
ntraistreik bespricht.  Der  veränderte 
Standpunkt  der  deutschen  Partei  zum 
Generalstreik  sei  sehr  bezeichnend.  Die 
Vorgänge  in  Colorado  und  anderwärts 
zeigten,  dass  auch  die  Kapitalistenklassc 
Amerikas  entschlossen  sei,  im  Klassen- 
kampfe zu  gewaltsamen,  ungesetzlichen 
Mitteln  zu  greifen,  und  so  werde  auch 
die  amerikanische  Arbeiterklasse,  wie  die 
deutsche,  sich  nach  kräftigeren  Mitteln 
nmsehen  müssen.  huoo  pocutoH 


Gewerkschgftsbü  wc^un^ 


IHRER  Taktik,  auf  par- 
tielle Streiks  und  Lohn- 
bewegungen der  Arbeiter, 
mit  allgemeinen  Aussperrungen  zw 
antworten,  bleiben  die  Unternehmer 
auch  jetzt  noch  treu,  obwohl  sie 
eingestandenermassen  dabei  sonder- 
lich gut  nicht  abschneiden.  Denn 
wie  schon  aus  der  Streikstatistik  der 
Gcneralkomviission  hervorgeht,  erleiden 
die  Unternehmer  in  mehr  als  der  Hälfte 
der  v<m  ibnen  inszenierten  Atissper- 
rangen  direkte  Niederlagen  —  1904  wur- 


den seitens  der  Gewerkschaften  37,2  % 
der  Aussperrungen  mit  einem  vollen, 
25,5  %  der  selben  mit  einem  teilweisen 
Erfolg  abgewdut  — ^  *uch  in  jenen  Aus- 
sperrungen, in  denen  die  Unternehmer 
siegen,  ist,  wie  Herr  Menck  in  seinem 
von  uns  in  dieser  Zeitschrift  (im  vorigen 
Bande,  pag.  470)  gewürdigten  Vortrage 
zugab,  ihr  Schaden  bedeutend  grösser, 
als  der  der  unterliegenden  Arbeiter- 
schaft. Und  wenn  sie  an  dieser  Kampf- 
taktik trotzdem  festhalten,  so  gescfiteht 
das  wohl  mehr  :iu^  dem  Grund,  weil  sie 
eine  bessere  Taktik  gegen  die  Gewerk- 
schaften nidit  kennen. 
AUS  den  letzten  Monaten  ist  wieder 
über  zahlreiche  Aussperrungen  zu  berich- 
ten; wir  wollen  mir  die  wichtigsten  her- 
ausgreifen. In  Bremerhaven  sperrten  die 
Bauunternehmer  Vertragsbrüchiger  Weise 
rirka  $00  Bauarbeiter  aus.  weil  die 
Tischler  um  Anerkennung  einer  Lohn- 
erhöhung streikten.  Die  Aussperrung 
war  ein  Schlag  ins  Wasser;  abgesehen 
davon,  da  sie  sich  nur  auf  ein  Viertel  der 
Arbeiterschaft  erstreckte,  verlief  sie  re- 
sultatlos: Die  Tischler  konnten  eine  Lohn- 
erhöhung von  3  bis  4  Pf.  pro  Stunde 
durchsetzen.  Ebenso  verlief  eine  Bewe- 
gung der  Te.xtilarbeiterin  Reichen- 
bach in  Schlesien,  in  welche  die  Unter- 
nehmer mittels  Aussperrungen  eingriffen, 
für  die  Arbeiter  erfolgreich.  Es  wurde 
ein  Lohntarif  vereinbart,  der  für  die  Ar- 
beiter Lohnerhöhungen  bis  zu  20  % 
brachte.  Erfolgreich  für  die  Arbeiter 
wurde  weiter  eine  Aussperrung  in  der 
Maschinenfabrik  vormals  G.  Ege- 
storf in  Hannover  beendet.  Wegen  einer 
geringfügigen  Lohnerhöhung  waren  6 
Fräser  in  einen  Streik  eingetreten,  des- 
halb wurden  die  zirka  1600  Arbeiter  des 
Betriebes  ausgesperrt  Schliesslich  musste 
die  Firma  aber  doch  nachgeben.  Und 
noch  eine  vierte  Auss()errung  konnte  von 
der  Arbeiterschaft  erfolgreich  abgewehrt 
werden:  bei  der  Firma  Dürkopp  &  Co. 
in  Bielefeld.  Auch  dort  streikten  die  Po- 
lierer um  Erringung  einer  geringen  Lohn- 
erh<Miung  beziehungsweise  um  Lieferung 
des  PoHermaterials.  In  die  Bewegimg 
wurden  schliesslich  die  Holzarbeiter 
aller  Branchen  mit  hineingerissen, 
worauf  die  Firma  ihren  ganzen  Betrieb 
sperrte,  und  die  Fabrikantenvereinigung 
eine  allgemeine  Aussperrung  androhte. 
Die  Arbeiter  Hessen  sich  aber  nicht  ein- 
sehiuhtcrn  und  erzielten  schlics^hch  auch 
die  .Anerkennung  ihrer  Forderung. 
FÜR  die  Arbeiter  nicht  so  erfolgreich 
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endete  die  grosse  Aussperrung  in  der 
Berlinter  Elektrizitätsilidn- 

s  t  r  i  c  .  die  Anfang  Oktober  alle  Ge- 
müter iix  Erregung  versetzte.  Der  Kampf 
entstand  aus  zwei  Lohndifferenzen  der 
Lagerarbeiter  des  Kabelwerks  Ober- 
schöncwcide  (der  Allgemeinen  Elektrisi- 
tätsgeseUschaft)  und  der  Schrauben- 
dreher des  Wernerwerkes  (der  Firma 
Siemens  &  Halske).  Die  Arbeiter  for- 
derten auch  hier  nur  geringfügige  Lohn- 
erhöhungen. Die  Firmen  wollten  zirka 
die  Hälfte  der  geforderten  lx>hnerhöh- 
ungen  bewilligen,  die  Arbeiter  gingen 
aber  darauf  nicht  ein,  worauf  gegen  40000 
Arbeiter  ausgesperrt  wurden.  Weitere 
Aussperrungen  waren  von  den  Kühne- 
männern für  den  14.  Oktober  angedroht, 
doch  kam  es  dazu  nicht,  da  die  streikenden 
Lagerarbeiter  und  die  Schraubendreher 
sich  schliesslich  doch  mit  den  vor  der 
Aussperrung  gemachten  Zugeständnissen 
zufrieden  gaben.  In  der  Metallar  heiter - 
Meitung  wird  von  berufener  Seite  der 
Ausbruch  des  Kampfes  scharf  kritisiert 
und  auf  eine  grenzenlose  Überschätzung 
der  eigenen  Stärke  zurückgeführt.  Be- 
sonders nachdrücklich  wird  gegen  den 
Vorwärts  polemisiert,  der  selbst  noch 
während  der  Unterhandlungen  die  Ar- 
better  scharf  gemacht  habe.  Ein  Berliner 
Metall  industrieller  habe  gesagt:  »Die  in 
der  Metallindustrie  sich  gegenüberstdien- 
den  Organisationen  der  Arbeitgeber  und 
Arltcitnehuicr  sind  nicht  stark  genug, 
um  einander  zu  Boden  zu  zwingen.«  Das 
Wort  habe  auch  heute  noch  Geltung.  Des- 
halb sei  es  gefährlich  für  die  Arbeiterschaft, 
ihre  Kräfte  zu  überschätzen,  wie  das 
augenscheinlich  beim  Kampf  in  der  Ber« 
liner  Elektrizitätsindustrie  geschehen  sei. 
GEGENWÄRTIG  ist  wieder  in  der 
sächstsch-thöringischen  Textilindu- 
strie ein  schwerer  Kampf  entbrannt, 
bei  dem  es  die  Unternehmer  wieder  auf 
dne  Machtprobe  gegen  die  Arbeiterorga- 
nisationen abgesehen  zu  haben  scheinen. 
X  X 
KonoresM  nml  VOM  2.  bis  7.  Oktober 
VsflMdstaga  Ldpaig  die  12. 

Generalversamnuung  des 
Tabakarbeiterverbandes  statt. 
Im  Vordergrund  der  Verhandlungen  stand 
die  Organisation  der  Zigarrensortierer. 
Einstimmig  wurde  nach  längerer  Debatte 
eine  Resolution  angenommen,  die  ver- 
langt, dass  die  beiden  Vorstände  der 
Tabakarbeiter  und  Zigarrensortferer  als- 
bald zu  Vereinigungsverhandluugen  zu- 
sammentreten  sollen.     Der  Verbands- 


leitung wurde  weiter  die  Befugnis  er- 
teilt, biesoldete  Gauleiter  anzustellen.  Die 

Haltung  des  Gewerkschaftskongresses  in 
der  Frage  der  Maifeier  und  des  poli- 
tischen Massenstreiks  wurde  von  der 
Generalversammlung  verurteilt ;  ferner 
wurde  gegen  die  geplante  Tabaksteuer 
entschieden  Stellung  genommen.  Die 
Beiträge  wurden  um  s  Pf-  pro  Woche 
erhöht,  dagegen  die  Sätze  für  die  Kran- 
kenunterstützung ein  wenig  reduziert 
Am  9.  und  10.  Oktober  tagte  in  Bremer- 
haven eine  ausserordentliche  General- 
versammlung des  Wcrftarbeiter- 
Verbandes,  die  zum  Zwecke  der 
Auflosung  dieses  Verbandes  und 
Anschluss  der  Mitglieder  an  andere  Or- 
ganisationen einberufen  war.  Dieser 
Verband  ist  in  den  letzten  Jahren  in 
schwere  Kämpfe  verwickelt  worden,  die 
seine  Kasse  völlig  erschöpften.  Von  den 
Leitern  des  Verbandes  wurde  für  diese 
Entwickelung  der  Dinge  der  dcutsi^ 
Metallarbeiterverband  verantwortlich  ge- 
macht; zu  Unrecht,  denn  diese  Organi- 
sation ist  selbst  oft  genug  wider  ihren 
Willen  in  Kämpfe  hineingetrieben  wor- 
den, und  die  Beschuldigung,  sie  habe 
lediglich  zum  Schaden  der  Werftarbeiter 
Kämpfe  entriert,  ist  nur  eine  müssige 
KomUnatioa.  Kleine  Verbände,  wie  der 
Werftarbeiterverband  einer  war,  sind  nun 
einmal  in  der  heutigen  Zeit  nicht  mehr 
in  der  Lage,  sich  existenzfähig  zu  er- 
halten. Deshalb  ist  grössere  Zentrali- 
sation der  gewerksdiaftlichen  Kräfte  er- 
forderlich. Die  Generalversammlung  be- 
schloss  denn  auch  .Auflösung  tli  -i  Werft- 
arbeiterverbandes. Die  Mitglieder  sollen 
dem  Metaltarbetter-  Und  dem  Holz- 
arbeiterverbande zugeführt  werden.  Der 
mit  I.  März  des  Jahres  ins  Leben  ge- 
tretene Zentralverband  der  Asphal- 
te u  r  c  hielt  am  27.  .\ugust  in  Berlin 
seine  1.  Generalversammlung  ab.  Der 
Beitrag  wurde  auf  50  Pfennig  wöchent- 
lich erhr)ht,  während  der  Monate  De- 
zember, Januar  und  Februar  sollen  Bei- 
träge nidit  erhoben  werden. 
X  X 
Österreich  ZWISCHEN  der  öster- 
reichischen GewerksehaftS' 
kotntnission  in  Wien  und 
der  tschechoslawischen  in  Prag  ist  ein 
schwerer  l&mflikt  ausgebrochen,  der  für 
die  Entwickelung  der  österreichischen 
Gewerkschaftsbewegung  von  verhängnis- 
vollen Folgen  sein  dürfte.  Die  Ursache 
dieses  Konfliktes  geht  auf  die  am  24.  Juni 
in   Amsterdam   abgehaltene  Konferenz 
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der  Sekretäre  der  gewerkschaftlichen 
Landeszentralen  zurück.  Dort  verlangte 
nämlich  der  Leiter  der  Prager  Kommis- 
sion, Nenicc,  diese  Körperschaft  als  eine 
Landeszentrale  anzuerkennen,  was  ab- 
gelehnt wurde,  da  nur  eine  Landcszi-ntrale, 
in  diesem  Falle  die  österreichische  Ge- 
rverkschaftskommission  in  Wien,  aner- 
kannt werden  könne.  Dieser  Bcschliiss 
ist  nun  in  der  tscheclii^chcn  Partei  zum 
Objekt  der  heftigsten  r  >li  niiken  gemacht 
worden,  die  sich  vfirm-hmlich  pegen  die 
Wiener  Gcwcrkschal tskotnniisston  richte- 
ten. Die  Angelegenheit  hat  sich  bereits 
zu  Vorschlägen  der  Prager  Kommission 
verdichtet,  die  nichts  weniger  als  die 
Vernichtung  der  Gewerkschaften  mr 
Folge  haben  würden.  An  Stelle  der  ein- 
heitlich organisierten  Gewerkschaften 
sollen  National  verbände  treten.  Die 
Wiener  Reichskommission  hat  gegen 
diese  Vorschläge  natürlich  entschieden 
Stellung  genommen.  Sie  hatte  auf  den 
15.  Oktober  nach  Brünn  eine  Konferenz 
einberufen,  an  der  sämtliche  Mitglieder 
der  beiden  KoTninissiotun  teilnahmen, 
am  eine  Einigung  in  dem  unerquicklichen 
Streite  herbeizaföhren,  ohne  dass  ihre 
RcmiihunRcn  .il>cr  Erfolg  hatten.  Nim 
ist  für  den  8.  bis  10.  Dezember  nach 
Wien  «n  ausserordentlicher  Kongress  der 
Gewerk'ich.Tftcn  Österreichs  einberufen 
worden,  der  die  Frage  endgültig  lösen 
soll. 

X  X 
Frankreich       m  der  französischen  Ge- 
werksduiftsbewegiingr,  die 

seit  zwei  Jahrzehnten  von 
der  Gcneralstreikpropaganda  ungünstig 
beeinflttsst  worden  ist,  vollzieht  sich  in 

der  letzten  Zeit  eine  merkliche  Wand- 
lung der  Anschauungen  im  Sinne  der 
modernen  deutschen  Gewerkschaften.  Es 
mehren  sich  die  Bestrebungen,  die  Ge- 
werkschaften ihres  föderalistischen  Cha- 
rakters immer  mehr  zu  entkleiden  und 
sie  nach  deutschem  Mu.stcr  zu  zentrali- 
sieren. Bemerkenswert  sind  nach  dieser 
Richtung  hin  die  Beschlüsse  des  vom 
6.  bis  10.  September  in  Paris  abgehaltenen 
Kongresses  des  französischen  Metall- 
arbeiterverbandes, wonach  die  BeitrSge 
erhöht  werden,  eine  Einrichtung  genauer 
Mitgliederlisten  und  Einführung  einheit- 
licher Mitgliedsbtu  lu  T  vorgenommen 
wird,  sowie  die  Reiseunterstützung  ein- 
geführt und  Gauleiter  angestellt  werden. 
NACH  dem  kürzlich  erschienenen  Jahr- 
buch der  Arheitersyndikate  hat  sich  die 
Mitgliederzahl  der  französischen  Gewerk- 


schaften seit  1898  verdoppelt.  Seit  die- 
sem Jahre  entwidcdte  ndi  die  Zahl  der 
Organisationen  und  der  Stand  ihrer 
Mitglieder,  wie  folgt: 


Jahr  Organisationen  Mitglieder 

iM  437  79i 

1899  4«9  76l 

■900  atfs  40'  647 

igot  3J87  588832 

IVJ  3679  *«4  173 

1903  3M4  643  757 

1904  4M7  7>S57'> 
•905  4^5  78«  344 


Von  den  Mitgliedern  des  Jahres  1905 

sind  69405,  das  heisst  8.9  %  weibliche. 
Die  grösste  Mitghederzabl,  221683,  ent- 
fiel auf  die  Organisationen  der  Trans- 
port- und  Handelshilfsarbeiterschaft. 
90358  auf  die  Metallarbeiter-,  79676  auf 
die  Textilarbeiter-,  79277  auf  die  Bcrg- 
:irheitor-  und  52480  ai'.f  die  Rauarheiter- 
organisationen.  In  vielen  Fällen  dürften 
die  Mitgliederzahlen  aber  doch  nur  auf 
dem  Parier  stehen. 

X  X 
BiOiattoa  MITTE  August  tagte  in 
Sofia  der  2.  Jabreskon- 
gress  der  bulgarischen  Ge- 
werkschaften. An  dem  selben  nahmen 
51  Delegierte  und  5  Gäste  teil.  Von  der 
reichhaltigen  Tagcsofdntmg  erwähnen  wir 
die  Verlundlungen  über  den  Streik. 
Durch  Annahme  einer  Resolution  be- 
kundete der  Kongress.  dass  er  >den 
Streik  als  ein  wesentliches  Arbeiterrecht 
betrachtet,  das  im  stände  ist.  wenn  ge- 
bührend ausgenutzt,  nicht  nur  uns  in  dem 
Existenzkampf  zu  helfen,  sondern  auch 
den  Geist  der  Solidarität  und  Disziplin 
zu  fördernt.  Doch  sei  es  notwendig,  sorg- 
sam die  Umstände  zu  erwägen,  unter 
denen  sich  die  .'\rbeiter  dieser  Waffe  be- 
dienen sollen.  Zunächst  gelte  es,  die 
Gewerkschaften  zu  stärken,  denn  nur  eine 
starke  Organisation  sei  im  stände,  »den 
Wirtschaftskampf  mit  ansehnlichem  Er- 
folge zu  führen  und  dadurch  das  SO 
wichtige  Streikrecht  vorteilhaft  auszu- 
nutzenc.  Femer  votierte  der  Kongress 
gegen  das  reaktionäre  Ifandwerksgesetz 
und  verlangte  energische  Ausnützung  des 
den  Arbeitern  in  dem  Gesetz  über  die 
Frauen-  und  Kinderarbeit  eingeräumten 
Rechtes  des  Teilnehmens  an  den  Arbeits- 
kommissionen. 

DIE  Zcntralkommission  der  Gciverk- 
schaften  (vcrgl.  Sosialistische  Monats- 
hefte, 1904.  II.  Bd..  pag.  853)  hatte 
•m  I-/I3-  Juli  1Q04  22  Ortsgruppen  mit 
insgesamt  1188  Mitgliedern,  am  ijl^ 
Juli  1905  38  Ortsgruppen  mit  167a  Mit- 
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gliedern.  Das  gesamte  Vermögen  der 
Ortsgruppen  belief  sich  am  i.  Juli  1905 
auf  12610  fr.,  die  Gesamteinnahmen  im 
letzten  Jahr  auf  16581,38  fr.,  die  Ge- 
samtausgaben auf  17900,87  fr.  Von  den 
Ausgaben  entfallen  für  die  Zentralkom- 
mission 1176,50  fr.,  für  Arbeitslosen-  und 
Krankenunterstützung  4322,05  fr.,  für 
Streiks  5961,65  fr.,  für  Kanzleikosten 
5741,12  fr.  Unter  der  Führung  der  Zen- 
tralkommission fanden  im  letzten  Jahre 
19  Streiks  mit  676  beteiligten  Arbeitern 
statt,  mit  einer  Gesamtausgabe  von 
12718,20  fr.  Mit  Erfolg  endeten 
II  Streiks  mit  604  Streikenden.  Am  be- 
merkenswertesten ist  ein  Streik  der  Buch- 
arbeitcr  in  Sofia,  der  mit  dem  Abschluss 
dnes  den  Arbeitern  günstigen  Tarifes 
endete. 

ZU  gleicher  Zeit  mit  dem  Kongress  der 
freien  Gewerkschaften  tagte  in  Sofia 
aach  der  Kongress  der  den  enghtrsigen 
Sozialisten  angegliederten  Gewerkschaf- 
ten, die  nicht  ganz  1000  Mitglieder 
zählen;  doch  ist  von  dieser  Tagung 
nidits  von  Wichtigkeit  zu  berichten. 
X  X 
RwM  Cknntk  DER  Vorstand  der  sozial- 
demokratischen Partei 
hat  in  einem  Aufruf  an 
die  Parteigenossen,  in  dem  er  seine  Kon- 
stituierung anzeigt,  unter  anderem  auch 
die  gewerkschaftlichen  Organisationen 
als  eine  unbedingte  Notwendigkeit  für  den 
Arbeiter,  in  der  heutigen  sozialen  Ord- 
nung bezeichnet.  Es  sei  Pflicht  eines 
jeden  Parteigenossen,  für  dessen  Beruf 
eine  Gewerkschaftsorganisation  bestehe 
oder  gegründet  werden  könne,  einer 
solchen  beizutreten  und  die  Zide  und 
Zwecke  der  Gewerkschaften  zu  unter- 
stützen. Das  letztere  sei  selbstverständ- 
lich auch  »Aufgabe  der  Parteipresse,  die 
dort,  wo  sie  kritisch  gegen  Vorgänge  in 
dner  Gewerkschaft  auftrete,  nie  ver- 
gessen möge,  welche  Aufgabe  sie  als  Ar- 
beiterpresse den  Gewerkschaften  gegen- 
über tv  erfüllen  hatc  X  Der  italienische 
Handcl'-minister  wandte  sic!i  ;in  ilon  Vor- 
stand des  deutschen  Bäckerverbandes  um 
Avskanft.  inwiewdt  in  Deutschland  der 
Brauch  wie  in  Italien  bestehe,  dass  die 
beschäftigten  Arbeiter  bei  Arbeits- 
losigkeit auf  dnige  Arbdtsstunden 
wöchentlich  oder  monatlich  verzichten  zu 
giuisten  der  Arbdtalosen,  die  hierdurch 
von  Lohndrfidcttd  abgehalten  werden 
sollen.  Ein  solcher  Brauch  existiert  in 
Deutschland  nicht  und  dürfte  sich  auch 
nicht    empfehlen.      Der  beabsichtigte 


Effekt  wird  ohnedies  durch  Einrichtung 
von  Arbeitslosenunterstützung  in  den 
Ge\vtTk<;c!iaftcn  sich  erreichen  lassen.  X 
Der  Verband  der  Glasarbeiter 
blickt  in  diesem  Jahre  auf  eine  15jährige 
Tätigkeit  zurück.  Er  wurde  im  Juli 
1890  auf  einem  Glasarbeitcrkongress  in 
Bergedorf  gegründet.  X  Im  Verbaiui  der 
Hutmacher  wurde  durch  Urabstim- 
mung der  Ankauf  eines  eigenen  Vereins- 
hauses, sowie  die  Erliöhung  des  Beitrages 
für  die  Invalidenkasse  abgdelmt.^X  Der 
Verband  der  Bäcker  bestand  im  Som- 
iiKT  (Jioes  Jahres  20  Jahre.  Er  wurde 
am  6.  Juni  1885  auf  einem  Bäckerkon- 
gress  in  Berlin  gegründet  X  Ini 
S  c  h  m  i  e  d  e  V  e  r  b  a  n  d  ist  auf  Rt 
schluss  der  Verbandsleitung  der  Wochen- 
beitrag von  30  auf  35  Pf.  erhöht  worden. 
X  Die  Gczi'crksihaft.  das  Organ  des 
Gemeindearbeiterverbandes, 
erschdnt  vom  i.  Januar  ab  wöchentlich, 
anstatt,  wie  bisher,  vierzehntägig.  X  Am 
14.  Oktober  fand  iu  Worms  eine  vom 
Schneiderverband  veranstaltete  Konfek- 
tionsarbeiterkonferenz ^tatt, 
die  sich  in  der  Hauptsache  mit  Emfüh- 
rung  von  Lohntarifen  und  mit  Konfdc> 
tionsarbeitcrschutzf ragen  beschäftigte.  X 
Am  15.  und  16.  Oktober  tagte  in  Halle 
dne  vom  Holzarbeiterverbande  einbe- 
rufene S  t  e  !  1  m  a  c  h  e  r  k  0  u  f  e  r  e  n  z. 
Den  liaupisachlichstcn  Vcrhandlungs- 
gegenstand  bildete  die  Agitation  unter  den 
Stellmachern.  X  Der  Karlsruher 
Stadtrat  bewilligte  auch  in  diesem 
wie  im  letzten  Jahre  den  freien  Gewerk- 
schaften aus  städtischen  Mitteln  300  M. 
als  Unterstützung  gcwcrksdiaftliclier 
Unterrichtskurse,  lehnte  aber  eine  dem- 
entsprechende  Unterstützung  der  christ- 
lichen Gewerkschaften  ab.  X  Bei  den 
Gewerbegerichtswihlen  in 
Mannheim  errangen  unsere  Gewerk- 
schaften von  insgesamt  70  Beisitzer- 
stellen 27  aus  der  Klasse  der  Arbeit- 
nehmer und  4  aus  der  Klasse  der  Arbeit- 
geber. X  In  Zittau  ist  von  der  organi- 
sierten Arbeiterschaft  ein  \'o!kv  und 
Gewerkschaftshaus  gegründet 
worden  zu  Herbergs-,  Gesellsdufts-  und 
Versammlnngszwedcen.     ernst  pnNH*mT 

8o«hilpIdayo^itdtg  Bewegung 
Eaqrklopldleee  EIN  enzyklopädisches 

Werk  sachgemäss  zu  be- 
spredien.     bedürfte  es 

eigentlich  enzyklopädischen  Wissens  und 
Könnens.  Wer  als  Legitimation  nur  an- 
führen kann,  dass  er  solche,  von  der 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  *  ÖPPENTUCHES  LEBEN  •  SOZIALPXDAOOQISCIIE  BEWEGUNG 


zünftigen  Wissenschaft  oft  nodi  Iwute 

über  die  Achsel  angesehenen  Hilfsmittel 
häufig  benutzt,  wird  sich  auf  eine  all- 
gemeine Prüfung  der  Brauchbarkeit  und 
der  allgemeinen  Richtung,  etwa  noch  mit 
kurzer  Betrachtung  einiger  ihm  gerade 
naher  liegenden  Einzelheiten,  zu  be- 
schränken haben.  Es  ist  noch  nicht  lange 
her,  dass  man  selbst  im  grösseren  Publi- 
Icmn  die  aus  dem  Konversationslexikon 
—  dessen  Titel  freilich  auf  einen  recht 
oberflüchlichen  und  keineswegs  wissen- 
schaftlichen Benntzungszweck  hinzu- 
deuten scheint  —  geschöpfte  Bildung 
recht  abschätzig  bewertete.  Sehr  mit  Un- 
recht. Mittlerweile  haben  sich  auch  die 
in  lexikographischer  Weise  geordneten 
Enzyklopädiecn  des  allgemeinen  Wissens 
die  ihnen  zukommende  geachtete  Stel- 
lung erobert.  Selbstverständlich  ist  es 
niemals  möglich,  durch  ein  derartiges 
Werk  sich  eine  wirklich  abgeschlossene 
und  tiefgehende  Weltanschauung  tmd 
Lebenskenntnis  zu  erwerben.  Das  ver- 
bietet schon  die  alphabetische  Form,  die 
eine  Teilung  aller  Stoffe  in  zahlreiche 
Enutehutikd  verlangt  und  daneben  mir 
allgcmdiw  Übersichten,  die  wieder  weni- 
ger in  die  Einzelheiten  einführen  können» 
gestattet  Wer  sich  wirklich  wissen- 
schaftlich bilden  will,  muss  in  systema- 
tischer Weise  zusammenhängende  Lehr- 
rnid  Handbücher  für  die  ilrai  wichtigen 
Gebiete,  vor  allem  aber  die  klassischen 
Hauptwerke  der  grossen  Meister  seiner 
Wissenschaft  durcharbeiten.  Und  eine 
wirklich  wissenschaftliche  Bil- 
dung kann  bei  der  heutigen  Ausdehnung 
der  Einzelforschung,  die  ihr  Arbeits- 
jiebiet  täglich  erweitert  und  vertieft,  über- 
haupt keine  allgemeine  Bildung  mehr 
sein.  So  sehr  es  richtig  ist.  dass  die 
Wissenschaften  nach  einer  inhr/elinte 
langen  Ausbildung  der  Spe/ialarl)eit  und 
einem  übermässigen  Zunicktrcten  allge- 
meiner und  philosophischer  Interessen 
heute  wieder  starker  zur  Zusammenfas- 
sung gesicherter  Forschungsergebnisse 
und  ihrer  gesteigerten  philosophischen 
Durchdringung  zu  einheitlicher  Welt-  und 
Lebensanschauung  hindrängen,  so  richtig 
bleibt  es  doch  heute  und  für  alle  Ewig- 
keit, dass  vollwertige  wissenschaftliche 
Bildung  nur  durch  Fach-  und  Spezial- 
arbeit,  ohne  die  nun  einmal  eine  kräftige 
und  selbständige  Fähigkeit  der  Aufnahme 
und  Verarbeitung  von  Stoffen  unmöglich 
ist,  gewonnen  werden  kann.  Nur  die 
vollstiuidige  Bdierrschung  eines  be- 
stimmten, sei  es  auch  eines  bescheidenen 


Wissensgebietes  gibt  die  Kraft  der  kri- 
tischen Verarbeitung  und  der  positiv- 
schöpferischen  Gestaltung.  So  wenig  der 
Mensch  von  Essenzen   und  Extrakten 

sich  nähren  kann,  so  wenig  ist  eine 
geistige  Ernährung  nur  durch  allgemeine, 
ohne  eigene  Arbeit  anzueignende  Zusam- 
menfassungen möglich. 
.\BER  auch  der  wissenschaftliche  Fach- 
mann, sofern  er  sich  nicht  auf  ein  enges 
Spezialgebiet  Iwschränken  will,  verlangt 
zeitweilig  nach  Einblicken  in  ver- 
wandte und  mitunter  auch  in  fernliegende 
Wi>--^e!isgcbiete.  Und  der  nicht  wissen- 
schaftlich Gebildete,  dem  bei  langer  Ar- 
beitszeit und  geringem  Besitz  die  Zeit  wie 
die  Mittel  zu  eindringenden  Studien  feh- 
len, wird  sich  gleichfalls  gerne  der  Hilfs- 
mittel bedienen,  die  bei  dem  heutigen 
Stande  der  Lexikographie  ihm  in  treff- 
licher Weise  dargeboten  werden.  Ja 
selbst  auf  den  eigenen  speziellen  Arbeits- 
gelneten  sind  solche  Werke  unentbehr- 
lich geworden.  Ist  es  doch  eine  alte 
Klage,  dass  Handbücher  meist  schon  an 
Tage  ihres  Erscheinens  in  Bezug  auf  das 
Tatsachenmaterial  veraltet  sind,  und  man 
kann  auch  nicht  jede  neue  Auflage  er- 
werben. Und  je  mehr  die  Arbeit  mit  den 
Tagennteressen  zusammenhängt  und  nach 
Aktualität  strebt,  umso  notwendiger  sind 
Werke,  wie  unsere  modernen  Konver- 
sationslexika, die  möglichst  nahe  an  den 

Zeitpunkt  ihres  Erscheinens  heranreichen 
des  Material  bieten  und  durch  geeignete 
Abschluss-  und  Ergänzungsbinde  immer 
auf  dem  laufenden  gehalten  werden.  Da- 
zu kommt  die  in  den  neuesten  Werken 
dieser  Art  gebotene  vorzügliche,  oft  die 
berechtigten  Ansprüche  noch  übertref- 
fende Ausstattung  mit  illustrativem  und 
kartographischem  Material,  mit  chronolo- 
gischen und  statistischen  Tabellen,  die  in 
früher  nicht  geahnter  Weise  eine  Ver- 
anschaulichung der  im  Texte  gegebenen 
Tatsachen  ermöglicht  und  die  Bildung 
eines  eigenen,  von  der  Darstellung  un- 
abhängigen Urteils  erleichtert. 
DAS  neueste  dieser  Werke  ist  das  in 
6.  Auflage  jetzt  bis  zum  Ii.  Band  und 
zum  Ende  des  Buchstabens  K  gediehene 
Meyersche  Grosse  KonversatiniLKli-xik^^n 
/Leipzig,  Bibliographisches  Institut/,  das 
bereits  in  der  bisher  erschienenen  grösseren 
Hälfte  eine  unübersehbare  Fülle  von  Tat- 
sachen und  Anschauungsmitteln  bietet. 
Vornehmlich  die  Ausstattung  mit 
Bildern  technischer  Art :  Maschinen  und 
Baulichkeiten,  aber  auch  mit  vortreff- 
lichen, oft  anch  künstlerisdi  wertvollen 
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Btldem  aus  der  Tier-  und  Pflanzenwelt, 
mit  zahlreichen  Karten  zur  physika- 
lischen. Rcschichtüchen,  politischen  und 
Kulturgeorgraphie.  einer  Fülle  von  Über- 
sichten verschiedenster  Art.  gibt  dem 
Werke  eine  dauernde  wissenschaftliche 
und  zeitgeschichtliche  Bedeutung.  Als 
Verbesserungen  sind  hier  gegen  frühere 
Auflagen  zu  rühmen  die  Verwendung  des 
Holzschnitts  statt  der  wenig  besagenden 
Linienzeichnung  für  die  auf  zahlreichen 
Tafeln  gegebenen  hervorragenden  Werke 
der  Bildhauerkunst  tmd  namentlich  die 
Neueinführung  des  Porträts,  das  die  ge- 
schichtliche Darstellung  wesentlich  leben- 
diger gestaltet.  So  ist  dem  Artikel 
Juns^cs  PcHtschlaud  eine  Tafel  mit  vor- 
züglichen Bildern  der  Vertreter  dieser 
merkwürdigen  Literaturepoche  beige- 
geben. Andere  l)ringpn  hcrvrirrapende 
Afrikaforscher,  Geographen,  Bismarck, 
Goethe  in  verschiedenen  Lebensaltem  etc. 
DER  Inhalt  ist,  wie  schon  betont,  über- 
aus rcichbelchrend  und  aktueil.  So  ist 
die  Krimtnalstatistik  bis  7um  Jahre  igoi 
fortgeführt  und  die  Vcrgleichting  der 
beiden  Jahrzehnte  1882- 1891  und  1892-1901 
mit  ihren  zum  Teil  höchst  bedenklichen 
Krgehnissen  (Ztmahmc  der  gefährlichen 
Körperverletzungen  auf  100000  Straf- 
mundige,  das  heisst  über  12  Jahre  alte 
Personen  von  160  auf  2.30.  der  Sittlich- 
keitsvergehen von  22  auf  29  etc.)  er- 
möglicht, der  russisch-japanische  Krieg 
bereits  bei  dem  Stichwort  Japan  bis 
zum  September  1904  erzählt  und  anderes. 
ÜBER  die  Tendenz  eines  solchen 
Werkes  sollte  man  gar  nichts  zu  sagen 
haben.  Es  sollte  kurzerhand  tendenzlos, 
völlig  objektiv  sein:  ein  Ideal,  dem  man 
nach  meinem  Erachten  in  derartigen  Dar- 
stellungen sehr  nahe  kommen  kann.  Viel 
näher,  als  es  die  Bearbeiter  mancher  Ge- 
biete in  diesem  Werke  versucht  haben. 
Und  es  ist  bedauerlich,  dass  der  Mangel 
an  Objektivität  sich  gerade  auf  dem  Ge- 
biete der  sozialen  Probleme  besonders 
fühlbar  macht.  Wohl  gemerkt,  ich  ver- 
lange von  einem  derartigen  Werke  keine 
sozialistische  oder  auch  nur  sozialrefor- 
merische  Propaganda.  Ich  bin  zufrieden, 
wenn  es  sich  auf  eine  narktr  Aiifr.hrur, 
des  tatsächlichen  statistischen  und  ge- 
setzgeberischen Materials  beschräidct 
Aber  die  gegcbeiv-n  T.it'-nchen  müssen 
genau  und  einigermassen  erschöpfend 
angeführt  Sein.  Und  will  der  angenannte 
Bearbeiter  noch  Urteile  fällen  und  Vor- 
schläge machen,  dann  berührt  es  seltsam, 
wenn  im  Jahre  1902  als  der  Weisheit 


letzter  Schluss  Ansichten  und  Forde- 
rungen aufgestellt  werden,  die  schon  30 
Jahre  vorher  nicht  gerade  den  Reiz  der 
Neuheit  besassen  und  charaJcteristi scher- 
weise aus  der  10  Jahre  älteren  vorigen 
Auflage  fast  unverändert  herubergenom- 
men  sind.  So  ist  der  Artikel  Arheiter- 
frat^c  wenig  7tifriedenstellcnd  nach  Stoff 
und  Geist.  Wir  finden  da,  in  eine  mora- 
lisierende und  selbst  des  kirchlich-rdi- 
gi(>scn  .\romas  nicht  entbehrende  Sauce 
getaucht,  hauptsächlich  eine  Reihe  von 
Forderungen,  die  wohl  nur  in  einem 
Punkte  (Ausdehnung  des  Schutzes  auf 
Jugendliche  bis  zu  18  Jahren)  über  das. 
was  heute  bereits  die  Reichsgesetzgebung 
bietet,  hinausgehL  Die  Koalitionsfreiheit 
wird  gefordert  —  aber  mit  den  Beschrän- 
kungen zur  Abwehr  von  Übergriffen  und 
keineswegs  für  ländliche  Arbeiter  und 
Gesinde.  Nebenbei  bemerkt :  es  ist  zum 
mindesten  irreführend,  wenn  es  da  heisst : 
»Der  auch  für  die  landwirtschaftlichen 
Lohnarbeiter  berechtigten  Forderung 
einer  öffentlich-rechtlichen  Regelung 
der  .  .  .  Kranken  .  .  .  Versicherung  hat 
die  Reichsgesetzgebung  entsprochen.« 
Kurz,  wenn  der  gute  Bürgersmann 
seine  Sozialpolitik  im  Meyer  studiert 
hat,  wird  er  befriedigt  sagen :  das 
haben  wir  ja  schon  alles!  Bei  Arbeiter- 
ktimmern  werden  zwar  die  Jahreszahlen 
der  abgelehnten  f ,o-^otzentwürfe  gegeben, 
aber  ohne  den  grnndlirh  ausgearbeiteten 
sozialdcmokratistlun  F.ntwurf  von  IQOO. 
Auch  der  .\rtikel  Konsumz'crcine  ist 
lädcenhaft;  er  sagt  zum  Bei spieP  nichts 
von  der  Grosscinkaufsgcscllschaft. 
KURZ,  so  trefflich  das  Meyerschc  Lexi- 
kon auf  vielen  Gebieten  ist:  in  den  Fra- 
gen der  Sozialpolitik  steht  es  nicht  auf 
der  Höhe.  Hier  ist  das  von  Brockhaus 
und  für  viele  Fragen  noch  immer  das 
Wurmsche  Volkslexikon  sachgemässer. 
Nicht  zu  beanstanden  sind  dagegen  die 
Artikel,  die  sich  mit  der  Geschichte  der 
sozialen  Bewegung  beschäftigen,  biogra- 
phisch und  an  Quellenverzetchnissen 
reich  und  im  ganzen  durchaus  objektiv; 
wie  überhaupt  der  historische  Teil  des 
Werkes  nur  zu  loben  ist. 
WENN  auch  die  eigene  Kritik  und  das 
eigene  Studium  nicht  zu  ersetzen  sind, 
so  bieten  solche  Enzyklopädieen  dennoch 
ein  reiches  Mass  von  Talsachencrkcnnt 
nis.  Vielleicht  kommt  auch  die  Zeit,  da 
in  einer  neuen  Auflage  des  Volkslexikont 
der  luuttge  Stand  sozialistischen 
Denkens  und  Wissens  in  volkstümlicher 
Weise  und  su  einem  für  die  Arbeiter  er« 
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schwinglichen  Preise  der  Masse  darge- 
boten wird,  bald  wieder!  Es  würde  dann 

eine  wertvolle  Ergänzung  zu  jenen  gross 
angelegten  En/.yklopädieen,  wie  dem 
Meyer,  sein,  die  ja  sdlOn  wegen  ihrer 
technischen  Ausführung  und  ihrer  Uni- 
versalität nicht  zu  entbehren  sind. 

X  X 
Knne  Chronik  DIE  in  dieser  Rundschau 

mehrfach  gewürdigte,  vom 
Genossen  Heimann  ge» 
gründete  Öffentliche  Bibliothek  und  Lese- 
halle in  Berlin  hat  ihr  6.  Betriebsjahr 
vollendet.  Der  Bericht  zeigt  wiederum 
eine  aufsteigende  Entwickelung.  In  den 
abgelaufenen  6  Jahren  ist  das  Institut 
von  insgesamt  690 155  Personen  aufge- 
sucht worden.  Der  weitere  günstige 
Fortgang  dieser  ^  mustergültigen  Einrich- 
tung acheint  gesichert,    simon  katzcimteiii 

Frauenbewegung 

««tartlleWw«.   IN  der  Stdlttiig.  die  die 

OfTontlichkeit  zur  Frauen- 
fragc  einnimmt,  hat  sich 
ein  gewaltiger  Umschwung  vollzogen. 
Früher  ging  fast  die  gesamte  Presse 
mit  einigen  knappen,  mehr  oder  minder 
überheblich  oder  spöttisch  gehaltenen 
Notizen  über  die  .^ii':scr\ingen  der 
Frauenbewegung  hinweg ;  heute  registrie- 
ren Leitartikel  und  lange  Berichte  den 
Stand  und  die  Nuancen  dessen,  was  sich 
FrauenbeiL'egung  nennt.  Das  bezeugt, 
dass  man  endlich  begonnen  hat,  der 
Frauen  Recht  und  Anspruch  im  Gesell - 
Schafts-  und  Wirtschaftslebai  zu  prüfen, 
endlich  anfangt,  in  der  Frauenbewegung 
mehr  zu  sehen,  als  einen  neuen  Sport 
unbeschäftigter  oder  sensationslüsterner 
Damen.  Damit  ist  für  die  Rtmdschaü 
der  Augenblick  gekommen,  in  dem  das 
Recht  der  Berichterstattung  zur  Ptlicht 
kritischen  AbwSgens  und  Ausblidcens 
wird. 

SOWEIT  dabei  die  proletarische 
Frauenbewegung  in  Frage  kommt,  tat  die 
Sache  einfach  genug.  Es  gibt  zwar  in 
den  Reihen  der  Genossen  immer  noch 
Rückständige  genug,  die  gleich  dem  ein- 
gefleischtesten Bourgeois  auf  die  Frauen 
und  ihre  Sache  herabsehen,  der  Frau 
•las  Recht  auf  Arbeit  und  Beruf  be- 
streiten und  von  ihrer  Mitarbeit  im  Be- 
freiungskampf der  Arbeiterklasse  wenig 
wissen  wollen:  im  allgemeinen  aber  ist 
hier  ein  wachsendes  Verständnis  für  die 
Solidaiitit  aller  Arbeitenden  onne 
Unterschied  des  Gesdiledite  zu  ver- 


zeichnen. Diesen  Geist  atmet  die  Stel- 
lungnahme der  Gewerkschaften,  wie  der 
politischen  Partei  zu  den  Fragen  der 
Organisation  und  allseitigen  Betätigung 
der  weiblichen  AHmter,  zum  Institut 
weiblicher  Vertrauenspersonen  und  ähn- 
liches mehr.  Und  die  Sicherheit  ruhigen 
Fortschreitens  spricht  audi  aus  dem  Be- 
richt der  Vertraucnsperson  der  Genos- 
sinnen Deutschlands.  Am  Schlüsse  des 
bis  Ende  Juli  reichenden  Berichtsjahres 
amtierten  100  Vertrauenspersonen.  Sie 
haben  zusainnien  mit  einer  Reihe  ande- 
rer Genossinnen  an  allen  politisdien  und 
gewerkschaftlichen  Bestrebungen  der 
Arbeiterklasse  regen  Anteil  genommen, 
soweit  die  Vereinsgesetzgebung  dies 
irgend  zuliess.  Besonders  im  Berg- 
arbeiterkampf, in  der  gewerkschaftlichen 
Organisation  und  Agitation  in  Gewerk- 
schafts-, Zolltarif-  und  Bildungsfragen 
haben  sie  sich  hervorgetan.  Eine  atisser- 
ordentHch  erwünschte  imd  erfreuliche 
Entwickelung  hat  auch  das  Organ  der 
deutschen  Arbeiterinnenbewegung,  die 
Gleichkeit,  genommen.  Seit  ihrer  Uni- 
und  Ausgestaltung  ist  sie  der  gute 
Freund  auch  der  Hausfrauen  tmd  IGnder 
geworden  und  dürfte  in  ihrer  heutigen 
Form  zur  Gewinnung  der  Jugend  und 
der  Ausbreitung  des  sozialistischen  Den- 
kens und  Fühlens  mehr  beitragen,  als 
sozialistische  Kindervereine  das  irgend 
vermöchten.  Noch  sei  in  diesem  Zu- 
sammenhang erwähnt,  dass  der  Gewerk- 
schaftsausschuss  für  das  Bureau  der 
Generalkommission  zur  Forderung  der 
gewerkschaftlichen  Organisierung  der 
Arbeiterinnen  seit  dem  i.  Oktober  Ge- 
nossin Altmann  angestellt  hat.  Auch  der 
Grtvcrkvercin  der  deutschen  Frauen  und 
Mädchen  (Hirsch-Duncker)  hat  am 
I.  Oktirfier  in  Berlin  ein  Arbeiterinnen- 
sckrclari.Tt  eröffnet.  Zum  Parteitag  in 
Jena  waren  diesmal  17  Frauen  delegiert. 
Sie  haben  sich  auf  das  lebhafteste  an 
manchen  Verhandlungen  beteiligt  und 
insbesondere  in  den  Fragen  der  Jugend- 
erzidiung  und  Jugendliteratur  ihr  sach- 
verständiges Wissen  betätigt. 

DIE  Charakterisierung  des  heutigen 
Standes  der  bürgerlichen  Frauen- 
bewegung ist  nicht  so  einfach.  Neben 
der  feststehenden  Tatsache,  dass  sie  sich 
nicht  mit  dem  Mann  der  bürgerlichen 
Klassen,  sondern  ^  e  k  c  n  ihn,  vollzieht, 
hat  man  es  hier  mit  Strömungen  und 
Partdongen  mannigfacher  Art  zu  tun, 
die  ztun  Teil  aus  der  Unklarheit  über  die 
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grundlegende  Wesenheit  des  Frauen- 
Icampfes,   zum  Tdl   aas  personlidien 

Gründen  hervorgehen.  Da  sind  die  Ra- 
dikalen, der  linke  Flügel,  auf  der  einen 
Seite,  auf  der  anderen  die  CSemäMigteiL 
Als  oft  geflickte  und  wenig  trnj^fihige 
Brücke  zwisdu-n  beiden  der  Bund. 
Der  Ikike  Flügel  pflanzt  mit  kühnetn 
Wagemut  die  Standarte  des  Fortschritts 
weit  hinaus.  Nun  soll  es  gewiss  nicht 
getadelt  werden,  wenn  man  sich  ein 
weites  Ziel  steckt.  Wer  aber  Entfernung 
und  Kräfte  so  wenig  abzuschätzen  weiss. 
das5  er  glaubt,  in  einem  Schwang  und 
Sprung  erreichen  zu  können,  was  viel- 
leicht die  Arbeit  von  Jahrzehnten  sein 
wird,  der  ist  dann  genötigt,  wieder  zu- 
rückzustecken. Solciie  •-ich  hiiufiger 
wiederholende  Rückzüge  sind  aber  nicht 
nor  ein  Eingeständnis  der  Schwäche  und 
inneren  Unklarlicit.  sie  bedeuten  auch 
eine  Verschwendung  respektive  unnutze 
Ausgabe  von  Kräften,  an  denen  die 
Frauenbewegung  doch  wahrlich  keinen 
Überfluss  hat.  Beweisend  sei  hier  an 
die  schwidilichc  Haltung  des  linken 
Flügels  in  der  Stimmrechtsfrage  er- 
innert. Bei  Gelegenheit  des  Weltkon- 
gresses hat  Dr.  Käthe  Schirmacher  für 
das  Zensuswahlrecht  plädiert,  und  bei 
der  diesmaligen  Tagung  des  Verbandes 
fortschrittlicher  Fraucnvcrcinc  und  des 
Stimmrechti'ereins  ist  L.  G.  Heymann 
in  Verkennung  der  historischen  Ent- 
wickelung,  nach  einer  Absage  an  die 
Sozialdemokratie,  für  ein  Bündnis  mit 
den  Liberalen  eingetreten.  Die  Vor- 
sitzende. Frau  Cauer,  hielt  es  dann  frei- 
lich für  gut,  zu  bremsen,  indem  sie  be- 
tonte, dass  die  vom  Verein  bestellte 
Referentin  nur  im  eigenen  Namen  ge- 
sprochen habe. 

X  X 
Ebaproblem  DER  Hauptberatungs- 
gegenstand der  diesmali- 
gen Tagimg  des  fort- 
schrittlichen Verbandes  war  die  Ehe- 
frage imd  -reform  in  ihren  verschiedenen 
Zweigen.  Die  wirtschaftliche  Seite  der 
Frage  wurde  von  Fräulein  Lischncwska 
and  Dr.  Schirmacher  beleuchtet.  Der 
ersteren  Ideal  ist  das  Genossenschafts- 
haus und  ein  ausgebildetes  öffentliches 
Erziehungssystem  mit  regelmässiger  Er- 
werbsarbeit aller  Fraaen,  and  sie  sieht 
in  der  heutigen  Fabrikarbeiterin,  wirt- 
schaftlich gef asst,  den  Typus  der  n  c  u  e  n 
Frau.  Die  zweite  tritt  für  den  Einzel- 
haushält  und  die  ökonomisdie  Wert- 


schätzung der  hauswirtschaftlichen 
FranenaiMt  ein. 

IN  ihrem  Vortrag  Du-  psychologische 
Notwendigkeit  der  Ehereform  nimmt 
Fräulein  Dr.  Stöcker  den  Stand- 
punkt ein,  dass  durch  die  Reform 
der  sexuellen  Ethik  keineswegs  die 
Einehe  untergraben,  sondern  nor  von 
ihren  jetzigen  wirtschaftlichen,  recht- 
lichen und  moralischen  Schäden  und  Un- 
zulänglichkeiten befreit  werden  solle. 
Mit  dieser  vermittelnden  Auffassung 
stimmt  auch  das  Referat  überein.  das 
Fräulein  Pappritz  gelegentlich  der  Ge- 
neralvorsanimhing  des  Allgemeinen 
deutschen  i-raucnvereins  in  H^"*^  am 
2.  Oktober  über  das  Thema  l'on  welchen 
Gesichtspunkten  aus  hat  die  FraueHbcwe- 
gUHg  an  der  Reform  der  sexuellen  Ethik 
SU  arbeiten  f  hielt.  Daneben  verlangt 
dies  Referat,  dass  der  Grundsatz  der 
gleichen  Moral  für  Mann  und  Weib  auch 
in  die  Praxis  des  Gesellschafts-  un  I 
Rechtslebens  fibornommcn  werde  und 
insbesondere  zu  einer  energischen  Be- 
kämpfung des  Mädchenhandels,  der  un- 
sittlichen .Ausbeutung  von  Frauen  etc. 
führe.  Der  in  der  folgenden  Diskussion 
mehrfach  zu  Tage  tretenden  Auffassung, 
dass  die  Frauenbewegung  die  Fürsorge 
für  die  uneheliche  Mutter  von  jeher  zu 
ihren  Pflichten  gerechnet  habe,  ist  inso- 
fern zu  widersprechen,  als  die  von  den 
Vereinen  in  dieser  Richtimg  geübte  Für- 
sorge vorwiegend  den  Charakter  eines 
milden  Erbarmens  mit  den  Gefallenen 
trägt,  statt  sich  auf  dem  granitnen  Fun- 
dament sozialer  Gerechtigkcir  r.ufzu- 
bauen.  Marianne  Weber  (Heidelberg), 
die  über  Beruf  und  Ehe  sprach,  wies  auf 
die  Gefahren  hin.  <lie  aus  einer  mcch.mi- 
schen  Verallgemeinerung  der  heutigen 
Prauenerwerbsarbeit  den  Frauen  selbst, 
dem  FamilienlelH-n  und  vor  allem  den 
Kindern  erwachsen  nmsscn.  Das  dan- 
kenswerte Referat,  das  gleichfelb  dne 
ziffermäsige  Bewertung  der  hauswirt- 
schaftlichen Frauenarbeit  und  damit  die 
ökonomische  Sdbständigkeit  auch  der 
Hausfrauen  verlangt,  versagte  indes  bei 
der  Frage,  wie  denn  mm  die  Vereinigung 
von  Beruf  und  Ehe  bei  jenen  an  bewiiicen 
sei,  die  nicht  Neigung,  sondern  die  blanke 
Not  der  Erwerbsarbeit  zuführt. 

GLEICHZEITIG  mit  den 
verschiedenen  Frauenver- 
bSuden  tagten  in  Magde- 
burg   die    SittlidikdUveretne.  Dort 
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uütete  man  gegen  alles,  was  mit  der 
neuen  Ethik  und  dem  Mutterschutz  nur 
irgendwie  zusammenhängt,  und  will  mit 
Fräulein  Paula  Müller,  die  Fürsorge  für 
die  Gefallenen  nach  wie  vor  lediglich 
der  christlichen  Barmherzigkeit  vorbe- 
halten. In  seltsamem  Gegensatz  zu  den 
Fürsorgebestrebungen  solcher  und  ver- 
wandter Vereine  steht  ein  menschliches 
Dokument,  betitelt  In  den  menschlichen 
Dschungeln,  ein  Weckruf  von  Malvine 
Rennert  /Leipzig,  Dietrich/.  In  knappen 
Bildern,  die  das  Gepräge  der  Wahrhaf- 
tigkeit tragen,  schildert  die  Verfasserin 
die  sittlichen  und  leiblichen  Geiahren, 
denen  junge  dents^e  Madchen  (Er- 
ziohorinm-n  etc.)  im  Auslande  ausgesetzt 
sind,  ohne  bei  den  deutschen  Konsuln 
oder  dem  Verein  der  Freundinnen  junger 
Mädchen  genügenden  Beistand  und 
Rechtsschutz  zu  finden.  Ein  Appell  an 
die  Redaktion  der  Frau  hatte  nach  der 
Verfasserin  auch  nur  einen  platonischen 
Erfolg.  Es  wird  Sache  der  angegriffenen 
Stellen  sdn,  diese  Beschuldigungen  zu 
entkräften. 

X  X 
■tttmteliiita  DER  italienische  Minister 
für  I-andwirtschaft.  In- 
dustrie und  Handel  hat 
einen  Gesetzentwurf  über  die  Einrich- 
tung einer  Reichsmutterschaftskasse  vor- 
gelegt, der  aber  leider  nur  die  fabrik- 
arbeitenden Frauen,  also  etwa  Vi  Million 
in  seinen  Schiit/  einheziehen  und  die 
übrigen  erwerbstätigen  Frauen,  etwa 
1%  Million  unberücksichtigt  lassen  wüL 
Da  nun  der  italienische  Wcchnerinnen- 
schutz  sich  überhaupt  nur  über  14  Tage 
oder  höchstens  4  Wochen  nach  der  Ent- 
bindung erstreckt,  ist  ein  wesentlicher 
Nutzen  von  der  Durchführung  dieser 
viel  zu  engen  und  vasuUnglichen  Ver- 
sicherung nicht  zu  erwarten. 
IN  Qjarlottenburg  ist  die  Verwaltimg 
des  Krankenhauses  in  der  Kirchstrasse 
von  der  Armendirektion  ermächtigt  wor- 
den, die  im  Krankenhause  entbundenen 
Wöchnerinnen  mit  ihren  Kindern  bis 
zur  Dauer  von  drei  Monaten  unentgelt- 
lich in  der  Anstalt  zu  behalten. 

X  X 
Soziale  Hilf».    DERJahresbericht  der  Ber- 
liner  Mädchen-  und  Frtuen- 

gruppen  für  soziale  Hilfs- 
arbeit weiss  von  erfreulichem  Fort- 
schreiten zu  berichten.  Ihre  Aufgaben 
sehen  sie,  wie  ähnliche  \'oranstaltun- 
gen  in  Hamburg,  Cöln,  Frankfurt  a.  M., 
darin,    Helferinnen   für   alle  Zweige 


der  sozialen  Wohlfahrtspflege  auszu- 
bilden. Das  Komitee  zur  Errichtung 
von  Arbeiterinnenheimen  bat  einen  IVeg' 
weiser  für  Arbeiterinnen  herausgegeben, 
der  in  knapper  Form  eine  Übersicht  über 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Arbeite- 
rinnen, das  heisst  über  die  Gewerbeord- 
nung, die  Krankheits-  und  Invaliditäts- 
verstchcrung,  über  Organisation,  Ar- 
beiterinnenpresse, Heime  etc.  gibt.  Bei- 
gefügt ist  eine  AtiUitung,  um  mit  einem 
Wochenlohn  von  10,90  M.  auszukommen, 
was  freilich  nur  die  könnten,  die  »in 
einem  Arbeiterinnenheim  essen,  ihre 
Abende  und  Sonntage  dort  zubringen«, 
und  bei  denen  demnach  die  »Ausgaben 
für  Heizung  und  Beleuchtung  fast  ganz 
fortfallen«.  Mit  zwingender  Macht  drängt 
sich  da  eine  Erwägung  auf.  10,90  M. 
verdienen  längst  nicht  alle,  und  selbst 
die  es  verdienen,  können  nur  ausreichen, 
wenn  gutgemeinte  Wohltätigkeit  ihnen 
zu  Hilfe  krimint.  Man  mu-^s  solclu-  Illu- 
stration spr  oben  zur  Unzufriedenheit  und 
Begehrlichkeit  der  Arbdtersdiaft  zu- 
weilen etwas  niedriger  hängen.  Dem 
sehr  .empfehlenswerten  und  brauchbaren 
Büchlein  ist  ein  Verzeichnis  der  Ber- 
liner Arbeitsnachweise  beigegdien. 

X  X 

"■■IwsiÄ  DIE  Arbeiterinnenorgani- 
sation in  Frankreich,  deren 
Geschichte  in  dem  IV. 
Bande  des  Sanmielwerkcs  über  die  Fach- 
verbände der  Arbeiter  niedergelegt  ist, 
erscheint  sehr  dürftig  und  lückenhaft. 
Die  ersten  Anfänge  reichen  zwar  bis  in 
die  Jahre  1848  und  185 1  zurück,  haben 
aber  nie  grössere  Ausdehnung  und  Be- 
deutung erlangt.  Ende  1902  gab  es  15$ 
gewerkschaftliche  Fachvereine,  die  nur 
Frauen  aufnehmen,  mit  insgesamt  13873 
Mitgliedern.  Weiter  siod  in  zusammen 
589  gemischten  Vereinen  und  Gewerk- 
schaften noch  48087  Arbeiterinnen  or- 
ganisiert, eine  Zersplitterung,  die  dem 
gemeinsamen  Vorgehen  nicht  eben  för- 
derlich sein  kann.  Als  eine  zu  deutschen 
Gepflogenheiten  in  wohltuendem  Gegen- 
satz stehende  Massregel  ist  hervorzu- 
heben, dass  durch  Erlass  einer  Ministerial- 
verordnung  vom  i.  September  1899  einer 
Frau  Sitz  und  beratende  Stinune  im 
Obersten  ArbeHsrat  zur  Begutachtung 
aller  die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  be- 
rührenden Absichten  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  zuerkannt  wurde.  Eine 
neue  Verordnung  vom  14.  März  1903 
bestimmt,  dass  ein  Vertreter  der  In- 
dustriegruppen  IX  und  X  (Textilindustrie, 
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Bekleidung  und  Wäache&brikation)  eine 
Arbeiterin  sein  muss. 
X  X 
KuiwChionik  IN  Zürich  ist  die  ge- 
setzliche Einführung  des 
Zehnstundentages 
vom  Kantonsrat  nach  hartnäckigem  Kampfe 
(lor  So/.iaI(!i'TnokTr!tcn  mit  149  gegen  14 
Stimmen  beschlossen  worden.  X  Am 
1.  August  hat  der  Dresdener  Zweig- 
vercin  der  Internationalen  abolitionisti- 
schen  Förderaiion  eine  Poliklinik  für 
geschlechtskranke  Frauen  er- 
öffnet,  die  für  Mittel!' gratis  und  unter 
Wahrung  der  Anonymitat  aller  funk- 
tioniert. X  Die  verdiente  Führerin  der 
belgischen  Sozialistinnen,  die  warm- 
herzige Menschenfreundin  und  Idealistin 
Isabella  Gatti  de  Gamond 
i>t  am  IT.  Oktober  an  den  Folgen 
einer  schweren  Operation  im  Alter 
von  66  Jahren  gestorben  (vergL 
die  Rubrik  Sozialistische  Be^vegung, 
pag.  1064.  Ihr  Andenken  wird  bleiben. 
X  Ein  Flugblatt  des  Allgemeitun 
üeutsclwn  Frattenvereins  verlangt  ein- 
schneidende Reformen  in  Bezug  auf  die 
Bildungsmöglichkeit  und  Be- 
rufstätigkeit dc^  weiblicht^n  ricsrlileclits, 
auf  Ehe  und  Familie  und  die  Stellung 
der  Frauen  im  öffentlichen  Leben,  in 
Gemeinde  und  Staat        HCNmETTE  rOimi 

KUNST 

Dichtkunst 

Kaytaritag  NIE  wird  der  kurländische 
Edelmann  in  den  Mund 
seiner  Menschen  ein  Wort 

/cR(  n,  das  unlvedingt  verdanmU  oder  ver- 
himmelt. Wo  in  Benignens  Erlebnis  der 
«chtundvterziger  Revolutionär  mal  aus- 
holen niricbtc-  im  Pathos,  drücken  ihn 
die  Leisigkeit,  der  wie  ein  schleichendes 
Gift  siegende  Aristokratismus  zusammen. 
Und  die  hiergegen  sich  sträuben  wollen, 
bekommen  das  Zittern,  das  verzehrende, 
nie  zu  stillende,  sdiale  Sehnen.  Adlig 
r^l'  t  sei  (Irr  rrchtc  Saft.  Dem  kann 
garend  Volksblut  zeitweis  ein«*  zischende 
Beweglichkeit  zuführen,  wie  die  handfeste 
Schenkwirt  stocbtcr  oder  ein  singender 
Fürstenliebling  oder  ein  zigeunernd 
Teufelsgeschöpf,  das  wegen  seiner 
Schönheit  vom  Pflaster  aufgelesen  ward. 
Das  muss  aber  gelöscht  werden  unterm 
Scharfrichterbeil,  unter  Mörderhänden, 
durch  -Austreibung.  Pöbelblut  kämpft 
mit  Adelsblut:  Beate  mit  Marcüe,  Peter 
Hawel  mit  Maiga,  der  tfinmwf  HmUf 


wahrschdnlidi  in  die  Elendhfitte  gdangt, 

wie  ein  verirrter  Stern,  mit  Wilddicbs- 
gesindel  und  in  Rechtlosigkeit  Wurzeln- 
den.   Wenn  das  Adelsweaen,  auf  dem 

jede  Harmonie  sich  gesammelt  hat,  in 
den  Wassergrund  tauchen  musste,  ist  es  die 
Siegerin  doch,  weil  etwas  Erlösendes  in 
seinem  Tode  liegt.  Ganz  zu  Beginn,  im 
mystischen  Fruhltngsopfer,  spriesst  unter 
Süffeln,  schmierigen  Kätnern  und  lun- 
gernden Baucrnlümmeln  ein  fremdartig 
Blut  empor,  ein  Bankert.  An  dem  ist 
das  Rätselvolle,  dass  man's  für  adlig 
halten  soll,  da  so  viel  geheime  Wunder- 
gänge vom  Himmel  der  Gottesjungfrau 
zu  seiner  Seele  führen.  Das  Denken 
die:»  r  Menschen  ist  Schönheit,  und  ihr 
Trachten  das  Frieden>lel)cn  einer  ge- 
sehnt/-tcn  Bltune. 

VHÜK  Dramen  und  drei  Geschichten,  alle 
bei  S.  Fischer  erschienen,  umfassen  das 
Werk  Keyserlings;  und  ihnen  ging 
einiges  Verschollene  voraus.  Die  These, 
für  die  er  eintritt,  ist  ein  noch  nicht  ge- 
hörter Klang.  Seine  Kraft  liegt  weder 
im  dramatischen  Anpacken,  noch  im 
grossen  Schwung  der  Gedanken.  Lyrisch 
sich  einschmeicheln  möchte  er,  und  es 
gelingt  ihm  stets,  auch  auf  dem  Theater, 
wenn  das  szenische  Spiel  von  visionärer, 
das  erste  Glück  entdeckender,  das  letzte 
Glück  verschüttender  Stimmung  zu  sein 
hat  Sobald  der  Sturm  in  die  Menschen 
kommen  soll,  ist  der  Dichter  ratlos,  und 
er  bedient  sich  einer  impersönlichen,  müh- 
sam geübten  und  doch  nicht  ganz  er- 
worI)enen  Technik.  Die  Mängel  des  Dra- 
matikers sind  des  Erzählers  Tugenden. 
Hier  darf  er  Schritt  für  Schritt  malen, 
ohne  die  in  se  inem  Tluntt  r  stets  deutliche 
Furcht,  im  kargen  Betonen  des  künstle- 
risch Notwendigen  das  richtige  Mass  zu 
verschen.  Das  letzte,  nm  wenigsten  ge- 
brechliche Drama  Benignens  Erlebnis  ist 
schon  mehr  den  Forderungen  der  Bühne 
angepasst.  Den  Zündstoff  der  Revolu- 
tion nutzt  es  aus,  indem  zwei  Weltan- 
schauungen durch  ihn  verwundet  werden. 
Als  die  sakralen  Vertreter  der  Menschen- 
würde und  einzig  legitimen  Beschützer 
der  Volkswohlfahrt  wähnen  sich  die  im 
Besitz,  in  der  Herrschaft,  im  Reichtum 
eingeborenen  Alten.  Sie  wollen  nicht  tmd 
können  nicht  begreifen,  dass  ihre  Kinder 
mit  den  Armen  fühlen,  die  statt  der 
Herrschaft  die  Freiheit,  .statt  des  Reich- 
tums das  allgemeine  Glück  erkämpfen. 
.■\ls  ein  sehr  khig  ersonnener  Zufall  es 
fügt,  dass  die  Ideale  beider  Generationen 
ihre  Danerhaltiii^t  erweisen  sollen,  be- 
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hält  äusserlich  das  schon  verwesende 
Ideal  recht,  während  es  ist,  als  wenn  der 
siegende  Entscheid  dem  blühenden  Gc- 
schlechte  winkL 

DAS  ganze  Jahr  hat  kein 
lyrisches  Buch  gebracht, 
das  ohne  jede  Einschrän- 
kung dem  Grossen  und  Dauernden  zuge- 
rechnet werden  darf.  Zwar  ist  Franz 
Diedericji  ein  leiner,  die  Schönheit 
des  Wortes  sudwnder  Künstler.  Doch 
seine  Welt  ist  zu  ausschliesslich  ein 
Gegenstand  der  penönlidien  Vorliebe,  als 
dass  ihre  Inhalte  allen  Lesern  werden 
Freude  machen  können.  Er  dichtet  den 
WorpsweUer  Malern  ihre  Stimmungen 
and  Landschaften  nach,  wie  es  schon  der 
Böhme  Rainer  Maria  Rilke  tat  (lVorf>s- 
toeder  Stimmungen  /München,  Georg 
Muller/).  Indem  er  so  das  Auge  ganz 
aufs  Malerische  einstellt,  wird  er  durch 
die  Natur  seines  Stoffes  ins  Artistische 
hineingetrieben,  werden  das  Wichtigste 
die  Sprachkünste  und  die  bis  zur  Ma- 
rotte gesteigerte  Ziselierung  der  Form. 
Das  redliche,  aber  noch  nie  in  der  Poesie 
gut  gewesene  Bemühen,  mit  Worten  zu 
malen,  gmg  ja  schon  Lessing  gegen  den 
Geschmack.  Doch  hat  Diederich  eigene 
Stimmungen  gedichtet  von  dem,  was  ihm 
die  Heide  sagt,  und  dort  spricht  ein 
liebes,  umfassendes  Herz.  Ganze  Idyllen 
seines  täglichen,  nicht  wilden,  sondern 
in  Behaglichkeit  und  Träumerei  sich  ab- 
spiimenden  Lehens  erzählt  er.  Und  sein 
zweiter  Lyrikband  Die  weite  Heide 
/ebenda/,  ist  ganz  von  solchen  Freuden 
erfüllt.  Wie  eigen  er  Rhythmus  und 
Reim  handhabt,  zeige  die  schöne  Strophe : 
»Dort  oben  unterm  Dach,  im  Heu  ge- 
borgen, — 
Wie  flüsternd  heimlich  kam  des  Schlum- 
mers Tritt  I 
Dann  auf  der  Dide  regte  früh  der 

Morgen 

Lebendig  sich.  Der  holzbeschuhte  Schritt 
Der  Bauern  klappte  laut    Das  flinke 

Sorgen 

Der  Wirtin,  die  an  sich  kein  Zaudern 

litt. 

Ich  hörte  sie  an  Tisch  tmd  Herd  sich 

müh'n, 

Der  Kessd  summte  über  m  Torfbrand- 

glüh'n.« 

IM  Gegensatz  zum  stillen  Diederich  hat 
Georg  Busse-Palma  als  zigciniern- 
der  Bacchant  begonnen  und  die  singende 
Sünde  gefdert  Nun  will  auch  er  sich 
die  Brücke  sdüagen  lur  Ruhe  nach  dem 


Wandern  und  Sehnen.  Was  ilm 
reizte,  das  Weib  als  Vampyr,  tut  er  in 
dner  klagenden  Ballade  ab.  Seine  Nei- 
gung gehört  jetzt  der  sanften,  der  auf- 
atmenden, nach  der  Hetze  etwas  müden 
Seele.  Manchmal  noch  ein  Sprühen,  das 
schnell  gedämpft  wird.  Ein  liebenswerter 
Lyriker  ist  Busse- Palma  auch  in  den 
Brückenliedern  /München,  Langen/  ge- 
blieben. 

DIE  stilistische  Unfreiheit,  die  nach 
überkommenen  Anschauungen  nur  formen 
kann  und  höchstens  eine  glatte  Gefällig- 
keit des  Verses  cu  spenden  hat,  ist  das 
Charakteristisdie  an  den  Interieurs  von 
Dr.  R.  K  ü  h  n  c  1 1  /Abbazia,  Fr.  J. 
Schmidt/.  Er  führt  sich  als  hitzigen 
Erottker  dn  und  behält  den  Ton  bd  bis 
zum  t'bor<lru^s.  Ob  er  sich  als  I.cchzen- 
den  schildert  oder  als  Verzichtenden  oder 
wütend  Geniessenden,  man  müsste  bis  auf 
Heine  zurückgehen,  um  das  Entliehene 
seiner  Lyrik  zu  erweisen.  Und  alle  Mo- 
demen von  Bedeutung  waren  ihm  Lehrer, 
deren  Beispiel  aber  nicht  ein  selbständiges 
Gemüt  befruchtete.  Die  lyrische  Unkraft 
unserer  Geg^wart  wird  aber  zur  er- 
schreckenden Deutlichkeit  in  Adolf 
Grabowsky  {Das  Zeugende  /Berlin, 
Barke/).  Grabowsky  ist  nämlich  an- 
gesteckt von  dem  vcrb.Hngnisvollen  Irr- 
tum, dass  ein  frevelhafter  Sport  mit 
sprachlichen  Schwülstigkeiten  Poesie  dar- 
stelle. Ein  tonendes  Erlebnis  ist  ihm 
nicht  ins  Blut  gcgatigen.  Er  spielt  nüt 
hohlen  Sinnbildern.  Wie  es  bei  solchen 
Symbolisten  Brauch,  lasst  er  die  Ex- 
treme des  Wilden  und  Zahmen  in  der 
Natur  sich  verschlingen.  Die  Schule,  die 
in  Alfred  Mombcrt  gipfelt,  hat  auch  ihn 
verführt.  Nur  ist  sein  Sprachreichtum 
sehr  gering.  Er  versucht  sich  ab  und 
zu  im  leichten,  gerdmten  Lied.  Wo  dann 
der  rhetorische  Prtmk  abfällt,  wird  erst 
recht  seine  ArnuU  und  das  Konventionelle 
seiner  Begabung  offenbar.  Ein  Satz  von 
ihm  lidsst:  »Idi  h^  ein  Lied,  das  ich 
nidit  singen  kann.«  Das  ist  die 
Wahrhdt 

X  X 

Kam  Chronik  der  Dichter  Heinrich 

Bulthaupt  ist  gestor- 
ben; als  Kunstler  be- 
deutete er  wenig,  doch  hat  er  über  klas- 
sisches Drama,  dasjenige  Hebbels,  Lud- 
wigs, Grillparzers  und  der  Gegenwart 
sehr  Gründliches  ge^chriehen.  X  Max 
Hesses  Volksbücherei  bringt  eine 
ausserordentlich  knappe  und  gute  Bto> 
graphie  Shakespeares  von  Edward  Dow- 
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den  in  deutscher  Übersetzung.  AugUSt 
Tri  nius,  Marc  Twain,  Lulu  von  Stmus, 
Helene  B^lau,  Martin  Greif  setzen  die 

t'ijcndort  erscheinenden  zeitgenössischen 
Autoren  in  praktischer  Weise  fort  X 
Das  Werk  eines  ernsten  Schriftstellers 
ist  Erich  L  i  1  i  c  n  t  h  a  1  s  Tragigro- 
teske  Pfler  Schüler  /Minden,  Bruns/. 
Der  Untergang  eines  halben  Helden,  den 
eine  Modeströmung  für  Tage  berühmt 
macht,  und  der  in  der  Not  als  hohl  und 
schwach  zerrüttet  wird,  ist  der  beweg- 
liche Inhalt  des  Romans. 

&ratnr  DER  Berhner  Ordinarius 
des  Slawischen,  Alexan- 
der Brückner,  scliricb 
eine  Geschichte  der  russischen  Literatur 
in  der  Sammlung  der  Literaturen  des 
Ostens  /Leipzig,  Amelang/.  Er  ver- 
zichtet darauf,  das  Biographische  der 
Einzelpersönlichkeit  zu  ^eben  und  be- 
nutzt es  nur  so  weit,  wie  es  den  Ent- 
wickcluiigsgang  der  Gcsamtliteratur  auf- 
hellen kann.  Diese  Strömungen  jedoch 
zeichnet  er  von  ihroi  ersten  Anfängen 
bis  7ur  Ccgenwart  mit  st.irker  Darstel- 
lungskraft und  ungewöhnlicher  Gelehr- 
samkeit, wie  sie  schon  an  seiner  pol- 
nisclun  Liti-raturgcschichte  gepriesen 
werden  mussten.  Dass  im  grossen,  über- 
schauenden Zusammenhang  mandi  Ur- 
teil der  Mode  umgemünzt  wird,  ist  selbst- 
verständlich. Tschechow  wird  als  gott- 
begnadeter Dichter  gerühmt,  Ck»rkij  mit 
kuhler  Vorsicht  gewertet    max  NOOHOoaf 

Mualk 

PÖnSproUOMt  SOLLTE  es  reiner  Zufall 
sein,  dass  in  der  Entwicke- 
limg  der  modernen  Musik 
das  Lied  den  übrigen  Formen  so  weit 
vorangeeilt  ist?  Ich  habe  in  den  vorigen 
Rundschauen  bereits  angedeutet,  dass  die 
menschliche  Stimme  in  miu"-ter  Zeit  so 
sehr  in  den  Vordergrund  tritt;  das  aber 
kann  nicht  der  einzige  Grund  sein,  es 
hatte  dann  ja 'die  Oper  eine  gleiche  Höhe 
der  Entwicklung  erreichen  müssen,  wie 
das  Lied.  Der  innere  Hauptgrund  ist  viel- 
melir  das  Problem  der  Form,  und  ehe 
dieses  gelöst  ist,  ist  eine -moderne  Musik 
grossen  Stils  unmöglich.  Das  ist  der 
Kernpunkt,  um  den  sich  das  Musiideben 
der  letzten  Monate  drehte. 
DIE  Schwierigkeit,  modernen  Geist  und 
grosse  Form  zu  vereinen,  können  nur 
die  ganz  Starken  überwinden,  und  es 
sind  wenig  genug,  denen  es  gelungen  ist. 
Das  letzte  gute  Werk  dieser  Art  ist 


immer   noch  Strauss'  Domestica  — 
und  Monate  sind  schon  seit  ihrer  Erst- 
aufführung verflossen.    Bei  den  neue- 
sten   Versuchen   fehlt    es    immer  an 
der  nötigen  Stärke.  £  d.  B  e  h  m  hat  ein 
Klayierquttttett  und  eine  Phantasie  für 
Violine  und  Klavier  geschrieben.  Beide 
Werke  sind  voll  guter  Gedanken,  in  bei- 
den zeigt  sich  der  Komponist  als  ge- 
diegener, ernster  Musiker,  und  besonders 
im  Quintett    finden  sich  Stellen  von 
innerer  Grösse.   Aber  es  smd  nur  Stel- 
len.   Das  Werk  als  Ganzes  zieht  sich  in 
die  Länge,  es  ermüdet;  Behm  scheitert 
an  der  Hauptschwierigkeit,  an  der  Form. 
Noch  mehr  l.isst  sich  das  behaupten  bei 
einem  Klavierkonzert  von  O.  Singer. 
Bei  ihm  sind  die  grossen  ^llen  weit 
spärlicher.    Fehlt  schon  in  den  Themen 
selbst  die  Bedeutung,  so  noch  viel  mehr 
in  der  thematischen  Arbeit  Kommt  dazu 
noch  das  Bestreben,  stets  persönlich,  stc'.s 
modern  zu  sein  und  so  den  Hörer  seihst 
an  den  äusseren  Ruhepunkten  nicht  aus- 
ruhen zu  lassen  —  die  Sätze  sind  nicht 
von  einander  abgeteilt  — ,  so  wird  bei  der 
ubergrosen  Ausddinung  das  Werk  wenig 
geniessbar.    Dass  aber  selbst  ein  Stär- 
kerer an  der  Form  scheitert,  zeigt  sich 
in  einem  Streichquartett  von  Vit  N  o  - 
v4k.   Hier  sind  wenigstens  die  Gedanken 
meist  von  tiefer  und  grosser  Empfin- 
dung, und  aucli  in  der  thematischen  Ar- 
beit zeigt  sich  Bedeutendes.    Dann  aber 
versagt  dem  Künstler  doch  zum  grossen 
Gestalten  die  Kraft,  und  er  muss  nun 
mit  leeren  Noten  das  Ganze  ausfüllen, 
abrunden.  Arbeitet  er  dabei  noch  mit  den 
kontrapunktischen  Feinheiten  eines  mo- 
dernen Technikers,  so  wirkt  auch  dieses 
Wetic  aufreibend,  wie  fast  alle  moderne 
Kammermusik.    Vielleicht  und  hoffent- 
lich wird  Noväk  noch  die  Schwierigkeit 
der  Form  überwinden,  er  durfte  dann 
wohl  noch  eine  Rolle  spielen.   S  i  b  e  I  i  u  s 
(Violinkonzert    D-moU,    op.   47)  und 
Heubner  (Violinkonzert  C-motl)  ge- 
ben in  der  Form  nichts  Neues.   Wie  viel 
schwerer  ist  es  für  einen  Künstler  un- 
serer Zeit  eine  ältere,  strengere  Sonaten- 
form zu  füllen !    Die  Erfindung  reicht 
nicht  aus.    Heubner  ersetzt  das  fehlende 
Genie  durch  gediegene  Arbeit,  Sibelius 
versucht    die   Leere    durch  Ausserlich- 
kcitcn  zu  verdecken.    Ähnlich  verhält  es 
sich  mit  P.  E  r  t  e  1  s  symphonischer  Dich» 
tung  Bclsasar.     B  u  s  o  n  i  geht  diesem 
Problem   der    gros>en   Form  aus  dem 
^ftgt.   Seine  Musik  zu  Turandot  besteht 
aus  einer  Anzahl  kleiner  Charakterstücke. 
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Er  will  das  Chinesische  diaraktehsieren ; 
darin  ffegt  die  Schwäche  und  die  Stärke 

dieser  Kompc^itinnon,  Andere  Künstler 
vermeiden  wieder  in  anderer  Weise  die 
Schwierigkeiten  der  modernen  Pom.  Sie 
lassen  das  Moderne  zunicktreten,  sobald 
sie  im  grossen  Stil  komponieren,  ja,  sie 
verzichten  zum  Teil  ganz  auf  das  Per- 
sönliche und  schliessen  sich  sogar  eng 
an  ältere  Muster  an.  Hierin  wurde  rela- 
tiv Gutes  geleistet;  doch  bleibt  es  ein 
Mangel.  Es  lässt  sich  nichts  an  Kahns 
Trio  G-molI  (Klavier,  Klarinette,  Cello) 
aussetzen;  vieles  ist  in  dieser  Arbeit  her- 
vorragend an  Feinheit  und  Grazie  und 
Form.  Für  mich  aber  fehlt  gerade  die 
Hauptsache:  der  Inhalt.  Auch  in  G.  J  e n- 
n  c  r  s  Kompositionen,  in  G.  S  o  h  u  - 
m  a  n  n  s  F-moU- Symphonie  und  W.  B  c  r  - 
gers  G-moll-Trio  kann  man  nur  die 
frine  Arbeit  anerkennen.  Ähnlich  einige 
Werke  von  H  a  l  f  d  a  n  Cleve:  ge- 
schickt und  wirkungsvoll,  aber  ohne  Tiefe, 
ein  gutes  Durch^chnittswerk  zum  Beispiel 
sein  B-moU-Klavicrkonzert.  Allzu  äusser- 
lich  ist  dagegen  eine  Klaviersonate  von 
E  m.  M  o  ö  r. 

BISHER  beschränkte  sich  die  moderne 
Gesangsmusik  fast  nur  auf  das  kurze 
Stimmtuigslied.  Ed.  Bchm  greift  auf  die 
grössere  Halla«icnform  Loewcs  zurück.  Er 
zeigt  sich  hier  nicht  so  persönlich  >yie 
in  seinen  oben  erwähnten  Kafnmermusik- 
werken,  vielleicht  weil  das  unpersönlich 
Erzählende  zum  Wesen  der  Ballade  ge- 
hört. So  kann,  da  der  Text  mit  denen 
von  Ix)ewe  grosse  Ähnlichkeit  hat,  audi 
die  Musik  von  dem  Vorgänger  nicht  stark 
abweichen.  Die  Tatsache,  dass  die  Bal- 
laden Jean  Renaud,  Die  Fee  und  Sml  bei 
der  Hexe  von  Endor  eines  Loewe  würdig 
sind,  spricht  genug  für  ihren  Wert.  We- 
niger bedeutend  sind  die  lyrischen  Ge- 
sänge. 

X  X 
Kurze  Chronik  IN  Cöln    starb  Isidor 
Sei 8 8  im  Alter  von  65 

Jnhrcn.  Er  war  auf  vielen 
Gebieten  der  Musik  tiitig.  ausübend  und 
lehrend  und  wurde  vor  allem  bekannt 
durch  seine  Bearbeitung  der  Tänze  Beet- 
hovens. X  Eine  Reihe  neuer  Opern 
wurden  mit  Erfolg  aufgeführt:  Der 
Überfall  von  Zöllner  in  Stettin,  Hjoerdis 
von  K.  Moor  in  Prag,  Baldurs  Tod  von 
C  Kistler  in  Düsseldorf,  Bruder  Lustig 
von  Siegfried  Wagner  in  Hamburg,  deren 
Wert  aber  sehr  bestritten  wird,  femer 
Das  Fest  auf  Solhaus  von  V.  Slenham- 
mar  im  Berliner  Opernhaus,  ein  Werk 
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ernster  Arbeit,  an  dem  vieles  zu  loben 
ist,  doch  ohne  gcmigend  Persönlichkeit 
und  Pcdcufiing,  um  den  Hörer  über  die 
Schwäche  der  inneren  Form  hin  wegheben 
zu  können,  und  endlich  Eugen  d'Alberts 
Flautn  solo  in  Prag.  X  Eine  sympho- 
nische Dichtung  von  F.  Klose,  Isebül, 
fand  in  München,  Max  Regers  neue  Sin- 
fonictta  in  Cöln  starken  Reifall.  X  Einen 
Wettbewerb  für  Komponistinnen  aller 
Nationen  schreibt  der  internationale  Ly- 
ccumkluh  aus.  X  Auf  dem  3.  Kunst- 
erziehungstag  wurde  über  die 
Themen  Af«wij^  und  GfmmuHk  (Lidit» 
warck") .  DicMusih pflege  im  f/oMi^-CBatka), 
Die  Jugend  in  Konzerten  und  Opern 
(Barth)  und  Das  musikalische  Gemessen 
(Dessoir)  goprochen.  X  Die  Univf-rsität 
Leipzig  hat  eine  ordentliche  Professur 
für  Musikwissenschaften  errichtet  und 
dem  bisherigen  ausserordentlichen  Pro- 
fessor H.  R  i  c  m  a  n  n  übertragen  —  unser 
grösster  Musikgelehrtcr  bis  jetzt  nur  Ex- 
traordinarius. X  Die  genialste  musika- 
lische Tragüdin  der  Gegenwart,  Gem- 
ma  Bellincioni,  gastierte  in  Berlin 
am  Theater  des  Westens,  leider  nicht  in 
bedeutenden  Werken,  da  diese  Monopol 
der  Königlichen  Oper  smd.  Wo  bleibt 
die  Intendanz,  weim  es  ^t,  solch  ein 
Phänomen  zu  gi  u  innen? 
X  X 
Uteratur  DIE  Einheit  in  den  gei- 
stigen Strömungen  der 
Jetztzeit  scheint  sich  auch 
in  der  Literatur  über  Musik  bemerkbar 
zu  machen.  Die  Empfindung  ist  feiner 
geworden  nicht  nur  im  Geniessen  der 
Kunstwerke,  sondern  auch  im  Verstehen 
und  Geniessen  der  künstlerischen  Per- 
sönlichkeit. Wir  müssen  jetzt  aber  auch 
mehr  selbst  die  Arbeit  tun,  über  die  wir 
uns  l)isher  nur  von  anderen  haben  be- 
richten lassen.  Selbst  Briefe  lesen.  Tage- 
btjcher.  Memoiren  u.  s.  w.  Das  Bedürf- 
nis nach  solchen  Werken  ist  so  stark, 
dass  fast  alle  besseren  Bü6h(;r  der  letzten 
Monate  über  Musik  dieses  Gebiet  behan- 
deln. Alle  diese  Wprke  sind  nicht  ohne 
Intcrts-c :  Hugo  Wolf,  Peter  Coniclius, 
Hector  Berlioz,  Rieh.  Wagner  (Gedichte 
und  Briefe).  Bülow,  Schumann  u.  s.  w. 
Ani  zwei  T'ücher  weise  ith  hier  besonders 
hin,  auf  Nietzsches  Briefwechsel  mit 
Malwtda  von  -Meysenburg  /Berlin, 
Schuster  &  Löffler/  und  Beethovens 
Briefe,  herausgegeben  von  K.  Storck 
/Stuttgart,  Greiner  k  Pfeiffer/.  Das 
erstcre  ist  besonders  deswegen  interessant, 
weil  es  ein  Stück  Kulturgeschichte  der 
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neuesten  Zeit  ist:  der  Kernpunkt  ist  das 
Verhältnis  von  Nietzsche  »o  Wagner. 

Man  hat  so  viel  darüber  gcsch riehen  und 
hat  besonders  Nietzsche  allerlei  persön- 
liche Motive  itntergdcgt,  die  seine 
Freundschaft  und  den  Bruch  mit  Wagner 
verständlich  machen  sollen.  Ich  glaube 
—  und  ich  werde  durch  jene  Briefe  darin 
bcslärkt  — ,  das  Wesentliche  dieser  merk- 
würdigen Stellung  zweier  ganz  Grossen 
ist  dieses :  Nietzsche  hat  die  Entwicklung 
vom  Baseler  Professor  zum  Verfasser 
des  Zarathustra  durchgemacht,  vom  Men- 
schen des  XIX.  Jahrhunderts  zum  Über- 
menschen des  XX.  Die  grundsätriiche 
Verschiedenheit  dieser  beiden  Nietzsches 
dräckt  er  selbst  ganz  unzweifelhi^  aus. 
So  stehen  sich  anfant^s  zwei  verwandte 
Seelen,  später  aber  die  Gegensatze  zweier 
Zeitalter  gegenüber.  Und  wer  die  innere 
Verschiedenheit  eines  Wagn ersehen  Dra- 
mas und  der  Nietzscheschcn  Lyrik  empfin- 
det, der  muss  auch  die  Notwendigkeit  eines 
Bruches  empfinden.  Was  Nietzsche  über 
Wagner  schreibt,  es  ist  echt ;  mehr  noch, 
es  ist  die  erschütternde  Wahrheit,  die 
nicht  wenig  dazu  beigetragen  hat,  den 
modernsten  Menschen  aller  zu  zerrütten, 
dessen  Tragik  darin  bestand»  aeioen  Zeit- 
genossen um  ein  Zeitalter  voraus  gewesen 
zu  sein.  Diese  Seele  zu  geniessen  — 
gewiss,  es  lohnt  sich.  Aber  der  Genuss 
ist  kein  ungemischter,  man  muss  sich 
durch  manche  Briefe  hindurchlesen,  ehe 
man  zum  Schönen  kommt;  es  ist  das  der 
Mangel  aller  Gcsamtausga^n.  Aus  die- 
sem Grunde  geben  Beethovens  Briefe  eine 
reinere  Freude.  Man  kann  wohl  über  die 
Auswahl  streiten,  entbehren  möchte  ich 
keine  Zeile.  Man  erfährt  wenig  über  den 
Musiker  Beethoven,  nur  der  Mensch  steht 
vor  uns  in  seiner  ganzen  Schönheit  der 
Seele.  Selbst  wer  seiner  Kunst  noch 
fremd  gegenübet  ^trh^,  den  Menschen 
kann,  muss  jeder  lieben.  Ich  empfehle 
dies  Buch  jedem  Laien,  der  überhaupt 
ästhetisch  geniessen  kann,   wnst  aarmanh 

Notizen 

tat  etaaiier        AUF   meine   im  vorigen 
Heft   (pag.  998;  erfolgte 
Abwehr  des  törichten  Ver- 
suche?,  die  Soctalisttschctt  Mntiatshcftc 
eiu  bürgerliches  Blatt  zu  nennen,  glaubt 


Genosse  Lensch  in  der  Le^siger  Volks- 
'fitung  vom  1.  NovemW  noch  ein  paar 

iil)erllüssige  Bemerkungen  machen  za 
sollen.  Da  er  sachlich  nichts  zu  er- 
widern weiss,  so  nrarmelt  er  etwas  von 
>Reklamcf)ediirfnis« :  dieser  geschäftliche 
Gedankengang  liegt  ihm  offenbar  sehr: 
man  ist  es  jetzt  nachgerade  gewöhnt, 
dass  die  Leipziger  Volkszcitung  dem,  der 
sich  gerade  ihre  Ungunst  zugezogen  hiut, 
Erwerbsinteressen  unterschiebt,'  ihn  als  * 
Geschäftsmann  be^eichtut  etc.,  vmd  dass 
sie  dies  mit  Vorliebe  gerade  Genossen 
gegenüber  tat.  deren  Unfähigkeit  zur 
materiellen  Ausnutzung  ihrer  politischen 
Tätigkeit  notorisch  ist.  Nun,  man  kann 
es  schliesslich  niemand  verargen,  wenn 
er  die  Vermutungen  auch  äussert,  die 
ihm  vielleicht  stets  als  die  plausibclstei} 
erscheinen.  Genosse  Lensch  ärgert  sich 
auch  darüber,  dass  er  früher  einmal  den 
Sozialistischen  Monatsheften  seine  Mit- 
arbeit angeboten  hat.  Die  Tatsache  sd- 

1h  r  hr streitet  er  nicht,  .-.hrr  er  wünscht 
mildernde  Umstände  zugebilligt  zu  er- 
halten: es'  sei  schon  lange  her  (fünf 
Jahre),  damals  sei  er  noch  ein  Neuling 
gewesen;  nicht  vertraut  mit  den  »inneren 
Parteivierhältnissen«.  Je  nun,  er  redi- 
gierte damals  bereits,  was  er  mitzuteilen 
vergisst,  ein  P  a  r  t  e  i  b  1  a  1 1  —  er  hat 
seine  Mitarbeit  ausdröeklidi  als  »Redak- 
teur der  Freien  Pressc*^  angeboten!  — , 
also  musste  man  von  ihm  auch  vor- 
aussetzen, dass  er  nngelahr  in  der  Parte! 
Pescheid  wusste.  t'brigens  ist  es  wohl 
eine  ausserhalb  Leipzigs  unbekannte 
Spielart  des  ökonomischen  Materialis- 
mus, das?  man,  um  zu  ermessen,  ob  ein 
Blatt  sozialistisch  oder  bürgerlich  ist,  in 
den  »inneren  Parteiverhältnissen«  alias 
in  allerhand  persönlichem  Klatsch  be- 
schlagen sein  müsse.  Den  Charakter  eines 
Blattes  pflegt  man  sonst  aus  seinem  In- 
halt zu  erkennen.  Sollte  Genosse  Lensch 
den  damals  noch  nicht  haben  be- 
urteilen können?  Er  versichert  uns  ja, 
dass  er  bereits  »einen  ausreichenden  Be- 
griff von  den  Grundsätzen  und  Forde- 
mngdi  der  Sozialdemokratie«  haue  .... 
Indes,  es  sei  zugegeben,  dass  ihm,  der 
inzwischen  von  Strassburg  nach  Leipzig 
befördert  wurde,  mit  seinen  höheren 
Zwecken  auch  die  B^üfe  gewachsen 
sein  können.  josef  blocn 
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